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Gandbud 


der 


Papierſtaͤmpel · un Lar-Borfchriften 


vom 37. Jänner 1840 





mit Berüdfihtigung 


der nachträglichen Verordnungen bis März 1845 


Ignaz Schwarz Edlen von Schwarzwald, 


Dortor der Rechte, Gameralrathe bei der k. k. mährifch - fchlefiichen Gameral- Gefällen- 
Verwaltung und Beifiger des 2. 2, mährifch - fchlefifchen Oefällen - Obergerichtes, 


Wien, 1846. 





he von Braumüller & Seidel, 
Braben, im Sparraffe-®ebäube, 





»ASLIOTRECA 
PEGILA 
PEIONAUFNSISI 


« 
I: 





Seiner Ercellenz 
bem 
bochgebornen Herrn 


Herrn 


Earl Friedrich 


Freiherrn son Kabech von Kabas, 


Herrn und Landſtand in Tirol, Böhmen, Mähren und Schleſien, 


Kanzler und Großkreuz des öſterr. kaiſerl. Leopold-Ordens, Ritter des ungar. 
St. Stephan-Ordens, Ritter des ruſſ. kaiſerl. Ordens des heil. Alexander— 
Newsky, Großkreuz des königl. baier. St. Michgel-Ordens, Großband des königl. 
belg. Leopold-Ordens, Ritter des ruſſ. k. Stanislaus-Ordens zweiter Claſſe, 


k. k. wirklichem geheimen Rathe, 


Präfidenten der f. P, allgemeinen und der ka k. Hofkammer im Münz- und 
Bergmwefen, 


wirflichem Mitgliede der k. k. Landwirthſchafts-Geſellſchaft in Wien, Ehrenmitgliede ver 
mähr.-ſchleſ. Geſellſchaft des Ackerbaues, der Natur: und Landeskunde und der Ackerbau⸗ 
Gejellichaft in Krain, dann Ehrenmitgliede der k. k. Akademie der bildenden Künfte und 
bes n. ö. Gewerb = Vereines 
2. f. w, 


in tieffter Ehrfurcht gewidmet 


von bem 


Derfafler. 


Digitized by Google 


Borwort. 





Bei einem Geſetze von fo allgemein praftifcher , allenthalben in 
das Gefchäftsleben eingreifender Natur, wie das Etämpel- und 
Tax-Geſetz, für deffen richtige Anwendung überdieß Zedermann 
perfönlich verantwortlich gemacht ift, muß es Jedem, vorzüglich 
aber jedem Gefchäftsmanne daran liegen, fi) mit dem Buchftaben 
und Geifte feiner Beftimmungen unmittelbar felbft befannt ma—⸗ 
chen, und darüber felbft urtheilen zu können, dahin auf dem leich- 
teften Wege und mit dem geringften Zeitaufwande zu gelangen und 
doch dabei mit Sicherheit vorausfegen zu dürfen, die gefeglichen 
Vorſchriften volftändig erfchöpft zu haben. Es muß daher Zeder- 
mann wünfchenswerth fcheinen, zu jeder Gefegeöftelle Alles das zu— 
fammengeftellt zu finden, was daran geändert oder zu ihrer richtigen 
Anwendung und ihrem befferen Berftändniffe von der k. k. allge= 
meinen Hoffammer, als der zur authentifchen Interpretation diefes 
Geſetzes allein berechtigten Hofftelle, mitgetheilt wurde. 

. Auf diefe Art wird nicht nur ein Ueberblick über. den ziemlich 
umfangreichen Gegenftand und zugleich eine genauere und tiefere 
Ginfiht in dad Syſtem und den Sinn des Gefeges gewonnen, 
fondern aud der Caſuiſtik, welche die Behörden mit Anfragen 
behelligt, gefteuert, dem Mißverfländniffe einzelner Entfcheidungen 
vorgebeugt, den Behörden die Handhabung der Vorfchriften und 
ihres Einklanges unter fich erleichtert, der Gefeggebung felbft die 
Evidenz des Stoffes für Fünftige Aenderungen erhalten und endlic) 
auch die Heberzeugung gewährt, daß das Geſetz die Nothwendigkeit 
zahlreicher Erläuterungen nicht verfchuldet habe. 

Das vorliegende Handbud) hat diefen Zweck fich vorgefeßt und 
zu diefem Ende, ohne dem Zerte der BVorfchriften irgend eine 
Gewalt anzuthun, diefelben ſtückweiſe dort eingereiht, wohin fie 
nach ihren Beziehungen erläuternd gehören, und fie fo geftellt, daß 
fie einen fortlaufenden Gommentar des Gefeges felbft bilden. 

Ferner fchien es wünfchenswerth, in einem Handbuche, welches 
Vorſchriften enthält, deren Beobachtung allgemein unter Strafz 

a” 


IV 
androhung vorgezeichnet ift, auch die Strafbeftimmungen für die 
Uebertretungen und jene allgemeine Beflimmungen des Straf: 
gefeßed über Gefälld-Uebertretungen vereint zu befigen, deren 
Anwendung in folchen Fällen in der Regel Statt findet, da nicht 
Jeder das Strafgefeb zur Hand, und auch nicht Beruf oder Ver- 
anlaffung hat, fich mit demfelben ganz befannt zu machen. 

Auch fchien es angemeffen, um ein volljtändiges Ganze zu 
liefern, jene Vorſchriften, durch weldye bei Einführung des Stäm- 
pel- und Zar - Gefeßes in die Wirkfamkeit, frühere Geſetze auf- 
gehoben oder nur befchränft wurden, für den ganzen Umfang der 
mit der Stämpelabgabe belegten Länder gefammelt, als einleitende 
Beftimmungen, dem Gefege mit feinen Nachträgen und Erläute- 
rungen vorauszufchicen. 

Ein Inhalts = Berzeichniß, welches insbefondere dort, wo die 
Anordnung des Gefeßes (zweiter, dritter und vierter Abfchnitt, 
erfter Theil) die Trennung gleichartigen Stoffes nöthig machte, 
die Ueberficht zu erleichtern beftimmt ift, mit einem Tableau. der 
ftämpelpflichtigen gerichtlichen und ämtlichen Acte; eine bequeme 
Veberfiht der correfpondirenden Paragraphe der verfchiedenen 
Gefeßes » Terte (des deutfihen, des lombardifch = venetianifchen und 
des dalmatinifchen) mit Angabe ihrer Varianten; ein chronologi- 
ches Verzeichniß der in dem Handbuche mitgetheilten Hofent— 
fcheidungen und ein Materien - Inder find diefem Handbuche, um 
deſſen Gebrauc, zu erleichtern und feine Anwendbarkeit zu verviel- 
fältigen, beigegeben worden. | 

Endlih bat der Verfaffer einige Bemerkungen zum erften 
Theile des Gefeges und zwar als Anhang beigefügt, um feine An- 
fihten nirgends mit den Vorfchriften felbft zu vermengen oder erfteren 
mehr zu vindiciren, als worauffie ald Meinung eines Privatmannes 
Anfpruch haben, nämlich fich nur durch Gründe geltend zu machen. 
Indem der Verfaffer dieſe mühepolle Arbeit der Nachficht und 
Würdigung empfiehlt, muß er bemerken, daß er bemüht war, durch 
Fleiß, ſtrenge Prüfung und Vollſtändigkeit erftere fo wenig als 
möglidy in Anfpruch nehmen zu müjfen, 

Der Verfaſſer. 


Inhalts-Verzeichniß 


der in dem Stämpel- und Targeſetze und in den nachträg— 

lichen Verordnungen enthaltenen Beftimmungen, dann der 

hierauf Bezug nehmenden Beſtimmungen des Strafgeſetzes 
über ——— ——— 





Einleitende Beftimmungen 
zum Stämpel- und Tax-Geſetze. 


Kundmachungs-Patent. 1 
Beſtimmungen bezüglid der durch das St. u. t Gef. 
A. ganz außer Kraft geſetzten, 
B. in ihrer Wirkſamkeit befhränften Geſetze. H 
Erläuterungen bezüglich jenerZaren, welche durd 
das St. u T. Gef. aufgehoben wurden, u. z;.: IM 


der Schreib- und Bidimirungs-Gebühren, 3 = a 
der Handlungs-Fonds-, Wahl: Nenovations =, Gewerbe: 

Taren u, der Mufit-Licenz und Praterhütten- Gebühren, — b 
der Taren für Ertheilung einiger politifchen ——— — ec 
der Einfchreibungs-Tare für Wechfelprotefte, ; — d 
der Ausrufer-Gebühren bei executiven Lieitationen oder im 

Concurs⸗Verfahren, . — e 
der Ausfertigungsgebühr für das Wanderbud) . em f 


Erläuterungen bezüglich jener Taren, welche 
durch das ©t. u. T. Gef. ee 


find, u. z.: . IV. 
der Arhivs-Taren in n Salisien, . / ee . — 
der Eonfiftorial:Taren, — 2 
des Bothenfohnes der Amtsdiener der gatülfhen Sränz: 
Fämmerer, . — 3 
der Domainen-Gefälle * — ——— Giebigkeiten, 
welche die I. f. Pfleggerichte zu adminiſtriren haben, — 4 
der Ausrufer-Gebühren bei freiwilligen Licitationen, . — 5 
der Meilengelder der Gerichtsdiener, — 6 
der Motariats =: Taren im runde des Regiements vom 
24. Suli 1826, r i : R j R . 7 


der tasse degli Archivi mnotarli, 2 ea 8 


vı 


Inhalts:Berzeichniß. 


der Gebühren für die dem Landesfürften tractatenmäßıa 
zuſtehende man gung —— im 
Auslande, 

der Depoſiten-Gebühren, ur : 

ver Muſit-Licenz-Gerühren für den — und — 
Polizeifond, ⸗ 

der Taxen für die Befchäftigungen eineb Livil⸗ — 
Architekten, Fe nn und Ragioniere im lomb.-venet. 


Königreihe, - : . . } . 
der Eonceflions-Taren von Schmelz⸗ 3 ‚errennz, Hamnierz, 
Stred- und Hütten: Befugniffen, ’ ’ A 
der Dienft: Taren für die in Ungarn und Siebenbürgen 
zu befeßenden Dienftpläße, ; ; ; R ; 


ter Lehen:Taren für Dignitäts-Lehen, . et 
der Berg: und Cameral-Lehen-Taren. . A 


Beſtimmungen in Betreff jener Acte und Shrif- 


» 


$. 3, 


ten, deren Beendigung oder Gebrauchs-Fort— 
ſetzung in die Zeit der Wirffamfeit des neuen 
St, u. T Gef. reiht, und mar 00. 
der früher tar= oder mortuarpflichtigen gerichtlichen und 

ämtlihen Verhandlungen, i 5 — — 
des Armenrechtes, 
der Handels- und Gewerbs-, bank — Wanderducher. 
in Betreff der Erbſteuer und der dieffäl 

ligen Verhandlungen. . u —— 


Stämpel: und Tax-Geſetz. 
Allgemeine Deſtimmungen. 


Umfang der Verbindlichkeit des Geſetzes. 
Erläuterungen in Anwendung auf das nicht ftämpelpflich- 
tige Inland, . . ä . . 5 x R 
» auf Öfterreihifche Untertanen im ftämpelfreien In— 
ande oder im Auslande und auf Auswärtige. : 
Wem die Entrihtung dergefeglihen Gebühr 
obliegt und gegen wen der Erſatz derfelben 
geltend gemadht werden darf. 
Erläuterungen bezüglich der — 
für Stiftbriefe, 
für die Grundzins— Ablöfungen | in Tirof, . . 
für Beriaffenfhafte:Einantwortungen, . . 
hinfihtlid der Erfaganfprüche des Fiscus. x . 
Einhebungsart der gefeklihen Gebühren. 


IV 9 
— 10 
— 11 
— 12 
— 13 
— 14 
— 15 
— 16 
V. 
— 1 
— 2 
_ 3 
— 4 
8. 1. A 
§. 1. B 
. 2. m 
se 2. b. 
$.55. h. 
$. 2. c.d, 


Inhalts⸗Verzeichniß. | vr 


Erfter Theil, 
Bon der mittelft des Stämpels einzuhebenden Abgabe. 


Erſtes Hauptſtück. 


§. d. — —— der Stämpelgebühren! 
%. 5. Gegenftände der Stämpelabgabe. 


Erfter Abſchnitt. 
Dom Urkunden - Stämpel. 


6. Welche Urkunden der Sämpelabgabe unter:, 
liegen. ' 
Erläuterungen : 

A. bezüglich des Inhalte und der Form ftämpelpflich: 
tiger Urkunden (Conti, Wocentiften, Briefform, 
Coramifirungen, Bidirungen, Aufichreibungen der 
Zeugen über mündlihe Teftamente). P . 


B. Was als Beftandtheil einer Urkunde anzufehen ift, 
(Ratificationen, Subftitutiond:Bollmadıten, mehrfache 
Legalifirungen, “ 9.95.00. 6. f. 
obrigkeitliche, ämtliche Beftätigungen auf Zeugniife). $.21. D. 


d. 729. Welche Urkunden dem Werthſtämpel unter: 


liegen. 

Erläuterungen rückſichtlich der Anwendung dieſer 3 auf: 
Grundzerſtücklungs-Verträge §. 7. C. 1. 
Heimfälligkeits-⸗Ablöſungs-Verträge, .— O.2. 
Leichen⸗Vereins büchel,. F .— 0.31%. 


Robot: Abolitions= und Reluitions⸗ Vertrage, —63. 
Quittungen über Bezüge, welche für den Tag oder die 
Woche angewiefen werden, ald Provifionen, Tag: 


oder Wochenlohn, F .— (4-12. 
» an die allerhöchfte Privat-Eaffa ©. Majefät, . — (0.13.14. 
» an den italienifhen Monte, . . — C.15. 
» über Ausbeute-Anticipationen und Nacıträge, .— C.16. 


» 9 Rautionen, welche beim Tilgungsfonde für 
die Erleger fruchtoringend angelegt wor⸗ | 
den find, (©. d. 81.25.) » .» . — (0.17.18. 
20. 


» » » welche von Städten und Dominien in 
fädtifhen und herrfchaftlihen Angele: 
genheiten empfangen werden, -  .— 0.19. 


VLII 


Inhalts-Verzeichniß. 


d. 7-9. Quittungen über Deputate in Naturalien: — 


Kerzen, Salz, 


» über Depoſiten, welche von den Depoſiten-Aemtern, 


» 


» 


welche von dem Wiener Kranfenhaufe 

erfolgt werden, (©. $. 81. 25.) . 

welche von den WBaifenämtern ausge: 

ftellt werden, (Depofiten = Scheine), 

» Diäten und Zehrgelder, Pferd: und Reife: 
Paufhalien (S.$. 81.25.) u. zwar: 


der Kreishauptleute, n 
der ital. Juſtizbeamten in Arafämtfi- 


hen Angelegenheiten, . s 
der Tiroler Landgerichte, a0 
der Pfleggerichte. 00. 
für Gefälls-Abfuhren, »  -» 
der galizifhen Kreis = Eaffa - Beamten 


für Geld-Transporte.. 

» Entihädigungen überhaupt (©. d. 81. 16. “ 
f.1.k. 9. 2.9. 25.C) - -» 
und indbefondere: 
ded Wiener Magiftrates für die 

Mehlwag-Gebühren, 
für Befhädigungen bei Traſſirung 
der Staats-Eiſenbahnen, - A 
für Erpropriationen, - = 
der Gebärenden in der Salsburger 
Gebäranſtall f. geftatt. Unterricht, 


der Unterthanen in Galizien für Miß: - 


handfungen, a 
der Tabak = Berleger für Callo und 
Fracht u. zurüdigeftelltes Material, 
der Gemeinden f. dasSchneeſchaufeln, 
des Hainburger Magiftrats für die 
Unterbringung der — 
tärwache, — 
» die krainer. Zwangsdarlehend = REN 
» Löhnungen (Löhnungsliften), 
» die Meilengelder der Eriminal= Transports 
Wächter, h r ; 
» Penfionen des Ordens der "eifernen ‚Krone, 
» Producte und Fabricate, 
» Provifionen, } . } : ; ; 


8.7. C. 21. 
bi 26. 
* C. 27. 
bis 32. 


7 


Inhalts = Verzeichniß, IX 


d. 7—9. Auittungen über u N N . 9.7. C. 58. 
» über Quatember:Gelver, . —cC. 59. 
»  » Scontobeträge, 5 ; & i . —cC. 8. 
» 9» Stolagebühren, — C. 66. 


» » Suftentationd- und Berpflegs-Gebühren: 
der Gameral = Zöglinge des Wiener 
Stadt⸗Convictes, Eivil = Mädchen = Pen 
fionatd= und Taubftummen:Inftituts, . — C. 67. 
der n. d. Stifte an den Piariften-Orden, — C 
» »  . das Stiefel: und Reifegeld der Zöglinge 
des Lemberger geiftlihen Seminariums, — C. 69. 
» » die Öehaltsbeiträge der Paftoren, .— 0. 70 
die für Ausſpeiſung der Kranken und 
Pfründner im Spitale von den Barm⸗ 
herzigen Schweitern in Innsbruck aus 
gefertigt werden, » . —cC 
»» Berzehrungs:Steuer-After-Pachtfaillinge, — 0. 7. 
Reiſe-Aufnamskarten, . A — C 
Schuldverfhreibungen der Tabak:Berleger n6 er 
— — — * 5 . — C. 61. 


Stiftbriefe, -» } ; ee . —cC. 63. 
bis 65 
Verlage⸗ Quittungen, . .. — 0. 7. 


Verpflegs⸗Contracte bezüglich der Finblinge, 0. 0. 75 
.» » bezüglich der Sträflinge, r . —c. 74. 


» » bezüglih der Kranfen im Wiener 

Kranfenhaufe, — ..— 0. 75. 
Vollmachten, er A . — 0. 77. 
Verzehrungs⸗Steuer⸗ Afterpachtvertrage, .. — 0. 78. 

Widmungs-Urkunden zu den Militar⸗ Heiraths-Cau⸗ 
tionen, J . — cC. 8. 
| bis 82 
» » zu Cautionen überhaupf. .. — 0. 3. 


d. 7713. Wie der Werth:oder Geldbetrag, nah wel: 
hem der Stämpel zu bemeffen fommt, zu 
berechnen if. 
Erläuterungen. Der Bezug auf den Steuer: Catafter ift 
feine Werthöbeftimmung. # — B 1. 
Der Werth ift überhaupt, wenn er nicht —— 
ausgedrückt ift, nicht zu erheben. . W . — 0o. 25. 
8. 96. 6. b. 
Werths-Berechnung bei wiederkehrenden Leifturigen mit 
beftimmter Dauer, und ; . 6210. . 11. 
wenn eine auflöſende Bedingung eingeſchaltet iſt. . $.10.1. 2. 


x Juhalts-Verzeichniß. 
Werthsberechnung bei wiederkehrenden Leiſtungen auf im: 


merwährende Dauer, . $. 12. 

» für die Dauer einer oder mehrerer Generationen, 
einer oder mehrerer Linien, aller Nachkömmlinge 
einer oder mehrerer Perfonen; a Ss F . %. 11-13.1 

» bei Leiltungen auf Lebensdauer, .» » : ul 
bei Leiftungen auf font unbeftinmte Zeit; + $. 13. 

» wenn die Urkunde mehrere einzelne Geldbeträge zum 
Gegenitande hat; R A . . 6. 10. 
ErlaͤuterungenJ. — 45 

» wenn mehrere Geldgeſchäfte in einer Urkunde zuſam⸗ 8-96. 7.8 
mengefaßt werden ; ö «8.96. 

» wenn ein Gefchäft mit mehreren Verne osefäte 
fen wird; 0 . 2 5.6, 

- 95.A5.8. 

» wenn in der Urkunde ein minimum und ein maxi- 

mum der Lei en ift; . . . + 9.7-9.4.1. 
Leiſtung angegeben ift & — 

» bei Ceſſionen von Forderungen; «0.0. 18. 

» bei Verfiherungs = Polizgen ; = . i « $.85.B2.3 

» bei Ehepacten; s . : i ; 8. 7-9.A.3 

» bei Beftellung eines Pfandes; . 6. 7-9.A.4, 

» in Theil-Libellen. .. — 4 68.65.b,54.h, 

$, 14, Stämpelclaffen für dienad DemBWerthe ftäm: 
pelpflihtigen Urfunden. 
d. 15. Weihe Währung der Berechnung zu Örunde 

su legen ift, wie Abufiv: Währungen zu be 

rehnen find, und weihe Währung anzuneh— 

menift, wenn dieſelbe niht ausgedrüdt er: 

ſcheint. 

d. 16. Gebühren für die Einlagsbogen der nach dem 
Werthe ſtämpelpflichtigen Urkunden. 
9,17 Welcheurkunden bedingnißweiſe firen Stäm— 
u. 23. peln unterworfen find, 
Anwendung des $. 17. und rüdfihtlih 23.: 
auf die Weiberverzichte verrechnender Beamten, &.17. 1. 
auf vie Merpflegs  Reverfe an das Wiener 
Kranfenhaus, ae ee. — 2. 


auf Bollmadıten, . . . . 
auf die mandati semplici gratuiti, . 
auf Quittungen überhaupt, . . 


für Wediel, . . an 
Bedingung, © . ; ; 


. 9. 23. A. 1. 
9. 19, Ausnamen v. d. angeführten Beftimmungen: 

. 86. 19. 1 

. 9. 19. 1. a. 


3. 
4. 


Inhalts : Verzeichniß. xı 


für bilanzirte Conti. . . ; AR‘ 19. 2. 
| Welche Conti Darunter verkanden werden — 2.6. 
{,?0. für ſchiedsrichterliche Urtheile. 


21-23. Urfunden,welheunbedingtdemfiren&täm: 
pel unterworfen fint. 
Gebührenausmaß für Die im $. 21. bezeichneten Urfunden. $. 21. ' 
Ausnamen von diefem Gebührenausmaße: 
» für die Geburts-, Taufz, Traus, Todten- uhd 


Aufgebots ſcheine, .8. 21. 1. 
» für einige Schul: und Studienzengniffe, . — 2. 

für Verhaltungs-Zeugniſſe der Dienſtboten, 
Geſellen, Lehrjungen und Taglöhner, . — 2. 
» für die Schlußzettel der beeidigten Senfalen, — 3. 

‘ » für Zeugniffe an Unterthanen über den frucht: 
Iofen Vergleichs-Verſuch, . ; . — 4. 


» für Rechnungs-Abſolutorien, Re . $.22.. 
Erläuterung bezüglich der den Bormundfchafts: 
- Behörden erteilten Abſolutorien. « . — a. 
Erläuterungen in Betreff der Zeugniſſe- 
Bon der Beftimmung des Zeugniffes als Grund der 
Stämpelpflictigfeit. a R 2 .. 6.21. A. 
Was nicht als Zeugniß angeſehen wird, als: 


Coramiſirungen, Vidirungen, .. — B. 1 
Beſtätigungen der Echtheit des ——— BB 3. 
Aufſchreibungen der Zeugen mündlicher Teſtamente.. — B. 4. 
Sie find an und für ſich ſtämpelpflichig. —0 
Was nur ald Beftandtheil eines Zeugniffes anzufehen ift: 
Dprigfeitlihe Beftätigungen, Beftätigungen in öffentlicher 
Bedienftung ftehender Perfonen. B R . — D14. 
Anwendung des $. 21. auf: Ä 9.95. A. 4. 
Aerztliche Zeugnifle (S.$.81.1-1—n.4.a.h. 28. 30.42.), 9.21. E. 1-6 
Befähigungs:Decrete der Schiffd-Eapitäne, ’ .- K 1 
Befunde der Sahpverftändigen bei Realitäten: Schä: 
Bungen, . . . .- E38. 


Bürger: und Meiſterrechts⸗ urkunden, . — E9. 
Certificate zum Behufe der HornviehsAusftellungen, . —E.10.12. 


» über die Schiffd  Abaihung, . R - E, 11. 
» über die Richtigkeit de8 Datums einer pri 

vatſchrift, . — E. 13. 
»- des Monte in Betreff des unbelafteten Stan | 

des der Renten, . . . — E 14 


» der Bogteien über die Bolfendungder Bauten, — E. 13. a. 
über die Nothwendigkeit des Giftbezuge;. -- E. 15. 


zu Inhalts = Verzeichniß. 


Diplome, . i } ; R 9.21-E.16.17. 
Entlaßfheine der Dienfboten, : ; s-- E18. 
Geburts, Tauf:, Trau: und Todtenfheine, Protokolls⸗ 
Auszüge der Findlinge ftatt der Tauficheine, .  - — 
.0O. 
Lebens- und Cxriſtenz-Zeugniſſe: zur Behebung der In— 
tereffen von Banco = Obligationen, : . + $.21.E.22. 
fremder Regierungen: zur Behebung von ee 
Sntereflen, - R — E.23. 


zum Bezuge eines Gruchtgenuffes (©. d. zi. 30. ), » — E.24.3. 
Matrifel: Scheine für Studierende, R R « — E.26. 


Prüfungs : Decrete, i R R A x . — E.27.28. 
Sitten:, Wohlverhaltungs:, Dienft: und Arbeits-Zeug— 
niſſe, ® . * . © . E.29-34. 


Studien: und auf den Unterricht Bezug nehmende Zeug: 
niſſe (©. $. 81. 11. u, 27» ‘. 84, A, e.), * . 7. E 35-39. 
Zeugniffe, welche auf die — oder —— 


der Ehe Bezug nehmen, a — E.40-44. 
Zeugniffe, welche beim Wechſel eines riet; hen Stau: 
bensbekenntniſſes erforderlich find. R . . — E45. 


Gebührenausmaß für Auffandungen (Einver— 
leibungs=-Bemwilligungen). e e . 8.22. 9. 96. 
1-5. 

» für alle Urkunden, welche weder dem 


Merthftämpel, nodh einem andern fi: 
ren Stämpel insbefondere jugemwies 
fen find. . x A a x ; . 6. 23. 

» für die Eonfenfe der Rentämter in Tirol zu Guts— 
veräußerungen und Zerftüdlungen, und der Ta— 
bular = Öläubiger. . A x E 42.2. 8.7. 


» für die Handels- und Gewerbsbücher 
der Dandelsleute, Fabrikanten, Apo— 
thefer, Gewerbsleute. .. 8. 23. 
Erläuterung, bezüglich der letzteren in Abſicht auf 
ihre Gültigkeit und Beſchaffenheit. 6. 23. B. 1. 
» für die Bücher der beeideten Senſalen 
über die vermittelten Verkäufe und 
Käufe. . i s . . . 9.23. 
Der fire Stämpel iſt für — Bogen der Ur— 
kunde gleichmäßig zu entridten. . . 9.17.19. 2 
20.21.22.23. 
Was bei Gewerbsbuüchern als ein Bogen anzufehen if. $.23. B. 2. 


Inhalte = Berzeichniß, 


Benieffung des Stämpels für Urkunden, in 
welhen mehrere auf ein und dagfelbe Ge— 
fhäft Bezug nehmende Beftimmungen oder 
mehrere in Verbindung ftehende Geſchäfte 
jufammengefaßtmwerden, weldhe theild dem 
Werths-, theild dem firen Stämpel unter: 
liegen. » n s R i . 

Befltimmungen für geristliee und intliäe 
Protokolle, wenn fie die Stelle von Urfun: 
den vertreten (S. im 2., 3. u. 4. Abfchn.: Protofolle). 


Gebühren für die Erneuerung einerürkunde 
oder Schrift. 
» für Duplicate und — — 


gungen derſelben. S. 


d. 


8. 


$. 


XILII 


96. 


54. 65. 


73. 98, 


24. 


99. 


Einleitende Beftimmungen zu den Vorſchriften über den Stümpel 
Seite 97. 


für gerichtliche Acte, 
A. Gründe des im Gefege für landesfürftliche und für die 
Patrimonial: und Communal-Gerichte getroffenen befon: 
deren Gebührenausmaßes. 


Erläuterung, welche Gerichte (andesfürfttiche, — pa⸗ 


trimonial- oder Communal-Gerichte find; . — 
Welchen Gerichten die Bezirksgerichte auf den —— 
und Fondsherrſchaften, — 
dann die Grundbuchs-Aemter derfelben, . 
ferner die landesfürſtl Pfleggerihte im Inn- und "Satz: 
burger Rreife, } 
endlich die Privat: Berggerichts » Subfitutionen in "Bir: 
men, Mähren und Schleſien beizuzählen find. . 
8. Beltimmungen für die Militärgerichte und zwar den k.k. 
Hoitriegsrath, das Militär - — und die 
jud. del. mil. mixt., 
» für die Auditoriate. J 
Anmerkung, bezüglich der Auditoriate im lombardiſch 
venetianiſchen Königreiche und in Dalmatien. 
© Welche Getühren in Rectsſtreiten mit dem Fiscus in An⸗ 
wendung zu kommen haben. — 


+ .„ + ® 


Zweiter, dritter und vierter Abfhnitt. 
Don dem Stämpel für 
a) gerichtliche Acte in Streitfachen, 
b) gerichtliche Acte aufer Streitfachen, 


XIV Inhalts-Verzeichniß. 


e) ämtliche Acte in nicht gerichtlichen (obgleich auch bei Gerichts- 
ſtellen vorkommenden) Angelegenheiten. 


Schriften, welche als gerichtliche oder De Acte dem 
Stämpel unterliegen. } 0 . 8698. 25. 39 


49. 60. 68. 
I. Eingaben 
Nach weicher Behörde fih der Stämpel für Eingaben in 
gerichtlichen und nicht gerichtlichen Angelegenheiten zu— 
nächſt richtet. ö ; A « 8.69. a. 2. h. 
Das Gebührenausmaß gilt für jeden Bogen der Eingabe, 
auch den Manteldogen. Be nn ee 
A. Ausmaß der Gebühr für die Eingaben in und außer 
Streitſachen: 
a. Bei landesfürſtl. Gerichten nach dem Unterſchiede, ob 
‚ fie Collegial- oder Sinaular-Öerichte find. . 4.26. 50. *) 
(Definition eines Collegial: u. eined Singulargerihted, S.97. 3.2. 


Beftimmung, bezüglich der k. k. Beragerihte). » + 9.26. a. 
b, Bei den Patrimonial- und Communal = Gerichten. . 9.40 61. 
B. Eingaben in nicht gerichtlihen Angelegenheiten: 
Welche Eingaben nicht darunter zu zählen find: 


. bei Dominien, ee $63. 1. a 
» Magiftraten, R ; i i . " Lg 
» Kirchen = Patronen, - 9 © 7 
» drarifhen Indutrial: Behörden. & . ı - Lef, 


Ausmaß der Gebühren für Eingaben: 
an d. Zandesfürften,öffentl. Behörden, Aemter,Obrigfeiten, 9.69. 


an die oberite Hofpoftverwaltung, a . R . - 182: 
an die ka k. Hof: und niederöfterr, Kammer Procuratur, — 1.b. 
an die Fatholifhen und afatholifhen Eonftitorien, .- 2. 6. d. 
an die F, f. Berggerichte und bie montaniftifchen Aemz e. 
ter und Behörden, . - uf. 
an die Fiquidirungs = Commilfion der (. v. Staatsſchuld, — 2. 8. 
an die Stände einer Provinz, — s ; ; . - 2i 
an die Bücher-Reviſſions-Aemterr.. —3. 4. 
an die forza armata in Dalmatien. + . . — 3b 


Erläuterung über die im $.62. 2, enthaltene Eoordination 

der Magiftrate der Hauptftädte und der Collegialgerichte. — 2. a. 
Weihe Communal:Gerihte Collegial-Gerichte find. .$g.410. a. h. 
Stämpel für Eingaben an Magiftrate, welche Collegial— 

Gerichte find, in nicht gerichklihen Angelegenheiten. . $.69.2. b, 


*) Im $. 50. (S. 130) dritte Zeife, it nach „Golfegial-Gerihtsbehörde” im Drude 
hinweggelafl cn worden : „und dem Stämpel von 10 fr. für den Vogen, weun jie 


bei ciner andern Gerichtsbehörde.“ } 


Inhalts: Berzeichniß. xv 


Stämpel für Landbewohner, die ſich unter magiftratifcher 
Zurisdietion befinden. + . 6. 00. 

Stämpel für Syndicate = Beſchwerden. . 36 

Eigenfhaft der Gefuhe um Großjahrigkeits— ; Erflärung. #$. 50. a. 


Ausnamen von dem als Hegel feftgefehten Ausmaße des Stämpels 
für Eingaben. 


a. Ins, Ertabulationdz, Pränotationd:Gefude. 

Darunter gehören: Klagfchriften auf Execution bis zur 
Sicherſtellung durch Pränotation, . 6. 27. 1. a. 
die Geſuche um die landtäfl. Eintragung ber im % 1. 
tes Patented vom 1. September 1793 angeführten Ver: 
träge der Gutsbefiger mit ihren Unterthanen. . . 6. 50. 4. n. 

Getührenausmaß für den Bogen 

a) bei landesfürftlichen, FE $8.27.1.50.4. 
b) bei Patrimonia!: und Communalgerichten. $%.4u.1.61.3. 

Nach welcher Inſtanz fih der Etämvel richtet. Was un: 

ter Real: Initanz verftanden wird. . : . . 99.27. 1.50. 


R r 4, 49.1.61» 

Anwendung diefer Vorſchrift auf: | 3.50. 4. a. 
die Gefuhe um ne in Rärnthen 

und Krain, : . 8. 50. 4. h, 


die von den Bezirks: Gerichten * Volobea, — 
ſtelnuovo, Piſino, Capo d'Iſtria, zu bewilligenden 
Grundbuchſshandlungennn... — 4.e-h. 
die Eintragungen und Löſchungen in den Vermerk— 
büchern verkaͤuflicher Gewerbe bei dem — 
in in. » j — &-i 
Welcher Stämpel in Anwendung zu — hat, wenn die 
Real = Inftanz im lomb.⸗ venetian. Königreiche oder in 


Dalmatien if. . — . — 4k. 
Ausnamen von der Regel: 
für die Landbewohner von Trieft, . — 0 

für die Realitäten des Görzer Kreifes außer — 
Bereiche der Stadt Görz, . . — 4. 4. 

für die Tabular-Geſuche in Betreff der Brefafen: J 

Realitäten in Ober-Kärnthen. . R . — 4. d. 
Stämpel für die Duplicate der Geſuche, und — 4. 1. 

für die Recurſe gegen dießfällige Entſcheidungen des 
untern Richters, — 4.m.o. 


für Geſuche um Anſchreibung, Lköſchung, wide der 


otere Richter bewilligt hat, ; $9.27.1.50.4. 
2 40. 1.61. 3. 


im I. v. Königreich und in Dalmatien $.50. 4. k. 


* 


XVI 


Inhalts-Verzeichniß. 


Ob dießfalls ein Geſuch erforderlich ſei — ? b. 
j 50. 4, m 
h, Appellationd:und Reviſions-Anmeldun— 
gm und Necurfe gegen die tämpelpfhid- 
tigen ribterliden Erfenntniffe 
BVerichiedenheit ded Gebührenausmaßes für den er: 
ften und für die weiteren Bogen, dann ded erfteren 
nach dem Gegenftande des Erkenntniſſes und nad 
dem linterfchiede ,. ob ed von einem Collegial- oder 
Singularz, und weiter von einem landesfürftlihen $. 27. 2. 
oder einem Patrimonials oder Communal: Gerichte ge: 
fhöpft wurde. .  .- ; 9.48, 2. 
Stämpel für Appellations: * Rev ſi ſonsdeſchwerden 
gegen Urtheile über Incidenzpunete. + . . 9. 27.2.2 
c. Geſuche um Ausfertigung von Edicten 
und um Anname eines Depofitums. 
Gebührenausmaß für den Bogen bei landesfürftl, . $9.27.3.50.2- 
und bei Patrimonials und Communal-Gerichten. .„ $%.40.3.61.2. 
Erläuterung: hinfihtlih jener Gefuche, deren ordent— 
lihe Erledigung die Ausfertigung eines Edicted noth— 
wendig erfordert, — * . 668.27. 3. 4. 
"und der Geſuche um Kundmachung wegen zeilbiethung 
gepfändeter Mobilienn. 668.27. 3. b. 
der Relation über die fruchtlos verſtrichene erſte und 
zweite Licitations-Tagfahrt. 0% . 99.27. 3. 6. 
d. Sefuhe, womit Vormundfhafts: ober 
Curatels-Rechnungen zur geridhtlidhen 
Erledigung überreidht werden. 
Gebührenausmaf für den Bogen nah dem linter: 
fhiede, ob bei 1. f. Collegial- oder Singular, - $- 50. 1. 
oder bei Patrimonial= oder Communal: Gerichten. $.,61- 1. 
e. Geſuche um gerichtliche oder ämtlihe Le— 
galifirung einer Urfunde, 
Was unter Legalifirung zu. verftehen ift. Verſchieden⸗ 
heit von Eoramifirung, Bidirung, Mitfertigung. $. 70. 11.c.n, 
Sie ift nit geboten. -  - —66641.4 
Wofür der Stämpel entrichtet wird. ee RT 
Er gebührt insbefondere für den Act, die Urfunde 
mag an fi ftämpelpflichtig, oder unbedingt oder 
bedingt ftämpelfrei fein; > er Fe . 6. 70.11 e-h. 
daher nicht für Legaliſirungen auswärtiger Behörden, $- 70.11. 1. K. 
und im Falle mehrfacher Legaliſirungen nur einmal. — N l, 
i . 95. D. a. 
Gebührenausmaß für den Bogen. ; . 88.50 .3. 61- 
1. 70. 11- 


Snhalts-Berzeichniß. 


Anwendung des Legalifirungs-Stämpels auf Eonfta: 
tirungen der Handelsfirmen, Gocietätd:Berträge, 
Fondsausweife und Zeugniſſe der Erwerbungsarten. 

In wieferne Ratificationen dem Legalifirungs:Stäms 
pel unterliegen. . A a a — 

Ausnamen : 
für Zegalifirungen von Poftrecepifien, - . . 
» Zoll:Reftitutions:Quittungen, 
und für Bürgfchafts:Urfunden im Zoll: Anweifunge- 


Verfahren. u — — . 8. 81. 34. c. 
f. Geſuche innidt gerigtlihen Ungelegen 
heiten, welde dem Stämpel von 30kr. für 
den Bogen unterliegen. . . . $.70.1—10. 
Die Beftimmüngen dieſes waragraphes finden 
a. Anwendung auf: 
Geſuche um das Bürgerrecht in den Städten, - . $. 70. 1. a. 
Geſuche um Adjuten, ae . 6. 70. ab 
Geſuche der Candidaten der Theologie um die licentia 
concionandi, . . . . : 9.70. 4.8, 
Geſuche, einen Schiffs: Gapitän ſubſtituiren zu dürfen, 9. 70, 4, b, 


Gefuhe um Flaggen: und Schif:Fahrts-Patente, . 
Gefuhe um Tanzmufit = Ricenzen und derfei Polizei: 


Bewilligungen, » + er 
Geſuche um die Bewilligung zur Errichtung montani⸗ 

ſtiſcher Werkſtätten... 
Geſuche um Aufgebots-Diſpenſen. 
Recurſe gegen Taxvorſchreibungen, Zoll: und Ben, 

rungsfteuer:Bemeffungen,  - . . 


Recurfe gegen RechnungssErledigungen, + + + 

Recurfe gegen Difciplinar-Erfenntniffe. + ‘ A 
b, Reine Anwendung auf: die 

Geſuche um Präfentation auf eine geiftlihe Pfründe, 

Anzeigen über den Betrieb einer freien Befchäftigung, 


Geſuche um Baubewilligung, » + 0. 
Geſuche überfiedeln zu Dürfen, >: 200. 
Geſuche und Vorftellungen um Ermerbfteuer:Ermäßi: 
gung, — + 
Recurd:Anmeldunen, » + R 
Weitere Aufzählung von derlei Befuchen, ©. den Schluß⸗ 
abſatz zum 


Erläuterung über den gefeblichen Bearif vom Recurfe, 


XVII 


$. 50, 3, a 
d. 70. 11. m. 


§. 81, 26. a. 
d. 70, 11, p. 


$. 81, 6, ii. 
9.70. 4.c—e, 


%, 70. 4 f 
$. 70. 6. 8, 


% 70. 9. bh, 
$. 70. 9. f. &+ 
$, 70. 9. e. 


70. 2. 8 
$, 70. 4, 8» 
%. 70.4. h. 
d. 70. 5. a. 


d. 70. 9h—k, 
$.70, 9, a 


§. 70. 11. 4. 


§. 70. 9. C. d. 
h. K. J. 


XVIII In halts⸗Verzeichniß. 


II. Duplicate der Eingaben in gerichtlichen Angelegenheiten. 


Gebührenausmaß für den Bogen bei landesfürftl., + 866. 28. 52. 
bei Patrimonial⸗ und Communal:®erichten. 0. 9 4.63. 


IN. Rubrik-Abfopriften. 
SGebühren-Ausmaß für derlei Abfchriften, 


zu gerichtlichen Eingaben ohne Unterſchied, Pe = — 
1. 63, 
zu nicht gerichtlichen Eingaben. 8 wor 


Darunter gehören auch die Rubriks-Abſchriften von den 
die Stelle von Eingaben vertretenden Protofollen. .„ $ 29, a, h, 
Unterfchied zwifchen: denfelben und den certificirten Ru: 


brifen, . ü R ; ‘ : u. 81.6. ef, 
den von Amtswegen über die vorgefchricbene Zahl 
verfügten Rubriks-Abſchriften, r 5 ; %.81.6.h 


und den Rathfchlägen als gerichtlichen Husfertigungen. 81.6. 


IV. Die von den Parteien zu den Protokollen und Eingaben 
beigebrachten Beilagen, 


Gebühren: Ausmaf ohnelinterfchied des Einreichungsortes. $%. 30. 53.42, 
64. 72. 


. Dem Beilagenftämpel unterliegen: 

die vor dem Beftande eined Stämpel-Geſetzes ausgefer— 
tigten, die nach den frühern Vorſchriften ftämpelfreien 
und die nicht ftämpelpflichtigen Schriften, j : 

die nicht faldirten Eonti, . . R . — 


un Rn won 

©, 

NS 
Eu 
won 
[= >} 
* 
y 


2. 2. b, 

Druckſorten und einzelne Zeitungsblätter, - + + 920 e. 
Concepte, . ; . R A s - 9,30, & 
Pläne, Bauriffe, — : LG 
die gedruckten Statuten verſchiedener Ana und Ge: 

fellichaften, i s h n 5 ; . 9. 72. e, 
die Recepte der Aerzte, R . A } . . N 72. e, 
die Meflen:Stiftungs:Entwürfe, . x . 6. 72. 5. 
die Expensnoten der Curatoren. . 98. 30. 8. 
Sn wieferne der rotulus actorum den Beilagenfämpel 

erfordert. ⸗ 8. 30. h. i. 

unterliegen nicht: 
Bücher und Manuſcripte. +. 06. 72. 8. 


die nach dem gegenwärtigen oder den frühern Sefe: 
gen mit dem vorgefchriebenen Stämpel verfehenen 
Urkunden und Schriften, j . Fe %%, 30, 42,72, 


Inhalts: Verzeichniß. 


(Beftimmung in Betreff der aus früherer Zeit mit 


dem 3 fr, Stämpel verfehenen Abfchriften.) 
die unbedingt fämpelfreien Urkunden. J 


* 


V. Protokolle in Parteiſachen. 


Nur die von einer öffentlichen Behörde oder einem öf— 
fentlichen Amte aufgenommenen find ſtämpelpflichtig. 9. 68, h. 
Ausmaß der Stämpelgebühr für den Bogen, wenn dad 


Protokoll 
bei landesfürftlihen Gerichten in Streitfachen, 


außer Streitfachen, 


bei Purrimonial:Berihten in Streitſachen, 


+ 


außer Streitſachen 


in außergerichtlihen Angelegenheiten, + 
aufgenommen wird, 


+ 


’ 
* 
+ 

* 
+ 


Ausnamen von dem Gebühren:Ausmafße bezüglich des 


erften Bogens: 


a. wenn dad Protokoll die Stelle einer höher belegten 
+ $, 31. 1. 54, 


Eingabe vertritt, bei landesfürſtlichen Gerichten, 


bei Patrimonial: und Communal-Gerichten, 
in außergerichtfihen Angelegenheiten. » 
Erläuterung de 43. - . 

b. wenn ed die Stelle einer Urkunde vertritt. 


+ 


+ 


xıx 


d. 30. f, . 
$ 30, 42 72. 


$. 31. 
§. 54. 
8. 43. 
§. 65, 
8. 73. 


$, 43.1. 65, 
$, 73. 


. % 43. 8. 


$8. 54. 65.73. 


Bann dieß überhaupt der Kal ift und insbefondere $. 81. 2. a. 


1. bei Licitationd-Protofollen, 


2. Bei Verlaſſenſchafts⸗ Abhandlungs⸗Protokollen 


Wann die Verpflichtung zur Errichtung eines Theil⸗ 


Libells eintritt. 


Was ſodann Gegenſtand der Theilung nicht if. 


2 
+ 


Erläuterung bezüglich der Vermögens Zumeifung 


ber der Erbfolge in ein Bauerngut, 


h 
3. Bei Vergleichs-Protokollen im ftreitigen Verfahren, $. 31. k. 


Der Fall tritt jedesmal ein: 


+ 


bei Vergleichen, bie ohne eine förmliche Klage er: 
+ 9,31. h. 65. 


folgen. 


bei allen Protokollen über die vor den Wirthſchafts⸗ 


* 


ämtern, Bezirkögerihten und Magiftraten von 
. %. 735,1. 
c, Bei den Vergleichs-Protokollen im ftreitigen Verfah⸗ 


den Gerichtsinſaſſen errichteten Verträge. 


ren bei I. f, Geridien, 
bei Patrimonial: und Communal:Gerichten. 


+ 


+ 


+ 


. 43. d, e 
+ 73» 0—r, 


— 54. 8. 


65. 8. b, 


. . £} | 31 + e—B. 


$. 54. h. 
§. 65. b, 


d. 54, ’ 


0,73. d—k.y. 


$. 31. 2% 


Inhalts: Berzeichniß. 


‚Was unter einem gerichtlichen Vergleiche zu verftehenift. $. 43. 8. 
Stämpel, wenn dur einen Vergleich mehrere Kia: 
gen erledigt werden, u. ı + + 31. i. 
Verfahren, dur welches — wenn im auge ded münd: 
lichen Verfahrens ein Vergleich gefchloffen wird, den 
Stämpel:Borfhriften Genüge geleiftet werden kann. 8. 43, f. 
Die Stämpelpflichtigkeit eines Protofolles ift nicht von 
dem Nichtvorhandenfein einer Eingabe bedingt. : % 73.8 
Die Protokolle find im Originale ſtämpelpflichtig. . 9. 73: b. 
Sie find dur das St. u. T. Gef. nicht geboten. . $. 31. a. 
Ausnamdweife tritt nach diefem Gefeke die Verpflichtung 
dazu ein: 
wenn die Eintragung oder Löſchung in den öffent: 


lihen Büchern, en. + 27.1,50.4 
j 51-40.1,61.3.62, 


(Wort:Erläuterung des 9. 62) « + 0.962. b 


die Ausfertigung von Edicten, -  .» . 66. 27.3.50. 2. 


51. 


40. 3. 


61 * 2. 62. 


die Anname eines Depoſitums bei Gericht nicht ſchrift⸗ 


lich angeſucht, * . + + * + $8, 27.3. 40.3, 
50. 2, 61. 2.62. 


wenn eine Bormundfchafte: oder Curatels-Rech— 
nung nicht mit einer fhriftlichen un zur 


Erledigung überreicht, - . + 9. 50, 1. 51. 


61. 1. 62. 
wenn die Regalifirung einer Urkunde weder fchrift- 
ih angefuht, noch der Pegalifirungs-Stämpel 


auf die Urkunde felbft verwendet wird; « + $% 50.3. 51. 


nah gerichtlichen Borfchriften : 
wenn eine Tagfagungs-Erftrefdung mündlich ange: 
ſucht wird. 66. 31. h. 
wenn eine Schätzung vorgenommen wird, +. 9 54.d, 
Anwendung der Borfchriften über den Stämpel für Par: 
tei-Protofolle : 
auf Protokolle über Scheidungsklagen (S.d. 81.5. k.l + % 31-1 
auf articulirte Zeugenausfagen in Streitfachen, $. 43, b. 
auf gerichtliche und ämtliche Schäßungen von Guts⸗ 
körpern, 54 Pf 
bei Patrimonial- Sidi; ei. . . 8.430, 
Elocirung von Fonds: und Waifen-Eapitalien, $, 54. e. 
auf Berlaffenfhafts = Abhandlungen durch die Mi— ; 
fitär:Gerichte, . . 0. .% 54. bfe- 
auf Berzeichniffe über die Nachlaß⸗ Efeclen, 54h 
auf Verlaß:Abhandlungen bei cridamäßigem Stande 
des Nachlaſſes, + . . % 54. 4. i. 


61.1, 62.70. 11. 
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auf Berzeichniffe der Pfändungs-Objecte beigerichtlihen, $. 31. d. 
bei politifchen Erecutionen, A . 8. 73. m. 
(Hebertragung des Protofollds:Stämpels bei Super-Pfän- 
dungen auf die Relationen der Gerichtödiener), . $. 31. c. 
auf die Früchten: Abfonderung bei dem Tode oder der Ne: 


fignation eines geiftlihen Pfründners, . 3 . 540 
» requirirte Einsernehmungen von Parteien, . 94. 73. 60. 
» mündliche Offerte, -  . i - n. 


- » Berfteigerungen von Vieh und Naturafien, Rechten ꝛc. 
der Dominien und Gemeinden... 6. 73,0% 


» Entſchädigungs⸗Anſprüche der — F Pferde⸗ N 

Berlufte, f ‘ ; i A . 9. 73. 8. 
» Bau:Beaugenfheinungen, . — t. 
» die Qualifications-Prüfung eines jübifchen Heiratht: 

Werber, » R . — u. 
» Liquidirungen mit den Vwaiſeicðqudwemn im Aal 

des Pupillen, * — w. 
» auf die Devolutions⸗ proteiole * Srundeuce- Neu 

rungen, j . 9 62. a, 


(S. auch 9, 81. 2. u. 5%. n c. 1. $. 24, E 31.) 


‚VI Abſchriften. 


Gebührenausmaß für die ämtliche Vidimirung von 2. 
Abfhriften, . 8. 74. 
für die gerichtliche bei (andesfürftlichen Gase, . 8%. 32. 53. 
» » » Patrim.: und Comm.-Gerichten, $$. 44.64, 
für ämtlihe vidimirte Abfchriften und für von I. f. Ge— 
richten verfaßteund widimirte Abfhriften, . + +. ar 34, 


für von Patrimonial: und ee ver: 
faßte und vidimirte Abfchriften, . 68.44. 64. 

für einfahe Abfchriften landesfürftlicher Berichte, . 49,33. 53. 

W » von Patrim.⸗ und Comm.⸗Gerichten, 8.45. 64 

für einfahe ämtliche Abfchriften. . .9. 5 
Was einfache ämtliche und ämtlihe vidimirte Abſchiften find. 6. 74. a, 
Legtere müflen nicht nothwendig von dem Amtsvorſteher 

gefertigt werden. j 00. % 7b 
Bidimirte Abfchriften find keine mehrfachen Ausfertigungen, $%. 32, a 
Die perfönliche Befreiung enthält auch das Recht, unge: 

ftämpelte ämtliche oder gerichtliche Aibfchriften zu erhalten. 86. 33. a. 
Erläuterungen bezüglih der: Ä 

nicht beftellten gerichtlichen Abfchriften für Parteien, - — b. 


* 


zıH Inhalts⸗Verzeichniß. 
der Abſchriften von Protokollen aller Art, auch von ſtäm⸗ 


pelfreien, Fa a a ee 6 
89. 7476. 
g. kl 
der vidimirten Abfchriften der Hppothefen= Aemter und 
der Notariatd-Arhive, or 776 
der Nbfchriften der Notare, . . A — d. 
der Weberfeßungen der beeideten Dolmetſcher, — e. 
der den Kreisämtern zur Beſtätigung der Richtigkeit vor— 
gelegten individuellen Grund-Ertrags-Bögen und Aus: 
jüge aus der Häufer:Claffification, — f. 
der ämtlichen Ausfertigungen an die Parteien, —— 
den Inhalt der Protokolle enthalten. — — hi. 
VI, Gerichtliche Urthejle erſter Inſtanz. 
Welche Urtheile ſtämpelpflichtig ſiide.. $8. 2 36. 
Ausmaß der Stämpelgebühr für jede — 
bei I. f. Gerichten, — 8,35. 36. 
bei Patrimonial: und Communal: ‚Berichten. : . 9%. 46. 
Stämpel für ErtabulationsErfenntniffe über ein Klagbe— 
gehren, in contumaciam des ©eflagten. Ertabulations: 
Befcheide. .» . d. 36. a. 
Stämpel für Erkenntniſſe über Eingetänpniffe der Geklagten. — 2.d. 
‚Stämpel für Beiurtheile, infoferne das Endurtheil dem 
geringern Stämpel ($. 35.) unterliegt. ä — bf 
Stämpel für Beiurtheile, die nur im einigen Yunften 
Endurtheile find, und die fchließlichen Urtheife. — 6 
Einlagsbögen der Urtheile, — e. 
Erläuterung bezüglich der Zahlungsaufträge ber Wechſel⸗ 
gerichte. . $.35. a. b. 
Das Grätzer und Bemderger Mercantil: * Behferör 
richt find Communal⸗Gerichte. . . 9. 46. 8, 
YAusnamen von den $%. 35. 36. 46. d. 37. 47. 
VII, Depofiten-Ertracte. 
Gebührenausmaß für I. f. Gerichte, -» 2 02 0..%6, 38. 59. 
für Patrimonial: und Eommunal-Gerichte. $$. 48. 67. 
IX. Pie gerichtliche Verordnung zur Einantwortung der Ber- 
laſſenſchaft. 
Welche Einantwortungen darunter nicht zu begreifen find. $. 55. a. 


Auf welche SORREDINKONERIE der Stämpel 
zu verwenden iſt. IE , R 


. .55,0.66.a. 
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Benehmen, wenn mehrere Original-Urkunden an mehrere 
Erben, oder für jeden Erben eine befondere Einant- 
wortungs=Urfunde ausgefertigt wird. . i } . 8.55, f. 
Einlagsbogen. ; — 655. 0. 36. e. 
Gebührenaus maß für die — Ausfertigung 
bei l. f. Gerichten, + * « . $ 55. 
bei Patrimoniale und Communal-Gerichten. . 8.66. a 
Auf welhe Art der Werth des Nachlaffes feſt zu ftellen 
ift, nach welchem der Stämpel bemeffen werden muß. $, 55. b. 
Stämpel für die Einantwortung eines Nachlaſſes, deſſen 
Paſſivſtand den Activſtand überfteigt. . „He - $, 55.c.d.g- 
Berwendung ded Stämpels, wenn feine eigene Urkunde, 
fondern nur eine Verordnung an den —— 


erlaſſen wird. . 9. 56. 8. 
Bei Militär-Verlaſſenſchaften. §. 54. b%- 
Eine Befreiung der Nachläffe unter 100fl. befteht nicht — $, — 

‚vn, 
X, Verordnung zur Webergabe des Pupillar- oder Enratel-Ver- 
mögens. 
Gebührenausmag für die erfte Ausfertigung 
bei I. f. Gerichten, . . = . 9. 55. 
bei Patrimonial⸗ oder Eommunal- Serichten. . % 66. 
Verwendung desStämpeld, wenn feine befonbere Berorbunng Ä 

erlaffen wird. +» . . 9 55. h. 
Ob der Ort, wo das Vermögen ſich befindet , einen Un: 

terſchied mache. + + +’ + ’ er i. k. 
Sn wie ferne die venia — unter dieſe Beſtimmung 

zu ſubſumiren iſt. . — 1m 


Einlagsbogen. * * [7 * . s * . $. 36. & 


XI Die Final - Erlevigung über die Abfondernng der Allodial- 
Güter, die Bewilligung zur Vertanfhung , Verwandlung, Ber- 
(huldung eines Fideicommiß-Gutes umd zur Auflöfung eines Fidei- 
commiß-Bandes. 
Gebührenausmaß. — ——— — 8 57. 
Einlagsbogen. 4 . er 3%. e 


Y 


AU, Gült- nn Sapbriefe, Sandtafel - Grundbuchs - Er- 
trace, 
Gebührenausmaß beil.f, - - . 
bei Patrim.: und Comm.= Gerichten. 20.86 


Die Gebühr richtet ſich nad der Eigenfchaft des ai 
welches eine derlei Urkunde ausfertigt . . §.58.a. b e. 


XXIV Inhalts-Verzeichniß. 
Ausnamen für die außerhalb Görz liegenden und die Frei— 
ſaſſen-Realitäten in Ober-Kärnthen. . . 9. 58. d. 


XIII. Reiſepäſſe, deren Stelle vertretende Paſſierſcheine, Haufler- 
päſſe, Wanderbücher. 
Darunter ſind zu zählen: 


Geleitſcheine und a an ae j ; .6. 77. h. f. 

Die Passavanti, . s . . 6 

Die Sicherheitsfarten für die Standbein im — * 
Königreiche — d. 


Die Urlaubs- und Reiſe-C ertificate der Pak: Sommanden 
für Officiere und Militär » Individuen, mit Ausname 


jener vom Unterofficier abwärts, . . . — ee. 
Paſſierſcheine zu Fahrten aufden N und Damp 

fhiffen für längere Zeit, oder . R e — ge 

zu Reifen in der Provinz, . A . ; r : —- ih 
Die Defluidations-Päſſe, ; A i $ ; — 
Die Licenzen für Strazzenſammler, . 6. 78. 4 
Die Licenzen der Marinärs zu Seereiſie. 6.78. e. 
Gebührenausmaß überhaupt, 

» für Geleitſcheine.. R ä A M i . % 77. k 
Ausnamen vom Gebührenausmaße. re 


Diefe erſtrecken ſich, auf: 
Die ungarifhen Drahtbinder und die den dürftigen Volks— 


klaſſen angehörenden Perjonen, . . . 9.78. a.c.i. 
Erläuterung des Ausdrudes: dürftige Dotetafen —— 
Strazzenſammler, . — 4. 
Matroſen, — 
Kinder der Dienſtboten und Taglöhner, Findfinge * nod 
keinen eigenen Erwerb habe.. — k. 
Zigeuner. . . — 8. 
Erläuterung des Ausdrudes: ——— — ——— 
Beiheftung der für Vidirungen von Päſſen erforderlichen 
Ergänzungsblätter. . 8.771 


(S. auch d. 81. 33. u 9. 81. 6. — 95. D. 5) 
XIV. Woaaren- Ein-, Aus-, Durchfuhrs-Päſſe. 


Darunter gehören die Bezugs: Bewilligungen von Mono: 
pols:Öegenftänden und außer la a MWaaren 8.77.m—p. 
Sebuͤhren⸗ Ausmaß + ’ + + . “ 8. 77. 


Inhalts⸗Verzeichniß. XXV 


Ueberſicht des Gebühren - Ausmaßes 


für gerichtliche Acte und ämtliche Acte in nicht gerichtlichen 
Angelegenheiten. 


















Gerichtliche Acte in und außer —* BEN 7 — — 
Streitſachen, für welche ein be— F S| G6uihr—. — 
ſonderes Gebühren⸗Ausmaß be⸗⸗377 J — * 
ſteht. Ei: Er: — | — ra wurde, 
se15%|&5 















fur 














Eingaben, welche feinem höheren 
Stämpel jugewiefen find, und 
die Duplicate der Eingaben 

Protofolle, welche nicht die Stelle 
höher (bei Patrimonial: oder 
Communal = Gerihten höher 
ald mit 6 Pr.) belegter Einga— 
ben oder höher belegter Urkun— 
den verireien . . » ,„ . 

Ins, Ertabulationg= und Pränota: 


2 50. 
.Iokr. b6kr. jed. Bogen Rs. 


| 






detto 31. 43.54. 65. 


















tions: efuche + * nd 1fl, 15Fr detto »7.1,40.1,50. 
Gefuhe um Ausfertigung von 4,61. 3. 
Edicten . . N 308r,| 15Fr detto 27.3,40.3,50. 
2,61. 2. 
Erlagsanbringen . . . . . .|30fr.| 15fr. detto 1|27.3,40,3,50. 
. Appellations-Revifionsanmeldun: den 1.Bog. 2. 61. 2. 
gen oder Recurje gegen Er: die weite: 
fenntniffe des $. 35. 1 fl. 2flafl|iren unter: * 
»..n I 51036 5. 5fl. 6flöfl fliegen dem 27. 2 
Hinfichtlich der gegen Erkenntniſſe Eing.Stpl. 







der Patr.- oder Comm. Gerichie 
gerichteten Anmeldungen und Re, 
eurje muß auf die nähere Beſtim— 
mung des $.40, des St, u. T, 
Gef. verwiefen werden.) 
Eingaben, womitBormundihafte- 
oder Curatels-Rechnungen zur 
gerihtlihen Erledigung über: 




























reicht werden 65 45fr.|30Fr.|jed, Bogen |51. 1, 61. 1. 
Rubriks-Abſchriften 6fr.; 6fr detto 29.41. 52.63. 
ern 55. des St. u. T.G. 1fl.|15Fr. jede Aus- 35. 46. | 

> ME „nz 5fl.|15Fr, [Fertigung 136. 46. | 
Vergleichs-Protokolle in Streit: 1iter Bog. | 

ſachen von oder, unter 109 fl. die weite: 

Werthes ohne Mebenverbind:] ven unterz| 3, 9, 43 — 

lichkeiten vor dem Schluſſe, 15 | 15 Mliegen dem * — 

über dieſen Werth vor d. Schluſſe 30fFr.| 15 Prot. 

nad dem Schluffe der gerichti.| Stämpel 






Berhbandlun .» » . . 
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Wofür $$. des St. u, 


fejtgefegt 


entrichten u. 


2 
= 
F 
>) 
% 
@ 
= 
= 
& 
= 
Ss 


. 
— 
= 

= 
S 
E 

— 

nn. 
= 
* 


¶Tribunale) 


— 
re 
SE 
az 
= 
28 
3% 


Eollegiale 










Die Verordnung zur Einantwort. 
derBerlaffenfhaft,desPup.oder 
Eurat.s Vermögens bis 200 fl.|30Fr.|30Fr.| 6fr. die erſt 

über 200 fl. » 1000 jt.|| 6fl.| 6fl. zokr. Aust 4 55. 66 
» 1000 fl. » 5000 fl. 12f. | 308. Ausferti⸗ an 
». 5000 fl. — 20 fl. | 30fr. gung 

Die Finals Erledigung. über die 
Abfonderung des Allods von 
den Fideicommiß-, Subft,:, Le⸗ 
hens:&ütern . - 2ft.| 6fl. 

DieBewilligung zur Auflöfung des detto 57. 
Fideicommißbandes, oder zur 
Bertaufhung , Verwandlung, 
Verfhuldung eimes Fideicom: 
miß:Öuted ,; « - 12fl.| 6fl. 

Abſchriften, einfache gerichtliche 15Er.|15Er.| 6kr. jed. Bogen | 33.45.53. 64. 
» gerichtliche und vidimirte |30Fr.|30fr. | 15Fr. detto 34.44.53. 64. 

Depofiten-Ertracte ‘oo 15kr. A5kr. 15kr. detto 3848.59. 67. 

Gült-Gewähr-Satzbriefe, Sand: 
tafel⸗Grundbuchs⸗Extracte . Jqskr. 30kr. 15kr. 58. 67. 








Befonderes Gebühren Ausmaß für nicht ee 
erichtliche Acte. A 
gerichtlich entrichten — 

1 

Die Eingaben, welche nicht höher belegt find, für 


und die Protokolle, welche nicht die Stelle 
höher belegter Eingaben oder Urkunden 
vertreten, unterliegen nad der im d. 69. 
enthaltenen Unterfheidung dem it 
in 3 Abftufungen . 

Die höher belegten Eingaben fi nd in $, 0. 
verzeichnet und unterliegen . - 

Die Rubrif = Nbjchriften unterliegen dem 
Stämpel der Eingaben . . 

Reife = Pälle_ Hauſier-Päſſe, Wanderbücher, 
dann die Waaren-Ein-, Aus- und Durch— 
fuhrs-Päſſe unterliegen nach dem im $, 77. 


ia. Bogen|$. 69, 73. 
r. 


detto §. 70. 
| detto $. 71- 


[3 
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wurde 


von für 


feſtgeſetzten Unterſchiede der ertheilendenl|| 2A. jede 

Behörde, in 3 Abflufungen . Ah qusfert, 
Reife: Päfle für Dienftboten, Taglöhner,]|. 3 

Lehrjungen ohne Unterfhied - » + + | fr! detto 6. 78. 
Abſchriften, ämtliheund vidimirte, ohne Un- 


terfchied der Behörde » » " . . . „u . 76. 
Abfhriften, einfache, ämtlihe . x» » ri da ei N 75. 


d. 77. 





Ute, für melde ohne Unterfchied, ob fie 
gerichtliche ober nicht gerichtliche find, allent- 
halben dieſelbe Gebühr zu entrichten ift. 


Beilagen der Eingaben und Protokolle, infofern 
fie dem Urfunden-Stämpel nicht unterliegen] 6fr. 
Abſchriſten, welche von den Parteien beigebracht 
und Bidimirt werden » 0.“ 
Legaliſirungs-Geſuche oder die ftatt derfelben 
pel nicht auf diellrkunde ſelbſt verwendet wird||50Fr. detto 62. 
Anmerkung, Bei gerichtlichen Eingaben richtet fich 

ber Stämpel in ber Regel nad ber Ei- 

genfchaft der Gerichts-Behörde, bei welcher 

fie überreicht werben, bei Eingaben in 

nicht gerichtlichen (wenn gleich bei Gerichts- 

Behörden vorkommenden) Angelegenheiten 

nach der Behörbe, au welche fie gerich- 

tet (tyliſirt) find, ©. jedoch Appella- 

tions-Anmeldungen,, In⸗, Ertabulations:, 

Pränotations-Gefuche. 


T.Gef,, wo» 

Ge⸗ nr durch das Aus: 

bühe| — maß feſtgeſtellt 
if 


deito 30, 42. 53.64. 
72 

detto 32. 44.53. 64.) 
7h. 


aufgenommenen Protokolle, wenn der Stäm: 50,3. 61. 1. 
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Zweites Hauptitüd, 


Von den Stämpelbefreinngen, 


$. 79. Die Stämpelbefreiungen find entweder ſächlich oder perfönlich, 
$, 80; bedingt oder unbedingt. 


Don den fächlichen unbedingten Stämpelbefreiungen. 


9. 81. 1, Eingaben der Amtsperfonen, als folde, 
Erläuterungen zu diefem Abfage: 
A. In wie weit einzelne Perfonen als Amtsperſonen ſtaͤm— 
pelfrei find, und zwar: die 
galizifhen Gränzkämmererr. — 
Lotto-Collectanten, 
Patrone von Stiftungen, 


Piariſten-Provinziaſeee. 
Seelſorger, 
Tabakverleger, 
Vorſteher der afathofifchen Gemeinden, — 


Verzehrungsſteuer-Pächter. . 
B. Ueber die officiofe Natur der Eingabe und zwar: 


der ärztlichen Zeugniffe überhaupt, 5 j 
und über das Ausbleiben aus den Volksſchulen ins: 
befondere, . . . s . . . 
Atzungsausweiſe, + . i . . = 
Pupillar- und Curatels⸗ Tabellen, i . . 
Recepifle, A . . . i . . 
Reife= Partieularien, »  .» . . 


Erlagsanbringen der Golicitatur * nieberöfferreis 
chiſchen Kammer:Procuratur. . . . . 
$. 81. 2. Eingaben und Protokolle in öffentlichen 
Angelegenheiten. 
Erläuterungen über die Frage, welche Eingaben und Pro: 
tofolle als rein ämtlihe anzufehen feien, und zwar: 
A. überhaupt, i . E 
B. wenn fie die Steuer-Nadfi ht, Abſchreitung, Herabſe⸗ 
tzung, Zufriſtung, Rückzahlung, unrichtige oder geſetz— 
widrige Vorſchreibungen zum Gegenſtande haben, 


C. bezüglich der Grund- und Hausſteuer, " . P 
D. » der Umlegung von Straßen:Koften, . : 


E. » der Erwerbfteuer, . . ü ; ‘ 
F. » der italienifchen Perfonal : Steuer, R ä 
6. » der allgemeinen VBerzehrungs : Steuer, < 


H. v der Conſcriptions- und Recrutirungs-Angele⸗ 
genheiten im lomb.-venet. Königreiche, 


§. 81. 1. f. 


1.8, 
1. ifa. 
1.8. 
1. h. 
1.b. 

1. i. 
1.0 - o. 


1.1. m. 


1,n, 
1.4. 
1+ k. 
1. - t. 
1.0,P. 


1, u, 


. 6. 81. 2. a. 


— 


2.b-d. 


©.g-P.r.8.W. 
$.81.2. e-h. 


2. i. 
2. k-t. 
2. u, 

2. W.x. 


2. Yız. 


Inhalts = Berzeichniß. XIX 
1. in Boffahen, » . Fr $. 81, 2.aa.bb, 
K, bezüglich der Abfchreibung der sorgemertten Tarın, - — 2, co. 
L. v der Todtenfalld = Anzeigen, . W .— 2. dd. 
M. » der Anzeigen von Gefeß -Mebertretungen, . —' 2,ee.4.f. 
N » der Befchwerden über die — der 
Findlinge, = . ä ae ee 7 
0. » der Offerte, ; a‘ A : .— 2.86- ii. 
P. » jur Erlangung von Häfen. . . .— 2. kk. 
6. 81. 3, Sperr:Relationen. 
Was ein ftämpelfreier Beftandtheil NDR ift und 
was nicht . — 3. a. b. 
8. 81. 4. Eingaben, Schriften und imtlige Ausfer: 


tigungen in öffentliden Strafangele⸗ 
genheiten. 


Erlaͤuterungen zu den Verhandlungen: 


A. Wegen Verbrechen und NEUESTER 


Aerztliche Zeugniffe. ; . 

Strafgerichtliche Entſchadigungs⸗ Erkenntniſſe, Ab⸗ 
ſchriften zur Geltendmachung des Schadenerſatzes. 

Quittungen der Aerzte u. anderer Kunſtverſtändigen 
über Gebühren aus dieſem Anlaſſe..— 


B, Wegen ſchwerer Polizei: Hebertretungen insbefondere, 


(Anzeigen, Gnadengefuche, Recurs:Anmeldungen, Re: 
curſe, Protofolle darüber) . . er . 


C. Wegen Gefällssliebertretungen : 


Quittungen über zurüdgeftellte Eontreband: Baar 
Straf:Depofiten, Strafen. 

Eontreband:Waaren = Berfteigerungs: Protofolfe. s 

Eingaben zur Sicherftellung und —— der 
Vermögensſtrafen. 

Taxpflichtigkeit derſelben bei den Vatrimoniat ⸗ und 
Communal-Gerichten. 

Quittungen der Dominien über RER der 
Sträflinee > 4 20. . 5 


D. Recurfe in Disciplinarfahen. « . 
E. Wegen Polizei = Vergehen durch Mishandlung * un⸗ 


terthanen. 
Abſchriften dieſer Berhandlungs - Protorolle für die 
Unterthanen. r 


%. 81. 5, Berhandlungen öffentlicher Behörden uns 


ter einander in der Ausübung ihrer 
Amtswirkſamkeit. 


Erläuterungen, bezüglich: 


A. Der Schriften bei den Magiſtraten in Gemeindewirth⸗ 


ſchaftsſachen. ee. een — 


— 6 


nd $, 81. 4 a,h, 


+ $, 81, 5 A. 


r 
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B. Der Correſpondenz der Gemeinden, Dominien u. Ma: 
giftrate mit den vorgefegten landesfürftl, Behörden 
in Gemeindewirthfchaftsfahen. . . : 

Der Dominien u. Magiftrate in Vertretung von Par: 
teien, und insbefondere in Eonferiptiond:, Paß- u. 
derlei Angelegenheiten.» . + . 


. €, Der gerichtlihen Verhandlungen: 


über Syndicats = Befchwerden, a i . 

in Disciplinarfachen gegen Advocaten, . A 

in Ausübung des oberften Aufſichts— (Euratels-): Red: 
tes über Pflegebefohlene, . . 

wegen Ungültigkeitö-Erflärung, Trenaumg oder Sqhei⸗ 


dung der Ehee... 
der Protokolle über das Ausbleiben beider reiten. 
den Theile. . : . . j 


D. Der politifchen Berbanblungen: 


in Baufachen, . . . * 


in Grund = Zerftüclungs = Angelegenheiten, —— 
in Gewerbsſachen, als: Erhebung des ei 


? von Realgewerben, . . 
des Rocalbedarfes bei Verieihung bon derfonal: 
gewerben, . . . . . e 
über Gewerbs: Zurüdiegungen; . . 
Behufs der Prämien-Ertheilung für Bebensrettungen, 
für erfegte Raubthiere; F 


in Verzehrungsſteuer⸗ — — — 
wegen Steuernachſicht.. 
E. Pfarrämtlicher Verhandlungen: der 
Beſtätigungen auf den Aufgebots-Diſpens-Geſuchen, 
der Protokolle wegen Correcturen der Tauf-Matrikel, 
v über den ſechswöchentlichen Unterricht zum 
Uebertritt von der katholiſchen zur akatholiſchen Religion 
F. Der ämtlichen Liquidations-Protokolle.. 
G. Der Qualifikations- und Competenten: Tabellen. . 
H. Der Amts:Correfpondenz der fremden Eonfulate mit dem 
Triefter See: Sanitäts-Magiftrate in Parteifachen 
und mit fremden Eonfulaten und Behörden in Partei= 
fachen überhaupt. . . . . . . 
I, Reifepäffe für ämtlihe Reifen. = >: 2.2. 


9. 81. 6, Aemtlihe Audfertigungen an Private, 


⸗ 


welche nicht ausdrücklich dem Stämpel 
unterworfen find. 
Erläuterungen: 
A. Ob die Stämpelfreiheit derfelben von einer geftämpelten 
Eingabe bedingt rg 


⸗ $, 81, 5. a, 


Ze 5.b,c.d + 


+ 9. 81.5. e, 
— Be E, 


— 5,8.h.1. 


— 5. k. l, 


zer 5. aa, 


‘. 81. 6. a. 


Inhalts - Berzeichniß. XXXI 


In wie ferne die ämtlichen Ausfertigungen über Proto— 
kolle in Parteiſachen ſtämpelpflichtig ſind, . 86.81. 6. h. 
insbeſondere über wirthſchaftsämtl. Vergleichs-Protokolle. 6. c.d. 
B. Bezüglich der certificirten Rubriken. ..— 6e.k. 
C, Bezüglich nachſtehender gerichtlicher Ausfertigungen: 
der Rathſchläge als gerichtlicher Ausfertigungen, und 8. 81.6. &- 
der von Amtswegen verfügten Rubrik-Abſchriften über 


die vorgefchriebene Zahl, + = .. - 66h 
der Erfenntniffe über die Befriedigungs = Ordnung der 

Tabular = Öfäubiger, und —66 

über die Advocaten-Gebühren, «+ ee . — 6km. 
der Proviforial:Entfheidungen der Gränzkämmerer, — 6. 1 
der Erfenntniffe wegen Auflaffung des en .- 6. n. 
der Urtheile über Incidenzpunkte,. . — 6 0. 
der Todeserklärungen,. .— 6. p. 
der Erledigungen über Sequeftstiond: Geſuche .— 6 4. 
der Edicte . . —6.r. 


der Decrete, womit ein — Curator, Sequeſter, 
Maſſaverwalter ernannt wird, der Einantwortungs⸗ 


Urkunden und der Verbote, . — 6. 8. 
der Verlaſſenſchafts-Erledigungen, ... —6. € 
der Teſtaments-Publications-Clauſeln, 6. u 
der Intereſſen-Erhebungs-Legitimationen..— 6. w.y 
der obervormundſchaftlichen Ehe-Conſenſe, «+ — 6 x 


der Aufträge an die Notififen= Aemter, . . — 6 

der Landtafel- und Intabulations-Certificate. . — 6.bb.cc 
D. Bezüglich nachftehender nicht gerichtl. Ausfertigungen: 

der Bergleichs : Borladungen, een, dd, 

der Anftellungs-Decrete, — 6. ee, 

der Arznei-Anweifungen (Recepte) * Aerzte als Dr- 

gane der öffentlihen Verwaltung, - . 92. b 
der Aufgebots:Difpenfen, : : : ; . 9.81. 6, fl. 


der Brennholz = Ausfuhrskicenzen in Dalmatien, +» — 6. gg. 
in BürgerrechtösAngelegenheiten, - + . — 6&hh. 
der Ehe: Difpenfen, .  - . — 6 M, 


der Flaggen: und Schiff-Fahrte: Patente und vicemen, — 6.ii.kk, 
der Handlungs-Befugniſſe,. W . . — 6. U. 


der iſraelitiſchen Heiraths-Licenzen, .. — 6.mm. 
der Inſeriptions-Certificate, . — 60m. 
der Liedlohns-Erkenntniſſe, . Eu . — 6.0. 
in Meifterrehts-Angelegenheiten, - . . — 6.hh 
der Muthfcheine, . i M } . . . — 6. rr. 
der obrigkeitlihen Eonfenfe, . 5 . .. — 6. pr 


der Baß= Eertificate,, >» 2 72 00200206. 


zXXıı Inhalts : Berzeichniß. 


der Schurf= Ficenzien, . +  » FORT . 8.81, 6. rr, 

der Waarenankunfts⸗Certificate, - . — 6. as. 
E, Hinſichtlich einiger Ausfertigungen der — 

Behörden. 


$. 81, 7. Landtafel-Grund-Bücher, Vormerkbücher 
über die Rehtögefhäfte der man 
lihen Unterthanen. 
Erläuterung ded Ausdrudes + herrſchaftl. Unieriganen; $,81. 7. a. 
Regifter u. Protokolle der Notare über die Wechſel-Proteſte — 7. b. 
9. 81. 8. Schriften über Ötreitigfeiten ex nexu 
subditelae, 
Die Stämpelbefreiung fommt denfelben in allenSnftangen zu, d. 81. 8. 4. 
hört im Rechtswege auf, — . — 8. b. 
bezieht ſich nicht auf die Eingaben zur Einbringung 
rechtöftreitiger Urbarial-Abgaben und ıft ſtrenge zu 


‚ interpretiren, - . . .—- 8 c. 
erſtreckt ſich auf die Abſchriften * Protokolle nach 

$. 7. des Unterthans-Patentes, und ..— 284 
auf die Liquidations = Protofolle in den Streitigkei— 

ten ex nexu subditelae, J — 8 e. 
aber nicht auf jene über die Forderungen der Buts- 

herren (S. 9 7. 0.1—3.). + .— 8 e 


$, 81. 9. 10. Odbrigkeitlihe Aufnams- und Entlaf 
fungs=Eertificate. 
Beichränfung der Stämpelfreiheit der legtern. 481.9. 10. 
Eingaben und Protokolle aus Anlaß derfelben. \ Fun 
d. 81, 11. Verhandlungen in Angelegenheiten der 
GSeelforge und der Kirchenzucht. 
Die Ausname bezieht fich auch auf die Mendicanten, 9.81.11. a. 
auf die Religiond-3eugniffe der Brautleute, . . — 11.b.e, 
auf die Reverfe beurlaubter Soldaten aus Anlaß ihrer 
Berehlihung, - L z . — 11.d 
auf einige Zeugniffe über —— Stiftungẽ⸗ Ber: 
bindlichfeiten, die Seelforge betreffend, . . — 11. e. 
d. 81. 12. Steuer-Reclamationen und dadurd ver: 
anlafte Berhandlungen, 
Was darunter nicht begriffen ift. . — . 6.81. 12. a. 
$, 81. 13. Staatsſchuld-Verſchreibungen und ihre 
Ceſſionen. 
Welche Ceſſionen die Befreiung nicht genießen, . 9.81.13. 4. 
$.7. €. 80. 
% 81, 14, Talons und Coupons der —— 
verſchreibungen, und 
die, die Stelle der Coupons vertretenden Quittungen 
vinculirter Staatsſchuldverſchreibungen. + 8.81. 14. 4. 


Inhalts = Berzeichniß. 


$. 81. 15. Intereffen:Quittungen von Staatsfhul- 
den, denen die Stämpelfreiheit einge: 
räumt wurde: 
Bon den niederöfterr. ftändifchen Lotto-Obligationen, 


von den ungarifhen Hoffammer Obligationen, — 15. b 
von den Banco⸗, Banco⸗-Leibrenten- und Banco⸗Lotto⸗ 
Obligationen. . n . — 15.6 
Stämpelpflichtigkeit jener der nik. änd. Yamatten. — 15.d, 
%. 81. 16.11.24. Empfangsbeftätigungen über öffent: 
lihe Leiſtungen, Gemeinde= Auflagen 
und über zurüdgeftellte Abgaben. 
Erfäuterungen,, bezüglich : 
A, der durch Pächter und Subpächter eingehobenen Ber: 
jehrungsfteuer = Gebühren und Strafen, F .— 16. co 
der Ermwerbfteuerfcheine, ; . . . .- 1. 
der Religionsfond:Steuer, — 16.n, 
der Brief-Eouverte ald Beweis der Porto⸗ Entrichtung, .30. g4. 
B. der Quittungen über Zoll-Reſtitutionen, . 9.81.16. a. 
‚Über Poftporto-Reftitutionen, . .— 16. b, 
über Entfhädigungen für Poftfendungen, — 16. b. 
. über Berzehrungsfteuer = Reftitutionen, — 16.d, 
"über Taz » Entfhädigungen, — 16.i,k 
(Stämpelpflichtigteit der dießfälie 
gen Eingaben und Beilagen), „. — 161m - 
überUrbar⸗u. Drittelfteuer-Vergütungen, — 16. f. 
über rüdgeftellte Berpflegsgebühren an 
das Wiener Krankenhaus, .— 16. p. 
über die Bergütung bezahlter Weg: und 
Brüdengelder, , ‘ .— 16.4 
über Berzehrungsfteuer s Zufchläge: . — 16. e, 
über Grundbuchsgebühren, . — 16. h, 
über die Gemeindebeiträge zum atatholie 
fhen Gymnaſium in Tefchen. .— 16.0, 
. 81. 17. Quittungen über die feiftungen ex nexu 
subditelae, 
Stämpelpflichtigkeit der Laudemien ⸗Quittungen i in Tirol. — 17. 4. 
d. 81. 18. Zehent-Quittungen. 
8. 81. 19, Waiſenbüchel für Vormünder und Cura— 
toren. 
Für die Waiſenſchuldner. . 7— 19. 4. 
8. 81. 20. Schulgelder-Quittungen. 
Die Befreiung erftredt fih nit: 
auf die Eingaben um Einbringung der Schulgelder, - — 20. a. 
auf die Brennholz =» Quittungen. ; : — 2. bh 


v. Schwarz Stämpelvorfchriften, e 


XXXIE 


$. 81.15. a. 


XXXIV Inhalts- Verzeichniß. 


d. 81. 21. Quittungen über Almofen. 
Erläuterungen über: 

die Unterſtützungsbeiträge für verarmte Ruftical:Con- 
tribuenten, ; 

jene aus dem Eifenerzer Milbthätigkeitsfonde, über den 
Beitrag des Viaticums und die Beiträge an das Ar- 
men - Snftitut dafelbft, i 

die bei den galizifchen Kreis-Caſſen einfließenden Straf- 
beträge für die Drtsfpitäler und die Armenhäufer, 

die Einflüße bei den Armen-Infituten im Allgemeinen, 


die Unterftügungsbeiträge aus den E. k. Patrimoniaf- | 


und Familien-Fonds-Caſſen, n . . 
das Hofalmofen zum Armen-Inftitute und die Beiträge 
Sr. Majeftät zu den Benefice-VBorftellungen für das 
Armen-Inititut. gr . . 
$. 81. 22. Quittungen über die Versätungen für ge⸗ 
botene Leiſtungen an das Militär, 
Zins-Quittungen für requirirte Wohnungen, R 
Quittungen der Gemeinden -für Transportirung der Ver: 
urtheilten in die Strafhäuſer u. über die für die Staats— 
verwaltung vorſchußweiſe beſtrittenen Auslagen. 
9. 81. 23. Quittungen über Geldbeträge unter 2 fl. 
Diefe Befreiung erſtreckt fih nicht auf andere Urkunden 
d. 81. 25. Urkunden, welche nebft den Beweis:Ur- 
tunden den Nemtern u, Caffen der Ord- 
nung wegen gegeben werden müjfen, 
Quittungen über zu verrechnende Vorſchüfſe 
und über Reiſekoſten— Vergütungen, 
Erläuterungen in Betreff der 
A. Bahlungsbogen über Pacht- und — auf den 


Staats- und Fondsgütern, 
Haupt⸗ und Verzichtd-Quittungen zur Umföreibung der 
mähr. ftänd. Pamatken, . 


Quittungen über den Erſatz für falſche Banknoten, Br 
Quittungen über zurüdgeftellte Cautionen und Vadien, 
weiche beim Tilgungsfonde nicht fruchtbringend ange» 
legt wurden, + . . + . . . 


Empfangsfcheine über Intereffen-Coupons und wieder zu 
deppnirende Gelder und Geltzlirfunden, k . 


— 23. 


A, 


— 25, d-g. 
$. 7. 0.19% 


9.81.25. 


h. 


$.7.C. 28-31. 


über Kirchen: undStiftungs-Capitahen, welche von den 


Kirhenzu. Stiftungsverwaltungen ausgeftellt werden, $.81.25.h/ 


e über Gehalte, welche nicht im quittirten Betrage zu 
erfolgen fommen, 0. ö . 


— 25. 


i. 


Inhalts - Berzeichniß. 


B. Reifevorfchüffe nach vorläufiger —— der Reife: . 
. 8,81. 25. x. 


Partiecularien. we . 
Vorſchüſſe der Eontrahenten. ä 
Vorſchüſſe auf die Berpflegsfoften der Oefitsteäfinge. 


C. Fuhrfpefen. — . . 
Beftätigungen über den Gebrauch eines —— eaen 
und über den Reiſevollzug. -» A 


Pferde-Paufchalien der Gefällenwach— Huterinfvectoren. 
Reife-Entfhädigungen der a Infpertoren in 


der Provinz Benedig. . s — — 
8§. 81. 26. Poſtrecepiſſe. 
Legaliſirung derſelben. 


d. 81. 27. PBrüfungsjeugniffe der — un Tri⸗ 
vialſchulen. 
Chriſtenlehr-Zeugniſſe. A 


Zeugnijfe für Theologen über Padagogit u. Ratecetit. 


$. 81. 28. Impfungd=Zeugniffe. 
$. 81. 29. Armuthd=Zeugniffe, 
Können mehrfach beftätigt fein. -» - e 
$. 81. 39. Lebens- und Aufenthalts= Zeugniffe zur 
Erhaltung eines Bezuges aus ärarifhen, 
ſtändiſchen, fädtifhen und öffentlichen 
Fonds-Caſſenz ferner 
aus Privat-Anſtalten, deren Zweck allgemeine Wohl— 
thätigkeit iſt. . 
darunter gehören auch die ärztlichen Zeugniſſe, 
und überhaupt alle Zeugniſſe über jene Umſtände, 
von welchen ein ſolcher Bezug bedingt iſt, 
nicht aber die Legaliſirungen. 
Aerztliche Zeugniſſe für außer dem dunahaſe vers 
pflegte Findlinge. J 
§. 81. 31.32. Urkunden über d. zeitliche od. dauernde 
Entfernung vom Dienfte für Unteroffis 
ciere und die Militär: und Finanzwach— 
Mannfhaft, die Militärs Polizeiwade, 
fo wie alle die Ordnung des Dienftes u. 


das Dienftverhältniß beim Militär und 


der Finanzwadhe unmittelbar angehen: 
den Schriften. 
Aufzählung diefer Schriften bei der Finanzwache. ’ 
$. 81. 33. Urkunden und Schriften, Deren Außferti- 
gung durd die Orts— BIIISLERFIBFLIEER 
geboten if. 
Meldzettel Studierender, . . er . 


ı 


e* 


xxxV 


— 


— 


25. 1. 


25. m. 


25.n. 


25. % 
25. P« 


25. 4 


26. a. 


27. 8% 
27. b. 


29. a. 


30. a. 
30. & 


' 30. e. 


30.d.e 


30. b. 


31. a, 


XXXVI Inhalts-Verzeichniß. 


Wohnungsbeſtätigungen zur Erlangung eines Reiſepaſſes. d. 81. 33. b. 
aſſierſcheine zu Fahrten auf den Ciſenbahnen u. Dampf: 


ſchiffen auf einige Tage. . — 33.0 
Gränz-Ueberſchreitungs-Certificate.. — 33.d.e 
Legitimationsſcheine f. arme Hirtenkinder unter 13 — — 33. f. 


Dienſt- und Aufenthalts-Conſenſe für Dienſtboten und 
Taglöhner (S. $. 81. 10. a). . ö » . — 338. 


Zeugniffe zur Aufname in das Wiener Krankenhaus. — 55h. 
©. fundheitss Certificate für das in die Städte eingetries 
bene Schlachtvieh. } — 33.1. 


&. 81, 34. Urkunden und Söäriften, weide ur die 
Befällsgefege geboten find. 


Ceffionen von Wauren. . . oh 
Bürgſchafts-Urkunden im Anweis = Berfahren. .— ic 
Gertificate zur Geltendmachung der Mauthbefreiung. . — 34 bh. 


d. 81. 35. Fraht= und GSeebriefe, reine. 

$. 81. 36. Wehfel-Acceptationen, wechſelrechtliche 
Giri, Wehfelbürgfhaften, Wechſelquit— 
fangen. 

$, 81. 37, Abonnementd-, Pränumerationt u. Sub: 
feristienäfheine, 

$. 81. 38. Hausbüchel. 

d. 81. 39. Letztwillige Anorbnungen. 


Auch die Parien, . ; . . — 398% 
Nachträgliche Nine, 

Potterie = Roofe. a5, A en 
Gefuhe um Interrichtögeld Befreiung. ; — 4. 
Welche Urkunden und Schriften, fo bei den Findelhaus⸗ Di- 

rectionen vorkommen, ftimpelfrei find. . . — 2. 
Quittungen über die Percente = die Einhebung der direc: 

ten Steuern. ö . A i — 43. 
Geſuche und Verhandlungen — eu nach 

Preußen. » . . — 4. 
Päſſe für die Anſiedler in Therefi ien⸗ Pr Sofephftadt. . — 45. 


Die Stock-Urbarien in Oeſterreich ob der Enns .. — 46. 
Die Quittungen der Unterthanen über die aus den Came— 
ral-Renten erfolgten Vergütungen für, in Inventarial— 
und Abolitions-Preiſen, geleiſtete Arbeiten, .— 47. 


Don den ſächlichen bedingten Befreiungen. 


d. 82. Bon den außerhalb des ffämpelpflidhtigen 
Inlandes audgefertigten Urtunden und 
Shriftem ä ; h j F R .6. 82. 1. 


' Inhalts = Berzeichniß. 


Welchen, von diplomatifhbenPerfonen, denen 
feine perfönlihe®Befreiung zufommt($. 88.) 
ausgefertigten Urfunden und Schriften, 

welchen Rechnungen und Rehnungsbeilagen 

diefe Befreiung zufommt. . Fr e 
Anwendung diefer- VBorfchrift auf: | 

die Rechnungsbeilagen Rn Wohlthaͤtigkeits⸗ 

Anſtalten, . 

die Bruderladen, . — .. 


die Rechnungen des Piariftenordens:Provinzials 2 


die Todtenfcheine zu den Findelhaus-Rechnungen, 
die Quittungen über Öeldabfuhren und vidimirte Rech— 
nungsbeilagen der Domainen:Aemter, e 
die Quittungen der Magiftrate über die Verpflegöges 
bühren der Gefällsfträflinge, . . . . 
die Rechnungsbeilagen der Wirthſchafts-Aemter. . 
Nachträgliche Ausnamen. 
Welhen Eorrefpondenzen zwifhen Handels und Gewerbs— 
leuten die Befreiung zufommt, . -« eh 
Erläuterung in Betreff der faldirten Conti und Moten. 
Bon den Abfchriften und Auszügen der Eataftral = Vermef: 
funge = Protofolle. . 
8. 83. Bedingung, anderen Eintritt die Berpflic- 
tung zur Stämpelabgabe gefnüpft if, 
Was ald ämtlicher Gebrauch einer Urkunde an und 
für ih, oder . j . » J P 


wegen der @igenfchaft der Behörde nicht anzufehen iſt. 


Was ein derlei Gebrauch fei. - - ; 
Ausnamen für Fracht: und Seebriefe, Päſſe, Wanderrücher, 
für Rechnungen. 


In Betreff der Bormundfcafts:Rednungs: urkunden. | 


Welchem Stämpel Rechnungen und Rehnungs:Beilagen, 
im Falle die Bedingung ihrer Stämpelpflichtigfeit 
eintritt, zu unterziehen find. A . . R 

Bei dem Eintritte der Bedingung unterliegt die ganze 
Urkunde dem Stämpel. Zee FE PA er 


Perfönliche Befreinngen. 
$. 84, Sn wie ferne den Öffentlihen Behörden und 
Aemtern für jene Urfunden und Schriften, 
rädfihtlih deren Private dem Stämpel un: 
terworfen find, die Stämpelfreihbeit zu— 
kommt. 


XXXVII 


. 6.82. 2. 


KIXVIm Inhalts: Verzeichnif. 
A. Erläuterungen, bezüglich einiger Urfunden und Schrif: 


+ 


ten, welche bei Öffentlichen Behörden vorfommen, u. 3. 
der Nichtverbrüderungs = Reverfe der neu angeftellten 
Beamten und Praktikanten, -  . 
der Reverſe der Paftoren und der katholiſchen Marker. 
der Quittirungs-Reverſe der f. E. Officiere, s 5 
der Reverfe der Prlege-Aeltern von Findlingen, . 
der Zeugniffe der! Mititäriften über den pädagogifchen 
Lehrcurs, 


der adminiſtr. Accord: u.Ricitationd= Protokolle, $, 84.A. f-1.n. n.0. x 73-4- 


. 9.84. A. a. 


A. h. 
A, ct. 
A. d. 


©, 


der Staatsgüter-Beräußerungs:Protofolfe und Contracte 9.34. A. m. 


der Löſchungsbewilligungen von Heiraths-Cautionen, . 

der aus Anlaß von Erpropriationen ausgefertigten Ur: 
funden, . 

der Erhebungs- und Schägunge- Protokolle in Betref ber 
Beihädigung bei Traffirung der Eifenbahnen, . . 

der Baubefunds: Protokolle und Eertificate, W 

der Quittungen der im Auslande befindlichen öſterreichi— 
ſchen Poſt-Expeditionen und überZeitungs-Pränumera— 
tions⸗Gelder, Fe er 

der conti correnti der Eifenerzer Direction, r x 


der ämtlichen Zahlungs = Anweifungen und der Quittun— 


gen über Die angewiefenen Beträge, , R . 
der Eorrefpondenz und der Documente in Betreff der beim 

Tilgungsfonde angefegten Depofiten, — Far 
der Quittungen über die eigenen Einfünfte des Monte, 
der Quittungen über KanzleisPaufhalien, - 
der Beilagen, zu den Rechnungen des Hültenamtes Riefer 
der Quittungen der Vorfpanns » Commiffariate über die 

Vorfpanns-Vergütungen aus der Polt:Caffa, . “ 
Anwendung des $. 84. auf Die verfchiedenen Fonde und 


Anftalten, . j . . . 
Eintheilung derfelben in öffenttiche und private, und der 
erjteren in dotirte und nicht dotirte, . . . 


Was nicht als Dotation anzufehen ift. . — — 


Welche Fonde und Anſtalten aus dem Staatsſchatze do: 
tirt werden. 


Erläuterungen hinſichtlich einzelner Körperſchaften und 
Anftalten, ob fie bezüglich ihres Wermögens ald Pris 
vate anzufehen, und in wie ferne fie als öffentliche 
Aemter ftämpelfrei find; und zwar: 

in Betreff einiger derlei Anftalten in Niederöfterreih, . 

der Cameral- und. m, : : 
der Stifthäufer, . i & ‘ 


A. p. 
A.q.u 
A. 5 


AÄ,.w. 


A,x.y 
A. u 


—A,aa.bb. 


— 


A, bb. 
A. bb. 
A. cc, 
A, dd, 
A, ee 


B.' a⸗c. 


B. a.b. 
B. c 


C.a.g. 


Inpalts-Berzeichniß. . KXXIX 


in Betreff der ?. k. MontansHerrihaften und Montan— 
Werke, 00 0...%84D d 
des Provinzial-Zwangsarbeitshaufes inBrüun, — D, ef. 
ded Gemeinde: Speiherfondes in Öaliin, .» — D. g. 


der Stände der Provinzen, . R .— Dh 
der Ingenieur-Afademie in Wien, R .-D i 
der Therefianifchen Ritter:Afademie, . . — D.k 


E. In wie ferne der Fiscus und andere Vertreter öffentli— 
cher Anftalten ftämpelfrei fd, und zwar: 


der Fiscus überhaupt und insbefondere . a — E. a. 
mit Rückſicht auf die einzelnen Fonde und Anſtalten, — E. b. 
in Pfarr-, Kirchen- und Schulbaulichkeiten. — E a. 
in Bertretung der Curat:Beneficien und Kirchen, — E. c. 
bei Gutachten über Löfchungsbewilligunen. « . -—- Ed 
Advocaten ald Stellvertreter des Fiscus, . . — E. e 
der Vertheidiger des Ehebanded, . : . — E % 
Steuer-Caſſen bei Gebühren-Eintreibungen, . . — Egg 
der Curator publici in Prag, . — . — Eh 
der Steueramts-Vertreter in Prag. . — Ei, 


F. Stämpelbehandlung mehrerer einzelner in der Bewe— 
gung der öffentlichen Anſtalten und Fonde vor— 
kommenden Urkunden: 
der Licitations-Protokolle über Kirchen:, Pfarr: und 
Schul:, Straßen: und Waffer:Bauten, . . — F. a 
der Quittungen über die verfchiedenen Beiträge und 
Einflüfe für wohlthätige oder igemeinnügige Anz 
ftalten, der von ihnen geleifteten Vorſchüſſe und 
über die Intereffen ihrer Sapitalien, . . .—- Fb 
c.6.7.g.h. 
der Quittungen über die an die verfchiedenen Erzie: 
hungs-Anftalten erfolgten Koftgelder der Zöglinge, 8.84. F, c. 
—5,d.e 
der Quittungen der Wiener Krankenhaud-Direction — 
über die Verpflegsgebühren und deren Rückſtellung, $. 84. F. f, 
der Protofolle wegen unentgeldlicher Uebername der 


Sindlinge in die Pflege, -» » i .— Fe. 
der gerichtlihen Eingaben der —— dello 

spedale ed altri luoghi pii, . . 0. . — Pi 
der Grundbuchs-Extracte für die Eontributions: 

Fonds:Cafla, + . R ; i . — Fk 
der Regiſter, Journale, Verträge und Quittungen 

. des lomb. monte grani, ,„ . — F.lm, 


- der QDuittungen der mähr. Zandfchafts = Haupt:Gafla 
über die an den Domeftical:Fond übertragenen Ins ’ 
tereſſen der Eapitalien des Domeſtical-Fondes, — F.n. 
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9 85: Welhen Perfonen eine®tämpelfreiheit zu: 
ftebt. 
Nahträglihe Verordnungen. 
A. in Betreff der allerhöchſten Familiengüter- und Fonds: 
Saffen:Direction. »- . 0.200985. 4. 1-3. 
Bezüglich Ihrer kak. Hoheiten der Purhlaudtigken 
Erzherzoge. . . .— —A. 4. 
B. Perſonen und Anſtalten, welchen beſondere Begünſti— 
gungen eingeräumt worden find. . . .— B. 
I. Aſſecuranz-Geſellſchaften und zwar: die 
k. k. priv, erfte öſterreichiſche mit der Ausdehnung 
auf Elementar-Beſchädigungen für Frachtgüter 


und Hagelſchäden, . .— B. 1—4. 

k. k. privil. wechſelſeitige in Deere unter der 

Enns, ° 2} . | Bun B. 5. 
azienda assicurätrice in zieh ß A .— B. 6. 
Tiroler, » ; ’ . +. —B.8& 


k. k. priv. böhmifche mechfeifeitige, 20. =B 9. 
k. k. priv. inneröfterreichifche, - . . .— B. 10-12. 
k. k. ‚privilegirte mährifche wechfelfeitige, - .— B, 13. 14. 
Brandfhaden:, Lebens: und Leibrenten = Berfiche: 
rungs-Geſellſchaft in Mailand, . . . — B. 15. 
Saljburger, . . i . .— B. 16. 
allgemeine wwechfelfeitige Gapitafien: und Renten: 
Berfiherungs:Anftalt in Wien, . . 0. —B. 17. 
Stämpelbemeffung für die Verſicherungs-Polizzen. — B. 2—4.7. 
Ueber die Stämpelfreiheit der Zahlungsbühe. . — B. 10—12. 
In Betreff der Abfuhrsbögen der Obrigkeiten über 
die Sahresbeiträge zur m. fh. Brand: Verfiche: 
runge:Anftalt. 0.00% . .— B. 14. 
In Betreff der Geſellſchaften —— generali 
austro-italiche und Rinnione adriatica disicurtä. — B. 7. 
II. Die £, f. privil. öfterr, Nationalbant. . . . — B. 18—20. 
II, Die galizifcheftändifche Credit-Anſtalt. — B, 21. 22. 
IV. Die lomb. venet. Staatsfhuld und eigentlich deren 
Gläubiger.  . .— B. 23. 
V. Die, k. n. öfterr. Landwirthſchafts Geſelſchaft. . — B. 24. 
VI. Oſſolinski'ſches literariſches Sau in Lemberg. . — B. 25. 
VI. Spar:Eaffen. a ur a .— B. 26—30. 
VII, Triefter Handelsftand. . . ; i . . — B. 31. 32. 
IX. Verhaftete. . . . 0% ‘ . . .— B, 33. 
X. Verſatzämter. — B. 34. 55. 
©. Perfonen und Anftalten, welchen feine Begünftigung 
eingeräumt ift: 
Privat:Anftalten und Fonde überhaupt, . Cab. 
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Wohlthätigkeits-Anſtalten, . 8.85. C. c. 
1 Consorzi di utenti d’aqua . . . . — O. d. 
der englifchen Fräulein-Inftitute,  - R .—- Ce 
ı Gemeinden, ; . ö ; .— 0. f. 
Gemeinden und Klöfer der Religiofen, S .—- 0 
die Kirchenverwaltungen, . : s R .—- Ch 
Purilen, . .  - en . — Ci. 
Schulen, . . — O. kK. 
Stiftungen, RE A . — Cl. 
Urbard:Bereitung, . — — .. — Cm 
Verlaſſenſchaften bis 100 fl., R 5 . 2. —- cn 
Zeitungs-Verleger.  . . . — CC. 


d. 86 In wie ferne der Militärſtand eine Stäm— 
peſlbefreiung genießt: 
in gerichtlichen Angelegenheiten,. ’ R ; . 9. 86. a. 2-6. 
in Abſicht auf ſeine Genüſſe, ..—b.6-10. 
Erläuterung bezüglich der Invaliden. . — 1. 
8. 87. In wie ferne die Finanzwad: Mannfhaft 
eine Stämpelbefreiung genießt. R . 4 87. 1-6. 
$, 88. Sn wie ferne auswärtigen Befandfhafts- | 
Perfonen eine Stämpelbefreiung zu: 
fommt. 
$.89, Sn wie weitdem Concurs-Maſſa-Vertreter 
eine Stämpelfreihbeit zufommt. 
Erläuterungen bezüglid: 
des Cridatar;sgsgs..... 98. 89. 1. 


des Creditoren-Ausſchuſſes, - . . — 2, 
der. Defervit:Quittung des Concurs⸗ Maſſa⸗Ver⸗ 
walters, — 3. 
der Intereſſen-OQuittungen, + . . . — 4 
der Liquidationd:Protofolle, » . — 5. 
der Certificate oder Extracte der Hyvoiheten⸗ 
Aemter. — 6. 
Eine nahträgfihe@ehühren-@inhebung findet nicht Statt. — 1 
8. 90. In wieferneArmen eine&tämpelbefreiung Ä 
zufommt. 
Erläuterungen : 


A, Wer ald arm anzufehen ift. Erforderniffe des Ar: 
muths⸗Zeugniſſes. Wer ed auszuftellen hat, Verpflich⸗ 
tung des Ausftellerd und des Empfängers. Ort der 


Ueberreichung, Aufbewahrung. . u. 2 ; $. 90, A. 1. 
Ausnamen für Wien bezüglich der Beftimmung, wer 
das Zeugniß auszuftellen hat . er j . — 4.2 


und hinfichtlich der Sfraeliten in Prag. . ; — 3. 
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Wo die Beſchwerde wegen Verweigerung des Armuths⸗ 

Zeugniſſes, . $ 90. A. 4. 
und wo jene wegen verweigerter Anerkennung desſelben 

anzubringen iſt. — — .. — A. 5. 
B. Gränzen des Armenrechtes. ae $,90.B. 1— 14. 
Das Armenrecht wirkt nicht znüd, - 2.2 Ve B1 
bezieht fich nicht auf die Erledigung des Rechtsſtreites 

durch einen Vergleih, . ; . . . — 1B. 4 
oder auf das adelige Richteramt, . — B. 5.11. 
oder Eingaben, welche Aufklärungen zu erhalten bezwecken, — B. 14. 


nicht auf Penfionss und adminiftrative Gegenſtände, . — B, 6. 12. 
nicht auf Pälle und Gefuhe um ſolche, ——— . — B. 7. 8. 
nicht auf die Grundbuchs-Extracte über Stiftungs:Dar: 

leihen an arme Untertyanen, md . 2. 2.0.2. —B.13. 


geht auf Eeffionare armer Perfonen nicht über. . - 9. 91.1. 
Es findet feine nachträgliche Gebühren-Einhebung Statt. $. 99. B. 2. 
Sn wieferne es dem Water in Vertretung feiner Kin: 

der zuſteht. . . j : . . . ..%9. B 3 
€. Geſuche um Almoſen. 6. 90. 6. 3. 


D. Gebühren-Vormerkung für Abweſende. . $..90. D. 
Ausdehnung dieſer Berechtigung 


auf den curator massae jacentis, . 60. 90.D. 2. 3. 
und den Curator einer todt zu erklärenden Perſon. — D. 4. 
Evidenthaltung der Gebühren.  . .. — Bb. 1. 


Fall der nachträglichen Gebühren-Entrichtung..—D2..5. 
d. 91. Beſtimmung für den Fall, wenn ffämpel: 

pflidtige und ffämpelfreie Perſonen Ge 

fhäfte fhließen, — nz . j . . 5 91. 4. 5. 


mit einander Rechtsftreite führen, r 5 a . — 2.17 
bei andern Verhandlungen concurriren, oder. . — 2.3. 
eine Streitgenoſſenſchaft bilden. ...... —141. 
Stiftbriefe. — . e : . — 6. 


Viertes Hauptſtück. 
Von dem Gebrauche des Stämpels, der Stämpelgebühr und deu 
Geſetz-⸗Uebertretungen. 
Erſter Abſchnitt. 
Vom Gebrauche des Stämpels. 


d. 92. Welche Urkunden und Schriften auf ſchon 
geſtämpeltem Papiere ausgefertigt werden 
müſſen. 

Ausnamen in Betreff: der Subarrendirungs- und ad: 
miniftrativen Licitations- Protokolle, und jene über 
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Kirhen-, Pfarrz, 2. Straßen: und Waſſer⸗ 
Bauten, - F — ä a . 8. 92. 2-4. 
nicht aber in Betreff der im Intereffe der Gemeinden, 
Dominien aufgenommenen Licitationg-Protofolle ; $. 92. 6. 7. 
8 


der Abhandlungs: Protokolle, R . A ; } — 

der Cautions-Widmungs-Urkunden,— ... 7—65. 

der Tauf-, Trau⸗ und Todtenſcheine von Militär-Perſonen, — 21.22. 
der Quittungen an die Polt:Conducteurs, » +» + — 10. 


der aus Uigarı oder Siebenbürgen  einlangenden 
Eingaben, . ; > r — — 14. 
der Quittungen über die Vergütungen für die Be . 
fhädigungen bei Trafirung der Eifenbahnen und ers 
folgte Erpropriationen. . e ‚ } ; F — 20. 
Befreiung der Zinſen-Coupons und der Quittungen über 
Rateneinzahlungen einiger ActiensGefellihaften vom 
Gebrauche des Stämpelpapierd gegen baare Einzahlung 
der Gebühren. R 
Welche Urkunden oder Schriften nachgeftämpelt oder 


indoffirt werden Dürfen. = . 88.51. 62. 70. 

92. 1. 9. 10. 
12-14.$9.100. 
105: 110. a. 


$.92.15—19. 


Widerlegung der Anftände, die Protokolle ſogleich auf 
dem firen oder nad Umſtänden, dem Claffenftämpel 
aufzunehmen. R . 8. 92. 8. 

d. 95, Berehtigung,eigenes,unbefhriebenes Ya: 
pier oder gedrudte oder lithographirte 
Blanquetten fämpeln zu faffen. . . 8. 93. a. 
K. 94. An welhem Orte des Stämpelbogens die 

Ausfertigung ſtämpelpflichtiger Urkunden 

beginnen muß. 

Ausnamen für Wechſel,. Ar . . 594.1. 

für Handlungsbüder. . — 2, 
$. 95-97. Verbot, mehrere Urkunden oder&grifs 

ten unter Einem Stämpel ausjufertigen, 

welchem jedoch nicht entgegenfteht, mehrere auf ein und 

dasfelbe Gefhäft Bezug nehmende Beftimmungen vder 

. mehrere in Berbindung ftehende Gefchäfte, die fi 

auf verfchiedene Gegenftände beziehen, in einer Urfunde 

zuſammen zu faffen, oder ein Vrotofoll über dasfelbe 

Geſchäft an verfhicdenen Tagen fortjufegen. 

Erläuterungen: 

Das gedachte Verbot erftredt fih auch auf den Fall, 

daß der Stämpel den für die einzelnen Urkunden er: _ 

forderfichen mehreren Stämpeln gleihfommt. -» 6. 95. 0. 1. 2. 
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ferner auf Nachtrags-Clauſeln zu Verträgen, 

auf Widmungen eines andern Cautions⸗Objectes, 

auf ſucceſſive Beſtätigung von Ratenzahlungen. . F 

Ausnamen ö 

für die Geſchäftsbücher des 23. 2. 

für mehrfache Legalifirungen, .» ; . ; 

für Ratificationen, . . . x r i 

für die Subftitutionen und deren Anname auf den Boll: 
machten. . i . . . . . 

Stämpel:Ausmaß, wenn mehrere auf dasfelbe Gefchäft 
Bezug nehmende Beftimmungen in Einer Urkunde au: 
fammengefaßt werden, . . . R . . 
insbefondere die ertheilte Anfhreibungs:Bewilligung, 
ein Pfandrecht. Be ee Se 

Stämpel = Ausmaß, wenn mehrere in Verbindung fte 
hende Geſchäfte, melde fih auf verfchiedene Gegen: 


ftände beziehen, in@imer Urkunde sufammengefaßt werden. 


Erläuterungen hierüber, . ; . r ; . 

insbefondere in Betreff der Berglihe. . 
Inwieferne durch eine Mehrheit der Unterfchriften die 

Berpflihtung zur Entrihtung einer mehrfadhen Ge: 

bühr hervorgerufen wird, 

bei Geſuchen, Recurſen u, 2 2 2 0. 


$. 95. 0,3. 
Ch, 
C2 5. 


8. 95. 8.6, f. 


§. 96. 


7-8. 
$. 98. a. 


$.95, A1i—3. 


bei den Urkunden des 2, 2 oo As 4. 
bei Bertragsslirkunden, . . er 0 — AB. 
bei Quittungen. — u8s. 
Inwieferne dieſe Verpflichtung durch eine Mehrheit der 
Petita entſteht überhaupt — B. 1. 
und insbeſondere in Abſicht auf Grundbuchshandlungen. — B.2-7. 
Unzulaͤſſigkeit, mehrfache Acte in Einer Ausfertigung uns 
ter Einem einfachen Stämpel zufammenzufaffen, als: —D. 
das Löſchungs⸗Geſuch und die Empfangsbeftätigung des 
zu löfhenden Betrages, . ; A . . . —ã D. 1. 
mehrere Geburt-, Traus, Todtenfälle. — D. 2. 
oder einen Stammbaum, .—-D. 3. 
die Erledigung mehrerer Klagen durch Einen Vergleich, — D. 4. 
Reiſe-Bewilligungen für mehrere Perſonen, die nicht 
zur Familie des Paßwerbers gehören, in Einem Paſſe, — D. 5. 
mehrere Abſchriften auf Einem Bogen, — D. 6. 
zwei Semeſtral-Prüfungen in Einem Zeugniſſe, — D. 7. 
Inwieferne es geſtattet iſt, ein Protokoll auf Einem 
Stämpel an mehreren Amtstagen und überhaupt fort: 
sufegen, oder darein mehrere Gefchäfte aufzunehmen. . $. 97. 9%. 


9 99. Beftimmung für mehrfaheAnsfertigungen 
einer Urkunde oderSchrift. 
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Anwendung derſelben auf: | 
Urtheil8:Dupflicate — J . 8; 99. 


1. 

Parien der Stiftbriefe, - > 

Parien der Robot:Abolitiouss Gontracte. Fr 
Empfangſcheine, in weichen fih auf die Quittung bezo— 

gen wird. “ - 2 


$. 100—106. Wer das Eilupelsasier zu iniliees 
Ausdfertigungen beizubringen hat. . ö rer 
Die anticipative Cinhebung der G:bühren hat auch bei 
den, im Wege ausmwärtiger Miſſionen zu erwirfenden 
Päſſen ıc, ald Regel zu geiten. u + 6. 106. 1. 
Solge der unterlaffenen — des Stämpelpapiered 6. 100. 1. 103. 
2.3.104.1— 4. 
105. 1. 
Wem die Barlaamı des beizubringenden Urtheild: und 
Einantwortungs:Stämpels zufteht- » = u — 
03, 1. 
Wem der Urtheils:Stämpel zu übergeben if. . 6. 100, 3. 
Benehmen der Gerichtöftelle im Falle des 9.100 2. und $. 109. 4. 
. wenn die Rubriks-Abſchriften nicht im vorgefchriebener 
Zahl eingebracht werden. r . % 103. 2. 
Verordnung, mwodurd die 8%. 83. 2. und 100. 2. des 
itafienifhen und deutſchen Geſctz-Textes in Ueber— 
einftimmung gebracht werden. r s . « $. 100. 5. 
Der Etämpel des Originals ift in der PBidimirungs: 
Clauſel zu bemerken, WBerpflihtungen der Notare 
im I. v. Königr. und in Dalmatien. . 8.103. Anh.C. 
S. 534. 9. 25. 
In welcher Art die Indoffirung eines Stämpeld zu ge: 
fhehen hat. . s r R « $, 105. 
Sn der Regalifirungs: Staufel braucht die —— 
art des Stämpeld nicht bemerft zu werden. . . 9. 105. 2. 3. 
In welcher Art fih die politifhen Behörden mit den 
erforderlichen geftämpelten Blanquetten zu verfehen 


haben. . + . * “ . + §. 106. 2. 
$. 107. Bon der Auswechslung verdorbener@täm- 
pelbögen, 


Vorſchriften, welche hierbei in Betracht kommen, . 9. 107.1—10, 
Zweiter Abſchnitt. 
Don der Stämpelgebühr. 


$. 108 2116. Wer zur Entrihtung der Stämpelge 
bühr und zum vorfhriftmäßigen Öebraud 
bes Stämpeld verpflichtet if: 
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A, bei Urkunden, . . . * . . $, 108. 1. 2. 
b. bei Eingaben und deren Beilagen, . — 3. 
c. bei ämtlichen Ausfertigungen, — 4. 


In wieferne im Falle einer Gefchäftsführung ohne Auf- 

trag denjenigen, für welden das Gefchäft geführt 

murde, diefe Verpflichtung trifft. . n « 9 109. 
Verbindlichkeit hinfihtlih der Gebühr im Falle einer 

Stämpel-Geſetzes-Uebertretung. A . $. 110. 
Eintreisungsart underihtigter®ebähren, $. 111. 112. 

Elaffification im Concurs-Verfahren. $. 114, 
Unverjährbarfeit der Gebühren ö . $ 113. 
Haftung für die Gebühren und den vor: 

jhriftmäßigen Gebraud des Stämpels. $. 115. 
Welche Perfonen zur ungetheilten Hand 

haften. .. . 116. 


‚Dritter Abſchnitt. 


Don den Gefälls-Uebertretungen. $8.117—132. 


Berfahbren mit ungeffämpelten Gefu 
hen und ungeftfämpelten, einfahen, von 
der Partei felbft beforgtenAbichriften als 
Beilagen in nidt a Angelegen: 


heiten. + . .. * . $. 117. 
Der $. 117. findet auf vorfchriftwißrig gelämpelte Ein: 
gaben und Beilagen Feine Anwendung. . . 9. 117. 1. 


Ausname für die aus Ungarn und Siebenbürgen durch 
die Poftanftalt oder durch die Vermittlung einer öf— 
fentlihen Behörde — — und Bei⸗ 


lagen. .» . 5. 117. 3. 
Für die Eingaben aus dem Auslande gift die Vorſchrift 

der 0. 117. und 118. .  » : u 117. 4 
Diefe gilt auch hinfichtlich der Penſton⸗ und Onabenges 

halts-Geſuche der Militärs Parteien, - . $. 117.5. 

hinfihtlih aller bei Sr. ee Geſuche 

und Beilagen , j f r . . . 88.117. 5—6- 

128. B 


und aller Hof:Recurfe- . : A k 5 . 6. 117. 7. 
Verfahren in allen andern Fällen einer ie 

tung. ; 2.0.88. 119.128. 
Welchem Protokolle die Amtshandlung — wenn 

die Schrift als nicht dahin gehörig an das Protokoll 

einer andern Stelle im kurzen Wege abgetreten wird, 99.128 129. B. 
An welche Bezirks-Verwaltung oder Finanz-Intendanz 

die Anzeige des Stämpelgebredhend zu fenden if: - = * 
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Welcher Behörde die Anzeige zuſteht, wenn die Eingabe 
an eine zweite zur Amtshandlung geleitet wird. 

Welche Urkunden als en zu be— 
trachten ſind. 

Acte, deren Vollziehu — ohne daß die 
Gebühr entrihtet wurde, als Gefällt 
Verkürzung zu beftra fen find, und wer 
als Thäter derfelben zu betrachten iſt. 

Wer als Thäter einer bei einer ämtlihen Ausfertigung oder 
Sndoffirung verübten Gefällsverfürzung anzufehen ift. 

In wieferne der Empfänger einer Urkunde oder Schrift, 
durch welche eine Gefälld-Verfürzung Statt fand, für 
fih die Straffreiheit erlangen kann. . 

Wie ter Verkauf des Stämpelpapiers um 
einen höheren als den darauf bezeichne— 


ten Preis zu ſtrafen iſt. 
Welchen Perfonen dieHaftung für vie Ben 
mögensftrafen obliegt. 5 


Welchen Berfonen die Verbindlichkeit für 
die Beobahtung der Stämpel-Vorſchrif— 
ten zu wachen und entdedtellebertretuns 
gen anzuzeigen obliegt. ; . 


Dießfälliger Unterricht für die Behörden und Aemter. 
Anwendung diefer Vorſchrift auf die EN. 
Auffeher. . . Mi . . . . 


Rehtder Bezirf3:Bermwaltungen, die Bor: 
jeigungpvonlirfunden und Schriften, hin: 
fihtlih deren eine Gefälls-Verkürzung 


KLVM 


. $9.128.129.E. 


$. 119, 


66. 120. 122. 


$. 121. 


$6. 123. 131. 


$. 124. 


69.125 —127. 


= 129.Anh.C. 
©.554 .9.25. 


$$. 128. 129. 


A. I. 


angezeigt wurde, von dem Inhaber zu 


fordern. . a “ e ; = > . 
Zmwangsmittel. . Ei . A 
Durch welche Gerihtöbehörde dieſes Recht geltend zu 

machen ift, und wie der Beweis des Statt gehabten 

Beſitzes hergeftellt wird. . . 
Recht der Bezirks Verwaltungen, die Nambaftma- 

hung desjenigen Beamten zu fordern , dem eine 


$, 132. 
$. 132. a. 


$. 132. b 


Außerachtlaſſung einer Stämpel-Verkürzung zur Laft ° 


Me 0 re 


Recht der Bezirks-Verwaltungen, beiden 
Behörden und Nemtern Stämpel-Repvifio: 
nendvorzunehmen. DießfälligeVorfchriften. 
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$. 411, Gegen wen die mit einem unechten Stämpel verfehene 
Urkunde oder&chrift ald ungeftämpelt zu betrachten ift, und 
§. 412, gegen wen, wenn der Stämpel zwar echt, das Pas 
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Wegen Gefälldverfürzungen, und zwar: 
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welcher nicht als der Ausſteller anzuſehen iſt, durch die 
Einreichung einer nicht vorſchriftmäßig geſtämpelten Ur— 
kunde oder Schrift zur Laſt fallenden Theilname oder Mit: 
ſchuld, fo wie wegen wiffentficher Unterlaffung der pflicht: 
mäßigen Anzeige einer Stämpel:Gefällsverfürzung. + 
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Erfindungen und Verbeſſerungen, $.206.209. 
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für Privilegien jur Erridtung von 
Actien= Gefellfhaften zum aus 
fhliefenden Betriebe eines Er 
werbögefhäftes. : ; R 64.208. 209. 


Fünfter Abſchnitt. 
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Bon der Zahlung der Taxen und ben geſetzlichen Folgen 
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Bei welher Behörde die Einftellung der Advocatur anzufuchen if $. 230. 1 
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erhaltenen Beftimmungen der früheren Geſetze.  . 9.232.B,5 
Eine Rüdvergütung bezahiter Turen findet nit Stat. . . $.231. 
Ausnamen in Betreff der Privilegien:Taren, und überhaupt 
im Falle eines Rechnungs: Berftoßee, - 6. 231. 235 
Verjährung des Rückforderungsrechtes.  - . 9.236. 
Berpflihtungen der öffentlihen Behörden und Yemter sei 
auf die Tareinhebung. ; r . . » 9,252. B 
Ueberwachung, derfelben. . $.232.B.7. 
Bon der Daftung für die Taren, wei ide — die Auf: rachtlaſ⸗ 
ſung der geſetzlichen Vorſichten in der ra entfteht, 
als Mitfchuldner. R : : . 69.223 232. 
Regreßrecht an den — . $. 234. 
Berjährungsfrift des Regreßrechtes. ; ; R §. 236. 
Unverjährbarfeit der Tarforderung. . j . 9. 237. 
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kann. . . 95 238. 
Wirkung des ergeifienen ecurfet. re ee 
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Ueberſicht der correfpondirenden Parayraphe 
des deutſchen, lomb. venet und dalmatiniſchen 
Geſetzes-Textes mit Angabe der Barianten. ; 


Ehronologifhe Heberfiht der in dem Handbude 


enthaltenen Allerhbödhften und Hofentfdheidun: 
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Anhang E. 
©. 561. 


Einleitende Borfchriften. 


— 


I. — 
Kundmachungs- Patent. 


Um die Vorſchriften über die bisher unter der Benen⸗ 
nung der Stämpel-Gebühren, der gerichtlichen, politi— 
ſchen, Sameral:, Landtafel- und Grundbuchs-Taxen, 
dann der Erbſteuer und der Sterbtaxe (Mortuarium), für 
den Staatsſchatz eingehobenen Abgaben mit dem befte- 
henden Befteuerungs-Spyiteme in Webereinftimmung zu 
bringen, haben Wir die Einführung eines neuen Stäm: 
pel⸗ und Zargefeged beichloffen. 

Dem zu Folge Befehlen Wir, daß das gegenwärtige 
Gefeb für Unfere fammtlichen Staaten, mit Auönahme 
Unfered Königreiches Ungarn und Unſeres Großfürften- 

thumes Siebenbürgen, kundgemacht, und mit dem 1. No⸗ 
vember 1840 in Anwendung gebracht werde. 

In Unſeren Königreichen Lombardei und Venedig, 
dann Dalmatien, hat dasſelbe Geſetz, mit einigen, durch 
die eigenthümlichen Verhältniſſe dieſer Länder veranlaß- 
ten Abweichungen, in Wirkſamkeit zu treten. 

Es werden dadurch mit dem erwähnten Tage die jetzt 
geltenden, auf die genannten Abgaben fich beziehenden 
Geſetze und Borfchriften theild ganz außer Kraft gefebt, 
theild in ihrer Wirkſamkeit eingefchränft. 

In wie fern das eine oder das andere Statt findet, 
wird durch befondere Girculare Fund gemacht werden. 
| Hierbei wollen Wir geftatten, daß die vor dem age 

der Kundmachung diefes Gefeßes ————— Urkunden 
v. Schwarz Stämpelvorſchrift. 


gr, 
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oder Schriften, welche ftäampelpflichtig, jedoch entweder 
gar nicht, oder nicht vorfchriftmäßig geflämpelt (oder 
mit dem Visto per il bollo nicht verfehen find), gegen 
Entrichtung der in den vorigen Gefegen beftimmten ein- 
fachen Gebühr, oder des darauf fehlenden Betrages, 
mit dem entfprechenden Stämpel (oder dem Visto per il 
bollo) damals verfehen werden, wenn fie vor dem Tage 
der Wirkfamkeit des Geſetzes der Stämplung unterzogen 
werden, ed mag darüber eine Unterfuchung bereits an- 
hängig fein oder nicht. 

Außerdem ift über folche Urkunden oder Schriften 
nach Anordnung der früheren Geſetze zu verfahren. 

Gegeben in Unferer Eaiferlichen Haupt: und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 27. Sanuar, nach Ehrifti Geburt im Ein- 
taufend, achthundert und vierzigften, Unferer Reiche im 
fünften Sabre. 


Ferdinand. 


(L. Ss.) 
Ant, Fried. Graf Mittrowsfy von Mittrowiz und 
Nemiſchl, 
Oberſter Kanzler. 
Carl Graf v. Inzaghi, 
Hofkanzler. | 
Franz Freih. v. Pillersdorff, 
Kanzler. 
Johann Limbeck Freih. v. Lilienan, 
Bire : Kanzler. 


Nah Sr. E. E. apoſtol. Majeftät 
höchſt eigenem Befehle: 
Alois Freih. v. Kübeck, 
Hofrath. 
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Pefimmungen 


über Die burh bas neue Stämpel= und Zar-Gefes ganz 
außer Kraft gefegten oder in ihrer Wirkſamkeit be 
ſchränkten Gefepe, 


Sn dem Rundmadhungs: Patente vom 27, Januar 1840 haben Se. 
k. k. Majeſtät zu erflären geruht, daß die Gefege und Vorſchriften, welche 
durch dad neue St. u. T. Gef, außer Kraft gefest, oder in ihrer Wirk: 
ſamkeit eingefchränft werden, durch befondere Circularien werden befannt 
gemacht werben. 

Diefer allerhöchften Zuficherung gemäß wurden in Folge Hoffam: 
mer: Präfidial:Decreted vom 24. Mail. J., 3. 3049 mittelft befonderer. 
Gircularien der Länderftellen nachftehende Beftimmungen zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 


A. Ganz außer Kraft wurden gefesgt: | 


a) Die in dem Patente vom 5. Detober 1802 (Juſtiz⸗Geſetz⸗-Samm⸗ 
fung Nr. 577) enthaltenen Vorſchriften über den Papierſtämpel und 
über den Stämpel für Wechfelbriefe, Wechfelprotefte und Handlungsbü: 
cher (befannt gemacht in Tirol und Vorarlberg mit dem Gubernial-Gir: 
culare vom 19. Jänner 1818, 3. 1578— 224, in den mit Defterreich 
wieder vereinigten Theilen des Landes ob der Enns und im Salzburger 
Kreife mit dem Girculare der ob der Ennfifchen Regierung vom 25. De: 
cember 1817, in Illyrien durch General-Gouvernementd:@urrende vom 
5. Juni 1814, 3. 7692, im Küftenlande unterm 22. November 1814, 
3. 4155 und in Dalmatien feit 1. April 1818 in Wirkfamfeit) in den 
Provinzen, in welchen fie verbindlich waren ; das italienifche Decret vom 
21. Mai 1811 über die Stämpel-Hypothef- und Einregiftrirungd-Gebüh- 
ren im lomb.:venet. Rönigreihe, und die Borfehriften über die Hypo— 
tbef-Gebühren in Dalmatien. 

b) Die durch das Patent vom 1. April 1812 (Yuftiz-Gefeß-Samm: 
lung Nr. 983) in Defterreih unter und ob der Enns, Steiermarf, 
Böhmen, Mähren, Galizien, in Kärnthen, Krain (mit Gubernial-Eur- 

i* 
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rende vom 30. September 1817 Zahl 10,672) im Kültenlande (mit Gu⸗ 
bernial»Gurrende vom 19. December 1814, 3. 13021) fundgemadhte 
allgemeine Landtafel-Taxordnung in biefen Provinzen, 

c) Das Hoffanzlei:Derret vom 3. Juli 1813 wegen der Taren für 
die Einverleibung des Decreted über das verliehene Incolat des Rever: 
ſes zum Lande, und ber Vollmacht die praestanda per mandatarium 
leiften zu dürfen, für Böhmen, 

d) Die im $. 3 des Patentes vom 29. Auguſt 1818 enthaltene Be: 
fimmung ber Incolatd:Tare für die Stände des Herzogthums Krain. 

e) Das Erbfteuer- Patent vom 15. October 1810 (Iuſtiz-Geſetz⸗ 
Sammlung Nr, 914) in Defterreich unter und ob der Ennd, Steiermarf, 
Böhmen, Mähren und Schlefien, Galizien, Kärnthen und Krain (fund- 
gemacht dafelbit Durch General:Gouvernements-Qurrende vom 30. Juni 
1814, 3. 8346) und im Küftenlande (fundgema ht daſelbſt mit Guber: 
nial:@urrende vom 23. April 1817, 3. 6603). 

f) Das Hofdeeret vom 5. Detober 1787 (Juſtiz-Geſetz Sammlung 
Nr. 728) die Einführung des Mortuars bei den Iandesfürftlichen Land» 
rechten, bei welchen. e8 früber nicht bezogen murde, betreffend, in Defter: 
reich unter und ob der Ennd, Steiermarf, Böhmen, Mähren und Gas 
lizien. 

g) Das Hofdecret· vom 21. Juli 1788, wodurch auch bei dem nied. 
öſterr. Landrechte die Abnahme des Mortuars angeordnet wurde. 

h) Das Hofdecret vom 22. December 1821 (Juſtiz⸗Geſetz-Samm⸗ 
lung Nr.1825), woburd die Abname des Mortuars bei dem k. f. Stadt: 
und Landrechte zu Salzburg angeorbnet wurde. 

i) Das für Kärnthen bisher beftandene Hofderret vom 27. uni 1791, 
welches die Beftimmung des landrechtlichen Mortuars (Sterbtare) enthält. 

k) Das Hofderret vom 15. Juli 1800 (Juſtiz-Geſ. S. Nr. 617), 
in foweit dadurch der Bezug der Sterbtare bei den jud. del. mil. mixt. 
befannt gemacht wurde, in Defterreich unter und ob ter Enns, Steier: 
marf, Böhmen, Mähren, Galizien, Kärnthen, Krain, dem Küftenlande, 
Tirol und Vorarlberg. 

I) Die mit Hoflammer:Deeret vom 14. Juli 1818, 3.28,940 neuer: 
dings beftätigte Freifaffen-Tarordnung vom 23. Jänner 1705 für bie 
Aufname unter die Freifaffen-Gerichtöbarfeit und für die Grundbuchöge- 
fchäfte in Böhmen. 

m) Der dritte Abfchnitt des Patentes vom 31, März 1832 in Be- 
treff der Taren für ausfchließende Privilegien in den beutfchzitalienifchen 
Provinzen, dann in Dalmatien und Galizien. 
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n) Die Beftimmungen über die Ausfertigungs- und die Stämpel- 
gebühr für die Wanderbücher, kundgemacht in Defterreich unter und ob 
„der Enns mit ben Regierungs-Eircularien vom 3. und 20. December 1828, 
3. 67,011 und 33416, in Steiermark mit Gubernial-Eireular vom 13. De: 
cember 1828, 3. 22,183, in Böhmen und Mähren mit Guberniaf-Eir: 
eularien vom 16. Jänner 1829 und 12. December 1828, 3. 1333 und 
45,725, in Galizien mit Kreisfchreiben vom 7. Jänner 1829, 3.85,202, 
in Kärnthen und Krain mit Gubernial-Circular vom 11. December 1828, 
3. 27,083 und im Küftenfande mit Gubernial-Circular vom 8. December 
18238, 3. 27,197. | 

0) Die in Galizien mittelft Kreisſchreibens vom 8. April 1808, 
3. 13,807 befannt gemachte Tarordnung in Berglehend- und Bergwerks⸗ 
» Angelegenheiten. (S. jedoch IV. 3. 16.) 

p) Der fünfte Titel des italienifchen Decreted vom 27. März 1827 
über den Abzug von 2 von 100 von den Behalten der Staatödiener ; 

g) und bie Vorſchriften über die politifchen und Cameral-Taxen im 
lomb. venet. Rönigreiche *). | 

r) Seine Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliegung vom 4. Juli 
1840 anzuordnen geruhet, daß von dem Zeitpunfte des Eintritts der 
Wirkfamfeit des neuen St. u. T. Gef. angefangen, die bisherige Bor: 
jchreibung bes Poftporto für Gefchäftsverhandlungen und Erläffe in Par: 
teifachen, welche von einer Behörde an die andere ergehen (des tarämt- 
lichen Partei - Porto) aufzuhören hat; dann daß von bemfelben Zeit: 
punkte an bei der Aufgabe von Bridfen an Poftporto=befreite Behörden, 
ftatt des bisher geforderten halben, das ganze Poftporto, dagegen bei 
der Aufgabe von Briefen an Poftportosbefreite Perfonen fortwährend, wie 
bisher , das halbe Poftporto bezahlt werden foll. 

Diefe Allerhöchſten Beftimmungen werben ebenfo wie dad neue 
Stu. T. Gef. mit 1. November d. I. im Wirkfamfeit-treten. (Hofkd. vom 


1. Auguft 1840, 3. 30,641.) 
Aus Anlaf einer vorgefommenen Anfrage, ob ber gegenfeitige Schrif- 


»)8.4°de8 Reg. (Gub.) Circulars vom 1. September 1840 in Nies 
der-Defterreich, 3. 3172, in Ober: Defterreich 21,396, in Steiermarf 
3. 1257/p , in Böhmen 3. 48,300, in Mähren 3. 2674, in Galizien 
46,241, in Kärnthen, Krain 3. 18,464, im Küftenlande 3. 795/F, in 

Zirol und Vorarlberg 3. 2228.) 
$, 1. der Rotification der Gubernien in Mailand und Venedig, und 
8,2 des dalmatinifchen Gubernial:Girculard vom 1, September 1840, 

3. 1574/p, 
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tenwechſel zwifchen landesfürſtlichen und nicht Tandesfürftlichen Behörden, 
welcher bei Gelegenheit der von den Lesteren über Anfuchen der Erfteren 
vorgenommenen gerichtlichen Amtshandlungen in oder außer Streitfachen 
Statt findet, portofrei fei? wurde nad) der, mit der F. f. allgemeinen 
Hoffammer geflogenen Rückſprache den k. k. Appellations- und Criminal: 
Dbergerichten zur Befanntgebung an die untergeordneten Gerichte bedeu- 
"tet, Daß der Schriftenwechfel in dem erwähnten Falle rüdfichtlich des Poft: 
porto als offieiofer Judicial-Gegenſtand zu behandeln fei, mithin die Porto- 
freiheit genieße, und daß es überhaupt den Gerichtöbehörben überlaffen 
bleibe, von Fall zu Fall zu beurtheilen, ob ein Gegenftand ein officiofer 
Judicial-Gegenſtand, und daher als folcher zu bezeichnen fei, welche Be: 
zeihnung allein den Poftämtern als Directiv der Behandlung gerichtlicher 
Schreiben dient, (Juſtiz-Hofdecret vom 21. Kebruar 1843. 3,269.) 


B, Geſetze, welde fammt den tarauf Bezug nehmenden 

Verordnungen vom 1. November 1840 angefangen nur 

noch bei den genannten Behörden, und rüdfidtlid nur 

in der bezeihneten Ausdehnung wie bis dahin fortan 
in Kraft erhalten worden find. 


aa) Die Tarordnung in Streitfachen vom 1. November 1781 
(Juſt. Gef. S. Nr. 28) und 

bb) die Tarordnung in Gefchäften des adeligen Richteramtes vom 
13. September 1787 (Juſt. Gef. S. Nr. 717) bei den Patrimonial- 
und Communal-Gerichten in Böhmen, Mähren und Schlefien, in Defter: 
rei unter der Enns, im Mühl-, Haudrud-, Traun- und Inn⸗Kreiſe 
in Oeſterreich ob der Enns, in Steiermark, bei den nicht landesfürſtli— 
hen Civil-Gerichten in Kärnthen und Krain (kundgemacht in Illyrien, 
durch General-Gouvernements-Currende vom 30. Juli 1814, 3. 8174), 
bei den Patrimonial-Gerichten und den von Privaten jure delegationis 
verwalteten Bezirks⸗Gerichten im Küſtenlande (wo fie mit General-Gou— 
vernements-Qurrende vom 20, Zuli 1815, 3. 11,057 fundgemadt wur: 
den), bei dem mit dem Dagiftrate der Hauptftabt Prag vereinigten Mer- 
cantilz und Wechfelgerichte,, und den Merrantil: und MWechfelgerichten in 
Brünn und Troppau, bei den fürftlichen Landrechten zu Sohannesberg, 
Zroppau und Tefchen mit Bielitz in Schleſien. Mit Rückſicht auf das 
Patent vom 5. April 1782 (Juſt. Gef. S. Nr. 39) 8. 7 find in Troppau 
die Taxen der erſten Claſſe, jene der zweiten Claſſe in Teſchen, Bielitz und 
Johannesberg zu beziehen. (Hofkd. vom 2, Januar 1843, 3. 49,077.) 
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In ſo ferne die erwähnten Taxordnungen Beſtimmungen über die 
Taxe für die Verwahrung gerichtlich hinterlegter Güter enthalten, haben 
dieſe auch bei den landesfürſtlichen Civilgerichten dieſer Länder, ferner in 
Dalmatien und die zuerft gedachte Tarordnung, auch im lombarbifch: 
venetianifchen Rönigreiche fernere Gültigfeit. 

cc) Die Tar-Patente für die bei den Civil-Gerichten in und außer 
Streitfachen vorfalfenden Gefchäfte vom 27. April 1786 und vom 20, Oe— 
tober 1787 bei den Patrimonial: und Communal-Gerichten in Galizien 
und in der Bufowina, und, in fo ferne fie Beftimmungen über bie Tare 
für die Verwahrung gerichtlich hinterlegter Güter enthalten, 2 bei den 
landesfürſtlichen Eivilgerichten diefer Länder. 

dd) Die weftgalizifche Taxordnung in Streitfaden und in Geſchäf— 
ten des Richteramtes außer Streit, vom 6. Juli 1797 (Juſt. Gef. ©. 
Nr. 358) mit der durch das Hofdecret vom 16. Juli 1817 (IJuſt. Gef. 
S. Nr. 1349) feftgefegten Abweichung, und 

ee) die Beflimmungen der Alt» Salzburgijchen Tarordnung vom 
2. December 1785, hinfichtlich der Taren für die grundbücherlichen Hand⸗ 
lungen bei den Patrimonialgerichten und Grundherrfchaften in dem Salz: 
burger Kreife, und in fo ferne die sub dd erwähnten Tarorbnungen Bes 
fimmungen über die Tare für die Verwahrung gerichtlich hinterlegter 
Güter enthalten, auch bei den Tandesfürftlichen Civilgerichten. 

ff) Das mit dem Tiroler Gubernial-Circulare vom 7. December 
1815, 3. 17,548 befannt gemachte Tarpatent von demfelben Tage in 
Streitfachen und in Gefchäften des adeligen Richteramtes bei den Patri: 
monial=Randgerichten in Tirol und Vorarlberg, und, in fo ferne bie er= 
wähnten Tarordnungen Beftimmungen über die Tare für die Verwahrung 
gerichtlich hinterlegter Güter enthalten, bei den landesfürſtlichen Civil⸗ 
gerichten. 

88) Die in dem Tractate de jur. incorp. tit. IV. $$. 5 und 26 
hinfichtlich der grundherrfichen Mortuard- und Grundbuchstaxen enthals 
tenen Beflimmungen bei den Satrimonial: und Communal:Gerichten im 
Lande Defterreich unter der Enns. 

hh) Die dur Patent vom 7, Juni 1785 (Duft. Gef, S.Nr. 442) 
binfichtlich des Todfall-Annehm- und Kauf-Sreigeldeö fetgefegten Bor» 
fhriften, und Ä 

ii) die in dem Örundbuche: Patente vom 2, November 1792 (Juſt. 
Geſ. S. Nr. 66) in Bezug auf die Grundbuchstaren enthaltenen Beftim: 
mungen bei den Patrimonial»- und Communal-Gerichten in dem Mühl-, 
Hausruck⸗, Traun und Inn⸗Kreiſe; fo wie 
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kk) die Anordnung bed Hofdeeretd vom 20. October 1788 (Zuft. 
Gef. S. Nr. 905) hinſichtlich eines Mortuar:Bezuges bei der ſtädtiſchen 
Bilten:Berwaltung in Linz. 

N) Die mit Gubernial-Circular vom 16. December 1796 fumdge- 
machten VBorfchriften über für die Abhandlung der Verlaffenfchaft zu ent⸗ 
richtende Sterbtare, und das über die Grundbuchstaxen erfloffene Patent 
vom 19. November 1768 bei den Patrimonial: und Gommunal:Gerichten 
in Steiermarf. | 

mm) Die Gefege über die Grundbuchdtaren bei den Patrimonials 
und Communal=®erichten in- Böhmen, Mähren und Schlefien, bei dem 
mit dem Magiftrate der Hauptſtadt Prag vereinigten Mercantil: und 
MW echfelgerichte, bei den Mercantil- und Wechfelgerichten zu Brünn und 
Troppau, und bei den fürftlihen Tandrechten zu Johannesberg, Troppau 
und Tefchen mit Bielig in Schlefien, und 

nn) das Hofderret vom 31. Mai 1791 (Duft, Gef. S. Nr. 155) 
über den Mortuarsbezug bei den eben genannten fürftlichen Landrechten 
in Schlefien. 

00) Die durch Patent vom 1. April 1812 (Juſt. Gef. S.Nr.983) 
fundgemachte allgemeine Landtafel-Taxordnung bei dem Tefchner fürftlichen 
Landrechte, hinfichtlich der dort vorkommenden Iandtäflichen Gegenftände. 
(Hofkd. vom 17, Auguft 1841, 3. 26,582.) 

pp) Die BVorfchriften über die Grundbuchstaren bei jer-. Grund- 
buchsämtern in Galizien und der Bufowina, bei welchen jie durch Hofz 
verordnungen eingeführt worden find. 

gg) Die Eurrende des provif. illyriſchen Guberniumd vom 22. Fe: 
bruar 1815, 3. 1725, und die in Folge allerböchfter Entfchliegung vom 
11. September 1815 erfloffene Gubernial-Eurrende vom 17. October 1815 
Nr. 10,086, in Betreff der Abnahme des Mortuars (Sterbtare) für Krain 
und ben Billaher Kreis Kärnthens, und 

rr) das durch Gubernial-Circular vom A. Jänner 1827 Nr. 25,925 
fundgemachte Hoffanzlei:Deeret vom 15. December 1826, Nr. 35,241, 
welches den politifchen Bezirfs:Obrigfeiten in Krain und im Billacher 
Kreife Kärnthens, die denfelben von Seiner Majeftät allergnädigft bewil: 
ligte Tare für wirthfchaftsämtliche Vergleiche normirie, dann 

ss) dad mit Gubernial-Erlaß vom 22. Auguft 1789 binausgege: 
bene Hofdeeret vom 27. Zuli 1789, welches bisher im Klagenfurter Kreife 
Kärnthens noch in Anwendung war und die Mortuard- (Sterbtare-) Ab- 
name für bie in Inneröfterreich Tiegenden Herrſchaften (Dominien) und 
Magiftrate (Städte und Märkte) vegulirte, bei den nicht landesfürſtli— 
chen Gipilgerichten, 
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tt) Die Tarvorfchriften der nachbenannten, rüdjichtlich ihres übrigen 
Inhaltes ſowohl bei den Iandesfürftlichen, ald auch bei den nicht landes⸗ 
fürftlichen Civilgerichtöbehörden und Aemtern in voller Kraft bleibenden 
Gefege, nämlid: 

1. Des Grundbuchs-Patentes für Krain vom 21. Juli 1769 für die 
Dominien , und vom 28. Eeptember 1771 für Städte und Märkte, 

2. Des Grundbuchd:Patentes für Kärnthen vom 5. November 1768 
für die Städte und Märkte, und vom 24. Julius 1772 für die Domi- 
nien (Privatherrfchaften), und 

3. des Bergbudys - Patentes für Kärnthen und Krain vom 13. Octo- 
ber 1770 bei den nicht Tandesfürftlichen Civilgerichten. 

vv) Die Gefege über die für die Abhandlung der Verlaſſenſchaft zu 
entrichtende Sterbtare, kundgemacht im Küſtenlande mit Gubernial-Eir- 
eular vom 19. Februar 1815, 3. 2578, bei den Patrimonial-Gerichten, 
und den von Privaten jure delegationis verwalteten Bezirks- Gerichten 
im Küftenlande. 

ww) Der für die Verfachungen in Tirol noch in Wirkfamfeit ge: 
biiebene VI. Abfchnitt der proviforifchen Sportular= Tarorbnung vom 
12. Auguft 1814, fammt den für Verfachungen, welche hierin nit be= 
nannt find, ergänzungsweife noch giltigen Sportular-Verordnung vom 
Sahre 1771, und das Gubernial-Circulare vom 29. Mai 1817, Zahl 
13,262 in Betreff der bei Berlaffenfchaften zu beziehenden Sterbtare bet 
den Patrimonial-andgerichten in Tirol und Vorarlberg, 

xx) Die durch das Hofdecret vom 19. Sänner 1811 (Juſt. Gef. S. 
Nr. 923) fundgemachte allgemeine Taxordnung in Streitſachen und in 
Gefchäften des adeligen Richteramtes für die k. k. Militärgerichte bei den 
Auditoriaten der Garden, Corps und Regimenter, und, in fo ferne fie 
Beftimmungen über die Taren für die Verwahrung gerichtlich hinterleg- 
ter Güter enthält, auch für die übrigen Militärgerichte. ER 

yy) Die Hoftarordnnng vom 11. Juli 1785, und die Landestarord- 
nung vom 3. April 1786 Cin den nicht italienischen Provinzen), in fo weit 
als fie Borfchriften enthalten: 

1. über die für den Militärftand *) und die zum Militärförper ge: 
hörigen Perfonen ausfchliegend vorgefchriebenen Taren, 


*) Die Circular⸗Verordnung vom 1. September 1940, Abfas 5, fest klar 
und beftimmt feft, daß die Hoftarordnung vom 11. Julius 1785, in 
fo weit alö fie Vorſchriften über die, für den Militärftend "und die 
zum Militärkörper gehörigen Perfonen ausfchließend worgezeichneten 
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Taren enthält, noch ferner in Kraft zu bleiben hat. Es werden daher 
auch die Militär-Beamten, in fo ferne die Hoftarordnung für fie eigene 
Borfchriften enthält, nach diefen, und in fo ferne diefes nicht der 
Fall iſt, fondern die Militär-Beamten ſchon bisher nach den allge: 
meinen Zar: Normen wie die Civil-Beamten behandelt wurden, da die 
legtern für die Givil-Beamten aufgehoben find, fünftig nach den Be: 
flimmungen des Geſetzes vom 27. Januar 1840 zu behandeln fein, Es 
haben daher nur die in der Hoftarordnung für einige wenige Mili- 
tär-Beamten enthaltenen Begünftigungen, dann die darin aufgeführten 
firen Zaren, und die für die fogenannten unbeftändigen Dienfte feftge: 
fegte 54/4 percentige Taxe, in den Fällen, für die fie vorgefchrieben 
ift, in Wirkfamkeit zu bleiben, Dagegen ift in allen übrigen Fällen, 
wo die Militär-Beamten bisher nad) der allgemeinen Norm behandelt 
wurden, Künftig jene Gebühr zu entrichten, welche dad Gefe& vom 
27. Zanuar 1840 vorfchreibt, 

Hiernach find auch die in Ungarn und Siebenbürgen angeftellten 
Militär-Beamten zu behandeln, wenn nicht etwa bisher zwifchen diefen 
und den übrigen Militär-Beamten ein Unterfehied gemacht, und die 
erftern nach eigenen, nur für die ungarifch-fiebenbürgifchen Beamten 
beftehenden Zar:Normen behandelt worden wären, in welchem Falle 
es einftweilen bei der bisherigen Uebung zu verbleiben hat, 

Aud die Militär-Geiftlichen find daher, in fo ferne die Hoftar- 
ordnung für fie ausfchließend gegebene Far: BVorfchriften enthält, noch 
ferner nad diefen, — in fo ferne fie aber bisher nach den allgemeinen, 
für die Geiftlichkeit überhaupt erlaffenen Normen behandelt wurden, 
nad) dem Stämpel- und Tar-Gefege vom 27. Januar 1840 zu behan= 
deln, Was insbefondere die in Ungarn und Siebenbürgen angeftellten 
Militär-Geiftlichen betrifft, fo hat es, in fo ferne fie nach eigenen, 
für Ungarn und Siebenbürgen gegebenen Vorfchriften behandelt wur: 
den, hierbei zu verbleiben, In fo ferne jedoch alle Militär: Geiftlichen, 
ohne Unterfchied der Provinz, in der fie angeftellt find, nach den all: 
gemeinen Vorfchriften der Militär-Tarordnung behandelt worden find, 
it fein Grund vorhanden, jest einen Unterfchied zu machen, und es 
hat aud für die in Ungarn und Siebenbürgen angeftellten Geiftlichen 
die oben angedeutete Regel zu gelten. 

Bei der Entfcheidung der Frage: in wie fern bei Erläffen der Mi: 
litär-Behörden die 51/, percentige Cameral-Taxe, die Erpeditö-Tare 
von 3 Gulden, die Reſcripts-Taxe mit 1 fl. 30 fr., die Urlaubd-Tare 
mit 1 fl. und die Paß-Taxe mit 3 Gulden, noch ferner aufzurechnen 
find , kommt es darauf an, ob für die Berleihungen, Ernennungen 
oder Bewilligungen, welche dieſe Erläffe enthalten, in der Hoftar: 
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3. über die Taren für die See-Patente und See-Päffe, 


ordnung die oben genannten Gebühren als eigene, für den Militärkörper 
ausfchließend bemeffene Zaren vorgefchrieben find, oder ob dieſe Ge— 
bühren nur in Folge des allgemeinen Grundfages bisher eingehoben 
wurden, vermöge deffen Gnadengaben, Penfionen, Belohnungen, Bes 
willigungen und Ausfertigungen in Parteifachen überhaupt, ed mag 
fi) um eine Eivil: oder Militärperfon handeln, der 5i/yperc. Taxe, 
oder der Erpeditd: oder Refcriptö:Fare u. f. f. unterworfen waren. 
Im erfteren Falle find diefe Taxen noch ferner einzuheben, weil nad) 
der Gircular:Berordnung vom 1. September 1840 alle, in der Hof: 
tarordnung für das Militär ausfchließend vorgefchriebenen Zaren noch 
ferner aufracht bleiben, und folglich alle Erläſſe, welde Bewilligun: 
gen, Berleihungen oder Ernennungen enthalten, für welche folche 
Zaren feftgefest find, noch ferner ald tarpflichtig betrachtet werden 
müffen. Im legtern Falle dagegen find jene Zaren nicht mehr einzu: 
heben, weil das Gefeg felbjt, das im Allgemeinen ihre Einhebung 
anorbnete, aufgehoben ift. Diefen Grundfägen gemäß werden demnad) 
die oben angedeuteten Zaren in nachftehenden Fällen auch noch ferner 
einzuheben fein: 

a) Die 51/, percentige are für die Verleihung von Ghargen auf 
gewiffe Zeit, dann für die fogenannten unbeftändigen Dienfte, und in 
allen anderen Fällen, wo diefe Taxe gleichfam die Dienfttare vertritt, 
und in der Hof-Zarordnung als eine für den Militärjtand und den Mi- 
litärkörper ausfchließend vorgefchriebene Taxe erfcheint. Dagegen wird 
diefe Taxe künftig nicht mehr zu zahlen fein, in fo ferne fie biöher 
von Aushilfen, Belohnungen u, dgl. entrichtet wurde, und ber Grund 
diefer Zahlung in der allgemeinen, in der Abtheilung über die Mili: 
tärtaren enthaltenen Weifung liegt, daß fich bei Belohnungen, Bei⸗— 
pilfen u. ſ. w. nach der Sameral-Tarordnung zu benehmen fei. Es kann 
die Tareinhebung in diefen Fällen deßhalb nicht mehr Statt finden, 
weil in diefen Fällen in der Hof-Tarordnung Feine ausfchließend für 
das Militär vorgezeichnete Tare vorgefchrieben ift, die GameralsZar: 
ordnung aber aufgehoben wurde, und das St, und T. Gef. vom 27. 3a: 
nuar 1840 für folche Fälle keine Tare feftfest. 

b) Die Erpeditötare mit 3 fl. für die Verleihung der Grängpfarren, 
für die Ernennung eines Ordensgeiftlihen zum Feld:Superior, und 
überhaupt in den Fällen, wo dieſe Taxe die Dienft« ober PH fründen: 
Berleihungstare vertritt, und in der Hoftarordnung als eine für den 
Militärkörper ausfchließend vorgejchriebene Tare erſcheint. — Dages 
gen wird diefe Tare künftig nicht mehr einzuheben fein, in fo ferne fie 
lediglich nach der allgemeinen Beftimmung der Taxordnung, vermöge 
welcher alle Anfinnen der Parteien, denen willfahret wurde, diefer Tare 
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4, über jene Taxen, welden die Juden als foldhe unterworfen 
find **). ©. II. b. 


unterlagen, bisher auch von den MilitäreParteien bezahlt wurde, und 
diefelbe fomit nicht als eine ausfchließend für den Militärkörper vor: 
gefchriebene Zare betrachtet werden muß, 

c) Die Referiptötare mit 1 fl. 30 Er, für alle Auftellungen und Be: 
förderungen der in der wirklichen Militär: Dienftleiftung ftehenden Of: 
ficiere vom DOberftlieutenant abwärts, — wenn nicht einer oder meh: 
tere Grade überfprungen werden, oder ein Officier als überzählig vor— 
rückt, — ferner für die Verleihung eines Regimentes, Commando's, 
oder für die Berleihung von Neben-Chargen und Zulagen ; denn in allen 
diefen Fällen erfcheint die RefcriptösZare zum Theile die Gharalterd: und 
Carenz-Taxe vertretend und ausfchließend für den Militärftand vorge: 
fchrieben, Dagegen wird diefe Zare ferner nicht mehr einzuheben 
fein, für Zranöferirungs-, Heiraths-, Quitticungs: Bewilligungen, 
und überhaupt in jenen Fällen, wo bieje Zare bloß deßhalb, weil es 
fih um eine Parteifache handelte, bei Antimationen, Noten, Inſinua— 
ten, Befcheiden und Erpeditionen nach den allgemeinen Zarvorfchrif- 
ten von Militärs eingehoben wurde. 

d) Die Urlaubstare mit 1 fl. für jede Woche eines Urlaubes, wel: 
cher Generälen, Stabs- und Ober:Officieren, ferner Regiments-Cap⸗ 
länen, Auditoren und Xerzten in eigenen Angelegenheiten mit dem 
Bezuge der vollen Gage ertheilt wird, ift eine für das Militär aus— 
ſchließend und eigenthümlich vorgefchriebene Zare, und alfo durch 
Tas Gefes vom 27. Jänner 1840 nicht aufgehoben, 

e) Die Zare für Militär: Päffe hat aufzuhoren, da auch die Mi: 
litärperfonen der Stämpelgebühr, welde im Allgemeinen für Päffe 
in dem Gefege vom 27. Jänner 1840 feſtgeſetzt ift, unterliegen. (Hoflams 
mersPräfibialsDecret vom 42. Dctober 1840. 3. 5592.) 

»») Die für die Ifraeliten feftgefegten Heirathö-kicenztaren find nad) 
dem Girculare des £. £, m. fch. Guberniums vom 1. September 1840 
aufrecht zu erhalten, (Hofkd. vom 45. December 1840, B. 43,470.) 

Bon der k. k. allgemeinen Hoflammer ift, im Einverjtänd- 
niffe mit der 8. £, vereinten Hofkanzlei, erklärt worden, daß mit 
Rückſicht auf den $. 23 der, für das ehemalige Görzer und Gradis: 
fuer Gebiet im Jahre 1790 erlaffenen Zudenordnung, das Decret 
der franzöfifchen Zwifchen-Regierung vom 27. November 1810, end- 
lich die allerhöchiten Entfchliefungen vom 5. October und 29. No: 
vernber 1817, die Befreiung der jüdifhen Bewohner von Görz und 
Gradiska vonden Eheskicenztaren, noch gefeglich fortbefteht. (H»eftd. vom 
28. Junius 1843. 3. 21,294.) 

Se. k. k. Majeſtät haben mit der allerhöchften Entſchließung 
vom 24, März 1841 über allerunterthänigſten Antrag der k. k. ver- 
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II. Erläuterungen zu den Beflimmungen, melde Tax— 
Vorfhriften ganz außer Kraft gefegt wurden, 


a) Schreib- und Bidimirungs- Gebühren. Die in 
der Circular - Borfhrift vom 27. Mai 1817, 3. 25,760 enthaltenen 
Beftimmungen der Schreib=- und Vidimirungs-Gebüh— 
ren gründen fih auf die Gameral:Tarorbnung. Da nun mit dem 
Eintritte der Wirkfamfeit ded neuen Stämpel- und Targefeged vom 
27. Jänner 1840 nad dem Kundmachungs-Circulare vom 1. September 
1840 diefe Tarordnung aufgehoben wurde, fo find auch die obigen An- 
ordnungen vom 27. Mai1817 bezüglich auf die vorgefchriebenen Schreib: 
und Bidimirungsd-Gebühren und deren Bemeffung,, Einhebung und Ber: 
rechnung, außer Kraft gefeßt, und ed werden fomit biefe Gebühren künf- 
tig nicht mehr einzuheben fein. Die übrigen Beftimmungen der gedachten 
Circular⸗Verordnung bleiben jedoch aufrecht. (Hoftd, vom 19. Februar 1841, 
3. 50,826.) 

b) Dieindas fandesfürftliche Targefäll eingefloffenen Handlung s⸗ 
Fonds-Taren, die Wahl-Renvovationd-Taren, die Mu: 
fifzLicenz- und Braterhätten- Gebühren, dann die Ge: 
werbs:Taren, welde in das Sameral-Taramt einfloffen, find durch 
das St. und T. Gef. vom 27, Zänner 1840 ald aufgehoben anzufehen. 
(Hofkd. vom 31. Sänner 1242, 3. 32,302.) 

Durch den Eintritt der Wirffamfeit des St. u. T. Gef. vom 27. Jän- 
ner 1840, find die Gewerbstaxen, welche bis dahin in das landesfürſt— 
lihe Targefäll eingefloffen find, aufgehoben worden. 

Es unterliegen fomit auch die Berleihungen von Kaffehſchank- und 
Bilfard-Aufttellungs-Befugniffen an Juden, Feiner Tax-Entrichtung mehr, 
da für derlei Gewerbs-Befugniffe die Juden feine anderen Taren, als 
bie hriftlichen Bewohner zu zahlen hatten, und fomit diefe Gewerbs: 
Berleihungstare unter die eigentlichen Juden-Taxen, welche bie ifraeli- 
tifhen Landes Bewohner als folche zu zahlen, und welche auch nod 
während der Wirffamfeit des neuen St. und T. Gef, fortzubeftehen haben, 
nicht fubfumirt werden können. (Hoftd. vom 24. Julius 1843, 3. 25,093.) 


— 


einigten Hofkanzlei die Aufhebung der in Galizien für die Errichtung 
einer Synagoge oder eines Bethhauſes bisher beſtandenen Taxen an— 
zuordnen geruhet. Rückſichtlich aller übrigen geſetzlich vorgeſchriebenen 
Judentaxen bleiben die bisher beſtandenen Vorſchriften in Wirkſamkeit. 
(Hofkd. vom 44. März 4842, B. 7320.) 
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c) Zu dem durch das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 aufge: 
hobenen Taren gehören auch die Taren für bie Erhebung zu einer 
f, Stadt oder zum Marfte, für die Erhebung zu einem 
landesfürftlihen Gute, für bie Erhebung eines Hofes 
zum Freihofe, und für bie Bewilligung zum Befige land: 
täflidher Güter für einen Unadeligen. (Hofkammer-Präſidial-Decret 
vom 12. October 1840, 3, 5592.) 

d) Die Tare von 1ira 15 Gent., welde für die Einſchrei— 
bung der Wechſel-Proteſte bei den Wechfel-Gerichten des Tomb. 
venet. Königreiches bisher beftanden hat, tft als eine Gerichtötare feit 
der Wirffamfeit ded neuen St. u. T. Gef. nicht mehr einzuheben. (Hofkd. 
vom 28, December 1840, 3, 46,497 an bie lomb, venet, Gameral-Magiftrate.) 

e) Die Ausrufd:Gebühren find bei Licitationen im 
Erecutiond: und Concurs-Verfahren vermög Hofderret vom 
24. December 1786 als eine Tare zu betrachten und wurden nad der Tar- 
ordnung eingehoben. Sie dürfen daher in Folge der Activirung des St. 
und I. Gef., in fo ferne fie in das Tandesfürftlihe Taramt floffen, — 
was in Folge des Hoffammer-Decreted vom 26. Jänner 1840, 3. 45,265 
bei Iandesfürftlichen Gerichten dann der Fall war, wenn die Gerichtöbie- 
ner zum Ausrufen verwendet werden, ferner nicht mehr eingehoben wer: 
den. Wenn Dagegen ausnamsweiſe von dem Gerichte ein nicht in l. f. 
Dienften befindlicher Ausrufer verwendet wird, fo Tiegt es in der Natur 
der Sache, daß demfelben für feine Mühewaltung eine von dem Gerichte 
zu beftimmende Vergütung von der Partei entrichtet werde. (Hofkd. vom 
6. Februar 1842, 3. 29,051. — ©, die Fortf. IV, 5.) 

f) Bon ber k. k. vereinten Hoffanzlei wird im Einverftändniffe mit 
der k. k. allgemeinen Hoffammer erklärt, daß die frühere Ausferti- 
gungsgebühr für Wanderbüder mit 15 fr, ferner nicht mehr 
zu entrichten ift. (Hoflzid, vom 15. April 1842, 3. 11,213 und Hoffd. vom 
24. Zuni 1842, 3. 18,105.) 


IV. Gebühren, deren Einhebung durch das neueStämpels 
und Zargefet unberührt geblieben ift, 


1. Die Arhivs-Taren in Galizien. Da bei der Kundmachung 
bed Stämpel- und Targefeges vom 27, Jänner 1840 mit der Circular- 
Berordnung vom 1. September 1840 die Tarordnung vom 11. Jänner 
1810 für die bei dem Archive der alten Acten in Galizien vorfommenden 
Geſchäfte nicht aufgehoben wurde, fo bleibt dieſelbe rückſichtlich biefer Ar- 
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hivsgebühren auch gegenwärtig noch in Wirffamfeit. (Hofkd. vom 17, Februar 
1841, 3. 49,406.) 

2. Die Eonfiftorial:Taren. Was die bei den Konfiftorien 
bisher auf der Grundlage eigener gefeglicher Beftimmungen abgenomme: 
nen Confiftorialtaren betrifft: fo find diefelben durch das neue Stämpel: 
und Targefeg nicht aufgehoben, fo wie fie auch in der Eircular-Berord- 
nung vom 1. September 1840 nicht als aufgehoben bezeichnet wurben. 
(Hoftd, vom 16. October 1841, 3. 32,011.) 

3. Die Beftimmungen über den Bothenlohn der Amtsdiener. 
der Gränzfämmerer in Galizien, welche auch in der noch beſtehen⸗ 
den Gerichts-Inſtruction vom 27. November 1801, und in der Inftruc- 
tion für die Gränzfämmerer vom 3. November 1803 $. 30 aufgeführt 
erfcheinen, find durd die Aufhebung der Tarpatente vom 27. April 1786 
und 20. Detober 1787 nicht außer Wirffamfeit gefetst worden. (Hofkd. vom 
6. November 1841, 3. 7959.) 

4. DieDomainen:-Gefälleund Laudemial-Giebigfei: 
ten, welcde die l. f. Pfleggerichte des Inn- und Salzburger Krei- 
ſes zugleich als I. f. Rentämter abminiftriren,, find, da fie auf der Ge— 
theiltheit des Eigenthums beruhen, dem Staate jure privatorum ange: 
bören, und mit der Ausübung der Gerichtöbarfeit nichts gemein haben, 
durch das neue Stämpel- und Targefeg nicht aufgehoben, welches nur jene 
Zaren berührt, bie für die Ausübung der Gerichtöbarfeit bezogen wer- 
den. Es werden daher bei den I. f. Pfleggerichten, fo wie bei den Patri- 
monialgerichten und Privat-Gut3befigern die unter der Benennung : „rei: 
gelder, Arbeiten- und Eommunbehaufungs-Willengelder” vorkommenden 
Gebühren und fonftigen Yaudemial-Giebigfeiten fernerhin noch, wie bis- 
ber, zu entrichten fein, und das Yaudemial-Patent vom 8. April 1791, 
fo wie die fonftigen, die grundherrlichen Gerechtfame beftimmenden Ge: 
fege und Urbars-Gepflogenheiten in Wirkfamfeit verbleiben. (Hofkd. vom 
24. November 1840, 3. 46,356.) \ 

5. Bei Ricitationen außer dem Falle einer Erecu- 
tion oder eines Concurſes, wo fih die Ausruferd-Gebühr 
auf die Licitations-Ordnung vom 15. Juli 1786 gründet, hat, da biefe 
Tegtere nicht aufgehoben it, auch die darin feftgefegte Gebühr noch fortzu: 
beftehen. Die VBorfchriften über die Diäten und Fuhrkoſten der Beamten, 
die dem Armenfonde gewibmeten Lieitationd:Percente und bie Normal: 
ichul-Fonds-Beiträge find durch das St. u. T. Gef. nicht aufgehoben, und 
diefe Gebühren daher, wie früher noch einzuheben. (Hofkd. vom 6, Februar 
1842, 3. 29,051.) 
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6. Die Meilengelder find dur das Hofdekret vom 12. März 
1831, 3. 2452 der Juftiz:Gefegfammlung, von den Taren ausgefchieden, 
und feine Gebühr, die dem Aerar zufließt, fondern eine Entfchädigung, 
bie dem Gerichtödiener für feine Mühe zufommt. Sie find daher durch 
das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 nicht aufgehoben. (Hofkd. vom 
6. Februar 1842, 3. 29,051.) | 

7. Die Nosariatstaren, melde fi auf das Reglement vom 
24. Zulius 1826 gründen, und welche weder in dem Rundmacungs: 
Patente ded neuen St. u. T. G., noch in dem Circulare vom 1 September 
1840 über die dur ch das neue St. u. T. Gef. ganz oder theilweiſe außer Kraft 
gefegten Gebühren und Borfchriften als aufgehoben aufgeführt find, haben 
auch während der Wirffamfeit des neuen St. u. T. Gef, unverändert 
fortzubeftehen, und find unabhängig von den Stämpelgebühren, nad) 
den dießfalls erlaffenen Vorſchriften au bemeffen, einzubeben und zu ver: 
vechnen; wobei es ſich von ſelbſt verficht, daß auch der Bezug jenes Thei: 
les der fraglichen Taren aufrecht erhalten bleibt, welcher bisher in den 
Staatsſchatz floß. (Hofkammer-Decret nach vorläufiger Rückſprache mit der, £, 
oberſten Juſtizſtelle an die küſtenl. dalmat. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung vom 
8. September 1842, 3. 30,458.) 

8. Die Tasse degli Archivi notarili, welde ſich auf 
dad Reglement vom 17, Juni 1806 gründen, find durch das neue St. 
u. T. Gef. nicht aufgehoben. (Hofdecret im Einvernehmen mit der £, 8, ober: 
ften Zuftizftelle an die Iomb, venet, Gameral-Magiftrate vom 28, Jänner 1843, 
3. 52,529, JufligsHofdecret vom 9, December 1842, 3. 2664.) 


I. In Bezug auf die Gebühren, welde bisher bei Aus 
übung des Dem allerhöchſten Randesfürften tractatmä- 
Big zuftebenden Rechtes der Wahlbeftätigung verſchie— 
dener geiftliher Vorgefegten in fremden Staaten, 3. B, 
bed jeweiligen Adminiſtrators und Dechants des Domfliftes St. Peter, 
ber Aebtiffin des Stiftes Maria Stern, der Aebtiſſin zu Marienthal in 
der Laufig, zu entrichten waren, hat es auch fünftig bei den be— 
ſtehenden Vorſchriften zu verbleiben; da biefe Abgaben nicht eigentl ich als 
Zaren betrachtet werben Fönnen, fondern rereßmäßige Gebühren find, 
welde das St. u.T. Gef. vom 27. Jänner nicht berührt. (Hofkammer⸗Pra⸗ 
fidialdecret vom 12, October 1840, 2. 5592.) 


10. In Bezug auf die Depofiten-Gebühren haben Seine 
Majeftät anzuordnen geruht, daß bei allen Civil: und Militärgerichten 
bie Taxe für die Verrechnung gerichtlich binterfegter Güter nach den bie- 


IV, 11. 12. 13, 17 


ber in Anwendung geweſenen Borfchriften auch ferner eingehoben werben 
follen. Abfag 3 des Eirculard vom 1. September 1840. 

’ 11. Die.für Mufif:Licenzen und für die Bewilligung, bie 
Kaffehhäuſer bis über die Mitternachtöftunde offen zu halten, mit 45 fr, 
für die Cameral-Caſſe, vor der Wirkfamfeit des St. u. T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 eingehobene fogenannte Regierungstare ift durch dieſes 
Geſetz aufgehoben; dagegen berührt dasfelbe jene Taren nicht, welde 
aus den gleichen Anläffen in den Armen: oder Local-Polizei— 
Fond einfließen Die Beitimmung, in welchem Falle es geftattet 
fei, derlei Bewilligungen blos über mündliche Anfuchen zu ertheilen, und 
in welchen Fällen Gefuche zu überreichen, oder ftatt berfelben Protokolle 
aufzunehmen find, gehört in dad Bereich der politifchen Verwaltung. 
(Hofk. Erlaß vom 1. Iunius 1843, 3. 12,317.) 

12, Bon den Taren, welche nad den Beflimmungen bes Ge: 
ſetzes der vormaligen italienifchen Regierung vom 3. November 1805, 
für die DBefhäftigungen eines Civil-Ingenieurd, Ar 
hiteften, Feldmeſſers und Ragioniere im !.v. König— 
reihe zu entrihten find, haben jene Gebühren, welche für bie 
Eraminatoren,, für den Segretario, und für die Inservienti feftgefegt 
find, wie bisher fortzubeftehen, da diefe Gebühren in die Staatscaffe 
nicht einfließen, und dur das St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 
nicht aufgehoben find. 

Eben fo ift die Gebühr per la cassa della Universitä, welche nad) 
ber Beftimmung des Artifeld 32 des Gefeßed vom 3. November 1805 ganz 
fperiellen Zweden gewidmet ift, durch das neue St. u. T. Gef. nicht auf: 
gehoben, und hat noch ferner in die Cameral-Caſſe einzufließen. 

Dagegen erfcheint die Tare alla Prefettura per la spedizione 
della patente durch dad neue St. u. T. Geſ. allerdings aufgehoben ; 
da fie eine reine Expeditstaxe iſt, welche von jeher in die Cameral-Caſſe 
einfloß, und durch den neuen Stämpel der Eingaben und Protofolle re: 
präfentirt wird, welche bei den Prüfungen der Sandidaten vorfommen, 
und ald Eingaben und Protokolle in Parteifachen ftämpelpflichtig find. 
(Hofkd, vom 31. Julius 1345, 3. 24,284 an bie Gameral=- —— zu 
Mailand und Venedig.) 

13. Die k. k. allgemeine —— hat im Einverftändniſe mit der 
k. k. Hoffammer im Ming: und Bergweſen, ſich für die fernere Aufrecht: 
baltung der bisher, d. i. vor dem Eintritte der Wirkfamfeit des neuen 
St.u.T. Gef. vom 27. Jänner 1840 abgenommenen, und von Fallzu Fall 
von dem f. k. General-Hoftaramte in Antrag gebrachten Conceffions: 

v. Schwarz Stämpelvorfhrift. 2 | 
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Taxen von Schmelz, Zerrenm, Hamder; Stred- und, 


Hütten: Befugniffen entfchieden. 

Das f. f. General-Hoftaramt bat daher ren⸗ Jiffer der diesfälligen 
Conceſſions-Taxe, auf Grundlage des, demſelben im kurzen Wege zu— 
kommenden Verleihungs-Actes, von Fall zu Fall, wie vor dem neuen 
St, u. T. Geſ., der kak. Hofkammer im Münz- und Bergweſen in 


Antrag zu bringen, jedoch erſt dann als Gebühr in Vorſchreidung zu 


nehmen, und die Einbringung derſelben vorſchriftmäßig einzuleiten, 
wenn dem k. f. General-Hoftaxamte der genehmigte Tarziffer von der 
genannten Hofftelle mittelft einer befonderen Weifung befannt gegeben wid. 
(Hofkd. vom 7. December 1343, 3. 47,726.) 

14. a) Die Bemeffung und Einhebung der Dienfttaren für 
die in Ungarn und Giebenbürgen zu befegenden Dienft: 
pläße, bat nad ben für Ungarn und Siebenbürgen bisher in Anwen: 
dung geftandenen Borfchriften fortan zu geſchehen; indem, wie ſchon 
die Kundmachung zu dem St u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 an: 
deutet, dieſes Gefeß auf Ungarn und Siebenbürgen, folglih aud auf 
bie in der Verwaltung diefer Länder dienenden Beamten, und die von 
ihnen zu zahlenden Taren nicht anzuwenden ift. (Hoff, Erlaß vom 13 De: 
cember 1841, 3. 41,309.) 

b) Da das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, wie in dem 
Kundmadhungs- Patente zu demfelben erklärt it, auf Ungarn und Sie- 
benbürgen feine Anwendung findet, und die für diefe Länder früher 
beftandenen Tarvorfchriften durch dieſes Geſetz nicht außer Kraft gefest 
wurden, fo find allerdings nicht nur alle für Ungarn und Siebenbürgen 
erfolgenden Ernennungen und Beförderungen, fondern aud alle Verlei— 
hungen von Penfionen, Perfonal: Zulagen und Gütern, alle Ausferti- 
gungen von Päffen für Diefe Provinzen, und überhaupt alle Acte, welche 
vor dem Erſcheinen ded erwähnten Gefeged nad den für Ungarn und 
Siebenbürgen erlaffenen Tarvorfchriften zu behandeln waren, fortwäh— 
rend nach diefen Vorfohriften zu behandeln. (Hofkammerdecret vom 19, Fe— 
bruar 1842, 3. 3864.) 

e) Da das neue St. u. T. Gef. in Ungarn, Siebenbürgen und 
in der Militärgrenze nicht in geſetzliche Kraft getreten ift, fo find auch 
die Tarvorfhriften, welche vor Erlaſſung dieſes Gefeges dort beſtan— 
den haben, durch dasfelbe nicht aufer Wirkſamkeit geſetzt; fondern fie 
befteben noch gegenwärtig in verbindlicher Kraft für die erwähnten 
Theile der Monarchie. Es find demnad bei der Ausfertigung von Ab- 
fohriften und Vidimirungen bie früheren Targebühren in Aufrednung 
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zu bringen und einzuheben. (Note der k. k. allgemiinen Hoffammer an den 
k. k. Hofkriegsrath vom 2. Mai 1842, 3. 6534.) 

15. Für die Verleihung von Landes-Erbämtern, welde zugleich 
Lehen, fogenannte Dignitäts:Lehen find, ift fortan auch die Lehens— 
tare zu entrichten, wodurch eine Colliſion in der Tarorbnung nidt 
herbeigeführt wird, da die Tare bed $. 165, des St. u. T. Gef, nur 
für die erfte Verleihung des Erbamtes gefordert wird, die Lehentare 
aber auf den Lehen-Nerus fich bezieht, in den Lebens: Inititutionen, an 
denen das St. u. 8. Gef. nichts ändert, begründet ift, und meiftend 
in geringen Beträgen bei Beränderungsfällen in manu domini oder in 
manu servienti bezahlt wird. (Hofk. Präfid, Decret vom 12, October 
1340. 3. 5592.) 

16. a) Die Berg: und Cameral-Lehen-Taxen haben 
fortzubeftehen, und find diefe Taren nad den Cameral⸗Lehenordnungen, 
welche in den betreffenden einzelnen Provinzen befonders gefeglich befte: 
ben, wie bisher abzunehmen. (Abſatz c des Hofdecrets vom 31. December 
1841, 3. 46,533, — D, der Hofl, im M. u, B. ®, vom 18, Mair1841, 
3. 4531.) | 

b) Mit dem Decrete ber F. £. Hoffummer im Münz- und Bergs 
weien vom 18. Mai 1841, 3. 4531—412 ift zwar erflärt worben, 
daß die Berg: und Cameral-Lehens-Taxen fortzubeftehen haben; allein 
es find darın keineswegs die Berg-Gameral-Lehens:Tarordnungen nad) 
ihrem vollen Inhalte beftätiget worben, da fie verfchiedenartige Ge: 
bühren umfaſſen. Theils find es nämlih Gebühren, welde für bie 
Vorname gerichtlicher und ämtlicher Afte feftgefegt find, als: Erpe- 
ditd-Bergbuchd-Taren u. f. w., theild find es wirkliche Berglehens⸗Ge— 
bühren, welde für die Ueberlaſſung von Berg:Realität3-Rechten an 
Privat-BergbausUnternehmer zu entrichten find, theild endlich find es 
Gebühren, welche weder in bie eine noch in die andere der erwähnten 
zwei Kategorien gehören und aus Anläffen gefordert werden, wobei das 
Berggericht gewiffermaßen das officium boni viri ausübt. 

Die erfte Gebühren:Kategorie ift durch das neue St. u. T. Gef, auf: 
gehoben, und wird mitteljt ded Eingaben-Stämpelseinzehoben, Die zweite 
und dritte Kategorie diefer Gebühren hat das St. u. T. Gef. unberührt 
gelaffen; fie haben daher fortan in den berggerichtlichen Tax-Fond ein- 
zufließen. In welche Kategorie jede einzelne Targebühr gehöre, wird 
durch eine fpätere Weifung befannt gegeben werden. 

Inzwiſchen it ſich rüdiichtlich der Anwendung des St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, auf berggerichtliche Angelegenheiten, und des 
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Fortbezuges der Berglehens-Taxen, pünftlid nad der Verordnung vom 
18. Mai 1841, 3.4531— 412 zu benehmen, wodurd den Parteien nicht 
nur feine doppelte Vefteuerung auferlegt, fondern, da gemäß des Decreted 
der ka f. Hoffammer im Münz- und Bergwefen vom 31. Detober 1842, 
3. 14,081 (Deeritder& £. allgemeinen Hofkammer vom 3, Februar 1843, 3. 1495) 
die Berggerichte in Abficht aufdie Anwendung ded St. u. T. Gef. ald Singu: 
far:Gerichte zu betrachten find, eine namhafte Erleichterung zu Statten 
fommen wird. (Deeret der E, k. Hoffammer im Münz: und Bergweſen vom 
24, Zänner 1843, 3. 1134 ; und Decret der k. k. allgem. Hoſkammer vom 5. April 
1845, 3.4901.) | 

c) Seine Majeſtät haben in Beziehung auf die Berg— 
Cameral-Lehens-Taxordnungfür Böhmen, Mährenund 
Schleſien vom Jahre 1819, Poſt Nr. 36 enthaltene Taxe für die Schä— 
tzung von Montan:Entitäten pr, 11/, fr, von jedem Gulden mit aller— 
höchſter Entfhliefung vom 13. Mai 1. I. zu beflimmen ge: 
rubt, daß die Einhebung der befonderen Schägungstare für die nach dem 
Beginne der Wirkfamfeit ded Stämpel: und Targefeges vollzogenen Schä- 
gungen nicht Statt zu finden haben, und daß dasjenige, was für die nad) die- 
fem Zeitpunft erfolgten Schägungen eingehoben wurde, zurüdzuerftatten fei, 
(Deeret der Hoflammer im Münz- und Bergweſen vom 30, Mai und 
4. September 1843, 3. 7295 und 12,187.) 

d) Mit dem Hofdecrete vom 18. Mai 1841, 3. 4531 wurde ver: 
ordnet, daß die Berg : Cameral= Lehenstaren fortzubeftehen haben, und 
daß diefe Taren nad) den, in den einzelnen Provinzen befonders beftehenden 
Berg:Sameral:Lehend:Tarordnungen wie bisher abzunehmen find. Nicht alle 
Gebühren , welche in diefen Taxordnungen vorfommen, laffen ſich jedoch 
als Berg⸗Lehenstaxen betrachten, vielmehr find dieſelben dreifacher Art, 

I, Entweder find e8 Gebühren, denen Amtliche oder gerichtliche Acte 
zum Grunde liegen, wofür oder aus deren Beranlaffung fie bezahlt wer: 
den, und zwar theilen ſich die gerichtlichen Acte wieder in Gegenftände 
des ftreitigen oder des nicht ftreitigen Richteramtes , zu welchen Teßteren 
aud) die bücherlichen Arte gehören ; oder 

II, die Gebühren find Bergslehenstaren, d. i. ſolche Gebühren, 
welche abgefehen von jeder ämtlicyen oder gerichtlichen Wirffamfeit in den 
Regalgerechtfaimen des Bergbaues ihren Grund haben, und ald bedungene 
Biebigfeiten für die der Privat-Betriebfamfeit unter gewiffen Beſchrän— 
kungen überlaifene Ausübung des Tandesfürftlichen Vorbehaltes im Berg: 
bau erfcheinen. Endlich 

IH, find es Gebühren, bie weder auf dem Negalrechte des Bergbaues, 
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oder auf dem montaniftifchen Lehensverbande beruhen, noch für Acte bes 
zahlt werden, die ald Ausflüffe einer ämtlichen oder gerichtlichen Wirk: 
ſamkeit erfcheinen, fondern ald Lohn für Leiftungen ſich darftellen, wobei, 
abgeſehen von einer Ämtlichen oder gerichtlichen Autorität und abgefehen 
von der montaniftifchen Lehens-Oberherrlichkeit, die Behörden gewiffer: 
maßen das Officium boni viri übernehmen, und für aufgewenbete Zeit 
und Mühe, oder auch gehabte bare Auslagen Entſchädigung erhalten, 

Die Taren, welde in die erfte Claſſe gehören, find Durch das neue 
Stämpel- und Targefeg,, das die Gebühren für ämtliche und gerichtliche 
Arte regelt, und alle früher beftandenen Erpebitd- und Schreib-Taren, 
jo wie Die Taren in Streitfachen und im abeligen Richteramte aufgehoben 
hat, in den Provinzen, in welchen das erwähnte Gefeg Anwendung 
findet, erlofchen, und an ihre Stelle treten die Stämpelgebühren, welche 
das neue St. u. T. Gef. für ämtliche und gerichtliche Acte vorfchreibt, 
wie dieß dem k. k. ꝛc. bereits mit dem Eingangs gedachten Hofbecrete 
vom 18, Mai 1841, 3. 4531 bedeutet worden if, 

Die Gebühren, welche in Die zweite und dritte Claſſe gehören, läßt 
das neue St. u. T. Gef. unberührt, welche daher von den Berggerichts- 
Behörden fortan einzuheben find. 

Man hat indeß hierort3 wahrgenommen, daß die Berggerichte bei 
der Einhebung diefer Gebühren von abweichenden, und oft ganz willführ- 
lichen Anfichten ausgegangen find, und den Umfang der aufrecht gebliebenen 
Berggerichtd-Taren bald allzuſehr einengten, bald übermäßig ausbehnten. 

Um nun alte Zweifel über die Natur der verfchiedenartigen, in den 
Berg-Cameral-Lehend-Tarorduungen enthaltenen Gebühren zu befeitigen, 
und bei der Behandlung der Parteien in diefer Beziehung ein gleichfür- 
miges Berfahren berzuftellen, wird dem f. £, ıc, im Einvernehmen mit 
der k. £. allgemeinen Hoffammer nachſtehende Belehrung ertheilt, 

Dem Berg: Gerichte zu Leoben und Steier, 

In der Tarordnung nach dem Hofdecrete vom 8. Auguft 1777 für 
Steiermark und Defterreih ob und unter der Enns, find die Taren Poft 
Nr. 1,2und 3 für Befcheide in Cameral- und Zuftizialfadhen, und für Bi: 
dirungen-Augfertigungsgebühren, Taren für ämtliche oder gerichtliche Acte, 
welche in die erfte Gebührenclaffe gehören, und demnach durch das neue 
St. u. T. Gef, aufgehoben find. | 

Dagegen haben die Gefuche, worüber die Befcheide erfolgen, ben 
gejeglichen Eingaben-Stämpel, oder bei mündlichen Anfuchen die aufzu— 
nehmenden Protofolle, dann die vidimirten Abfchriften, den dur das 
neue Geſetz vorgefchriebenen Stämpel zu erhalten.. 


22 IV, 


Die Taren Poſt Nr, A, 5, 6 und 7 gebören ebenfalls zu der erften . 
Gebühren-Rategorie, und find durch das neue St. u. T. Gef. aufgehoben. 

Dagegen tritt rüdfichtlich der Gefuche oder der bei mündlichen An— 
fuchen aufzunehmenden Protofolle, worin die Vornahme eines foldhen 
bücherlicyen Acted angefprodyen wird, bie Beftimmung der $$.50. und 5f. 
bed St. u. T. Gef. ein. 

Mie die Taren Poſt Nr. 4, 5, 6 und 7, fo gehöret aud die Tare 
Pot Nr. 11 zu den adeligen Richterants-Taren, und ſomit in die erſte 
Gebühren-Kategorie, fie ift durch das neue Stämpel: und Targefeg auf: 
gehoben und an ihre Stelle ift ber Stämpel des $. 58. des neuen Geſetzes 
getreten. 

Eben fo find die Tarın Poſt Nr. 13, 31 und 32 ald Augfertigungd- 
Gebühren durch das neue St, u.T. Gef. aufgehoben, und an deren 
Stelle die Stämpelgebühren dieſes letzteren getreten, 

Dem Berggeridte zu Klagenfurt und Hall. 

In der Berg: Cameralstehens:Tarortnung für Kärnten, Krain, das 
Küftenland, dann Salzburg und Tirol nad) dem Hofteerete vom 31. Jän 
ner 1816, find alle unter den Zahlen 13 bis inclusive 22 aufgeführten 
Taren ald Ausfertigungs-Gebühren durd das neue St. u, T, Gef. aufge: 
hoben, Dagegen erholten die Eingaben, welche diefen Ausfertigungen zum 
Grunde liegen, dann die Protofolle und Abfdriften den von dem Stäm— 
pel: und Targefege vorgefchriebenen Stämpel, je nachdem ed fih um 
Amtliche oder gerichtliche Angelegenheiten in oder außer Streitfadhen 
handelt. 

Auch die Taren unter den Zahlen 23, 24, 25, 26 und 27 gehören 
als Schreib: und Fertigungs:Taren in die erfte Gebühren - Kategorie, 
weldye Durch das neue Et. u. T. Gef. aufgehoben find. Derlei Vertrags: 
Urkunden find übrigens ohnehin tem gefeglihen Stämpel unterworfen. 

Da die Amtähantlung, wofür unter Pot Nr. 28 die Tare von 1 fl. 
bezahlt wurde, mehr im allgemeinen Intereſſ e des Bergbaues als in jenem 
der Knappſchaft liegt, fo iſt dieſe Tare im Sinne des St. u. T. ef, ald 
aufgehoben zu betrachten, 

Gleichfalls aufgehoben ift auch die unter ter Poft Nr, 30 aufgeführte 
Tare für ein Rubrum, 

Das Rubrum oder die Rubrife: Abfchriften find nach der Gerichtd- 
Ordnung und Gerichts-Inſtruction im gerichtlichen Verfahren im Streite 
und außer Etreit zur Berftändigung der Gegner oder überhaupt der Ins 
tereffenten von der Partei jelbft ſchon mit der Eingabe geftämpelt einzubrin: 
gen, undunterliegen dem in den$$. 29. und 52. vorgefchrichenen Stämpel. 
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Ber ämtlichen nicht gerichtlichen Acten unterliegen bie von den Par: 
teien beizubringenden Rubrifsabfchriften dem im $.71 angedeuteten Stämpel, 

Da die Taren unter den Zahlen 31 und 32 ald adelige Richteramts- 
Taren in bie erſte Gebührenclaffe gehören; fo find fie durch das neue 
St. u. T. Gef; aufgehoben. Dagegen treten rüdfichtlich der Gefuche oder 
der bei mündlichen Anfuchen aufsunehmenden Protofolle, worin bie Bor: 
nahme eines folchen bicherlichen Actes angefprochen wird , die Beftim: 
nungen der $$. 50. und 51. des St. u. T. Gef. ein, 

Endlich) gehören auch die Taren von Poft Nr, 56 bie inclus, 60 
zu der erften Gebühren-Rategorie , welche das neue Stämpel: und Tar: 
gefeg aufgehoben hat, und es find hier die Stämpelgebühren der $$. 32, 
33, 34, 50, 51, 53 und 58 des erwähnten Gefeged eingetreten. 

Den Berggerihten in Wieliczfa, Sambor, Kolomea. 

In der Tarordnung für Galizien nach dem Hoffanzlei-Decrete vom 
3. März 1808, find die Gebühren Por Nr. 1 und 3 als in die erfte Ge: 
bihren-KRategorie gehörig, aufgehoben, und ed haben nur die Gefuche, oder 
bie ftatt derfelben etwa aufzunehmenden Protofolfe, womit um diefe Ein: 
tragung angefucht wird, den gewöhnlichen Eingabenjtimpel zu erhalten. 

Die Gebühren unter den Zahlen 6 und 10 gehören gleichfalls zu 
den aufzehobenen, und die Ausfertigungen, wofür fie bisher bezabft 
wurden , find nach dem neuen St, u. T. Gef. gebührenfrei. 

Evenfo ift die, Protofolldtare Nr. 11 durch das neue St, u. T, Gef. 
aufgehoben, dagegen werden dieſe Protokolle den im Gefege vorgefchrie: 
benen Stämpel zu erhalten haben, 

Die Taren von Nr. 3 big inclus. 22 gehören als Taren des abeli: 
gen Richteramtes in die im Eingange angeführte erfte Gebühren: Kategorie, 
welche durch dad neue St. u. T. Geſetz aufgehoben find. An die Stelle 
diefer Gebühren treten die Stämpel , weldye das St. u. T. Gef. in den 
$$. 50, 3. 4, dann 51 und 58 vorfchreibt. 

Endlich find die Gebühren unter den Zahlen 23 bi inclus. Al Taren 
für gerichtliche oder Ämntliche Acte, welde durch das neue St. u. T. Gef. 
aufgehoben find, und es treten an ihre Stelle die Stämpelgebühren, 
welche im eriten Theile, erften Hauptſtücks im 2., 3. und A. Abfchnitte 
des St. u.T. Gef. vorgefchrieben find. 

Dem Gubernium im Prag. 

In der Berg⸗Cameral Lehend:Tarordnung für Böhmen, Mähren und 
Schleſien nach dem Patente vom 18. Zuli 1819 find die Taren unter den 
Zahlen 1, A und 8 als in die Eingangs angebeutete erfte Gebühren:Ka- 
tegorie gehörig, aufgehoben; wogegen die in ſolchen Fällen vorfommen: 
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den Gefuche oder die ihre Stelle vertretenden Protokolle dem vorgefchrie: 
benen Eingabenftämpel des neuen St. u. T. ef. unterliegen. 

Ebenſo find die Taren unter den Zahlen 15 und 16 aufgehoben. An 
ihre Stelle tritt der Eingabrnftämpel $. 50, 3.4, des St. u. T. Gef. 
Die unter Poft 30 vorfommende Schägungstare ift mit der allerhöchſten 
Entfchliegung vom 13. Mai 1843 aufgehoben, 

Die Zaren Poft Nr. 27, 28, 30, 32, 33 und 35 find theild Aus: 
fertigungstaren, theild Taxen für bücherliche Einverleibungen, und ge: 
bören fomit abermals in die Eingangs erwähnte erfte Gebühren:Kategorie, 
welde das neue St. u. T. Gef. aufgehoben hat. 

An die Stelle ber Gebühren Nr. 27 und 28 treten bie Stämpel ber 
$$.50, 3. A und 58 des St. u. T. Gef. Die Ausfertigungen Pot Nr, 30, 
32 und 33 find gebührenfrei nach $. 81, 3. 6 des St. u. T. Gef. 

An die Stelle der unter der Zahl 35 für Zeugniffe angebeuteten 
Taxe, treten dagegen bie Beftimmungen des $.21 des St. u. T. Gef. ein. 
Uebrigens verfteht es ſich von ſelbſt, daß, in fo ferne es ſich um gericht: 
liche Acte in und aufer Streitfahen handelt, für die Privat-Berggerichte: 
GSubftitutionen die sub lit, e der bierortigen Verordnung vom 8. Mai 
1841, 3. 4531— 412 enthaltene Beſtimmung in Kraft bleibt; daher bei 
dieſen Subftitutionen auf ſolche Acte nur bie im St. u. T. Gef. für Pa- 
trimonial-Gerichte fefigefegten Stämpel in Anwendung zu bringen find, 

Allen. 

Die Übrigen in dieſer Taxordnung enthaltenen Gebühren gehören 
theilö zur zweiten, theils zur dritten Gebühren-Kategorie, welche da fie 
das neue St. u. T. Gef. unberührt gelaffen bat, noch immer einzubeben 
find, ohne daß dießfalls eine weitere öffentliche Kundmachung erforder: 
lid wäre. 

Um jedoch die Parteien in den Stand zu fegen, ſich über allfällige 
Zweifel zu belehren, ift bie Taxordnung nad Ausfcheidung der aufgeho⸗ 
benen Gebühren, in den Amtslocalitäten an einem leicht zugänglichen 
Orte anzuheften, und fo zu Jedermanns Einſicht beftändig bereit zu halten, 
(Hofkd. vom 7, December 13435, 3. 44,122 und Decret der &, k. Hoffammer 
im Müng- und Bergwefen vom 12, October 1843, 3. 13,601 an die Berg-Ober- 
ämter und Berggerichte zu Leoben, Eteier, Klagenfurt, Hal, Wieliczka, Sams 
bor und Kolomea, dann an das Gubernium in Prag), 
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V. Beſtimmungen bezüglich jener Acte und Schriften, 
deren Beendigung oder Gebrauchsfortſetzung in die 
Zeit der Wirkſamkeit des neuen St. u. T. Geſ. reicht. 
Hinſichtlich der gerichtlichen undämtlichen Verhandlungen. 

1. In dem Kundmachungs-Patente zu dem St. u. T. Geſ. vom 
27. Zinner 1840 iſt der Eintritt der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes auf den 
1. November 1840 feftgefeßt. 

Mit Bezug auf diefe Beſtimmung und rüdfichtlich ihrer Anwendung 
auf die vorfommenden ftimpel: und tarpflichtigen Gefchäfte, wird Nachſte⸗ 
hendes angeordnet : 

a) Bei gerichtlichen Verhandlungen in Streitfachen iſt bei den I. f. 
Tarämtern die Targebühr für das Urtheil oder für den gerichtlichen Ber: 
gleich (jedody ohne Stämpelgebühren) dann noch nach den vor der Wirf- 
famfeit des St, u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 beftandenen, und durch 
eben dieſes Gefeg nunmehr aufgehobenen Vorfchriften zu bemeffen und 
einzuheben,, wenn bie Snrotulirung der Arten oder der Schluß der münd- 
lichen Berhandlung fon vor dem Tage, an welchem dad neue St. u. 
T. Gef, verbindende Kraft erhielt, Statt gefunden hat, bie Streitfache 
aber in erfter Inftanz erft fpäter zum gerichtlichen Spruche oder Bergleiche 
gebiehen iſt; wie auch, wenn die Appellation oder Reviſion ſchon vor 
dem bemerften Tage angemeldet, das Appellationd: oder Revifions-Ur: 
theil aber erft an oder nach diefem Tage gefchöpft worden ift, 

b) Bei gerichtlichen Verhandlungen außer Streitfachen ift nur dann 
die I. f. Sterbtare (Mortuar), jeboch mit Ausfchluß der übrigen fleinen 
Zaren *) und Stämpelgebühren, von den 1. f. Tarämtern zu bemeffen 
und einzubeben, wenn der Erblaffer vor dem Tage der Wirkfamfeit des 
neuen Stämpel= und Targefeßed geftorben ift, die Berlaffenfchafts:Ab: 
handlung aber erft an oder nach dieſem Tage die Beendigung erhält. 

In diefem Falle it der Stämpel, womit nad) dem neuen St. u. T. 
Gefege die Verordnung zur Berlaffenfchafts-Cinantwortung, verfehen 
fein muß, von dem entfallenden Mortuarsbetrage in Abzug zu bringen, 
und der Partei zu Guten zu rechnen. (ft der nad) dem neuen Geſetze zu 
bemeſſende Stimpel für das Einantwortungd-Deeret eben fo groß oder 

größer ald der entfalfende Mortuarsbetrag, fo wird Ießterer durch den 
erjteren aufgehoben; es hat daher die Entrichtung einer Sterbtare nicht 
*) Die Zaren, welde als Kleine bezeichnet wurden, find die adeligen Rich: 


teramts:Zaren mit Ausſchluß des Mortuars und Ter Depofitentaren, 
(Kofl. Decret von 20. Juli 4842, B. 415,882). 
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einzutreten, fondern ed hat nur die Verwendung des Stämpels für das 
Einantwortunge:Deeret nach der Teftimmung des St. u. T. Gef. Statt 
zu finden, bie bie 1. November 1840 bemeffenen übrigen Abhandlung: 
gebühren find hierbei nicht in Anfchlag zu bringen, fondern wenn fie noch 
nicht berichtigt find, gleich andern rüdftindigen Gebühren einzuheben. 
(Hoffb, vem 6. Juli 1842, 3. 12,661). 

Eben fo ift die Naittare nur von jenen Pupillar: und Qurateld-Red): 
nungen zu bemeffen, vorzufchreiben und einzubeben, welche vor dem ob: 
befagten Tage zur gerichtlichen Erledigung überreicht wurden, worüber 
jetod) Die Erledigung erft nad) diefem Zeitpunfte erfolgt. 

ce) In Yandtafel:, Grundbuche: und Hypothefenfachen ift die nad) 
den früher beitandenen Vorschriften entfallende Targebühr nur in jenen 
Füllen von I. f. Tarämtern zu bemeffen und einzuheben, wenn das An: 
fuchen um eine dießfällige Amtshandlung der Gerichtsbehörde, die es be: 
trifft, fon vor dem Tage, mit welchem das neue Stämpel- und Tar: 
gefeg in Wirffamfeit trat, übergeben, die vichterliche Entfcheidung hier: 
über aber erft nach diefem Zeitpunfte ausgefprochen worden it. 

d) In politifhen und Gameralgegenftänden endlich find nur dann 
die I. f. Taren (mit Hinweglaffung der Berichtötaren und Stämpelge: 
bühren) noch nad) den, vor dem Stämpel: und Targefege vom 27. Jän— 
ner 1840 beftandenen, und burd eben dieſes Gefeg nunmehr aufgehos 
benen Borfchriften zu bemeffen und einzuheben, wenn der Grund der Tar: 
forderung vor dem Tage der Wirffamfeit ded neuen Gefeges eingetreten 
ift, das ift, wenn von Seite der Behörden eine Ernennung, Berleihung 
oder Bewilligung bereitö vor dieſem Termine erfolgt it, die dießfälligen 
Geſchäftsſtücke aber erft nach demfelben zur Ausfertigung und tarämtlichen 
Amtshandlung gelangt find. 

Der Tag der Ernennung, Berleihung oder Bewilligung hat hierbei 
als Richtſchnur zu dienen. 

Außer diefen, unter den Buchſtaben a, b, c und d vorftehend an- 
gebeuteten Fällen werden von dem Tage der Wirffamfeit ded St. u. T. 
Gefeges vom 237. Jänner 1840 an, für Befcheide und Ausfertigungen 
feine Taren mehr nad) den früher vor dem oberwähnten Gefeße beftande- 
nen, und durdy eben dieſes Gefeg nunmehr aufgehobenen Borfchriften 
bemeſſen und eingehoben werben. (Hoff. PräfidialrDeeret vom 20, Zuli 1840, 
3. 4116—P. P.) 

Hinſichtlichdes Armenrechtes. 

2. Die Parteien, welche geſetzlich das Armenrecht noch vor dem 

1. November 1840, als dem Tage, nit welchem das St. u. T. Geſetz 
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vom 27. Jänner 1840 in Wirkſamkeit tritt, erlangt haben, bedürfen 
keines neuerlichen Armuths-Zeugniſſes nach den Beſtimmungen der Cir— 
cular-⸗Verordnung vom 1. September 1840, ſondern fie werden in dem⸗ 
felben noch vor dem 1. November 1840 begonnenen Rechtäftreite auf der 
Grundlage des bereits hergeſtellten Beweiſes der Armuth die im $. 90. 
bes erwähnten Geſetzes zugeftandene Stämpelfreiheit zu genießen DRIN, 
(Zoff, Deeret vom 27, October 1340, 3. 40,817.) 

Hinfihtlihb der Hındeld= und Gewerbsbücher und der 

MWanderbüder. 

3. Die nad) den früheren Vorſchriften geitämpelten und noch nicht 
vollgefchriebenen Handels: und Gewerbsbücher erfordern zu ihrer ferneren 
Berwendung feine nachträgliche Stämplung; Ddiefelben werden jedoch 
durd die Gefälls-Aufſichts-Organe paraphirt, in fo ferne die Paraphi: 
rung nicht fchon bei ihrer Stämplung vorgenommen wurde. (Hoftd. Decret 
vom 2%, December 1340, 3. 50,056 und $. 2. der notificazione Nr, 44 des 
Guberniums in Mailand und Venedig in ber Haccolta degli atti uffiziali.) 

Die Verfügung , zu Folge welcher die vor dem 1. November 1840 
ausgefertigten Wanderbücer , wenn in diefelben die bewilligte Verlän— 
gerung der Wanderdauer eingetragen wird, feiner Nachſtämplung bedürs 
fen, wird genebmigend zur Nachricht RRWOER. (Hfkd. vom 17. März 
1841, 3. 12,843.) 

Sn Betreff der Erbfieuef-@inhebung. 

4. a) In Folge der allerhöchſten Entſchließung vom 
27. Zänner 1840 hat die Auflaffung der landesfürſtlichen Erbfteuer 
gleichzeitig mit der Einführung des neuen Stämpel: und Targefeges in 
der Art Statt zu finden, daß bei allen jenen Berlaffenfchaften, deren 
Erbfaffer nad dem 31. Detober 1840 mit Tode abgeht, Feine Erbiteuer 
mehr abzunchmen ; dagegen aber, wenn der Erblaffer vor dem, auf 
ben 1. November 1840 feftgefegteri Tage der Wirkfamfeit des neuen Ges 
ſetzes geftorben ift, die Erbfteuer nod zu bemeffen fein wird. (Hoftz. Deeret 
vom 21. Zuli 1840, 3. 21,816,) 

b) Seine &.f.apoftolifhe Majeftät haben mit aller: 
höchſter Entſchließung vom 9. Februar 1841 wegen Behand: 
fung der Annual:Erbfteuer , der fichergeftellten Erbfteuerbeträge, und des 
Erbfteuer:Aequivalents der Geiftlichfeit, bei Gelegenheit der Aufhebung 
der l. f. Erbfteuer Folgendes zur beftimmen geruht: 

1. Die bloß zugefrifteten Erbfteuerbeträge, rückſichtlich deren das 
Recht der Forderung ſchon vor dem 1, November 1840 eintrat , find bie 
zur vollen Einzahlung einzuheben. | 


⸗ 
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2. Die Annual:Erbfteuerbeträge find bis zum Eintritt des Zeitpunk— 

te3 ihres Erlöfchend noch fortan zu entrichten; ausgenommen hiervon find 
jene Annual:Erbfteuerbeträge, welche von Bezügen folder Betheilten 

herrühren , die vor dem 1. November 1840 geftorben find, und die nad) 
diefem Tage nicht mehr eingeforbert werben dürfen, weil dann bie im 
$. 50 des Erbftenerpatentes vom 15. Detober 1810 für fichergeftellte Ta= 
pitald-Erbfteuerbeträge geltende Regel eintritt. 

3. Die fihergeftellten Erbfteuerbeträge find dann einzuheben, wenn 
der Verlaſſenſchafts-Beſtandtheil, für deffen Verſteuerung die Sicherſtel— 
lung geleiftet wurde, einbringlich gemacht wird. 

4. Bon Mil itär-Cautions-Capitalien, welche den Witwen von Of: 
fieieren als Erbfchaft, oder Vermächtniß eigenthümlich zufallen, ift die 
Erbfteuer nur dann einzubesen, wenn der Tod der Dfficiere, welche 
Eigenthümer diefer Gapitalien waren, vor dem 1. November 1840 erfolgt 
ift; wenn jedoch diefer Tod am 1. November 1840, oder fpäter eintrat, 
fo ift Feine Erbfteuer abzunehmen. 

5. Das Erbiteuer-Nequivalent der Geiftlichfeit hat mit dem Eintritt 
bed neuen Stämpel: und Targefeges, das ift mit 1. November 1840 auf: 
zubören, 

6. Bei Leibrentenverträgen, welde vor dem 1. November 1840 
rechtswirkſam abgefchloffen waren, ift die Erbfteuer nad dem Tode des 
Nentenbefigersd zu entrichten, wenn die im 14. $. des Erbfteuerpatentes 
geftellte Bedingung vorhanden ift, diefer Todesfall möge vor, oder nad) 
dem 1. November 1840 eingetreten fein. Eben fo hat 

7. bei lebenszeitigen Verträgen, in welchen fi vom Eigenthümer 
ber Fruchtgenuß ganz , oder zum Theile vorbehalten wurde, nad Auf: 
hören des bedungenen Fruchtgenuffes, die Erbfteuerentrichtung einzutre= 
ten, der Eigenthümer mag vor oder nad dem 1. November 1840 geftor: 
ben fein. (Hoftanzl. Deeret vom 4. März 1841, 3. 5273). 

c) Da rüdfichtlich jener Verlaffenfchaften, deren Erblaffer vor dem 
1. November 1840 geftorben find, die Erbfteuer noch zu bemeffen ift, 
und fomit für das Vergangene das Erbfteuer: Patent noch Giltigfeit hat, 
fo hat auch für dieſe Fälle die in dem Erbfteuer- Patente ausgefprochene 
Stämpelfreiheit der Erbfteuer-Ausweife und der übrigen Verhandlungen 
in Erbiteuer-Angelegenheiten (mit Ausname der Gefuche um Friftverlän- 
gerungen, die ftämpelpflichtig find) noch TON: (Hoffammer- 
Decret vom 31. October 1840, 3. 41,842). 
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Allgemeine Veſtimmungen. 
— 


Dem gegenwärtigen Geſetze iſt unter den darin aus— 
gedrückten Bedingungen und in den Ländern, in welchen 
dasſelbe in Wirkſamkeit tritt, Jedermann unterworfen, 
wenn ihm nicht aus dieſem Geſetze, oder einer ſeit dem 
Tage ſeiner Wirkſamkeit erhaltenen Begünſtigung eine 
Befreiung zu Statten kommt. 


Erläuterungen zum $..1, bezüglich des Umfangs der Verbindlich- 
keit des Geſetzes. 
A. Für das nicht fämpelpflihtige Snland, 

a) Die Duittungen, welche den öffentlichen Caſſen im ftämpelpflich: 
tigen Inlande überreicht werden, find, fo wie es nad $. 11 des Stäm: 
pel= Patents vom Jahre 1802 ſchon vorgefchrieben war, eben fo im 
Sinne des neuen St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 dem vorgefchrie: 
benen Stämpel auch dann zu unterziehen, wenn die Caſſe im ſtämpel— 
pflichtigen Inlande den quittirten Betrag für Rechnung einer im ftämpel- 
freien Inlande beftehenden Gaffe bezahlt. (Hoftd, vom 26. Mai 1841, 
3. 12,940.) 

b) Die von dem Rector des Wiener Pazmaneums auszuftellenden 
Quittungen über die. Dotationd = Gebühren, welche derfelbe für dieſes 
Priefter - Bildungs - Inftitut aus dem Fonde ber reqgulirten ungarischen 
Bisthümer, bei dem k. k. Univerfal » Cameral= Zahlamte, für Rechnung 
des k. ungarifch = politifchen Stiftungen: Hauptzahlaıntes in Ofen behebt, 
unterliegen, nad) den Beftimmungen des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 der Stämpelpflicht, (Hofkd. rom 31. Auguft 133, 3. 29,529.) 

c) Aus Anlaß eined vorgefommenen Einfchreiteng einer, in Ungarn 
anfäffigen Partei, um Erfolglaffung eines, in Galizien augzuftellenden 
Tobtenfcheines , über einen, in biefer legteren Provinz verftorbenen Sol: 
daten ungarifcher Nation, hat fi die k. f. allgemeine Hoffammer dahin 
ausgefprochen, daß in diefem Falle eine Abweichung von dem St. u. T. 
Gef. vom 27. Zänner 1840 nicht geftattet werden fünne, und daher auf 
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der vorläufigen Beibringung des gejeglichen Stämpelbogend für biefe 
Urfunde bebarrt werden müffe. (Hoft. Ertaß von 7. Zulius 1843, Zahl 
20.572.) 

d) Ueber die Anfrage, ob und in welder Art die $$. 82. 83. und 
92, des St. u. T. Geſ. auch bei Recurfen und fonjtigen Parteifachen, 
welche im Dienftwege oder mit der Poft aus Ungarn, Siebenbürgen oder 
aus der Militärgrenze zu dem Einreichungs-Protokolle des k. k. allges 
meinen Militär : Appellationd-Gerichtes gelangen, anzuwenden feien , ift 
zu bemerfen, daß in Folge des Umftandes, daß das St. u.T. Gef, nad) 
dem Kuntmachungs: Patente auf Ungarn und Siebenbürgen und auf die 
Verwaltung diefer Yänder Feine Anwendung findet, die aus diefen Pro: 
vinzen an dad f. f. allgemeine Militär: Appellations:©ericht gelangenden 
Eingaben der Parteien und Verhandlungen nur in fo ferne ftämpelfrei 
find, als in Anfehung derfelben dieſes Appellationd- Gericht ald Militär: 
Dbergericht für Ungarn und Siebenbürgen erfdyeint, oder feine Amtswirk— 
famfeit auf jene Ränder fid) bezieht, 

Dagegen werden Eingaben der Parteien und Schriften und Ber: 
bandfungen, welde aus Ungarn und Siebenbürgen bei dem Appellations: 
Gerichte aus anderen Anläfjen, wo ed nicht ald Militär-Obergericht diefer 
Länder, oder in Folge feiner fi darauf beziehenden Amtswirlſamkeit 
einfchreitet, vorfommen, allerdings nad) ten oben berufenen Paragraphen 
als ftämpelpflichtig zu behandeln fein. . (Hoftd. vom 8. Julius 1841, Zahl 
23,023). 

e) Die Ausfertigung von Stiftbriefen über die in einem ſtämpel— 
freien Lande errichteten Stiftungen ftellt fih, wenn das Stiftungsvermö— 
gen ſich in dem ftämpelfreien Lande befindet, und auch nur Infaffen dies 
ſes ftämpelfreien Landes zur Theilname oder zu dem Stiftungsgenuffe 
berufen find, ald ein Landes:Adminiftrationd:Gegenftand dar, und es 
bat daher auch, da das Geſetz, der Borausfegung gemäß, im Lande nicht 
in Wirffamfeit ift, eine Stämplung der Stiftbriefe nicht einzutreten; wo: 
bei der Umftand, daß die Abfaffung und allerhöchfte Unterfertigung der 
Stiftbriefe in einem ftämpelpflichtigen Lande Statt findet, dem ftämpel: 
freien Lande die Stämpelfreiheit feiner Verwaltung, und fomit auch den 
Anſpruch auf die ſtämpelfreie Behandlung der Stiftbriefe, welche fich 
auf dafelbft errichtete und in Ausführung zu fommende Stiftungen bezie- 
ben, nicht verkürzen fann. (Noten der k. k. allgemeinen Hofkammer an ben 
k. k. Doftriegsrath vom 4. April und 7. October 1842, dann 8. Februar 1843, 
3. 8754, 34,740 und 53,954). 


f) Was die Traus, Tauf: und Todtenfcheine, die von ungariſch— 
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fiebenbürgifchen, in den jtimpelpflichtigen Ländern ftationirten National: 
Regimentern für die bei denfelben in der Dienſtleiſtung ſtehenden oder ge= 
Randenen ungariſch-ſiebenbürgiſchen Unterthanen ausgeftellt werden, be- 
trifft, fo fann bie F. k. allgemeine Hoffammer,, da das Stämpel: und 
Targefeg vom 27. Jänner 1840 nach dem Inhalte feines Kundmachungs: 
Patentes in Ungarn und Siebenbürgen feine Wirkfamfeit hat, und alfo 
auch auf ungarifch-fiebenbürgifche Landes: Berwaltungs:Gegenftände , in 
fo fern felbe in den fämpelpflichtigen Ländern vorkommen fünnen, feine 
Anwendung findet, nicht entgegen fein, daß aud die Ausfertigungen ber 
Traus, Tauf: und Todtenfcheine, in fo ferne fie bei ungarifch:fiebenbür: 
gischen National:Regimentern , für ungarifchzfiebenbürgifche Interthanen 
vorfommen, aud wenn dieſe Regimenter in den ftämpelpflichtigen Län: 
dern dislocirt find, ald ungarifchefiebenbürgifhe Militär:Berwaltungs: 
Gegenitände betrachtet werden, und fomit dem Stämpel nicht unterliegen. 

Wenn jedoch von derlei Documenten in einem ftämpelpflichtigen 
Lande in nicht ungarifch:fiebenbürgifchen Verwaltungs » Angelegenheiten 
ein ämtlicher oder gerichtlicher Gebrauch gemacht werden will, fo unter: 
liegen fie nad) den Flaren Beftimmungen des $. 82, de3 St. u. T. Gef. 
der Nachſtämplung; da auch die ungarifchsfiebenbürgifchen Unterthanen 
in den ftämpelflichtigen Ländern, wenn ed ſich nidyt um ungarifch:fieben: 
bürgifche Landes-Verwaltungs-Gegenſtände handelt, in fo ferne fie dort 
Urkunden ausftellen, oder bei dortigen Behörden Eingaben oder Urkunden 
einbringen, wie überhaupt den dortigen Landeögefegen, alfo auch dem 
Stämpelgefege unterliegen. 

Damit nun für die Zufunft die von den ungarifch:fiebenbürgifchen 
National:Regimentern für ungarifch-fiebenbürgifche bei denfelben in der 
Dienftleiftung ftehende oder in der Dienftleiftung gewefene Unterthanen 
ausgefertigten Trau⸗, Tauf: und Todtenfcheine ftämpelfrei ausgefertigt 
werden, erläßt die allgemeine Hoffammer gleichzeitig die erforderliche 
Mitteilung an den Hoffriegdratb. (Hofkd. vom 19.September1844, 3.47,046 
und Rote an bie k. ungar, Hofkanzlei.) 

g) Das neue Stämpel: und Tar:Gefeß leidet allerdings, wie ſchon 
dad Rundmahungs: Patent zu dieſem Gefege ed ausdrüdet, auf Ungarn 
und Siebenburgen feine Anwendung , das heißt, die ungarifch-jiebenbür: 
gifchen Unterthanen find in Ungarn und Siebenbürgen bei ter Ausftellung 
von Urkunden oder wenn fie Gefuche und Eingaben bei den dortigen Tan: 
deöbehörden überreichen, fämpelfrei. 

Sie find ferner in Folge diefer Unanwendbarfeit des Stämpel- und 
Targeſetzes auf Ungarn und Siebenbürgen auch in den ftämpelpflichtigen, 
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nicht ungarifchzfiebenbürgifchen Ländern dann ftämpelfrei, wenn fie in 
ungarifchsfiebenbürgifihen Landed-Bermwaltungd:Angelegenheiten bei Be- 
börden Gefuche und Eingaben überreihen, 3. B. Eingaben bei ber 
ungarifch:fiebenbürgifchen Hoffanzlei, bei Seiner Majeſtät, bei der all= 
gemeinen Hoffammer in ungarifchfiebenbürgifchen Verwaltungs-Angele— 
genheiten, der oberften Hofpoit:Berwaltung in ungarifch-fiebenbürgifchen 
Poſtſachen, bei dem Militär» Appellationd-Gerichte, in fo ferne dasſelbe 
auch als Militär-Appellatione:Gericht für Ungarn und Siebenbürgen bes 
fteht, und feine ämtliche Wirffamfeit auch auf diefe Ränder fich erftredet. 

Der Grund, warum derlei Eingaben der ungarifchsfiebenbürgifchen 
Unterthanen auch in den ſtämpelpflichtigen Rändern ftämpelfrei find, Tiegt 
darin, weil die Beftimmung des Kundmachung: Patented, daß das 
Stämpel: und Targefeß in Ungarn und Siebenbürgen feine Wirffamfeit 
babe, nicht in dem befchränften Sinne des geograpbifchen Umfanges diefer 
Länder aufzufaffen, fondern auf die Landes-Verwaltung Überhaupt aus: 
zubehnen iſt; fomit aud) dort zu gelten hat, wo ungarifch-fiebenbürgifche 
Berwaltungd-Gegenftände außer Ungarn und Siebenbürgen in ftimpel- 
pflichtigen Rändern verhandelt werden. 

Aus diefer Stämpelfreiheit Ungarns und Siebenbürgens und ber 
darauf Bezug nehmenden Berwaltung fann aber nicht gefolgert werden, 
daß ungarifchefiebenbürgifche Untertbanen au dann vom Stämpel frei 
find, wenn fie nicht in Ungarn oder Siebenbürgen, fondern in einem 
ftämpelpflichtigen Lande privatrechtlicge Urfunden ausftellen, oder auch 
in Ungarn und Siebenbürgen Urfunden ausftellen, von denen aber in 
einem ftämpelpflichtigen Lande vor einer Behörde oder einem Amte ein 
Gebrauch gemacht werden foll, oder wenn fie bei Behörden oder Aemtern 
in ftämpelpflichtigen Ländern Geſuche oder Eingaben überreichen, die mit 
der ungarifch-fiebenbürgifchen Randesverwaltung nichts gemein haben. 

Wenn z.B. ein ungarifchsfiebenbürgifcher Unterthan in einem ſtäm— 
pelpflichtigen Yande einen Vertrag fchließt, wenn er in einem Prozefir 
vor einem Richter in einem ftämpelpflichtigen Lande als Partei auftritt, 
wenn er in einer Abhandlung ald Erbe oder fonft Anfpruchönehmer er: 
fcheint, und in Ungarn oder Siebenbürgen eine Quittung ausftellet, die 
für eine Caſſe im ftämpelpflichtigen Inlande beftimmt ift, wenn er bei 
einer Behörde im flämpelpflichtigen Rande eine Bedienftung fuchet u. ſ. w. 

In allen derlei Fällen unterliegen die ungarifch-fiebenbürgifchen Un: 
tertbanen den Gefegen des fämpelpflichtigen Landes, in dem fie Gefchäfte 
betreiben , oder Rechte und Anfprüche durchfegen, oder Vortheile erlan: 
gen wollen, fo wie auch in ſolchen Fällen diefen Gefegen jeder Fremde 
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unterliegt, und vice versa auch die Unterthanen in ben beutfch:italieni- 
ſchen Erblanden ſich den ungarifch-fiebenbürgifchen Landesgefegen zu um: 
terwerfen haben, wenn fie dort Rechte fuchen, Unternehmungen beginnen, 
oder überhaupt Gefchäfte betreiben. 

Aus diefer Auffafjung des Stämpel: und Targefeges in feiner Be: 
ziehung auf Ungarn und Siebenbürgen ergeben fich nachftehende Grundfäge : 

1. Privatrechtliche Urfunden unterliegen dem gefeglichen Stämpel 

a) wenn fie von ungarifch-fiebenbürgifchen Unterthanen in den ftam: 
yelpflichtigen Ländern ausgeftellt werden, und zwar ohne Unterfchieb, ob 
ſich derlei Urfunden auf ein ftämpelpflichtiged Land, oder auf Ungarn oder 
Siebenbürgen oder auf das Ausland beziehen, im ftämpelfreien oder ftäm: 
pelpflichtigen Inlande oder im Auslande gebraucht, verwendet oder von 
Rechtswirkung fein follen, weil der $.1. des St, u.T. Gef. in den ſtäm⸗ 
pelpflichtigen Ländern Jedermann dem Gefege unterwirft, und in dem 
$. 6 des erwähnten Gefeges bei den Urkunden eine Unterfcheidung nad 
Maßgabe der obenerwähnten Merfmahle nicht angedeutet iſt; | 

b) wenn jie von ungarifcheftebenbürgifchen Unterthanen im ſtämpel⸗ 
freien Inlande, alfo in Ungarn und Siebenbürgen, oder im Auslande 
ausgeftellt werben, von denfelben jedoch in einem ftämpelpflichtigen Lande 
ein ämtlicher oder gerichtlicher Gebrauch gemacht wird; in welchem Falle die 
89.82 und 83 ded St. u. T. Gef. ausdrüdlich die Nachſtämplung anordnen. 

2. Gefuhe und Eingaben ungarifch:fiebenbürgifcher Unterthanen in 
Parteifachen mit ihren Beilagen, Dupficaten und Rubrifs-Abfchriften 
unterliegen dem gefeslichen Stämpel; wie balb fie bei einem Amte oder 
einer Behörde im ftämpelpflichtigen Inlande eingebracht werben, und 
feinen ungarifch-fiebenbürgifchen Landes ⸗Verwaltungs-Gegenſtand betref: 
fen, und zwar ohne Unterfchied, ob berlei Eingaben von den Parteien 
ſelbſt überreicht oder aus Ungarn und Siebenbürgen eingefendet, oder. von 
dortigen Landesbehörden einbegleitet werden, denn in dem 2., 3. und 4. 
Abſchnitte des Stämpel- und Targefeges find alle diefe Schriften als 
fämpelpflichtig bezeichnet, ohne Unterfchied des Ausſtellers oder Berfaf: 
ferd, oder der Art und Weife, wie fie den Behörden zufommen. | 

Es kann alfo mit Rüdficht auf den $. 1. auch rüdfichtlih der von 
ungarifch-fiebenbürgifchen Unterthanen eingebrachten berlei Schriften außer 
der in dem Kunbmachungd: Patente enthaltenen, ſchon oben angedeute: 
ten Befchränfung feine anderweitige mehr zugelaffen werben, 

3. Die Ausfertigungen der Behörden und Aemter in ben ftämpels 
pflichtigen Ländern unterliegen dem gefeglichen Stämpel, auch wenn jie 
an ungarifch-fiebenbürgifche Unterthanen gerichtet find, 

v. Schwarz Stämpelvorfchrift, 
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“Denn auch bei den Ausfertigungen macht dad Geſetz den Eintritt 
der Stämpelpflicht nicht von der Nationalität oder von ber Eigenfchaft 
ald Unterthan in einem ftämpelpflichtigen Lande abhängig, und da bas 
Gefeg in den $$. 82 und 83 nur den, im Auslande oder ftämpelfreien 
Inlande, alfo in Ungarn und Siebenbürgen ausgeſtellten Urfunden und 
Schriften eine bedingte Stämpelfreiheit zugeftebt, fo find alle anderen 
nach dem Gefege Rämpelpflichtigen Schriften, die nicht im Auslande oder 
ftämpelfreien Inlande ausgeftellt find, wohin denn auch die an ungarifch: 
fiebenbürgifche Unterthanen gerichteten ämtlichen Ausfertigungen im ſtäm— 
pelpflichtigen Inlande gehören, der Stämpelzahlung unterworfen. 

Die Möglichkeit für die ungarifch:fiebenbürgifchen Unterthanen in den 
oben erörterten Fällen der Stämpelpflicht zu genügen, unterliegt feinem 
Zweifel; denn wenn die Partei im Falle des obigen Grundfages 1—a. 
im ftämpelpflichtigen Inlande eine Urkunde ausfertiget, fo ift fie dort 
auch in dem Falle, fich allerorts Stämpelpapier zu verfchaffen, 

In den Fällen I—b. und 2. aber ift die Nachſtämplung zufäffig, 
und in dem Falle 3. fann die Ausfertigung vor dem Erlage der Gebühr 
nicht Statt haben. Es ift die Sache der Partei, wenn fie im ftämpel- 
pflichtigen Lande nicht anmwefend if, entweder die Stämprlgebühr dem 
Geſuche felbft beizufügen, ober fie anzumeifen, oder die Nachſtämplung 
durch einen Bevollmächtigten oder Agenten beforgen zu laffen, welches 
insbefondere in gerichtlichen Angelegenheiten feinen Schwierigfeiten unter- 
liegen kann, weil hierbei in der Regel ohnehin Advocaten ded Gerichtd- 
fprengels im ftämpelpflichtigen Lande zu interveniren haben. 

Auch ift bereitd mit Dem Decrete vom 16. Jänner 1843, 
3. 45,814 der k. k. Univerfal:Staatd- und Bancofhulden-Caffe vorge: 
fchrieben worden, daß jene Urkunden und Schriften, ald: Lebend- und 
andere Zeugniffe, dann Erbs- und andere Legitimationen ꝛc. ꝛc., welche 
den Greditd-Abtheilungen zu Dfen und Herrmannftabt zum Behufe der, 
für Rechnung der k. k. Univerfal:Staatd: und Bancofchulden:Caffe aus: 
zubezahlenden Intereffen, oder für Rechnung berfelben zu Teiftenden Capi: 
tals⸗Rückzahlungen mit den betreffenden Percipienten-Duittungen über: 
geben werden, infofern deren Stämpelpflichtigfeit überhaupt durd das 
neue St. u. T. Gef. audgefprochen ift, dem gefeglichen Stämpel auf 
gleiche Weife unterliegen, ald wenn fie der F, f. Univerfal-Staatd: und 
Bancoſchulden-Caſſe unmittelbar von ben Parteien übergeben würden. 
NRüdfihtlih der Einhebung der für ſolche Documente entfallenden 
Stümpelgebühren ift basfelbe Verfahren zu beobachten, welches mit 
bein Hoffammerbeerete vom 17. December 1817, 3. 62,318 für die 
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Einhebung ber Sränpelgehähren von den Intereffen: Quittungen vorge: 
zeichnet wurde, und welches darin zu beftehen hat, daß die gedachten Gre- 
ditö-Abtheilungen den Parteien derlei Intereſſen- und Capitalsbeträge 
nur gegen Erlag der für die beigebrachten ftämpelpflichtigen Urfunden und 
Schriften entfallenden Stämpelgebühren ausbezahlen, die an Stämpel- 
gebühren in C. M. einfliegenden Baarfchaften unter Ausfertigung einer 
auf die Univerfal-Staatd- und Bancofchulden Cafe Tautenden Verlags: 
quittung gehörig in Empfang verrechnen, und diefe Verlags-Quittung 
mit den Percipienten-Quittungen und den von ben Parteien beigebrad)- 
ten Urkunden und Schriften an die k. k. Univerfal-Staat3= und Banco- 
ſchulden⸗Caſſe einfenden, wogegen diefelbe die in den Verlags-Quittun— 
gen aufgeführten Beträge ald Verlag auf die betreffende Credits-Abthei— 
lung in Ausgabe zu ftellen, für diefelben Beträge fih die erforderliche 
Anzahl von Stämpelbögen in natura zu verfchaffen, und biefe den be— 
treffenden Quittungen, Urkunden und Schriften in der vorgefchriebenen 
Art anzufchließen hat. 

Die Diäten- und Remunerationd-Uuittungen unterliegen dem Stäm⸗ 
pel nicht, weil es ſich in biefem Falle nicht um eine auf einer Caſſe im 
ftämpelpflichtigen Lande haftende Zahlung handelt, die nur commiffions- 
weife von der Caſſe im ftämpelfreien Lande für Rechnung jener im ftäm- 
pelpflichtigen Lande bezahlt wird, mie, wenn beifpieldweife, eine auf 
einer Cameral- oder Gefälldcaffe im ftämpelpflictigen Lande haftende 
Penfion, die auch bei diefer Caffe zu beheben wäre, ben in einem ftäm- 
pelfreien Lande bomilicirenden Pereipienten bei einer dortigen Caſſe com⸗ 
miffionsweife und für Rechnung der Caffe im ftämpelpflichtigen Lande 
ausbezahlt wird, oder wenn bie von der Wiener Tilgungsfondscaffe zu 
zahlenden Intereffen für beim Tilgungsfonde angelegte Cautionen u. dgl. 
commiffionsweife fürRechnung der Wiener Tilgungsfondscaffe bei ungarifch- 
fiebenbürgifchen Landescaſſen angewiefen werben, fondern in ben vorliegen- 
den Fällen es fich um Zahlungen handelt, die von dem Tabal-Gefälle, das 
in Ungarn Gefchäfte beforgt, an Drt und Stelle im ftämpelfreien Lande 
an bortige Infaffen zu leiſten, und von biefen legteren zu quitticen waren, 
wobei ihnen eine Stämpelzahlung nicht zugemuthet werben kann, und ber 
Umftand, daß berlei Zahlungen in der Verrechnung bei einer Caſſe im 
Hämpelpflichtigen Lande concentrirt werden, nicht genügt, derlei Quittun- 
gen als folhe zu betrachten, die im ftämpelpflichtigen Lande bei einer 
Gaffe eingebracht werden, und fie fomit den Beftimmungen des $. 83. des 
Stämpel- und Targefeges und des nachftehenden Hofdecrets vom 22. März 
1841, 3.1088 zu fubfumiren. (Hofkd. vom 19, September 1844, 3. 26,850,) 
©. auch $. 81. 3. b. 3* 
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B, Für Öfterreihifhe Unterthanen im flämpelfreien In— 
lande oder im Auslande, und Auswärtige überhaupt. 

a) Bei der Auszahlung folder Quittungen, welde in einem ſtäm— 
pelfreien Gebiethstheile für Rechnung einer Caſſe einer dem Stämpelgefälle 
unterworfenen Provinz geleiftet wird, iſt auf bie Einbringung des Stäm— 
pels eben fo Bedacht zu nehmen, wie es bisher unter den gleichen Ber: 
bältniffen bei der Ausbezahlung von Penſions-Quittungen gefcheben ift, 
(Hofkd. vom 22, März 1841, 3. 1088.) 

b) Hofkd. vom 16. Jänner 1843, 3. 45,814 (der Inhalt diefes 
Hofdecretes ift wörtlich in das unter A. g. Aufgeführte aufgenommen). 

ec) Bei jenen Quittungen, welche die im Auslande angeftellten k.k. 
Poftbeamten über die ihnen perfönlic zufommenden Gebühren ausftellen, 
ift Die entfallende Stämpelgebübr in Abzug zu bringen, wie e8 bei Pen— 
fionen, Provifionen u. f. w. geſchieht, welde von einer Gaffe in einem 
ftämpelfreien Lande für Rechnung einer Gaffe im ſtämpelpflichtigen In— 
lande ausgezahlt werden, und ed in ber Hofkammer-Verordnung an die 
Sameral-Gefällen-Verwaltungen vom 22. März 1841, 3. 1088 vorge: 
Schrieben wurde, 

d) Dem Antrage zur ftämpelfreien Ausfolgung von ämtlichen Ab- 
fohriften und Ertracten in Parteiſachen, an die königlichen polnifchen 
Behörden, fann, da er den ausdrücklichen Beftimmungen des St. u. T. 
Gef. zuwider Yäuft, Feine Folge gegeben werben, (Hofkd. vom 4. Aprit 
1843, 3. 6887.) 

e) Dem Triefter See-Sunitäts-Magiftrate ift über bie Anfrage, ob 
Anfuhen und Anfragen fremder Conſulate von deinfelben ohne Stämpel 
zu Protofoll genommen werben bürfen, zu bedeuten, daß die von der 
öfterreihifhen Regierung anerkannten Confuln auswärtiger Mächte in 
ihrer ämtlichen Correfpondenz mit den Tandesfürftlichen Aemtern, Behör- 
den und Obrigfeiten, nad den in dem Stämpel- und Tar-Gefege vom 
27. Jänner 1840 für öffentliche Behörden und Aemter feftgefegten Be- 
ſtimmungen, folglich bei Anfuchen und Anfragen, felbft dann, wenn fie 
Intereffen ber Untertbanen ihrer refpectiven Regierung betreffen, nad 
$.81. 3.5. ſtämpelfrei zu behandeln find. (Hofk. Verordnung vom 11. October 
184), 3. 40,391.) 

f) Geſuche öfterreichifcher Unterthanen im Ausfande, welche an die - 
Conſulate gerichtet find, bei denfelben eingebracht werden und von biefen 
im Wege der Amtscorrefpondenz an die inländifchen Behörden gelangen, 
find, da fie nicht unter die SS. 1. und 68. de St. u. T. Gef. fubfumirt 
werben können, ftämpelfrei, 
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Geſuche, die von öfterreühifchen Unterthanen im Auslande an die 
öſterreichiſchen Behörden eingefendet, und bei diefen im ftämpelflichtigen 
Inlande überreicht werden, find ftämpelpflichtig, und es ift in Anfehung der⸗ 
felben nach dem $. 117. und 118. des St. u. T. Gef. vorzugehen. (Hofkd. 
vom 27, September 1841, 3. 24,441). - 

g) Die Gefuche und überhaupt alle Eingaben, welche an öſterrei— 
hifche Behörden gerichtet find, und aus dem Auslande einfangen, unter- 
liegen dem Stämpel nach den allgemeinen Beftimmungen des Gefeges und 
müffen, wenn fie ungeſtämpelt bei den Behörden einlangen, nad den 
$. 117. und 118, des St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840, $.100. und 
101. des ital, Tertes behandelt werden. Den Gefällsbehörden, welchen 
bie Unterfüchung zufteht, Tiegt es ob, über die Anzeigen, die ihnen in die— 
fen Fällen über derlei Gefällg-Uebertretungen zufommen, nad) dem Straf: 
Geſetze über Gefällß-Uebertretungen, und insbefondere nad) dem 8. 32. die⸗ 
jed Geſetzes vorzugehen. 

- Dagegen unterliegen Geſuche, welche an die f, f. Gefandtfchaften ge- 
richtet find und bei denjelben überreicht werden und von diefen im Wege 
der ämtlichen Correfpondenz an die Behörden des Inlandes geleitet wer- 
ben, dem Stämpel nicht; indem fie nicht unter die $. 1. und 68. (51. des 
ital, Tertes) des gedachten Gefeges fubfumirt werden können. 

Die Erfolglaffung von Tauf-, Traus und Todtenfcheinen und an— 
bern im $. 21. begriffenen Urkunden darf auch an Perfonen, die fih im 
Auslande befinden, nur auf geſtämpeltem Papiere, welches von ben be— 
treffenden Parteien herbeigefchafft werden muß, Statt finden. (Hoftd. vom 
4. März 1842, 3. 41,305 an den Gameral-:Magiftrat in Mailand.) 

h) Seine &f, Majeftät haben mit der allerbödften 
Entfhliefung vom 2. Auguft 1842 zu verordnen gerubet, daß 
die Stämpelbefreiung der Tauf-, Trau= und Todtenfcheine, welche von 
auswärtigen Behörden Calfo nicht von Parteien) im diplomatischen Wege, 
entweder durch die k. f, Gefandtfchaften im Auslande, oder durd die 
fremden bier anmwefenden Gefandtfihaften nachgefucht werden, und welche 
in Folge der frühern allerhöchſten Entſchließung vom 22. December 1835, 
gegen Beobachtung der Neciproeität von Seite der auswärtigen Staaten, 
ftänpelfrei waren, auch unter der Wirffamfeit ded dermaligen St. u.# 
T, Gef. und unter dönfelben Bedingungen aufrecht zu erhalten fey, mit 
dem Beifage jedoch, daß dadurch für die Parteien die Berechtigung nicht 
begründet werden foll, von diefen einer ausländischen Behörde ſtämpel⸗ 
frei erfolgten Urkunden im ſtämpelpflichtigen Inlande Gebrauch zu machen. 
In allen übrigen Fällen find die Tauf-, Trau- und Todtenſcheine nach 
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den Beſtimmungen des St. u. T. Gef. zu behandeln, (Hofkd. vom 14. Sep⸗ 
tember 1842, 3- 33,219, — Hfkzd. vom 23, October 1842, 3. 31,156.), 

i) Die Quittungen der ausfändifchen Poftämter über die ihnen von 
den öfterreichifchen Poſt⸗Caſſen verabfolgten Poftgebühren find mit Rüd- 
ficht auf die eintretenden Reciproritäts- und Vertrags-Verhältniſſe dem 
Stämpel nicht zu unterziehen. (Heftd. vom 30. Auguft 1841, 3. 29,885.) 

$. 2. 

Die Zahlung der durch diefed Gefes eingeführten 
Abgabe liegt demjenigen ob, der ein diefer Abgabe un 
terliegended Gefchäft unternimmt, deſſen Angelegenheit 
bei einer öffentlichen Behörde, einem Amte oder einer 
Ohrigkeit vorkommt, in deſſen Gefchäfte eine Amtliche 
Auödfertigung nefchieht, oder dem eine der Abgabe un- 
terliegende Bewilligung zu Theil wird. (). 108 und 109.) 
Hat Jemand audy nach Vorfchrift dieſes Geſetzes die Ge: 
bühr für den zur Entrichtung derfelben Verpflichteten 
vorgeftreckt, fo fteht ihm dad Recht zu, von diefem den 
Erſatz zu fordern; er ift aber in Feinem Falle berechti- 
get, von dem Staatöfchabe die Zurüdftellung des für 
einen Andern entrichteten Betrages anzufprechen. 


Erläuterungen zum $. 2. 
Stiftbriefe 
'a) Die Stämpelgebühren für die Stiftbriefe über die im ſtämpel— 
pflihtigen Inlande errichteten Stiftungen find, fo wie alle zur Zuſtande— 
bringung einer Stiftung erforderlichen Auslagen, aus dem GStiftungs- 
vermögen zu beftreiten. (Noten der #, k. allgemeinen Hoflammer an ben 


k. k. Hoffriegsrath vom 4. April und 7, October 1842, dann 8. Februar 1843, 
3. 8754, 34,740 und 53,954). 


Grundzins-Ablöfungen in Tirol, 

b) Seine Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchließung vom 14. Mai 
1842 ausnamsweiſe allergnädigft zu geftatten gerubet, daß in jenen Fäl- 
len, wo bei Ablöſung von tirolifchen Giebigfeiten, welche das Aerar be= 
figt, das Ablöfungs-Capital zehn Gulden C. M. W. W. oder weniger 
als 10 fl. C. M. W. W., welches Capital einer Jahresgiebigfeit von 
30 fr. entſpricht, beträgt, die Verfachgebühr und der Contractſtämpel 
vertragsmäßig von dem Aerar und rückſichtlich dem Tilgungsfonde über: 
nommen werden dürfe, (Hofln vom 23. Deeember 1842, 3. 47,150.) 
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Erfagreht des Fiscus. 

e) Wenn der Fiscus oder fonft Jemand eine Gebühr vorzufchießen 
in bie Lage kommt, fo ſteht ihm das im $. 2. bed St, u. T. Gef. ange- 
deutete Recht auf die Forderung -ded Erfages zu. (Hofkd. vom 13. Jänner 
1842, 3. 50,377). 

Befonderes Recht des Fiscus. 

d) Seine & f, Majeftät Haben mit allerbödfter Ent- 
fhliefung som 12. März 1844 zu beftimmen gerubt, daß ber 
Fiscus in Vertretung. ftämpelfreier Parteien und Fonde berechtiget fein 
fol, dem ſachfälligen Gegner ald Prozeffoften auch die Stämpelgebüh- 
ren, bie entfallen wären, wenn er eine nicht vom Stämpel befreite Par- 
tei vertreten hätte, aufzurechnen. Das Fiscalamt hat demnach bei ber 
Vertretung flämpelfreier Parteien und Fonde im Verlauf des Prozeffes 
die Stämpelgebühren, die nach dem Geſetze, falld die Partei oder ber 
Fond nicht ftämpelpflichtig gewefen wäre, hätten entrichtet werben müf- 
fen, gehörig vorzumerfen, und wenn der Gegner fachfällig wird, biefe 
Gebühren von ihm im Wege des Gerichtöfoften-Erfages einzubringen. 

Diefe, von dem Fiscalamte nachträglich eingebrachten, Stämpelgebüh⸗ 
ren find an die Bezirks⸗Caſſe der Provinzial-Hauptftabt von dem Fiscal- 
amte quartalweife abzuführen, und dem Stämpelgefälle zu verrechnen. 
(Hoftd, vom 1. Mai 1844, 3. 11,032.) 

©. auch $. 55. b. in Betreff des Stämpeld für Einantwortungen 
von mit VBermächtniffen belafteten Erbfchaften. 


$. 3, N 
Die Abgabe wird theild mittelft. des Stämpeld, theild 
unmittelbar eingehoben. 
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Erfter Theil. 
Von der mittelft des Stämpelö einzuhebenden Abyabe. 





Erſtes Hauptſtück. 


Bon der Gröſie der Stämpelgebühren und den Gegen: 
| ftänden ihrer Entrichtung, 
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Die Stämpelgebühren werden in fünfzehn Abftufungen 
eingehoben, und es werden zum Zeichen ihrer Entrich- 
fung eben fo viele Stämpel in Anwendung gebracht, 
namlich : 

Der lte zu ......— fl. 3 kr. 
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8. 5. 

Die Gegenſtände, welche dem Stämpel unterliegen, 
ſind | | 
1, Urkunden, | 
2. Gerichtliche Acte in Streitfachen, 
3. Gerichtliche Acte außer Streitfachen, und 
4. Aemtliche Acte in nicht gerichtlichen Angelegen: 
heiten. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Stämpel für Urkunden. 


$. 6. 

Sede Urkunde oder Schrift, welche beftimmt ift, 
eine eingegangene Verbindlichkeit oder die Erfüllung 
oder Aufhebung derfelben zu betätigen, Jemanden ein 
Recht zuzueignen, oder eine Pflicht aufzutragen, in 
Behauptung einer Gerechtfame, oder in Vertheidigung 
gegen einen Anſpruch zum Beweife zu dienen, unterliegt, 
wenn fie nicht ausdrücklich ausgenommen ift, dem 
Stämpel. 


Erläuterungen zum $. 6. 
A, Bezüglich des Inhalts und der Form ftämpelpflihtiger 
Urkunden. 

a) Verkaufs⸗, Escompte- und Interimd-Noten, welche nur eine 
Speriftcation der verkauften Efferten, und die Berechnung ihres Preifes 
enthalten, find nicht ftämpelpflichtig, wenn fie auch von dem Verkäufer 
und Ausfteller unterfertigt werben, weil fie unter biefer Borausfegung nicht 
unter ben Begriff der Stämpelpflicht fallen, wie er im 8. 6, des Geſetzes 
ausgefprochen ift. 

Wenn jedoch der Verkäufer zugleich den Empfang bed Preifes für 
bie verfauften Efferten beftätigt, dann erfcheinen diefe Noten ald Duit- 
tungen, und find als ſolche ftämpelpflichtig. (Hofkd. vom 8, Februar 1841, 
3. 4204). 
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b) Im Sinne ded St, u. T, Gef. vom 27. Jänner 1840 fünnen 
allerdingd die Conti der Gewerbsleute und Lieferanten, über bie für 
Staats- oder öffentliche Anftalten gelieferten Arbeiten und Waaren, und 
die dafür entfallenden Beträge, wenn folden Conti bie Saldirung, d. i. 
die Beftätigung ded Empfanges des darin verzeichneten Gelbbetrages, 
oder eines Theiles desſelben nicht beigefügt wird, ungeftämpelt ausgeftellt 
werben; bie Quittungen über die empfangenen Zahlungen müffen bage- 
gen der gefeglichen Stämplung unterzogen werben. 

Wiewohl nun diefe Beitimmungen fchon in dem St. u. T. Gef. lie⸗ 
gen, fo wird doch die Kundmachung, daß unfaldirte Conti über Arbeiten 
ober Lieferungen für Staats- oder andere, unter öffentlicher Verwaltung 
ftehende Anftalten, nach dem Gefege feines Stämpeld bedürfen, und daß 
die Borlegung geftämpelter Conti, eine Stämpelbefröiung für jene Quit- 
tungen, welche über die hierauf zu empfangenden Zahlungen ausgeftellt 
werden müffen, nicht begründe, für zuläffig befunden, hierbei jedoch auf- 
merffam gemacht, daß derlei unfaldirte Conti der Gewerböfeute und Lie- 
feranten, nichts defto weniger ber gefeglichen Stämpelpflit dann unter= 
liegen, wenn biefelben vermöge ihres Inhalts, oder ihrer Verwendung, 
nicht mehr als einfache unfaldirte Conti, fondern vielmehr ald ftämpel- 
pflihtige Eingaben oder Urfunden, oder Beilagen, oder anderweitige, 
nad den Beftimmungen des Gefeges dem Stämpel unterliegende Schrif— 
ten ſich darftellen. (Hoftd. vom 3. März 1843, 3.1171, und vom 27. October 
1844, 3. 39,201.) z 

c) Die Liſten über die wochentliche Bezahlung der in den Dicafte- 
rial-Gebäuden verwendeten Taglöhner (Wochenliften), wenn fie mit der 
Beftätigung über den Empfang eined Betraged von nicht weniger ald 
zwei Gulden von Seite ded Empfängers verfehen find, unterliegen nad) 
den Beftimmungen des St. u, T. Gef., ald Quittungen, dem Stämpel 
nad) der Größe des Betrages, deſſen Empfang dadurch beftätiget wird. _ 

Infoferne diefe Liften jedoch von dem Empfänger der Zahlung nicht 
gefertiget find, und fih ald Rechnungsbeilagen unter den $. 82. bed 
gedachten Geſetzes fubfumiren laffen, tritt nad dem Gefege eine Stäm- 
pelpflicht derfelben nicht ein. CHoftd, vom 4. December 1842, 3. 42,464.) 

Die, bei den, in eigener Regie, auf ven Staats⸗ und Fonds-Herr⸗ 
haften zu führenden Baulichfeiten, in Anwendung ftehenden Wodhenli- 
ften, find fortan in der bißherigen Form auszufertigen, wornach ihnen, 
als einfachen, von den Percipienten nicht gefertigten, mithin auch nicht 
als ;Duittungen dienenden Rechnungsbeilagen, im Sinne des St.u.T. ©. 
vom 27. Jänner 1840, die Stämpelfreiheit zufommt, (Hofkd. vom 23. Jän⸗ 
ner 1844, 3. 50,064.) 
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d) Was das Gubernial= Derret vom 5. December 1834 betrifft, 
wornad die Stämpelpflichtigfeit einer ſchriftlichen Erflärung nicht fo fehr 
nach ihrer Äußeren Form, als nach ihrem Inhalte zu beurtheilen ift, und 
die Einkleidung derfelben in was immer für eine Form, und insbefondere 
in die eined DBriefed von der Verpflichtung zur Stämpelabgabe, wenn 
fie derfelben fonft nach den beſtehenden Vorſchriften unterliegt, nicht ent= 
bindet, fo befteht dermalen Feine Nothwendigfeit, basfelbe zu erneuern, 
weil alled dad, was diefed Decret enthält, fchon in dem $. 6. des neuen 
St. u. T. Gef. zufammengefaßt wurde, (Hoftd. vom 6, Zuni 1844, 3,3474 
an dielomb, venet. Sameral:Magiftrate.) 

B, Was als Beftandtheil einer Urkunde anzufehen ift. 

e) Was die Frage betrifft, welche Urkunden ald Theile oder Bei: 
lagen einer andern, und welcde als felbittändig anzufeben find, fo läßt 
fih hierüber eine allgemeine Vorſchrift nicht ertheilen, indem nur aus den 
Umftänden jedes fpeciellen Falles und dem Inhalte einer jeden einzelnen 
Urfunde beurtheilt werben fann, in wie fern mehrere auf abgefonderten 
Bogen ausgefertigte Schriften.alg ein Ganzes, fonah nur als Eine Ur— 
funde erfcheinen, oder ob vielmehr jede für fih einen felbitftändigen Stäm: 
pel erfordert. (Hoftd, vom 30. Auguft 1841, 3. 26,870.) 

f) Die Ratificationen unterthäniger Verträge find entweder Beftä- 
tigungen, womit bie Herrſchafts-Eigenthümer die, von ihren Wirthfchafts- 
ämtern in ihrem Namen vorläufig eingegangenen Verträge genehmigen, 
in welchem Falle diefe Beftätigungen eigentlich zu dem Vertrags-Abſchluſſe 
felbft gehören; oder fie find nur Vidimirungen, welche bloß das Beifein 
und die Mitwirkung der Obrigfeit bedeuten, und, den von den Unterthanen 
unter ſich, vor der Obrigfeit abgefchloffenen Verträgen zu mehrerer Si- 
cherheit beigefegt werben ; oder endlich finden diefe Ratificationen in den 
Fällen Statt, wenn die Obrigfeiten,, ald Obervormundfchaft, bei min— 
derjährigen Gontrabenten, oder ald Ober-Eigenthümer, binfichtlich des 
Einſtands-Rechtes, des Laudemial-Rechtes, u. f. w. nach den Gefegen 
ihre Genehmigung ertheilen. 

In allen diefen angeführten Fällen erfcheinen jedoch diefe Beftätigun- 
gen und ſogenannten Ratificationen ald integrirende Beltandtheile der 
Berträge felbft, und unterliegen daher feinem befonderen Stämpel. 

In jo ferne fich jedoch diefe Ratiftcationen als eigentliche Legaliftrun: 
gen erweifen, d, i. als ämtliche oder gerichtliche Beftätigungen der Echt- 
heit der Unterſchriften, find fie ald Legalifirungen ftämpelpflichtig. (Hefkd. 
vom 18. April 1843, 3. 11,501. — ©. 8.95, des St.u.8. Gef, und zu 8, 21 
die Erl, D.) " 
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$. 7. 

Urkunden, welche beitimmt find, Semanden einen 
Zitel zur Erwerbung des vollfländigen oder unvollitän: 
digen Eigenthumsrechtes oder eined anderen Dinglichen, 
oder eines perfönlichen Rechted auf einen Geldbetrag oder 
auf eine Sache oder Leiſtung einzuräumen, unterliegen, 
wenn der Geldbetrag oder der Geldwerth der Sache oder 
Leitung in der Urkunde felbft angegeben, vder auch nur 
durch Beziehung auf andere Urkunden, Schriften, Bil: 
cher oder Rechnungen ausgedrückt ift, dem Stämpel nach 
der Größe des Geldbetrages. Es hat dem zu Folge z.B. 
bei Urkunden über Kauf, Lieferungd:, Schenkung, 
Darleihend-Berträge, der Kaufſchilling, die Summe des 
Lieferungspreifes, der Betrag des Geſchenkes, des Dar: 
leihend, — bei Urkunden tiber Mieth- und Pachtver- 
träge die Summe ded Mieth- oder Pachtzinfes, — bei 
Urkunden über Verträge, welche Dienftleiftungen zum 
Gegenftande haben, bei Berwahrungsverträgen die 
Summe des bedungenen Lohnes, der Beitallung oder 
Belohnung, ald Richtfehnur für die Höhe der Stämpel- 
gebühr zu dienen. 

$. 8. 


Dem Stämpel nach der Größe des Geldbetrages 
unterliegen ferner Urkunden über Berzichkleiftungen auf 
Rechte oder beftimmte Sachen, wenn deren Gelowerth 
in der Urkunde felbft angegeben, oder auch nur durch Be: 
ziehung auf andere Urkunden, Schriften, Bücher oder 
Rechnungen ausgedrückt ift, 

$. 9. 

Diefem Stämpel find endlich Urkunden unterwor: 
fen, in welchen der Berechtigte dem Verpflichteten die 
ganze oder theilmeife Zahlung desjenigen, was er an 
ihn zu fordern hatte, beftätigt, wenn der Geldwerth 
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des Empfangenen angegeben, oder auch nur durch Be⸗ 
ziehung auf andere Urkunden, Schriften, Bücher oder 
Rechnungen ausgedrückt ift, 


Die Erläuterungen zu den 88. 7, 8, 9 beantworten im Allge- 
meinen die Fragen: 


A. Welcher Geldbetrag oder Werth der Stämpelbemef- 
fung zu Grunde zu legen fei. 
B. In wie ferne ein Geldbetrag oder Werth burh Bes 
ziehung ausgedrüdt erſcheine. 
C. Ob die namhaft gemachten Urkunden überhaupt dar— 
unter zu fubfumiren ſeien. 
| A. Ä 

1. Die Anficht, daß die Militär-Lieferungs-Eontrarte, in welchen 
das Minimum und das Maximum der Lieferung und ber hiernad zu 
berichtigende Geldbetrag ausgebrüdt ift, dem Stämpel nach dem Geld- 
betrage des Maximums der Lieferung unterliegen, wird als in ben 
Beltimmungen bed St. u. T. G. gegründet genehmiget. (Hoftd. vom 18. Sän- 
ner 1842, 3. 47,028.) 

2. Daß bei Berfäufen unbeweglicher Güter, der Stämpel bloß 
nad dem Kauffchillinge, und nicht auch nad) den, auf dem Gute haf- 
tenden Reallaften bemeffen werde — tft in dem 8.7. des St. u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 begründet. (Hofk. Decret vom 9. März 1843, 
3. 4187 an den Gameral:Magiftrat in Mailand.) 

3. Gegen die ertheilte Belehrung, daß Cheverträge, in welchen 
der Bräutigam der Braut das Miteigenthum einer Realität verfchreibt, 
dem Stämpel nad der Hälfte des Werthes dieſer Realität unterliegen, 
und daß aud die in Eheverträgen für den kinderloſen Todesfall bedun- 
genen Leiftungen, bei der Bemeffung des Stämpeld zu berüdfichtigen 
find , findet man nichts zu erinnern. (Hoft. Decvet vom 17. April 1344, 
3. 8973.) 

4. Seine Majeftät haben mit allerbödfter Entfdlie- 
ung vom 22. Juli d, I. anzuordnen gerubet, daß in den Fällen, 
wo Urfunden, mit denen ein Pfandrecht eingeräumt wird, unter die 
Beftimmungen des $. 7, des St. u. T. Gef. fallen, der in der Urkunde 
angegebene, oder durch Beziehung ausgedrüdte Geldbetrag, für den 
das Pfandrecht bedungen ift, und nicht der Werth des Pfandes als 
Richtſchnur für die Höhe der Stämpelgebühr zu dienen hat. (Sofkd. 
vom 23. September 1844, 3. 31,171.) 
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B. 

1. Ueber die vorgefommene Anfrage, ob Theilungs- und Schen- 
fungs-Urfunden, in welchen fih auf die Steuer-Catafter bezogen wird, 
elaffenmäßig zu ſtämpeln feien, ift entfchieven worden, daß derlei Ur: 
funden, in welden der Werth der unbeweglichen Sache nicht ausge— 
brüct, fondern fih nur auf die Steuer-Catafter zur Bezeichnung ber 
getheilten oder gefchenften Realität bezogen wird, dem Glaffen-Stäm- 
pel nicht unterliegen; denn ber $. 7. ded St. u, T. Gef. verfügt nur, 
daß der Glaffen-Stämpel nur dann verwendet werben müffe, wenn ber 
Geldwertb der Sache in der Urfunde ſelbſt angegeben, oder durch Be— 
ziehung auf andere Urkunden, Schriften, Bücher ausgebrüdt ift. Bei— 
des ift aber bei den befprochenen Urkunden nicht der Fall; weil durch 
die bloße Anführung der Nummer, unter welcher die Realität verfteuert 
wird (della cifra censuaria d’estimo) die Abficht der Parteien, den 
Werth der Grundftüde oder Häufer durch Beziehung auf die Steuer: 
Gatafter anzugeben, nicht erhellet. 

Es müßte. died ausdrücklich allenfalls mit den Worten gefchehen: 
„der Werth des getheilten oder gefchenften reale iſt der in den Steuer: 
büchern vorkommende” ; fo lange aber nur bie Ziffer des estimo in 
den Urkunden erfcheint, Fann fie Tediglich dazu dienen, um bie Reali 
tät hierdurch genauer zu bezeichnen, nicht aber um über deren Werth et- 
was vertragsmäßig feftzufegen. 

Wenn von einer folhen Urkunde in der Folge vor Gericht, in 
oder außer Streitfahen, ein Gebrauch gemadyt würde, fünnte aud) 
der Richter den Werth der Realität, als in dem Inſtrumente durch 
Deziehung auf den Steuer:Gatafter ausgedrüdt, nicht anerfennen; da 
aus der bloßen Anführung der Nummer des Steuer-Catafterd die Ab- 
jicht der Contrahenten, den Werth dadurch feftzufegen,, nicht erhellet. 
Diefe Abficht ift e8 aber, welche der $. 7 des St. u. T. Gef. voraus- 
jeßt, Daher können dieſe Urkunden dem Glaffen-Stämpel um fo weni- 
ger unterliegen, ald die Steuerbüicher den gegenwärtigen wahren Werth 
der Realitäten nicht einmal enthalten, mithin auch aus diefem Grunde 
nicht zu vermuthen ift, daß der Werth der unbeweglichen Güter durch 
Beziehung darauf angegeben werden wollte. (Hoft. Decret vom 31. De: 
tober 1842, 3. 38,736.) 

2. Das St. u. T. Gef. fehreibt nicht vor, daß in den Quittun= 
gen der Geldwerth des Empfangenen ausgebrüdt werden müffe, fon= 
dern ordnet nur an, daß, wenn ber Geldwerth darin ausdrücklich oder 
beziehungsweiſe ausgebrüdt ift, der Stämpel nad der Größe des Geld- 
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betrages zu verwenden fei. Wenn jedod der Geldwerth weder ausbrüd- 
lich noch beziehungsweife in der Quittung ausgebrüdt ift, fo tritt ber 
in dem $. 23, des St. und T. Gef. vorgefchriebene Stämpel ein. (Hof, 
vom 30. September 1842, 3: 33,273.) 

3. Hofkd. vom 1. März 1841, 3. 51,979, und vom 20. April 
1841, 3. 477, welches in der Anmerf. b. zum $. 96. 5 angeführt iſt. 
C, 
Grundzerftüdungs-Berträge. 

1. a) Die Verhandlungen über Grundzerftüdungen find im Sinne 
des St. u. T. Gef. allerdings ald Parteifache zu betrachten, und nad 
ben allgemeinen Vorfchriften des St. u. T. Gef. dem Stämpel zu uns 
terzieben; da fie in dieſem Gefege nicht ftämpelfrei erklärt werben, und 
der $. 81, 3. 8, ald Ausname von der Negel firenge zu interprätiren 
ift, folglich nicht alle das Unterthans-Verhältniß berührenden Berhand- 
lungen dahin fubfumirt werben können. (Hofkd. vom 17. Auguft 1841, 3.26,869.) 

1. b) Nach dem Patente vom 1. September 1798, find Verträge, 
womit berrfchaftliche Grundftüde an die Unterthanen vertheilt werben 
(Grundzerftüdungen), den Kreisämtern zur Beftätigung vorzulegen. 

Daß derlei Grundzerftüdungs = Angelegenheiten, ald Parteiſache 
tämpelpflichtig find, ift bereits durch das Hoffammer = Derret vom 
- 17. Auguft 1841, 3. 26,869 ausgeſprochen worben. 

Ob nun die Dominien derlei Verträge von Fall zu Fall vorlegen, 
oder ganze Zerſtückungs-Opkrate den Kreisämtern überreihen, und ob 
fie es aus freiem Antriebe thun, oder von ben Kreisämtern, auf der 
Grundlage ded oben berufenen Patented, zur Erfüllung ihrer diesfälli⸗ 
gen Verbindlichkeit aufgefordert werben, ändert an ber Stimpelpflicht 
nichts. | 

Sind aber diefe Grundzerftücungs = Angelegenheiten eine ſtämpel⸗ 
pflichtige Parteifache, fo ergibt fih von felbit, daß berlei Urkunden, 
und die Gefuche oder Eingaben überhaupt, womit berlei Verträge ober 
Dperate den Behörden vorgelegt werden, fammt ihren Beilagen, dem 
gefeglichen Stämpel unterliegen. 

Ehen fo wird auch rücficptlih der Erwirfung der etwaigen Zu— 
oder Abfchreibung bei der Landtafel, oder bei den Grundbüchern, die 
Beftimmung des $. 50, 3. 4 des St. u, T. Gef. zu beobachten fein. 

Daf die Eorrefpondenzen der Iandesfürftlichen Behörden unter 
einander, und die Ausfertigungen berfelben in berlei Zerftüdungs-An- 
gelegenheiten nad) $. 81. des St. u. T. Gef. ftämpelfrei find, iſt ohne— 

in Far. (Hoff. Deeret vom 28, Bebruar 1843, 3. 41.) 
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1. ce) Die Einwilligungen der Tabulargläubiger zu Grundzerftüdun- 
gen, find feine Verzichtleiftungen derfelben auf ihre Hypothekar-Rechte, 
erfcheinen jedoch als ftämpelpflichtige Urkunden im Sinne des $. 6. des 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, und unterliegen, falld über 
dieſe Confenfe förmliche Urkunden ausgeftellt werden, gemäß des $.23. 
diefes Geſetzes, dem Stämpel von 10 fr. 

Werben die bezüglichen Einwilligungen im Wege protofollarifcher 
Bernehmungen ertheilt, fo treten die Beftimmungen des $. 73. des St. 
u, T. Gef. ein. (Hofkd. vom 28, März 1843, 3. 8020.) 

Heimfälligfeits-Ablöfungs= Verträge . 

2. Die Heimfälligfeits-Ablöfungs-Verträge zwijchen den Grund- 
herrſchaften und Unterthanen find, gleich anderen Berträgen, ftämpel- 
pflichtig; indem weder im St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, noch 
in einer der nachträglichen Verordnungen, ihre Stämpelfreiheit feftge: 
fegt ift. (Sofkd. vom 20. Junius 1843, 3. 16,855.) 

Robot Abolitions-Verträge _ 

3: Die Robot-Reluitiond = und Abolitions-Gontracte find ftäm- 
pelpflihtig nad der allgemeinen Regel für Urkunden überhaupt , da fie 
nit als Schriften über — aus dem Unterthans-Verhäftniffe entite- 
hende Streitigkeiten angefehen, und daher nicht unter den $. 81, 3. 8 
jubfumirt werden können. Iſt der Geldwerth in der Urfunde ausdrück— 
li oder beziehungsweife angegeben, fo ift der Stämpel in Folge der 
88. 7. und 14. zu bemeffen; handelt es fih in dem Vertrage um meh- 
vere einzelne oder um wiederkehrende Leiſtungen, fo treten die Beftim- 
mungen der $$. 10, 11, 12. und 13, ein; ift in dem Vertrage in Geld- 
werth nicht ausgedrückt, fo tritt die Beftimmung des $. 17. ein. In 
dem Falle, ald die mit mehreren Robotpflichtigen abgefchloffenen Ver⸗ 
träge in Einer Urfunde zufammengefaßt werden, ift die Stämpelgebühr 
im Sinne der $$. 95, 96, 97. und 98. nach der Summe der Stämpel 
zu berechnen, welche zu verwenden gewefen wären, fall für jeden 
einzelnen Contrahenten rückſichtlich der ihn treffenden Berbindlichfeiten 
der Vertrag wäre ausgefertigt worden. (Hofkd. vom 24. Mär;1842, 3-.9959.)* 

Leichen-Vereinsbüchel. 
32. Die Leichen-Vereinsbüchel enthalten die ziffermäſſige Beſtä— 
tigung über die periodiſchen Einzahlungen und den Anſpruch auf den 
eventuellen Leichenkoſten⸗Beitrag. Die erſtern unterliegen nad) $. 9. dem 
Elaffenftämpel, wenn nicht Die im $. 81, 3. 23. ausgefprocdene Be- 
freiung für Beträge unter 2 Gulden eintritt, In ber letztern Bezie⸗ 
hung iſt die Urkunde, wenn der Beitrag ausgedrückt iſt, dem Stämpel 
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der 66.7 und 9, und wenn ber Beitrag nicht nachzuweiſen ift, nad 
$. 17 dem Stämpel von 30 fr. zu-unterziehen. (Hoftd. vom 3. Junius 1841, 
3. 11,465.) 

Erläuterungen über Diefrage, ob der als Tag: oder Wochen— 
bezug angemwiefene, ober der wirklich erhobene Betrag über 
die Stämpelpflihtigteit entfcheide, und zugleih über die. 

Stämpelpflidhtigfeit der Provifions-Quittungen. 

4. Die Anficht, daß Duittungen über Provifionen, wenn auch die 
Beträge ber letztern wochentlich zwei Gulden nicht überfteigen, mit dem 
Beginnen der Wirffamfeit des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 von 
der in bemfelben für Empfangsbeftätigungen überhaupt feftgefegten Stäm- 
pelpflicht nicht enthoben werben können, it in dem Gefege begründet, 
(Hofk. Deerete vom 26. und 27. Detober 1840, 3. 42,866 und 41,265.) 

5. Die bei den Tabak-Fabriks-Caſſen vorkommenden Duittungen und 
Confignationen , ald: die Duittungen über Provifionen, Afimentationen, 
Duiescenten-Genüffe der mindern Staatödiener, dann Aerarial:Tag- 
und Gedinglöhne ohne Unterfchien, ob diefe Genüffe nach dem Tage be— 
meflen, und in welchen Zeitabfehnitten fie, es fei im Intereſſe der Fabrif 
oder der Percipienten erfolgt werben, ferner die Quittungen der Depus 
tatiften über Reluitions-Beträge von erfpartem Holz und Kerzen, dann 
Duittungs-Confignationen über Nählohn von Süden, P lachen und Em— 
ballagen, fo wie über Zulagen für das Schleifen der Tabakſchneidemeſ⸗ 
fer und für erzeugtes Tabafmehl, unterliegen dem Stämpel, wenn ber 
Betrag, Über welchen quittirt wird, bie im $. 81, 3.23 bezeichnete 
Größe von zwei Gulden erreicht; daher von den erwähnten Duittungen 
nur folche, bie über Geldbeträge unter zwei Gulden lauten, vom Stäm⸗ 
pel frei zu laſſen find. (Hofkd. vom 8. Februar 1841, 3. 51,222.) 

6. Ueber die Anfrage wegen Stämpelbehandlung der bei dem Ta— 
baf-Fabrifen-nfpertorate in Mailand vorkommenden Duittungen der 
Arbeiter, Taglöhner oder Provifioniiten wird dem Cameral-Magiftrate 
‚ bedeutet, daß das St. und T. Gef. die Austellung der Quittungen und 
Empfangsbeftätigungen nicht vorfchreibt, und überhaupt die Manipufa= 
tion der Aemter nicht vorzeichnet, Wenn jedoch berlei Quittungen ober 
Empfangsbeftätigungen über Taglöhne, Provifionen u. dgl., der Orb: 
nung und der Sicherheit des Dienfted wegen ausgeftellt werden, fo find 
diefelben ohne Unterfchied, ob diefe Genüſſe nach dem Tage bemeffen und 
täglich ausbezahlt, oder (es fei im Intereſſe der Aerarial-Fabrif oder 
der Percipienten) erft am Ende der Woche oder des Monats erfolgt 
werben, dann dem Stämpel unterworfen, wenn ber Betrag, über wels 
v. Schwarz Stämpelvorfhriften, 
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chen eine einzelne Quittung auögeftellt wird, die im 9.81, 3.23 (8.64, 
3. 18, des St. u. T. Gef. für die lombarbifch-venetianifchen Provinzen) 
bezeichnete Summe von zwei Gulden (6 Lire austr.) erreicht. (Hoftd. vom 
24, Sebruar 1841, 3. 51,047 an ben lombardifchen Gameral-Magiftrat.) 

7. Damit von dem Cameral-Zahlamte in Ofen bei den Quittungen 
über wöchentlich nicht zwei Gulden betragenden Provifionen und Löhnun— 
gen, deren Bezahlung dasjelbe für Rechnung einer Caffe in einer ftäm- 
pelpflichtigen Provinz leiftet, und deren in frühern Vorſchriften ausge— 
fprochene Stämpelfreiheit durch das St. u. T. Gef, vom 27. Jänner 
1840 aufgehoben it, auf die Einbringung des Stämpels Bedacht ge— 
nommen werde, erhält bad genannte Cameral-Zahlamt die Weifung, daß 
vermöge des erwähnten, in ſämmtlichen deutſchen und italieniſchen Pro— 
vinzen am 1. November 1840 in Wirkſamkeit getretenen Geſetzes, wo— 
durch die frühern in dieſen Provinzen beſtandenen Stämpelvorſchriften 
außer Kraft geſetzt wurden, die Proviſions- und Löhnungs-Quittungen, 
welche auf einen Geldbetrag von 2 fl. C. M. oder darüber lauten, dem 
Claſſenſtämpel unterkiegen. (Hoffammer:Deeret vom 22. März 1841, 3. 1088.) 

8, Ueber die Anfrage: ob in den Fällen, wo Beträge, welche, wenn 
fie täglich oder wochentlich behoben würden, ftämpelfrei zu quittiren wä— 
ven, zur Bereinfahung ber Verrechnung in eine Quittung zufammen- 
genommen werben, umb der Gefammtbetrag 2 fl, erreicht oder überfteigt, 
biefe letzteren Quittungen dem Stämpel unterworfen find, wird der k. — 
bedeutet, daß, ba berlei Duittungen, 3. B. Proviſions- und Löhnungs- 
Duittungen, Duittungen über den mochentlichen Wachlohn, über For⸗ 
derungen der Pächter der Schuttführung u. ſ. w. in dem St. u. T. Geſ. 
vom 27. Jänner 1840 von der Stämpelpflichtigkeit der Quittungen über- 
haupt, nicht ausgenommen find, es fi von felbit verfteht, daß fie der 
Regel folgen, und fomit, fobald der quittirte Betrag zwei Gulden 
beträgt, dem Stämpel unterliegen. (Hofk. Decret vom 2, Aprit 1841,3. 9356.) 

I. Die Quittungen über Propifionen, — wenn auch deren Beträge 
7 fr. für den Tag nie überfteigen, — wenn fie nur — für längere Zeit- 
räume — in einem zwei Gulden erreichenden oder überfleigenden Sum— 
-marsBetrage ausgeftellt werden, find nach den Beftimmungen des St. u. 
T. Gef. vom 27. Jänner 1840 als ftämpelpflichtig zu behandeln. 
(Hofk. Note vom 3, Zunius 1841, 3. 9861.) 

10. Die Anfiht, daß die Quittungen der Tiroler Landes-BVerthei- 
diger über die ihnen bewilligten Proviſionen dem Stämpel unterliegen 
(wenn nicht der in denfelben ausgedrüdte Geldbetrag unter 2 fl. C. M. 
W. W. if), wird als im Gefege gegründet, beſtätiget. (Hofkd. vom 
7. Sunius 1841, 3. 21,364.) 
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11. Die Duittungen über Provifionen find ftämpelpflichtig nach ber 
allgemeinen Regel, wenn fte nicht unter die Nusname des $. 81. 3. 23 
des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, fallen. 

Das St. u. T. Gef, beitimmt nicht, in welchen Fällen Duit- 
tungen auszuftellen find, oder in welchen Terminen bie Provifionen aus 
den öffentlichen Gaffen behoben werden müffen, mit welchen Griterien 
derfei Quittungen verfehen fein folen, und auf welche Beträge fie zu 
lauten haben, fondern das St. u, T. Gef, fchreibt nur vor, daß Quit⸗ 
tungen, wenn fie ausgejtellt werden, und ihnen feine im Geſetze aus— 
gebrücte Begünftigung zu Statten fommt, nad) der Größe des Betrages, 
wenn folher in der Quittung enthalten it, der Stämplung unterzogen 
werden müffen. 

Es kann daher aud) die Frage, ob es bei Staatscaffen erlaubt ift, 

ftatt einer Quittung mehrere, auf Beträge unter zwei Gulden lautende 
Quittungen, von welchen dann jede einzelne dem Etämpel nicht unter- 
liegen würde, auszuftellen, nicht aus dem St. u. T. ©. beantwortet 
werden, fondern ihre Entfcheidung muß aus ben beftehenden Caſſen- und 
Verrechnungs-Vorſchriften und in Betreff der Provifiondg-Duittungen 
insbefondere aus jenen für die Erfolgung der Provifionen, abgeleitet 
werben. - 
In diefer letzteren Beziehung find die Hoffammer - Erläffe vom 
15. März 1823, 3. 4329, vom 20, Aprif 1826, 3. 15,720 und vom 
29. Mai 1828, 3. 22,233, nad) welchen die Quittungen über bie, nad) 
Tagen oder nach Wochen bemeffenen Provifionen, felbft Dann die Stäm- 
pelfreiheit genießen, wenn diefe täglich oder wochentlich ausgemeffenen 
Proviftonen nicht wochentlich, fondern zur Erfeichterung für die Gaffen, 
monatlich mit einem, zwei Gulden überfteigenden Betrage ausgezahlt 
werden, durch die Nichtaufname in das neue St. u. T. G. vom 27, Jün- 
ner 1840 als aufgehoben zu betrarhten, 

Es bleibt jedoch den Parteien freigeftellt, wenn fie ihre Genüffe 
monatlich beziehen, fo viele Duittungen zu verfaffen, ald auf einen wo— 
chentlich entfallenden Betrag nothwendig find, wobei jedoch Die vorſchrift⸗ 
mäßig geforderten Merkmale nicht fehlen Dürfen, (Hofkd. vom 4. Auguft 
1843, 3. 26,615») | 

12. Die Quittung muß mit der Thatfache der Zahlung, die dadurch 
beftätiget wird, übereinftimmen. Es ift daher unzuläffig, daß über Be— 
träge, welche bei Staatscaſſen mit Einem Dale und in einem Zuge be— 
hoben werben, um an ber Stämpelgebühr zu erſparen, mehrere einzelne 
Quittungen ausgeftellt werden, ald 3. B. daß über einen mit Cinem 

4* 
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Male bezahlten Betrag von 1020 fl. ftatt einer Quittung auf dem 4 
Guldenftämpel zwei Ouittungen, nämlid Eine über 1000 Gulden auf 
dem 2 Guldenftämpel und eine über 20 Gulden auf dem 3 Kreuzerftäm- 
pel ausgeftellt werden. 

Eine folhe Quittung würde eine Zahlungs-Modalität fingiren, bie 
eigentlich nicht beftanden hat, und bie theifweife Empfangsbeftätigung wäre 
nicht im Einflange mit ber wirklichen Thatfache der Zahlung, die mit 
einem Male in dem ganzen Betrage geihah. all vom 11. Zunius 1944 ° 
3. 15,549.) 

Quittungen an die allerhödfte Privat-Caſſe Sr. Majeftät, 

13. Die Quittungen über Penftonen, Erziehungsbeiträge, Gna— 
dengaben und Adjuten aus der a. h. Privat-Caffe Sr. Majeftät find in 
dem Stämpel- und Tax-Geſetze vom 27. Zänner 1840 von der darin 
feftgefegten Regel über die Stämpelpflicht der Duittungen überhaupt nicht 
ausgenommen, daher fie der Negel zu folgen haben. (Hofkd. vom 27, Oe— 
tober 1840, 3. 41,265. ©. 14.) 

14. Sn Gemäßheit der allerhöchſten Entfhließung 
vom 9, Februar 1841 find die Beftätigungen der Parteien über den Em- 
pfang der ihnen von den f, f, Patrimonial⸗, Avitical- und Familien-Fonds- 
Caſſen erfolgten vorübergehenden oder wiederkehrenden Unterftügungs- 
beträge ohne Unterfchied der Benennung, mit der diefe Unterftügungen 
bezeichnet werben, nad) dem $. 81, Abfas 21 des St, u. T. Gef, zu 
behandeln. (Hoftd. vom 19. Februar 1841, 3. 7106.) 


Quittungen anden italienifhen Monte. 

15. Die in der Manipulation bei dem lomb. ven. Monte vorfom- 
menden Duittungen, Urfunden und Dorumente find überhaupt rüdficht- 
lih der Stämpelpfliht nad den allgemeinen Beftimmungen des St, u. 
T. Gef, vom 27, Jänner 1840 zu behandeln. 

Hieraus folgt, daß namentlich die nachfolgenden Documente und 
Duittungen bem Glaffenftämpel, d. i, dem Stämpel nad) der Größe bes 
audgebrüdten Geldbetrages zu unterziehen fein werden. 

a) Die Duittungen über die erhobenen Renten der inferibirten Car⸗ 
tellen. 

b) Die Quittungen über die von frommen Inſtituten behobenen 
Renten der inſeribirten Cartellen, in ſo fern derlei Inſtitute nicht eines 
befondern von der k. k. allgemeinen Hofkammer nach dem erfolgten Ein— 
tritte der Wirffamfeit des St. u. T, Gef. vom 27, Jänner 1840 aufrecht 
erhaltenen Privilegiums im Stämpel genießen. 
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c) Die Duittungen über die in Folge des $. 24 des allerhöchften 
Patented vom 27. Auguft 1820 hinauszuzahlenden Arrondirungs-Beträge. 

d) Die Quittungen über die in Folge der Gubernial-Kundmachung 
vom 9. Jänner 1829 behobenen Certificate und deren Zinfen. 

e) Die Duittungen über bie in Folge der allerhöchſten Entfchließung 
vom 14. November 1829 baar zu berichtigenden Adminiftrationg = For- 
derungen. | | 
f) Die Quittungen über, die zu Folge der allerhöchſten Entſchließung 
vom 14. November 1829, auf der Grundlage der von dem Gentral-Tar- 
amte zu Benedig verfaßten Zahlungs-Anweiſungen, berichtigten Militär- 
Leiftungen aus den Jahren 1813 und 1814. 

g) Die Quittungen über die in Folge Gubernial-Kundmahung vom 
10. Mat 1830 behobenen Gapitalien und Intereffen der aufgefündigten 
Cartellen und Certificate. 

h) Die Quittungen über die in Folge allerhöchſter Entfchliegung 
vom 23, April 1839 behobenen Crediti accessorü ber inferibirten Ca— 
pitalien und der confolidirten Normal-Penfiond- und Gratificationd- 
Rückſtände. 

i) Die Quittungen über die an die Wechſel-Senſale bezahlte Sen— 
ſarie von ben für den Amortiſations- und den Depoſitenfond angekauften 
Effeeten. (Allerhödfte Entſhließung vom 13. November1841, und 
HoflammersDecret vom 19. November 1841, 3, 26,467 an ben E, k. lomb, 
Sameral-Magiftrat.) 

Quittungen über Ausbeute-Anticipationen 

16. Die Duittungen der tirolifchen Eiſen- und Meffing-Handeld- 
Mitgewerfen über erhaltene Ausbeute-Anticipationen und Ausbeute-Nad- 
träge find gleich den Duittungen der hauptgewerkſchaftlichen Antheils- 
befiger über ihre Dividenden überhaupt ftämpelpflichtig. (Hofk. Decrete 
vom 5, September 1341, 3. 27,457 und vom 20, Detober 1841, 3. 39,593.) 

Cautionen 

17, In Bezug auf die Stämpelbehandlung der Quittungen über 
zurüdgeftellte Dienſt-Cautionen der Beamten und Diener ift ſich, genau 
nach der VBorfchrift des Hoffammer-Präfivial-Erlaffes vom 12. März 
1841, 3. 238—P. zu benehmen; zu Folge welcher die von der Staats- 
ſchulden⸗Tilgungs⸗Fonds⸗Haupt⸗ Caſſe zurüderhaltenen Cautions⸗ und 
Depoſiten-Capitale und bie hieran gleichzeitig ausgeglichenen Intereſſen 
den betheifigten Gautionanten und Deponenten nur gegen, von ben Per- 
eipienten ſowohl über dad Capital als die Intereffen abgefondert aus— 
zuftelfende vorſchriftmäßig geftämpelte Quittungen zu erfolgen find, und 
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eine Ausname nur dann eintritt, wenn die Depofiten » Nemter oder Ber 
börden, ärariſchen Fabrifen oder andern öffentlichen aus dem Staats- 
fhage ganz oder zum Theile botirten Fonden und Anftalten in der Art 
gehören, daß die Stämpeltare aus dem Aerar gezahlt werden müßte, 
— und es kann aus der Stämpelfreiheit der Quittungen über zurüdgeftellte 
Lieferungs = Gautionen und Badien CHoffammer » Verordnungen vom 19. 
Mai 1841, 3. 11955, und vom 24. April 1841, 3. 6793 (S. & 81. 
3.25, d) die Stämpelfreiheit der Duittungen für zurüdgeftellte Dienft= 
Gautionen, oder überhaupt bei dem Tilgungsfonde angelegte Depofiten, 
welche der Verzinſung unterliegen, nicht gefolgert werben. (Hefkd. vom 
16. Juli 1842, 3. 22,030.) 

18. In der Verordnung vom 24, April 1841, 3. 6793 (©. $. 81. 
3-25, d), find jene Cautionen und Badien nicht begriffen, welche frucht- 
bringend beim Tilgungsfonde anliegen, und nad) den Beftimmungen bes 
hohen Präfidial-Erlaffes vom 12. März 1841, 3. 238, P., zu behan- 
dein find, 

Es ſind demnach Duittungen über Gautionen und Vadien diefer Art 
nad den Beitimmungen des St. u, T. Gef. allerdings ftämpelpflichtig. 
(Hoftd, vom 8, October 1342, 3. 34,477.) 

19. Die Duittungen der Städte und Dominien über die in ftädti- 
fhen oder herrichaftlichen Angelegenheiten empfangenen Babien, Reus 
gelder oder Gautionen, unterliegen dem, in dem St, u. T. Gef, vom 
27. Zänner 1840, für Duittungen vorgefchriebenen Stämpel; in dem 
Falle jedoch, wenn Magiftrate und Dominien, in Vollmacht des aller- 
böchften Aerars, die fraglichen Quittungen ausftellen, wenn es ſich ſo— 
mit nicht um ſtädtiſche oder herrfchaftliche Angelegenheiten handelt, genie= 
Ben diefelben die Stämpelfreiheit, vermöge des 9.84. des St. u. T. ©. 

Die Ausname des $. Bl. 3. 25, bezieht fih nur auf öffentliche 
Caſſen und Aemter; mit dieſer Befchränfung ift Daher auch die Anord— 
nung zu verftehen, vermöge welcher die Duittungen über zurüdbezahlte 
Badien und Cautionen, im Sinne ded erwähnten Gefeg - Paragraphes, 
ftämpelfrei erflärt wurden. (Hoftd, vom 4. October 1843, 3. 34,770.) 

20. Die Empfangsbeftätigungen über Die berichtigten Zinfen und 
zurücbezahlten Gapitalien der unter der erlofchenen Regierung erlegten 
Gautiond=-Depofiten der Notaj, Giudiziari, Cancellieri, Patrocina- 
tori und Uscieri unterliegen gleichfall$ dem Stämpel nad) ber allges 
meinen Regel, (Allerhöchſte Entſchlteßung vom 13. Nov, 1841 und 
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21. Die Quittungen landesfürftliher Beamten und Diener über 
Holz: und Kerzen-Deputate find ftämpelpflichtig. (Hofkd. vom 13. Jän— 
ner 1841, 3. 49,970.) 

22, Die Duittungen über Holz- und Kerzen = Deputate oder deren 
Aequivalente unterliegen dem Urkundenſtämpel. (Hoftd. vom 5. Septem— 
ber 1541, 3. 27,457, und vom 20. October 1841, 3. 59,593.) 

23. Die Duittungen über NaturalsDeputate unterliegen, wenn in 
denfelben der Syitemalpreis dieſer Deputate ausdrücklich oder durch Be— 
ziehung auf andere Urfunden oder Schriften angegeben it, vermöge des 
$. 9, des St. u, T, Gef. dem Stämpel nah dem entfalfenden Geldbe— 
trage, — wenn aber der Geldwerth des Empfangenen weder ausdrück— 
lich noch beziehungsweife angegeben it, vermöge bes 9. 23. diefed Geſetzes 
dem Stämpel von 10 fr, für den Bogen. (Hofkd. vom 8. Auguft 1842, 
8. 25,883.) 

24. Infoferne daher in den über Die aus dem niederöſterr. Wald⸗ 
amte erfolgten Holz-Deputate ausgeſtellten Quittungen die Inventurs— 
Preiſe oder ſonſt ein Geldwerth ausgedrückt ſind, müſſen ſie nach dieſem 
Preiſe oder nach dieſem Werthe geſtämpelt ſein. Wenn aber in der 
Quittung nur der Empfang der Quantität des Holzes ohne Preis oder 
Werthanſatz quittirt iſt, kommt der Stämpel des $. 23. des St. u. T. 
Gef, zu verwenden, (Hofkd. vom 30. September 1842, 3. 33,273.) 

25. Die Quittungen über Salzabgaben oder Deputate, welche jähr- 
lich an Herrfchaften, Stifte, Klöfter oder andere Parteien und Inſtitute 
theil$ titulo contractus, theils titulo donationis vel fundationis vers 
abfolgt werben, find ftämpelpflichtig, und folglich nach den für Duittuns 
gen überhaupt in dem St. u, T. Gef. enthaltenen Beltimmungen zu 
behandeln; daher fie nur infofern als ſtämpelfrei behandelt werben lön⸗ 
nen, als ſie ſich unter den F. 81. 3. 21, ſubſumiren laſſen. 

Der Claſſenſtämpel hat bloß deßhalb, weil der Geldwerth ſich 
aus den allgemeinen Salzpreiſen folgern ließe, — inſofern in der Quit— 
tung ſelbſt ein Werth unmittelbar oder beziehungsweiſe nicht ausgedrückt 
iſt, nicht einzutreten. (Hofkd. vom 10, Mai 1841, 3. 13,706.) 

26. Mit dem Cvorausgcehenden) Hoffammer-Decrete vom 10. Mai 
1841, 3. 13,706, ift bereits entfchieden worden, daß die Empfangs— 
Beftätigungen oder Quittungen über Salzabgaben oder Deputate, welche 
jährlih an Herrfhaften, Stifte, Klöfter oder andere Parteien und In— 
ftitute theils titulo contractus, theil$ titulo donationis vel fundatio- 
nis verabfofgt werden, den allgemeinen Beſtimmungen des Geſetzes 
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bezüglich auf Quittungen unterliegen, und daß berlei Empfangsbeftäti- 
gungen nur dann ftämpelfrei find, wenn fie unter den $. 81. 3.21 des 
St. u. T, Gef, fubfumirt werden können. 

Da nun die Salzabgaben an die begünftigten Gewerböunternehmuns 
gen, an die im Gmundner Befalzungs- Diftriete wohnenden Gewerbs- 
leute, an die Gemeinden, welche zum Bezuge von Limito = Salz berech- 
tigt find, an die Beamten ded Salzgefälld, an die Salinen=Arbeiter, an 
die in Auffee befindlichen Penfioniften, Honoratioren, dann an die Kam— 
merguts⸗, Markts⸗ und Gaubewohner nad) dem, was über diefe Bezüge 
vorliegt, unter den $. 81, 3. 21, nicht fubfumirt werden fünnen, indem 
diefe Bezüge nicht ald Almofen erfcheinen, fo fann ed nad dem oben 
berufenen Decrete vom 10. Mai 1841 feinem Zweifel unterliegen, daß 
diefe Empfangsbeftätigungen dem gefeglichen Stämpel zu unterziehen 
find, — Werden über derlei Salzbezüige nach den beftehenden VBorfchrif- 
ten feine Duittungen ausgeftellt, fo fann auch der Stämpel nicht zur 
Frage fommen, da das St. u. T. Gef. nicht die Ausftellung von Quit⸗ 
tungen vorfchreibt, fondern nur für die Quittungen, wenn fie ausgeftellt 
werben, den Stämpel beftimmt. 

Wird in den Empfangsbeflätigungen über das bezogene Salz” ein 
Geldbetrag ausgedrüdt, ausbrüdlich oder beziehungsweife, fo tritt der 
Stämpel nad der Größe des Geldbetrages ein. — Wird jedoch nur 
das Salz-Duantum ohne Werthsbeſtimmung quittirt, fo tritt der Stäm- 
pel nad $. 23. des St. u. T. Gef. ein, ©, $. 95. A. 7. (Hofkder. vom 
28. Auzuft 1842, 3. 27,394.) 


Depofiten, 


27. Die Empfangsbeftätigungen über die, bei der Lebergabe des 
Bermögend an großjährig gewordene Pupilfen erfolgten Barfchaften und 
öffentlichen Obligationen, find dem Werthftämpel unterworfen. (Hofkder. 
vom 4. December 1843, 3. 40,542.) 

28. Die Empfangsbeftätigungen an die Depofiten-Aemter über Pri- 
vat-⸗Urkunden, die in den ftämpelpflichtigen Provinzen ausgeftellt find, über 
Partial = Obligationen von Privat = Anleihen und über Actien von indu— 
ftriellen Unternehmungen find nad) $. 81. 3. 25, des St. u. T. Gef. 
nur dann flämpelfrei, wenn fie bloß wegen der Ordnung der Gaffe- 
Manipulation ausgeftellt werben, nicht aber, wenn fie zum Beweife 
dienen follen, daß das Gericht die ihm in Anfehung der Abfertigung 
des Waiſen, Euranden oder Hinterlegers rüdfichtlich der Uebergabe des 
Depofitirten Vermögens obgelegene Verbindlichkeit erfüllt Habe. 


$. 7-9. C. 9-31. 57 


Die Duittungen über die Erfolglaffung von öſterr. Nationalbanf: 
Actien und Sparcaffebliheln unterliegen dem Stämpel. (Hofkdeer. vom 
15. April 1841, 3. 12,847. Abſ. 2. 3. — S. 9.81.25. 6.3.) 

29. Die Empfangsbeftätigungen über Schuldſcheine oder andere 
Urkunden find dann, wenn fie bloß wegen der Ordnung der Gefchäftd- 
Manipulation ausgeftellt werben, nach $. 81, 3. 25, flämpelfrei. Sie 
“unterliegen aber dem Stämpel, wenn fie zum Beweiſe dienen follen, daß 
das Gericht die ihm in Anfehung der Abfertigung des Waifen obgele— 
gene Verbindlichkeit rüdjichtlih der Lebergabe des depofitirten Vermö— 
gend erfüllt habe, CHoftd, vom 3. Mai 1841, 3. 4233.) 

30. Rerognitionen oder Empfangsbeftätigungen der großjährig gewor⸗ 
denen Pupillen über die ihnen aus der Waifencaffe erfolgten Schuld» 
briefe oder andere Privatsllrfunden find nur dann vom Stämpel befreit, 
wenn fie bloß wegen der Ordnung der Gaffe- Manipulation ausgeftellt 
werben, nicht aber, wenn fie zum Beweife dienen follen, daß das Gericht 
die ihm, in Anfehung der Abfertigung des gewefenen Waifen, Curan— 
den oder Hinterlegerd rüdjichtlidh der Uebergabe des depofitirten Vermö— 
gend obgelegene Verbindlichkeit erfüllt Habe. (Hofkd. vom 17. Auguft 1841, 
3. 24,999.) 

31. Ueber die Frage, welchem Stämpel die Pupillar-Recognitionen 
ber großjährig gewordenen Pupilfen, über die, ihnen aus der Waifen- 
caffe erfolgten Schufdbriefe oder anderen Privat = Urkunden unterliegen, 
ift, mit Bezug auf dad Hoffammer-Deeret vom 17. Auguft 1841, Zahl 
24,999 , folgende Belehrung erfloffen : 

Der Fall, wo eine Recognition oder Empfangsbeftätigung über 
Privat-Urfunden bloß wegen der Ordnung der Caffe-Manipulation aus- 
geftellt wird, tritt dann ein, wenn dieſe Urkunden den Parteien zu dem 
Ende hinausgegeben werden, um ihre Einbringlihmadhung zu verfuchen, 
oder um fie bei einer Behörde zu produciren, oder um etwas daran ab- 
zuändern, überhaupt dann, wenn diefe Urkunden felbft, oder die einge— 
brachten Beträge, wieder gerichtlich zu deponiren find. In allen dieſen 
Fällen bedürfen die Empfangsbeftätigungen feined Stämpels. 

Werden hingegen Schuldfcheine oder andere Privat-Urkunden dem 
Pupillen zu feiner gänzlichen Abfertigung für immer hinausgegeben,, fo 
find die dießfälligen Empfangsbeftätigungen zu flämpeln, jedoch nicht nach 
dem Gelvbetrage oder Geldwerthe, der in der zurüdgeftellten Urkunde 
ausgedrückt ift, fondern mit dem, im $. 23 des St. u. T. Gef. vom 
277. Zänner 1840 vorgefchriebenen firen Stämpel von 10 Fr. für den 
Bogen. r | 
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Was hingegen jene Privat-Urkunden betrifft, welche nicht als bloße 
Beweis » Urkunden erfcheinen, fondern die ald bares Geld zu betrachten 
find, weil fie ganz fiher, entweder durch Verkauf, wie 3. B. Banf- 
Actien, Actien anderer induftrieller Unternehmungen, die im allgemeinen 
Berfehre find, oder durch Einhebung bei der betreffenden Gaffe, wie z. B. 
Sparraffabücel, fogleicy in bares Geld umgewandelt werden fünnen, fo 
haben die Einpfangsbeftätigungen über derlei Privat-Urkunden, in gleicher 
Art dem Werthftämpel zu unterliegen, wie bieß rüdjichtlih der Em— 
pfangsbeftätigungen über bares Geld und öffentliche Obligationen zu 
geſchehen hat. (Hofkd. vom 7. Juli 1843, 3. 19,313. — ©. $. 81. 25. A. i. h.) 

32. Die von einem Gerichte nebft der claffenmäßig geftämpelten 
Duittung über das hinausgegebene Pupillar =» Bermögen und nebft ber 
Anerkennung der Schlußrechnung noch insbefondere verlangte Verzichts⸗ 
Duittung wird gegen das Juftiz= Hofderret vom 17. September 1821 
gefordert ; da fonach gefeglich derlei Duittungen nicht auögeftellt werden 
dürfen, fo entfällt die Frage in Betreff ihrer Stämpelpflichtigfeit, (Hof: 
fammerbecret vom 20, Zuni 1843, 3. 12,318.) 

33. Die Quittungen, mittelft deren die Erben an dad Wiener Kran- 
kenhaus den Empfang eines Verlaſſenſchafts-Depoſitums beftätigen, erfchei= 
nen entweber nach den $$. 7., 8, und 14, dem Claffenitämpel, oder nad) 
dem $. 17, dem Stämpel von 30 Fr, für den Bogen zugewieſen, je nach— 
dem ein beftimmter Geldbetrag darin ausgedrüdt iſt oder nicht. (Hofkdecr. 
vom 14, Suni 1841, 3. 1529.) 

34. Die Depofiten-Scheine, welche über die zur Waiſencaſſe erleg> 
ten Pupillar = Gelder von den Waifenämtern den Deponenten ausgeftellt 
werden, find Empfangsbeftätigungen, QDuittungen, und als foldhe dem 
Stämpel zu unterziehen. 

Der Umftand, da diefe Depofiten-Scheine ald Ausfertigungen eines 
öffentlichen Amtes betrachtet werden müffen, begründet an und für fidy 
nicht die Stämpelfreiheit, weil der $. 81. 3. 6, derlei Ausfertigungen 
nur in fo ferne als ftämpelfrei bezeichnet , als fie das Geſetz nicht aus— 
drücklich dem- Stämpel unterwirft. 

Die privatreihtlihen Urkunden aber, ald welche Duittungen betrachtet 
werden müfjen, find nach dem Gefese auch dann, wenn fie von öffentli- 
chen Behörden und Aemtern ausgefertigt werden, dem Urfundenftänpel 
untertworfen, und in dem Sinne des $. 84. nur infoferne gebührenfrei, 
als die Gebühr aus den Finanzen beftritten werben müßte, was bei einem 
Depofitenfcheine über ein erlegtes Pupillar = Vermögen nicht der Fall ift, 
da die Gebühr diefem legteren zur Laſt fällt. 
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Demnach haben auch derfei depofitenämtliche Quittungen, wenn fie 
die Bewilligung zur Löfhung des PupillarsCapitald auf den verhypothe— 
eirten Realitäten enthalten, der allgemeinen Regel des St. u. T. Gef. 
zu folgen. (Hofkd. vom 12. Juli 1843, 3. 19,517.) | 

Diätenz, Pferd: und Reiſe-Pauſchalien. 

35. Diäten und Zehrungsgelder find feine Reiſeauslagen, welche 
von jenen, bie in Amtsgefchäften reifen, beftritten werden; die Quit— 
tungen über Diäten und Zehrungsgelder haben daher auch nicht bie 
Stämpelfreiheit zu genießen, welche durch den $. 81. 3. 25, des St. 
u. T. Gef. den Quittungen derjenigen, welde in Staatsgefhäften rei— 
fen, über die Vergütung der von ihnen beftrittenen Neifeauslagen zuge— 
ftanden wird, fondern fie unterliegen dem Stämpel nad) ber allgemeinen 
Vorſchrift des $.9..de8 erwähnten Geſetzes. (Hofkd. vom 11. Jän. 1841, 
3. 48,373.) 

36. Die Quittungen der Poft-Conducteure über die aus den ihnen 
ertheilten Reifevorfchüffen ald empfangen verrechneten Reifegelver, haben 
der im St. u. T. Gef. aufgeftellten allgemeinen Regel zu folgen. 'CHoftb. 
vom 31. October 1840, 3. 41,506.) 

37. Die Quittungen über Reife-Paufchalien, infoferne dieſe zugleich 
ald Vergütung der Diäten oder Zehrungsgelver betrachtet werben müſ— 
fen, dann jene über Pferd - Paufchalien oder Pferde - Unterhaltsbeiträge 
unterliegen dem Urfundenftämpel, (Hoftd. vom 5. September 1341, Zahl 
27,457, und vom 20, October 1841, 3. 39,593.) 

Die Auittungen über Hufbeſchlags-⸗ und Pferdefnechtd = Beiträge 
fönnen unter die Beftimmung des $. 81. 3. 25, nicht fubfumirt wers 
den, und find fonady ftämpelpflichtig. (Hofkd. vom 24. April 1841, Zahl 

267.) 

38, Die Quittungen der Kreishauptleute über das ihnen bewilfigte 
jährliche Reife-Paufchale unterliegen dem Glaffenftämpel nad) der allge- 
meinen Vorfchrift des $. 9, des St, u. T. Gef., da einer Mittheilung 
ver k. k. vereinten Hoffanzlei zu Folge diefes Pauſchale nicht allein bie 
Vergütung der Reifeauslagen bildet, die von den Kreishauptleuten bei 
den Reifen, für die fie das Paufchale beziehen, beftritten werben, fon= 
dern au die Stelle der Diäten vertritt, und daher bie Beftimmung 
des F. 81. 3. 25, des St. u T. Gef, wornach die Quittungen ber 
Perfonen , die in Staatsgefhäften reifen, über die Vergütung ber von 
ihnen beftrittenen Reiſeauslagen ftämpelfrei find, auf biefe Duittungen 
der Kreishauptleute nicht anwendbar ift, (Hofkd. vom 24. April 1841, 3. 
10,455.) | 
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39, Die Reifegebühren ber Juſtizbeamten in ftrafäntlichen Angele- 
genheiten begreifen die Diäten und bie Reifefoften-Bergütung in fich ; die 
Duittungen hierüber fönnen daher unter den $. 81., 3. 25, bes St. u. 
T. Gef. ($. 64, 3.20, des St. u. T, Gef, für die I, v. Provinzen) 
nicht fubfumirt werden, und find rüdfichtlich des ganzen quittirten Ber 
trages mit dem gefeglichen Stämpel zu verfehen. (Hofldeer, vom 28. Mai 
1841, 3. 16,169, an den venet. Gameral- Magiftrat,) 

40. Nach $. 81., 3. 25, des St. u. T. Gef. find nur die Quit— 
tungen der Perfonen, die in Staatögefchäften reifen, über die Vergü- 
tung ber von ihnen beftrittenen Auslagen ftämpelfrei. Da nun nad) dem 
Inhalte der vorgelegten Erhebungen bie Reife = Paufchalien der Tiroler 
Landgerichte, mit Ausname jener in Criminal- und ſchweren Polizei- 
Uebertretungs = Angelegenheiten, nicht allein die Vergütung von Reiſe— 
auslagen, die bei Reifen in Staatsgeſchäften beftritten werden, bilden, 
fondern auch die Diäten vertreten, die Diäten Quittungen aber dem 
Stämpel unterliegen, fo können biefe Pauſchalien, da fie ein Mehreres 
in fih faffen, unter den Begriff von Reifenuslagen = Vergütung nicht 
mehr fubfumirt werben, und es findet bie im Eingange erwähnte Be— 
fimmung des St. u. T. Gef, auf die Quittungen über dieſe Paufchalien 
feine Anwendung, fondern fie unterliegen vielmehr in Gemäßheit der 
allgemeinen Vorſchrift des $. 9. des erwähnten Gefeged dem Glaffen- 
ſtämpel. (Hoftd. vom 28. April 1842, 3. 7130.) 

41. In Betreff der Stämpelbehandlung der Quittungen über pfleg- 
gerichtliche Reife-Paufchalien ift zu unterfcheiden : 

a) Zwifchen den Quittungen, mit welchen die Pfleggerichte, als 
Öffentliche Behörden der Caſſe, im Ganzen, das für das Pfleggerichts- 
Perfonale erhaltene Paufchale quittiren, und 

b) jenen Duittungen, mit welchen bie einzelnen Pfleggerichtsbeam- 
ten oder Diener Über bie ihnen verabfolgten Theilbeträge an dem Geſammt⸗ 
Reife-Paufchale quittiren. 

Zu a) tritt allerdings der Fall einer Stämpelpflicht nicht ein, weil, 
wie erwähnt, das Pfleggericht, als öffentliches Amt, der Came— 
ral= oder Grebitö-Caffe, als einem öffentlichen Amte, die betref- 
fende Quittung auszuftellen hat, fomit die Beftimmungen bes 
$. 81. 3. 25, und $. 84. des St. u, T. Gef. zu gelten haben. 

Zu b). Die von den Beamten oder Dienern auszuftellenden oben 
erwähnten Quittungen dagegen über die von ihnen empfangenen 
Antheile an dem Gefammt » Paufchale des Pfleggerichts find in 
dem Sinne der Hoflammer » Verordnung vom 24. April 1841, 
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3. 10,455 (S. 8. 57, C.38), da diefe Paufchalien auch die Diä— 
ten und Zehrungsgelder in ſich begreifen, und letztere beide, nad) 
der Natur eined Paufchales, nicht ausgefchieden werden können, 
nad) dem ganzen Betrage, worüber quittirt wird, mit dem geſetz⸗ 
lichen Stämpel zu verfehen. 

Im Falle dem Beamten oder Diener das Paufchale Tediglich 
als Entfhädigung für vollzogene firafgerichtliche Reifen erfolgt 
wird, und fomit diefed Paufchale ausfchließend als Reifekfoften- 
Vergütung zu betrachten ift, und in ſolchen Fällen die Diäten 
oder Zehrungsgelder befonders erfolgt und auf claſſenmäßig geſtäm⸗ 
pelten Empfangsſcheinen quittirt werben, tritt, wie es fich von felbft 

verſteht, im Sinne der oben angezogenen Hofkammer-Verordnung 

und des $. 81. 3. 25, ded St, u. T. Gef, die Stämpelfreiheit 
ein. (Doftd. vom 1. Jänner 1843, 3. 46,876.) 

42. Aus Anlaß einer Anfrage wegen Stämpelbebandlung der Quit⸗ 
tungen über bie, als Koftenvergütung für Gefällsabfuhren feitgefegten 
Paufchalien, wurde beftimmt, daß diejenigen Aemter und Gaffen, welche 
über zwei Meilen, den Hin= und Rückweg gerechnet, von dem Abfuhrs- 
orte entfernt find, und bei denen fi daher Diäten- und Reifenuslagen- 
Bergütungen in dem Paufchale vereinigen, die Duittungen hierüber auf 
bem gefeglihen Stämpel, und zwar nach dem ganzen quittirten Betrage, 
auszuftellen haben, da eine Ausscheidung der Diäten von ber Reifefo- 
ften-Bergütung, nach der Natur des Paufchales nit Plas greifen Fann, 
und nad) $. 81. 3. 25 ($. 64, 3. 20 ital, Terted) des St. u, T. Geſ., 
wohl die Duittungen über Reifenuslagen - Vergütungen, nicht aber auch 
jene über Diäten, ftämpelfrei find, (Hofko. vom 23. März 1843, 3. 2679.) 

43. Da bie den Kreiscaffe-Beamten in Galizien bei Geld - Trand- 
porten bewilligten Reife= Paufchalien, nit nur Reifeauslagen, fondern 
auch Diäten in fi) begreifen, und biefe Paufchalien cumulativ, ohne Aus- 
fheidung der Diäten bezogen und quittirt werden, fo können biefelben, 
da fie ein Mehreres in ſich faffen, nicht mehr unter den Begriff von 
Reifeauslagen fubfumirt werben. 

Die Quittungen über diefe Paufchalien find daher, nach Vorfchrift 
des $. 9 des gedachten Gefeges, dem ganzen Betrage nad) ftämpelpflichtig. 
(Hoftd. vom 7, April 1843, 3. 7295, ©. $. 81, 3. 25, n—q.) 

Entfhädigungen oder Vergütungen, 

44. Da die Quittungen oder Empfangsbeftätigungen über Entjchä- 
bigungsgebühren, ohne Rückſicht auf den Rechtstitel, aus welchem fie 
bezogen werben, aus dem Gefege feine Befreiing vom Stämpel genie- 
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ßen, ſo ſind auch die Quittungen, welche der Wiener Magiſtrat über 
das ihm von der Staatsverwaltung zugeſtandene Mehlwag-Aequiva-— 
lent, als Entſchädigung für die von ihm bis dahin von feiner Mehl— 
wage bezogenen Gebühren, ausfertiget, dem gefeglichen Stämpel zu 
unterziehen. (Hoftd. vom 24. October 1842, 3. 40,309.) 

45, Die von den Pereipienten ausgeftellte Beftätigung über einen 
empfangenen Rüdvergütungsbetrag für die, bei der Traffirung der Eiſen— 
bahnlinien von einem Orte zum andern vorgefommenen Befhädigungen, 
unterliegt dem in dem St. u, T. Gef. für Quittungen, in den $$. 9. 
14 und 23 vorgefchriebenen Stämpel, infofern nicht die, $. 81. 3. 23, 
des deutſchen und $. 64. 3. 18, des italienischen Tertes des St. u. T. 
Gef., oder fonft eine geſetzlich zugeſtandene Stämpelfreiheit eintritt. 
(Hoftd, vom 24, October 1342, 3. 43,755.) 

46. Die Quittungen über die den Grundeigenthümern für Die Ab- 
tretung der Realitäten, deren fi die Eigenthümer im öffentlichen In— 
tereffe und in Folge der Ausübung des Tandesfürftlihen Erpropriationd- 
Nechted entäußern müffen, bezahlten Ablöfungsbeträge find dem im St. 
u. T. Gef, vorgefihriebenen Duittungsftämpel zu unterziehen. (Hoftdeer. 
vom 1. April 1843, 3. 6515.) : 

AT, Auf die Frage wegen Stämpelbehandlung der Quittungen ber 
Gebärenden in ber zu Salzburg beitebenden, von Privaten geftifteten 
Gebäranftalt, über Beträge, welde fie erhalten, wenn fie bei ihrer Ent— 
bindung die Ertheilung des Unterrichts in der Geburtshilfe geftatten, ift 
entjchieden worden, daß derlei Duittungen dem Stämpel nad) den, in dem 
St, u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 für folde Urkunden überhaupt 
(5. 6—14) feltgefesten Beftimmungen unterliegen, da das Gefeg für 
biefelben nirgends eine Ausname enthält, und auch der allgemeinen 
Hoffammer nicht geftattet ift, eine Abweichung yon dieſem Gefege zuzu— 
geben. (Hofkd. vom 20. Mai 1843, 3. 14,293.) 

43. Die Quittungen der Unterthanen (in Galizien) über die aus 
den Kreiscaffen erhobenen Beträge an Schmerzengelvern und andern 
Entſchädigungen, welche von Dominien oder Parteien wegen Mißhand— 
lungen oder Beeinträchtigungen der Untertbanen erlegt werden müffen, 
gehören nicht zu den Schriften über die aus dem Unterthansverhältniſſe 
entftehenden Streitigfeiten, deren Verhandlung den Wirthſchaftsämtern 
und Kreisämtern als ein politifcher Gegenftand zugemwiefen iftz und es 
fommt ihnen Daher auch in diefen Schriften die im 8.81. 3.8, des St. u. 
T. Gef. zugeftandene Stämpelfreiheit nicht zu, fondern fie unterliegen 
gleich allen andern in diefem Gefege nicht ausdrüdlich ftämpelfrei erklär— 
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ten Quittungen vermöge $. 9 desfelben Gefeged dem Stämpel nad) dem 
darin ausgebrücten Gelbbetrage. (Hoftd. vom 14. Oct. 1841, 3. 35,143.) 

49. Die Quittungen der Tabafverleger über bezogene Fracht und 
Calo⸗Vergütungen find in Gemäßheit ded St. u. T, Gef. vom 27. Jän— 
ner 1840 ftämpelpflichtig. (Hofk. Deeret vom 29. Auguft 1841, 3. 28,487.) 
Ingleichen über die erhaltene Werthövergütung des bei ihrem Abtreten 
an dad Gefäll zurüderftatteten Tabaf-Materiald. (Hoftd, vom 14. Zuli 
1843, 3. 22,985.) 

50. Die Duittungen über bie, den Gemeinden für das Schnee- 
ſchaufeln auf Aerarialftraßen erfolgten Paufchalien find ftämpelpflichtig. 
(Hofkd. vom 9, Auguft 1842, 3. 26,089.) Tuer 

51. Die Duittungen des Hainburger Magiftrates über die Vergü— 
tungsbeträge, welche derfelbe für die Unterbringung der zur Bewachung 
der dortigen Aerarial-Tabaffabrif, ihrer Caffe und Material-Depofito- 
rien nöthigen Milttär-Mannfchaft, dann für die Beifchaffung des Ser- 
vices für biefelbe, aus dem Tabafgefälle bezieht, unterliegen nach den 
ss. 9, und 14. des St. u. T. ©, vom 27. Jänner 1840 der Stämpelpflicht. 
(HoflammersDecret vom 5. April 1843 , 3. 7618.) z 

©. 3. 58 und die Ausnamen $. 81, 3. 22. a. b. 3.16. b. fi.k, 
3.25. O. 

Die Frainerifhen Zwangs-Darlehen-Rückzahlungen. 

52. Sowohl die Empfangs-Beftätigungen über die Zurüdzahlung 
der frainerifchen Zwangs-Darlehend- Forderungen, die Rüdzahlung mag 
im Barem oder mitteljt neuer Obligationen gefheben, als auch die Le— 
galifirungen der Quittungen, d. i. bie ämtlichen oder gerichtlichen Be— 
ftätigungen der Echtheit der Unterfchrift, welche die Parteien nad) den 
die Fiquidirung der Frainerifchen Zwangsdarlehen betreffenden Directi— 
ven, zur Erhebung der erwähnten Forderungen beizubringen verpflichtet 
find, unterliegen dem durch die Beftimmungen des St. u, T. Gef. vom 
27. Jänner 1840 vorgefchriebenen Stämpel. (Hofkd. vom 26, October 1842, 


3. 40,027.) 
Löhnungen. 


53. Die Liſten über die wochentliche Bezahlung der in den Dica— 
ſterialGebäuden verwendeten Taglöhner (Wochenliſten) wenn ſie mit 
der Beſtätigung über den Empfang eines Betrages von nicht weniger 
als zwei Gulden von Seite des Empfängers verſehen ſind, unterliegen 
nach den Beſtimmungen des St. u. T. Geſ., als Quittungen, dem 
Stämpel nach der Größe des Betrages, deſſen Empfang dadurch be— 
ſtätiget wird. 

Inſoferne dieſe Liſten jedoch von dem Empfänger der Zahlung 


% 
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nicht gefertiget find, und ſich als Rechnungsbeilagen unter den $.82, des 
gedachten Gefeges fubfumiren laſſen, tritt nad) dem Gefege eine Stämpel- 
pflicht demfelben nicht ein. (Hoftd. vom 4. D cember 1842, 3. 42,454.) 

54. Die Quittungen der den Transporten von Griminal-Inquifiten 
beigegebenen Wächter über das ihnen gebührende Meilengeld, find bei 
dem Umftande, da die erwähnte Gebühr ald Bothenlohn anzufehen ift, 
die Duittungen über Bothenlohn aber im Gefege von der Stämpelpflicht 
nicht ausgenommen find, — dem Stämpel für Duittungen im Allges 
meinen unterworfen. (Hofkd. vom 15. Juli 1841, 3. 24,044.) 

55. Die yon den Ammen unehelicher Kinder ausgeftellten Lohn— 
Quittungen fönnen nicht ftämpelfrei behandelt werden. (Hofk. Decret vom 
30. September 1841, 3. 33,110, — ©. aud) die 3. 4—12.) 

Drdend:Penfionen, 

56. Die Quittungen der Militär-Individuen über die Penfionen 
bed Ordens ber eifernen Krone find nad der allgemeinen Regel für 
Duittungen dem claffenmäffigen Stämpel zu unterziehen; zumal der 
$. 86—b. des St. u. T. Gef, vom 27, Jänner 1840 eine Ausname 
und ihre Freilaffung vom Stämpel nicht begründet, indem die Penfionen 
des Ordens ber eifernen Krone, welchen auch Givil-Beamte erhalten, 
nicht zu jenen Genüffen gehören, welche die Militär-Perfonen eben in 
ihrer militärifchen Eigenfchaft beziehen, (Hofkd. vom 4. April 1842, 3,5983.) 

Producte oder Fabricate, 

57. Die Duittungen, welche von Parteien ausgeftellt werden, die 
montaniftifhe Producte oder Fabricate abnehmen, und hierfür wieder 
Urproducte oder Halbfabricate zur weitern Verarbeitung an ärarifche 
Unternehmungen einliefern, find nach den in den 88. 9, 10 und 23 des 
St. u. T. Gef. enthaltenen Vorſchriften zu behandeln. (Hofk. Decrete vom 
5. September 1841, 3. 27,457 und vom 20, October 1841, 3, 39,593.) 

Provifionen. 

©. die, zu Quittungen überhaupt angeführten , Berorbnungen 
4 bis 12, 

Quartier-Öeld-Entfhädigungen, 

58. Die Quittungen der Beamten über Quartier-Geld-Entfhädi- 
gungen unterliegen dem Urfunden-Stämpel, (Hof. Deerete vom 5, Sep— 
tember 1841, 3. 27,457, und vom 20. October 1841, 3. 39,593.) 

Quatember=:Gelder. 

59. Die Quittungen über die von ben Berglehensbefigern zu ent= 
richtenden Quatembergelder, d. i. ſolche Gelder, welche alle Quartale 
in bie Caſſe der Berggerichte oder Berggerichtd-Subftitutionen in dem 


Betrage von 2 fl, für jedes einzelne Grubenfeldmaß zu entrichten kom⸗ 
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men, find nur dann vom Stämpel frei zu laſſen, wenn diefe Gelder in 
die Staatd-Eaffen einfließen; es tritt jeboch die Stämpelpflicht jener 
Duittungen ein, in foferne bie Quatembergelver von ben hierzu berg- 


Iehensbefugten Privaten bezogen werben. (Hofk. Decret vom 5. Auguft 1342, 
3. 25,431.) 


Reiſe-Aufnams-Karten. 

60. Die Aufnamskarten, welche von der zwiſchen Prag und Sto— 
ckerau curfirenden Poſtmeiſtergeſellſchaft den Reiſenden, die ſich dieſer 
Unternehmung bedienen, ausgefolgt werden, ſind überhaupt nach ihrem 
Inhalte bezüglich der Stämpelpflicht zu beurtheilen. In fo ferne fie da— 
ber förmliche Urkunden find, oder, wie das vorgelegte Blanquett vor= 
ausfegen läßt, fürmliche Einpfangsbeftätigungen über Das bezahlte Reife- 
geld bilden, unterliegen fie allerdings dem in dem St. u. T. Gef. vor⸗ 
——— Stämpel. (Hofkd. vom 30, December 1844, 3. 45,067.) 

Shuldverfhreibungen. 

61. Die Schulbverfhreibungen, welche die Tabaf- und Stämpel- 
papier-Berleger dem Aerar über den ihnen creditirten Betrag zu Folge 
der Abrechnungs-Vorſchrift vom 14. April 1840 augzuftellen verpflichtet 
find, unterliegen nad den Beftimmungen ded St. u. T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 dem Stämpel, (Hoftd. vom 19. Mai 1841, 3, 11,427.) 

Sconto-Beträge, 

62, Die Duittungen der Abnehmer montaniftifcher Producte über 
die ihnen bewilligten und von ihnen empfangenen Sconto-Beträge, fie 
mögen diefe Beträge im Baaren oder in Waaren empfangen haben, uns 
terliegen nach den $$. 9. und 23. des St. u. T. Gef. dem Stämpel, da 
fie ald Urfunden erfcheinen, in welchen der Bereihtigte dem Verpflichte— 
ten die Zahlung einer Forderung beftätiget. (Hoftd, von 5. Julius 1842, 
3. 14,332.) 

Stiftsbriefe 

63.. Stiftbriefe ftellen fih ald Urfunden dar, welche beftimmt find, 
dem Beftifteten den volljtändigen Titel zur Erwerbung ded Eigenthums— 
Rechtes auf das Stiftungd-Vermögen einzuräumen, 

Db-die Stiftbriefe vom Stifter felbit, oder demjenigen, der ihn 
voritellt, ausgefertiget werben, oder Jemand in einer Tegtmilligen An— 
ordnung eine Stiftung macht, oder diesfalls eine mündliche Erklärung 
gibt, oder eine Schenfungs- oder Ceſſions-Urkunde ausftellt, begründet 
feinen Unterfchieb. 

Es hat daher, in Abficht auf die Stämpelbehandlung der Stiftbriefe 
überhaupt, der $. 7. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 in An— 
wendung zu kommen, wornach diefelben dem Stämpel nad der Größe 

v. Schwarg Stämpelvorfchriften, 
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des darin ausgedrüdten Geld- oder Werthbetraged unterliegen ; und nur 
in dem Falle, wo der Geldbetrag oder ber Geldwerth der Stiftung, 
weder im Stiftbriefe angegeben, nod durch Beziehung auf andere Ur- 
funden, Schriften, Bücher oder Rechnungen ausgedrüdt wird, ift der 
Stämpel von 30 fr., nad) $. 17, des erwähnten Geſetzes, zu verwenden. 
(Hoftb. vom 29. Junius 1943, 3. 17,876.) 

64. Stiftbriefe über die im ftämpelpflichtigen Inlande errichteten 
Stiftungen unterliegen , ohne Unterſchied, ob diefelben von Allerhöchſt 
Sr. & f. Majeſtät, oder von den Behörden beftätiget oder unterfertiget 
werben, dem gefeglichen Stämpel, indem diefelben unter die allgemei= 
nen Beftimmungen tes $. 7. ded St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 
zu fubfumiren find. (Heflammer:Roten an den k. k. Hofkriegsrath vom 4. April 
und 7. October 1942 und 8. Februar 1343, 3. 8574, 34,749 und 53,954.) 

65. Alle Eingaben der Kirchenvorfteher in Stiftungsfachen , fo wie 
alfe Original-Eremplare jener Urkunden, in welchen die Lebername von 
Stiftungd-Verbindlühfeiten enthalten ift, mögen fie nun als eine bloße 
Acceptations-Urfunde oder ald ein förmlicher Stiftäbrief ausgefertigt 
werden und für das Gubernium, die Vogtei oder das Ordinariat beftimmt 
fein, unterliegen dem elaffenmäßigen Werthftämpel, und die Abfchriften 
derfelben dem Abfchriftenftämpel, die Form und Anzahl der Stiitbriefe- 
Exemplare hängt übrigens von den dießfalls beftehenden politifchen Vor— 
fchriften ab. (Hoftd. vom 5. September 1544, 3. 31,180.) 

Stola-Gebühren. 

66. Die Duittungen über Stola- und Begräbnißgebühren unterlie- 

gen dem Stämpel. (Hoftd. vom 7. October 1542, 3. 32,356.) 
Suftentations:Gebühren oder Beiträge, 

67. Die Quittungen Über die Verpflegsgelder, welche dem Wie- 
ner Stabt-Convicte aus dem Sameral-Fonde bezahlt werden, unterlie- 
gen, da der Convictd-Fond nicht zu den botirten Fonden gehört, und das 
St. u. T. Gef. rüdjichtlih diefer Duittungen feine ausnamsweiſe Be— 
günftigung enthält, dem gefeglichen Stämpel, Eben fo find die Quit- 
tungen über die Verpflegsgelder für die Cameral-Zöglinge im Givil- 
Mädchen Penfionate und im ZTaubftummen-Inftitute dem Stämpel unter- 
worfen,. (Hofkd. vom 9. Auguft 1842, 3. 26,233; erneuert mit Hofkammer⸗ 
Deeret vom 2. Jänner 1843, 3. 47,277.) 

68. Die Duittungen des Provinziald der nieder =öfterr. Piariften 
über die jährlichen Beiträge der nieder = öfterr, Stifte zur Unterhaltung 
des Piariſten⸗Collegiums und beziehungsweife der philoſophiſchen Lehr: 
anftalt zu Krems, unterliegen nach den allgemeinen Beftimmungen des 
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$. 9. ded St. u. T. Gef. dem Stämpel; da ber Piariſten-Orden für fich 
feine befontere Befreiung vom Gebrauche des Stämpeld genießt, und 
ben dießfälligen Duittungen auch feine in dem Gefege enthaltene Begün- 
fligung zu Statten fommt. (Hoft. Dieret vom 20. Jänaer 1942, 3. 45,381.) 

69. Die Quittungen der Lemberger geiftlihen Seminar-Zöglinge 
über das jährliche Stiefelgeld und über das Neifegeld für die Schul- 
Ferien, find in Beziehung auf den Stämpel wie Duittungen überhaupt 
zu behandeln, indem eine Ausname für biefelben in dem Gefege nirgends 
vorhanden iſt. (Hoflammer-Decret vom 11. Mai 1841, 3- 11,419.) 

70. Die Duittungen der Paftoren über die Gehaltd-Beiträge un- 
terliegen dem Stämpel. (Hoftd. vom 7. Dctober 1342, 3. 32,356.) 

Berlags:Quittungen. 

71. Rad einer Eröffnung des k. k. Hoffriegsrathes ift den Mili- 
tärsPerfonen und den zur Militär-Adminiftration gehörigen Individuen 
geftattet, Gelbbeträge mit Bewilligung der Behörde bei einer Kriegscaffe 
zu erlegen, und fie mittelft Amweifung auf eine andere zu überfenden, 
und Gelder von auswärts auf gleiche Weife zu beziehen. Die über ſolche 
Geldbeträge von einer Kriegs-Caſſe auf eine andere ausgefertigten Anz 
weifungen werden in der Militär-Dienftesfpradhe „Berlags-Duittungen‘ 
genannt, und find in Folge des neuen St. u. T. Gef. dem Stämpel 
nach der Größe des Geldbetrages, auf welchen fie lauten, auf Koften 
der Partei, wie ed bisher in den beutfchen Provinzen geſchah, auch 
im lombarbdifchsvenetianifchen Königreiche zu unterziehen. 

Die Berlags-Quittungen, welche zwifchen den Kriegd-Caffen über 
Aerarial-Gelder gewechfelt werben, unterliegen jedoch dem Stämpel nicht. 
(Hofk. Decrete vom 12. April und 21, Zunius 1841, 3. 7798 und 21,512, an 
tie lombarbifchsvenetianifken Gameral:Magiftrate ) 

Verpflegs:Eontracte, 

72. Die Contracte in Betreff der von den Parteien in die Pflege 
übernommenen Findlinge, unterliegen nach dem Gefege dem Stämpel. 
(Hoflammer:Decrer vom 21. Auguſt 1841, 3. -4,038.) 

73. Die Gontracte über die Berpflegsgebühren für die von ben 
Parteien in die Pflege übernommenen Findlinge, unterliegen nad dem 
vorausgehenden Hoffammer-Deerete vom 21. Auguft 1841, 3. 24,038 
dem Stämpel; in fo ferne nun wegen der Zahlung des Stämpeld in 
den Contracten nichts bedungen ift, fo hätten beide Contrahenten ben= 
felden in gleichen Theilen zu berichtigen; nachdem aber dem Findel⸗ 
hausfonde bie Stämpelfreiheit für fih, aus dem $. 34. ded St, u. T. 
Gef. zufommt, fo bleibt nur ein Eremplar des bieöfälligen Contractes 
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ſtämpelpflichtig, wofür die Pflegemutter die Zahlung zu leiſten hat. 
(Hofkd. vom 25. Februar 1843, 3. 3447.) 

74. Die Verträge über bie Ausfpeifung der Sträflinge, oder die 
deren Stelle vertretenden Liritationd-Protofolle unterliegen nad den 
Beftimmungen ded $.7. des St. u. T. Gef. dem Claffen-Stämpel. 
(Hoftd. vom 17. Mai 1:41, 3. 2539.) 

75. Die Protofolle, welche mit den Innungen in Wien wegen 
der zu entrichtenden Paufchal= oder Fopfweifen Verpflegs-Gebühren an 
das Wiener Kranfenhaus aufgenommen werden, unterliegen nad $.73, 
und 14 dem Glaffen-Stämpel, (Hofkd. vom 14. Junius 1941, 3. 1529.) 

76. Nach den allgemeinen Beftimmungen der 88. 9. und 10, des 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 unterliegen alle Duittungen 
dem Stämpel, in fo fern fie nicht ausdrücklich in dem Geſetze als 
ftämpelfrei aufgeführt erfcheinen. Die Duittungen, die ber Berein der 
barmherzigen Schweitern zu Innsbrud über die Gelbbeträge ausftellet, 
welche derfelbe für die pachtweiſe übernommene Ausfpeifung der Kran- 
fen und Pfründner im Spitale, monatlicd erhält, fünnen weder nad) 
dem $. 82. 3.3 noch nah 8.83. 3.3 als ftämpelbefreit angefeben 
werden; weil es fi) hier. weder um Rechnungen handelt, ned das 
Verhältniß eines Dieners gegen den Dienſtherrn eintritt, fondern die— 
fer Berein die erwähnten Duittungen ald Pächter der Traiteurie für 
die eontractmäßige Bezahlung der Ausipeifung ausftellet, daher ganz 
in das Berhältniß eines Privat-Püchters tritt. Den bemerften Quit— 
tungen Fann daher eine Stämpelfreiheit nicht zugeftanden werden. 
(Hoftd. vom 8, März 1341, 3. 4733.) 

Bollmadten. 


77. Bollmachten überhaupt, wenn in benfelben ausdrücklich oder 
beziehungsweife ein bedungener Lohn ausgedrüdt ift, unterliegen zu 
Folge $. 7. des St. u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 dem Claffen- 
ftämpel nad) der Größe des Lohnes, fonit aber dem firen Stämpel 
von 30 fr. (CL. 1. 50.) 

Es find daher auch die Bertretungs - Bollmachten (procurae ad 
lites) der Gemeindeglieder an ihre Repräfentanten bei den Gemeinde— 
Berfammlungen, wenn in denfelben eine ziffermäßig ausgebrüdte Be— 
lohnung bedungen iſt, dem Claffenftämpel nah dem Betrage des be— 
dungenen Honorars, ſonſt aber dem firen Stämpel von 30 fr. (L. 1.50) 
um fo mehr zu unterzieben, ald Vertretungs-Vollmachten, ihrer Be— 
fchaffenheit nach, unter die, in dem oben erwähnten Paragraphe bei- 
ſpielsweiſe angeführten Verträge über Dienftleiftungen gehören. (Boft. 
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Decrete vom 29. Auguft 1841; 25. December 1342 und 1. März 1843, 3, 31,265, 
44,485 und 115, an bie lomb, venet, Sameral-Magiftrate.) 
Verzehrungsſteuer-Afterpachtverträge.. 

78. Die Verträge zwiſchen Verzehrungsſteuer-Pächtern und Sub— 
Pächtern, dann zwiſchen Pächtern und Steuerpflichtigen, ſind, und zwar 
in jeder Ausfertigung, wenn mehrere Verträge ausgeſtellt werben ſoll⸗ 
ten, dem vorfohriftmäßigen Stämpel zu unterwerfen, indem hier ledig— 
lich Privatrechts-Verhältniſſe eintreten, und in dem St. u. T. Gef. 
feine Beftimmung aufzufinden ift, nach welcher ihnen eine Gebühren- 
freiheit zuftände, (Hoftd. vom 11. December 1842, 3, 47,444.) 

Verzehrungsſteuer-After-Pachtſchillinge. 

79. Die Quittungen der Verzehrungsſteuer-Pächter Über empfan- 
gene Pachtſchillings-Raten von Seite ihrer Sub-Pächter fallen unter 
die Stämpelpflicht, indem biefelben aus einem rein privatrechtlichen 
Berhältniffe entfpringen, und folhen nad dem neuen St. u. T. Gef. 
eine Stämpelfreiheit nicht zufteht. (Hoffammer-Decret vom 11. December 
1842, 3. 47,444.) 

Widmungs-Urkunden. 

80. Die Urkunden, womit öffentliche Obligationen als Heiraths— 
Cautionen für Militär-Officiere gewidmet werden, ſind jeden Falls, 
auch wenn ſie nebſt den als Heiraths-Cautionen vinculirten öffentlichen 
Obligationen ausgeſtellt werden, als ſtämpelpflichtige Urkunden anzu— 
ſehen, und nad ven geſetzlichen Beſtimmungen über den Urfunden- 
Stämpel zu behandeln. Derlei Widmungs-Urkunden find von Geffionen 
im Rechtsbegriffe wefentlich verſchieden, daher die Indorfirung diefer 
Widmungen auf den Obligationen felbit nad $. 95. des St. u. T. ©. 
nicht zuläffig ift, welche letztere nah $. 81. 3. 13 nur bei Gediruns 
gen von Staatsſchuldverſchreibungen ftümpelfrei geſchehen kann. (Hoft, 
Deeret vom 24, April 1841, 3. 5787.) 

81. Die Widmungs-Urkunden über Heiraths-Cautionen der Mili- 
tär-⸗Officiere find jedesmal, alfo auch, wenn fie nebit den ald Heiraths— 
Gaution vinculirten Öffentlichen Obligationen ausgeftellt werden, als 
jkimpelpflichtige Urkunden anzufehen, und nad) den gefeglichen Beftim- 
mungen über den Urfundenftämpel zu behandeln; der Stämpel feldft 
aber ift nicht nach den jährlichen Intereffen, fondern nad dem Capi— 
tale zu bemeffen, das in der Urfunde ausprüdlich oder beziehungsmweife 
angegeben iſt. (Hoftd. vom 16, Mai 1841, 3, 11,239.) 

82. Die Heiraths-Cautionen der Militär-Dfficiere haben vorfchrift- 
mäßig immer in einem Gapitale zu beftehen, und die Widmungs-Ur— 
funden über folche Cautionen die Erklärung zu enthalten, baß ein be= 
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ſtimmtes Gapital ald Gaution zu haften habe. Es kann daher der Fall 
nicht eintreten, daß, wenn eine Heirathd-Caution eines Dfficierd durch 
Stants-Dbligationen geleiftet wird, in ber Widmungs-Urkunde nicht 
über dad Capital diefer Obligationen, fondern nur über die Intereffen 
oder Renten von denfelben verfügt wird, und fomit auch feinem Anftande 
unterliegen, zu den bezeichneten Urkunden den Stämpel nad) dem zur 
Heirath8-Gaution beftimmten Gapitale zu verwenden. (Hoffammer-Note 
an den E, k. Hofkriezsrath ron 31. Juli 1842, 3. 20,323.) 

83. Die Urkunden, womit öffentliche Obligationen ald Cautionen 
zur Sicherſtellung von Aerarstieferungen oder Leitungen gewidmet wer= 
den, find als ftämpelpflichtige Urkunden anzufeben, und nach den gefeß- 
lichen Beftimmungen über den Urfundenftämpel zu behandeln. (Hofk. De- 
erete vom 24. April 1°41, 3. 6793, und vom 25. November 1841, 3. 39,594.) 


g. 10. 


Hat eine dem Stämpel nach der Größe des Geld- 
betrages (9. 7. 8. und 9.) unterworfene Urkunde meh: 
tere einzelne Geldbeträge zum Gegenftande, oder lautet 
fie auf mehrere wiederkehrende, für eine beftimmte Dauer: 
zeit, jedoch unter 10 Jahren bedungene Zahlungen, fo 
richtet fich die Größe der Stämpelgebühr im erften Falle 
nach der Summe aller einzelnen, und im zweiten Falle 
nach der Summe der für die ganze Dauerzeit zufammen 
gerechneten Geldbeträge. 


Erläuterungen zu ). 10. 


1, Die von einer Gameral-Gefällen-Berwaltung vorgebrachte An= 
fit, daß jene Berzehrungsfteuer-Pacht- und Abfindungsverträge, melde 
definitiv nur auf ein Jahr, und in dem alle der nicht gefchebenen Auf- 
fündigung, auch auf ein zweites und drittes Jahr abgefchloffen werden, 
mit dem claffenmäßigen Stämpel, im Berhältniffe des einjährigen dem 
Berzehrungsfteuer-Gefälle zugehenden Betrages, zu verfehen, und nad) 
Ablauf des erften Jahres, im Falle der nicht erfolgten Auffündigung, 
mit dem entfprechenden weiteren Stämpelbogen zu indorfiren ſeien, ift 
dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 nicht entfprechend. 

Diefe Verträge lauten nämlich nicht dahin, daß fie jedes Jahr er— 
neuert werben müffen, fondern Die urfprünglih abgefchloffenen Verträge 
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bleiben durch zwei oder drei Jahre in Wirkſamkeit, falls nicht ein oder 
‚der andere Theil auffündet. 

Es ift daher die Stämpelgebühr für dieſe Verträge, zufolge bed 
$. 10. des St. u. T. Geſ., nah ben für alle zwei oder drei Jahre 
bedungenen Pacht: und Abfindungsbeträgen zu bemeffen, und es kann 
daher bei folhen Berträgen nicht einmal im Falle ber eingetretenen 
Auffündigung von einer Rüdvergütung eines zu viel gezahlten Stäm— 
pelbetraged die Rede fein; indem die Stämpelpflidtigfeit ber 
Urfunden in dem Momente ihrer Erridtung zu beur- 
theilen ift, fpäter eingetretene Veränderungen aber die 
urfprünglide Stämpelpflicht derfelben nit aufheben 
oder modificiren können. (Hofld. vom 2. Jänner 1843, 3. 47,863.) 

2. Die Größe der Stämpelgebühr der Contracte über die Ber- 
pflegsgebüpren für die von den Parteien in die Pflege übernommenen 
Findlinge hat fi, zufolge Anordnung der $$. 10. und 11. des St. u, 
T. Gef, nah der für die Pflege zugeficherten Gefammtzahlung mit 
Einfchluß der außerordentlihen Belohnung, wo eine ſolche eintritt, und 
für die ganze Dauerzeit der Pflege, zu richten, weil die Auflös— 
barfeit des Vertrages, bei der Stämpelpflidhtigfeit nicht 
berüdfihtigt werden kann. (Hofld, vom 25. Februar 1843, Zahl 
3447.) 

3. Bei Subarrendirungs = Contracten für ungewiffe Durchmärfce, 
in welchen ein Marimal-Erforberniß der zu Liefernden Verpflegsartikel 
und der Lieferungspreis angegeben find, ift nicht der fire Stämpel bed 
$. 17., fondern nach den $$. 7. und 10. des St. u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840: der Stämpel nad der Größe des Geldbetrages, 
welcher fi nach dem bedungenen Marimal= Erforderniffe ergibt, zu 
verwenden. (Hoftd. vom 10. Auguft 1841, 3. 26,659.) 

4. Die Militär - Subarrendirungs = Eontracte, nachdem fie nachſte— 
hende Beftimmungen zum Gegenftande haben, als: 

a) Die Abgabe der für die Truppen benöthigten Natural-Verpflegs⸗ 
erforderniffe um den bedungenen Preis ; 

b) die Naturalien-Abgabe für den Fall der Einberufung der Beur- 
laubten, und die Ergänzung ded blos zeitweife reftringirten Pferdes 
ftandes ; | 

c) die Zuläffigfeit der Erhöhung ober der Verminderung berfelben 
um ben vierten Theil; 

d) die ftipulirte Verpflichtung zur Haltung eined Reſerve-Vor—⸗ 
rathed, und Ä 
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e) die ftipulirte Verpflichtung zur Naturalien-Abgabe, im Falle von 
Truppen-Durchmärfchen, ftellen ſich als Urfunden bar, in denen mehrere 
in Verbindung ftehende Gefchäfte, die ſich auf verfchiedene Gegenftände 
beziehen, zufammengefaßt find, 

In diefem Falle richtet fih gemäß des zweiten Abſatzes des $. 96 
bes St.u. T. Gef. (79. ital. Tertes) die Stämpelgebühr nach der Sum— 
me ber einzelnen Gelbbeträge, 

Hiernach ift der Gefammtwerth aller in den 88. 1,3,4,5 md 7 
bed Subarrendirungs-Contracted bedungenen Subarrendirungs-Objeete, 
u. 3. nad) dem Marimum berfelben, der Stämpelbemeffung zum Grunde 
zu legen. Sollte in einem Subarrendirungs=Contracte eine der erwähn- 
ten Beſtimmungen fehlen, fo kann fie, wie fi von felbft verfteht, bei 
der Stämpelbemeffung nicht in Abfchlag gebracht werben. (Hoftbeer. vom 
19. März 1844, 3. 7715, und Berorbnung des £, E, Hoffriegsrattes vom 11, Fe— 
bruar 1844, A, 649.) 

5. Das von einer ka k. Monturd » Commiffion aufgenommene Pro= 
tokoll über ein, mit mehreren Individuen abgefchloffenes Ankaufsgeſchäft 
ift al eine Urkunde zu betrachten, welde einen mit 
mehreren Theilnehbmern abgefhloffenen Bertrag in 
fih faßt, und hat daher die Berechnung des Stämpeld für dieſes 
Protokoll, nach der Beftiimmung des $. 10. mit Rückſicht auf den $. 96. 
ded St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 zu gefihehen, wornach alfo 
dafür der, dem Gefammtpreife ver Lieferung entfprechende Stämpel zu 
verwenden ift. (Hofkd. vom 5. December 1343, 3. 41,791.) 

6. Auf die Anfrage, ob: 

a) Hinfichtlich der Wein und Körner-Zehentpachtbehandlungs-Pro⸗ 
tofolle der Religionsfond-Herrſchaft N, N, mit jeder einzelnen Gemeinde, 
oder mit jedem einzelnen Zehentholden der betreffende Betrag abzufchlie= 
Ben ſei; und 

b) was für ein Stämpel zu den zu errichtenden Berträgen zu ver— 
wenden fomme? wird Folgendes bedeutet: 

Zu a, Die Anficht, daß mit den Gemeinden, ald mit moralifchen 
Perfonen, und nicht mit jedem einzelnen Zehentholden der Ver— 
trag abzuſchließen fei, wird beftätiget. 

Zu b. Jene Pacdhtverträge, in denen fein beftimmter Pachtſchilling 
im Gelde angegeben ift, fondern in welchen blos auf den unbe— 
kannten Martini = Durdffnittspreis hingewieſen wird, find im 
Sinne des $. 17. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, mit 
dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen zu bezeichnen rückſichtlich 
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jener Pacht-Contracte aber, in denen nebitbei auch ein beftimmter 
firer Geldbetrag als Pachtſchilling ftipufirt it, Fommt entweder 
der 30 fr. Stämpel oder jener Werthſtämpel zu verwenden, wels 
cher nach $. 10. des erwähnten Geſetzes, der Summe ber für bie 
ganze Dauerzeit der Contracte zufammen gerechneten Geldbeträge 
entfpricht,, je nachdem fi der eine oder ber andere ald höher 
darftellt, (Hofko. vom 26. Jänner 1844, 3. 44,838.) 


$. 11. 


Sit eine folche Urkunde über Zahlungen audgeftellt, 
deren Dauer auf zehn oder mehr ald zehn Jahre bedun: 
gen wird, fo muß die Stämpelgebühr nach dem zehnfachen 
Betrage der jährlichen Zahlung entrichtet werden. 


$. 12. 


Wird eine foldhe Urkunde über immermwährende Lei— 
ftungen auögefertiget, fo unterliegt fie dem Stämpel nach 
dem zwanzigfachen Betrage der jährlichen Leiftung. 


$. 13. 


Hat eine folche Urkunde Leiftungen zum Gegenftande, 
deren Dauer auf die Lebenszeit einer beftimmten Perfon 
beſchränkt ift, fo unterliegt fie dem Stämpel nach dem 
zehnfachen Betrage der jährlichen Leiftung. 

Iſt die Leiftung auf eine andere ungewiſſe Zeit be: 
dungen, jo muß die Stämpelgebühr nach dem dreifachen 
Betrage der jährlichen Leiftung entrichtet werden. 


Erläuterungen zu den . 11, 12, 13. 


Emppiteutifche Verträge, welche auf eine oder mehrere Generatio- 
nen, zu Gunften einer oder mehrerer Linien, oder zu Gunften aller Nach— 
kömmlinge einer oder mehrerer Perfonen errichtet: werden, Fünnen nicht 
als immerwährende angefehen werden, und find daher nach den 88. 11» 
und 13. des Stämpelgefeged dem Stämpel nad) dem zehnfachen Betrage 
der jährlichen Leiftung zu unterziehen, indem fie entweder offenbar auf 
die Dauer von mehr ald zehn Jahren oder auf die Lebenszeit einer, wenn 
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auch nicht dem Individuum, doch der Verwandtfchaft nach beftimmten 
Perfon gefchloffen werben, 

Nur ausnamdweife, wenn die Parteien erweislich entweder nad 
ihrer ſtillſchweigenden Einwilligung oder nad den Gewohnheiten eined 
beitimmten Bezirkes, wie ed nad) ter Angabe im Gebiete von Mantua 
der Fall it, unter der bezeichneten Form über immerwährende Leiftungen 
Berträge machen, werben diefelben nach dem $. 12. des Stämpelgefeged 
dem Stämpel nad) dem zwanzigfachen Betrage der jährlichen Leiftung zu 
unterziehen fein, (Hofkd. vom 31. Auguft 1841, 3. 29,403; an bie lomb, 
venet, Gamerat:Magiftrate.) 


$ + 14. 


Der mit Rüdficht auf die Größe des Geldbetrages 
(99. 7. bis einfchließig 13.) zu entrichtende Stämpel wird 
nad) folgenden 12 Glaffen feftgefest, und zwar: 


Für Beträge bis 20 fl. C. M. WW. mit — fl. Ikr. 
über 20 fl. 50 »» » » 0.» 6 » 
» » » 50 »„ 125 »» » » 0.» 15 » 
er 2 „ 125 » 250.» » » »„—»30 » 
» » » 250 „ 500 » » »  » 1» —n 
» » » 500 » 1000 » » » » 2» =» 
& » » 1000 » 2000 » » — » 4» —» 
» » » 2000 „ 3000 „ » » „ 6» u 


» » »3000 » 4000 » » » » 3»—» 
» » »4000 » 6000 » » » » 12» — » 
» » » 6000 » 8000 » » * » 16 —» 
» » »8000 „ » 5 „2 „ —» 


$. 23. 


Sit in einer Urkunde, welche dem in den . 7. 8. und 
9. feftgefeßten Stämpel unterliegt, der Geldwerth nicht 
in Conventions⸗Münze im 20 Guldenfuße angegeben oder 
beziehungsmweife ausgedrüdt, fo hat fich die Größe des 
Stämpeld doch immer nur nach dem Betrage, welcher 
durch Berechnung auf diefe Währung entfällt, zu richten. 
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Erläuterung zu . 19. 

a) Ueber die Anfrage, wie bei den auf Abufiv - Währungen Tauten- 
den Urfunden die Berechnung des Betraged der in biefen Währungen 
angefegten Summen in der gefeglihen Währung zu gefchehen habe, wird 
dem k. f, Gameral-Magijtrate bedeutet, daß diefer Berechnung bei jenen 
Abufiv- Währungen, Über deren Verhältniß zur gefeglihen Währung ein 
gefegliher Tarif befteht, diefer Tarif zu Grunde zu legen ift, daß aber 
in Anfehung jener Währungen, für welche ein folder Tarif nicht befteht, 
das allgemein im Verkehre angenoinmene Werthverhältniß ald Grundlage 
der Berechnung zu dienen hat, welches Verhältniß, wenn es ber ein- 
fchreitenden Behörde nicht befannt fein follte, auf dem geeigneten Wege 
zu erheben ijt. Wenn übrigens in einer dem Stämpel nad) dem Geld- 
werthe unterliegenden Urfunde die Währung nicht ausgedrüdt ift, fo ift 
jedesmal zum Behufe der Stämpelbemeffung die geſetzliche Landeswäh— 


rung zu verftehen. (Hofkd. vom 31. Zuti 1842, 3. 14,398, an die lomb,:venet, 
Sameral: Magiftrate.) 
$. 16, 


Wenn eine Urkunde, welche dem in den $). 7. 8. und 
9. feſtgeſetzten Stämpel unterworfen ift, aus mehreren 
Bogen befteht, fo unterliegt nur ein Bogen, und zwar 
der erfte, dem Stämpel nach den in $. 14. angeführten 
Glaffen. Jeder weitere Bogen ift mit dem Stämpel von 
10 Er, zu verfehen ; es wäre denn, daß die Urkunde fchon 
hinfichtlich des erften Bogend einen geringeren Stämpel 
erforderte, in welchem Falle für jeden weiteren Bogen 
der gleiche Stämpel, wie für den erften, anzuwenden ift. 


$. 17. 

Sit in den, im 9,7. und 8. bezeichneten Urkunden ein 
Geldbetrag oder der Geldwerth weder angegeben, noch 
auch durch Beziehung auf andere Urkunden, Schriften, 
Bücher oder Rechnungen ausgedrücdt, fo unterliegen fie 
dem Stämpel von 30 Er, für den Bogen. 


Erläuterungen zu $. 17. 
1. Die Weiber = Berzichtd -NReverfe der in Verrechnung ftehenden 
Staatöbeamten find mit dem gefeglichen Stämpel zu verfeben, (Hoftd.cr. 
vom 7, Zuni 1942, 3. 13,194.) | 


76 8. 17. 2—4. $. 18. 


2. Die Reverfe an das Wiener Kranfenhaus, wodurd) fi) Jemand 
verpflichtet, für ein erfranftes Individuum eine der beftchenden Verpflegs— 
taren für Die ganze Dauer der Erfranfung berichtigen zu wollen, unter- 
liegen nad) $. 17 des St. u. X, Gef, dem Stämpel von 30 Er. für den 
Bogen, (Hsftd. vom 14. Juni 1341, 3. 15:9.) 

3. Vollmachten, in fo ferne fie nicht nady $. 7 des St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, dem Stämpel nad) der Größe des Betrages, 
z. B. der feitgefegten Beitallung unterliegen, erfordern einen Stämpel 
von 30 fr. ($. 17 des St. u, T. Gef); jene Vollmachten aber, in wel- 
chen andere, darauf Bezug habende Beitimmungen vorfommen, find nad) 
$.96, jenem Stämpel zu unterzieben, welcher mit Rüdficht auf diefe Be— 
fimmungen, in Bergleichung mit dem Stämpel von 30 fr, und mit Rüd- 
fiht auf die allfälligen Einlagsbogen der Vollmacht, der höhere Stäm— 
pel iſt. Hofkd. vom »8. Februar 1843, 3. 715.) 

4. Die mandati semplici gratuiti find dem Stämpel von L. 1, 
50 (30 fr.) unterworfen, indem jede, auch unentgeltlihe Vollmacht, 
nad) $. 1014. des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches den Gewalthaber 
berechtiget, von dem Gewaltgeber den Erfaß des zur Beforgung des Ge— 
fhäftes nothwendig oder nüglich gemachten Aufwandes zu begehren; Wenn 
daher auch der Mandatar feine Belohnung anfpricht oder darauf verzich- 
tet, fo ſtellt fich doc) jedenfalls die Vollmacht ald eine Urkunde dar, melde 
ihm den Titel zu einer möglichen Erwerbung des im $. 1014. des allge= 
meinen bürgerlichen Gefegbuches beftimmten Rechtes gewährt, wornach 
die Belegung einer ſolchen Urfunde mit dem Stämpel von L. 1.50 0 fr.) 
durch die 88. 7 und 17 des St, u. T. Gef. ganz gegründet erfcheint. 
(Hoftd. vom 29, Auguft 18415 25. December 1842, und 1. März 1843, 3ah: 
Ion 31,265, 44,485 und 113; an bie lomb.=venet, Gameral- Magiftrate,) 


$. 18. 


Ceſſionen unterliegen dem Stämpel nach den in den 
9. 7. und 10. bis einfchließig 17. feſtgeſetzten Borfchriften. 

Wäre jedoch die Geffion gegen ein Entgelt gefchlof- 
fen worden, und diefes geringer, als der in der Urkunde 
zugleich ausgedrückte Betrag der abgetretenen Korderung, 
fo unterliegt die Urkunde nur demjenigen Stämpel, wel: 
cher dem für die Uebertragung der Forderung bedungenen 


Preife entfpricht. (0. 14- 15. und 16.) 
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$. 19. 

Bon den Vorſchriften der vorhergehenden Paragra- 
phe find auögenommen: 

1. Förmliche und trodene Wechſel ($. 14), welche biö 
einfchließig zu dem Betrage von Einhundert Gulden C. M. 
W. W. (f.15) dem Stämpel von 6 Er.; über Einhundert 
bis Eintaufend Gulden C. M. W. W. dem Stämpel von 
15 Er.; über Eintaufend bis Zweitaufend Gulden E. M. 
W. W. dem Stämpel von 30 Er., und über Zweitaufend 
Gulden C. M. W. W. dem Stämpel von Einem Gulden 
für bad Stück (9. 99) unterworfen find. 


Erläuterung zu ). 19, 1. 

a) Zur MWefenheit eines Wechſels gehört, außer dem Borhanden- 
fein der äußeren gefeulichen Formen, aud bie Fähigfeit des ie 
zur Ausftellung folder Urkunden. 

Wenn daher erwiefen it, daß ein unfürmlicher Wechſel von einer 
Perſon ausgeſtellt wurde, welche zu deſſen Ausſtellung nicht fähig iſt, 
ſo kann derſelbe nicht mehr als Wedhfel betrachtet werden, und es kann 
ihm daher auch nicht das in dem $. 19. ded St. u. T. Gef, enthaltene 
Privilegium eines geringeren Stämpeld zu Statten fommen, fondern 
derfelbe ift hinfichtlich des Stämpels ald ein gewöhnlicher Schuldſchein 
anzufehen und zu behandeln. (Hoftd, vom 30. Zuni 1844, 3. 21,192.) 


2. Bilanzen, Conti und Ausweiſe (99.7. und 14. bis 
einfchließig 17), welche Handeldleute, Fabrikanten, Apo: 
thefer, Künftler oder Handwerker ſich gegenfeitig aus: 
ftellen, und welche die gegenfeitigen Greditirungen und 
Debitirungen, oder die Schuldigkeit und das Guthaben 
in fi) begreifen, unterliegen ohne Nüdficht, ob fie bloß 
von dem Auödfteller, oder bloß von demjenigen, für wel: 
chen fie auögeftellt werden, oder von beiden unterfertiget 
find, dem Stämpel von 10 Er. für den Bogen. 


Erläuterung zu $. 19, 2. 
b) Der $. 19. fest nur für jene Bilanzen, Conti und Ausweife, 
einen befondern Stämpel feft, welche Handelsfeute, Fabrifanten, Apo— 
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thefer, Künftler oder Handwerker ſich gegenfeitig ausftellen, und welche 
die gegenfeitigen Greditirungen und Debitirungen, oder bie Schuldig- 
feit und das Guthaben in fich begreifen, ohne Rüdficht, ob fie bloß 
von dem Ausfteller, oder bloß von demjenigen, für welchen fie aus— 
geftellt werden, oder von beiden unterfertiget find. Bilanzirte Ausweife, 
welche nicht unterfchrieben find, und einfache Ausweife, Conti, Noten 
oder Fatturen, oder wie fie fonit heißen mögen, infofern fie nur bie 
Forderungen des Ausftellerd, nicht aber auch deffen Schuldigfeit ent= 
halten, auch wenn fie von dem Ausfteller unterfehrieben find, erſcheinen 
daher nad) dem angeführten Paragraphe nicht als ftämpelpflichtig. 
(Hoftd. vom 8. Februar 1341, 3. 4204.) 


$. 20. 
Eben jo find auögenommen : 
Die fchiedörichterlichen Urtheile, welche dem Stäm— 
pel von 15 Er. für den Bogen unterliegen. | 


$. 21. | 

Urkunden, worin perfünliche Eigenfchaften, Thatfa= 
chen oder Umſtände beftätiget werden, um demjenigen, für 
welchen fie auögeftellt werden, zunächit im Verhältniſſe 
zu dritten Perfonen, ald Beweismittel zu dienen, fie mö— 
gen von Öffentlichen Behörden, Aemtern und Obrigfeiten 
oder von Privat: Perfonen auögefertiget werden, als: 
Zeugniffe, Lehrbriefe, Wechfel-Protefte u. f. w. find dem 
Etämpel von 30 Er. für den Bogen unterworfen. 

Ausnamsweiſe unterliegen jedoch: 

1. Dem Stämpel von 15 Er. fir den Bogen die 
Tauf- oder Geburtö-, Aufgebots- oder Verkündigungs:, 
Trauungs- und Zodtenfcheine ; 

2. dem Stämpel von 6 Er. für den Bogen, die 
Schul: und Studienzeugniffe über den Erfolg einer ein: 
zelnen Semeſtral- oder Jahres-Prüfung aus einem oder‘ 
mehreren Lehrfächern (). 81. Zahl 27), infofern dadurd) 
nicht zugleich die Befugnig zur Ausübung einer Kunft 
oder Wiſſenſchaft erworben wird; dann die Zeugniffe, 
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welche Dienftboten, Gefellen, Lehrjungen oder Taglöhnern 
über ihr Verhalten von demjenigen auögeftellt werden, 
bei welchem fie im Dienfte oder in Arbeit ftanden ; 

3. dem Stämpel von 6 Er. für dad Stüd die Schluß: . 
zettel der beeidigten Senfalen, und 

4. dem Stämpel von 3 Fr. für den Bogen die Zeug: 
nifje oder amtlichen Beftätigungen, welche Unterthanen 
aus Anlaß des fruchtlofen Verfuches, in den unter ihnen 
oder zwifchen ihnen und ihren Herrfchaften obmwaltenden 
Streitigkeiten eine gütliche Ausgleihung zu Stande zu 
bringen, auögeftellt werden. (). 81. Zahl 8) 


Erläuterungen zum . 21. 
A, Ueber die Beftimmung der Zeugnijfe. 

Zeugniffe find ohne Unterfchied, zu welchem Gebraude fie dienen, 
ftämpelpflichtig, und die von dem Fiscus in Bezug auf den $. 21. 
gemachte Unterfcheidung Cob fie nämlich bloß um zum Beweife gegen 
dritte Perfonen zu dienen, auögefertigt find), it im Gefege nicht 
gegründet. (Hoftd. vom 4. Zuni 1341, 3. 13,9215 an den lomb. Gameral: 
Magifirat.) ' 

B, Zu dem Begriffe eined Zeugnifies, 

1. Die Coramifirungen der Duittungen für Tandesfürftliche und 

Privat- Penfioniften, welche lediglich in der Unterfehrift mit dem bei— 

gefügten Wörtchen „coram me“ beſtehen, können nicht als Zengniffe 
im Sinne ded g. 21. des St. u. T. Gef. betrachtet werden, und uns 
terliegen daher auch nicht dem Stämpel, Gofkdeer. vom 22. März 1841, 
3. 2396.) 

2. Jene Beftätigungen, welche mit dem Namen Coramifirung oder 
Bidirung bezeichnet werben, und nur in der Beifegung der Worte 
„coram me” oder „vidi” und der Unterfehrift ded Beftätigenden beftes 
ben, fünnen weder ald Legalifirungen, noch als Zeugniffe betrachtet 
werben und erfordern daher feinen Stämpel, (Hort. von 25. Mai 1841, 
3. 3475.) 

3. Die Beftätigungen der Echtheit des Handzeichend, welche einer 
mit dieſem Zeichen gefertigten Schrift beigefügt werden, find, da fie 
mit dem Handzeichen zufammen nur die Unterfchrift bilden, gleich an— 
dern Zeugenfertigungen dem Stämpel nicht unterworfen, (Hofkdetr. von 
51. Juli 1342, 3. 19,333.) 
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4. Wenn die Zeugen einer mündlichen außergerichtlichen letztwilligen 
Anordnung, den Inhalt derſelben in Gemäßheit des 8.585. des allge— 
meinen bürgerl. Geſetzbuches zur Erleichterung ihres Gedächtniſſes, ſich 
entweder gemeinſchaftlich oder jeder abgeſondert aufzeichnen oder aufzeich- 
‚nen laſſen, fo iſt eine folche Aufzeichnung, da aus derfelben für Niemand 
ein Recht erwächlt, und diefelbe überhaupt die im $. 6. des Stämpel- 
gefees enthaltenen Merfinale einer ftämpelpflichtigen Urfunde nicht an 
fi trägt, auch gar fein Gegenjtand der Stämpelpflidt. Wird fie ald 
Beilage einer Eingabe an eine Behörde angefchloffen, fo it fie mit dem 
gewöhnlichen Beilagenitimpel von 6 fr, zu verfeben. 

Wenn aber die Zeugen einer mündlichen außergerichtlichen Tegtwil- 
ligen Anordnung eine Urfunde ausftellen, worin fie betätigen, was ber 
Erblaſſer Tegtwillig angeorbnet habe, fo ift eine foldhe Urkunde nad 
$. 21. des Stämpelgefeged, dem Stämpel von 30 fr. unterworfen, und 
es läßt fih auf fie die Stünpelbefreiung, welche der $. 81. 3. 39, 
des Stämpelgefeged den Originalien der legtwilligen Anordnungen zus 
geſteht, nicht anwenden, weil fie Feine Tegtwilligen Anorbnungen, fon= 
dern Zeugniffe über den Inhalt Testwilliger Anordnungen find. (Hofkd. 
tom 26. Iänner 1844, 3. 47,518.) 


©. Zeugniffe find an und für fih ftämpelpflidtig. 
Zeugniffe im Allgemeinen unterliegen, infoferne ihnen nicht aus— 
drüdfih dur das neue St. u. T. Gef. oder cine fpätere feit dem 
Eintritte der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes erlaffene Verordnung bie 
Stämpelfreiheit zuerkannt ijt, dem im Gefege beftimmten Stämpel. Die 
Stämpelpflichtigfeit folher Zeugniffe wird durch den Umftand nicht auf— 
gehoben, daß fie Duittungen oder überhaupt andern ſchon gejtämpelten 


Urkunden beigefegt werben. Hofkd. vom 2. Februar 1842, 3. 117, und 
vom 6. Mai 1842, 3. 12,173.) 


D. Was bloß ald Beftandtheifl eines Zeugniffes anzuſehen if. 

1. Die Beftätigung der Armuthszeugniffe von Seite der politifchen 
Behörden zum Behufe der Erlangung des Armenrechtes in Streitfachen 
ftellt fi) ald eine Ergänzung der Unterfchriften der Ausfteller, und fo- 
mit ald eine Vervollftändigung des Zeugniffes felbft dar, und unter- 
liegt als folhe nicht dem für die Legalifirungen oder für Zeugniffe 
anderer Art vorgefchriebenen Stämpel. (Hoftd. rom 31. Jänner 1843, 3, 
51,729, an die lomb.:venet, Gamrral-Magiftrate. ©. auch $. 81. 29, a.) 

2. Die Beftätigungd-Claufel zu den Zeugniffen über Vermögens— 
fofigfeit der Militärparteien, in Penfiong- und Gnadenſachen, womit 
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die Glaubwürdigfeit der fie ausftellenden Bürger, von Seite der poli- 
tiſchen Obrigfeit befräftiget wird, unterliegt Feinem befonderen Stäm— 
pel; da fie ald eine Vervollftändigung des Zeugniffes ſelbſt angefeben . 
werden muß. (Hoftammer:Decret vom 25. April 1843, 3. 8898.) 

3. Auf die Anfrage, ob Zeugniffe, welde von Aerzten und an- 
deren Verfonen zu verfchiebenen Zwecken ausgeftellt, und von anderen 
in öffentlichen Bebdienftungen ftehenden Aerzten, Pfarrern ‘und Orts— 
obrigfeiten, rüdfichtlich aller, oder nur einiger darin enthaltenen Um— 
ftände beftätiget worden find, nur Eines Stämpels bebürfen, oder ob 
die Verwendung des, für Zeugniffe vorgefchriebenen Stämpeld von 
30 kr., fo oft Statt zu finden habe, als auf der Urkunde Befätigun- 
gen enthalten find, ift erwibert worden, daß in der Vorausfegung, 
daß es fich nicht um fürmliche Legalifirungen handelt, die Beftätigung 
eined Zeugniffes durd mehrere Perfonen, oder die mehrfachen Beftä- 
tigungen der, in einem und demfelben Zeugniffe enthaltenen Umftände, 
nur als eine Urkunde anzufehen feien, daher auch nur Einen Stämpel 
erfordern, nämlich jenen, der der Urkunde ald Zeugniß entfpricht. 
(Hofl, Decrete vom 7, und 18. Suni 1843, 3, 14,530 und 16,308.) 

4. Die beiden Hoffammer-Berordnungen vom 6. Mai 1842, Zahl 
12,173, ($. 21. C.), und vom 18. Juni 1843, 3. 16,30% ($. 21. D. 
3) heben fih keineswegs wechjeljeitig auf, fondern haben beide neben 
einander in Kraft zu beftehen; indem in ber erfteren bemerkt ift, 
daß die Stämpelpflicht der Zeugniffe dadurch nicht aufgehoben wird, 
daß die Zeugniffe, Duittungen, oder anderen, fon geftämpelten Ur- 
funden, beigefegt werben, in Der legteren aber bie Weifung ent- 
halten it, daß, in der Vorausfegung, daß es fih nicht um förmliche 
Legalifirungen handelt, die Beftätigung eined Zeugniffes durch eine. 
oder mehrere Perfonen, oder die Beftätigung der, in einem und dem: 
felben Zeugniffe enthaltenen Umftände, mit dem fehon geftämpelten Zeug: 
niffe, nur ald Eine Urkunde anzufehen fei, und daher auch nur einmal 
der gefeglihe Stämpel für Zeugniffe zu verwenden fei, 

Wenn daher 3. B. der Protomedicus ein, von einem Arzte aus— 
geftellted ärztliches und gehörig geſtämpeltes Zeugniß nur beftätiget, 
fo ift es Far, daß, in dem Sinne der Hoffammer-VBerorbnung vom 
18. uni 1843, wegen dieſer Beftätigung und Unterfchrift des Proto- 
medicus, der Zeugnißftämpel neuerdings nicht zu verwenden iftz denn 
ed handelt fih immer um ein und basfelbe Zeugniß, das durch eine 
beigefegte zweite Unterfohrift nur feinem Inhalte nach mehr befräftiget 
wird, 

v. Schwarz Stämpelvorfhriften, 6 
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Ganz anders dagegen ift der Fall, wenn der Protomebicus, oder 
eine andere Perfon, ein Zeugniß einer Quittung, oder einer anderen 
ſchon geftärmpelten Urfunde beifügt, oder wenn auf einem Zeugniffe 
irgend einer Art, Zengniffe über andere Gegenftände oder Thatfahen, 
von anderen Verfonen bezeugt, beigefügt würden, alfo eine Gumulirung 
von Zeugniffen Statt fände, in welchen Fällen die erftere der oben 
a Verordnungen als Richtſchnur zu dienen hat. (Hofkd. vom 

November 3. 36,143.) 


E. Anwendung bes $. 21. auf 
a. ärztliche Zeugniffe 


1. Die ärztlichen Zeugniffe für die Studierenden, zum Beweiſe 
eines Hinderniffed im Schul= und Kirchenbefuche, in der rechtzeitigen 
Ablegung der Prüfung, find nad dem St.u. T. Gef. vom 27, Jänner 
1840 als ftämpelpflichtig zu behandeln, (Hoftd. vom 17. November 1840 
3. 45,198.) 

2. Die ärztlichen Zeugniffe für Lehramts-Candidaten oder Schüler 
beiderlei Gefchlechts zum Beweiſe eined Hinderniffed im Beſuche der 
Schule oder ded pädagogischen Lehreurfes unterliegen dem für Zeug- 
niffe überhahpt im $. 21. des St, u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 
feftgefegten Stämpel. (Hofkd. vom 31. Jänner 1843, 3. 50,338.) 

3. Die ärztlichen Zeugniffe für Perfonen, die wegen Kranfheit 
vor der Militär-Affentirungs-Commiffion oder der politifhen Obrigfeit 
nicht erfcheinen können, müffen nad) $. 21. dem Stämpel von 30 kr., 
jo wie deren Legalifirungen nad) $. 70. 3. 11 dem abgefonderten Stäm- 
vel von 30 fr. unterzogen werden, 

Die ärztlihen Zeugniffe über erlittene VBerfegungen, find nad 
$. 21. ſtämpelpflichtig, wenn fie zur Verfolgung und Austragung des 
Rechtes auf Schadenerfag ausgefertigt werden. (Hof. Decret vom 3. Zuni 
1341, 3. 11,465. Abf. 5. und 8.) | 

4. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß ärztliche Zeugniffe für 
Stantsbeamte, für ihre Witwen und Waifen zum Behufe eines Urlaubes 
‚ oder der Erwirfung einer Penfion, einer Unterftügung oder fonftigen 
Gnadengabe, dem gefeulichen Stämpel unterliegen, ohne Unterfchied, ob 
dieſe Zeugniffe einem andern ſchon geftämpelten Documente beigefügt, 
oder befonderd ausgeftellt find. (Hofkammer-Decret vom 6. Mai 1842, 
3. 12,173.) / 

5. Die ärztlichen Zeugniffe für erfranfte Tabaffabrifs = Arbeiter 
find mit dem, für Zeugniffe überhaupt feftgefesten Stämpel zu verfe- 
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ben; dagegen find bie ärztlichen Beftätigungen, welde von ben, für 
die Fabrik beftellten Aerzten, den ämtlich audgefertigten Confignationen, 
in Folge ämtlicher Aufforderung beigefegt werden, in dem Sinne des 
$. 81. 3. 1 ded St. u. T. Gef, ftämpelfrei zu behandeln, (Hofk. Decret 
vom 21. März 1843, 3. 7220.) 

6. Die Zeugniffe rüdfichtlich der überftandenen natürlichen Blat— 
tern unterliegen, da fie in dem St. u, T. Gef. nicht ausgenommen 
find, dem vorfehriftmäßigen Stämpel. (Hoftd. vom 20. Juni 1843, Zap 
12,318. — ©. 8. 81. 28.) 

b. Befähigungs=Deicrete. 

7. Die Befähigungd-Decrete für Schiffd-Capitäne zum Commando 
was immer für eines öſterreichiſchen Handelsſchiffes, und für Seefahrer 
zum Commando eines öſterreichiſchen Handelsſchiffes für die große Kü- 
ſten⸗Schiff⸗Fahrt, erfcheinen nady ihrem Inhalte und ihrer Beftimmung 
ald Zeugniffe im Sinne des $. 21. des St, u. T. Gef, und unterlie- 
gen daher nach diefem Paragraph. dem Stämpel von 30 fr. für den 
Bogen. (Hofkd. vom 19. Jänner 1842, 3. 41,483.) 


Befunde 


8. Die Entfheidungen der Cameral-Gefällen-Bermwaltungen, wor- 
nad die einzelnen Befunde über die verfchiedenen Ertrags- und Ab- 
fchlags-Rubrifen Ceined Guted) ald Zeugniffe der Sachverſtändigen er= 
fcheinen, und als foldhe nad) $. 21. des St. u, 7, Gef. dem Stäm- 
pel von 30 fr, für den Bogen erfordern, und daß ber auf Grund der 
einzelnen Befunde verfaßte eigentliche Schägungsbefund oder das foge- 
nannte Summarium, weldes von fümmtlihen Kunftverftändigen ver- 
faßt, und von ber Commiffion bezüglich der vorfchriftmäßigen Abfaffung 
elaufulirt und von dem Gerichte den Parteien in Abſchrift hinausgege- 
ben wird, nad $. 54. des St. u, T. Gef. dem Stämpel von 15 fr. 
unterliegt; — werden, als im Gejege gegründet, mit dem Bemerfen 
genehmigend zur Nachricht genommen, daß der auf der Grund: 
lage der einzelnen Befunde verfaßte eigentlihe Schägungsbefund 
oder das fogenannte Summarium, wovon die Rede ift, nur dann ben 
mindern Stämpel von 15 fr. erfordert, wenn er wirffid einen Be- 
ftandtheil des Schägungs-Protofolles- bildet. Iſt dieß jedoch nicht der 
Fall, und wird diefer Schägungsbefund ald eine felbftjtändige Urkunde 
von den Kunftverftändigen ausgefertigt,. fo ift er, fo wie die einzelnen 
ihm zum Grunde liegenden Befunde, als ein Zeugniß anzufehen, das 
nad $, 21. des St. u. T. Gef, mit dem Stämpel von 30 fr, für den 
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Bogen zu bezeichnen if, Eben fo wird der Anficht, daß von den bei 
Intervenirung von Herrſchaftskörpern vorfommenden Schriften der Be— 
fund der Kunftverftändigen über die fümmtlichen Unterbeftände, wenn 
er fehriftlich angegeben wird, dem Stämpel von 30 fr. unterliege, 
beigeftimmt. (Hofkd. vom 12. Auguft 1842, 3. 24,211.) 

Bürger: und Meiſterrechts-Urkunden. 

9, Meifter- und Bürgerrechtd - Verleipungs-Urfunden unterliegen 
nad) $. 21. dieſes Gefeged dem Stämpel von 30 fr, für den Bogen. 
(Hofkd. vom 3. März 1842, 3. 46,051.) 

Certificate. 

10. Die Certificate, welche Gemeinderichter den Preiswerbern um 
landwirthſchaftliche Prämien bei Ausſtellung des Hornviehes ausferti— 
gen, haben der allgemeinen Stämpelpflicht zu folgen, und ſind unter 
den $. 21. des St. u. T. Gef. zu ſubſumiren. (Hofkd. vom 31. Decem- 
ber 1841, 3. 48,432.) 

11. Die Schiffabaichungs-Certificate erfcheinen nach ihrem Inhalte 
und ihrer Beftimmung ald Zeugniffe im. Sinne des $. 21. deö St. u. 
T. Gef. und unterliegen nach diefem Paragraph dem Stämpel von 
30 fr. für den Bogen. (Hoftd, vom 19. Jänner 1842, 3. 41,483.) 

12. Die Certificate über die eigene Zucht des zu den Öffentlichen Preis: 
werbungen vorgeführten Hornviebes find unter den $. 21. des St. u. T. 
Gef. vom 27. Sänner 1840 zu fubfumiren, und es kann zu Gunften ber: 
felben feine Ausname von dem Gefege gemacht werden. (Hofk. Erläſſe vom 
1. Auguft 1842, und 21, October 1843, 3. 24,001 und 29,264.) 

13. Ueber die Frage, ob nad Activirung des St. u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840, jene Vorfichtsmaßregel fortzubeftehen habe, vermöge 
welcher der Beſitzer einer Privatfchrift, für den Act felbft, durch Ein- 
jchreibung desſelben bei den Gerichtö-Ranzleien, den Beweis des Datums 
erlangen fonnte, — bat der lomb. venet. Senat derk. E. oberften Juſtizſtelle, 
im Einvernehmen mit der k. k. allgemeinen Hofkammer, folgende Beleb- 
rung erlaffen: | 

a) Es bleibt den Parteien, welche ſich in dem Befige von Privat- 
ſchriften und Urkunden befinden, freigeftellt, für diefelben den Beweis 
über die Nichtigfeit des Datums mittelft Einſchreibung folder Schriften 
oder Urkunden bei den Gerichts-Kanzleien zu erlangen. 

b) Die Partei, welche von biefer Wohlthat Gebrauh zu maden 
wünſcht, bat zu diefem Ende das Anfuchen entweder fchriftlich oder münd- 
lic) zu ftellen; im erfteren Falle muß das Geſuch, im zweiten Falle das 
an deffen Stelle aufzunehmende Protokoll, auf einem mit dem für Gefuche 
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überhaupt wrgeſhriebeuen Stämpel verſehenen Stämpelbogen geſchrieben 
werden. 

c) Auf dieſes Einſchreiten erfolgt die Beſtätigung der Richtigkeit des 
Datums, und zwar entweder auf der Schrift ſelbſt, für welche dieſe Be— 
ſtätigung angeſucht wurde, wenn auf der erſteren der Raum dazu vor: 
handen ift, fonft aber auf einem abgefonderten Bogen Papier, welcher 
dann der Schrift felbit unter Anwendung der durch den $. 174, ber Ge: 
richtsordnung, und bie einfchlägigen $$. 75. und 88. des St. u. T. Gef. 
vom 27, Jänner 1840 vorgefchriebenen VBorfihtsmaßregeln, beigeheftet 
werden muß, wobei jedoch der Partei Die weitere Verbindlichkeit obliegt, 
‚im erfteren Falle die Schrift, auf welcher die Beftätigung der Nichtigkeit 
des Datums gefcheben ſoll, mit dem vorſchriftsmäßigen Stämpel verfe: 
ben zu laſſen, oder aber im zweiten Falle den der Schrift felbft beizuhef⸗ 
tenden Stämpelbogen beizubringen. 

In beiden Fällen iſt für die Beſtätigung der Richtigkeit des Datums 
ber durch ben $. 21. des erwähnten St. u. T. Gef. angeordnete Stämpel 
anzuwenden. 

d) Diefe Beftätigungen werden von den VBorftehern des Einreihungs- 
Protofolles bei den Civil- und Provinzial-Tribunalen, und von den Kan: 
zelliften bei den Landpräturen audgefertiget, welche das für biefen Zwed 
beftimmte Regifter nad) dem vorgefchriebenen Forınulare anzulegen und zu 
führen haben, und in welchem in chronologifch fortfchreitender Ordnung, 
die zur Beftätigung der Richtigfeit des Datums beigebrachten Schriften 
eingetragen werden müſſen. (Hofkd. vom 20, Auguft 1842, 3. 29,109 an 
bie I, v. Gameral-Magiftrate, und Juſtiz-Hofdecret vom 1. Zuli 1842, 3, 1470 
an die beiden bortigen Appellationsgerichte.) 

13. a. Die Certificate der Bogteien, über die Vollendung von Dau- 
lichkeiten , find nad) $. 21. des St. u. T. Gef. zu behandeln. (Hoftd. vom 
20. Suni 1343, 3. 12,318. — b) Hofkd. vom 17. Zuni 1344, 3. 14,648. — 
©. $, 84, A.) | 

14. Die von der Präfectur des Tomb. venet. Monte ausgefertigten 
Gertificate, welche den Parteien, auf ihr Anfuchen, zu dem Ende hinaus: 
gegeben werden, um ihnen im VBerhältniffe zu dritten Perfonen , als Be— 
weismittel zu dienen, daß ihre Renten mit feiner Sequeftration oder 
fonftigen Bemerkung behaftet feien, find als ſolche Urkunden zu betrachten, 
welche nad) $. 21. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, dem Stäm- 
pel . 30 fr, (1 Lira 50 Gentefimi) unterliegen. (Hofkd. vom 27. März 


1843 , 3. 7451.) 
15. Die Zeugniffe für Gewerbetreibende über die Nothwendigkeit 
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des Giftbezuges zum Gewerbsbetriebe unterliegen nach g. 21. dem Stämpel. 
(HSofk. Decret vom 3. Juni 1841, 3. 11,465, Abf, 13.) 
Diplome. 

16. Die Diplome für die Mitglieder des Frainerifchen Landes- Mu: 
ſeal:-Vereines find unter die im $. 21. des St. u. T. Gef. bezeichneten 
Urfunden zu fubfumiren, und daher dem Stämpel von 30 fr. unterworfen. 
(Boflammer:Decret vom’ 25, Juli 1842, 3. 18,873.) 

17. Die von der Akademie der bildenden Künfte in Wien an Ehren 
mitglieder ausgefertigten Diplome oder Diploms-Decrete, find unter die 
im $. 21. des St. u. T. Gef. bezeichneten Urkunden zu fubfumiren. 
(Hoflammer: Rote vom 15. April 1841, 3. 5365.) 

Entlaßfheine der Dienftbeten. 

18. Der $. 81. 3. 31 und 33 des St. u. T. Gef. kann auf die Ent: 
laßfcheine der Dienftboten nicht ausgebehnt werden, fondern die Entlaß- 
fheine unterliegen im Sinne des 8.21. 3. 2 dem Stämpel von 6 fr. für 
den ie (Hoftammer:Decret vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

Geburts-, Traus, Todtenfdheine. 

19, Die Trauungs- und Todtenfcheine, welche den Gewerbd-Ber- 
zichtleiftungen beigelegt werden, unterliegen dem Stämpel, indem bie: 
jelben nach $. 21. des St. und T. Gef. ohne Unterfcheidung , zu weldem 
Zwede dieſelben ausgefertiget werben, ftämpelpflichtig find. (Hofk. Decret 
vom 24. April 1841, 3. 7312.) 

20. Die Tauf:, Trauungs- und Todtenfcheine, welche zum Behufe 
der Provifionsbemeffung von den Tabaf-Fabrifs:Arbeiterg: Witwen und 
Waifen beigebracht werden müffen, find nad der allgemeinen Beftimmung 
des $, 21. 3.1 des St. u.T. Gef, dem Stämpel von 15 fr. für den 
Bogen unterworfen. (Hoftd, vom 7. Juni 1841, 3. 17,286.) 

21. Seine Majeftät haben zu Folge allerhödfter 
Entfhließung vom 15. Jänner 1842 zu beftimmen gefunden, 
daß für die Protokolls-Auszüge, welche den Findlingen anftatt der Tauf: 
jcheine ausgefertigt werden, eine Ausname yon dem St. u. T. Gef. nicht 
Statt finde. (Hoftd. vom 24. April 1842, 3. 14,330.) 

Lebens- und Exiſtenz-Zeugniſſe. 

22. Die in den allerhöchſten Patenten vom 24. December 1705, und 
vom 24. März 1713, dann in dem Banco-Lotto-Patente vom 18. No: 
vember 1797 ausgedrückte Stämpelfreiheit der Urkunden in Betreff der 
Banco-Obligationen FannYnicht auf die EriftenzeZeugniffe, welde zum 
Behufe der Behebung der Intereſſen von Banco:Obligationen beizubrin- 
gen find, ausgedehnt werden, daher diefe Zeugniffe mit dem gefeglichen 
Stämpel zu verfehen find. (Hofkd. vom 25. December 1840, 3. 45,190.) 


- 
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23. Die Zeugniffe einer fremden Regierung über die Eriflenz einer, 
Kirche und einer Stiftung, welche zum Behufe der Behebung der Inter‘ 
effen von Obligationen für diefe Anjtalten ausgeftellt ‚werden, unterlie: 
gen, da fie die Herftellung eines zur Erlangung diefer Intereſſen nöthigen 
Beweiſes zum Gegenitande haben, und ed die Sache des Berechtigten ift, 
auf feine Koften das Borhanvdenfein jener Bedingungen nachzuweiſen, 
unter denen allein dem Berpflichteten die Zahlung obliegt, bei dem im 
ftämpelpflichtigen Inlande davon gemachten ämtlichen Gebraude, dem 
Stämpel nad ben Beitimmungen ber $$. 21. 82. und 83. des St. u. 
T. Gef. 

Die Beftätigungen, welche die Duittungen über Intereſſen⸗ Rück⸗ 
ftände von Stiftungs-Capitalien aus der königl. baieriſchen Regierungs: 
Periode, — über die Echtheit der Unterfchrift, über das Bezugsrecht 
und über den Umſtand, daß bie Stiftung unter der königl. baierifchen 
Regierung fortbeftanden hat, enthalten, unterliegen ald Zeugniffe, die 
im Privat⸗Intereſſe ausgeftellt find, dem Stämpel, da durch deren Bei- 
bringung einer Bedingung entfprochen wird, gegen deren ——— allein 
die Zahlung ſolcher Rückſtände zu leiſten iſt. 

Hierbei wird jedoch bemerkt, daß, wenn bei einer Intereſſen-Behe— 
bung von einer und derfelben Nartei rüdficptlich der ämtlichen Stiftung 
bei einer und derfelben Caſſe wegen der Caffe-Manipulatipn oder ber 
Rechnungs-Cenſur von diefen Beftätigungen oder den oben erwähnten 
Eriftenz:Zeugniffen mehrere Eremplare beigebradht werden müffen, nur 
eines derfelben ded Stämpels bebürfe , die übrigen aber nad) $. 81. 3.25 
bed St. u. T. Gef. vom Stämpel frei zu laffen feien. (Hofkd. vom 2. Fe— 
bruar 1842, 3. 41,357.) 

24. Die lebensbeftätigungen, welche die Fruchtnießer von Stiftungs— 
oder andern vincufirten Capitalien bei der Behebung der Intereffen diefer 
Capitalien beizubringen haben, unterliegen ohne Unterſchied des Betra: 
ged, um deſſen Behebung es ſich handelt, nach dem $. 21. des St. u. T. 
Gef. dem Stämpel, da in diefen Fällen das Bezugsrecht der Parteien 
ein bedingtes iſt, das Bezugsrecht nachzuweiſen dem Berechtigten obliegt, 
und der Stämpel derlei Urkunden trifft, ohne, außer den in dem Gefege 
felbit vorgefchriebenen Ausnamen, den jedesmaligen Gebrauch, den die 
Partei von derlei Urfunden macht, oder den geringern oder größeren 
Bortheil, den fie nach ihren perfönlichen Verhältniffen damit erreichen 
fann zu berüdfichtigen. 

Wenn jedoch bei der gleichzeitigen Zinfenerhebung bei einer und ber= 
ſelben Caſſe von mehreren Capitalien , deren Fruchtgenuß demfelben Jn- 
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divium zuſteht, bloß der Caſſe-Manipulation wegen mehrmalen, die 
oben erwähnten Beſtätigungen etwa zu jeder einzelnen Quittung beige— 
bracht werden müſſen, ſo genügt es, wenn nur Eine derſelben mit dem 
geſetzlichen Stämpel verſehen iſt, und tritt rückſichtlich der andern die Be— 
ſtimmung des $. 81, 3. 25 des St. u. T. Gef. ein. (Hoftd.vom 2. Februar 
1842, 3. 41,857.) 

25. Die Lebenöbeftätigungen zum Behufe der Intereffen-Behebung 
von Gapitalien, welche im Wiener magiftratifchen Depofitenamte erliegen, 
und wovon den Parteien der lebenslängliche Fruchtgenuß zuſteht, erfchei: 
nen nicht ald Papiere, welche bloß der Ordnung der Caffe-Manipulation 
wegen gegeben werden; auch Fönnen fie unter $. 81. 3. 30 nicht ſubſu— 
mirt werden, fondern fie find Beweisurfunden der Partei über ihr Bezugs— 
recht. Diefelben unterliegen daher, ohne Unterfchied des Betrages, um 
beffen Behebung es ſich handelt, dem Stämpel nad) $. 21. des St. u. T. 
Gef. Der Fruchtgenuß ift an die Bedingung der Eriftenz einer beftimmten 
Perfon gefnüpft, diefe Bedingung nachzuweiſen, ift Die Sache desjenigen, 
welcder die Erfolgung der zum Fruchtgenuffe beftimmten Intereſſen an— 
fpricht, und der Stämpel trifft derlei Beweid-Urfunden, ohne, außer 
den im Geſetze felbft vorgefchriebenen Ausnamen, den jebeömaligen Ge: 
brauch, den die Partei von berlei Urfunden macht, ohne den geringeren 
oder größeren Vortheil, den fie nad) ihren perfönlichen Verhältniſſen da= 
mit erreichen fann. (Hofkd. vom 26. Februar 1842, 3. 597.) 

Matritel:-Scheine. 

26. Die Matrifel:Scheine (Urkunden, worin bejtätiget wird, daß 
Jemand ald Studierender einer Univerfität aufgenommen worben iſt) un: 
terliegen nad) dem $. 21. des St. u. T. Gef. dem Stämpel von 30 fr. 
für den Bogen, weil fie ald Urfunden über die Einverleibung des Stu: 
dierenden (als Mitglied einer Kacultät) anzufehen find, und zum rechts— 
fräftigen Beweife über die Eigenfhaft ald Studierender dienen, (Hofkd. 
vom 3, Juni 1841, 3. 17,795, und vom 17. November 1840, 3. 45,198.) 

Die Matrifel:Scheine rüdfichtlich der Mititär-Schüler auf dem thier: 
ärztlichen Lehr:Curfe unterliegen der Stämpelpflicht. (Hoftd. vom 30. Au: 
guft 1842, 3. 27,970.) 

Prüfungs:-Decrete. 

27. Seine Ef. Majeftät haben mit allerhöchſter Ent- 
fhließung vom 27. Auguft 1842 den übereinftimmenden Antrag 
der k. k. allgemeinen Hoffammer und der k. k. oberften Suftizftelle zu ge— 
nehmigen geruhet, daß die Decrete über die beftandene Prüfung aus dem 
Civil: und Eriminal:Jufizfache, aus dem Grundbuchsfache, und aus dem 
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adeligen Richteramte, in dem Sinne des $. 21, des St. u, T. Geſetzes 
vom 27. Jänner 1840, dem Stämpel von 30 Fr, unterzogen werben. 
(Hofkd. vom 3. September 1342, 3. 36,903.) 

28. Im Sinne der allerhöchſten Entſchließung vom 27. Auguft 
1842 und der vorausgehenden Verordnung vom 3. September 1842, 
3. 36,903, find überhaupt alle Decrete und Dorumente, welche von 
Behörden und Aemtern ausgefertigt werden, über die bei ihnen vor- 
genommenen Prüfungen zum Behufe der Erlangung einer Anftellung, 
oder der Zulaffung zu einer Beſchäftigung oder einer fonftigen Befähi— 
gung, infofern in dieſen Dorumenten die Thatſache der beftandenen 
Prüfung, und die dabei an den Tag gelegten Fähigfeiten des Geprüf- 
ten beftätiget werden, den für Zeugniffe im Allgemeinen im $. 21. des 
St. u. T. Gef. vorgefchriebenen Stämpel von 30 fr. zu unterziehen. 

In diefem Sinne unterliegen demnach indbefondere nebft den ſchon 
in dem oben angedeuteten Decrete angeführten Documenten diefem Stäm- 
pel auch die Decrete und rückſichtlich Zeugniffe: 

1. Ueber die Prüfungen, welche bei den Gefälld= Dbergerichten 
abgelegt werden ; | | 

2, über die Prüfungen, welche bei den Gefällsbehörden aus den 
Gefälls⸗ und Berrehnungd-Borfhriften zur Erlangung von Amtspraf- 
tifanten » Stellen abzulegen find; 

3. über die Prüfungen aus der Waarenfunde, welche zur Erlangung 
von Oberamts- oder Amts:Dfficialen- Stellen bei den Gefälls-Ober— 
oder Hauptämtern zu beſtehen find; 

4. über die Prüfungen, welche von den Gonceptöpraftifanten der 
- politischen Landesſtelle aus der politischen Gefetfunde abzulegen find; 

5. über die Prüfungen der Richteramts = Gandidaten aus dem II, 
Theile des allgemeinen Strafgefegbuches ; 

6. über die Prüfungen der Bewerber um Fiscal-Adjunetenftellen ; 

7. über die Prüfungen der Bewerber um Gonceffionen zur öffentli- 
chen Gefchäftsführung oder Agentie; 

8. über. die Prüfungen der Candidaten um Praftifanten - Stellen bei 
der Provinzial: Bau = Dirertion; | 

9. über die Prüfungen, welche die Bewerber um dad Maurer= oder 
Zimmermeifterrecht zu erlangen, bei der Provinzial-Bau=-Dirertion abzu⸗ 
legen haben; | 

10. über die Prüfungen, welchen fid) die Bewerber um jüdiſche Fa— 
milienftellen über die Kenntniffe im Lefen, Schreiben und Rechnen, bei 
dem obrigfeitlichen Amte der betreffenden Judengemeinde infofern unterzie⸗ 
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ben müffen, als fie über die Schulfenntniffe fein Tegaled Zeugniß beizu= 
bringen vermögen; 

11. über die Prüfungen der — um Anſtellungen bei den Ca— 
meral⸗Zahlämtern; 

12. über die Prüfungen, welche bei er k. k. Seneral= Rechnungs 
Directorium mit den Candidaten für die dortige Conceptöpraris vorge- 
nommen werben; 

13. über die Prüfungen, welche bei den Gontrolls = Behörden behufs 
der Aufname in die Buchhaltungs-Praxis mit oder ohne Anwartſchaft auf 
eine Conceptöpraftifanten-Stelle beim E, k. General-Rehnungs-Direr- 
torium, oder behufs der Erlangung eined Diurniftenplages abzulegen 
find; 

14. über die Prüfungen, welche bei Provinzial-Staatsbuchhaltungen' 
mit Privat-Beamten über ihre Rechnungsfündigfeit und Befähigung zur 
Berwendung bei Waifenamtd = Unterfuchungen vorgenommen werden, 
(Hofkd. vom 4, Mai 1844, 3. 11,100.) 


Sitten: und Wohlverhaltungse, Dienft= und Arbeit 
Zeugniffe 

29. Die zur Erlangung der Entlaßfcheine und Aufenthalts-Confenfe 
ausgefertigten Wohlverhaltungs: Zeugniffe unterliegen dem Stämpel nach 
$. 21. des St. u. T. Gef. (Hoftd, vom 24. Auguſt 1841, 3. 27,149.) 

30, Zeugniffe der Meifter, welche fie ihren Gefellen über deren Ber- 
halten bei dem Dienftaustritte zum Behufe der ämtlichen Eintragung in 
die Wanderbücher ausftellen, unterliegen dem Stämpel des $. 21. 3. 2. 
(Hoftd. vom 3. Mai 1841, 3. 4235, und vom 19. Mai 1841, 3. 12,919.) 

31. Rüdjichtlih der in die Wanderbücher aufzunehmenden Arbeits: 
zeugniffe ift nad) der Weifung des vorausgehenden Hoffammer = Decretes 
vom 19. Mai 1841, 3. 12,919, vorzugehen. Die Eintragung ded Zeug: 
niffed dagegen in das Wanderbud auch mit Beflätigung der Unterſchrift 
ift ein ämtlicher Act und als folder ftämpelfrei. 

Wird jedoch bei diefem Anlaffe ein Protofoll aufgenommen, fo tritt 
der gefegliche Protokolls: Stämpel ein. (Hoftd. vom 6. December 1942, Zahl 
44,229.) 

32. Sittenzeugniffe zur Erlangung einer Wärteröftelle im k. k. all« 
gemeinen Kranfenhaufe find, ald Beftätigungen der Hauseigenthümer, nach 
dem $. 21. dem Stämpel von 30 fr,, — wenn fie aber von den Dienft- 
oder Arbeitgebern für Dienfiboten oder Taglöhner über deren Verhalten 
auögeftellt werben, nad) $. 21. 3. 2, nur dem Stämpel von 6 fr., deren 
Legalifirungen jedoch nach $.70. 3.11, und nach dem Hoffammer-Decrete 
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vom 10. November 1840, 3. 43,423, immer dem befonderen Stämpel 
von 30 fr. zu unterzichen; — die eben erwähnte Beftimmung findet auf 
Sittenzeugniffe überhaupt Anwendung, welche zur Erlangung eines öffent- 
Tichen Dienfted oder einer Anftellung ausgefertigt und legalifirt werben. - 
(Hofid. vom 3, Juni 1841, 3. 11,465.) 

33. Die Beſtätigungen, welche die Arbeitsgeber den jüdiſchen Hand⸗ 
werksgeſellen zum Behufe der Verlängerung der ihnen ertheilten Aufent- 
baltsbewilfigung für Wien über den Umftand, daß fich dieſe Gefellen bei 
ihnen in Arbeit befinden , ausftelfen, ‚unterliegen nach dem $. 21, des St. 
u. T, Gef. dem Stämpel, da fie nicht’ ald Urkunden erfcheinen, welche 
vermöge der Polizei» Borfchriften zur Handhabung der öffentlichen Ord— 
nung gefordert werden, fondern als ſolche, welche denjenigen, für die 
fie ausgeftellt werden, bei der Behörde zur Erlangung einer Bewilligung 

als Beweismittel zu dienen haben. (Hofkd. vom 30, Nov. 1841, 3. 39,399.) 

34. Die ortsobrigfeitlichen Zeugniffe, welche zum Behufe der Erlan⸗ 
gung von Haufir= und Straszen-Sammlungs-Päffen beigebracht werden, 
unterliegen, und zwar jene für Bewerber um Strazzen-:Sammlungs-Päffe 
dem Stämpel von 6 Fr. (Hoftd. vom 3. September 1841, 3. 22,665.) 
Studien=- und auf den Unterriht Bezug nehmende Zeug: 

niſſe. EEE 

35. Da die Stämpelfreiheit, welche das Wiener Univerfitäts-Confi= 
forium bisher genoffen hat, und deren fernere Aufrechthaltung dasfelbe 
für nachfolgende Urkunden, nämlid: für die Studien und Semeftral: 
Zeugniffe, für die Beftätigungen der Studien = Direetorate und Vicedirec— 
torate für Studierende über die Aufname in beftimmte Lehr -Eurfe, über 
den Austritt und das Verhalten der Studierenden, über abgelegte Tehrer- 
prüfungen, — für die Matrifel- Scheine über die Immatriculirung bei 
der Univerfität und den Facultäten, dann für die ärztlichen Zeugniffe für 
die Studierenden zum Beweife eined Hinderniffes im Schul= und Kirchen- 
befuche, in der rechtzeitigen Ablegung der Prüfung, anſpricht, — fid nicht 
auf ertheilte Privilegien, oder befondere ausnamsweiſe von dem Geſetze 
zugeftandene Begünftigungen, fondern auf die in dem Stämpelgefege vom 
Sabre 1802 enthaltenen Beftimmungen gründet, welche durch das neue 
St. u. T. Gef. aufgehoben worden find, fo erfcheinen diefe Befreiungen 
felbft bereitö aufgehoben, und es find die genannten Urkunden und Schrif— 
ten nah dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 als ftämpelpflichtig 
zu behandeln. (Hofkd. vom 17. November 1840, 3. 45,198.) 

36. Die von der Akademie der bildenden Künfte in Wien ausgefer- 
tigten Schul:, Studien: und Preiszeugniffe für afabemifche Zöglinge find 
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unter die im $. 21. des St, u. T. Gef. bezeichneten Urkunden zu jubjumi- 
ven, und es kann auf biefelben die im $. 81. 3. 6, feſtgeſetzte Stämpel- 
befreiung für die Ausfertigungen öffentlicher Behörden, Aemter und Obrig- 
feiten feine Anwendung finden, (Hofl.:Note vom 15. April 1841, 3. 5365.) 

37. Die Zeugniffe für die Lehramts- Gandidaten über den ſechsmo— 
natlichen Präparanden-Eurs unterliegen dem im $. 21. des St. u. T. Gef. 
vorgezeichneten Stämpel von 30 fr. (Hofkd. vom 30. December 1841, 3. 
43,831.) “ 

38. Aug Anlaß eines vorgefommenen Falles hat die k. k. allgemeine 
Hoffammer nach vorläufiger Rüdfprache und im Einverftändniffe mit. der 
f. k. Studien= Hof= Commiffion die untergeordneten Gameral =» Gefällen- 
Bermaltungen aufmerffam gemacht, daß die Zeugniffe für die Lehramts- 
Candidaten über den zurüdgelegten Präparanden-Curs, da rüdfichtlich 
derfelben in dem St. u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 feine augnamd= 
weife Begünftigung enthalten ift, dem im $. 21. diefes Gefeges vorgezeich⸗ 
neten Stämpel von 30 Fr. unterliegen, und daß eben fo die darauf Be— 
zug nehmenden Adjuftirungen ftämpelpflichtig feien, und nach den gegen- 
wärtig in Kraft beitehenden Stämpelvorſchriften auch nicht auf dem Zeug: 
niffe über den Präparanden-Curs ohne neuerliche Verwendung des gebüh— 
renden Stämpels beigefügt werden dürfen, (Hofkdeer. vom 22, November 
1842, 3. 48,280.) 

39, Die Zeugniffe der Mufter-Hauptfchul= und Trivial-Schul=, Ci= 
vil⸗ oder Militär-Lehramtd-Gandidaten, oder Lehrer beiderlei Gefchlechtes, 
dann für Privatlehrer, endlich für Induſtrie- oder Mädchen = Lehrerinnen 
und Dirertorat3=-Bewerber über zurüdgelegte Prüfungen, ferner die Be- 
ftätigungen der Hauptfchul-Direction über das Verhalten eines Lehramts 
Candidaten oder Schülers beiderlei Gefchledhtes während des Schul-Cur- 
ſes, dann die Arztlihen Zeugniffe für diefe Individuen, zum Beweiſe 
eined Hinderniffes im Befude der Schule oder des pädagogifchen Lehr— 
Eurfes, unterliegen dem für Zeugniffe überhaupt im $. 21 des St. u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 feftgefegten Stämpel. (Hoftd. vom 31. Jänner 
1843, 3. 50,338.) 

Zeugniffe, die Ehe angehend. 

40. Die Zeugniſſe über den Wohnungsaufenthalt der Brautleute, ſo 
wie Zeugniſſe über den fruchtloſen Verſuch des Seelſorgers, die Eheſchei— 
dung zu hindern, laſſen ſich nicht unter die $. 81. 3. 11, enthaltenen 
Ausnamen fubfumiren, und unterliegen daher nad) $. 21. der Stämpel: 
pflicht, da fie auch auf bürgerliche Rechte und Berbindlichfeiten Bezug 
nehmen, und nicht bloß die Seelforge zum Gegenftande haben, 
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Erlaubnißfcheine, in einer andern Pfarre getraut zu werden, unter: 
liegen gleichfalls nach $. 21. dem Stämpel. 

Berfündigungsd: (Aufgebotd-) Scheine, im Auslande ober ſtämpel— 
freien Inlande audgefertigt, find nach $. 82, bedingt ftämpelfrei, fo lange 
nämlich nicht im ftämpelpflichtigen Inlande Davon ein Gebraud) vor einem 
öffentlichen Amte, einer Behörde oder Obrigfeit gemacht wird, (Hofkdeer. 
vom 22. März 1841, und 3, Mai 1841, 3. 2113 und 4233,) 

41. Die Wohnungszeugniffe für Brautleute unterliegen nach $, 21 
bed St. u. T. Gef. dem Stämpel von 30 fr., welchem Stämpel aud 
die Legalifirung der Polizei:Direction, ald ein abgefonderter Act nach $.70. 
3. 11, unterworfen ift, 

42, Die legalifirten Verdienſtzeugniſſe. für die Bewerber um den Ehe: 
Conſens find ald Urkunden, worin der Ausfteller den Umſtand eines*fichern 
Erwerbes und Einfommens beftätiget, nach $. 21 dem Stämpel von 30 fr. 
zugewieſen. (Hoftd. vom 3. Juni 1841, 3. 11,465, Abf. 1. und 12.) 
| 43. Die von dem Vater eines Minderjährigen dem letztern ertheilte 
Bewilligung zur Verehelichung ift ald ein Zeugnig nach $. 21 ftämpel- . 
pflichtig. (Hoftd. vom 3. Mai 1841, 3. 13,844.) 

A4, Ueber die Anfrage des k. k. Conſiſtoriums helvetifcher Confeſſion, 
weldem Stämpel die Eingaben um Ertheilung eines Confiftorial-Gutadh: 
tens zur Erlangung ber Dispens von einem Firdliden Ehehinderniffe 
— wird die Anſicht, wornach derlei Geſuche bloß dem im $. 69. 
3. 2, vorgeſchriebenen Stämpel unterworfen find, und Die von den betref— 
fenden Sonfiftorien über derlei Einfchreiten zu erlaffenden Gutachten den 
im $. 21. des St. u, T. Gef. vorgezeichneten Stämpel erfordern, ald dem 
Gefege gemäß beftätigt. (Hoftd. vom 29. Auguft 1842, 3. 33,052.) 

Zeugniffe, zum Behufe des Religiong=Mebertrittes. 

45. Die Zeugniffe über den Rüdtritt von der afatholifchen zur katho— 
liſchen Religion, ferner über den ſechswochentlichen Religions = Unterricht 
zum Uebertritte von ber Fatholifchen zur afatholifchen Religion Taffen ſich 
nicht unter die im $. 81. 3. 11. enthaltenen Ausnamen fubfumiren, und 
unterliegen daher nach $. 21. der Stämpelpflicht, da fie vielfältig auch auf 
bürgerliche Rechte und Verbindlichkeiten Bezug nehmen, und nicht bloß bie 
Seelforge zum Gegenftande haben. (Hofkd. vom 22. März 1841, 3. 2113, 
und vom 3. Mai 1841, 3. 4255.) 

$. 22. 

Die in einer befonderen Urkunde ertheilte Bewilli- 

gung des Eigenthümers zur Einverleibung in die öffent: 
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lichen Bücher, ferner die Bewilligung zur Löfchung eines 
in den Öffentlichen Büchern eingetragenen Rechtes, end- 
lih Urkunden, wodurch die Richtigkeit abgelegter Rech— 
nungen außergerichtlich anerfannt wird (Rechnungs⸗ 
Agnoscirungen, Rechnungs: Abfolutorien), unterliegen 
dem Stämpel von 15 Er. für dem Bogen. 

Erläuterungen zum $, 22. 

a) Die von den Bormundfchaftsbehörden für die Pupillen auf der 
Grundlage der Waifencaffe- Activ- und Paffiv - Bücher verfaßten Jahres: 
rechnungen find ftämpelfreie ämtliche Ausfertigungen ; werben jedoch dieſe 
Rechnungen von dem, der die Rechnung zu fordern berechtiget ift, anerfannt 
und beftätiget, und vertreten fie fomit die Stelle eines Abfolutoriums, fo 
tritt die Beftimmung des $. 22. des St. u. T. Gef, ein, — Ebenfo ift die 
von der Bormundfchaftsbehörde verfaßte Schlußrechnung, am Ende der 
Bormundfchaft, an und für ſich eine ſtämpelfreie ämtliche Ausfertigung ; 
dagegen unterliegen die Protokolle oder Urkunden, womit der Bormund 
oder der Pupill, oder beide die Schlußrecdhnung für richtig und liquid erfen- 
nen, allerdingd dem gefeßlichen Stämpel, ($. 22. ded St. u. T. Gef.) 
Hofkd. vom 20, Iuni 1843, 3. 12,318.) 


$. 23. 

Alle nach ). 6 ftämpelpflichtigen Urkunden, rücficht- 
lich welcher in den ſ. 7. bis einfchließig 22. nicht etwas 
Anderes beflimmt ift, unterliegen dem Stämpel von 
10 Er. für den Bogen, 

Snöbefondere find dieſem Stämpel unterworfen: die 
Bücher der beeidigten Senfalen, in welche die von ihnen. 
vermittelten Käufe und Verkäufe eingetragen werden, 
dann dad zur Beweisführung beftimmte Hauptbuch jedes 
berechtigten Handeldmannes, Fabrifanten, Apothekers 
und Handwerkers. 

Erläuterungen, bezüglic der Anwendung des firen Stämpels 
von 10 kr. 
A 


1. Wenn der Geldwerth ded Empfangenen in ber Quittung weber 
ausbrüdlich noch beziehungsweife angegeben ift, fo unterliegt diefelbe ver: 
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möge bed $. 23. des St, u. T. Gef. dem Stämpel von 10 Er, für den 
Bogen. (Hofkd. vom 8, Auguft 1842, 3. 25,883, und vom 28. Auguft 1842, 
3. 27.394, bezüglich der Salz-Deputate, und vom 30. Soͤpt. 1842, 3. 33,273, 
bezüglid; der Holz-Deputate. — S. Deputat:Quittungen zu 6. 7. 8. 9.) 

2. Die Eonfenfe der Nentämter in Tirol zu Gutsveräußerungen und 
Zerftüdelungen find nach den Beftimmungen des $.23 des St. u. T. Gef. - 
zu behandeln, und unterliegen demnach dem Stämpel von 10 fr. für den 
Bogen. (Hofkd. vom 25. Nov. 1841,3.39,919.— ©. $. 7. C. 1. c. Gonfenfe 
der Zabular = Gläubiger.) 


Erläuterungen bezüglid der Handlungs- und Gewerbsbücher. 
B 


1. Da dur das Kundmahungs- Patent zu dem St, u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840, dann durch das Negierungs = Circulare vom 1. Sep- 
tember 1840, insbefondere auch der $. 46 des Stämpel- Patented vom 
5. Detober 1802 für aufgehoben erflärt worden ift, und bag erwähnte 
St. u, T. Gef. die Beweidfraft der Gewerbs- und Handelsbücher keines⸗ 
wegs von ihrer vorfchriftmäßigen Stämplung abhängig macht, fo muß 
biefen Büchern felbft in ihrem, bezüglich des Stämpels nicht gefeglichen 
Zuftande, jene Beweiskraft gelaffen werben, die ihnen durch die 99. 119, 
und 121. der allgemeinen Gerichtd » Ordnung vom 1. Mai 1781 zugefi- 
hert iſt. (Hofkd. vom 14, September 1842, 3. 29,225.) 

Der $. 21. des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 erflärt das 
zur Beweisführung beftimmte Hauptbuc jedes berechtigten Handeldman- 
ned, Kabrifanten, Apotheferd und Handwerfers, für jtämpelpflichtig. 

Der Sinn diefer Vorſchrift ift nicht, daß der Handels⸗ oder Gewerbs⸗ 
mann ſich der Stämpelpflicht in Anfehung feiner Handeld= oder Gewerbs⸗ 
bücher, durch die bloße Angabe entziehen könne, daß er davon nie als 
Beweismittel Gebrauch machen wolle, 

Der Sinn gedachter Vorſchrift it vielmehr, daß jenes Buch, wel- 
ches ein Handels⸗ oder Gewerbsmann über fein Gefhäft, mit Beobach- 
tung der Borfchriften der SS. 119. und 121. der allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung führt, dem Stämpel unterworfen iſt. 

Jeder Handeldmann muß aber vermöge des Gefeges ein ſolches Buch 
führen, denn das Hofdecret vom 1. December 1768, $. 1., verhängt bei 
Handelsleuten, auf die Nichtführung verläßlicher Bücher, den Berluft des 
Handlungsbefugniffes. 

Rückſichtlich der Fabrifanten, Apotheker und Handwerker, befteht aber 
eine Verpflichtung zur Buchführung nicht. Es hängt alfo Tediglih von 
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ihrer Willkühr ab, ob ſie ordentliche Bücher führen wollen oder nicht. Im 
erſten Falle muß jenes Buch, welches mit den Erforderniſſen der oben eitir— 
ten Paragraphe der allgemeinen Gerichtsordnung verfehen it, mit dem 
Stämpel von 10 fr. verfehen fein. 

Im zweiten Falle hingegen, wenn alfo der Fabrifant, Apothefer 
oder Handwerfer, entweder gar feine Bücher führt, oder biefelben nicht 
jo führt, daß fie, mit Rüdficht auf die Beftimmungen der allgemeinen 
Gerichtsordnung zu einem Beweife dienen fönnen, tritt auch Feine Ver: 
pflihtung zur Anwendung des Stämpels ein. (Hofkd. vom 25. November 
1843, 3. 42,424.) 

2. Bezüglich auf das, bei Stämplung der im $. 23. ded St. und 
T. Gef. vom Jahre 1840 erwähnten Bücher einzuhaltende Verfahren 
ift auch für die Zufunft nad) der Vorfchrift des Hoffammer = Decretes 
vom 25. Juni 1839, 3. 21,848, vorzugehen, und infoferne fi bisher 
jeit der Wirkfamfeit des neuen St. u. T. Gef, in einem entgegenge- 
festen Sinne benommen wurde, über das bereits Gefchehene hinaus zu 
geben, und eine Nachſtämplung oder ein Strafverfahren nicht einzuleiten. 
(Hofkd. vom 11. Detober 1843 , 3, 33,945.) 

Das bezogene Hof= Deeret lautet: | 

Rüdfihtlih der Stämplung der Handelsbücher hat es bei dem, 
gemäß $. 44. des Stämpel-Patentes vom 5. Drtober 1802 vorgefchrie- 
benen Verfahren auch in Zukunft zu verbleiben, wornad ohne Rückſicht 
auf das Format die Gebühr von jedem Bogen oder für zwei Blätter 
des Buches abzunehmen iſt. (Hofkd. vom 25. Juni 1829, 3. 21,848.) 
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Jede Urkunde, durch welche eine- ausgefertigte Ur: 
kunde erneuert wird, unterliegt dem durch das gegenwär— 
tige Gefeb für die erfte Errichtung derfelben vorgefchrie: 
benen Stämpel. 


Einleitende Beftimmungen 


zum 


zweiten und dritten Huuptfüce 


A, 


1. Bei den landesfürſtlichen Civil⸗Gerichten dürfen außer den Taxen 
für die Verwahrung gerichtlich hinterlegter Güter, feine anderen Taren, 
fondern nur die in dem neuen St. u. T. Gef. feftgefegten Stämpelgebübs 
ren eingehoben werden, Da hingegen bei den Patrimonial: (gutöherrli= 
chen) Gerichten (Landgerichten in Tirol) und den Communal: (ftäbtifchen 
und Marft-) Gerichten, welden in Beziehung auf die Gerichtd:-Taren 
die mit den Magiftraten zu Prag, Brünn und Troppau, Gräg und 
und Lemberg vereinigten Mercantil: und Wechfelgerichte, die fürftlichen 
Landrechte zu Johannesberg, Troppau und Tefchen mit Bielig in Schle- 
ſien, und die von Privaten jure delegationis verwalteten Bezirfögerichte 
in Kärnten, Krain und dem Küftenlande gleich aehalten werden, die bis- 
ber beftandenen Tarvorfchriften fortan in Anwendung bleiben, und daher 
diefe beiden Claſſen von Gerichtöbehörden mit den Tandesfürftlichen Eivil- 
Gerichten Feine gleiche Behandlung in Abficht auf die für Rechnung der 
Staats-Finanzen mittelft des Stämpels winzuhebenden Gebühren zulaffen, 
fo warden mit Rüdficht auf diefen Umftand für die, in die eine und in 
die andere Claſſe gehörigen Gerichte eigene Stämpelgebühren angeordnet 
und die Darüber zu beobachtenden Vorfchriften in dem Geſetze ſalbſt (im 
II. und III. Abfchnitte) von einander gefchteden. (Hofk. Präfid. Deeret vom 
24. Mai 1840, 3. 3049; kundgemacht von den Länderftellen mit Girealar vom 
1. September 1840. Abſ. 1.) 

2, Das St, u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 unterfcheidet zwifchen 
Iandesfürftlichen, dann Patrimonial: und Communal-Gerichten. Landes— 
fürftfiche Gerichte find folhe, wo der Landesfürſt unmittelbar durch lan— 
besfürftliche Beamte die Gerichtsbarkeit ausübt. Vatrimonial: und Com: 
munal:Gerichte. find foldye, wo die Gerichtöbarfeit jure delegationis von 
dem Gutöherrn oder von der Commune mittelft gutöberrficher oder Com: 
munal=-Beamten’ausgeübt wird, Die landesfürftfichen Gerichte fo wie die 
Communal-Gerichte können Collegial= oder Singular-Gerichte fein. Was 
unter einem Gollegial-Gerichte zu verftehen ift, deutet der $.26. des St, 
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u. T. Gef, an, und welche Magiftrate in dem Sinne deö eben erwähnten 
Paragraph als Collegial:Gerichte zu betrachten find, ift insbeſondere 
mittelft einer (S.$. 40.) eigenen Kundmachung vom 23, März 1841 zur 
allgemeinen Kenntnif gebracht worden, (Hoftd. vom 18. October 1841, 
3. 36,123.) 

3. Ueber die Anfrage, ob die Bezirfd-Gerichte auf den Gameral: 
und Fonds⸗Herrſchaften den I. f. Eivil-Gerichten oder den Patrimonials 
Gerichten beizuzäblen find, erfloß die Entfcheidung, daß fie den Bezirks: 
Gerichten, die jure delegationis von Privaten verwaltet werden, gleich 
au halten find, und daher für diefelben diejenigen Vorfchriften zu gelten 
baben, welche in dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, und der 
Gircular-Berordnung vom 1. September 1840 (5.3.1) rüdfichtlic der 
Patrimonial- und Communal-Gerichte enthalten find. (Hoftd. vom 30. Dez 
tober 1840, 3. 41,422.) 

Die Frage, ob die Grundbuchs-Aemter der Staatögüter und der 
Herrfchaften der unter der öffentlichen Verwaltung ftehenden Fonde als 
Iandesfürftliche oder als gutsherrliche Aemter zu betrachten feien, ift Durch 
das vorausgehende Hoflammer-Decret vom 30. Detober 1840, 3. 41,422 
bereits entfchieden. Sie find in dem Sinne diefes Decretes wie gutöherr- 
liche, nicht Tandesfürftliche Nemter zu betrachten, (Hofkd. vom 6. Februar 
1342, 3. 29,051.) 

A. In fo fern die Iandesfürftlichen Pfleggerichte im Inn: und Salz: 
burger Kreife die Gerichtsbarfeit in und außer Streitfadhen ausüben, find 
fie zu Folge der allerhöchften Entichließungen vom 19. Juni 1818 und 
vom 22, Detober 1819 J. f. Gerichte. Es werden daher nach der Circus 
Yar-VBerordnung vom 1, September 1840 bei dieſen Pfleggerichten für 
gerichtliche Arte in Streitfachen und außer Streitfadhen, vom 1. Novem- 
ber 1840 an, mit Ausname der Depofiten-Gebühren feine Taren, fondern 
nur die in dem St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 vorgefchriebenen 
Gebühren einzuheben fein, und die Vorſchriften, nad) welchen verlei Ta: 
ren bei den Pfleggerichten bisher eingehoben wurden, nämlich die Tar- 
ordnung vom 1. November 1781 und jene vom 13. September 1787 das 
Grundbuchs-Patent vom 2, November 1792, dann die weftgalizifche Tar- 
“ordnung vom 6, Zuli 1797 und die altfalzburgifche Taxordnung für die 
Grundbuhshandlungen vom 2. December 1785 find bei den L. f, Pfleg- 
gerichten im Inn- und Salzburger Kreife ald aufgehoben zu betrachten. 
(Hofkd. vom 24. November 1840, 3. 46,336.) 

5. Die in Böhmen, Mähren und Schleſien beſtehenden Privat: 
DBerggerihts:Subftitutionen gehören unter bie Kategorie der Patrimonial- 
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Gerichte, weil fie die Koften der Gerichtsbarkeit felbit tragen, und bie; 
felben bleiben deßhalb gleich den Civil-Patrimonal-Gerichten in dem Be- 
zuge der früheren Taren und Gebühren. (Verordnung der k. k. Hoflammer 
im Münz- und Bergmwefen vom 18. Mat 1841, 3.4531; und Hofkd. vom 31. Des 
cember 1841, 3. 46,533-) 

* B. 

6. Hinſichtlich der Militär-Gerichte haben Se. k. k. Majeſtät insbe⸗ 
ſondere zu befehlen geruhet: 

a) Daß bei dem k.k. Hofkriegsrathe, als oberſtem Militär⸗Ge⸗ 
richtshofe, bei dem k. k. allgemeinen Militär-Appellations-Gerichte und 
bei den Judiciis del. mil. vel mixt. in den Provinzen, in welchen das 
neue Stämpel- und Tax-Geſ. verbindlich iſt, die in dieſem Geſetze für 
die landesfürſtlichen Civil-Gerichte enthaltenen Vorſchriften über den Pa: 
pierftämpel in Anwendung gebracht werden, und fomit auch bei diefen 
Gerichtöbehörben außer den Taren für die Verwahrung gerichtlich hin: 
terlegter Güter feine anderen Taren, fondern nur bie in dem allgemei- 
nen St. u. T. Gef. feftgefegten Stämpelgebühren eingehoben werben 
dürfen; 

b) daß, wie ed in bem Geſetze felbft angeordnet iſt, der Militär- 
ftand und die zum Militärförper gehörigen Perfonen in ihrer der Gerichte: 
barfeit der Aubditoriate bei den Garden, Corps und Regimentern zuge: 
wiefenen Rechtöftreitigfeiten wie bisher vom Gebraude des Stämpels 
befreit bleiben, und 

c) daß in den bei den Aubitoriaten der beutfchen Garden, dann je= 
ner Corps und Regimenter, welche in den Ländern, wo das neue St. 
u. T. Gef. verbindlich ift, ihren Werbbezirf uud ihre Standquartiere 
haben, zur Verhandlung fommenden Angelegenheiten, und zwar in Streit- 
ſachen die Civil-Perfonen, fie mögen ald Kläger oder als Beklagte er- 
fcheinen, in Geſchäften des adeligen Richteramtes aber ſowohl die Civil- 
als Militär-Perfonen nach den für die Patrimonial: und Communal- 
Gerichte in Abficht auf den Papierftämpel gegebenen Vorfchriften behan— 
belt werben follen. (Hoff. Präfid, Decret vom 24, Mai 1340, 3. 3049*). 
— Abſ. 2 bes Eirentard der Länderftellen vom 1. September 1840.) 


*) Für das lomb, venet. Königreich und Dalmatien, wo die IT. Abthei: 
lung des zweiten und dritten Patent3:Abfchnittes über die Stämpel— 
gebühren bei den autöherrlichen, flädtifchen und Marktgerichten, welche 
dortlandes nicht beftehen, ip den Text des St. u. T. Gef, nicht auf: 
genommen wurde, ift eine befondere Vorſchrift über die Stämpelge: 
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7. In dem Falle, wo der Fiscus eine Partei, deren ordentlicher Ge: 
richtsſtand Feine Collegial-Behörde it, vor feinem privilegirten Gerichts: 


bühren, welche in gerichtlichen Angelegenheiten in und außer Streitfa: 
chen bei den Auditoriaten der Garden, dann jener Corps und Regi- 
menter, welche in den Ländern, wo das neue St. u. T. Gef. verbinds 
lich ift, ihren Werbbezirk und ihre Standquartiere haben, zu entrich- 
ten find, erlaffen worden. 

Die 6. 1. 3.—11, 15. —18. flimmen wörtlich) mit den 8%. 25. 
41.—48. 49. 61.— 67. überein; der $, 2., welcher dem $. 40. des ©t. 
u. &, Gef. entfpricht,, enthält jedoch mit Nüdficht auf die für die L, f. 
Gerichte in Italien und Dalmatien $. 28. feftgefegten Gebühren und 
den Umftand, daß die Auditoriate Singular-Gerichte find, folgende 
zum Theile abweichende Beftimmungen : 

1. Die Eingaben, womit um die Eintragung oder Löfchung (iscri- 
zione 0 cancellazione) in den öffentlichen Büchern im Wege der ge- 
richtlihen Erecution angeſucht wird, unterliegen dem Stämpel von 

2fl. (6lire) für den Bogen. Wenn aber, nachdem eine nach diefer 
Vorſchrift geftämpelte Eingabe bei dem Auditoriate überreicht worden 
ift, um die Eintragung oder Löfchung zu erlangen und dieſes, von dem 
Auditoriate oder im Wege des Recurſes von der höhern Inſtanz be⸗ 
willigt worden iſt, eine beſondere Eingabe um Vollſtreckung der rich— 
terlichen Entſcheidung überreicht wird, ſo unterliegt dieſe letztere Ein— 
gabe nur dem Stämpel von 10 fr. (50 Gent.) für den Bogen. Wird 
nicht eine fhriftliche Eingabe überreicht, fo ift ftatt derfelben jederzeit 
ein Protokoll aufzunehmen. 

2) Dem Stüämpel von 1fl. für den erften Bogen und dem für Ein: 
gaben in der Regel vorgefihriebenen Stämpel für den weiteren Bogen 
unterliegen die Anmeldung der Appellation oder Revifion (ohne Unter: 
fehied, ob fie die Appellations- oder NRevifionsbefchwerden enthalten) 
und der Recurs gegen folgende Urtheile, oder ftatt der Urtheile ge: 
fhöpften Erkenntniffe: 

1. Ueber die Rechtfertigung des Ausbleibens bei einer Tagfakung ; 
2. über den Zurückerlag einer Klage; 
3. über die Frage: ob Jemand bei Behandlung der Gläubiger der 
Mehrheit beizutreten ſchuldig fei? 
über die Einwendung, daß dem Richter die Gerichtöbarkeit nicht 
zuſtehe; 
über die Geſtattung der in der Replik oder in der Duplik bei— 
gebrachten Neuerungen; 
6. über die Frage, ob die Vertretung Statt habe; 
7. über die Auflegung des ewigen Stillſchweigens in Folge einer 
Aufforderungsklage; 
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ſtande belangt, müſſen, da das Forum des Fiscus, in Folge des ihm 
zuſtehenden Privilegiums, auch für feinen Gegner Die competente Gerichts⸗ 
ſtelle iſt, nach den klaren Beſtimmungen des $. 50, des St. u. T. Gef. 

vom 27. Jänner 1840, die Schriften beider Streittheile, nach der Eigen: 
{haft des Gerichtes geftämpelt fein, bei welchem fie überreicht werden. 
(Hoftd. vom 12. Juli 1843, 3. 50,071.) 


8. über die Richtigkeit der Forderung eines bei dem Concurſe ſich 
meldenden Gläubigers; 
9. über eine Vorrechtsklage; 

10. über die angeſuchte Einſetzung in den vorigen Stand; 

11. über die Klage um Bezahlung des Liedlohns; 

12. über eine Streitſache, welche einen beſtimmten, ohne Einrech— 
nung der Nebenverbindlichkeiten 100 Gulden Conventions-Münze 
nicht überfteigenden Geldbetrag zum Gegenjtande hat; 

15. Erkenntniffe, durch welche die Bezahlung einer Forderung , die 
fih auf eine, vollen Glauben verdienende Urkunde gründet, dem 
Schuldner auferlegt wird, wenn die Sache nicht in das ordent: 
liche Berfahren eingeleitet worden ift; 

14. die Contumaz-Urtheile, in fo fern eine Einrede nicht erftattet 
worden ift; 

15. gegen Urtheile oder Erkenntniffe, welche auf Beſchwörung der 
Zeugniſſe, auf den Beweis durch Zeugen oder durch Kunftver- 
ftändige lauten, 

Wird die Appellation oder Revijion gegen ein Urtheil, welches 
nicht ausdrücklich unter der Zahl 1 bis 14 einfchließend angeführt ift, 
und welches über ein ordentliches Klagbegehren in der Hauptfache 
gefällt wurde, angemeldet, fo unterliegt die Appellationd: oder Re— 
vifions-Anmeldung dem Stämpel von 3 fl. (Ylire) für den erften Bo— 
gen, und für die übrigen Bogen dem für Eingaben in der Regel 
vorgefchriebenen Stämpel. 

Der $. 12., welder dem $. 61. des ©t. u. T. Gef. entfpricht, 
enthält den dritten Abſatz de3 $. 61. nicht, weil die Auditorinte Feine 
Real: Iuftangen find. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Stämpel für gerichtliche Aete in Streitfachen. _ 
| 1. | 
Bei den landesfürftlihen Gerichten. 
$. 25. 

Die Schriften, welche im gerichtlichen Verfahren in 
Streitfachen dem Stämpel unterliegen, find: 

1. Die Eingaben der Parteien; 

2. die Duplicate der Eingaben; 

3. die Abfchriften der Rubrik der Eingaben; 

4, die Beilagen, welche mit ven Eingaben überreicht, 
oder von der Partei zu den Protofollen beigebracht wer: 
den; | | 

5. folgende Amtliche Ausfertigungen: 

a) Die gerichtlichen Protokolle ; 

b) die gerichtlichen Vidimirungen von Abfchriften ; 

e) die gerichtlichen Abfchriften für die Parteien; 

d) die von einer Gerichtöbehörde erfter Inftanz ge: 
falten Urtheile, oder ftatt der Urtheile gefchöpften Er: 
fenntniffe; 

e) die Depofiten: Ertracte, 


$. 26. 


Die Eingaben der Parfeien unterliegen dem Stäm— 
pel von 15 Er. für den Bogen, wenn fie bei einem Golle: 
gial-Gerichte, d. i. einer aus mehreren geprüften Richtern 
zufammengefeßten Gerichtöftelle, und dem Stämpel von 
10 Er. für den Bogen, wenn fie bei einer anderen Gerichts— 
behörde überreicht werden. 


Erläuterungen zum $. 26. 


a) Die k. f. Berggerichte find von der k. k. allgemeinen Hoffammer, 
im Einverfändniffe mit der f, f. Hoffammer im Münz- und Bergwefen, 
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und mit der k. k. oberjten Zuftizftelle, als Singular-Gerichte erklärt wor- 
den, bei welden ſonach die durch das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 für Tandesfürftliche Singular-Gerichte vorgefchriebenen Stämpelge- 
bühren in Anwendung zu fommen haben. (Hofkd. vom 3. Februar ; Zahl 
1493.) *). 

b) Da diegs. 26, 40, 50, 61, 69 und 70 des St. u.T, Geſetzes vom 
27. Jänner 1840, die darin angeführten Stämpelgebühren ausbrüdlich 
für den Bogen der betreffenden Eingabe feftfegen, und der einer ſolchen 
Eingabe beigefügte fogenannte Mantelbogen allerdings einen Beftandtheil 
der Eingabe, alfo einen Bogen derfelben bildet, und das Gefeg übrigens 
nicht unterfcheidet, ob der Bogen der Eingabe, welcher dem erfien Gefuchs- 
bogen angefügt ift, das Geſuch felbft oder einen Theil derfelben, oder nur 
das rubrum in fich faßt, fo unterliegt nach dem erwähnten Gefege aller- 
Dinge auch derjenige Bogen, auf welchem ſich bloß dad rubrum der Ein- 
gabe befindet, nämlich der fogenannte Mantelbogen, dem gefetlichen 
Stämpel. (Hoftd. vom 10, Jänner 1843, 3. 46,975.) 

ce) Syndicats⸗Beſchwerden unterliegen im Sinne ded St, u, T. Gef. 
vom 27. Zänner 1840 demjenigen Stämpel, welcher für gerichtliche Ein- 
gaben im Allgemeinen vorgefchrieben iſt. (Hofkd. vom 11, Zänner 1843, 
3. 46,359.) | | 

$. 27. 


Bon der im 9. 26. aufgeftellten Regel finden folgende 
Ausnahmen ftatt: _ | | 

1, Die Eingaben, womit um eine Eintragung oder 
Löſchung in den Öffentlichen Büchern, im Wege der gericht: 
lichen Execution, angefucht wird, find dem im 9. 50.3. 4 
feftgefeßten Stämpel unterworfen, und nad) den dort 


*) Hierdurch ift die Beſtimmung dede Hof: Decretes vom 31. December 
"1841, 3. 46,553 , abgeändert worden: 

»Nachdem die Berggerichte foftemmäßig aus einem geprüften Chef 
und mehreren, fomit wenigftend zwei geprüften Affefforen zu beftehen 
haben (berggerichtliche Manipulationd = Infteuetion vom Jahre 1783, 
Berggerichts:Patent vom 1. November 1781, 8. 31. dann $. 439 a. G. 
O. und Hofdecret vom 18. Juli 1797), fo gehören dieſelben im Sinne 
des $. 26. des St. u. T. Gef. unter die Kategorie der Eollegial = Ge: 
richte, die k. k. Berggerichts⸗Subſtitutionen aber in die Elaffe der k. k. 
Singular= Gerichte, worauf bei Abnahme des Stämpels Rückſicht zu 
nehmen ift,« 
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ausgedrückten VBorfchriften zu behandeln. Wird nicht eine 
Ihriftliche Eingabe überreicht ſo ift ſtatt derfelben jeder: 
zeit ein Protokoll aufzunehmen. 


Erläuterungen zu $. 27, 1. 

a) Die auf instrumenta quarendigiata gegründeten Klagfchriften, 
mit dem Begehren auf Erecution, bis zur Sicherſtellung durch grundbii- 
cherliche oder landiäfliche Einverleibung, unterliegen dem im $. 27. 3. 1 
und $. 40, 3. 1. vorgezeichneten Stämpel. Die Duplicate diefer Klags 
ſchriften folgen der Regel. (Hofkd. vom 14. September 1842, 3. 29,225.) 
b) Die Entfcheidung der Frage, ob über einen Tabular:Befcheid der 
zweiten oder dritten Inftanz die Eintragung oder Löſchung in den öffentli- 
hen Büchern von Amtöwegen, ohne ein Geſuch der Partei abzuwarten, 
verfügt werben fünne, gehört in den Bereich der Juſtiz-Verwaltung, und 
it, wenn dießfalls ein Zweifel befteht, bei dem Obergerichte die Anfrage 
zu ftellen. (Hoftd, vom 26. April 1841, 8. 472.) 


2. Die Anmeldung der Appellation oder der Revifion 
(ohne Rüdficht, ob darin die Appellations: oder Revi— 
fions - Befhwerden enthalten find oder nicht), dann die 
Recurſe gegen diejenigen gerichtlichen Erkenntniſſe, wel: 
che in erſter Inftanz zufolge diefes Gefebes ausdrücklich 
dem Stämpel unterworfen werden 9. 35. und 36.) erfor: 
dern rückſichtlich des erften Bogens denfelben Stämpel, 
weldem Ein Eremplar des Urtheiles oder des Erfennt: 
niſſes des Richters erfter Inſtanz über die Streitſache, in 
welcher die Entfcheidung des höheren Richters angefucht 
wird, unterworfen if. 

Jeder weitere Bogen unterliegt dem im |. 26. vorge- 
fchriebenen Stämpel. | 


Erläuterungen zu $. 27, 2, 


a) Die Appellationd- und Nevifions- Anmeldungen gegen Urtheile 
über die Incidenzfrage, ob eine für bedenklich erklärte Urfunde bis zur 
Entſcheidung der Streitfache gerichtlich aufzubewahren fei, unterliegen dem 
gewöhnlichen Eingabenftämpel, (Hoftd, vom 26. April 1841, 3. 472.) 
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3. Die Geſuche, um Ausfertigung von Edicten jeder 
Art, dann die Geſuche um Annahme eines Depoſitums 
Erlags-Anbringen) erfordern bei Collegial-Gerichten den 
Stämpel von 45 Er,, bei anderen Gerichten den Stäm: 
pel von 30 Er. für den Bogen. Wird nicht eine ſchriftliche 
Eingabe überreicht, jo iſt ſtatt derſelben jederzeit ein Pro⸗ 
tofoll aufzunehmen, 


Erläuterungen zu $. 27, 3 


a) Da öfterd wahrgenommen wurde, daß Eingaben, deren ordnungs⸗ 
mäßige Erledigung die Ausfertigung eines Edicted zur nothiwendigen 
Folge haben mußte, ohne daß darin ein ausdrüdliches Begehren um eine 
Edictd- Ausfertigung geftellt worden wäre, auf dem einfachen Eingaben- 
ſtämpel mit Umgehung der Vorſchrift des $. 27. 3. 3 des St. u. T. Gef. 
überreicht wurden, fo hat fich die k. £, oberfte Zuftizftelle im Einverftänd- 
nifje mit der k. k. allgemeinen Hoffammer veranlaft gefunden, unterm 
13. December 1843, 3. 7903, an die Gerichtsbehörden folgende Wei: 
fung zu erlaffen: 

„Gerichtliche Eingaben, deren ordnungsmäßige Erledigung die Aus— 
. fertigung eines Edicts nothwendig erfordert, und welche mit einem gerin- 
geren, ald dem in den $$.27. 3.3, 40. 3. 3,50. 3.2 und 61. 3.2 (88. 28. 
3.3. und 41. 3. 2 des italienifchen Textes) vorgefchriebenen Stämpel 
verfehen find, find als ftämpelgebrehlich anzufehen und zu behandeln, 
wenn ſie auch fein ausdrückliches Anfuchen um die Ausfertigung eines 
Edictes enthalten, Wenn ed zweifelhaft wäre, ob ein Edict auszuferti- 
gen fei, fo ift die Partei aufzufordern, dießfalls ein beftimmtes Begeh— 
ren zu ftellen.“ (Dofkd. vom 30. Jänner 1844, 3. 51,883.) 

b) Geſuche, worin Parteien bei Gericht um Ausfertigung der Kund⸗ 
machung wegen Feilbietung gepfändeter Mobilien bitten, unterliegen in 
Anſehung des Stämpels als Edicts-Ausfertigungsgeſuche dem in den 
"88. 27. 3. 3 und 40, 3. 3 des deutſchen, und 9.28. 3. 3 des italieniſchen 
Tertes ded St. u. T. Gef, vorgefehriebenen höheren Stämpel. (Hofkdecr. 
vom 27. Juni 1844, 3. 19,410.) 

ec) Wenn bei einer, nad) dem bei einigen Gerichten beftehenden Ge— 
brauche, im Rathsſaale abgehaltenen Feilbietung, der erſte oder zweite Ter⸗ 
min, wegen Mangels an Kaufluſtigen, oder in Folge der klägeriſchen Er— 
klärung, dieſelbe für abgehalten zu betrachten, fruchtlos verſtrichen iſt, und 
die Licitation für den weiteren Termin anberaumt wird, oder wenn ber 
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Serretär über eine, aus obigen Gründen, bei dem erften oder zweiten Ter- 
mine nicht vorgenommene Feilbietung von Effecten berichtet, fo erfordern 
im erften Falle die aufgenommenen Protofolle, im Testen die das Protofolf 
vertretenden Berichte des Secretärs nur den Stämpel, der für Protofolle 
in Parteifachen und in gerichtlichen Angelegenheiten überhaupt feſtgeſetzt 
ift, nicht aber den, für Die Gefuche um Edictd - Ausfertigung feitgefetten 
höheren Stämpel, (Hofkd. vom 7. November 1842, 3. 41,831.) 


$. 28. 


Die Duplicate der Eingaben unterliegen dem Stäm— 
pel von 15 Er, oder 10 Er. für den Bogen, je nachdem die‘ 
Eingabe, deren Duplicat fie find, bei einer Gollegial: 
oder einer anderen Gerichtöbehörde überreicht wird. 


$. 29. 


Jede Abichrift ver Rubrik einer Eingabe (Rathſchlag), 
diefe mag an eine Gollegial: oder andere Gerichtöbehürde 
gerichtet fein, unterliegt bei jedem Gerichte dem Stämpel 
von 6 Er. 

Erläuterungen zum . 29. 

a) Ueber die Frage, ob die Rubrifs-Abfchriften der Protokolle ftäm- 
pelpflichtig feien, welche in Parteifachen der Richter zur Verſtändigung 
der Intereffenten ausfertigt, wenn anftatt eines Partei-Gefuches ein Pro- 
tool aufgenommen wird, und fomit die Protokolls-Rubriken die Rubrifs- 
Abſchriften der Eingabe vertreten, welche die Partei im Falle eines über— 
reichten Gefuches hätte beibringen follen, wurbe die Belehrung ertheilt, 
daß, fo wie die Protofolle, welche die Gefuche vertreten, dem Stämpel 
unterliegen, auch die Rubrifs = Abfchriften der Protokolle, welche die Ru- 
brifs-Abfchriften der Eingaben vertreten, ftämpelpflichtig find, infoferne 
nad) den beftehenden Vorſchriften die Parteien verpflichtet find, die Ru— 
brifö:Abfchriften zur Verftändigung der Intereffenten beizubringen. (Hoftv. 
vom 21. April 1842, 3. 299.) 

b) Die Beantwortung ber Frage in Betreff des Stämpels, welden 
die Rubrik erfordert, durch die die Mitgeklagten von einer mündlich zu 
Protokoll gegebenen Klage verftändigt werben, ift aus dem porausgehen- 
den Decrete vom 21. April 1842 zu entnehmen. (Hoftd.vom-20. Juli 1842, 
3. 15,882. — ©. $, 81. 6. e—h.) 
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Die Beilagen der Eingaben, und die Beilagen, wel: 
che von der Partei zu den gerichtlichen Protofollen beige: 
bracht werden, unterliegen ohne Unterfchied der Gerichts: 
behörde, bei welcher die Eingabe überreicht, oder von 
welcher dad Protokoll aufgenommen wird, dem Stämpel 
von 6 Er, für ven Bogen; ed wäre denn, daß Originalien 
oder pidimirte Abfchriften, welche mit dem in diefem oder 
einem früheren Gefebe vorgefchriebenen Stämpel verfe- 
ben find, oder Originalien beigebracht würden, welchen 
nad) dem gegenwärtigen Geſetze die unbedingte Stämpel- 
freiheit ($. 81.) zukommt. Solche Beilagen bedürfen kei⸗ 
ner Nachſtämplung. 


Erläuterungen zum |). 30. 


a) Die Driginal-Urfunden oder Schriften, welche vor dem Beftande 
eined Stämpelgeſetzes ausgefertiget wurden, unterliegen eben fo, wie jene 
Briefe oder Schriften, die an fich Fein Gegenftand der Stämpelpflicht find, 
wenn fie ald Beilagen von Eingaben an Behörden oder Aemter beigebracht 
werben, dem für die Beilagen überhaupt beftimmten Stämpel von 6 fr. 
für den Bogen. (Hofkd. vom 2. Februar 1842, 3. 316.) 

b) Die Original-Urfunden und Schriften, welche vor dem Beftande 
eines Stämpelgefeßes überhaupt ausgefertigt wurden, oder nad) dem frü- 
bern Stämpelgefege ftämpelfrei waren, oder enblich an und für ſich fein 
Gegenftand der Stämpelpflicht find, unterliegen, wenn fie ald Beilagen 
von Eingaben an Behörden oder Aemter beigebracht werben follen, im 
Sinne der $$. 30, 53. und 72, des St.u, T. Gef. dem für Beilagen im 
Allgemeinen beftimmten Stämpel von 6 fr. für den Bogen; und es iſt bie 
nachträgliche Aufdrückung des Beilagenftämpels allerdings zuläffig, indem 
der $. 92, des St. u. T. Gef. die Nachſtämplung nur rüdfihtlich jener 
Urfunden und Schriften unterfagt, die ſchon bei ihrer Ausftellung ſtäm⸗ 
yelpflichtig find. (Hofkd. vom 9. Auguft 1842, 3. 24.750, und 22. März 
1843, 3. 8888.) 

e) Urkunden oder Schriften, welde an und für ſich fein Gegenftand 
der Stämpelpflicht find, wenn fie ald Beilagen benügt werben, unterlie- 
gen dem Beilagenftämpel, und bürfen gleich den im $. 82, des St. u. T. 
Gef. ($. 65. ital. Textes) genannten Urfunden oder Schriften im Sinne 
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des $. 92; des St. u. T. Gef. (F. 75. ital. Tertes) der Stämplung unter- 
zogen, ober mit Beachtung des 8.105. (8. 88. italien. Tertes) bei dem 
Amte oder bei der Obrigfeit, vor welchen von den Beilagen Gebrauch 
gemadt werben will, mit dem erforderlichen Stämpel belegt werden. 
(Hoftd. vom 17. Zuni 1844, 3. 9437.) | 

d) Ueber die Frage, ob für nicht faldirte Conten über Beträge von 
nicht mehr ald 20 Gulden C. M. W. W. bei ihrer Verwendung ald Bei- 
lagen der nach dem Geldbetrage entfallende Stämpel von 3 Er. genüge, 
oder ob fie mit dem Beilagenftämpel von 6 Fr. für den Bogen verjeben 
fein müffen, wird bedeutet, daß folche Gonten bei ihrer Verwendung ald 
Beilagen allerdings den eben erwähnten Beilagenftämpel erfordern. Denn 
vermöge der $$.30., 42., 53., 64. und 72, ded St. u. T. Gef. find von der. 
darin enthaltenen Regel, nach welcher jede Beilage dem Stämpel von 
6 Er, für den Bogen unterliegt, nur jene Driginalien ausgenommen, welche 
mit dem in biefem oder einem frühern Gefese vorgefchriebenen Stämpel 
verfehen find, oder welche nach dem gegenwärtigen Gefege die unbedingte 
Stämpelfreiheit genießen. Ein nicht faldirter Conto ift aber an ſich ver- 
möge des $. 6. des St. u. T, Gef. nicht ftämpelpflictig, wie er ed auch 
unter dem frühern Stämpelgefege nicht war. Wird ein folder Conto als 
Beilage verwendet, fo unterliegt er dem Stämpel nur wegen biefer Ber: 
wendung, und muß daher auch mit dem für Beilagen überhaupt vorge: 
ſchriebenen Stämpel verfeben fein, 

Es fann nicht davon die Rede fein, daß ein folder, auf dem Stäm- 
pel nad) dem Geldbetrage ausgeftellter Conto ſich als eine noch zu vervoll- 
ſtändigende Quittung, für welche diefer Stämpel vorgefchrieben ift, dar- 
ftelle, da eine jede Urkunde oder Schrift in Anfehung ihrer Stämpelpflicht 
nur nad ihrem gegenwärtigen Inhalte und ihrer gegenwärtigen Cigen- 
haft beurtheilt werben muß, und hierbei auf eine mögliche Verände— 
rung derſelben feine Rüdficht genommen werden darf. 

Es darf daher auch im vorliegenden Falle ein nicht faldirter Conto 
nur als Beilage, wozu er nach der Vorausſetzung verwendet wird, 
nicht aber als eine Quittung, in welche er umgeſtaltet werden * 
beurtheilt werden. (Hofkd. vom 18. März 1842, 3. 7021.) 

e) Wenn auch Bücher und Manuffripte Cbei ihrer Verwendung als 
Beilagen) dem Stämpel nicht unterliegen, fo find doch feineswegs über: 
haupt Drudforten, welche allerdings unter den Begriff „Schriften“ 
-fubfumirt werben können, von der Stämplung ausgenommen, daher auf 
einzelne Blätter von Zeitfchriften, auf gebrudte Pränumerationd- Anfün- 
Digungen u. f. w., wenn fie ald Beilagen vorfommen, die für den Bei: 
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Tagenftämpel beſtehenden gefeglichen Beftimmungen anzuwenden find, (Hofe 
Eammerbecret vom 8. Juni 1842, 3. 15,746.) | 

f) Die nah den frühern Stämpelvorfchriften bereits mit einem 
3 fr. Stämpel verfebenen einfachen Abſchriften, bedürfen, wenn bie- 
felben gegenwärtig ald Beilagen zum ämtlichen oder gerichtlichen Ge— 
brauche dienen follen, nur der Stämplung mit 3 fr. (Hofk. Decret vom 
27. December 1842, 3. 44,090.) 

g) Die Koften-Berzeichniffe (Erpend-Noten), welche die Curato— 
ren den Gerichtöftellen vorlegen, erfcheinen ald Beilagen ber Einga: 
ben, mit denen fie vorgelegt werden, und unterliegen dem Beilagen: 
Stämpel ($$. 30., 42., 53. und 64, des St. u. T. Gef.) , welchem aud) 
die diefen Erpend-Noten zuliegenden Behelfe unterworfen find. Die $$. 
82, 3.3. und 83., 3. 2. und 3. des St. u, T. Gef. finden bei der Vor— 
legung dieſer Erpend:Noten und ihrer Allegate an die Curatels-Be— 
hörde feine Anwendung. — Die ſolchen Expens-Noten beigelegten 
Brief-Couverte insbefondere find in dem Sinne der $$. 30., 42., 53. 
und 64., dann $. 81. 3. 24 und 26 ftämpelfrei. Dagegen unterliegen 
die Goncepte, welche beigefchloffen werden, nach der Regel dem Beila- 
gen-Stämpel, (Hofk. Deeret vom 3. Mai 1942, 3. 8758.) 

h) Der rotulus actorum unterliegt, dba ihn die Advocaten nad) 
$. 244. der allgemeinen ($. 320, der weitgalizifhen) Gerichts-Ordnung 
und nad der Refolution vom 31. Detober 1785 (I. ©. S. Nr. 489 
lit. c. e.) außergerichtlich zu verfaffen, und zur Inrotulirungs -Tagſa⸗— 
gung mitzubringen verpflichtet find, und derfelbe fomit ald eine Beilage 
des bei der Inrotulirung aufgenommenen Protofollö erfcheint, nach den 
Beftimmungen des St. u.T. Gef. dem für Beilagen feftgefegten Stämpel. 
Gofkd. vom 6. Juli 1943, 3. 20,595.) 

i) Nachträglich zu dem Decrete vom 6. Juli 1843, 3. 20,595, und 
um Mifverftändniffen zuvorzukommen, wird bemerfet, daß ber rotulus 
actorum nur in fo ferne den Beilagen-Stämpel zu erhalten bat, als 
derfelbe bei den Gerichtsftellen ald Beilage des Inrotulirungs-Proto: 
folfes , oder fonft einer ämtlichen Verhandlung vorfommt. — In fo ferne 
aber bei®erichtöftellen nach dem beftehenden Gerichtsgebrauche der rotulus 
actorum als eine abgefonderte Beilage eined Protofolled oder anderen 
Actes nicht erfcheint , fondern der Acten-Rotulus felbft in der Form eines 
gerichtlichen Protofolls abgefaßt, oder das Acten-Verzeichniß in das über 
ben Met der Inrotulirung oder fonft eine Amtshandlung aufgenommene 
Gerichts: Protofoll eingefchaltet wird , Fann von der Anwendung des Bei: 
lagen-Stämpels nicht bie Rede fein, wohl aber muß das Protofoll, wel: 


110 $. 31. 


» ches über den Acten-Rotel aufgenommen wird, oder welchem das Acten- 


Verzeichniß eingefchaltet ift, mit dem für Protokolle vorgefchriebenen 
gefeglichen Stämpel verfehen fein. (Hofk. Decret vom 9. Zuli 1844, 3.16,122.) | 
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Die gerichtlichen Protokolle über mündlich ange: 
brachte Gefuche, über mündliche Verhandlungen, dann 
Augenfheind:, Schätzungs-, Licitationd-Protofolle und 
andere in Angelegenheiten der Parteien aufgenommene 
Protokolle unterliegen, je nachdem das Gericht, bei 
welchem fie aufgenommen werden, eine Gollegial- oder 
andere Gerichtöbehörde ift, dem Stämpel von 15 Er. 
oder 10 fr, für den Bogen. Hierbei finden folgende 
Ausnahmen Statt: 

1. Wenn ein Protokoll die Stelle einer fchriftlichen 
Eingabe vertritt, welche nach diefem Gefeße einem 
höheren Stämpel unterliegt (9. 27.), fo muß es mit 
dem für diefe fchriftliche Eingabe angeordneten 
Stämpel verfehen fein. | 

2. Die Protokolle über gerichtliche Vergleiche unter: 
liegen für den Ball, ald der Vergleich vor der In— 
rotulirung der Acten, oder vor dem Schluffe der 
mündlichen Verhandlung zu Stande kommt, für 
den eriten Bogen bei Gollegial-Gerichten dem Stäm- 

pel von Einem Gulden, und bei anderen Gerichten 
dem Stämpel mit 30 Er., in dem Falle hingegen, 
wenn der Vergleich erſt nach der Inrotulirung 
der Acten oder nach dem Schluffe der mündlichen 

Verhandlungen zu Stande gekommen ift, bei Col: 

legial-Gerichten dem Stämpel von zwei Gulden, 

und bei anderen Gerichten dem Stämpel von Einem 

Gulden. Wird jedoch über eine Streitfache,. welche 

einen beftimmten, ohne Einrechnung der Nebenver: 

bindlichkeiten Gin Hundert Gulden Conventions⸗ 
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Münze nicht überfteigenden Geldbetrag zum Ge— 
genftande hat, wor der Inrotulirung der Acten, 
oder vor dem Schluffe der mündlichen Verhand⸗ 
lung ein gerichtlicher Vergleich eingegangen, fo ilt 
das hierüber aufgenommene Protokoll bei jedem 
Gerichte hinfichtlich des erften Bogend dem Stäm- 
pel von 15 Er. unterworfen. Seder weitere Bogen 
unterliegt in allen hier bemerkten Fällen dem in 
der Regel für die Protokolle feſtgeſetzten Stämpel. 


Erläuterung zu $. 31. 


a) Das Stämpel- und Tax-Geſetz fchreibt außer den wenigen, in 
dem Gefege ausdrücklich angedeuteten Fällen nicht vor, ob bei einem An- 
fuchen eine fchriftliche Eingabe zu machen, oder ein Protofoll darüber auf- 
zunehmen fei. In diefer Beziehung ift ſich an die beftehenden Vorfchriften 
zu halten. Wird jedoch in Folge der beftehenden Amts-Inſtruction und 
überhaupt der Vorſchriften für die Gefhäftsbehandlung, oder in Folge 
der beftehenden Geſchäftsübung, für deren Befolgung die Behörden ver: 
antwortlich bleiben, ein Geſuch überreicht, oder ein Protofoll aufgenom- 
men, fo muß dasſelbe dem gefeglichen Stämpel unterzogen werben, 

Die Eintragung der ftämpelpflidtigen Geſuche in, ungeftämpelte - 
Bücher wäre aber eine Umgehung des Geſetzes; Diefe Bücher müßten als 
Protokolle betrachtet , und dem Stämpel unterworfen werben. (Hofkd. vom 
5. und 7. Zuni 1841, 3. 7111 und 11,418.) 

b) Ueber miündliches Anbringen der Parteien um Tagfagungs-Ber: 
längerung find eigene Protofolle aufzunehmen, welche den, durch dad 
Geſetz vorgefchriebenen Stämpel zu erhalten haben. (OHofkd. vom 22. Sep⸗ 
tember 1841, 3. 38,617; — Juſtiz-Hofd. vom 14. September 1841, 3. 5524.) 

c) Damit bei dem Verfahren der Gerichtöftellen, wornach bei der 
Borname einer Super- Pfändung die Verfaffung des Pfändungs-Ver⸗ 
zeichniffed, welches ald Protokoll ftämpelpflichtig ift, ‚unterbleibt, umd 
die Anmerkung der Super- Pfändung nur auf ber erften Pfandbefchreibung 
beigefegt wird, dem Stämpelgefese Genüge gethan werde, ift zu ber 
Relation des Gerichtödieners über die Super-Pfändung, welche eigentlich 
nad) $. 81. ftämpelfrei wäre, jener Stämpel mit einem ober mehreren 
Bogen zu verwenden, welcher zu der als erfte Pfändung aufgenommenen 
Beſchreibung, mittelft eines oder mehrerer Stämpelbogen in Berwen- 
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dung zu bringen war, (Hofkd. vom 7, November 1842, 3. 41,331, im Ein: 
verftändniffe mit der k. k. oberften Juſtizſtelle.) 

d) Ueber eine vorgefommene Anfrage in Betreff der Stämpel- 
pflichtigfeit der Relationen der Amtsdiener, über die von denfelben ver: 
fuchten oder vorgenommenen Mobiler · Pfändungen, ift auf das (vor: 
ausgehende) Hoffammer:Deeret vom 7. November 1842, 3. 41.831, 
über SuperPfändungen gewiefen worden, welches die Belehrung ent: 
hält, daß die Relationen der Amtsdiener über die von ihnen vorgenom— 
menen Pfändungsacte, nach $. 81. des St. u. T. Gef. ftämpelfrei, das 
gegen die Befchreibung der gepfändeten Gegenftände, als Protofoll in 
Parteifachen, ftämpelpflichtig ift, wobei es fih von felbit verfteht, daß 
auch Abfchriften hiervon, wenn fie den Parteien binausgegeben werben, 
dem vorgefchriebenen Stämpel unterliegen. 

In Fällen, wo feine zur Pfändung geeigneten Gegenftände vor- 
gefunden werden, kann aud nur die ftimpelfreie Relation des Gerichts: 
dieners vorkommen. (Hoffd. vom 19. März 1843, 3. 3898.) 

e) Gerichtliche Licitations-Protokolle unterliegen bei landesfürſtli⸗ 
chen Gerichten in Streitſachen immer dem fixen Stämpel des $. 31. des 
St. u. T. Gef., außer Streitfadhen aber dem firen Stämpel des $. 54. 
diefes Geſetzes nur fo lange, ald fie nicht von den Parteien gefertigt 
werden, und fohin nicht ald foldhe erfcheinen, welche die Stelle von 
Urkunden vertreten. Im Falle diefer Vertretung find die ebenerwähnten 
Protofolle außer Streitfahen nah $. 54. dem Urkunden-Stämpel zu 
unterziehen, (Hofkd. vom 6. November 1841, 3. 7959.) 

f) Lieitationd:Protofolle über eine Veräußerung, Verpachtung oder 
Bermiethung unterliegen bei Tandesfürftlihen, Patrimonial: und Com: 
munal-Gerichten in Streitfachen, dem Stämpel der $$. 31. und 43. des 
St. u. T. Gef.; außer Streitfachen aber Dem Stämpel der $$. 54. und 
65. dieſes Geſetzes. 

Wird jedoch, wenn ein ſolches Protokoll die Stelle einer Urkunde 
vertreten ſoll, der Kauf-, Pacht- oder Mieth-Betrag, nach welchem 
ſich der zu verwendende Stämpel richtet, erſt durch die Licitation er: 
mittelt, ſo kann das Protokoll unter jenem Stämpel errichtet werden, 
welcher für Protokolle überhaupt vorgeſchrieben iſt; es iſt aber nach der 
Feſtſtellung jenes Betrages auf der Grundlage des Lieitations-Proto—⸗ 
kolles die Urkunde auf dem vorgeſchriebenen Stämpel auszufertigen. 

Bei Protokollen, welche die Stelle von Eingaben vertreten, die 
einem höheren Stämpel unterliegen, läßt ſich der Stämpel im Voraus 
beſtimmen, und ſolche Protokolle ſind daher gleich urſprünglich auf je— 
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nem Stämpel zu errichten, welcher für die durch fie vertretene Ein: 
gabe vorgefchrieben ift. (Hofkd. vom 20. Juli 1842, 3. 15,882. Abf. 5.) 

g) Das St. u. T. Gef. ift nicht entgegen, daß über ein aufge= 
nommenes Protokoll eine eigene Vertrags-Urkunde ausgefertiget werbe, 
in welchem Falle das Protokoll nicht die Stelle der Urfunde vertritt, 
und basfelbe daher nicht den Urfunden-, fondern den gefeglichen Pro: 
tokolls⸗Stämpel ($$. 31. 43. 54. und 64. des St. u. T. Gef.) zu er: 
halten hat. 

Das Amt muß fich jedoch in der Lage erhalten, den Beweis, daß 
ein geftämpelter Vertrag wirklich ausgefertiget wurde, und fomit das 
Protokoll für feinen der Eontrahenten die Stelle der Urkunden zu ver- 
treten hatte, berftellen zu Finnen, wenn das Protokoll fonft , feinem 
Inhalte nad, eine Urfunde vertreten könnte. | 

In Betreff der Vertrags-Urkunde felbft, verfteht es fich ohnehin, 
daß diefelbe, nach der allgemeinen Borfchrift für den Urkunden-Stäm— 
pel, dem vorgefhriebenen Stämpel zu unterziehen fein wird, 

Wird Feine eigene Bertragd:lirfunde ausgefertiget, und das Pro: 
tofoll vertritt fomit die Stelle der Urkunde, fo ift felbes, mit Aus— 
name der Licitationd: Protokolle in adminiftrativen Angelegenheiten bei 
Iandesfürftlichen Aemtern und Behörden, welche nachgeftämpelt werden 
können, fchon bei der Aufname ftämpelpflichtig, und nad ber aus: 
drüdlichen Beftimmung des St. u, T. Gef, mit dem Urkunden:Stäm- 
pel zu verfehen, (Hoftd, vom 8. März 1843, 3. 4186.) 

h) Der $. 31. 3.2 des für die deutfchen Provinzen und Galizien 
erlaffenen St. u. T. Gef. ($. 32. 3.2 des St. u. T. Gef. für die lomb. venet, 
Provinzen) hat nur jene gerichtlichen Vergleiche zum Gegenftande, welche in 
einem anhängigen Rechtöftreite abgefchloffen werden, wie ſchon Die Ueber— 
fehrift des zweiten Abjchnittes — vom Stämpel für gerichtliche Acte in 
Streitſachen — zeigt. Andere von was immer für Behörden — alfo auch 
vor Gerichten außer diefem Falle aufgenommene Vergleichsverhandlun— 
‚gen, Vergleichsverſuche und Bergleiche find nach $. 73. des St. u, T. 
Gef. ($. 56. des St. u. T. Gef. für die Tomb, venet, Provinzen) zu 
behandeln, daher unter den dort angebeuteten Beftimmungen bie Proto- 
kolle, welche Bergleiche enthalten, allerdings, da fie die Stelle von 
Urkunden vertreten, dem Urkunden-Stämpel unterliegen, fo wie diefem . 
Stämpel nad) der allgemeinen Regel auch die Vergleiche unterworfen 
ſind, welche in Folge folder Verhandlungen zu Stande fommen, und 
wicht in der Protokollsform aufgenommen, fondern worüber a 

v. Schwarz Staͤmpelvorſchriften. 
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Urkunden ausgefertiget werden. (Hoftd. vom 13. Mai 1841, 3. 3473; an 
den Gameral-Magiftrat in Mailand.) 

i) Wenn zwifchen denfelben Parteien mehrere Klagen anhängig 
find, und die Parteien fümmtliche Klagen durch einen einzigen Vergleich 
erledigen wollen, fo ift ber in den $$. 31. und 43, des St. u. T. Gef. 
($. 32, italienifcher Tert) vorgefchriebene Stämpel fo oft zu verwenden, 
als Klagen im Wege des Vergleiched erlediget werben follen. (Aller- 
höchſte Entſchließung vom 29, Auguft 1842.) — Protofolle über 
gerichtliche Vergleiche, welche nach geſchöpftem Urtheile oder nach In— 
rotulirung der Acten ad appellatorium, oder ad revisorium gejchlof- 
fen werben, unterliegen der höheren Stämpelgebühr, welche in dem 
$. 31. 3.2, des deutfchen, und in dem $. 32. 3. 2 des ital. Terted 
ded St. u. T. Gef. für die Vergleiche feftgefewt ift, die nad der In— 
rotulirung der Arten, oder nah dem Schluffe der mündlichen Ver— 
handlung zu Stande fommen. (Hofld. vom 7, November 1842, 3, 41,831.) 

k) Wenn bei gerichtlichen Bergleihen, in dem Vergleiche zugleich 
eine Uebergabe von Efferten und Pfandftüden, oder eine Zahlung ent: 
halten ift, oder überhaupt mehrere und verſchiedene Rechtögefchäfte in 
diefe Vergleiche einbezogen werden, fo muß für den Vergleich ber 
Bergleichöftämpel nach den 88. 31. und 43. des St. u. T. Gef. ($.43. 
ital, Tert) bezahlt werben; rüdfichtlid der übrigen, mit dem Vergleiche 
in Berbindung gebrachten Gefchäfte aber, in Anfehung welder das Ver⸗ 
gleichs⸗Protokoll die Stelle einer Urkunde vertritt. ($$. 54. 65. und 73, des 
deutſchen, und 88. 45. und 56, des ital, Tertes des St. u. T. Gef.) hat der ge- 


‚ jegliche Urkundenftämpel in Anwendung zu fommen, wobei die Gebühr 
insbefondere mit Rüdfichtname auf den $. 96, des St. u. T. Gef. ($. 79. 


italienischer Text) zu berechnen iſt. CHoftd. vom 7. November 1841 , Zahl 
41,831; im Einverftändniffe mit der 8. k, oberften Juftizftelle.) 

I) Die ämtlichen Protofolle über Klagen auf Scheidung von Tifch 
und Bett find, gleih den Verhandlungen in andern Privatfachen, 
der Stämpelpflicht zugewiefen. (Hoftd, vom 14, September 1842, 3, 29,225.) 


$. 32. 


Bon den Parteien felbft beforgte Abfchriften, welche 
ber gerichtlichen Vidimirung unterzogen werden, müffen 
auf jedem Bogen mit dem Stämpel von 15 Er. verfe- 
ben fein; das Gericht, welches die Vidimirung vor- 
nimmt, mag eine Gollegial- oder andere Behörde fein. 
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Erläuterung zu . 32, 


a) Die Entſcheidung, welche über die Anfrage, ob vidimirte Ab— 
fohriften nach den Beftimmungen über den Stämpel für Abfchriften, 
oder ob fie nach $. 99. des St. u. T. Gef, ald mehrfache Ausfertigun- 
gen anzufehen, und als foldhe ver Stämplung zu unterziehen find, — 
dahin gefället wurde, daß die $$. 32. 34. 44. 53. 64. 74. und 76. 
des St. u. T. Gef., welche von Bidimirungen handeln, überhaupt von 
Abfchriften fprechen, es fomit feinem Anftande unterliege, daß unter 
dem allgemeinen Ausprude „Abfchriften“ ſowohl Abfchriften von Ur- 
funden, als auch von andern Schriften zu verftehen find, der 8.99, 
bloß von mehrfachen Ausfertigungen von Urkunden und Schriften 
handle, eine Abfchrift einer Urkunde oder Schrift aber, wenn biefelbe auch 
vidimirt wird, Feine weitere Ausfertigung einer Urkunde oder Schrift fei, 
fondern ftetd nur eine Abfchrift bleibe, daher auch der 8.99. auf vidimirte 
Abſchriften von Urkunden nicht angewendet werben fönne, fondernnur aufjene 
Urkunden und Schriften Anwendung finde, welche in mehreren Erempfaren 
Ausgefertiget werden, — wird als im Geſetze gegründet genehmiget. (Hofkd. 
vom 3. März 1842, 3, 46,051.) 


$. 33. 


Eiinfache gerichtliche Abfchriften für die — 
unterliegen ſowohl bei Collegial- als bei anderen Gerich— 
ten dem Stämpel von 15 Er. für den Bogen. 


Erläuterung zu |, 33, 


8) Die Ämtlihen Abfchriften, welche von einer vom Stämpel be: 
freiten Partei gefordert werden, um bamit ihre Klage oder Einrede 
zu belegen, können allerdings ungeftämpelt ausgefertiget werben; da 
diefelben, in fo fern die Partei überhaupt ftämpelfrei ift, von diefer Ge— 
bührenfreiheit nicht ausgefchloffen find. (Hoftd, vom 8. October 1843, 3. 32,179.) 
b) Was die Ahfchriften betrifft, welche von den Gerichten den Par: 
teien, ohne daß fie diefelben beftellt haben, zubecretirt werden, fo find 
diefelben ſtämpelpflichtig, weil das Geſetz Abfchriften ohne Unterfchied, 
ob fie von den Parteien beftellt wurden oder nicht, dem Stämpel unters 
wirft. (Hoftd. vom 21. April 1842, 3, 299.) 
c) Abfhriften von Protofollen über münblih aufgenommene Kla- 
gen find, als Abfchriften ohne Unterſchied, ob fie für den era oder den 
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Geffagten ausgefertigt werben, dem gefeglichen Stämpel zu unterziehen. 
(Hofkd. vom 7. Rovember 1842, 3. 41,831. b.) 

d) Die Abfchriften der Inventarien, Schägungen und Licitations⸗ 
Protofolle für Parteien find auf jenem Stämpel zu fchreiben, welcher 
vermöge der 88. 33., 34, 44, 45., 53. und 64. des St. u, T. Gef. 
für gerichtliche Abfchriften überhaupt beftimmt iſt. (Hofkd. vom 20. Juli 
1842, 3. 15,882.) | 

e) Gerichtliche Abfchriften von Augenfcheind-, Schägungs-, Liri- 
tationd= u. dgl. Protofollen unterliegen dem für Abfchriften überhaupt 
vorgezeichneten Stämpel, ohne Unterſchied, zu welchem Zwecke von 
einer folchen Abfchrift Gebrauch gemacht wird, Ueber die Frage: ob in 
einem beftiminten Falle die Beibringung des Original:Protofolles, oder 
einer vidimirten, oder bloß einfachen Abſchrift erforderlich fei, hat bie 
betreffende Gerichtöbehörde zu entſcheiden. (Hoftd. vom 14. September 1842, 
3. 29 225.) 

N Die Abfchriften der Protokolle über abgeſchloſſene Vergleiche find 
mit dem Abfchriften-Stämpel zu verfehen; die darüber binausgegebenen 
ämtlichen Erfedigungen unterliegen jedoch der Stämpelpflicht nicht. 
(Hoftd, vom 22. Detober 1842, 3. 29,897.) 


$. 34. 
Vidimirte gerichtliche Abfchriften für die Parteien 
unterliegen fowohl bei Eollegial: ald bei anderen Ge- 
richten dem Stämpel von 30 Er. für den Bogen, 


$. 35. 


Die nachfolgenden gerichtlichen Urtheile erfter Ins 
ftanz, oder ftatt der Urtheile erlaffenen Erkenntniſſe 
. 8i., Z. 6) unterliegen in jeder Ausfertigung dem 
Stämpel von zwei Gulden, wenn dad Urtheil oder Er: 
Eenntniß von einem Gollegial-Gerichte, und dem Stäm⸗ 
pel von Einem Gulden, wenn es von einem anderen 
Berichte gefchöpft worden iſt; nämlich die Urtheile oder 
Erkenntniſſe | 
“1. über die Rechtfertigung des Auöbleibend bei einer 

Tagſatzung, | 

2, über den Zurlickerlag einer Klage, 
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3, über die Frage, ob Semand bei Behandlung der 
Gläubiger der Mehrheit beizutreten fchuldig fei, 

4. über die Einwendung, daß dem Richter die = 

barkeit nicht zuftehe, 

5. über die Geftattung der in der Replik oder in der 

Duplik beigebrachten Neuerungen, 

6. über die Frage, ob die Vertretung Statt habe, 

7. über die Auflegung des ewigen Stillfehweigens in 

Folge einer Aufforderungsklage, 

8. über die Richtigkeit der Forderung eines bei dem 
Concurſe ſich meldenden Gläubigers, 
9. über eine Vorrechtsklage, 

10. über die angeſuchte Einſetzung in den. vorigen 
Stand, 

11, über die Klage wegen einer Befigeöftörung (in pos- 
sessorio summarissimo) in den Ländern, wo dieſes 

Verfahren beiteht, 

12. über die Auffündigung eines Pacht: oder Meth⸗ 
vertrages, in fo fern der Streit bloß darüber geführt 
wird, ob die Pacht: oder Miethzeit abgelaufen fei, 

13. über die Klage um Bezahlung des Liedlohnes, 

14. über eine Streitfache, welche einen beftimmten, 
ohne Einrechnung der Nebenverbindlichkeiten Ein: 
hundert Gulden Conventions⸗Münze nicht überſtei⸗ 
genden Geldbetrag zum Gegenftande hat, 

15. Erkenntniffe, durch melde die Bezahlung einer 

* Forderung, die ſich auf eine vollen Glauben ver: 
dienende Urkunde gründet, dem Schuldner auferlegt 
wird, wenn die Sache nicht in das ordentliche Ver: 
fahren eingeleitet worden ift, 

16. die Contumaz-Urtheile, in fo fern eine Einrede 
nicht erſtattet worden iſt, | 

‚17. die Erkenntniſſe auf den Beweis durch Sachver⸗ 

ftändige, in fo fern dieſer Beweis bloß wegen 
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Dringlichkeit deöd Gegenftandes oder Gefahr am Ver⸗ 
zuge angeordnet wird, 

18. Endurtheile, welche in Folge des früher auf Be: 
ſchwörung der Zeugniffe, auf den Beweis durch Zeu- 
gen, oder auf den Beweis durch Sachverftändige 
erfloffenen Urtheild oder Erkenntniffes gefället wer: 
den; in fo fern ſchon dieſes Urtheil oder Erfenntniß 
dem im 6. 36. vorgefchriebenen Stämpel unterliegt. 


Erläuterung zu $. 35. 15. 


a) Ausfertigungen der Wechfelgerichte, wodurch der Auftrag der 
Zahlung binnen 24 Stunden bewilligt wird, unterliegen dem in dem 
$. 35. 3. 15 ded St. u. T. Gef. ($. 36. 3. 15 ital, Tert) vorgefchrie- 
benen Stämpel. (Allerhöchſte Entſchließung vom 29. Auguft 1842, 
Hoftd, vom 7. November 1842, 3. 41,831.) 

b) Ueber die Anfrage, ob in dem Falle, wenn in einer Wechfelflage 
der Zahlungs-Auftrag gegen mehrere Wechfel-Schufdner verlangt wird, 
der zu erlaffende Zahlungs-Auftrag in allen den Beklagten zuzuftellenden 
Ausfertigungen, oder bloß in jener, welche dem Erftbeflagten zuzuftellen ift, 
dem durch die allerhöchſte Entfchliefung vom 29. Auguft 1842 feft- 
gefesten Stämpel unterliege, bat die allgemeine Hoffammer im Ein: 
verftändniffe mit der oberften Juſtizſtelle erflärt, daß dieſer Zahlungs- 
auftrag in Gemäßheit der $$. 35., 36. und 99, des St. und T. Gef. 
in jeder den Geflagten zuzuftellenden Ausfertigung mit dem erwähn— 
ten Stämpel verfehen fein müffe. (Hoftd. vom 29, Juni 1844, 3, 18,522, 
und Deeret ber k. k. oberften Juſtizſtelle an alle Appellations= Gerichte vom 
25, April 1844. — ©. $,.81. 6. i.—q.) 


$. 36. 


Jedes Eremplar eined gerichtlichen Urtheild eriter 
Inſtanz, oder ftatt des Urtheild erlaffenen gerichtlichen 
Erkenntniſſes auf Beſchwörung der Zeugnifle, auf den 
Beweis durch Zeugen oder auf den Beweis durch Sach: 
verftändige, wenn diefer letztere Beweis außer den im 
0. 35, unter 3. 17. bezeichneten Fällen angeordnet wird, 
fo wie jedes Eremplar eined gerichtlichen Urtheild erfter 
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Snftanz, weiches über ein ordentliched Klagbegehren in 
‚der Hauptfache gefällt wird, und im$.35. nicht ausdrück⸗ 
lih einem geringeren Stämpel unterworfen ift, unter: 
liegt dem Stämpel von fechd Gulden, wenn ed von einem 
GCollegial-Gerichte gefehöpft, und dem Stämpel von drei 
Gulden, wenn ed von einem andern Gerichte gefällt wird, 


Erläuterungen zu $. 36. 


a) Wenn in einem Gefuche um die Bewilligung zur Ertabulirung 
von Rechten entweder Fein Klagbegehren geftellt, oder über das nur 
bedingnigweife (nämlich für den Fall der Nichteinwilligung ded Gegners 
zu der angefuchten Ertabulirung) geftellte Klagbegehren von dem Gerichte 
nicht abgefprochen, fondern die gebetene Ertabulation über Einverftänd- 
niß ber Intereffenten durch einen Befcheid bewilliget wird, fo ift biefer 
Beſcheid nah $. 81. 3. 6. ded St. u. T. Gef, ſtämpelfrei. — Wird 
aber über ein. ſolches Ertabulations-Anfuchen, welches ein auch mur 
bedingnißweife geftellted Klagbegehren enthält, ein fürmliches Urtheit 
ober Erkenntniß gefchöpft, fo ift ed mit dem im $. 36. und rüdfichtlich 
$. 35. des St. u. T. Gef, feflgefesten Stämpel zu verfehen. — Wird 
insbefondere in einem folchen Falle wegen des Ausbleibens Des Ge— 
klagten ober wegen Nichterftattung der Einrede ein Contumaz-Erkennt⸗ 
niß gefchöpft, fo ift ed dem Stämpel nad $. 35. 3. 16 dieſes Ge— 
fees zu umterziehen. — Haben aber im Falle mehrerer Streitgenoffen 
nur einige Feine Einrede erflattet, die andern hingegen dadurch, baf 
fie entweder Einwendungen erhoben, ober das Klagbegehren ausbrüd- 
lich zugeftanden, und in die Schöpfung eines Cingeſtändniß-Urtheiles 
gewilfiget haben, Rede und Antwort gegeben, fo kann bad Urtheil 
hierüber, da nach den beftehenden Vorfchriften für alle Streitgenoffen 
nur Ein Urtheil auszufertigen ift, nicht als Contumaz-Urtheil angefe- 
ben werben, und es ift fomit nicht dem Stämpel nah dem $. 35., 
fondern nach dem $. 36, des St. u, T. Gef. zu unterziehen. — End- 
lich unterliegen die Urtheile, welche in förmlichen Rechtöftreiten über 
das ausdrückliche Anerkenntniß des Gegners gefchöpft werden (Ur— 
tpeile auf Eingeftänbniß), dem Stämpel nad dem $. 36. des erwähn- 
ten Geſetzes, da fie in dem $. 35. desſelben, welcher die dem dort 
bezeichneten geringeren Stämpel unterliegenben Urtheile und Erkennt 
niffe aufzählt, nicht benannt find. (Hofkd. vom 6, October 1841, 3. 24,987.) 
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b) Die Anſicht, daß Chogenannte) Beiurtheile auf Beſchwörung 
ber Zeugniffe, auf den Beweis durch Zeugen und auf den Beweis 
durch Sachverftändige in einem foldhen Streitgegenftande, rüdfichtlich 
deffen das Endurtheil nad) $. 35. des St, u. T, Gef. dem geringeren 
Stämpel von 2 und rüdfichtlich 1 fl. unterworfen iftz 3. B. in einer 
Streitfache über die Bezahlung des Liedlohns, in einer Streitſache, 
welche einen 100 fl. C. M. nicht überfteigenden Geldbetrag zum Ge- 
genftande hat, — ebenfall® nur diefem geringeren Stämpel von 2 fl, 
und rückſichtlich 1 fl. gleich den Endurtheilen unterliegen, ift in dem 
Gefege gegründet. (Hofl, Deerete vom 4, Zuli 1841, 3. 22,105; 18. November 
1842, 3. 30,915, und vom 27. September 1844, 3. 34,943.) 


c) Die Anfiht, daß ein Urtheil, welches hinfichtlich einiger Klage: 
punkte. ein Endurtheil, binfichtlich anderer ein Beiurtheil ift, dem im 
$. 36. des St. u. T. Gef. feſtgeſetzten Stämpel unterliege, das zweite 
Urtheil hingegen, weldes ald Endurtheil in Anfehung jener Puncte er- 
folgt, rüdfichtlich deren in dem erften Urtheile der Beweis zugelaffen 
wurde, nad) dem $. 35. zu behandeln ift, wird ald dem Gefege entfpre- 
hend. genehmiget, (Hofk. Deeret vom 6. November 1841, 3. 7959.) 


d) Seine Ef. Majeftät haben mit allerhöchſter Ent- 
ſchließung vom 11. Juni 1842 zu erklären geruhet, daß Urtheile, 
die über Eingeftändniffe des Beflagten gefällt werben, nad) dem Sinne 
und Wortlaute der SS. 35. und 36, des Gt. u. T. Gef. vom 27. Jän⸗ 
ner 1840, in fo ferne fie nicht in einer der im $. 35. angeführten Ka— 
tegorien begriffen find, dem in dem $. 36. desſelben Geſetzes feftgefeg: 
ten Stämpel unterliegen. (Hofkd. vom 10. September 1842, 3. 32,209.) 


e) Die Einlagsbögen der Urtheile, der gerichtlichen Verordnungen 
zur Einantwortung der Berlaffenfchaft und zur Uebergabe des Pupil- 
lar⸗ oder Guratel-Vermögend, der Finalerledigungen über die Abfon= 
derung der Allodial-Güter yon Fideicommiß-Subftitutiond- ober Lehen- 
Gütern, endlich der Bewilligungen zur BVertaufhung, Verwandlung 
der Berfchuldung eines Fideicommiß-Guted und zur Auflöfung des Fidei⸗ 
eommiß=-Bandes, unterliegen im Sinne der $$. 35., 36., 55., 97. des 
St. u. T. Gef. feinem Stämpel, und ift fonad der für die Urtheile 
und die erwähnten Verordnungen geſetzlich vorgefchriebene Stämpel, 
wenn diefe Urtheife und Verordnungen auch aus mehreren Bogen befte- 
hen, nur einmal zu verwenden, (Hofkammer-Decret vom 8, Juni 1844, 
3. 15,979; — YuftigeHofdecret vom 27. Juni 1844, 3.4293, und Hofkd. vom 
‚2. September 1844, 3, 27,338.) 


$. 36. f. $. 37-38. — II. $. 39. 121 

) Die in den Fällen des $. 35. des St. u. T. Gef. gefchöpften 
Beiurtheile unterliegen dem in diefem Paragraph feftgefesten minderen 
Stämpel. Gofkd. vom 27. September 1844, 3. 34,943. — S. d. 81. 6.i.-4.) 


$. 37. 


Eine Auöname von den Borfchriften der (6.35. und 
36. machen im Goncurd-Berfahren : | Ä 
1. Dad Liquidationd-Urtheil, von welchem nur das 
für den Gläubiger, nicht aber auch das für den 
Maffevertreter beftimmte Eremplar dem Stämpel 
von zwei oder einem Gulden, nach dem bemerkten 
‘  Unterfchiede der Gerichte, unterliegt, und 
2. Das Glaflificationd-Urtheil, von welchem bloß das 
für den Maffevertreter beftimmte Eremplar auf einem 
Stämpelbogen von ſechs oder.drei Gulden nach dem 
erwähnten Unterfchiede der Gerichte auözufertigen 
ift, die den Gläubigern zuzuftellenden Auszüge aus 
dem Glaffifications-Urtheile aber dem Stämpel_von 
15 fr, für den Bogen unterliegen. 


8.38. 


Die Depofiten-Erfracte find ſowohl bei Gollegial: 
ald bei andern Gerichten dem Stämpel von 15 fr. für 
den Bogen unterworfen. 


- 1 


Beiden Patrimonial: (gutsherrlihen) und den Communal— 
(kädtifhen und Markt) Gerichten. 


$. 39. 


Die in dem ſ. 25. angeführten Schriften im gericht- 
lichen Berfahren in Streitfachen unterliegen auch bei den 
Patrimonial: (gutöherrlichen) und den Communal⸗ (ſtäd⸗ 
tiſchen und Markt⸗) Gerichten dem Stämpel. 
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$. 40. 


Die Eingaben der Parteien unterliegen dem Stäm— 
pel von 6 Er. für den Bogen. Hierbei werden folgende 
Audnamen feftgefebt : 

1. Die Eingaben, womit um eine Eintragung oder 
Löſchung in den Öffentlichen Büchern im Wege der 
gerichtlichen Erecution angefucht wird, find dem im 
I. 61. 3. 3. feſtgeſetzten Stämpel unterworfen. 
Wird nicht eine fchriftlihe Eingabe überreicht, fo 
iſt ſtatt derſelben jederzeit ein Protokoll aufzunehmen. 

2. Die Anmeldung der Appellation oder der Revifion 
(ohne Rüdfiht, ob darin die Appellationd- oder 
Revifiond-Befchwerden enthalten find oder nicht), fo 
wie der Recurd gegen die im ſ. 35, unter 1. bis einfchlie- 
Big 16. aufgeführten, dann gegen die auf Beſchwö— 
rung der Zeugniffe, aufden Beweis durch Zeugen oder 
auf den Beweis durch Sachverftändige erfloffenen 
Urtheile oder ftatt der Urtheile erlaffenen Erkennt: 
niffe erfordern rückfichtlich des erften Bogens den 
Stämpel von zwei Gulden, in fo fern das Urtheil 
oder Erfenntniß in erjter Inſtanz von einer aud 
mehreren geprüften Richtern zufammengefesten Ge⸗ 
richtöftelle gefället wurde, und dem Stämpel von 
Einem Gulden, wenn dad Urtheil oder Erfenntniß 
in erfter Inſtanz von einem anderen Gerichte ge: 
ſchöpft worden ift, hinfichtlich jedes weiteren Bo— 
gend aber dem für die Eingaben in der Regel vors 
gefchriebenen Stämpel, 

Wird die Appellation oder die Reviſion gegen ein 

im 9.35. von 1, bis einfchließig 16, nicht ausdrücklich 

angeführtes Urtheil, welches über ein ordentliches 

Klagebegehren in der Hauptfache gefällt wurde, an: 

gemeldet, fo unterliegt die Anmeldung rückſichtlich 
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des eriten Bogend dem Stämpel von ſechs oder drei 
Gulden, je nachdem das Gericht, welches in erfter 
Snftanz das Urtheil fallte, eine Eollegial- oder an: 
dere Gerichtöbehörde ift, hinfichtlich jeded weiteren 
Bogend aber dem für die Eingaben in der Regel 
feſtgeſetzten Stämpel. 

3. Die Geſuche um Ausfertigung von Edicten jeder 
Art, dann die Geſuche um Anname eines Depoſi⸗ 
tums (Erlagsanbringen) erfordern den Stämpel 
von 15 Er. für den Bogen, Wird nicht eine ſchrift⸗ 
lihe Eingabe überreicht, fo ift ftatt derfelben jeder: 
zeit ein Protokoll aufzunehmen. 


Erläuterungen zu ). 40. 


a) Bei Anwendung des St. u. T. Gef, ift nur derjenige Magiftrat 
als ein Collegial-Gericht zu betrachten, welcher mit einem geprüften 
Bürgermeifter und wenigftend zwei geprüften Räthen beſetzt ift. (Prot. 
Auszug ber Hof. an die k. k. oberfle Juftizftelle vom 8, Februar 1841, Zahl 
51,995. — Hoftd, vom 13. April 1841, 3. 10,829.) 

b) Als Magiftrate, welche im Sinne des $. 26. ded St. u. X. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 ald Gollegial-Gerichte zu behandeln find, 
(bei welchen daher der im zweiten Abfchnitte 3. II. des 1. Theiles ($.A0. 
3.2.) für die aus mehreren geprüften Richtern zufammengefegten Ge- 
sichtöftellen beftimmte höhere Stämpel in Anwendung zu fommen bat) 
wurben folgende bezeichnet: 

Im Lande Defterreih unter der Enns: der Magiftrat 
der Haupt⸗ und Refidenzitadt Wien, jener der I. f. Stadt Wiener Neu- 
ftabt und der Magiftrat der I. f. Städte Kremsd- und Stein; im 
Lande Defterreih ob der Enns der Magiftrat dr L f. 
Stadt Steier; in Böhmen die Magiftrate der F, Stadt Brür — Saa- 
zer Kreiſes, der k. Kreis- und privil. Bergſtadt Budweis — Budwei⸗ 
fer Kreiſes, — ber k. Kreis- und Leibgedingſtadt Chrudim — Chrudi⸗ 
mer Kreiſes, — der k. Stadt Eger — Elbogner Kreiſes, — der k. 
Stadt Elbogen — Elbogner Kreiſes, — der Municipalſtadt Gitſchin — 
Bidſchower Kreiſes, — der k. Kreisſtadt Jungbunzlau — Bunzlauer 
Kreiſes, — der f, Stadt Kaaden — Saazer Kreiſes, — der k. Kreis⸗ 
ſtadt Klattau — Klattauer Kreiſes, — der k. Stadt Kollin, Kaurzimer 
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Kreifes, der k. Stadt Komotau — Saazer Kreifed, — der k. Kreis— 
und Leibgebingftadt Königgrätz — Königgräger Kreifed, — der Mus 
nieipalftabt Ktumau — Budweiſer Kreiſes, — der FE. Silberbergitabt 
Kuttendberg — Czaslauer Kreifes, — der k. Kreisftabt Leitmerig — 
Leitmeriger Kreiſes, — der Municipalftabt Leitomiſchel — Chrudimer 
Kreifed, — der k. Kreid- und Leibgedingftabt Neubidſchow — Bid— 
ſchower Kreifes, — der k. Stadt Pilgram — Taborer Kreifes, — ber 
£. Kreisſtadt Pilfen — Pilfner Kreiſes, — der f. Kreisftat Piſek — 
Prachiner Kreifes, — ber k. Stadt Policzka — Chrudimer Kreifed, — 
ber k. Stabt Przibram — Berauner Kreifed, — der k. Kreisftabt Ra- 
fonig — Rafoniger Kreiſes, — der Municipalftadt Reichendberg — 
Bunzlauer Kreiſes, — der k. Stadt Rokitzan — Pilfner Kreiſes, — 
ber f. Kreisftabt Saaz — Saazer Kreifes, — der f. Kreisſtadt Tabor 
- — Taborer Kreifedg, — und der k. Gränzftabt Tauß — Klattauer 
Kreiſes; — in Steiermark: die Magiftrate der Provinzial-Haupt- 
ftadt Gräg, der Kreisftäbte Marburg, Cilly und Brud, dann ber 
Magiftrat zu Leoben; in Galizien: die Magiftrate zu Lemberg, 
Biala, Bochnia, Wieliczfa, Neu-Sander, Tarnow, Rzeszow, Ja: 
roslau, Przemysl, Neu-Sambor, Drohobyeze, Brody, Tarnopol, 
Stanislawow, Kolomea, und in ver Bukowina der Magiftrat zu Ger: 
nowig; in Mähren und Schlefien die Magiftrate der k. Haupt: 
flabt Brünn, der f. Stadt Gaya, der k. Stadt Hrabifch, ber k. Stabt 
Iglau, der f. Hauptftabt Olmütz, der Stadt Proßnig, der ſchleſiſchen 
Hauptfladt Troppau und der F, Stadt Znaim. (Suftig = Hofderret vom 
2, März 1841, 3. 1134.) | 

c) Auf die Anfrage des Budweiſer Magiftrates, ob bei dem Ma— 
giftrate, welcher nach Inhalt des vorftehenden Juſtiz-Hofdecretes vom 
2. März 1841, 3. 1134, als Gollegial:Gericht anzufehen ift, auch im 
Grunde des in diefer Weifung- ritirten $. 26. bed St. u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840* diefelben Stämpelgebühren einzutreten haben, wie bei 
den in biefem Paragraphe behandelten Iandesfürftlichen Gerichten, oder 
ob ungeachtet der Beziehung auf den $. 26. die den Unterſchied zwi— 
‚ Shen ben Iandesfürftlichen und den Patrimonial= Gerichten fetfegenden 
Beftimmungen bes erwähnten Gefeges, für den Magiftrat verbindlich 
feien, wirb der Gameral= Gefälfenverwaltung bedeutet: der $. 26. des 
St. u. T. Gef. ift in dem obigen, von der oberften Juſtizſtelle an die 
Appellationd:Gerichte erlaffenen Decrete vom 2, März 1841, welches 
der Cameral-Gefällenverwaltung unter dem 18. April 1841 zur Richt⸗ 
ſchnur mitgetheilt wurbe, berufen, weil er bie Definition eines Gollegial- 
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Gerichtes gibt. Hierbei bleibt der im Gefege gegründete Unterfchieb zwi⸗ 
ſchen landesfürſtlichen, dann Patrimonial- und Communal:Gerihten un- 
berührt, und biefe letztern werben fich nach den Beftimmungen zu richten 
haben, die in dem Gefege für fie gegeben find. (Hofkdeer. vom 2. October 
1841 , 3. 31,609.) 
d) Der Magiftrat zu Piſek Cin Böhmen) ift rückſichtlich der Beſtim⸗ 
mungen des $.40 des St. u. T. Gef. nach der Eircular:Berordnung vom 
413. April 1841 allerdings als ein Eollegial-Gericht zu betrachten und zwar 
ohne Unterfchied , ob es ſich um eine ftäbtifche oder um eine Partei vom 
flachen Lande handelt, da eine folche Unterfcheidung im Gefege nicht aus- 
gedrückt ift. (Hofkd. vom 1. December 1841, 3. 40,342.) 


| ° | $. 41. } 

Die Duplicate der Eingaben und die Abfchriften ihrer 
Rubrik (Rathfchläge) unterliegen dem Stämpel von 6 Er. 
für den Bogen. | a‘ 

| $. 42. ! 

Die Beilagen der Eingaben, und die Beilagen, wel: 
che von der Partei zu den gerichtlichen Protokollen bei- 
gebracht werden, find nach den in dem $. 30, ertheilten 
Borfchriften zu behandeln. 


$. 43. 

Die gerichtlichen Protokolle über mündlich ange: 
brachte Gefuche, tiber mündliche Verhandlungen, dann 
Augenfcheind:, Schägungs-, Licitationd Protokolle und 
andere in Angelegenheiten der Parteien aufgenommene 
Protokolle unterliegen dem Stämpel von 3 Fr, für den 
Bogen. | 

Hierbei werden folgende Ausnamen feftgefeßt: 

1. Wenn ein Protokoll die Stelle einer fchriftlichen 
Eingabe vertritt, welche nad) Diefem Gefeße einem höhe- 
ren Stämpel unterliegt (9. 40.), fo muß ed mit dem für 
diefe fchriftliche Eingabe angeordneten Stämpel verfehen 
fein, wobei jedoch, wenn ein Protokoll über die mündlich 
angemeldete Appellation oder Revifion , oder den münd⸗ 
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lich vorgebrachten Recurs aufgenommen wird, jeder, dem 
erſten nachfolgende Bogen, nur dem Stämpel von 3 kr. 
unterworfen iſt. 

2. Die Protokolle über gerichtliche Vergleiche, der 
Vergleich mag vor oder nach der Inrotulirung der Acten, 
oder dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung zu Stande 
kommen, unterliegen für den erſten Bogen dem Stämpel 
von 15 kr., und dem Stämpel von 3 Er. für jeden weite- 
ren Bogen. | 

Erläuterungen zu ). 43, 


a) Protokolle über mündliche Klagen Cbei Patrimonial: oder Com⸗ 
munal = Gerichten) unterliegen nad) $. 43. dem Stämpel von 3 fr., da die 
Protokolle, welche die Stelle von Eingaben vertreten, nur dann mit einem 
höheren Stämpel zu verfehen find, wenn die Eingaben dem höheren Stäm- 
pel $. 40. 3.1, 2, 3 unterliegen würden. (Hoftderr. vom 26. April 1841, 
3. 472.) 

b) Die articulirten Zeugenausfagen in Streitfachen müffen vermöge 
des $. 43, des St. u. T, Gef. ſchon urfprünglich auf geftämpeltem Pa— 
piere aufgenommen werben, und wegen ber Beibringung ift fih nad) 
$. 104. desfelben Gefeges zu achten. (Hofld.vom 1. März 1841, 3. 50,803.) 

c) Die Schägungs - Protofolle, welche bei Patrimonial » Gerichten 
aufgenommen werben, unterliegen nad) den 88. A3. und 65. des St. u. T. 
Gef. ,, ſowohl in ald außer Streitfachen, dem Stämpel von 3 Er, für den 
Bogen. Wird bei einem Dominium eine ämtliche, jedoch nicht gerichtliche 
Schägung vorgenommen, fo unterliegt das Protokoll hierüber nach dem 
- 8, 73. dieſes Gefeges dem Stämpel von 6 fr, für den Bogen. (Hofkd. vom 
24. April 1842, 3. 2246,) 

d) Die bei den nicht Yandesfürftlichen Gerichten aufgenommenen fi: 
citationd- Protofolle unterliegen, fo Lange fie nicht von den Parteien gefer: 
tiget werben, und fohin nicht als ſolche erfcheinen, welche die Stelle von 
Urkunden vertreten, ohne Ausname und ohne Rüdficht auf den Meiftbot, _ 
dem Stämpel von 3 fr. für den Bogen. (Hofkdeer. vom 1. März 1841, Zahl 
50,803. — ©. das zu 8. 31, ad g angeführte Hoffammer » Decret vom 8. März 
1843, 3. 4186.) 

e) Die Protofolfe überhaupt, folglich auch die Licitationg: Protokolle, 
unterliegen in der Negel, im Verfahren in und außer Streitfacdhen bei 
Patrimonial: und Communal-Gerichten nad) $$. A3. und 65. des St, u. T. 
Gef, dem Stämpel yon 3 Fr,, und in nicht gerichtlichen Angelegenheiten 
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dem Stämpel von 6 fr. für den Bogen. Diefe Paragraphe beftimmen zu⸗ 
glei, daß nur in den Fällen, wenn ein Protofolf die Stelle einer Ur: 
Funde oder Eingabe vertritt, welche nach dem neuen St. u. T. Gef. einen 
höheren Stämpel erfordert, das Protofolf mit dem für diefe Urkunde oder 
Eingabe vorgefchriebenen höheren Stämpel verfehen fein muß. 

Es folgt hieraus nicht, daß das Licitationd-Protofoll, welches über 
die Veräußerung, Verpachtung oder Vermiethung irgend eined Gegen- 
ſtandes oder einer Leiftung aufgenommen wird, auch die Stelle des Kauf-, 
Pacht: oder Miethvertrages vertreten müfle, fondern es ift zuläffig, daß 
diefe Protokolle, indbefondere in jenen Fällen, wo ſich der im Lieitations⸗ 
wege erfi zu ermittelnde Kauf⸗, Pacht: oder Miethbetrag im Voraus nicht 
beftimmen läßt, oder wo das Refultat der Licitation erft von der Geneh⸗ 
migung einer vorgefesten Behörde oder der Obrigkeit abhängt, unter jenen 
Stämpel aufgenommen werden, welcher für Protokolle überhaupt vorges 
ſchrieben ift, in welchen Fällen jedoch, wenn ſich der Kauf, Pacht- oder 
Miethpreis feftgeftellt hat, oder die höhere Genehmigung des Licitationd- 
Refultates erfolgt ift, auf Grundlage des Liritationd-Protofolles die dieß- 
fälligen Urfunden auf den für diefe Urfunden vorgefchriebenen Stämpel- 
bogen in der nothwendigen Anzahl ausgeftellt werden müſſen. 

Bei jenen Protofollen, welche die Stelle einer, einem höheren Stäm- 
pel unterliegenden Eingabe vertreten, unterliegt es, da fi) der Stämpel 
voraus beftimmen Yäßt, feiner Schwierigfeit, das Protokoll gleich ur- 
fprünglich auf jenem Stämpel aufzunehmen, welchen die Eingabe, deren 
Stelle das Protokoll vertritt, erfordert. (Hoftd. vom 1. Detober 1841, a 
34,700, I 


Erläuterungen zu , 43. 2. 

f) Das Verfahren des Prager Mercantil⸗ und Werhfelgerichted, — 
äufolge deſſen basfelbe bei gerichtlichen Verhandlungen, wenn aus bem 
Streite zu einem gütlichen Vergleiche übergegangen wird, das biöher Cbei 
Eommunal : Gerichten) auf einem 3 fr. Stämpel aufgenommene Protofoll 
abbricht und unvollendet läßt, und ein eigenes Protokoll auf dem Stämpel 
von 15 Fr, (für den erften Bogen) aufnimmt, — wird zur Wiffenfchaft 
genommen. (Hofkd. vom 141. Jänner 1841, 3. 47,160.) 

g) Gerichtliche Vergleich: nad) geſchöpftem Urtheile, bevor dasſelbe 
in Rechtskraft erwachſen iſt, unterliegen ber im $. 43. 3. 2 vorgeſchriebe⸗ 
nen Stämpelgebühr. Bei Gericht abgeſchloſſene Vergleiche ohne voraus⸗ 
gegangene Klage ſind keine gerichtlichen Acte in Streitſachen, und — 
nach 8. 73. zu behandeln. (Hofkd. vom 3. Juni 1841, 3. 7111.) 
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$. 44. 

Sowohl gerichtliche, ald auch von den Parteien felbft 
beforgte Abfchriften, welche der gerichtlichen Vidimirung 
‚ unterzogen werden, müflen auf jedem Bogen mit dem 
Stämpel von 15 Er, verfehen fein. 


$. 45. 
Einfache gerichtliche Abfchriften für die Parteien un: 
terkiegen dem Stämpel von 6 Er. für den Bogen. 


$. 46. | 
Jedes Eremplar eines in den üf. 35. und 36. bezeich- 
neten gerichtlichen Urtheild erfter Inſtanz oder ftatt des 
Urtheild erlaffenen Erkenntniffes (. 81. 3. 6) unterliegt 
dem Stämpel von 15 Er. 


Erläuterungen zu N 46. 

a) Ueber die vorgefommene Anfrage: welchem Stämpel die von dem 
Gräger , dann von dem Lemberger Magiftrate ald Mercantil- und Wed: 
felgerichte erlaffenen Aufträge zur Zahlung einer Wechfelfhuld binnen 24 
Stunden, unterliegen, bat die k. k. allgemeine Hoffammer im Einverfänd- 
niffe mit der k. £, oberften Juſtizſtelle erflärt, daß die fraglichen, von die⸗ 
fen Wechfelgerichten ausgefertigten Zahlungsaufträge, dem im $. 46. des 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 für die Urtheile bei Patrimonial- 
und Communal-Gerichten vorgefchriebenen Stämpel von 15 fr. unterliegen, 
Gofkd. vom 12, Dctober 1843, 3. 33,474, und vom 30, Jänner 1844, 3.47,376.) 


$. a7. 


Eine Ausname von der Vorfchrift des 6. 46- — 
blos im Concurs⸗-Verfahren: 

1. Das Liquidationd-Urtheil, von welchem nur das 
für den Gläubiger , nicht aber auch dad für den Maffe- 
vertreter beftimmte Eremplar dem Stämpel von 15 Er. 
unterliegt, und 

2. dad Slaflifications-Urtheil, von welchem blos das 
für den Maflevertreter beſtimmte Eremplar auf einem 
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Stämpelbogen von 15 Er. auszufertigen ift, die den Gläu⸗ 
bigern zuzuftellenden Auszüge aus dem Claflificationd- 
Urtheile aber dem Stämpel von 6 fr. für den Bogen 
unterliegen. 
$. 48. 
Die Depofiten: Ertracte find dem Stämpel von 15 
Kreuzer für den Bogen unterworfen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon dem Stämpel für gerichtliche Aete außer 
M Streitfachen. 
| I. 
Bei den landesfürftlihen Gerichten, 


$. 49. 

Die Schriften, welche im gerichtlichen Verfahren 

außer Streitfachen dem Stämpel unterliegen, find: 
1. Die Eingaben der Parteien, 

2. die Duplicate der Eingaben, 

3. die Abfchriften der Rubrik der Eingaben, 

ji die Beilagen, welche mit den Eingaben überreicht, 
oder von der Partei zu den gerichtlichen Protokollen bei- 
werden ; 

5. folgende ämtliche Ausfertigungen: 

2) Die gerichtlichen Protokolle, 

b) die gerichtlichen Vidimirungen von Abſchriften, 

e) die gerichtlichen Abſchriften für die Parteien, 

d) die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung 
der Berlaffenfchaft und die gerichtliche Verordnung zur 
Uebergabe des Pupillar⸗ oder Eurateld : Vermögens, 
| e) die Final: Erledigung über die Abfonderung der 

Alodial-Güter von Fideicommiß⸗, re oder 
v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 
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Lehengütern, die Bewilligung zur Bertaufhung, Ver: 
wandlung oder VBerfchuldung eines Fideicommiß-Gutes, 
und die Bewilligung zur Auflöfung des Fideicommiß⸗ 
Bandes, 

f) die Gült-- oder Gewähr: und die Sabbriefe, dann 
die Landtafel: und Grundbuchd-Ertracte, endlich 

8b bie Depofiten: Ertracte, 


$. 50. 


Die Eingaben der Parteien unterliegen in der Regel 
dem Stämpel von 15 Er. für, den Bogen, wenn fie bei 
einer Gollegial-Gerichtöbehörde überreicht werden. 

Ausgenommen hiervon find: 

1. Die Eingaben, womit Vormundfchafts- und Cu⸗ 
ratels⸗Rechnungen zur gerichtlichen Erledigung überreicht 
werden, welche bei Collegial-Gerichten dem Stämpel 
von Einem Gulden, bei anderen Gerichten dem Stämpel 
von 45 kr. für den Bogen unterworfen ſind; 

2. die Geſuche um Ausfertigung von Edicten jeder 
Art, dann die Geſuche um Anname eines Depoſitums 
Erlagsanbringen), welche bei Collegial⸗Gerichten dem 
Stämpel von 45 kr., bei andern Gerichten dem Stämpel 
von 30 kr. für den Bogen unterliegen; 

3. die Eingaben, womit die gerichtliche Legaliſi irung 
einer Urkunde angeſucht wird, welche bei jedem Gerichte 
dem Stämpel von 30 Er. für den Bogen unterliegen, und 

4. die Geſuche um Anfchreibung an die Gülte oder 
Gewähr; um Einverleibung (Intabulation) oder Vormer⸗ 
fung (Praenotation) einer Schuldforderung, eines die 
Freiheit des Eigenthumes befchränfenden Verhältniffes, 
und überhaupt jedes Rechtes oder Anfpruches und jeder 
wie immer gearteren Berbindlichkeit ; um Löfchung eines 
einverleibten oder vorgemerften Gapitald, Rechtes oder 
Anfpruched ; endlich um die Abfchreibung eines in. einer 
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Abtheilung (Rubrik) der Landtafel oder ded Grundbuches 
ald Zugehör begriffenen Theiled, und Zufchreibung des⸗ 
felben zu einer anderen in der Landtafel oder im Grund: 
buche ſchon enthaltenen oder neu zu eröffnenden Abthei- 
lung (Rubrif), welche bei Collegial - Gerichten dem 
Stämpel von drei Gulden, bei anderen Gerichten dem 
Stämpel von Einem Gulden für den Bogen unter: 
liegen. 

Wird jedoch fiber ein, nach diefer Vorſchrift geftäm: 
pelted Gefuch die Anfchreibung, Einverleibung, Vormer⸗ 
fung oder Löfhung von dem Richter erfter Inſtanz ver- 
weigert, fohin aber über den ergriffenen Recurd von dem 
höheren Richter bewilliget, fo unterliegt dad in Folge 


diefer höheren Bewilligung etwa überreichte. Anfchrei- . 


bungs⸗, Einverleibungs:, Bormerkungd- oder Löſchungs⸗ 
gejuch nur mehr dem Stämpel von 15 Er. für den Bogen 
bei Gollegial- Gerichten, und dem Stämpel von 10 Er. 
für den Bogen bei anderen Gerichten. 

Werden endlich dergleichen Gefuche nicht unmittel- 
bar bei der Realinftanz, fondern bei einer andern Be: 
hörde oder einem andern Amte, zur Beförderung an die 
eritere und zur VBeranlaffung der Vorname der bemerk—⸗ 
ten Acte überreicht, fo müflen diefe Gefuche mit demjeni- 
gen Stämpel verfehen fein, welcher für derlei bei der 
Realinftanz unmittelbar überreichte Gefuche beſtimmt ift. 


Erläuterungen zu $. 50. 


a) Die Erklärung der Großjährigfeit, mit Nachficht des gefeglichen 
Alters, ift ein gerichtlicher Act außer Streitfachen. Es find daher die Ge- 
ſuche um dieſe Erklärung , ald Eingaben im gerichtlichen Verfahren außer 
Streitfachen zu behandeln, und unterliegen alfo, nad dem Unterfchiede 
der Gerichte, bei welchen ſolche eingebracht werden, nad den $$. 50. 
und 61. des St. und T. Gef. vom 27. Jänner 1840, dem Stämpel 
von 15, 10, oder 6 Kreuzern, (Hofko. vom 29, Mai 1843, 3. 15,944.) 


9* 
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Erläuterung zu ). 50, 3. 


a) Es wird der k. k. Gameral:Gefällenverwaltung überlaffen, nad 
ihrem Antrage vorzugehen, wornach das Verfahren des Prager Mercan: 
til: und MWechfelgerichtes (welches mit dem Prager Magiftrate vereinigt, 
als ein Communal= Gericht zu behandeln iſt), zufolge deffen dasſelbe bei 
Gonftatirungen der Handels: Firmen, Soeietätd:Verträge, Fonds-Ausweiſe 
und Zeugniffe der Erwerbungsarten den Legalifirungs » Stämpel in An- 
wendung bringt, zur Wifjenfchaft zu nehmen ift. (Hoftd. vom 11. Jänner 
1841, 3. 47,160.) 
Erläuterung zu $. 50, 4. 

a) Der Stämpel der Tabular-Geſuche richtet fih immer nad) der 
Eigenfchaft der Real- Jnftanz , und beträgt nad) den $$. 27. und 50. Des 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 bei Iandesfürftlichen Collegial-Ge: 
richten 3 Gulden für den Bogen, bei andern Iandesfürftlichen Gerichten 
aber 1 Gulden für den Bogen, bei nicht Iandesfürftlichen Gerichten dage— 
gen nad) den $$. AO. und 61. diefes Gefeges 15 fr. für den Bogen. . 

Es ift ferner richtig, daß in dem St. u. T. Gef. unter Real⸗Inſtanz 
diejenige Behörde oder Obrigkeit verftanden werde, die das Tabulars oder 
Grundbuch führt, oder verwaltet, und aus dem Schlußfage des $. 61. 
des St, u, T. Gef. erhelfet, daß die bei einem Iandesfürftfichen Gerichte 
überreihten Tabular : Gefuche wider eine Nealität, die einem gutöherrli= 
chen Grundbuchsamte unterfteht, mit demfelben Stämpel verfehen fein 
müffen, welcder für folche bei der Real: Inftanz unmittelbar überreichte 
Gefuche beftimmt ift. (Hofkd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

b) Die in dem $. 50. unter A. des St. u, T, Gef. erwähnten Ein- 
gaben unterliegen dem dort vorgefchriebenen Stämpel in Kärnthen und 
Krain nur in dem Falle, daß fie bei einem landesfürftlichen Gerichte zur 
überreichen find, und die angefuchte Grundbuhshandlung von einem lan» 
desfürftlichen. Amte vorgenommen werden foll, außerdem aber bloß dem im 
8. 61. unter 3, des St. u. T. Gef. angeordneten Stämpel von 15 fr. für 
den Bogen. (Abf, I. 3. 1. bes Girculars bes k. k. illyriſchen Guberniums 
vom 1. September 1840, 3. 18,464.) 

ec) Seine Majeftät baben mit allerhöchſter Entfdlie: 
fung vom 22, October 1840, und 21. Februar 1841, allergnäs 
digft zu geftatten geruhet, daß die Einverleibungsgefuche der Landbewohner 
von Trieft jenem Stämpel unterzogen werden, welcher im $. 50. des St. 
u. T. Gef. für landesfürſtliche Gerichte, die nicht Collegial-Gerichte find, 
vorgefchrieben iſt. (Hoftd. vom 24. Det. 1840, 3. 43,357, und vom 2. März 
1341, 3. 8°53.) 
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d) In Folge allerböhfter Entſchließung vom 1. Fe: 
bruar 1842 find a) die im 9.50, 3. 4. des St. u, T. Gef. aufgesähl- 
ten Gefuche, wenn fie Realitäten betreffen, die nicht im Bereiche der Stabt 
Görz, fondern in den Bezirken des Görzer Kreifes Liegen, nur dem für. 
fandesfürftliche Gerichte, die nicht Gollegial- Gerichte find, beftimmten 
Stämpel von 1 Gulden für den Bogen; b) die Tabular-Geſuche in Be: 
treff der Freifaffen-Realitäten in Ober-Kärnthen dem Stämpel von 1 Oul- 
den unterivorfen. (Hofkd. vom 10. Februar 1842, 3. 5878.) 

e) Die bei dem Tandesfürftlichen Gerichte Bolosca (in Iftrien) zu 
überreichenden Gefuche um Bewilligung der im $. 50. 3. 4. bed St, u. T. 
Gef. angeführten, von den gutsherrlithen Grundbuchsämtern zu Caftua 
und Lovrano vorzunehmenden Amtshandlungen find dem im$.61. 3.3- 
diefes Geſetzes feſtgeſetzten Stämpel von 15 Er. für den Bogen zu unter: 
ziehen. Eine Tare für die Bewilligung folder Geſuche darf jedoch von 
dem Gerichte Volosca nicht mehr abgenommen werben, (Hoftammerbeeret 
vom 1. März 1841, 3. 50,975.) j 

f) Da beidem Bezirfögerichte Caſt elnuovo hinſichtlich der bei dem⸗ 
felben zu überreichenden Geſuche um Bewilligung der im $. 50. 3.4. bes 
St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 angeführten, von ben gutöherrli» 
chen Grundbuchsämtern vorzunehmenden Amtshandlungen, die gleichen 
Verhältniſſe obwalten, in deren Berüdfichtigung mit ben (vorausgehenden) 
Hoflammer-Decrete vom 1. März 1841, 3. 50,775, genehmiget wurde, 
daß die bei dem Iandesfürftlichen Gerichte Volosca zu überreihenden dieß⸗ 
fälligen Geſuche, dem im $. 61. 3.3. des erwähnten Geſetzes feftgefegten 
Stämpel von 15 fr. für den Bogen unterzogen, eine Taxe für die Bewil: 
Yigung folcher Gefuche von dem erwähnten Bezirkögerichte aber nicht mehr 
abgenommen werde; fo wird fein Anftand genommen dieſe Beftimmung 
auch auf das Bezirkögericht Caftelnuovo auszudehnen. (Hofkammerdecret 
vom 4, Mai 1842, 3. 8314.) | 

g) Die bei dem Bezirfögerichte zu Pifino vorfommenden, die Tabu: 
far: Angelegenheiten der Privat-Grundbuchsämter der Herrfchaften Monte: 
cucoli und Mahrenfels betreffenden Eingaben, find in dem Sinne des 
Hoffammer=Decretes vom 1. März 1841, 3. 50,975 (S.N) zu behandeln, 
(Hoftd, vom 16. Juli 1842, 3. 16,363.) 

h) Die bei dem Bezirfögerichte in Capo vIftria vorfommenden 
Geſuche um Einverfeibungen, Vormerfungen u. dergl. bei den, zu dem 
Bezirfögerichte gehörigen grundherrlihen Grundbuhsämtern, find, rüd: 
fichtlich des Stämpels, in dem Sinne des Hofkammer⸗Decretes vom 1. März 
1841, 3.50,975 (S. e), in der Borausfegung zu behandeln, daß bie glei: 
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hen Berhältniffe obwalten, und auch bei diefen Aemtern bie Grundbuch: 
tare geſetzlich noch zu zahlen iſt. (Hofkd. vom 25. Auguft 1843 , 3. 29,115.) 

i) Die Eingaben um Befiganfchreibungen, Belaftungen und Löſchungen 
bei verfäuflichen Gewerben, in den fogenannten Gewerbe-Bormerfbüchern, 
unterliegen, fall ſolche bei einem landeöfürftlichen Gerichte zu überreichen 
find, und die angefuchte Amtshandlung von einem landesfürftlichen Amte 
vorgenommen wird, dem im $. 50, 3.4. des St.u, T. Gef. vom 27. Jän: 
ner 1840 vorgefchriebenen Stämpel ; zumal die Gewerbe = Bormerfhücher, 
ihrer Beftimmung nad, unter Die Borfchrift des eben erwähnten Paragras 
phes zu fubfumiren find; außerdem aber unterliegen diefe Eingaben dem 
im $. 61. unter 3, 3. angeordneten Stämpel von 15 Er. für den Bogen, 

Da in der Provinzial-Hauptftadt Linz die bezüglichen Geſuche bei 
dem Stadt» und Landrechte zwar eingebracht, und von biefem entfchieben, 
die Gewerbe: Bormerfbücher aber von dem dortigen Magiftrate geführt, 
und die bezüglichen Amtshandlungen, ald: Anfchreibungen, Bormerfun- 
gen und Löfchungen von ihm, gegen Abnahme einer Protofollirungstare 
von 15 fr. vorgenommen werden, fo find die genannten Eingaben, ba 
die Amtshandlung der Vormerkung, Einverleibung u>f. w. nicht von einer 
landesfürftlichen Gerichtöftelfe oder Behörde, oder einem landesfürftlichen 
Amte vollzogen wird, der oben angedeuteten Vorschrift gemäß, nach $.61. 
3.3, de8 St. u, T. Gef. zu behandeln. (Hoftdeer, vom 29. December 1842, 

23. 44,642.) 

k) Wenn von einer im lombardifchvenetianifchen Königreiche befind= 
lichen Real Inftanz die Löſchung oder Anfchreibung bewirkt werden foll, 
und dad Geſuch um einen ſolchen Act in einer beutfchen Provinz bei einer 
in derfelben gelegenen Behörde überreicht wird, fo haben fich die Bewohner 

deutſcher Provinzen bei derlei Gefuchen jened Stämpeld zu bedienen, ber 
nach dem italienifhen Gefege *) mit Rüdficht auf jene Lombardiich = vene= 


*) Die bezüglichen Gefeseöftellen lauten: 
$. 28. 1. Die Eingaben, womit um eine Eintragung oder Löfchung 
(trascrizione, inscrizione, cancellazione o riduzione) in den Hypothe⸗ 
ken-Büchern (und in den Rotififen: Büchern, Text für Dalmatien) im 
Wege der gerichtlichen Erecution angefucht wird, find demim $. 41.3.4. 
feftgefesten Stämpel unterworfen, und nad) der dort für die Gefuche 
um Bormerkung (prenotazione) ausgedrückten Borfchrift zu behandeln, 
Wird nicht eine fhriftliche Eingabe überreicht, fo ift flatt derfelben 

jederzeit ein Protokoll aufzunehmen, 


$. 41. 4. Die Gefuche um trascrizione, inscrizione, prenotazione, 
cancellazione, riduzione 0 subingresso, unterliegen fowohl bei den 
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tianifhe Behörde einzutreten hat, von welcher die Anfchreibung oder Lö— 
ſchung anzuordnen iſt. Uebrigens wird hierbei erinnert, daß es genüge, 
wenn in einem ſolchen Falle bei etwaigem Abgange des entſprechenden 
lombardiſch⸗ venetianifchen Stämpelpapieres, deutſches Stämpelpapier 
gebraucht wird, wenn nur der Geldbetrag beider derſelbe iſt. (Doftd. vom 
24. April 1841, 3. 3421.) 

I) Ueber die vorgefommenen Zweifel, ob jedes Eremplar des Gefu: 
ches um Löſchung aus. den Hypothefen-Büchern, mit dem, im $. 41. 3.4. 
des St. u. T. Gef. für das Tombardifchvenetianifche Königreich beſtimm⸗ 
ten Stämpel von 6 Lire verfehen fein muß, oder ob das zweite Eremplar 
oder das Duplicat, welches der Partei, mit der Beftätigung ber vollzo: 
genen Förmlichkeit zurüdgeftellt wird, mit dem Duplicaten-Stämpel belegt 
werben darf, wurde dem f, f, Mailänder Cameral: Magiftrate bedeutet, 
daß das St. u. T. Gef. in den $$. 26. und 40., zwifchen den Eingaben 
der Parteien und den Dupficaten der Eingaben unterfcheide, und der $. 41. 
alferbings jedes ſolche Löſchungsgeſuch ohne Unterfchied dem vorgefchriebe- 
nen Stämpel unterwerfe, ob ed das erfte oder einzige Gefuch ift, oder ob 
auf der Grundlage desſelben Documentes, rüdfichtlich derfelben Perfon, 
und etwa derfelben Forderung, auch noch bei andern Gerichten und auf 
andern Realitäten, SERLDEHBEIDANGER oder Bormerfungen u. f w, angefucht 
werben, 

Erforberte dagegen die Juftizpflege, daß den erwähnten Gefuchen 
Duplicate derfelben beigefchloffen werden müffen, wie biefes bei den Ein— 
gaben um Löfchungen aus da Hppothefen-Büchern der Fall ift, fo erfchei- 
nen die letzteren nicht mehr als felbftitändige Eingaben, fondern ald Du- 
plicate derfelben, auf welche ‚allerdings die Beitimmungen ber $$. 29. 
und 43. des St. u, T. Gef. Anwendung finden. (Hofldeer. vom 3, Jänner 
1843, 3, 41,345 ; an den Mailänder Gameral: Magiftrat,) 

m) Das bisherige Verfahren, wornad) die von der höheren Inftanz 


Tribunalen als den Präturen dem Stämpel von 6 Lire für den Bogen 
(unterliegen dem Stämpel von 2 fl. für den Bogen, Tert für Dalma= 
tien). Wird jedoch über ein bei dem Gerichte überreichtes und nad) 
diefer Vorſchrift geftämpelted Gefuh um Vormerkung (prenotazione), 
fie fei von dem Richter erfter Inſtanz bewilliget, oder im Falle der 
Berweigerung über den fohin ergriffenen Recurs von dem höheren Rich— 
ter genehmiget worden, ein befondered Bormerkungsgefuch bei dem Hy: 
potheken⸗Amte (oder dem Notifiten = Amte, Text für Dalmatien) über: 
veicht, fo unterliegt dieſes Gefuch nur dem Stämpel von 50 wen. (10 
Kreuzer) für den Bogen, 
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über einen Recurs bewilligte Intabulirung, Pränotirung oder Löfchung 
der Landtafel fogleich aufgetragen wird (ohne von ber Partei die Ueber— 
reihung eines neuerlichen Gefuches zu fordern), kann, ungeachtet der Be— 
ftimmungen des 8. 50. 3. 4. Abfat 3. beibehalten ‘werden; da in einem 
folhen Falle der Richter erfter Inftanz feine Bewilligung ertheilt, fondern 
die höheren Orts bewilligte Intabulirung u. ſ. w. nur realifiren läßt. Auch 
wird die Anfiht, daß Recurſe wegen verweigerter Einverleibungen, Vor⸗ 
merfungen oder Löfchungen nicht dem für die Eingaben an die erfte In— 
ftanz um die Bewilligung diefer Amtshandlungen ausnamsweife feftgefeg- 
ten höheren Stämpel, fondern dem gewöhnlichen Eingabenftämpel unter: 
liegen, ald dem Geſetze entſprechend BI (Hoftd. vom 6, Novem⸗ 
ber 1841, 3. 7959.) 

n) Ueber die geftellte Anfrage, wegen der Anwendbarkeit des $. 50,, 
Abfag A. des Stämpelgefeges vom 27. Jänner 1840 auf die gemäß Pa: 
tent vom 1. September 1798 (3. 432 der Juſtiz-Geſetzſammlung) in die 
Landtafel einzutragenden Acte, wird im Einverfländniffe mit ber k. k. all: 
gemeinen Hoffammer die Belehrung ertheilt, daß der $. 50., Abſatz 4. 
des Stämpelgefeged vom 27, Jänner 1840 auf Gefuche um die im $. 8. 
des Patentes vom 1. September 1798 angeordnete Eintragung der im 
$. 1. desfelben angeführten Verträge der Gutöbefiger mit ihren Unter- 
thanen allerdings Anwendung leide; weil eine foldhe Eintragung zum 
Schutze der Rechte oder Anfprüche der Unterthanen dient, und ein Ges 
fchäft der Gerichtöftellen ift. (Decret der k. k. oberften Zufti5= Stelle vom 
15. Juli 1841, 3. 35645 — Hofkd. vom 12, Ayguft 1841, 3. 29,963.) 

0) Im gerichtlichen Verfahren außer Streitfachen ift für Recurfe 
gegen Entfcheidungen des untern Richters überhaupt Fein befonderer Stäm- 
pel vorgefchrieben; daher unterliegen Recurfe wegen verweigerter Ein- 
verleibung, Vormerfung oder Löſchung eined Rechtes u. ſ. w. dem für 
Eingaben im gerichtlichen Verfahren außer Streitfachen in der Regel felt- 
gefegten Stämpel ($.50. und 61. ded St. u. T. Gef.) (Hofld.vom6.Ro: 
vember 1841, 3. 7959.) 

$. 51. 


Wird in dem im vorhergehenden Paragraphe (d. 50) 
unter Zahl 1, 2, und A, bezeichneten Fällen nicht eine 
ſchriftliche Eingabe überreicht, fo ift ftatt derfelben jeder- 
zeit ein Protokoll aufzunehmen. 

In dem unter Zahl 3. angeführten Falle wird jedoch 
geitattet, daß, wenn eine fchriftliche Eingabe nicht über- 
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genommen, oder der Urkunde, obfchon fie mit dem nad) 
ihrer Eigenfchaft etwa erforderlichen Stämpel verfehen 
ift, der Legalifirungs - Stämpel von 30 fr. aufgedrüdt, 
(d. 95) oder derfelben ein Stämpelbogen von diefem Be: 
trage auf die im $. 105. vorgefchriebene Art beigeheftet 
werde (). 95.). | 

- $. 52. 

Für die Duplicate der Eingaben und die Abfchriften 
ihrer Rubrik (Nathichläge) gelten die in den 9. 28. und 
- 29. ertheilten VBorfchriften. | 

$. 53. 

Sn Rückſicht auf den Stämpel für die mit den Ein- 
gaben überreichten oder die von der Partei zuden gericht: 
lichen Protofollen beigebrachten Beilagen, für die gericht: 
liche Bidimirung von Abfchriften und für die gerichtliche 
Ausfertigung einfacher und. vidimirter Abfchriften ift ſich 
an die in den dh. 30., dann 32. bis einfchließig 34. gege- 
benen Borfchriften zu halten, 

| $. 54. ee 

Die gerichtlichen Protokolle über mündlich ange: 
brachte Befuche, über mündliche Verhandlungen, dann 
gerichtliche Snventarien, Augenfcheind:, Schäßungd:, Li: 
citations Protokolle und andere in Angelegenheiten der 
Parteien aufgenommen? Protokolle unterliegen bei Col: 
legial: Gerichten dem Stämpel von 15 fr., bei anderen 
Gerichten dem Stämpel von 10 Er. für den Bogen. | 

Nenn jedoch ein Protokoll die Stelle einer Urkunde 
oder einer fehriftlichen Eingabe vertritt, welche nach die: 
ſem Gefebe einem höheren Stämpel unterliegt (59. 6. bis 
einfchließig 24. und 50.), fo muß ed mit dem für diefe Ur- 
kunde oder fchriftliche Eingabe angeordneten Stämpel 
verfehen fein. 
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Inventare. 

a) Das detaillirte Verzeichniß des Nachlaſſes mit Angabe ſeines 
Schätzungswerthes kann in jenen Fällen, wo deſſen Unzulänglichkeit zur 
Deckung ber liquiden Schulden am Tage liegt, und offenbar der Crida⸗ 
Stand vorhanden ift, wie bisher in die Sperr - Relation aufgenommen 
werden, und beffen ungeachtet iſt die Sperr-Relation- flämpelfrei zu 
belaffen. | | 

Der mit der Errichtung einer Inpentur beauftragte Beamte hat ſich 
durch das Anerbieten ber Erben, fi dem höchſten Stämpel zu unterziehen, 
in feiner Amtshandlung auf Feine Weife beirren zu laſſen, fondern dies 
felbe, der gefeglichen Ordnung gemäß, vorzunehmen, (Hofkd. vom 12, Au- 
guft 1841, 3. 31,444, Abfag 2.6. — Juſtiz-Hofdecret vom 6. Juli 1841.) 

b) In den Fällen, in welchen Garnifong = Auditoriate oder fonftige 
Militärgerichte bei Verlaffenfhaften von Amtswegen oder auf vorläufi- 
ged Anſuchen der Abhandlungsbehörden Verzeichniffe über Bücher, Land⸗ 
farten und andere zum Nachlaffe gehörige Effecten aufnehmen , find diefe 
ald Fnventarien dem für die Protokolle in dem Geſetze vorgefchriebenen 
Stämpel unterworfen. Die Zahlung der Stämpelgebühr Tiegt nad) $. 2. 
des St. u. T. Gef, demjenigen ob, in beffen Gefhäfte eine Amtliche 
Ausfertigung gefchieht, alfo dem Erben, oder eigentlich dem Nadlaffe. 

Verzeichniffe, die fich nicht unter den Begriff von Inventarien zum 
Behufe der Abhandlung, alfo ald Protokolle in Parteifachen, fubfumiren 
laſſen, fondern als Verzeichniffe von Amtswegen und nur zu ämtlichen 
Zweden aufgenommen erfcheinen, unterliegen, wie es in dem Gefege 
Mar ausgedrückt ift, dem Stämpel nicht. (Hofkd. vom 12, Juli 1843, Zahl 
50,071, und Hofkriegsraths-Verordnung an das Militär-Appellationsgericht vom 
19. October 1842, H. 1004.) j 


Berlaffenfhafts-Abhandlungen der Militär-Gerichte. 
b/) Die ald Concept in den Arten zurückbleibende Berechnung ber 
Berlaffenfchaft (möge es ein Referat oder abgefonderter Ausweis fein) find 
einem officiellen Antrage gleich ftämpelfrei; die an die Parteien zu erfol= 
genden ämtlichen fimplen Abfchriften unterliegen aber nad; $$. 33. und 
53. (34. und 44, des italienifchen Textes) dem Stämpel von 15 fr. (in 
Stalien von 75 Centesimi), 
Die Agnodeirung des richterlichen Entwurfes, felbe möge bei einer 
Tagfagung mittelft Protofolles oder im ſchriftlichen Wege mittelft einer 
Eingabe gefchehen, ift nach $$. 50. und 54. (41. und 45. des italien. Textes) 
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des Patented und nad) Unterfchied des Gerichtöftanded mit dem Stämpel 
von 15 Fr. oder 10 fr. Cin Italien mit 75 oder 50 Centesimi) zu verfehen. 

Nach hergeftellter Richtigkeit des Verlaſſenſchafts-Ausweiſes ift der 
entworfene Berlaffenfchaft3-Nusweis entweder, infofern es bei dem ur= 
fprünglichen Entwurfe bleibt, mit dem gefegmäßigen Stämpel zu verfe- 
ben, oder infofern er abgeändert wird, auf bem gefeglichen Stämpel neu 
abzufaffen, und bei den Arten zu hinterlegen. 

Enthält diefer Ausweis fein Theil-Libell, fo ift der gebührenbe 
Stämpel nad) $. 54. (45. des italienifchen Terte8) und nach Verſchie⸗ 
denheit des Gerichtes jener zu 15 oder 10 fr. (in Italien 75 oder 50 
Centesimi). Enthält der Ausweis ein rechtskräftiges Theil-Libell, fo iſt 
der gebührende Stämpel im Falle des angegebenen Geldwerthes, nad 
88. 7. und 14, des Patented der Claffentämpel; im Falle des nicht 
angegebenen Geldwerthes aber, nach $. 17. des Patentes der Stämpel 
von 30 fr. (in Stalien 1 Lira 50 Centesimi) auf jedem Bogen. 

Die Einantwortung hat ſodann durch eine befondere gerichtliche 
Verordnung zu gefhehen, für welche durch den $. 55. ($. 46, des ital, 
Textes) des Patented der gehörige Stämpel vorgefehen ift. 

Sollte jedoch in befonderen Fällen vor der Verhandlung über Adju- 
flirung Umgang genommen werben, und mit ber erflen Ausfertigung 
ſchon die definitive Verordnung zur Einantwortung ertheilt werden wol⸗ 
fen, fo müßte ſchon das urfprüngliche Eoncept des Verlaſſenſchafts⸗Aus⸗ 
weiſes nach dem Unterſchiede, ob es ein Theil-Libell enthält oder nicht, 
den gefeglichen Stämpel erhalten, und deſſen Audfertigung an die Erben 
nach $. 55. ($. 46. bes italien. Terted) des Patented abgefaßt werben. 

Uebrigens verfteht e8 fih von felbft, daß in jenen Fällen, wo bie 
Regimentd- und Corps-Auditoriate abhandeln, infofern für diefelben ver⸗ 
mög Gircular = Verordnung vom 1. September 1840 geringere Stämpel 
vorgefchrieben find, die geringeren Stämpelgebühren diefer Gerichtöftellen 
bei den erwähnten Eingaben und Ausfertigungen einzutreten haben, (Hofkd. 
vom 30. April 1544, 3. 9294, und Girculars®erorbnung des Hofkriegsrathes an 
ſämmtliche Mititärbehörden vom 2. Februar 1844, F. 121.) 

Früchten-Abſonderungs-Protokolle. 

c) Die Anſicht, daß die bei dem Tode oder einer Reſignation eines 
geiftlichen Pfründners aufzunehmenden Früchten-Abfonderungs: Protokolle, 
da fie nicht nur im Intereffe des Religiond- und rüdfichtlich des Inter 
ealar = Fondes, fondern auch zur Wahrung der Rechte des abgetretenen 
Pfründners oder feiner Erben und des Nachfolgers in der Pfründe errich- 
tet werben, ftämpelpflichtig find, ift im Gefege gegründet. Was bie Ge= 


’ 
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- bühr betrifft, jo kommt zu berückſichtigen, daß nad Artikel 9. der In⸗ 
ffeuetion über die Verrechnung der Intercalar-Einfünfte in Mähren und 
Schlefien vom Jahre 1832 die Aufname des Separationd : Protofolles 
eine Amtshandlung ift, welche das Landrecht oder per delegationem 
das Wirthſchaftsamt oder der Magiftrat in dem Falle, wo der geiſtliche 
Pfründner geftorben ift, dann aber, wenn ber Pfründner refignirt hat, 
das Wirthfchaftsamt oder der Magiftrat zu vollziehen haben. Hieraus 
ergibt ſich, daß das Früchten-Abfonderungd-Protofoll ſtets als ein ämt⸗ 
ficher Act zu betrachten ift, und zwar für den Fall, als dieſes Protokoll 
aus Anlaß des Todes eines Pfründners aufgenommen wird, als ein gericht⸗ 
licher Act außer Streitſachen; indem die Aufname, dem obigen Artikel 
und der Natur der Sache gemäß, ein Act der Verlaſſenſchafts- Abhand- 
fung ift. Wird aber dieſes Protokoll wegen Reſignation oder Abtretung 
eines geiftlichen Pfründners von dem Magiftrate oder Wirthichaftsamte 
aufgenommen, fo ftellet fi dasfelbe als ein in nicht gerichtlichen Ange— 
legenbeiten aufgenommener ämtlicher Act bar, 

Es ift daher im erften Falle der in ben $$. 54. und 65. des St, u. 
T. Gef. für gerichtliche Protokolle in Gefhäften außer Streitſachen, und 
im zweiten Falle der für ämtliche Protokolle im $. 73. des erwähnten 
Gefeges vorgefchriebene Stämpel zu verwenden. (Hoftd. vom 16. Novem: 
ber 1841, 3. 39,603.) 

Sich ätzungen. 

d) Die Schätzungen, mögen fie num gerichtliche oder ämtliche fein, 
müffen immer in der Form eines Protofolles aufgenommen werben, umd 
unterliegen dem Stämpel für Protokolle überhaupt. (Hoftd. vom 5, Detos 
ber 1842, 3. 29,868.) 

e) Die Schägungs-Protofolle, welche bei der Elocirung von Fonde- 
oder Waifen- Capitalien auf bürgerlichen und unterthänigen Realitäten 
über den Werth biefer letzteren aufgenommen werben, unterliegen jenen 
Stämpelgebühren, welche das St. u. T. Gef. vom 27. Sinner 1840 
für die Protokolle überhaupt in den $$. 54., 65. und 73. vorſchreibt; ba 
derlei Protokolle offenbar eine Partei-Angelegenheit betreffen, indem der— 
jenige, der ein Anlehen aufnimmt, den Werth der Realität und die Si: 
cherheit für das Darlehen nachzuweifen hat, das Gefes die in Frage 
fiehenden Protofolfe von der allgemeinen Stämpelpflicht nicht ausnimmt, 
und die früher beftandenen Stämpelvorfchriften durd das neue Geſetz 
aufgehoben find. (Hoftd. vom 14. November 1841, 3. 39,507.) 

f) Die Entfheidungen der k. k. Cameral-Gefällenverwaltung, wor. 
nach 1) das yon dem Gerichts = Abgeordneten und bem Actuare geführte 


* 
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Commiſſions⸗ oder Abfhäkungs = Protofell, aus welchem der ganze Vor: 
gang erfichtlich it, und in welches Die Beeidigung der Runftverftändigen, 
oder bie gepflogene Berathung über die zu beobachtenden Grunbfäge , die 
von den Parteien nach $. 195. der G. O. gemachten Erinnerungen, fo 
wie die Bemerkungen berfelben über die angenommenen Preife und über 
die einzelnen Befunde, endlich der ermittelte Werth ded Landgutes, wie 
nicht minder ber Befund der Sachverftändigen, welche denfelben mündlich 
vortragen wollen, aufgenommen wird, nad) $. 54. des St, u. T. Gef. 
dem Stämpel von 15 fr. unterliegt, indem diefes Protokoll, wenn es 
nichts anders als die obigen Beftandtheile enthält, weder die Stelle einer 
Urkunde, wodurd der Titel zur Erwerbung eines Rechtes auf eine Sache 
oder Leiftung, oder einen Geldbetrag eingeräumt, oder die Berzichtleiftung 
auf diefelben ausgefprodhen, oder die Erfüllung eingegangener Berbind- 
lichkeiten beftätiget, oder die Abtretung von Rechten oder deren Befefti- 
gung Statt finden würde, noch die Stelle einer Eingabe vertritt; — daß 
2) die von dem Amte verfaßte und von ber Commiſſion durchgefehene 
topograpbifche Befchreibung des Herrfchaftöförpers blos den Beilagen- 
ftämpel von 6 fr, für den Bogen erfordert, da eine ſolche Befchreibung 
nur als eine Beilage des Protokolls betrachtet werden kann; daß 3) die 
Durhfchnittöberechnungen über den mittleren Preis der landwirthſchaft- 
lihen Producte, welche auf Grund der von ben benachbarten Dominien 
eingefendeten Markt: und Holzpreis= Tabellen, durch die Sachverftändi- 
gen verfaßt, und dem Commiſſions-Protokolle beigefügt werden, an und 
für fid) der Stämpelpflicht nicht unterliegen, und daher Tediglich nach $. 53. 
des St. u. T, Gef. dem Beilagenftämpel zu unterziehen find, werden 
genehmigend zur Nachricht genommen, Ebenfo wird der Anficht, daß von 
den bei Inventirung von Herrfchaftsförpern vorfommenden Schriften, das 
Inventar dem Protofolls-Stämpel von 15 fr. und die einzelnen Liquida: 
tionen, und zwar jede, dem Beilagenftämpel zu unterziehen find, beige- 
ftimmt , rüdfichtlich des letzten Punktes, jedoch nur in der VBorausfegung, 
daß dieſe Liquidationen nicht von der Tandrechtlichen Inventurs- Commif- 
jion felbft aufgenoimmen werden, denn wäre bieß der Fall, fo hätten Diefe 
Liquidationen ald ämtliche landrechtliche Protokolle, dem Stämpel von 
15 Fr. für den Bogen nad) 8. 54. des St. u. T. Geſetzes zu umterliegen, 
(Hofkd. vom 12. Auguft 1842, 3. 24,211.) 


Theil: Libelle 


g) Wenn Berlaffenfchafts - Aphandlungs = Protokolle die Stelle des 
Theil-Libells vertreten, fo müſſen fie nach den $$. 54. und 65. des Gt. 
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u. Gef. mit jenem Stämpel verfehen fein, welchen dad Theil-Libell als 
Urfunde erfordert. Es muß aber aud für die gerichtliche Einantwortung 
der in den $$. 55. und 66. vorgefchriebene Stämpel verwendet werden, Da 
die Stämpelpflicht des Acted der Einantwortung von dem Umftande, ob 
ein Theil⸗Libell beftehe oder nicht, ganz unabhängig iſt. (Hoftammerbecret 
vom 20. Zuli 1842, 3. 15,882.) 

h) Die Berpflichtung zur Errichtung eines Theil-Libelld befteht nur 
dann, wenn unter den Erben ſich Pupillen oder Curanden befinden. 

In diefem Falle wird das Theil-Tibell entweder Cbefonderd auf dem 
Lande) gleich bei Gericht abgefaßt, und bildet einen Beftandtheil des Ab- 
bandlungs = Protofolled, oder ed wird mittelft einer eigenen Eingabe bei 
Gericht überreicht, und zwar zuerft blos im Entwurfe, und wenn bie 
fer vom ©erichte genehmiget ift, in ber gehörigen ordentlichen Ausfer⸗ 
tigung. 

Bilder das Theil-Kibell einen Beftandtheil des Abhandlungs-Proto⸗ 
tolles, fo muß die, dad Theil-Libell enthaltende Stelle diefed Protofol- 
led claffenmäßig geftämpelt fein. 

Wird aber dad Theil = Libell mitteld eines abgefonderten Geſuches 
dem Gerichte vorgelegt, fo braucht der erſte Entwurf blos mit dem 
Beilagenftämpel von 6 fr. verfeben zu fein, und erft wenn dieſer Ent- 
wurf vom Gerichte genehmiget ift, wird dad Theil -Libell auf claffen- 
mäßigem Stämpel neuerlich überreicht. 

Befinden ſich unter den Erben feine Pupillen oder Curanden, fo ift 
auch die Abfaffung eined Theil-Libells nicht nöthig; wollten aber bie 
Erben, demungeachtet,, gerichtlich oder außergerichtlich, eine Theilungs= 
Urkunde über das Berlaffenfchaftövermögen ausfertigen, fo unterliegt 
diefe dem claffenmäßigen Stämpel. 

Was die Erbfolge in bie Bauerngüter anbelangt, fo if fchon durch 
das Geſetz vorgefhrieben, daß das Bauerngut nur von Einem über- 
nommen werden dürfe, Wenn alfo diefer Uebernehmer im Abhandlung 
Protofolfe angeführt, und fohin das übrige Vermögen den Miterben 
zugewieſen wird, jo ift diefe Zuweifung des Bauernguted und bes übri- 
gen Vermögens nicht ald ein TheilsLibell, fondern blos ald die Erfül- 
lung einer gefeglichen Vorſchrift anzufehen, und bedarf daher nicht des 
Elafienftämpels ; wenn aber die Erben einen, noch verſchiedene andere 
Beftimmungen, 3. B. ein Ausgedinge, enthaltenden Uebergabs⸗-Vertrag 
ſchließen wollten, fo verfteht es fih von felbft, daß diefer mit dem 
rer Stämpel verfehen fein muß. (Hofkd. vom 4. Nov. 1843, 

‚ 36,789.) 
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i) Protokolle in Abhanblungs = Angelegenheiten bei eridamäßigem 
Stande der Berlaffenfchaft und Einantwortungen jure crediti find in 
Anfehung des Stämpeld nach den allgemeinen Beftimmungen des Gefe- 
des zu behandeln, da zu Gunften derfelben feine Ausname von den Be- 
. ffimmungen befteht. (Hofkd. vom 24. April 1842, 3, 2246. — ©, auch die 
zu $. 65. angeführten Hofbecrete,) 


$. 55. . 


Die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung der 
Verlaſſenſchaft, und die gerichtliche Verordnung zur 
Uebergabe des Pupillar: oder Eurateld-Bermögens, wenn 
einem Mündel⸗ oder Pflegebefohlenen die freie Verwal: ' 
tung deöfelben übertragen wird, find bei jedem Gerichte 
in der erſten Auöfertigung, wenn das reine Verlaffen- 
ſchafts⸗, Pupillar: oder Guratelö-Bermögen zweihundert 
Gulden C. M. W. W. nicht überfteigt, dem Stämpel von 
30 Er., bei einem reinen Werthe über zweihundert bis 
ein Zaufend Gulden C. M. W. W. dem Stämpel von 
6 fl., über ein Zaufend bis fünf Tauſend Gulden C. M. 
W. IB. dem Stämpel von 12 fl., und über fünf Tauſend 
Gulden EM. W. W. dem Stämpel von 20 fl. unter: 
worfen. | 

Erläuterungen zu $. 55. 

a) Einantwortungs-Urfunden über einen im gerichtlichen Feilbiethungs- 
wege erftiegenen Befisftand, welche zufolge $. 339, der allg. ©, DO. aus- 
geftellt werben, find feine Einantwortungs-Urfunden im Sinne der 6.55. 
und 66. des St. u. T. Gef. (Hofkd. vom 3. Juni 1841, 3. 7111.) 

b) Bei der Beſtimmung und Prüfung der Stämpelclaffe, in welde 
die Verordnung zur Einantwortung des Verlaſſenſchafts-Vermögens nad) 
dem $. 55. des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 einzureihen ift, 
hat Folgendes zur Richtfehnur zu dienen: 

Der Betrag, nad) welchem der Stämpel für diefe Verorbnung in 
Anwendung zu fommen bat, ift, wenn ein Inventar über das gefammte 
Bermögen aufgenommen wurde, und darin der reine Werth des Ber: 
mögens beutlih ausgedrüdt ift, aus dem Inventar zu entnehmen. Wird 
zwar nicht ein Inventar aufgenommen, erhellet jedoch ber reine Werth 
des Vermögens aus andern bei dem. Gerichte im Zuge der Abhandlung 
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vorgefommenen Acten, fo find diefe bei der Beftimmung und Prüfung 
der Stämpelclaffe zur Grundlage zu nehmen. In allen andern Fällen, 
und daher auch in dem Falle, wenn zwar ein Inventar aufgenommen 
wurde, dasfelbe jedoch nicht dad gefammte Vermögen umfaßt, hat die 
Partei den reinen Werth ded Vermögens, inſofern fie ſich nicht erbie- 
thet, den für die Einantwortungs-Verordnung feftgefegten höchſten Stäm— 
pel verwenden laſſen zu wollen, in welchem Falle fie von der Ausweiſung 
befreit bleibt, dad Vermögen nach feinen einzelnen Hauptbeitandtheilen, 
den Werth derfelben und die Berlaffenfhaftsfchulden auzugeben, und 
die Hauptfumme des reinen Vermögens zu berechnen. 

Der Werth unbeweglicher Güter kann durch die Steuerbüder, 
durch die Urkunden über die legte Befigveränderung, oder ‚Durch eine 
Schägung ausgewiefen, oder in Ermanglung biefer Behelfe durch die 
eigene Erklärung des Erben beftimmt werden. Das Gericht, weldem 
die Ausfertigung der Verordnung zukommt, ift verpflichtet, dieſe Ver— 
mögendangabe zu prüfen, und fo weit ed im Grunde ber aus ben Acten 
der Abhandlung zu fchöpfenden Nachweiſungen gefhehen fann, zu berich⸗ 
tigen. 

Insbeſondere hat als Regel zu gelten, daß die unter dem Vermö— 
gen befindlichen Obligationen der Privaten nad ihrem vollen Betrage 
anzurechnen find, 

Wären jedoch Schuldverfhreibungen unter denfelben enthalten, die 
rückſichtlich ihrer Liquidität oder Einbringlichfeit als zweifelhaft dargeftellt 
werden, fo haben fie nur außer Anfchlag zu bleiben, wenn der Richter 
die angeführten Gründe, aus welchen fie für illiquid oder uneinbringlich 
gehalten werden, für wahrfcheinlich erklärt, 

Der Erbe Hat, wenn ihm auch nur der Fruchtgenuß des Vermögens 
zufällt, ven ganzen Betrag des nad) der reinen Verlaffenfchaft berechneten 
Stämpeld zu erlegen. 

Vermächtniſſe werden bei Berechnung des Stämpels von dem Ver— 
mögen nicht abgezogen. Sollte jedoch nad Abzug der Vermächtniſſe an 
bem reinen Verlaffenfhaftövermögen der Betrag nicht mehr übrig bleiben, 
nad welchem der Stämpel berechnet und entrichtet werden muß, fo kann 
ber Erbe von den Legataren verhältnigmäßige Beiträge zur Bezahlung 
des Stämpels fordern. (Gireulare der verſchiedenen politifchen Länderftellen 
vom 1. September 1840. — Hofl.:Präf.:Deer. vom 26. Juli 1840, 3. 3743.) 

ec) Die Frage, vb das Einantwortungs = Deeret eined Nachlaſſes, 
deſſen Paffiv-Stand den Activ-Stand überfteigt, ſtämpelpflichtig fei, kann 
nur bejaht werden, da die $$. 55, und 66, bed St. u, T. Geſ. bei der 
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Feſtſetzung der Stämpelpflicht dieſes Decretes nicht unterſcheiden, ob bie 
Verlaſſenſchafts-Aectiven die Paſſiven überſteigen, oder von dieſen über: 
ſtiegen werden, (Hefkd. vom 6, November 1841, 3. 7959, und vom 1. März 
1341, 3. 50,803.) 

d) Wenn bei einer Berlaffenfchaft, deren Paffiv : Stand den Activ- 
Stand überfteigt, dennoch die Nothwendigfeit ber Ausfertigung einer 
wirklichen Einantwortungs⸗Urkunde eintritt, fo unterliegt dieſe gerichtliche 
Verordnung dem, in $. 55, ded deutfchen und $. 46. des italien. Tertes 
des St.u.T. Gef. vorgefchriebenen Stämpel von 30 fr. (1 Lira 50 Cent,), 
indem zu Gunften diefed Falles im Gefege feine Ausname enthalten ift-; 

wenn dagegen gar fein Vermögen vorhanden ift, fo kann wohl auch der 
Fall einer Berlaffenihafts:Einantwortung, und die Hinausgabe einer Ein- 
antwortungd = Verordnung nicht eintreten. (Hofkd. vom 8. Detober 1843, 
3. 32,179.) - 

e) Die Entſcheidung der k. k. Sameral-Gefällenverwaltung — daß 
unter ber Verordnung zur Einantwortung der Berlaffenfchaft nur die Ein: 
antwortungd = Urfunde zu verftehen fei, welche ausnamsweiſe ald eine 
ämtliche Ausfertigung nad) den $$. 55. und 66. dem Stämpel unterliegt, 
daß fie außer dem in den erwähnten Paragraphen vorgezeichneten Stäm- 
pel feinem weiteren Stämpel unterworfen fei, da auf biefelbe der claffen- 
mäßige Stämpel für Urfunden nach $. 7. nicht Anwendung findet, und 
daß der bemerfte Stämpel ohne Rüdficht auf die Zahl der Bogen, aus 
welcher diefe Urfunde allenfalls beftehen kann, mit Rüdjicht auf den Um= 
ftand, daß bier die Stämpelgebühr auf dem Acte ruht, nur für den erften 
Bogen zu verwenden ift — wird genehmiget. (Hoftd. vom 3. März 1842, 
3. 46,051.) 

f) Die Berlaffenfhafts-Einantwortung bildet nur Einen gerichtlichen 
Act ($. 819. des allg. b. G. B.). Es ift Daher der Natur der Sache ganz 
angemeffen, daß über die Einantwortung der Verlaſſenſchaft, als eine 
Geſammtſache, nach $. 302, des allg. b. ©. B. auch in dem Falle, wenn 
mehrere Erben eintreten, nur Eine Verlaſſenſchafts-Einantwortungs = Ur: 
funde (Decret oder Befcheid) ausgefertiget werde, worin die den einzel- 
nen Erben zugefallenen Antheile angegeben erfcheinen, 

Es ift ferner keineswegs nothwendig, daß in dem Falle, ald mehrere 
Erben eintreten, jedem derfelben ein Driginal-Eremplar der Einantwor= 
tungs⸗Urkunde durch das Gericht von Amtöwegen sugefertiget werde; denn 
in ben meiften Fällen werben bie eintretenden Erben einen gemeinjchaftli- 
hen Bevollmächtigten zur Abhandlungspflege ernannt haben (wozu fie 
nach Analogie des Hofdeeretes vom 23, Auguft 1799, nr 474 der J. 

v. Schwarz Staämpelvorſchriften. 
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G. S. aud vom Gerichte angemwiefen werden können), welchem gemein» 
ſchaftlichen Bevollmächtigten ſodann natürlich aud die Verlaſſenſchafts— 
Einantwortungs-Urkunde zugefertiget wird. 

Allein auch in den ſeltenen Fällen, wo die mehreren Erben keinen 
gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten ernannt haben, wird es für das Ge— 
richt genügen, die gemeinſchaftliche Einantwortungs-Urkunde Einem der 
Erbs-Intereſſenten zuzuſtellen, und die übrigen hiervon rathſchlägig zu 
verſtändigen. 5 

Den Letzteren wird ed ſodann freiſtehen, ihre Rechte auf die gemein- 
Schaftliche Verlaß: Einantwortungs = Urkunde nad) Maßgabe des $. 844. 
des allg. 6. G. B. geltend zu machen, oder eine befondere gerichtliche Ab: 
Schrift der Einantwortungs=Urfunde zu beheben, welche fodann dem Stäm— 
- vel, wie jede andere gerichtliche Abfchrift unterliegt. 

Wird nun auf ſolche Weife von den Gerichtöftellen vorgegangen, fo 
ergibt fih bei Stämplung der Verlaſſenſchafts-Einantwortungs-Urkunde 
und bezüglich bei Anwendung der $$. 55. und 66. des St. u. T. Geſetzes 
feine Schwierigfeit. 

Sollte dagegen bei einer oder der andern Gerichtöftelle, im Falle als 
mehrere Erben eintreten, von Amtswegen jedem berfelben ein Driginal- 
Eremplar der über das ganze Berlaffenfhafts » Vermögen ausgefertigten 
Einantwortungs =Urfunde zugeftellt werden, fo müßte mit Rüdficht auf 
die 88.55. und 66. des St. u. T. Gef. jede diefer Urkunden nad) dem gan- 
zen Betrage der reinen Berlaffenfchaft geftämpelt werden, weil jede der 
gedachten Urkunden ihrem Inhalte nad) ald erfte, d. h. als Original— 
Ausfertigung der Einantwortungd=1rfunde über das ganze Vermögen 
erfcheint. 

Würde jedoch eine Gerichtöftelle, im Falle ald mehrere Erben eintreten, 
nicht eine, ſondern mehrere Einantwortungs »Urfunden ausfertigen, 
dann würde jede diefer Einantwortungs = Urkunden nur nad) Maßgabe 
des eingeantworteten befonderen Erbtheifes zu flämpeln fein, weil im 
Sinne der $$. 55. u. 66. des St, u. T. Gef. bei Stämplung der Ein: 
antwortungs = Urkunde nur dasjenige Berlaffenfchafts = Vermögen in Be- 
trachtung fommt, welches in dieſer Urkunde wirklich eingeantwortet wird, 
(Hoftd. vom 30. Juni 1841, Zahl 22,550, und vom 2, November 1842, Zahl 
40,432.) | 

g) Die ss. 55. und 66. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
unterwerfen bie gerichtlichen Verordnungen zur Eiriantwortung bed Ver- 
taffenfhafts-Bermögeng überhaupt dem Stämpel, ohne Unterfchied, ob 
dieſe Verordnung unmütelbar an die Erben auögefertiget wird, oder ob, 
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mittelſt Verordnung, der Sperr-Commiffär beauftragt wird, — wie 
der Wiener Magiftrat bei den jure crediti-Einantwortungen vorgeht, 
— das Berlaffenfhafts-:Bermögen den Erben einzuantworten. 

In dem Ieuteren Falle vertritt die Verordnung an den Sperr— 
Commiffär die fonft übliche Einantwortungd-Verordnung an die Erben; 
fie. ift die gerichtliche Bewilligung zur Uebergabe des Nachlaſſes an 
den Erben, oder wem fonft das Gericht das Recht, bie Erbfchaft zu 
übernehmen, zuerfennt. 

Zugleih wird auf die Hoffammer-Derrete vom 1. und 3. März 
1841, 3.: 50,803 und 9677 (S. $. 55. c. und $. 85. O. n.) ver- 
wiefen, mit weldyen bereits entfchieven worden ift, daß nach dem Geſetze 
die Nachläſſe unter 100 fl., fie mögen activ oder paffiv fein, und insbe- 
fondere auch die letzteren, nämlich die, wo die Paffiven die Activen über- 
fteigen, in welche Kategorie eben jene Nachläſſe gehören, die jure cre- 
diti eingeantwortet werben, dem 'gefeßlichen Stämpel unterliegen. (Hoftv. 
vom 25. October 1843, 3. 37,021.) 

h) In den Fällen, in welchen feine eigene Verordnung zur Ueber- 
gabe des Quratel= oder Pupillar: Vermögens erlaffen wird, ift flet jener 
gerichtliche Act, ohne Rüdficht auf deffen Namen over Form, dem in den 
$$. 55. und 66, vorgefcpriebenen Stämpel zu unterziehen, in Folge deffen 
ein Pupillar= oder Euratel-Bermögen zur freien Verwaltung erfolgt wird. 
(Hoftd, vom 24. April 1841, 3.3421.) 

i) Die Vorſchrift der 88. 49, und 55. wegen Stämplung der Ber- 
ordnung zur Uebergabe des Curatel- oder Pupillar-Vermögens in die freie 
Verwaltung des Curanden oder Mündels hat auch dann zu gelten, wenn 
das Vermögen ganz ober zum Theile in gerichtlicher Verwahrung fich 
befindet, indem das Gefeg nicht unterfiheidet, auf welche Art und wo— 
ber die Uebergabe bed — erfolgt. (Hofkdecr. vom 6. Nov. 1841, 
3. 7959.) 

k) Der $. 66. des St. u. T. Gef. unterſcheidet bei der Beftim- 
mung des Stämpeld für die geridhtlide Verordnung zur 
Uebergabe des Pupillar- oder Euratel- Vermögens nidt, 
ob diefe Verordnung an den Pupillen oder Curanden, ober dag Depo- 
fitenamt ergebe; daher dieſe Unterfheidimg auch bei der Anwendung 
biefer Beftimmung ded ermähnten Paragraphes nicht gemacht werden 
darf, und fomit in dem Sinne des $. 66. überhaupt jene Anordnung 
dem Stämpel’zu unterziehen ift, in Folge welder dem Minderjähri— 
gen oder Euranden fein Vermögen zur freien Verwaltung erfolgt wird. 
(Hoflammer » Decret vom 1. März 1841, Zahl 50,803.) 

10* 
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I) Die Verordnungen, mit welchen einem Minderjähri— 
gen die Venia aetatis bewilliget wird, find in ben Fällen, 
in denen Feine eigene Verordnung zur Uebergabe des Pupillar-Bermö- 
gens erlaffen wird, dem in den $$. 55. und 66. bed St. u. T. Gef. vorge⸗ 
ſchriebenen Stämpel zu unterziehen, (Hofkd. vom 2. November 1842, 3. 40,432.) 

m) Wenn mit dem Deerete über die ertheilte Nachſicht 
des Alters zugleich die gerichtliche Verordnung zur Uebergabe irgend 
eines Vermögens in die freie Verwaltung des großjährig erflärten Min- 
derjährigen in Verbindung gefegt wird, fo fällt auch diefed Decret un— 
ter die Vorſchrift des $. 55. (66.) und die Dort angeordnete Gebühr. 

Die Erflärung der Großjährigfeit, mit Nachficht des gefeglichen 
Alters, ift ein gerichtlicher Act außer Streitfachen. 

Es fommt daber dem bezüglichen einfachen Decrete über die ertheilte 
Altersnachſicht, ohne eine Vermögens-Uebergabsverordnung oder Be— 
willigung, gemäß des $. 81. 6 des St. u. T. Gef. (8. 64. ital. Textes) 
als einer, an eine Privatpartei ergangenen ämtlichen Ausfertigung, die 
Stämpelfreiheit zu. (Hoftd. vom 8. November 1843, 3. 32,179.) 


$. 56. 

Sollte über die Beitimmung der Claſſe, in welche 
dad Vermögen nach der Vorſchrift des ſ. 55. einzureihen 
ift, ein Zweifel entftehen, fo liegt die Entfcheidung dem 
Gerichte ob, welchem die Auöfertigung der Verordnung 
zufommt. 

$. 57. 

Die Final: Erledigung über die Abfonderung der 
Allodial-Güter von Fideicommiß-, Subſtitutions- oder 
Lehengütern, die Bewilligung zur Vertaufhung, Ber: 
wandlung oder Verfehuldung eined Fideicommiß-Gutes, 
und die Bewilligung zur Auflöfung des Fideicommiß- 
Bandes unterliegt bei Gollegial-Gerichten dem Stämpel 
von 12 fl,, bei anderen Gerichten dem Stämpel von 6 fl. 
in der erften Auöfertigung. | 


$. 58. 


Die Gült- oder Gewähr: und die Sabbriefe, dann 
die Landtafel- und Grundbuchd-Ertracte unterliegen bei 
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— dem Stämpel von 45 kr., bei ande: 
ren Gerichten dem Stämpel von 30 Er. für den Bogen. 


Erlänterungen zu $. 58. 


a) Die Grund-, die Berg- und die Gewerbbuchs-Ertracte, welche 
von einem magiftratlichen oder grundbobrigfeitlichen Amte ausgefertiget 
werben, find nad dem $. 67. des St. u. T. Gef. immer nur dem 
Stämpel von 15 Kreuzern; die Landtafel-, Grund, Berg- und Frei- 
faffenbudh8-Ertracte hingegen, welche von einem Tandesfürftlichen Amte 
ausgeftellt werden, je nachdem das Gericht, unter welchem biefed Amt 
fteht, ein landesfürſtliches Collegial= oder ein nicht collegiales landes⸗ 
fürſtliches Gericht ift, nach dem $. 58, ded St. u. T. Gef. dem Stäm- 
pel von A5 oder von 30 Kreuzern für den Bogen unterworfen. (Abfag I, 
3.2, des illyriſchen Gubernial-Girculare vom 1. September 1840, 3. 18,464.) 

b) Es unterliegt feinem Zweifel, daß in Anfehung des Stämpels 
für die Gült- oder Gewähr- und die Sagbriefe, dann die Landtafel- 
und Grundbuch = Ertracte, die Eigenfchaft jener Behörde entfcheidend 
jei, melde das öffentliche Buch führt und dieſe Urkunden ausfertiget. 
Es ift daher auch in der Circular-Verordnung über die durch das St. 
u. u. T. Gef. in Illyrien außer Kraft gefegten oder in ihrer Wirkſam— 
feit befchränften Gefege und Vorschriften (f. a), mit Rüdficht auf die Ver— 
hältniffe der bortländigen Gerichtsbehörden, ausdrüdlich erklärt worden, 
daß die Grund-, die Berg- und die Gewerbbuchs-Extracte, welche von 
einem magiftratifchen oder grundobrigkeitlichen Amte ausgefertiget wer= 
den, nad dem $. 67. des St. u.T. Gef. immer nur dem Stämpel von 
15 Kreuzern, die Landtafel-, Grund», Berg = und Freiſaſſenbuchs-Ex— 
tracte hingegen, welde von einem Tandesfürftlihen Amte ausgeftellt 
werden, je nachdem das Gericht, unter welchem dieſes Amt fteht, ein 
landesfürſtliches Gollegial= oder ein nicht collegiales Tandesfürftliches 
‚Gericht ift, nad dem $. 58. des St. u. T. Gef, dem Stämpel von 
45 oder von 30 Kreuzern für den Bogen unterworfen find. (Hoftd. vom 
6. Februar 1542, 3. 29,051.) 

c) Da das Latbacher Stadt = und Landrecht ein lanbesfürftliches 
Golfegial-Gericht ift, fo unterliegen die von demſelben ausgefertigten 
Gült- oder Gewähr: und Sasbriefe und Landtafel-Ertracte nach $r 58 
des St. u. T. Gef, dem’ Stämpel von 45 fr. für den Bogen; die von 
den Patrimonial= Grundobrigfeiten in Krain ausgefertigten Gült= ober 
Gewähr: und Satzbriefe und Grunbbuchs-Ertracte aber unterliegen nad) 
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dem $. 67. dieſes Gefeges dem Stämpel von 15 Fr, für den Bogen. 
(Hofkd. vom 20. Juli 1342, 3. 15,882.) 

d) In Folge allerhöchſter Entſchließung vom 1. Februar 1842 find 
a) die im $. 58. des St. u. T. Gef. erwähnten Tabular-Ertracte über 
die nicht im Bereiche der Stadt Görz, fondern in den Bezirken des Gör— 
zer Kreifes liegenden Realitäten nur dem Stämpel don 30 fr, für ben 
Bogen zu unterziehen, und b) die Grundbuhs-Ertracte in Betreff der 
Sreifaffen-Realitäten in Ober - Kärnthen nur dem Stämpel von 30 fr. 
unterworfen. (Hoftd. vom 10. Februar 1842, 3. 5878.) 


$. 59. 
Die Depofiten-Ertracte unterliegen ſowohl bei Col: 
legial- ald bei anderen Gerichten dem Stämpel von 15 Er. 
für den Bogen. 


1. 


Beiden Patrimonial: (gutsherrlihen) und den CEommunal: 
(kädtifhen und Markt-) Geridten. 


$. 60. 

Die in dem $. 49. angeführten Schriften im gericht: 
lihen Berfahren außer Streitfachen unterliegen, in fo 
fern fie in den folgenden I). 61. bis einfchließig 67. nicht 
übergangen find, auch bei den Patrimonial- (gutöherrli- 
chen) und den. Communal- (ſtädtiſchen und Markt⸗) Ge⸗ 
richten dem Stämpel. 


$. 61. 


Diel Eingaben der Parteien unterliegen dem Stäm: 
pel von 6 Er. fürden Bogen. Ausgenommen hiervon find: 
1. Die Eingaben, womit Vormundſchafts- oder Gura- 
teld-Rechnungen zur gerichtlichen Erledigung über- 
reicht werden, oder die Legalifirung einer Urkunde 
angefucht wird, welche dem Stämpel von 30 Er. für 

den Bogen unterliegen; 
2. Die Gefuche um Ausfertigung von Edicten jeder 
Art, dann die Gefuhe um Anname eined Depofi- 
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tums (Erlagd-Anbringen), welche dem Stämpel von 

15 Er, für den Bogen unterworfen find, und 
3. Die Gefuche um Anfchreibung an die Gewähr, um 

Einverleibung oder Vormerkung einer Schuldfor: 
derung, eined die Freiheit des Eigenthumes befchrän- 
kenden Verhältniffes, und überhaupt jedes Rechtes 
oder Anſpruches, und jeder wie immer gearteten 
Verbindlichkeit, um Löfchung eined einverleibten 
oder vorgemerkten Capitals, Rechtes oder Anfpru- 
cheö, endlich um Abfchreibung eines in einer Rubrik 
des Grundbuches ald Zugehör begriffenen Theile 
und Zufchreibung deöfelben zu einer andern, im 
Grundbuche fchon enthaltenen oder neu zu eröffnen: 
den Rubrif, welche, fie mögen bei dem Richter er: 
fter Snftanz unmittelbar oder in Folge der über den 
ergriffenen Recurs von dem höheren Richter erhal: 
tenen Anfchreibungs:, Cinverleibungs:, Vormer— 
kungs⸗ oder Löfchungsbewilligung überreicht wer: 
den, dem Stämpel von 15 Er. für den Bogen unter: 
liegen. 

Werden jedoch dergleichen Gefuche nicht unmittelbar 
bei der Real-Inftanz, fondern bei einer anderen Behörde 
oder einem anderen Amte zur Beförderung an die erftere, 
und zur Veranlaffung der Vorname der bemerkten Acte 
überreicht, fo müffen diefe Gefuche mit demjenigen Stam- 
pel verfehen fein, welcher für detlei bei-der Real-Initanz 

unmittelbar überreichte Gefuche beftimmt ift. | 


Erläuterung zu |, 61. 


a) Erberflärungen bei einem Patrimonial = Gerichte unterfiegen 
nad) dem $. 61. des St. u, T. Gef. dem Stämpel von 6 Fr. für den 
Bogen. Die $$.17. und 23. diefes Gefeges fünnen auf Erbserflärungen 
fhon aus dem Grunde nicht angewendet werden, weil biefelben den 
Stämpel der Urfunden, und nicht jenen der Eingaben betreffen. (Hofkd. 
vom 20. Juli 1842, 3. 15,882.) 


' 
? 
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$. 62. 

Wird in den im vorhergehenden Paragraphe (). 61.) 
unter Zahl 1. bis 3. bezeichneten Fallen nicht eine fchrift- 
liche Eingabe überreicht, fo ift ftatt derfelben, mit Aus: 
name des Falles der Legaliſi rung, jederzeit ein Protokoll 
aufzunehmen. 

Bei Legaliſirungen iſt ſich jedoch auf die im $. 51. 
vorgezeichnete Weiſe zu benehmen. 


Erläuterungen zu $. 62. 


a) Die Anfiht, daß die zum Behufe der Grundbuchs-Regulirung 
aufzunehmenden Devolutions-Protofolle, in foferne fie Eingaben um 
Anfchreibung an die Gewähr zu vertreten haben, mit dem 15 fr. Stäm- 
pel zu verfehen find, ift richtig; würden diefe Protofolle jedoch die De— 
volutions⸗Urkunden felbft erfegen, mithin ftatt der zwifchen den Parteien 
abzufchließenden Verträge aufgenommen werden, fo unterliegen diefelben 
dem Urfunden-Stämpel. Sind aber biefe Protokolle zur Beendigung von 
Berlaffenjchafts-Abhandlungen aufgenommen worden, fo unterliegen fie 
dem Protofolle-Stämpel, nad $. 65. von 3 fr. für den Bogen, in ſo— 
ferne nicht darın ein Theil-tibell enthalten ift, wo dann der Elaffen- 
Stämpel eintritt, 

Wie übrigens die Stämplung der Protofolle dann zu gefchehen bat, 
wenn in benfelben mehrere Gefchäfte vorkommen, darüber enthalten die 
$$. 96., 97, und 98. des St. u. T. Gef., dann der Hoffammer - Erlaß 
. vom 8, März 1842, 3. 6,309 (fiehe $. 95. B. 1) deutliche Borfchriften. 
(Hofkd. vom 5. Det. 1842, 3. 29,868, Abf. 1 ) 

b) Der $. 62. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 findet 
allerdings auf die im $. 61. sub 3. aufgeführten Fälle Anwendung. Dem 
gleichzeitig geftellten Antrage im Conterte des $. 62, dort, wo es heißt, 
„von 1. bis 3,” nad) dem Wörtchen „bis“ das Wörtchen „einfhließig” 
einzufchalten, findet man feine Folge zu geben. (Hoftd. vom 1. November 
1842, 3. 38,743.) 


$. 63. 
Bei den Duplicaten der Eingaben und den Abfchrif: 


ten ihrer Rubrik (Rathichlägen) ift die in dem $. 41. ent: 
haltene Vorſchrift zu beobachten. 


S. 64. 66. a. 18 
8. 64. 


Wegen des Stämpeld für die mit den Gingaben 
überreichten oder die von der Partei zu den gerichtlichen 
Protokollen beigebrachten Beilagen, dann für die ge: 
richtliche Vidimirung und Ausfertigung von Abjchriften 
find die in den 6. 42, (30), 44. und 45. ertheilten Vor: 
Ihriften zur Richtfchnur zu nehmen. 


$. 65. 


Die gerichtlichen Protokolle über mündlich ange: 
brachte Gefuche, über mündliche Verhandlungen, dann 
gerichtliche Inventarien, Augenfcheind:, Schätzungs-, 
Licitationd » Protokolle und andere in Angelegenheiten 
der Parteien aufgenommene Protokolle unterliegen dem 
Stämpel von 3 Er. für den Bogen, 

Vertritt jedoch ein Protokoll die Stelle einer Ur: 
kunde, welche nach diefem Gefete einem höheren Stäm- 
pel ald von 3 Er. unterworfen ift ($b. 6. bis einfchließig 
24.) oder einer fehriftlichen Eingabe, die einem höheren 
Stämpel ald von 6 Er. unterliegt ($. 61,), fo muß es mit 
dem für diefe Urkunde oder fchriftliche Eingabe angeord⸗ 
neten Stämpel verfehen fein. | 


Erläuterungen zu $. 69. 


a) Berlaffenfchafts - Abhandlungs = Protokolle find Crüdfichtli der. 
Patrimonial- und Gommunal-Gerichte) unter den $. 65. zu fubfumiren,: . 
und unterliegen in der Regel dem 3 fr. Stämpel. Wenn jedoch ſolche 
Protokolle die Stelle von Urkunden vertreten, fo haben fie nad) der 
Weifung eben dieſes Paragraphes den Urfunden-Stämpel zu erhalten. 
Da nun das Theil-Libell den Erben den Titel zur Erwerbung der ihnen 
zugetheilten Erbſchaftsantheile gibt, und fomit nach Inhalt des $. 7. des 
St. u. T. Gef. auf dem claffenmäßigen Stämpel auszufertigen ift, fo 
muß das Abhandlungs-Protofoll, welches ein ſolches Theil⸗Libell ent- 
hält, mit dem claffenmäßigen Stämpel für Urkunden verfehen fein. 
(Hoftd. vom 6. März 1842, 3. 3,258, und vom 17. Auguft 1841, 3. 24,999.) 
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b) Nach $. 65. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 find ge- 
richtliche Protokolle im Verfahren außer Streitfachen, bei Patrimonial- 
und Communal= Gerichten mit dem Stämpel von 3 fr. pr. Bogen zu 
verfehen, wenn fie nicht die Stelle von Urkunden, die einem höheren 
Stämpel als 3 fr, unterliegen, vertreten. 

Es unterliegen demnach auch die Berlaffenfchafts-Abhandlungs: Pro⸗ 
tokolle, welche unter den $. 65. zu ſubſumiren find, dem Stämpel von 
3 kr. 

Ein Theil-Libell aber , in fo fern ed den Titel zur Erwerbung von 
Erbfchaftd-Antheilen gibt, muß nah $. 7. des Stämpel-Gefeges auf 
claffenmäßigem Stämpel ausgefertiget fein, welcher fih nad der Größe 
desjenigen Geldbetrages oder Gelbwerthes richtet, der der Theilung zum 
Grunde liegt, und entweder im Theil-Libell felbft enthalten, oder darin 
durch Beziehung auf andere Urkunden, z.B. auf das Inventar ꝛc., audge- 
drüdt iſt. 

Es muß daher jener Bogen bed Berlaffenfhaft3-Abhandlungs-Pro- 
tofolles, auf welchem das Theil-Libell vorfommt, mit dem claffenmäßt- 
gen Stämpel verfehen fein. 

Dasfelbe gilt auch für den Kal, wenn im Berlaffenfchafts-Abhand- 
lungs⸗Protokolle ein Lebernams = Bertrag vorfommt, und es richtet ſich 
die Höhe des Stämpeld nad der Größe des Verlaſſenſchafts-Vermö— 
gend, in fo weit ed den Gegenftand der Uebername bildet. 

Aus diefen Grundfägen folgt von felbft, daß, da der Gegenftand 
eines Verlaſſenſchafts⸗Theil⸗Libells wohl nur die Berlaffenfchaft fein fann, 
nicht aber auch das, von berfelben auszufcheidende, dem überlebenden 
Ehegatten, Kraft einer Gütergemeinfchaft eigenthümlich gehörige Vermö— 
gen, aud die Größe des Werthftämpels für das betreffende Theil-Libell 
nur nad) jener des eigentlichen Nachlaffes zu bemeffen iſt. (Hofkd. vom 
14. Februar 1843, 3. 5,992.) 

c) Die Vergleichs-Protokolle, welche in Geſchäften' des adeligen 
Richteramted aufgenommen werden, find nad) der Vorfchrift des $. 65. 
zu ſtämpeln. (Hofkd. vom 22. October 1842, 3. 29,897. — Siehe aud.die bei 
$. 55. angeführten Hofdecrete.) 


$. 66. 

Die gerichtliche Verordnung zur Cinantwortung 
der Berlaffenfchaft, und die gerichtliche Verordnung zur 
Uebergabe des Pupillar- oder Gurateld- Vermögens, 
wenn einem Mündel oder Pflegebefohlenen die freie Ver: 
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waltung deöfelben übertragen wird, unterliegen dem 
Stämpel von 30 Er. in der erften Audfertigung. | 

Ausgenommen von diefer Beſtimmung find die be- 
zeichneten Einantwortungd- und Uebergabs-Verordnun⸗ 
‚gen, wenn das reine Verlaffenichafts:, Pupillar- oder 
Gurateldö-Vermögen zweihundert Gulden Conv. Münze 
Wiener Währung nicht überfteigt, in welchem Falle fie 
nur dem Stämpel von 6 Er, in der eriten Auödfertigung 
unterliegen. . F 


Erläuterung zu $. 66. 

a) Auf die Berlaffenfchafts - Einantwortungs : Urkunden finden die 
$$. 7. bis 14. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 feine Anwen: 
dung; fie find Daher nicht dem claffenmäßigen, fondern Cbei Patrimonial: 
Gerichten) nad) der Vorſchrift des $. 66. des St. u, T, Gef. dem Stäm- 
pel von 6 fr. oder 30 Fr. zu unterziehen. Auch die Beftimmung für bie 
Theil-Tibelle kann auf bie Berlaffenfchafts-Einantwortungs-Urfunden- bei 
ber Berfchiedenheit der rechtlichen Natur beider Inftrumente nicht bezogen 
werden, weil bie befondere Beftimmung bed $. 66. bie allgemeine bed 
$. 7. ausfchließt. (Hofk. Decrete vom 5. October und 25. November 1842, 3- 
29,868 und 42,456.) 


Ä $. 67. 
Die Gilt: oder Gewähr: und die Sabbriefe, dann 
die Grundbuchs⸗ und Depofiten-Ertracte unterliegen dem 
Stämpel von 15 Er. flir den Bogen. (©. ſ. 38.) 


Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Stämpel für ämtliche Aete in nicht gericht: 
fichen (obgleich auch bei Gerichtöftellen vorfommen- 
den) Angelegenheiten. 
$. 68. 

Die Schriften, welche im Geſchäftszuge in nicht ge⸗ 
richtlichen Angelegenheitendem Stämpel unterliegen, find: 
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1. Alle an öffentliche Behörden oder Aemter oder an 
Obrigkeiten gerichteten Eingaben von Privatper: 
fonen; 

2. Die Abfchriften der Rubrik folder Eingaben; 

3. Die Beilagen, welche mit den ftämpelpflichtigen 
Eingaben überreicht oder von der Partei zu den ſtäm— 
pelpflichtigen Protofollen beigebracht werden; 

4. folgende Amtliche Auöfertigungen ; 

a) die ämtlichen Protokolle über eine mündlich an- 
gebrachte oder verhandelte Privatfache, 

b) die ämtlichen Vidimirungen von Abfchriften, 

e) die ämtlichen Abfchriften fir Privatperfonen, 

d) die Päſſe, die als Reiſepäſſe geltenden Pailier- 
fcheine und die Wanderbücher. | 


Erläuterungen zu ſ. 68, 1. 

a) Die Eingaben, welche an ein Dominium, nicht in feiner Eigen: 
haft als politifche Obrigfeit oder als Gerichtsftelle oder überhaupt als 
eine öffentlihe Behörde oder ein öffentliches Amt, fondern ald Wirth: 
ſchaftsamt oder ökonomiſche Gutöverwaltung in Beziehung auf feine 
gutöherrlihen Rechte oder auf die Verwaltung gutsherrlicher Renten 
gerichtet jwerden, find Fein Gegenftand der Stämpelpflicht, und aud) die 
Ichriftlichen Ausfertigungen,, welche darüber erlaffen werden, find nur in 
fo ferne ftämpelpflictig , als fie zum Beweiſe beftimmte Urkunden oder 
Schriften bilden. (Hofkd. vom 7. Suni 1841, 3. 11,418.) 

b) Die Stämpelfreiheit der Eingaben, welche der Bürgerausſchuß 
der Stabt Lemberg in Erfüllung feiner mit der Inftruction vom 14. April 
1837 ihm auferlegten Pflichten an den Magiftrat macht, läßt ſich zwar 
durch den $. 81., 3. 2 des St, u. T. Gef. nicht begründen, indem diefe 
Eingaben des Bürgerausfhuffes, welcher nach $. 17. der Inftruction die 
magiftratifche Verwaltung des ftäbtifchen Vermögens zu controlliren bat, 
— bie zweckmäßigſte Gebahrung und Verwaltung des Communal:Ber- 
mögens betreffen, und daher keineswegs als in Öffentlichen Angelegen: 
beiten erftattet angefehen werben Fünnen, | 

Deffenungeachtet bilden die in Rede ftehenden Eingaben des Lember- 
ger Bürgerausfhuffes an den dortigen Magiftrat, welche, in fo fezne fie 
in Gemäßheit der Inftruckion vom 14. April 1837 verfaßt werden, Anz 
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zeigen und Borfchläge in Betreff der Verwaltung des ftädtifchen Vermö— 
gens enthalten, fein Object der Stämpelpfliht, weil diefelben bei dem 
Magiſtrate nicht ald Ortsobrigfeit, fondern in feiner Eigenfhaft als 
Bermwalter ded Communal-Bermögens überreicht werden, und daher eben 
fo wenig unter die nach $. 68., 3. 1 des St. u. T. Gef. der Stämpel- 
pflicht-unterliegenden, an öffentliche Behörden oder Aemter, oder Orts⸗ 
obrigfeiten gerichteten Eingaben von Privatperfonen fubfumirt werben 
Finnen, ald 3. B. die Eingaben eines privatberrfchaftlichen Wirtbfchafts- 
beamten an das vorgefegte Bermaltungsamt in Wirthichaftsangelegenhei- 
ten; (Hofkd. vom 16. Juli 1842, 3. 19,943.) 

e) Geſuche um Präfentation auf eine geiftlihe Pfründe an eine Pri- 
vatperfon ald Patron unterliegen nicht dem Stämpel. (Hoefkbetr. vom 
17. Zänner 1844, 3, 47,399.) 

d) Die Anfiht, daß die Pfarrbefegungsvorfchläge, auch wenn die: 
jelden an Privat-Patrone gemacht werden, vom Stämpel befreit find, 
it in dem St, u. T. Gef. gegründet. (Hofkd. vom 3.Zuni 1841, 3. 20,781.) 

e) Handelöbriefe in= oder ausländifcher Eifen- und Stahlabnehmer, 
worin felbe an eine k. k. hauptgewerkſchaftliche Direction oder deren Ur: 
terbehörden Anfragen oder Abnamserklärungen ftellen, find Fein Object 
der Stämpelpflicht, 

Mit Ausname des Falles, in weldhem Beftellungd- oder Hanbels- 
briefe an eine & k. hauptgewerffchaftliche Direction oder deren Unter- 
behörden gerichtet werden, und in welchem fich diefe Behörde ald Er- 
zeuger und Verſchleißer von Producten barftellen, find dieſelben in Ans 
fehung der Stämpelpflicht der an fie gelangenden Eingaben ſtets als 
öffentliche Behörden zu betrachten. 

Grebitive der Vecturanten, welche nur Handelsbriefe find, und 
das Anfuchen um Ueberfendäng der Waaren durch den Leberbringer ent- 
balten, find fein Obfeet der Stämpelpflicht, (Note der &, £, allgemeinen 
Hofkammer an bie E. E, Hoflammer im Münzs und a ae vom 235. Mai 
1841, 3. 9384.) 

f) Die Eingaben von Handelsleuten an die Berg= und Salinen⸗ 
Direction in Hall, in welchen entweder die Greditirung von Bergmwerfe- 
producten gegen Gaution, oder gewiffe Berfügungen und Ausfünfte rüd- 
ſichtlich der jbereitö erlegten derlei Cautionen angefucht werben, find zu= 
folge der, von der k. k. allgemeinen Hoffammer mit ber f. k. Hofkammer 
im Münz- und Bergmwefen gepflogenen Rüdfpradhe, unter den Begriff der 
Handeld-Eorrefpondenz zu fubfumiren und daher vom Stämpel frei zu 
laffen. (Hofkd, vom 7. Juni 1843, 3. 14,530.) 
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g) Wenn ein Apotheker die Vergütung feiner Arzeneien aus Com— 
munal-Renten anzufprechen hat, und fein Gefuh um Vergütung bei der 
Commune überreicht, fo unterliegt ein derlei Anfuchen dem Eingaben- 
ftämpel nicht; da es in diefem Falle nicht bei einer öffentlichen Be— 
börbe oder einem öffentlichen Amte eingebradjt wird, fondern bei einem 
Magiftrate, der in einer folhen Angelegenheit nicht als öffentliche Be— 
hörde oder öffentliches Amt erfcheint, fondern ald Verwaltung des Com- 
munal=, alfo eined Privat-Bermögend. Es verfteht fih von felbft, daß 
in einem folchen Falle auch der dem nicht ftämpelpflichtigen Gefuche beis 
liegende Conto dem Beilagen-Stämpel nicht unterliegt, und es kann bie 
Stämpelpfliht, nad $. 83., 3. 3 (66—3. ital, Tert) des St. u. T. 
Gef. auch dann nicht eintreten, wenn derlei Apothefer-Rechnungen zum 
Behufe der Reviſion von der Commune einer öffentlichen Behörde oder 
einem öffentlichen Amte vorgelegt werben. 

Was nun die ärztlichen Ordinationen (die Recepte) betrifft, die den 
Apothefer-Conten, oder Gefuchen und Protofollen beiliegen, fo ift fchon 
mit dem Decrete vom 4. Detober 1843, 3. 33,473 entfchieden worden, 
daß in ber Regel diefe Recepte ald Beilagen von Protofollen und Einga- 
ben dem gefeglichen Beilagenftämpel unterliegen, verfteht fich inallen jenen 
Fällen, wo der Beilagenftämpel überhaupt eintritt. Da nun dem oben 
Angeführten zu Folge, die Gefuche und Beilagen, wenn die Eingabe bei 
der Commune alfo einem Magiftrate, nicht als öffentliche Behörde oder 
öffentliches Amt, fondern als Privat: Bermögend-Verwaltung der Com— 
mune überreicht wird, dem Gefuchs: und Beilagenftämpel nicht unterlie= 
gen, fo find in dieſem Falle natürlich aud) die ald Beilagen vorfommen- 
den Recepte nicht flämpelpflichtig. (Hofkd. vom 27. October 1844, 3.39,201.) 


Erläuterungen zu |. 68. 4. a. 

h) Jene Protofolle, welche ein Magiftrat nicht als öffentliche Be- 
börde oder öffentliches Amt, fondern ald Vertreter der ftädtifchen Ren: 
ten in feiner eigenen Privatfache aufnimmt, find feine ämtlichen Proto- 
folle; der $. 73. findet daher auf fie aud) feine Anwendung, fo lange fie 
nicht Urkunden bilden, melde der $. 6. des St. u, T. Gef. der Stämpel- 
pfliht unterwirft. "Die Beurtheilung aber, in wie fern die verfchiedenen 
Protofolle in bie eine oder bie andere Kategorie gehören, muß dem Ma- 
giftrate unter feiner Verantwortung überlaffen bleiben. 

Rüdfichtlic der diesfälligen Liritationg=Protofolfe wird ſich insbeſon-⸗ 
dere auf den bierortigen Erlaß vom 3. September 1841, 3. 28,180 be- 
zogen (S.$. 73. 0.). (Hofkd. vom 5. September 1841, 3, 7273.) 
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$. 69. 


Die Eingaben der Privatperfonen unterliegen in 
der Regel : 

1. Dem Stämpel von 15 Er, für den Bogen, wenn 
fie an den Landeöfürften, an den Vice-König des 
lombarbdifch-venetianifchen Königreiches, an einen 
Hofftab oder ein Hofamt, an die Kanzlei eined 
öfterreichifchen Ritterordend, an eine Hofftelle oder 
wie immer genannte Otaatd-Gentral-Behörde, an 
eine Hof: oder Haupt-Staatöbuchhaltung oder an 
den Vorſteher einer der hier angeführten Behörden 
gerichtet find; 

2. Dem Stämpel von 10 Er. für den Bogen, wenn fie 
an eine Behörde, deren Wirkfamkeit fich mindeftens 
auf ein Gouvernementd-Gebiet erftredlt, oder mwel- 
cher die Oberleitung eines einzelnen Zweiged ber 
Militär-Verwaltung übertragen ift, ferner an eine 
Provinzial-Staatöbuchhaltung, an ein Collegial⸗ 
Gericht oder an den Magiſtrat der Hauptſtadt einer 
Provinz, oder endlich an einen Biſchof, ein geiſtliches 
Conſiſtorium oder eine biſchöfliche Kanzlei, oder an 
den Vorſteher einer der hier genannten Behörden ge- 
‚ richtet find; 

3. Dem Stämpel von 6 Er. für den Bogen, wenn fie 
an eine Kreid-, Bezirkö- oder Ortöbehörde, an ein 
Regiments: oder Eorpd-Commando, kurz an Aem— 
ter, Obrigkeiten und Autoritäten, welche in die 
Beltimmungen der vorftehenden Abfäße dieſes Pa- 
ragraphes nicht einbegriffen werden können, oder 
an den Vorſteher einer der in diefem Abſatze bezeich- 
neten Behörden gerichtet find. 
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Erläuterungen zu ). 69. 


a) Die Anficht in Betreff der Stämpelpflicht der Eingaben, mwor- 
nad jene Eingaben der Dominien, melde bei den Kreisämtern über- 
reiht werden, aber an bie politifche Landesbehörde felbft ſtyliſirt 
find, nad) $. 69. 3. 2. des St, u. T. Gef. dem Stämpel von 10 fr., 
jene hingegen, welche an das Kreisamt ſtyliſirt find, ohne Unterfchied, ob 
die Entfheidung über biefelben dem Kreisamte oder der Landesſtelle zu— 
fommt, nach dem Abfase 3. desfelben Paragraphes dem Stämpel von 
6 fr. unterliegen, entfpridt dem Sinne des $. 69. des St, u. T. Gef. ; 
da der Stämpel für Eingaben in nicht gerichtlichen Angelegenheiten in 
der Regel nur nach der Kategorie der Behörden und Aemter, an welde 
die Eingaben gerichtet find, nicht nad ber Competenz der Behörden 
und Aemter zur Entfcheidung Über diefelben, oder nad) der Behörde oder 
. dem Amte, wo die Eingabe eben überreicht wird, zu beurtheilen ift. 

Das St. u. T. Gef. bezeichnet nur den Stämpel, welden die an 
eine beftimmte Behörde gerichteten Geſuche zu erhalten haben. Es 
ſchreibt aber nicht vor, an welde Behörden die Gefuche nad der Ber: 
ſchiedenheit des Gegenftandes zu richten find. Dießfalls haben fich die 
Behörden an die beftehenden Borfchriften zu halten, und es ift ihre Pflicht, 
jene Gefuche, welche nicht bei den geeigneten Behörben eingereicht wer: 
den, zur Ueberreihung und rückſichtlich Stylifirung an jene Behörde, bie 
es betrifft, zu vermweifen. (Hoftd. vom 6. October 1841, 3. 32,707.) 


Erläuterung zu $. 69. 1. 


a) Der Stämpel für die an die Ef. oberfte Hofpoftverwaltung (der 
zugleich alle Amtsverrichtungen einer Oberpoftverwaltung für Oeſterreich 
unter der Enns obliegen) gerichteten Eingaben entfällt nad dem St. u. 
T. Gef. vom 27. Sänner 1840, $. 69. 3.1. mit 15 fr. für den Bogen. 
(Hoft. Decret vom 19. Februar 1841, 3. 51,276.) 

b) Die bei der k. k. Hof- und nied. öfter, Rammer-Procuratur über- 
reichten Eingaben unterliegen im Sinne des $. 69. 3. 1. des neuen St. 
u, T. Gef. dem Stämpel von 15 fr, für den Bogen. (Hoff. Decret vom 
5. April 1841, 3. 7190.) 


Erläuterung zu ). 69. 2. 


a) Ueber den vorgefommenen Zweifel, warum in dem $. 69. 3.2. 
des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, neben den Eollegial:Gerid)- 
ten auch der Magiftrat der Hauptftabt einer Provinz, welcher doc gleich⸗ 
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falls ein Eollegial-Gericht iſt, noch ausbrüdfich bezeichnet wird, ift bie 
Aufklärung dahin gegeben worben, daß diefe Bezeichnung der Magiftrate 
der Provinzial-Hauptftädte aus dem Grunde gefcheben fei, weil nicht 
jeder Magiftrat einer Provinzial-Hauptftadt zugleich ein Collegial-Ge- 
richt if. 

Sp it 3. B. in dem Regierungs-Gireulare vom 23. März 1841, 
auf welches fich in dem Hoffammer-Decrete vom 18. Detober 1841, Zahl 
36,123 bezogen wird, der Magiftrat in Wien ald ein Collegial-Gericht 
bezeichnet. Da jedoch laut des Regierungss@irculares vom 29, April 
1841, der frühere Magiftrat von Wien dergeftalt getrennt worden ift, 
daß der frühere politifch-öfonomifhe Senat nunmehr die Benennung: 
Magiftrat der k. k. Haupt: und Refivenzftadt Wien; der frühere Senat 
den Namen: Givilgericht der erwähnten Stadt; und ebenfo der Erimi- 
nal=-Senat den Namen: Griminalgericht der Stadt Wien zu führen hat: 
fo erfcheint in Bezug auf den $. 26. des St, u. T. Gef. gegenwärtig nur 
das Civilgericht der Stadt Wien als ein Collegial-Gericht in dem $. 69. 
3. 2. dieſes Gefeges begriffen, während der dermalige Magiftrat der 
Hauptftadt Wien, nur als folder, nicht aber als ein Collegial-Gericht, 
da er überhaupt fein Gericht mehr ift, in diefem $. 69. 3. 2. aufgenom: 
men erfcheint. (Höofkd. vom 5. April 1343, 3. 4901.) 

b) Bermöge des $. 69, 3. 2. des St. u. T. Gef. unterliegen bie 
Eingaben in nicht gerichtlichen Cadminiftrativen) Angelegenheiten, info= 
ferne fie nicht unter Lie im $. 70. dieſes Geſetzes bezeichneten Ausnamen 
gehören, auch bei den Magiftraten außer der Hauptitabt der Provinz, 
wenn diefe Magiftrate zugleich Collegial-Gerichte find, dem Stämpel von 
10 fr. für den Bogen. (Hofkd. vom 4, Juli 1842, 3. 15,399.) 

c) Auf die Verhandlungen der Fatholifchen, fo wie der afatholifchen 
Conſiſtorien haben rüdjichtlich des Stämpeld die Beftimmungen in An: 
wendung zu fommen, welche in dem 4, Abfchnitte, 1. Hauptftüdes, 1. Thei- 
led des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, vorgefchrieben find. 
(Höflammer:Deeret vom 16. October 1841, 3. 32,011.) 

, d) Was die Stämpelbehandlung der Präfentation zu Schullehrers- 
Stellen betrifft, fo genießen ſolche Schriften, in denen der Lehrcandidat 
präſentirt wird, infoferne diefelben als Berhandlungen zwiſchen Bes 
börben in der Ausübung ber ihnen eingeräumten Amtswirkſamkeit erfchei- 
nen, im Sinne des $. 81: 3.5. die Stämpelfreiheit, unterliegen aber, 
infoferne fie von einem Privat = Patrone bei dem Diſtricts-Aufſeher oder 
einer Behörde überreicht werden, dem Eingaben-Stämpel, und zwar, du 
diefelben vorfchriftsmäßig bei den Conſiſtorien eingebracht werben müfl en, 

v. Schwarz Stämpelvorſchriften. 11 
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dem im 8.69. 3. 2. vorgefchriebenen Stämpel von 10 fr. (Hofkd. vom 
25. Mär; 1843, 3. 5993.) 

e) Das an das Gonfiftorium zu richtende Geſuch um canonifche In= 
ftitution auf cine geiftliche Pfründe unterliegt nah $. 69. 3. 2. dem 
Stämpel von 10 fr. (Hofkd. vom 17. Jänner 1344, 3. 47,5%.) 

f) Die Stämpelgebühr für amtliche Acte in nicht gerichtlichen An— 
gelegenheiten, welche bei Berggerichten vorfommen, bängt. nad) $. 69. 
($. 52. für Dalmatien) des St. u.T. Gef. vom 27. Jänner 1840, von 
dem Umftande und der Ausdehnung der Wirkfamfeit des Berggerichtes 
ab, an welches die Eingabe gerichtet iſt. 

Es ift daher für derfei Eingaben, wenn fie bei den k.k. Berggerich— 
ten in Steyer, Hall, Kuttenberg, Leoben, Klagenfurt, oder bei ver k. k. 
Berggerichtd - Subftitution zu Laibach und Sebenico, ald Provinzials 
Berggericht = Behörden eingebracht werden, in der Negel der Stämpel 
von 10 fr. für den Bogen der geſetzliche; kommen diefe Eingaben aber 
bei den Berggerihten zu Joachimsthal, Mied, Przibram, Wieliczka, 
Sambor, Colomea , oder bei den k. k. Berggerihts-Subftitutionen vor, 
fo ift jeder Bogen derfelben in der Regel mit dem Stämpel von 6 Er. 
zu verfehen. Ä 

Bei privat = berggerichtlichen Subftitutionen haben in nicht gerichtli= 
hen ämtlichen Angelegenheiten die Beftimmungen des 1. Theiled, erften 
Hauptftüdes, 4. Abfchnitted des genannten Gefeged in Anwendung zu 
fommen. (Hoftd, vom 13. September 1843, 3. 31,961.) 

Sind die montaniftifchen Behörden nicht zugleich Berggerichte, ſon— 
dern lediglich adminiftrative Behörden oder Nemter, fo fommt e3 bei der 
Beftimmung der Stämpelclaffe für die an fie gerichteten Eingaben in nicht 
gerichtlichen Angelegenheiten auf die Ausdehnung der Wirffamfeit der 
montaniftifchen Oberämter an, 

Erſtreckt fi nämlich die Wirffamfeit diefer Oberämter mindeftens 
auf ein Gouvernementd-Gebiet, fo unterliegen die eben bezeichneten Ein- 
gaben nad) dem 8.69. 3. 2. des St. u. T. Gef. in der Regel dem Stäm- 
pel von 10 fr. für den Bogen; während fie bei einem minder ausgedehn- 
ten Wirkfungsfreife der genannten Oberämter nad) 3. 3. besfelben Pa— 
ragraphesd dem Stämpel von 6 Fr. für den Bogen unterworfen find. Die ° 
Ausnamen von den Vorſchriften des $. 69, find im $. 70. enthalten. 
(Note ber k. k. allg. Hofkammer an die, E, Ho'fammer im Münz- und Bergwe⸗ 
fen vom 1, März 1841, 3. 3925.) 

Die Frage, welchem Stämpel die Eingaben an bie f, k. fteiermär- 
fischzöfterreichifche Eifenwerfö:Dirertion zu Eifenerz und die montaniftifchen 
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Dber-Bebörden, dann an die denfelben untergeorpneten k. k. Aemter un= 
terliegen, ift Durch Die (vorausgehende) Note der k.k. allg. Hoffammer vom 
1. März 1841, 3. 3925 beantwortet. (Hoftammer:Note an bie k. k. Hof: 
kammer im Münz- und Bergwefen vom 23. Mai 1841, 3. 3984.) 

g) Die Eingaben, welche von den Parteien bei der Liquidirungs-Com⸗ 
miffion für die l. v. öffentlihe Schuld gemacht werden, unterliegen nad) 
dem $. 69. 3. 2. des St. u. T. Gef. ($. 52. 3. 2. des St. u. T. Gef. 
für das I. v. Königreih) dem Stämpel von 10 fr. (50 Cent.). (Hoft. 
vom 23. Februar 1841, 3. 51,892, an den lomb, Gameral-Magiftrat.) 

h) Gefuche um Päffe, wenn fie an die Landesftelle gerichtet find, 
unterliegen dem Stämpel von 10 fr., während für die Eingaben an das 
Kreisamt oder Polizei-Commiffariat, nah $. 69. 3. 3. des St. u. T. 
Gef. der Stämpel von 6 Fr. erfordert wird. (Protokolls-Auszug der k. k. 
allgemeinen Hofkammer an bie k. k. vereinte Hofkanzlei, vom 10. April 18%1, 
3. 6591.) 

i) Die an die fteiermärfifchen Stände gerichteten Geſuche und Ein- 
gaben um Obligationd - Umfchreibungen unterliegen nad) $. 69. Abfag 2. 


des St. u. T. Ger. dem nie von 10 fr. (Hofkod. vom 3. Juni 1841, 
3. 17,794. ) + 


Erläuterung us §. 69. 3. 


a) Die k. k. Bücherreviſi ong-Aemter fi nd öffentliche Behörden, um, 
es gelten daher für fie die Vorfchriften, die in dem neuen St. u. T. Gef. 
für die öffentlichen Behörden und Nemter überhaupt enthalten find. 

Die Geſuch-Eingaben überhaupt find bei dieſen Aemtern ftämpelpflich- 
tig nad) den $$. 68., 69., 3. 3 und 70. des St. u, T. Gef. 

Die Beilagen der Eingaben und die ämtlichen Ausfertigungen un= 
terliegen dem Stämpel nad den Beſtimmungen der 88. 68., 72., 74, 
75. und 76. des St. u. T. Gef. 

In den Verhandlungen mit andern öffentlichen Behörden und Aem⸗ 
tern find die Bücherreviſions⸗Aemter ſtämpelfrei, nach $. 81., 3. 5, des St. 
u. T. Gef. 

Für die von diefen Aemtern audgefertigten privatrechtlichen. Urfun: 
den gilt die Beftimmung des $. 84. bes genannten Gefeged. (Hoft. Note 
vom 14. December 1840, 3, 44,897 5; — Girculare des böhmifchen Eandes-Guber- 
niums vom 4. Jänner 1841,.3. 58, in Folge Mittheitung der k. k. ze und 
Genfur:Hofftelle vom 27. December 1840.) | 

b) Die forza armata in Dalmatien, und ihre Borftände ‚ bie 
Sardari und Colonelli, find eine Art polizeificher Inftitution. 

11? 


164 $. 70. 1.a,2. a, 

Eigentliche Eingaben der Parteien, oder fehriftlihe Geſuche, von 
denen die Unterbehörden Meldung machen, fommen nad) dem, in Folge 
der allerhöchſten Entſchließung vom 7. December 1815 erfloffenen Hof: 
fanzlei-Decrete vom 3, Februar 1836, 3. 3065, in Sardarial-Berband- 
lungen gar nicht vor; da der$.2. jenes Decretes lautet: „le istanze non 
possono essere fatte che vocalmente”; es fann daher deren Stäm- 
pelpflichtigfeit nie in Frage fommen. Sollten indeß berlei Eingaben vor= 
fommen, fo würden fie dem Stämpel nad) $. 52. 3.3. des dalmatini⸗ 
fchen Geſetzes ($. 69. 3. 3. des deutfchen Tertes) unterliegen. (Goftd. 
vom 13. April 1843, 3. 11,657.) 


$. 70. 


Bon den VBorfchriften des d. 69. find folgende Ein: 
gaben ausgenommen, welche ohne Rüdficht auf den 
Hang, die Verfaſſung und die Eigenfchaft der Behörde, 
an die fie gerichtet find, dem Stämpel von 30 Er. für den 
Bogen unterliegen: 

1. Die Gefuche um Verleihung oder Beftätigung von 

Privilegien, Vorrechten, Freiheiten, perfönlichen 

Vorzügen oder Auszeichnungen. 


Erläuterung zu $. 70. 4. 

a) Geſuche um Erlangung des Bürgerredhted in den Stäbten, um: 
terliegen der im $. 70. 3. 1. vorgefchriebenen Stämpelgebühr von 30 fr. 
für den Bogen. (Hofkd. vom 3. Suni 1841, 3. 7111.) 

2. Die Gefuhe um Zulaffung zur Gefchafts:-Praris 
und um Verleihung von Anftellungen oder Dienft- 
pläßen bei Öffentlichen Behörden und Aemtern mit 
Ausname derjenigen, weldye aufdie Erlangung eines 
Dienftplabes der Dienerfchaft gerichtet find. 
| Erläuterungen zu 0.70. 2. 

a) Gefuhe um Präfentation auf eine geiftlihe Pfründe an eine 
öffentliche Behörde, ein Amt oder eine Obrigfeit ald Patron unterliegen 
swar dem Stämpel, jedoch nicht jenem von 30 fr. nad S. 70, 3. 2, 


— bloß dem gewöhnlichen Eingabenſtämpel nad 8. 69. (Hofkd. vom 
. Sänner 18344, 3. 47,399.) 
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b) Ueber die Anfrage, ob die Geſuche um Adjuten, nad dem $. 70. 
3.2. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänmer 1840 dem Stämpel von 
30 fr. oder nur dem im $..69. dieſes Geſetzes feftgefegten Stämpel un- 
terliegen , ift entfhieden worden, daß, da nad dem. erwähnten $. 70. 
fhon die Geſuche um Zulaffung zur Gefhäfts-Praris, ohne Rüdfiht auf 
die Behörde, an die fie gerichtet find, dem Stämpel von 30 fr, für den 
Bogen unterliegen, im Sinne des erwähnten Geſetzes, auch bie Geſuche 
um Berleihung von Adjuten, ohne Ausname dem Stämpel von 30 Fr. 
zu unterziehen find. (Hofkd. vom 28. Februar 1843, 3. 1301.) 

ec) In Bezug auf die geitellte Anfrage, ob die Gerichtsdiener bes 
Mercantil- und Wechfelgerichted, in Abficht der Anwendung des $. 70. 
3.2. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 ald Beamte oder Die- 
ner zu betrachten feien, ift von der k. E, allgemeinen Hoffammer, im Ein- 
verftändniffe mit der k. k. oberiten Juſtizſtelle entfchieden worden, daß in 
dem berufenen $. 70. 3. 2. unter dem Ausdrude: „Dienerfchaft”, als 
dem Gegenfage von Beamten, auch die Gerichtöbiener ber k. k. Landrechte, 
Mercantil- und Wechfelgerichte, und anderer Gerichtöbehörben begriffen 
feien. (Hofkd. vom 4, März 1843, 3, 3590.) | 


3. Die Geſuche um Zulaffung zur Richteramtö-, Aus— 
cultanten-, Advocaten-, Agenten, Notariatö-, 
Senfalen-, Raarenbefchauerd-, politifchen, berg 

gerichtlichen oder was immer für einer andern Prü⸗ 
fung, die zur Ausübung eines öffentlichen Amtes 
erforderlich, oder vor der Erlangung einer Anſtellung 
in einem Zweige der Öffentlichen Verwaltung über: 
haupt, oder einer beftimmten Anftellung inöbefon=. 
dere abzulegen ift; 

4. Die Geſuche um die Berechtigung oder Befugniß 
zum Betriebe von Gemwerben, Unternehmungen und 
GErwerbögefchäften aller Art, mithin auch um die 
Ausfertigung von Haufierpäflen, Berfchleiß-Licen- 
zen u. dgl. 


Erläuterungen zu $. 70. 4. 


a) Die Gefuche der Candidaten ber Theologie um Ertheilung der 
licentia concionaudi (Befugniß des Candidaten, auch zu predigen, 
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wenn ein Paftor es ihm geftatter), unterliegen nad) $. 70. des St. u. T. 
Gef. dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen. (Hofld. vom 10. Auguft 
4842, 3. 23,316.) 

by) Die Gefuhe um Bewilligungen zu Subftitutionen der Schiffs⸗Ca⸗ 
pitäne ‚-müffen nad $. 70. 3. A, des St. u. T. Gef. mit dem Stämpel 
von 30 Fr, für den Bogen verfehen fein. (Hoftd, vom 19. Jänner 1842, 
3, 41,483.) 

- Die Gefuche um Berleibung von Flaggen: oder Sciffahrts-Paten- 
ten unterliegen nad) $. 70, 3. 4. dem Stämpel von 30 fr. (Hoftd. vom 
13. Suli 1841, 3. 26,660.) 

ec) Die Gefiche um die Bewilligung zur Abhaltung von Tanzmufifen 
und um bie Geftattung der Offenhaltung der Raffehhäufer über die Mit- 
ternachtöftunde unterliegen nad $. 70. 3. 4. des St. u, T. Gef. dem 
Stämpel von 30 fr, für den Bogen. (Hofkd. vom 8, April 1841, 3. 8257.) 

d) Die bei den k. k. Polizei-Directionen eingebrachten Geſuche um 
- die Licenz oder Befugniß zur Dienftbotbenbeherbergung, für Fiaker, 
Stadtlohnkutſcher, Seffelträger und Tanzmeifter unterliegen nad) $. 70. 
‚3. 4. dem Stämpel von 30 Fr. ; die. Gefuche um die Bewilligung zur Abhal= 
tung einer Tanzmufif, dann zum Offenhalten des Kaffehhaufes über die 
Polizeiftunde find gleichfalls. dem Stämpel von 30 fr, nad) $. 74. 3. 4. 
und 1. unterworfen, und den gleihen Stämpel erfordern auch die bei 
Abgang eines fchriftlichen Anſuchens diesfalls etwa aufgenommenen Pro- 
tokolle. Gofkd. vom 3. Juni 1841, 3. 11,465.) 
| e) Die jährlich zu erneuernden Gefuche der Praterhütten-Befi ger um 
die polizeiliche Bewilligung zum Ausfchanfe oder Betriebe eined anderen 
Gewerbes, ferner die Gefuche um die Bewilligung zur Ausftellung von 
Sehenswürdigkeiten, zur Production von Reitfünften und andern gym— 
naftifhen Uebungen, zur Abhaltung von unentgeltlichen Akademien und 
Goncerten oder Bällen gegen Eintrittögeld, — unterliegen nad dem 
6.70. 3. 4. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 dem Stämpel 
von 30 Er, für jeden Bogen, und find bei dem Abgange fchriftlidher Ge— 
fuche die über mündliches Anfuchen um die erwähnten Bewilligungen auf- 
genommenen ämtlichen Protofolle dem gleichen Stämpel zu unterziehen. 
($. 73.) (Hofkd. vom 27. December 1841, 3. 43,438.) 

f) Die Gefuhe um Belehnung, umd um die Berechtigung zur Er- 
richtung von was immer für montaniftifchen Werfftätten, unterliegen nad 
$. 70. 3. 4. des St. u. T; Gef. vom 77, Jänner 1840, dem Stämpel 
von 30 kr.; Schurf=Licenzen- und Muthungs-Geſuche aber, beim ges 
wöhnlichen Eingabenftämpel. (Hoftd, vom 5, April 1843, 3, 4901.) 
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2) Die Anzeigen, welche die Parteien bei den politiſchen Behörden 
„ Uber den Betrieb einer freien Befchäftigung , zu welcher fie einer eigent: 
lichen Berechtigung oder eines Befugniffed zum Betriebe nicht bedürfen, 
zu machen haben, gehören zu den Bedingungen, an welde die Ausübung 
folder freien Befhäftigungen gefnüpft ift, wobei e8 fih nicht eben um 
die Steuerbemeffung,, fondern um die obrigfeitliche Evidenz und um Er: 
haltung der Ordnung und Negelmäßigfeit in derlei Betriebsgeſchäften, 
ſomit in Tester Auflöfung um den eigenen Bortheil der Parteien handelt. 
Derlei Anzeigen, alfo Eingaben und Protofolle, können daher nicht unter 
den $. 70. 3. 4. des St. u. T. Gef. fubfumirt werden. Sie find jedoch 
als ParteisEingaben nad) $. 69. ftämpelpflichtig zu behandeln. (Hoftammer: 
Decret vom 27. September 1841, 3. 27,518.) 

h) Die Geſuche um Bewilligung zur Vorname eined Baues gehö- 
ren nicht in die Kategorie jener um bie Berechtigung zum Betriebe von 
Unternehmungen und Erwerbsgefchäften, wie ſich dieß aus der gewöhn— 
lichen Bedeutung diefer Worte, und den im $.70. 3.4. ded St. u.T. 
Gef. angeführten erläuternden Beifpielen ergibt ; fie bedürfen daher nur 
des gewöhnlichen Eingabenſtämpels. (Hofkd. vom 5. October 1842, 3, 29,863.) 


5. Die Gefuche um Anerkennung oder Verleihung der 
Öfterreichifchen Staatöbürgerfchaft und um die Be- 
willigung zur Auswanderung. 


Erläuterung zu $. 70. 5. 


a) Der in der 3. 5. des $. 70. des St. u. T. Gef. vom 27. Jän⸗ 
ner 1840 vorgezeichnete höhere Stämpel von 30 fr. für. den Bogen, 
it auf Gefuhe um Bewilligung zur Auswanderung befchränft, und 
kann auf Ueberfieblungsfälle innerhalb des Kaiſerſtaates nicht ausge- 
dehnt werben. | 

‘ Die Gefuhe um Ueberfiedlungs-Bewilligungen folgen daher ber 
Regel des $. 69. und unterliegen dem Stämpel nad der Eigenfchaft 
jener Behörde, welcher die Ertheilung diefer Bewilligung nad ihrem 
Wirkungsfreife vorbehalten iſt. (Hofkd. vom 1. Mai 1843, 3. 10,468.) 


6. Die Gefuche um Diöpenfen in Ehefachen. 


Erläuterung zu ſ. 70. 6. 


a) Ueber die Anfrage, ob Aufgebots-Nachſichten einem Stämpel 
unterliegen, wird der Cameral:Gefällen-Berwaltung bedeutet, daß die 
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Geſuche um Difpenfen in Ehefachen, alfo auch um die Aufgebote-Nady: 
fiht nad $. 70. 3.6. dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen unter: 
liegen. (Hoftd. vom3. Mat 1841, 3. 10,674, und vom 10. Mai 1841, 3.8984.) 


7. Die Geſuche um die Beftätigung der Anname an 
Kindesftatt ; 

8. Die Gefuhe um die Bewilligung zur Errichtung 
oder Erweiterung. eined Familien-Fideicommiffes ; 

9, Ale Borftellungen, welche gegen Entfcheidungen 
oder Verfügungen einer untergeordneten bei einer 
höheren Behörde gemacht werden, fo wie alle Re: 
eurfe gegen Entfcheidungen öffentlicher Behörden, 
Aemter oder Obrigfeiten. 


Erläuterungen zu $. 70, 9 


a) Die Eingaben, womit ein Recurd bloß angemeldet, aber nicht 
überreicht wird, unterliegen nur dem, den Eingaben überhaupt ent— 
fprehenden Stämpel, und keineswegs dem höheren, den Recurfe als 
ſolche erfordern, ba der Moment der Gefuchgüberreichung und der In— 
halt des Geſuches die Stämpelpflicht und die Gebühr beftimmen, und 
die nachgefolgte Amtshandlung des Richters, zu welder er unter ge= 
wiſſen Borausfegungen verpflichtet ift, dieſe nicht wieder ändert. 
(Hofkzid. vom 7. Juli 1843, 3.18,9555 und Hofkd. vom 10, Auguft 1843, 
3. 30,032.) 
by) Nach $. 70. 3. 9. des St. u. T. Gef. unterliegen alle Borftel- 
fungen gegen Entfcheidungen oder Verfügungen untergeordneter Behör- 
ben, jo wie alle Recurfe gegen Entfcheidungen öffentlicher Behörben, 
Aemter oder Obrigfeiten dem Stämpel von 30 fr, Hiernach find auch 
die Borftellungen, Beſchwerden oder Recurfe gegen Vorſchreibungen 
ber Taxämter, fo wie gegen die ämtlichen Ausfertigungen über bie 
Bemeſſung der Zölle und Berzehrungsfteuer - Gebühren zu behandeln; 
da alle diefe Organe unter den Begriff eines Amtes fallen, und ihre 
Amtshandlungen ald Verfügungen und Entfcheidungen über die Unter- 
ordnung des concreten Falles unter das Gefes zu betrachten find. 
(Hofkd. vom 15. Februar 1841, 3. 50,829.) 

c) Was die Beſchwerden der Bezirkd:Infaffen gegen die Bezirfd- 
Dbrigfeiten betrifft, fo fann eine Mobifeation des $. 70. 3. 9. in 


Betreff derfelben nicht eintreten. 
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Dei der Anwendung der Beftimmung bed $. 70. 3. 9. des St, u. 
T. Gef. ift jedoch der Begriff eined Recurſes und der Umftand fich 
gegenwärtig zu halten, daß der $. 70. eine Ausname von der Regel 
des $. 69. bilde, und daher firenge auszulegen ift, daß Klagen, Be— 
ſchwerden und Anzeigen, zumal, wenn fie nicht auf der Grundlage 
vorausgegangener fhriftlicher Verhandlungen und Entfheidungen der Un⸗ 
terbehörden vorgebradht werden, nad) Maßgabe des concreten Falles recht 
wohl, in dem Sinne bed Gefeged, nur dem gemeinen Eingabenftämpel 
$. 69. unterliegen fünnen, und daß Befchwerben, Klagen und Denun- 
tiationen, über eine ungeregelte oder vorſchriftwidrige Amtirung, ver⸗ 
möge des $. 81. 3. 2. des St. u. T. Gef. ftämpelfrei find, wenn die 
dort geftellte Bedingung eintritt. (Hoftd. vom 24, Auguft 1841, 3. 27,487.) 

d) Die indem (vorausgehenden) Hoffammer-Decrete vom 24. Auguft 
1841, 3. 27,487 enthaltene Andeutung , in Betreff der Befchwerben der 
Bezirf3-Infaffen gegen die Bezirks-Obrigkeiten, ift zunächſt allerdings 
nur von jenen Provinzen zu verftehen, wo berlei Bezirfd-Obrigfeiten 
befteben, mit welcher Andeutung man übrigens nur die vorgefommene , 
Anfrage und den Gegenftand derfelben bezeichnen wollte, Die an biefe 
Bezeichnung des Gegenftandes der Frage gefügte Entſcheidung dagegen, 
ift in ihrer Berufung und Begründung auf dad Gefeg ganz allgemein; 
fie hat für alle ftämpelpflichtigen Länder ald Vorſchrift und Weifung für 
die Anwendung des $. 70. 3. 9. ded St. u, T. Gef. zu gelten, und be= 
fteht, wie aus dem Terte zu entnehmen ift, in Kürze darin, daß nicht 
jede Beſchwerde der Infaffen überhaupt, alfo auch der Unterthanen in 
ben altöfterreichifchen Ländern, gegen ihre, wie immer genannte Dbrigs 
feit, unbedingt ald Recurs betrachtet, und dem höheren Stämpel des 
8.70. 3. 9. des St. u. T. Gef. unterzogen werden müffe, fondern daß 
es auch Befchwerden geben fünne über eine ungeregelte Amtirung im All— 
gemeinen, die dem gemeinen Eingabenftämpel $. 69. ded St, u. T. Gef. 
unterfiegen, fo wie andere, die als Anzeigen unter den $.81. 3. 2. fub- 
fumirt werden müſſen; daß ferner der Recurs jedenfalld eine, in einem 
fpeciellen alle vorausgegangene Entfcheidung einer unteren Behörde, 
ober eines untergeordneten Amtes vorausfege, und fomit nur in bem 
concreten Falle, mit Erwägung ber jedesmal obwaltenden Verhältniſſe, 
entfchieden werben könne, in welcher Art die vorliegende Schrift im Stäm— 
pel zu behandeln fei, ob nämlich der allgemeine Eingabenftämpel des 
$. 69. oder der ausnamsweife höhere Stämpel des $. 70, einzutreten 
babe, oder in dem Sinne des.$. 81., 3. 2., des St. u. T. Gef. die 
Schrift völlig ftämpelfrei fei. (Hofk. Deerete vom 5. December 1842, 3. 41,435, 
und vom 23. März 1845, 3. 12,296.) 


170 $. 70. e.-i. 


e) Die Recurfe in Discipfinar-Straf-Angelegenheiten gehören nicht 
unter die im $. 81. 3. 4. des St, u. T. Gef. aufgeführte Ausname, 
fondern unterliegen nah $. 70. 3. 9. allerdings der Stämpelpflit. 
(bofk. Decret vom 3. Nuni 1841, 3. 16,259.) 

f) Da ed Grundfag ift, daß durch die hinausgegebene Rechnungs- 
Erledigung der Rechnungs: Prozeß, foweit deffen Abführung der Buch— 
haltung zufteht, als beendigt anzufehen ift, und der Rechnungsleger nad) 
ausgefertigter Erledigung im Wege des buchhalteriſchen Rechnungs-Pro- 
zeffes nicht mehr gehört werben darf, fondern demfelben dann nur mehr 
der Weg des Recurfed oder der gerichtlichen Verhandlung innerhalb der 
im Patente vom 16, Jänner 1786. $. 2. feftgefegten Frift von 6, und 
rückſichtlich 12 Wochen offen bleibt, fo Fann die Buchhaltung nachträg: 
liche Documente oder fonftige Behelfe und Aufflärungen, welche Borbe- 
halts⸗ oder Erfagpunfte der hinausgegebenen Final-Erledigung betreffen, 
auf feinem andern ald dem gefeglich vorgezeichneten Recurswege mehr 
annehmen. Diefe Recurfe unterliegen aber der Stämpelpflicht nach den 
Beftimmungen des St. u. T. Gef. (Hofk. Decret vom 31. Juli 1842, Zahl 
25,351.) 

g) Die Recurfe gegen die Erlebigungen im Rechnungs-Prozeſſe, fie 
mögen in der Form von Gnadengefuchen, Beſchwerden oder nachträgli= 
cher Ueberreihung von Documenten abgefaßt, und bei der unmittelbar 
vorgefegten, oder einer höheren Behörde eingebracht werden, unterlie: 
gen nad $. 70. 3. 9. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, dem 
Stämpel von 30 fr. (Hof. Decret vom 24. März 1843, 3 3527.) 

h) Geſuche und Vorftellungen gegen Steuerbemeffungen, in fo fern 
fie nicht unter jene gehören, welche vermöge des $. 81. 3. 12. des St. 
u. T. Gef. die Stämpelfreiheit genießen, unterliegen, wenn fie gegen bie 
Entfcheidung oder Verfügung einer untergeordneten bei einer höheren Be: 
börde eingebracht werden, nad dem $. 70. 3. 9. diefes Gefeges dem 
Stämpel von 30 fr. für den Bogen. Die Gefuche und Borftellungen, 
welche in Betreff der von der Landesregierung vorgenommenen Bemef- 
fung der Erwerbfteuer bei dem Magiftrate zur Einbegleitung an die Re— 
gierung überreicht werden, find aber feine Vorftellungen. gegen die Ent- 
fheidung einer untergeordneten Behörde an eine höhere, und unterliegen 
daher nad) der Regel des $. 69. 3. 2. dem Stämpel von 10 fr. für den 
Bogen. (Hofkd. vom 5. September 1841, 3. 7273.) 

i) Borftellungen oder Recurfe wegen Verminderung der Ermwerb- 
fleuer können unter den $. 81. 3. 12. des St. u. T. Gef. nicht fubfumirt 
werben. (Hoftd. vom 1. Juli 1841, 3, 18,747. — ©. 9. 81, 3, 2.) 
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k) Da fich die, bei einer k. k. Landesftelle, oder einer ihr unterge- 
orbneten Behörde eingebrachten Geſuche um Herabfegung der Erwerb» 
fteuer,, deren Bemeffung von der k.k. Landesftelle ausgeht, nicht als eine 
Beſchwerde oder Borftellung gegen bie Entfheidung einer untergeorbneten 
Behörde an eine höhere darftellen, fo unterliegen derlei Geſuche, nad) 
der Regel, dem, durch $. 69, ded St.u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
en Gebührenfage. (Hof, Decret vom 29. November 1343, Zahl 

2,525. 

I) Ueber das, bei der Bezirks-Verwaltung in Ried überreichte Ges ' 
fud) eines Tabak-Diftrietd-Berlegerd, um die Berwendung höheren Orts, 
damit die, in dem Hoffammer=Decrete vom 21. December 1841, Zahl 
50,293 feitgefegten Tabaf-Berfchleiß: Modalitäten auf ihn nicht angewen⸗ 
bet werben, tft mit dem Hoffammer=Decrete vom 7. März 1843, Zahl 
AASA entfchieden worden, daß dieſes Gefuch unter jene Eingaben zu fub: 
fumiren fei, welde vermöge des $. 70. 3. 9. des St. u, T. Gef. vom 
27. Jänner 1840 dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen unterliegen. 
(Hoftd, vom 7. März 1843, 3. 4484.) 

10. Diejenigen außerordentlihen Gnadengefuche um eine 
Milderung oder um die Nachficht von Strafen we- 
gen Gefälld-Uebertretungen, welche nach Ablauf der 
durch das Strafgefeb über Gefälld » Uebertretungen 
vorgefchriebenen Frift tiberreicht werden (. 81.)5 

. 21. Die Gefuche um die ämtliche Legalifirung einer Ur: 
kunde. Wird jedoch nicht eine fehriftliche Eingabe 
überreicht, fo ift entweder ein Protokoll ftatt der- 
felben aufzunehmen, oder der Urkunde, obichon fie 
mit dem nach ihrer Eigenfchaft etwa erforderlichen 

Stämpel verfehen ift, der Legalifirungsftämpel von 

30 Er. aufdrücken ($. 95.), oder derfelben ein Stäm: 

pelbogen von diefem Betrage auf die im 9.105. vor: 

gefchriebene Weiſe beiheften zu laffen ($. 95.) 


Erläuterungen zu $. 70, 11. 


a) Nach den SS. 51. 62. und 70. des St. u. T. Gef. ift über das 
Anſuchen um die Legalifirung einer Urfunde nur dann ein dem Stäm— 
pel von 30 fr. unterliegendes Protofoll aufzunehmen, wenn dieſes An- 
ſuchen nit durch eine, eben diefem Stämpel unterliegende Eingabe, 
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geftellt wird, und die Verwendung des Legalifirungs » Stämpeld aud) 
nicht durch Aufdrückung besfelben auf die zu Iegalifirende Urkunde, oder 
durch feine Beiheftung zu diefer Urkunde gefchieht. 

Wird num Über das Anfuchen um die Legalifirung einer Urkunde, 
obwohl dasfelbe durch eine mit dem vorgefchriebenen Stämpel von 
30 fr. verfehene Eingabe geftellt wurde, noch ein Protofoll aufgenom⸗ 
men, fo unterliegt dasfelbe dem gewöhnlichen Protofolld3-Stämpel, und 
ed hat die Verwendung des Legalifirungs-Stämpeld für die Legalifi- 
rung einer Urfunde nur einmal Statt zu finden. (Hofkd. vom 20. Zuli 1843, 
3. 15,882.) 

b) Die gerichtliche oder ämtliche Legalifirung einer Urfunde fordert 
jedesmal den Legalifirungd-Stämpel, da dad Gefeg nicht unterfcheibet, 
ob es fich hierbei Tediglich um die Beftätigung der Unterfchriften oder 
fonft eines Theiled der Urfunde oder ihred Inhalted handelt. Immer 
ift es der ämtliche oder gerichtliche Act der Legalifirung, und bie da— 
mit verbundene Amtshanblung und Mühewaltung der Behörde oder 
des Amtes, welche die — begründet. (Hofkd. vom 10. Nov. 
1840, 3. 43,423.) 

c) Legalifirungen, d. i. förmliche gerichtliche oder ämtliche Beſtäti— 
gungen der Echtheit einer Unterſchrift oder ſonſt eines Inhaltes der Ur— 
kunde unterliegen dem Stämpel, welchen das Stämpelgeſetz für ge— 
richtliche oder ämtliche Legaliſirungen vorſchreibt. Coramiſirungen aber, 
beſtehend in der bloßen Beifügung der Wörter: „coram me” mit der Un— 
terfihrift, oder Bidirungen vermittelft des Beifages: „vidi“ und der Un— 
terfehrift können weder als Legalifirungen noch als Zeugniffe betrach— 
tet werden, daher eine Stämpelanforderung dießfalls nicht Statt findet. 
(Hofkd. vom 10. Mai und 3. Juni 1841, 3. 8984 und 20,779.) 

d) Was die Frage betrifft, ob die Legalifirung oder eine andere 
Beftätigungsform in einem conereten Falle einzutreten habe, fo fann die— 
felbe nur von Fall zu Fall entjchieden werden, nad) Maßgabe der ſowohl 
rüdfihtlih des Zahlerd als des Empfängers der Zahlung obwaltenden 
Berhältniffe und nach den dießfalld beftehenden Vorſchriften und gefegli- 
hen Beftimmungen. (Hofk. Rote an den k. E, Hofkriegsrath vom 20, Auguft 
1841, 3. 30,397.) 

e) Im Falle der Legalifirung einer Urkunde hat nad) der ausdrück— 
lichen Beftimmung des $. 70., 3. 11, nebft dem entfprechenden Urkun— 
den-Stämpel ſtets beſonders noch ber Legal rungd-Stämpel von 30 Fr. 
einzutreten, (Hofkd. vom 24. April 1841, 3. 3421.) 
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f) Die Legalifirung einer Urkunde ift ein felbftftändiger gerichtlicher 
oder ämtlicher Act, welcher ald folder, wenn er unter der Wirkfamfeit 
des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840. vorgenommen wird, dem in 
dieſem Gefege dafür vorgefchriebenen Stämpel unterliegt, ohne Unter- 
fhied, ob die Urfunde, welche der Legalifirung unterzogen wird, ſtäm— 
pelpflichtig ift, oder nicht. (Hofkd. vom 10, Mai 1841, 3. 11,810, zugleich in 
Anwendung auf die ftämpelfreien Quittungen über Taz- und Umgelb : Entfchädi- 
gungen. — Hofkd. vom 31. Auguft 1841, 3. 27,832, gleichen Inhalts in An= 
wendung auf die ftämpelfreien Lebens: und Aufenthaltszeugniffe zum Behufe ber 
Erhebung von Penfionen, Provifionen u. ſ. w, und vom 7. Sänner 1843, Zahl 
50,647, ebenfalls gleichen Inhalts in Anwendung auf bie ftämpeifreien Religions 
Zeugniffe für jüdifche Brautleute.) 

g) Der vorgefommene Zweifel, ob einer Urkunde, die auf einem 
3, 6 oder 15 fr. Stämpelbogen ausgefertiget ift, bei deren ämtlicher 
Cpolitifher) Beftätigung nod ein 30 fr. Stämpel oder nur der Ergän- 
zungsftämpel bis zu 30 fr, angeheftet, und nebftvem noch diefe Beftäti= 
gung auf einem zweiten 30 fr. Stämpelbogen angefucht werben foll? bes 
bebt fi durch die klare Beftimmung des $. 95. ded St, u, T. Gef. vom 
27. Jänner 1840, aus welchem, fo wie aus ber fpeciellen Entfcheidung 
bed Hoffammer-Decreted vom 10, Mai 1841, 3. 11,810 (f. Abfas N), 
deutlich hervorgeht, daß der Stämpel von 30 Fr. für die Legalifirung, 
welche einen felbftftändigen ftämpelpflichtigen Act bildet, ohne Rüdficht 
auf den Stämpel, ben die zu Iegalifivende Urfunde erfordert, verwen⸗ 
det werben muß, daher bie erwähnten politifchen ober ämtlichen Beftä- 
tigungen, wenn fie fürmliche Beftätigungen der Echtheit der Unterfohrift 
oder des Inhaltes der Urfunde find, diefen Stämpel, ohne Rüdjicht 
auf die Stämpelpflictigfeit der Urkunde, für ſich erfordern. 

Da aber ferner, nad) dem Sinne ber obigen gefeglichen Beftim- 
mungen, der Legalifirungs-Stämpel immer nur einmal gefordert wer 
den kann, fo ergibt fih nad dem Wortlaute der $$.50,, 51. und 70., 
3. 11, des St. u. T. Gef, von felbit, daß die Aufdrüdung bed Lega- 
liſirungs⸗ Stämpeld von 30 fr. auf die Urkunde felbft, nur dann in 
Anwendung zu kommen habe, wenn nicht eine fchriftliche Eingabe auf 
dieſem Stämipel überreicht, oder ftatt derfelben. ein Protofoll auf einem 
folhen aufgenommen wird, weil in dieſem Falle die Beifiigung eines 
zweiten Legalifirungd-Stämpeld auf der Urfunde felbjt nicht erforderlich 
ift. (Hoftd. vom 18. April 1843, 3. 11,301.) 

h) Aus der im $. 82., 3. 3. des St. u, T. Gef. ausgefprocenen 
bedingten Stämpelfreiheit der Rechnungen, welche von dem Diener, 
Beamten oder Machthaber dem Dienftherrn oder Machtgeber gelegt 
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werben, dann der Nechnungsbeilagen, welche von dem Rechnungsleger 
demjenigen, dem die Rechnung gelegt wird, oder von dem Letzteren 
dem Erſteren ausgeftellt werben, fann die Stämpelfreiheit der Legalifi- 
rungen jener Documente, welche die Rechnungsleger der Tandesfürftli- 
hen Städte, der Gemeinden, der Armen-Inftitute und der Dominien 
zum Belege ihrer Amtsrechnungen benötbigen, nicht gefolgert werben. 
Denn dieſe Stämpelfreiheit der erwähnten Rechnungen und Rechnungs⸗ 
beilagen muß als eine Ausname von der Regel der Stämpelpflicht aller 
zum Beweiſe beftimmten Urfunden oder Schriften überhaupt firenge 
ausgelegt werben; fie kann daher nicht auf andere ftämpelpflichtige Ur: 
funden, Schriften und Audfertigungen ausgedehnt werden, wenn fie 
° gleich zum Behufe der Rechnungslegung ausgeftellt, in dem obigen 
$. 82., 3.3., aber nicht ausdrücklich angedeutet find. Die Legaliftrung, 
auf deren Unterfchied von der Coramifirung oder Vidirung durch das 
Decret vom 3. Mai d. J., 3. 3475, aufmerffam gemacht wurde, ift, 
wie mit dem Deerete vom 10. Mai d. J., 3. 11,810 (ſiehe Abfag f. 
diefes $.), bedeutet wurde, ein felbftitändiger, gerichtlicher oder ämtli- 
cher Act, welcher an fih dem dafür vorgefchriebenen Stämpel unter: 
liegt, ohne Unterfchied, ob die Urkunde oder Schrift, welche der Lega— 
liſirung unterzogen wird, flämpelpflichtig it oder nicht. 

Auch die Regalifirungen der oberwähnten Dorumente unterliegen 
daher dem für die Legalijirung überhaupt vorgefchriebenen Stämpel. 
(Hoffd. vom 3. Juni 1841, 3. 7275.), 

i) Regalifirungen, melde von ausländiſchen Behörden oder Aem— 
tern, oder von Behörden und Aemtern im ſtämpelfreien Inlande vor— 
genommen werden, Fönnen nicht als ſtämpelpflichtige, ämtlidhe oder ge— 
richtliche Acte betrachtet werden. Hieraus ergibt fih, daß Legalifirun- 
gen, welde bei Lebens: und Aufenthaltszeugniffen von ausländifchen, 
oder von Behörden und Aemtern im ftämpelfreien Inlande vorgenommen 
worden, da nur der gerichtliche Act oder eigentlich das Gefuch um beffen 
Borname im ftämpelpflichtigen Inlande der Stämpelgebühr unterliegt, 
von derfelben frei find, fomit hier nur der Inhalt der Urkunden in Be: 
trachtung fommt, welche, in fo ferne mittelft derfelben das Leben und 
der Aufenthalt bed Penfioniften bezeugt wird, nad $.64., 3.25, ($.81., 
3. 30) ftämpelfrei zu behandeln find. (Hofkd. vom 6, Juni 1841, 3.13,923, 
an den lomb, Cameral Magiſtrat.) 

k) Die Legalifirungen der Zeugniffe über die Eriftenz einer Kirche 
und einer Stiftung, welde zum Behufe der Erhebung der Intereffen von 
Obligationen für diefe Anftalten ausgefertigt wurden, von Seite auslän- 
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difcher Behörden, unterliegen dem Legalifirungd-Stämpel nicht; da nach 
dem St. u. T. Gef. nur jene Legalifirungen, weldye von Behörden des 
fämpelpflichtigen Inlandes vorgenommen werden, bem Legaliftrungs- 
-Stämpel unterliegen, und in dem vorliegenden befonderen Falle diefe 
Legalifirungen nicht als felbftftändige Zeugniffe behandelt werden können, 
fondern nur ald Mitfertigung des ſchon geftämpelten Eriftenz-Zeugniffes 
zu betrachten find. (Hofkd. vom 2, Februar 1842, 3, 41,857.) 

I) Mehrere Legalifirungen, welche einem Documente beigefegt wer⸗ 
ben, erfordern in Gemäßheit des $. 95. ded St. u, T. Gef. nur Einen 
Legaliſirungs⸗Stämpel. (Hofkd. vom 3. Mat 1341, 3. 3475.) _ 

m) Infoferne fih die Ratificationen unterthäniger Berträge ald 
eigentliche Legalifirungen erweifen, d. i. als ämtliche oder gerichtliche 
Beftätigungen der Echtheit der Unterfohriften, find fie als Legalifirungen 
fämpelpflichtig. (Hoftd. vom 18. April 1843; 3. 11,301.) 

n) Die Mitfertigung einer Quittung über die Intereffen eined Kir- 
den = oder Stiftungs⸗Vermögens durch den Pfarrer, Kirchenvater oder 
Kirchenprobſt und die Vogteiherrfchaft, überhaupt durch jene Perfonen, 
welde zur Verwaltung des Vermögens berufen find, it nicht als Lega— 
liſirung zu betrachten, und zwar ohne Rüdficht auf die Formel und den 
Tert, in welchem biefe Mitfertigungen beigefegt werben. (Hofkd. vom 
17. Februar 1844, 3. 51,225.) 

0) Auch die von den Notaren vorgenommenen Legalifirungen von 
Urfunden unterliegen im Sinme des $. 53., 3. 11. ded St. u. T. Gef. 
vom 27, Jänner 1840 für Dalmatien ($. 70. 11. des deutfchen Tertes) 
dem Legalifirungd-Stämpel. (Hoftd. an die küſtenl. dalmat. Cameral⸗Gef. 
Verw. vom 7. Mai 1842, 3. 2794.) 

p) Die nach dem Hofkammer-Decrete vom 9. December 1841, Zahl 
A,759, in gewiſſen Fällen angeordnete Legaliſirung der Unterſchrift auf 
den Zoll-Reftitutiondg-Duittungen, welche auf diefen Duittungen offenbar 
die Stelle einer ämtlichen Auskunft oder Beftätigung der Behörden unter 
einander vertritt, genießt nach $. 81., 3. 5 bie Stämpelfreiheit. (Hofkd. 
vom 24. Februat 1843, 3. 3815. — ©. aud) $. 81., 34. c. und 81., 26. a.) 


Gefuhe, welhe niht unter die Ausnamsbeftimmungen des 
$. 70. fallen. 

g) Die Geſuche um die Bewilligung zum Bezuge von Muftern nad) 
dem begünftigten Zolfausmaße, um die Nachficht des noch nicht erreichten 
ober überfchrittenen Normal-Alters oder des verehelichten Standes zum 
Behufe der Aufname in die Gränz- oder Gefällenwache, um die Bewil- 
ligung zum-zollfreien Bezuge von Maſchinen und deren Beftandtheilen, 


a 


176 8. 71. 72. 


von: Veberfieblungs-Effeeten oder Ausftattungsgegenftänden, und um die 
Berilligung der Ein, Aus = oder Durdfuhr von Staats - Monopols- 
Gegenſtänden, dann Gefuche der Beamten oder der Berfchleißer der 
Staantd-Monopold-Gegentände um Bewilligung einer Ueberſetzung, in= 
foferne fie nicht, und zwar die eritern ald Gefuche um Verleihnng einer 
Anftellung oder eines Dienftplages ($. 70,, 3. 9), die legtern aber ald 
Gefuche um die Befugniß zum Betriebe eines Ermwerbögefchäftes ($. 70., 
3.4) erfcheinen, und Geſuche um Berilligung eines Gehaltsvorſchuſſes, einer 
Aushilfe, einer Remuneration, eined Urlaubes, der Penfionirung, Quies⸗ 
eirung oder Proviſionirung, um Bewilligung von Raten zur Berichti: 
gung von Erfügen und um Zurüdftellung oder Milderung der im Ab- 
laffungsmwege eingezahlten Beträge, unterliegen, ba fie nicht unter die 
im $. 70. des St. u. T. Gef. aufgeführten Gattungen von Eingaben ge- 
bören, dem Stämpel nad den im $. 69. dieſes Geſetzes enthaltenen 
Beftimmungen. (Hofk. Präfidial-Decret vom 27. September 1841, 3.4504, 
und Hofkd. vom 17. Iuni 1841, 3. 21,564 , bezüglich der Provifionsgefuche der 
Ziroler Candesvertheidiger,) 


$. 171. 


Die von den Privaten beigebrachten Abfchriften der 
Rubrik der Eingaben unterliegen dem Stämpel der Ein- 
gabe, deren Rubrik fie enthalten. 


$. 72. 


Die Beilagen der ftämpelpflichtigen Eingaben, diefe 
mögen an den Landeöfürften felbit oder an was immer 
für eine öffentliche Behörde oder Obrigkeit gerichtet fein, 
fo wie die Beilagen, welche von der Partei zu den ſtäm— 
pelpflichtigen Protofollen beigebracht werden, unterlie- 
gen dem Stämpel von 6 fr. für den Bogen; ed wäre 
denn, daß Driginalien oder vidimirte Abfchriften, welche 
mit dem in diefem oder einem früheren Gefeße vorge: 
fchriebenen Stämpel verfehen find, oder Driginalien bei- 
gebracht würden, welchen nach dem gegenwärtigen Ge- 
fege die unbedingte Stämpelfreiheit (j. 81.) zukommt. 
Solche Beilagen bedürfen Feiner Nachftämplung. 
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Erläuterungen zu . 72. 


a) Wenn auch Eonten, melde die Lieferanten zum Belege der 
Gefuche um Liquidirung ihrer Forderungen beibringen, nur einen Ausweis 
(riepilogo) der zugleich beigebrachten Beftätigungen über die bewirften Lie⸗ 
ferungen bilden, fo fann doch die Stämpelfreiheit, welche im $. 81., 
3. 24 ded St. u. T. Gef. ($. 64, 3. 19 ded St. u. T, Gef. für bie 
I. v. Provinzen) den Empfangsbeftätigungen über Lieferungen an was 
immer für einen Zweig der öffentlichen Verwaltung zugeftanden ift, den⸗ 
felben nicht zufommen; da fie weder folhe Empfangsbeftätigungen find, 
noch eine Analogie zwifchen denfelben und ſolchen Empfangöbeftätigungen 

vorhanden iſt. 

Dieſe Conten unterliegen daher, wenn ſie nicht ſonſt vermöge ihres 
Inhaltes einer andern Beſtimmung des St. u. T. Geſ. zu folgen haben, 
als Geſuchsbeilagen nach $. 72. des St. u. T. Gef. ($. 55. des St, u. 
T. Gef. für die I. 9. Provinzen) dem Etämpel von 6 fr. (30 Cent.) 


für den Bogen. (Hofkd. vom 21. Zuni 1841, 3. 21,079 an den lomb. Game 
ralsMagiftrat.) 


b) Die Apothefer-Conten über abgereichte Arzneien ft find an 
und für fich bei ihrer Ausfertigung, ba fie nur eine einfeitige Auffehreibung 
des Berechtigten find, die ald scriptura propria feine Beweiskraft hat, im 
Sinne des $. 6. ded St. u. T. Gef. dem Stämpel nicht unterworfen. 

Wenn jedoch der Apothefer bei einem öffentlichen Amte oder einer 
öffentlichen Behörde um die Vergütung der in feinem Conto aufgerechne= 
ten Arzneifoften einfchreitet, fo ift diefed Geſuch, mie jeded andere, bei 
einer Öffentlichen Behörde oder bei einem öffentlichen Amte in einer Par- 
teifache überreichte Gefuch dem Eingabenftämpel unterworfen, und ber 
Conto, welder diefem ftämpelpflichtigen Gefuche beiliegt, wird, wiewohl 
an und für fi bei feiner Ausftellung fein Gegenftand der Stämpel- 
pfliht, durch dieſe Verwendung ftämpelpflichtig und zwar ald Beilage, 
weßhalb er auch mit dem Beilagenftämpel zu verfehen fein wird, 

Diefe Beftimmungen find bereit in dem Erlaffe vom 3. März 
1843, 3. 1171, feftgeftellt worden. (©. $. 6. b.) 

Daß übrigens derlei Conten, wenn auch bei ihrer Ausftellung und 
in dem eben angebeuteten Falle auch bei ihrer Verwendung ald Beilagen 
nicht ftämpelpflichtig, dem Stämpel dann zu unterziehen find, wenn ein 
anderer ftämpelpflichtiger Gebrauch davon gemacht wird, wenn fie 3. B. 
durch Beifegung der Saldirungs-Claufel in Quittungen verwandelt wer⸗ 
ben, gebt fhon aus dem bezogenen Erlaffe hervor. Wird dagegen das 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 12 
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Gefuch und der Conto als Beilage bei einer öffentlichen Behörde oder 
einem öffentlichen Amte überreicht, und tritt fomit der Geſuchs- und Bei⸗ 
lagenſtämpel überhaupt ein, ſo würden nach der allgemeinen Regel aller⸗ 
dings auch die dem Conto, und alſo auch dem Geſuche beiliegenden Re— 
cepte den Beilagenſtämpel zu erhalten haben. Allein bei Epidentien, ober 
wo die Arzneien überkaupt aus Staats = und Fonds-Caſſen, ober vom 
Lande bezahlt werben, tritt der orbinirende Arzt, der meiftend auch ber 
beftelfte Landes-, Kreis- oder Bezirksarzt ift, ald Drgan der, Öffentlichen 
Verwaltung ein, und feine Arznei-Anweifungen (Necepte) find im Sinne 
des 8. 81., 3. 6 (64., 3. 6 ital, Tert) ald unbedingt ftämpelfreie Aus- 
fertigungen zu betrachten. | 

Es wird alfo in foldhen Fällen das Geſuch und der Conto ald DBei- 
lage den gefeglichen Stämpel zu erhalten haben, die dem Conto oder Ge- 
fuche beiliegenden Recepte aber werden nad) $.72, des St. u. T. Gef. (55. 
ital, Tert) ftämpelfrei fein. (Hofkd. vom 27, Detober 1844, 3. 39,201.) 

c) Pläne, Bauriffe und Zeichnungen unterliegen, wenn 
fie ald Beilagen ftämpelpflichtiger Eingaben bienen, nach den Beftimmungen 
des St.u. T. Gef. allerdings dem Stämpel. (Oofkd. vom 5. April 1841, Zahl 
3893.) 

d) Sdpeal-Pläne oder Zeihnungen, auf Papier oder Per- 
gament abgefaft, find allerdings ald Schriften zu betrachten, und wenn fie 
auch nicht an und für fich als ftämpelpflichtig ſich darſtellen, doch wenn fie ald 
Beilagen ftämpelpflichtiger Eingaben benügt werben, nach benBeftimmungen 
des St. u. T. Gef. dem Beilagenftämpel zu unterziehen. (Hoftd, vom 9, No: 
vember 1841, 3. 38,054.) 

e) Die gedrudten Statuten ber verfhiedenen Anftalten und 
Geſellſchaften unterliegen, wenn fie ald Beilagen der Eingaben oder Pro: 
tofolfe beigebracht werden, dem in dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 vorgefihriebenen Beilagenftämpel. | 

Eben fo unterliegen dieſem Stämpel bie ärztlichen Recepte, welche 
als Beilagen einer Eingabe oder eines Protofolles vorfommen, (Hofkd. vom 
6. October 18435 , 3. 35,473.) 

f) Die Meſſen-Stiftbriefs-Entwürfe, welche den von den 
Kirchenvorftehern, Vogtei-Commiſſären, Pfarrern oder andern geiftlichen 
Perfonen an die Landesſtelle gerichteten Gefuchen, Behufs der Beftätigung 
beigelegt werben, ſind eben fo wie dieſe Gefuche ſelbſt ftämpelpflichtig und 
unterliegen dem Beilagenftämpel, da für Diefelben im Gefege feine aus— 
namsweiſe Begünftigung enthalten ift, und überdieß bereit3 mit dem Hof: 
fammer=Decrete vom 17, Derember 1841, 3. 43,962 der Grundfag aus⸗ 


$. 72. g- 8. 73. a 179 


gefprochen wurde, daß die Kirchenvertwaltungen, bezliglich auf den Stäm- 
pel, nicht als öffentliche Anftalten oder Aemter zu betrachten find, Es ver- 
fteht fich übrigens von felbft, daß die Original-Stiftbriefe den Urkunden⸗ 
Stämpel zu erhalten haben. (Hofkd. vom 23. October 1842, 3. 40,828.) 

g) In Drud gelegtelitetarifhe Werke, welche von ben 
Bewerbern um öffentliche Lehrämter ihren Gefuchen zur Begründung ihrer 
Kenntniffe beigelegt, dann Manuferipte, welche der Cenſur-Behörde zur 
Genfurirung vorgelegt werben, find dem Beilagenftämpel nicht unter⸗ 
worfen; indem Bücher, mit Ausname jener, bie im $. 23. des Gt. u. 
T. Gef. vom 27. Jänner 1840 genannt find, unter den $. 5. biefes Ge— 
feges nicht fubfumirt werben können, fomit fein dem Stämpel unterlie- 
gender Gegenftand find, fie mögen ald Eingaben bei einem Amte über- 
reicht werben, oder ald Beilagen eines Geſuches vorfommen; — Ma- 
nuferipte der hier in Frage ftehenden Art aber, wenn auch der Form 
nad) feine Bücher, doch dem Zwecke und dem Inhalte nach den = 
aleich zu halten find. (Hofkd. vom 6. Mai 1841, 3. 12,899.) 


$. 73. 


Die ämtlichen Protofolke, welche über eine münd— 
lich angebrachte oder mündlich verhandelte Privatfache: 
aufgenommen werden, unterliegen nach Maßgabe der in 
dem $. 69. aufgeftellten Unterfcheidungen dem Stämpel 
von 15 Er., oder von 10 Er., oder von 6 Er, für den Bo- 
gen. Nur wenn ein Protofoll die Stelle einer Urkunde 
oder einer fchriftlichen Eingabe vertritt, welche nach 
diefem Gefebe einem höheren Stämpel unterliegt ($). 6. 
bis einfchliefig 24. und $. 70.), muß es mit dem für diefe 
Urkunde oder ſchriftliche Eingabe vorgefchriebenen Stäm⸗ 
pel verſehen ſeyn. 


Erläuterungen zu $. 73. 


a) Vermöge des $, 73. des St. u, T. Gef, find die ämtlichen Pro- 
tofolfe, welche über eine mündlich verhandelte Privatfadhe aufgenommen 
werben, allerdings aud dann ftämpelpflihtig, wenn ſchon eine geftäm- 
pelte Eingabe vorliegt; weil diefer Paragraph die ämtlihen Protofolle, 
welche über eine mündlich angebrachte oder mündlich verhandelte Privat- 
fache aufgenommen werben, ohne weitere Unterfheidung ftämpelpflichtig 

| 12? 


180 8. 73. b.—h. 


erklärt, und der Sinn diefes Paragraphes überhaupt dahin gerichtet ift, 
daß alle ämtlichen Protofolle in Privatfachen dem Stämpel unterliegen, 
es mag diefe Privatfahe mündlich oder ſchriftlich bei der Behörde an- 
bängig gemacht worden fein. (Hofkd. vom 5. September 1841, 3. 7273.) 

b) Die gerichtlichen und ämtlichen Protofolle (in Privatſachen) find 
allerdings, fo wie es das Geſetz vorſchreibt, im Driginal ſtämpelpflich— 
tig. · (Hofkd. vom 7. Zuli 1841, 3. 1558.) | 

c) Auch die auf Erfuchen fremder Behörden veranlaßten Einver- 
nehmungen. in Parteifachen find auf geftämpeltem Papiere aufzunehmen, 
wobei ed den Behörden überlaffen bleibt, fi) zu diefem Zwede das nö— 
thige Stämpelpapier zuzufenden oder nachträglich zu vergüten. (Hofkd. 
vom 1. März 1841, 3. 50,803.) 

Verglei he 

d) Die vor den Wirthſchaftsämtern abgefhloffenen Vergleiche über 
Schuldforderungen oder andere Rechtsanſprüche, die nicht Gegenftände 
ex nexu subditelae betreffen, find in Anfehung des Stämpeld nad dem 
8.73. des St. u. T. Gef. ald ämtliche Verhandlungen in Privatfachen, 
wobei die Protofolfe die Stelle der Urkunden vertreten, zu behandeln. 
(Hoftd. vom 22. März 1841, 3. 329.) 

e) Die Anfiht, daß die Protofolle über die von den politifchen 
Behörden (Bezirfs-Commiffariaten) aufgenommenen gütlihen Vergleichs⸗ 
serbanblungen der im $. 73, feftgefegten Stämpelgebühr unterliegen, — 
daß auf diefe Verhandlungen, felbft wenn fie bei Gerichtöftellen vorfom= 
men, nur die Beftimmungen des J. Theiled, 1. Hauptftüdes, 4, Ab⸗ 
fchnitted des St. u, T. Gef. Anwendung finden, — daß bie ämtlichen 
Borladungen zu den Vergleichs-Verſuchen nad $. 81., 3. 6, unbedingt 
ſtämpelfrei find, — wird ald im Gefege gegründet erflärt. (Hofkd. vom 
2. April 1841, 3. 5541.) 

f) Bei Gericht abgefchloffene Vergleiche ohne vorausgegangene Klage 
find feine gerichtlichen Acte in Streitſachen, und baher nad) $. 73. zu bes 
handeln. (Hofkd. vom 3. Juni 1841, 3. 7111, und 7, Juni 1841, 3. 11,418.) 

g) Die Anfiht, daß die wirthichaftsämtlichen Protofolle über Ber: 
gleiche dem Urfunden-Stämpel unterliegen, wird ald bie richtige beftäti- 
get. (Hofkd. vom 8. Juli 1841, 3. 19,270.) 

h) Ueber die Anfrage, ob nicht die Verhandlungen (Protokolle) über 
die Streitigfeiten, welche zwiſchen den Dienftgebern und Dienftboten, dann 
zwiſchen Meiftern und Gefellen oder Lehrjungen gepflogen werben, und 
welche den pofitifchen Behörden zur fummarifchen und unentgeltlichen Amts- 
handlung zugewiefen find, — vom Gebrauche des Stämpels zu befreien 
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wären, erfloß die Entfcheidung, daß denfelben eine befondere Befreiung 

nicht zugeftanden werden könne, und daß fich rückfichtlich der Anwendung 
des Stämpeld bei diefen Verhandlungen nad) den Beftimmungen des St, 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 zu benehmen ift. (Hofkd. vom 20. October 
1840, 3. 40,120; und vom 3, Mat 1841, 3. 12423.) 

i) Die Protokolle der Polizei:Behörben über die bei denfelben abge: 
ſchloſſenen Vergleiche. über Schuldforderungen oder andere Rechtsanfprü- 
che find in Anfehung des Stämpeld nad dem $. 73. des St, u T. Gef. 
als ämtliche Protokolle, welche die Stelle von Urkunden vertreten, zu be- 
bandeln. (Hofkd. vom 25. Jänner 1841, 3. 49,667, und vom 3, Zuni 1841, 
3. 11,465. — S. auch Abf.y.) 

k) Die Verhandlungen über den Verluſt der Wanderbiücher und die 
Klagen der Geſellen, Hilfsarbeiter und Lehrlinge gegen ihre Arbeitsgeber 
wegen Lohnrückſtänden oder Entlaſſung aus der Arbeit oder Lehre, und 
die bei dieſen Verhandlungen zu Stande gebrachten Vergleiche ſind der 
Stämpelpflicht unterworfen, da ſie von derſelben nicht ausgenommen 
find, (Hofko. vom 5. September 1841, 3. 7273.) 


Vertiäge der Unterthanen. 

I) Die Verträge, welche von den Gerichtd-Infaffen nach den Hof- 
Decreten vom 6. April 1797, 3. 348, 17. December 1824, 3. 2057, 
und 21. October 1825, 3. 2136 der, Juſtiz-Geſetzſ. vor ben Wirths 
fhaftsämtern, Dominien, Bezirfögerihten, Magiftraten u. f, w. errich— 
tet werben, gehören nicht zu den eigentlichen Geſchäften des Richteramtes 
in oder außer Streitfachen, ſondern müffen zu jenen ämtlichen, den Be: 
hörden und Nemtern yflihtmäßig obliegenden Verhandlungen in Partei= 
fachen gerechnet werden, wovon ber vierte Abfchnitt des erſten Theiles 
ded St. u. T. Gef. handelt. 

Es muß daher auch die Beantwortung der Stämpelfragen,, welche 
fi auf dieſe Verträge beziehen, aus dem eben erwähnten Gefegabichnitte 
bergeholt, und hierbei insbefondere der $. 73. ind Auge gefaßt werben. 

Wenn nun mit den Infaffen wegen eines abzufchließenden Vertrages 
ein Protokoll aufgenommen wird, und dieſes Protokoll nicht ſchon wirt 
ih den Vertrag oder verbindliche Punctationen enthält, fo bat dieſes 
Protokoll Tediglich den im $. 73. für Protokolle, welche über eine münd- 
lich angebrachte oder mündlich verhandelte Privatfache aufgenommen wer- 
den, vorgefchriebenen Stämpel zu erhalten, 

Wenn jedoch das Protokoll den Vertrag oder verbindliche Yuncta: 
tionen in fich fchließt, und Yon den Parteien unterfertiget wird, fo hat 
das Protokoll jenen Stämpel zu erhalten, welcher im $. 73. für den Fall 
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vorgefchrieben ift, daß ein Protokoll die Stelle einer Urkunde vertritt, 
In beiden Fällen verfteht es fich von felbft, daß das Protokoll nad) $. 92. 
gleich urfprünglich auf dem vorgefchriebenen Stämpel ausgefertiget fein muß. 

Werden den Parteien von den Protofollen der zweiten Art Duplicate, 
welche gleichfalls mit den Unterſchriften der Contrahenten verfehen find, 
binausgegeben, fo unterliegen diefe Duplicate, fo wie das erfte aufgenom: 
. mene und allenfalls bei der Behörde verbleibende Protofoll nach $. 99. 
dem gefetlichen Stämpel. Nach eben diefer Beftimmung des $. 99. ift 
fich zu benehmen, wenn über verlei erwähnte Protokolle der zweiten Art 
förmliche Contracte aufgefegt, und den Parteien hinausgegeben werden, 
daher auch dieſe, wie das Protokoll dem vorgeſchriebenen Stämpel zu 
unterziehen ſein werden. 

In jenen Fällen, wo kein Protokol aufgenommen wird, ſondern 
bie Privatverträge ſogleich auf dem claſſenmäßigen Stämpel niederge- 
ſchrieben werden, ohne daß ein Act bei der Behörde zurückbleibt, kann 
natürlich auch von der Stämplung eines Protokolles, da feines vorhan— 
dern iſt, nicht die Rede fein, Wenn jedoch derlei Protokolle aufgenommen 
wert.n, fo begründet ihre Form, bezüglich auf den Stämpel, feinen Un— 
terfchied, und ed wird die Stämpelpflicht nicht aufgehoben, ed mögen 
derlei Protokolle in einzelnen Bögen en oder in gebundenen Bü- 
ern eingetragen werben. 

Welche ämtliche Bormerkungen, bezüglich auf die von ben herrſchaft⸗ 
lichen Untertbanen gefchloffenen Rechtsgeſchäfte, ftämpelfrei find, be— 
ftimmt der F. 81., 3.7. (Hofkd. vom 27, Mai 1841, 3. 21,945. — Juſtiz⸗ 
Hofdecret vom’10. Mat 1841, 3. 2661. — ©, $. 81. 7. a.) 

- Pfändungs-Inventarien. 

m) Bei der Entfcheidung der Frage: ob die Pfändungs-nventarien 
bei ber Durchführung einer politifchen Erecution der Stämpelpflicht un 
terliegen, kommt ed darauf an, ob die politifche Execution in einer ſtäm— 
pelfreien Angelegenheit geführt wird oder nicht. Im erften Falle werden 
au die nventarien die Stämpelfreiheit genießen, im zweiten aber dem 
Stämpel, und zwar jenem für Protofolle zu unterwerfen fein; indem 
diefe Inventarien ald Protofolle erfcheinen, und da fie in dem vorausge⸗ 
festen Falle nicht zu den gerichtlichen Acten gehören, dem im $. 73. des 
St. u. T. Gef, vorgefchriebenen Stämpel unterliegen. (Hoftd. vom 2. Oc⸗ 
tober 1842, 3. 35,577.) 

Dfferte 

n) Auf Protofolle, welde über mündliche Lieferungs- Offerte auf- 

genommen werden, findet der $. 73. des St. u, T. Gef. volle Anwen- 
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dung; wornach biefelben ald Protofolfe, wobei ed fih immer auch um 
den Bortheil oder das Intereſſe des Dfferenten handelt, mit bem Pro- 
tokolls⸗Stämpel; wenn fie aber Eingaben ober Urfunden vertreten, bie 
einem höheren Stämpel unterliegen, mit dem enifprechenden Eingaben- 
. oder Urfunden:Stämpel zu verfehen find. (Hoft. Note an den k. k. Hof: 
triegsrath vom 15. April 1841, 3. 471.) 

Licitationé⸗Protokolle. 

0) Nach der Licitations-Ordnung vom 15. Juli 1786, und insbe⸗ 
fondere nach den $$. 1. und 6. derfelben darf Feine öffentliche Verſteigerung 
ohne obrigfeitliche Bewilligung vorgenommen werben, und jeber folchen 
Berfleigerung muß, ald einer öffentlichen Handlung, ein obrigfeitlicher 
Commiffär beimohnen. Wenn demnach Herrfchaften oder Gemeinden Na- 
turalien, Vieh, Baulichkeiten u. dgl. Öffentlich, der Lieitationd-Drdnung 
gemäß, verfteigern, fo erfcheint die Herrfchaft oder die Gemeinde hierbei 
nicht ald eine Privatperfon Cald Defonomie-Berwaltung), fondern als 
politifche Obrigkeit, und-das über eine foldhe Verfteigerung aufgenommene 
Protokoll iſt ein ämtlicher Act in einer Privatfache, und unterliegt dem 
in dem $. 73. des St. u. T. Gef. vorgeföhriebenen Stämpel. (Hoftv. 
vom 3. September 1841, 3. 28,180.) 

p) Was die bei den Licitationen der Gemeinden wegen Veräußerung 
ober Verpachtung von Realitäten und Rechten aufgenommenen Original: 
Protofolle betrifft, fo unterliegen diefelben, im Sinne der (vorausgehen- 
den) Hoffammer-VBerordnung vom 3, September 1841, 3. 28,180, dem 
in dem $. 73. des St. u. T. Gef. vorgefchriebenen firen Stämpel, wenn 
diefe Protokolle nicht die Stelle von Urkunden vertreten, fondern auf der 
Grundlage derfelben eigene Verträge ausgefertiget werden. Vertreten je: 
doc) diefe Protofolle die Stelle von Urfunden, oder. werben über folche 
Protokolle eigene Verträge ausgefertiget, fo unterliegen biefe Vertrags— 
urkunden, oder bie ſolche Urkunden vertretenden Protokolle, nach der 

. Weifung des g. 73. des St. u, T. Gef. dem Urfundenftämpel, (Hoftd. 
vom 30. December 1842, 3. 46,457 ; und vom 1, Sänner 1343, 3. 46,466.) 

g) Daß die LicitationdsProtofolle der Gemeinden und Dominien, 
welche in Angelegenheiten der Gemeinde-VBerwaltung, der Gemeinde und 
gutöberrlichen Renten und Gefälle, in Wirthfchaftsfachen einzelner Städte, 
Märkte oder Grundherren aufgenommen werden, nicht ald abminiftrative 
Licitations-Protokolle, nicht als Protofolle über eine, in öffentlichen An— 
gelegenheiten, alfo im Intereſſe eines öffentlichen Fondes, oder der Ca— 
meral⸗ Caſſe abgehaltene Berfteigerung angefehen werben fünnen, bedarr 
wohl kaum einer weiteren Erörterung. (Hofld. vom 8, Auguft 1843, Zahl 
26,353.) 
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r) Die $$. 31., 43., 54., 65. und 73. des St. u, T. Gef. enthal⸗ 
ten klar und deutlich die Beſtimmungen, welchem Stämpel Protofolfe 
überhaupt, folglich auch Licitations⸗Protokolle, fie mögen von was im: 
mer für einem Gerichte, von was immer für einer öffentlichen Behörde, 
einem Amte oder einer Obrigfeit aufgenommen werden, zu unterziehen 
find ; auch beftimmen diefe Paragraphe, daß, wenn ein Protokoll die 
Stelle einer Urkunde oder Schrift vertritt, welche nach dem St. u. T. 
Gef. einem höhern Stämpel unterliegt, das Protofoll mit dem für biefe 
Urkunde oder Schrift vorgefchriebenen Stämpel verfehen fein muß, Die 
Anwendung diefer Gefeteöftellen auf die Lieitationg- Protokolle kann Feiner 
Schwierigfeit unterliegen; denn, läßt ſich auch der Erftehungspreis bei einer 
Lieitation nicht im Voraus beftimmen, fo kann und muß das Licitations⸗Pro⸗ 
tofoll aufdem für Protofolfe überhaupt vorgefchriebenen Stämpel audgefer- 
tiget werden, ohne Rüdficht auf pen Umftand, ob über dasſelbe Geſchäft eine 
befondere Urkunde auf dem gehörigen Stämpelpapiere audgefertiget wurde, 

Uebrigens tritt auch die Nothwendigfeit micht ein, daß die Licita— 
tipnd-Protofolfe die Stelle von Urkunden vertreten müffen, fondern es 
fönnen, und wenn das Licitationd-Protofoll bloß mit dem für Proto— 
folfe überhaupt vorgefchriebenen Stämpel verfehen ift, und bie Ur— 
funde, deren Stelle e& vertreten foll, einen höhern Stämpel erfordert, 
fo müffen eigene mit dem Claffen-Stämpel verfehene Urfunden ausge- 
fertiget werden. Auch läßt fi eine Umgehung des Geſetzes durch Aus- 
fertigung von Vleitationd = Protofollen anftatt der dem Glaffenftämpel 
unterliegenden Urfunde nicht leicht denken ; denn ein ſolches Licitationd- 
Protokoll, welches bloß mit dem für Protofolle überhaupt vorgeſchrie— 

benen Stämpel verfehen wäre, müßte, falls die Urfunde oder Schrift, 
deren Stelle fie vertreten foll, einen höhern Stämpel erforderte, bei 
dem Gerichte oder Amte, bei welchem ein Gebrauch hiervon gemacht 
werben wollte, fo wie bei einer gefällsämtlichen Reviſion, wenn ſich 
nicht über dasfelbe Gefchäft mit einer befondern gehörig geftämpelten 
Urkunde ausgewiefen werben fünnte, beanftändet und dem Strafverfah- 
ren unterzogen werben. (Hoff, Decret vom 3. März 1842, 3. 46,051.) 

Berfhiedene anderweitige Protokolle, 

s) Die über die Entfhädigungs-Anfprüde ber Poft- 
meifter wegen des Berluftes an Pferden aus Anlaß von Hofritten auf: 
genommenen Erhebungs-Protofolfe find allerdings als Protofolle in Par- 
teiſachen oder in einer Privatfache anzufehen, und daher nad) $. 73. des 
St. u. T, Gef. dem Stämpel unterworfen. (Hoftd, vom 16, October 1844, 
3, 34,651.) 
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OD Die Bau-Augenſcheins-Protokolle unterliegen als 
ämtliche Protokolle, welche über Privatſachen im Intereſſe der Parteien 
aufgenommen werben, dem Stämpel nach Vorſchrift des $. 73. des St. 
u. T. Gef. vom 27, Sänner 1840, (Hoftammer» Decret vom 24, Zänner 
1842, 3. 52,119.) 

‚u) Die Qualificationd- Prüfungs - Protokolle der 
Bewerber um jüdifhe Familien:Stellen find als Protokolle 
in Parteifachen nad dem A. Abfchnitte des I, Theiles des St. und T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 zu behandeln. (Hoftv. vom 23. November 1842, 
3. 43,302.) | | 

w) Die Liquibations- Protofolle, welde aus Beran- 
Yaffung befonderer einzelner Fälle im Intereffe der Pupillen mit den Wai- 
fenfchuldnern aufgenommen werden, find ald Protokolle im Partei-In⸗ 
tereffe ftämpelpflichtig. (Hofkd. vom 24, Aprit 1842, 3. 2246.) 

y) Die forza armata in Dalmatien und ihre Borftände, die Sardari 
und Colonelli find eine Art polizeilicher Inftitution, Die Amtshandlun- 
gen derfelben in Partei-Eivilfachen können daher nicht unter bie gerichtli= 
chen Acte, von denen ber I. und IL, Abfchnitt des St. u. T. Gef, vom 
.27. Jänner 1840 handelt, fondern nur unter die ämtlichen Arte in nicht 
gerichtlichen Angelegenheiten, von denen der IV. Abfchnitt handelt, einge- 
reihet werben, Demzufolge find Vergleichs-⸗Amtshandlungen der Sardari 
nad 8. 56. des dalmatinifhen Stämpelgefetes zu behandeln. 

Die Protokolle, welche die Sardari über Schuld» und Entfhädi- 
gungsflagen aufnehmen, haben nad dieſem Paragraphe den Stämpel 
von 6 fr, zu erhalten; und obgleich diefe Protokolle die Stelle der Urkun— 
ben für bie Parteien vertreten, kann doch der Nachſatz dieſes Paragras 
phes, rüdfichtlich eines höheren Stämpeld, aus dem Grunde nie läſtig 
werben, weil die Sardari nie in eine Klage, deren — 10 fl, über 
ſteigt ‚ eingehen dürfen. 

Die Entſchädigungsklagen wegen Feldfrevel, haben bie gleiche Na⸗ 
tur wie die Klagen wegen Nichtbezahlung eines Darlehens, find privat: 
rechtlicher Natur, und auch demfelben, oben angebeuteten Stämpel zu 
unterziehen. 

Das Einfchreiten ber forza armata zur augenblicklichen Repreffion 
einer Feld-Befchädigung ift ald rein polizeilicher Act zu betrachten, fomit 
ftämpelfrei, Sobald aber das Anfuchen auf Schadenerſatz geftellt, oder 
auch über biefen zu erfennen ift, tritt Die Stämpelpflichtigfeit ein, (Hofkd. 
vom 13; April 1843, 3. 11,657.) 

S. aud die Entfcheidungen bezüglich mehrerer anderweitigen Partei⸗ 
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Protokolle zu $. 81., 3. 2 u. 55 dann $.7. C, 1, in Betreff der Grund⸗ 
zerſtücklungen, $. 21. E. 3. bezüglich der Wanderbücher. 


$. 74. 


Bon den Privaten felbft beforgte Abfchriften, welche 
der amtlichen Bidimirung unterzogen werden, müflen 
ohne Rüdficht auf die Eigenfchaft der Behörde, welche 
die Vidimirung vornimmt, auf jedem Bogen mit dem 
Stämpel von 15 Er, verfehen fein. 


| $. 75. 

Einfache Amtliche Abfchriften für Privat-Perſonen 
unterliegen bei allen Behörden dem Stämpel von 15 Er. 
für den Bogen. 

$- 76. 

Bidimirte amtliche Abfchriften für Privat-Perſonen 
unterliegen bei allen Behörden dem Stämpel von 30 Er. 
für den Bogen. 


Erläuterungen zu den SS. 74—76. 


a) Die in dem $. 75. des St. u, T. Gef. ($. 58. des St. u. T. 
Gef. für die l. v. Provinzen) bezeichneten einfahen Ämtlihen Ab- 
Ihriften, find jene, welche zwar von einem Amte gemacht, jedoch mit 
der Amtlichen Beftätigung ber Uebereinftimmung mit dem Driginafe nicht 
verfehen werben, und dagegen die im $.76, des St. u. T. Gef. ($. 59. des 
St, u. T. Gef. für diel. v. Provinzen) bezeichneten pidimirten ämt- 
lichen Abſchriften (copie d’ufficio autentiche) jene, welde von 
einem Amte gemacht, und mit einer eigenen Beftätigungs=Claufel, d. i: mit 
der Ämtlichen Beftätigung ihrer Lebereinftimmung mit dem Originale ver= 
fehen werben. (Hofkd. vom 31. Jänner 1841, 3. 50,197 an die I, v. Game: 
ral-Magiftrate, ä 

b) Ueber die Anfrage, ob die vinimirten ämtliden Ab- 
fhriften (copie d’ufficio autentiche) von dem Amtsvor— 
teber unterfertigt fein müffen, wurde dem k. k. vene- 
tianiſchen Gameral- Magiftrate bedeutet: durch das Hoffammer-De- 
eret vom 31. Jänner 1841, 3. 50,197, wurben jene ämtlichen 
Abſchriften als vidimirte bezeichnet, welche von "einem Amte gemacht, 
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und mit einer eigenen Beftätigungs-Glaufel, das ift, mit der ämt- 
lichen Beftätigung ihrer Uebereinfiimmung mit dem Driginale, verfe- 
ben find, Dabei ift ed nicht nothiwendig, daß dieſe Beftätigung eben von 
dem Borfteher der Stelle felbft gefehieht, fondern es genügt, wenn fie 
auch von einem der untergeordneten Beamten, dem Erpebitor, Seeretär 
u. f. w. beigefegt wird, je nachdem berlei Beamte nad der ämtlichen 
Inſtruction oder Gepflogenheit zu derlei Unterfertigungen befugt find. 
Hiernah müffen daher auch jene ämtlichen Abfchriften, auf denen bie 
ämtliche Beftätigung ihrer Lebereinftimmung mit dem Originale nicht von 
dem Borfteher der Stelle, fondern von einem ber untern Beamten ge- 
fertiget ift, ald ämtliche vidimirte Abfchriften betrachtet werden, und mit ' 
dem für derlei Urkunden vorgefchriebenen Stämpel verfehen fein. (Hofkd. 
vom 15. Auguft 1842, 3. 15,201.) 

ec) Die vidimirten ämtlichen Abfchriften der inden Hypotheken— 
Aemtern,aufbewahrten Urkunden unterliegen dem im$. 59. des 
St. u. T. Geſ. vom 27. Jänner 1840 für das l. v. Königreich vorgefchriebenen 
Stämpel von 1 Lira 50 Gent. oder 30 Fr. (Hofkd. vom 28. Jänner 1843, 
3. 40,826, an die I, v. Gameral-Magiftrate,) 

d) Die von den Notariats-Archiven hinaudgegebe- 
nen Abſchriften unterliegen den, in ben ss. 74., 75. und 76, des 
deutfchen, und 57., 58. und 59. des ital, Terted bed St, u.T, Gef, vom 
27. Jänner 1840 vorgefchriebenen Gebühren. 

Sind die Abfepriften von den Parteien felbft beforgt, und werben. 
fie der ämtlichen Vidimirung unterzogen, fo tritt die Gebühr bes $. 57. 
(74) ein, wird die Abfhrift von dem Amte gemacht, ift fie jedoch nur 
eine einfache, fo tritt die Gebühr des 8. 58. (75.) ein; ift dagegen Die 
Abſchrift zugleich eine ämtliche und yidimirte, fo tritt Die Gebühr des 
$. 59. (76.) ein, | 

Rüdfihtlih des Unterſchiedes zwifchen einfachen, ämtlichen und 
vidimirten Abfehriften, wird ſich insbeſondere auf das Hoffammer-Decret 
vom 31. Jänner 1841, 3. 50,197 (ſiehe Abſ. a. dieſes Paragraphes) 
bezogen. 

Betreffend die Abſchriften, welche von den Notaren hinausgegeben 
werden, iſt ſich an die Beſtimmung des Erlaſſes Sr. Ef. Hoheit des 
Herrn Erzherzogs Vicekönigs des I. v. Königreiches vom 23. November 
1840, 3. 12,856 zu halten, wornach derlei Abfchriften nur mit dem 
Stämpel von 75 Centes, zu verfehen find, (Hofkd. vom 24. Mai 1843, Zahl 
13,033 an bie I, v. Cameral-Magiftrate,) j 

e) Die von den beeidigten Dolmetfhen verfaßten 
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Ueberfegungen von Urkunden ober Schriften, find als vidimirte Ab⸗ 
fchriften anzufeben, und nach $. 76. des St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 
1840 einer Stämpelgebühr von 30 fr, (für den Bogen) unterworfen. 
(Hoftd. vom 13. Juli 1841, 3. 24,838.) 

f) Die Anfiht, daß die individuellen Grundertrags— 
bögen, dann die Auszüge aus der Häufer-Elaffifica- 
tion und den Evidenzhaltungs-Regiftern, wenn fie von 
ben Gutsbefigern, Behufs der Erwirfung eined Darlehens aus der 
galizifch = ftändifchen Credit = Anftalt, dem k. k. Kreidamte zur Beſtä— 
tigung der Richtigkeit ded Inhaltes vorgelegt werden, als vidimirte 
Abfchriften in Anfehung des Stämpels zu behandeln, und baher mit 
einem 15 fr. oder 30 fr, Stämpel für den Bogen zu verfeben find, je 
nachdem fie yon der Partei felbft beforgt, oder aus ben Freisämtlichen 
Arten erhoben werden, wird, ald dem Sinne des St. u. T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 entfprechend,, genehmiget, (Hoftd. vom 29, Nov. 1843, 
Bahl 43,194.) 

g) Die den Parteien auszufolgenden Abfchriften oder Auszüge der 

Protofolfe über die von den politifhen Behörden (Bezirks - Commiffa- 
riaten) aufgenommenen gütliden Vergleichs-Verhandlun— 
gen unterliegen dem im $. 75. feitgefegten Stämpel von 15 Fr. 
(Hofkd. vom 2, April 1841, 3. 5541.) 

h) Werden von den Protofollen, worin Die von den Bezirks— 
Snfaffen abgefhloffenen Rehtsgefhäfte aufgenommen 
werden, ben Parteien Abfchriften Hinausgegeben, fo haben dieſe Abfchriften 
den Stämpel nad) den Beftimmungen der $$.74., 75. und 76. zu erhalten. 
Werden jedoch über derlei Protofolle andere Ausfertigungen , Decrete, 
Beſcheide u, bergl. an die Parteien hinausgegeben, und enthalten diefe 
nicht etwa ben Inhalt der Protofolfe in fih, in welchem Falle fie als 
Abfchriften des Protofolles zu betrachten, und dem gemäß aud zu ſtäm— 
peln wären, fo tritt die Beftimmung bes $. 81., 3. 6, ein, wornach 
unter der dort angebenteten Borausfegung derlei Ausfertigungen vom 
Stämpel ganz frei find. (Hofkd. vom 27. Mai 1841, 3. 21,945.) 

i) Wenn von den Protofolfen über gerichtliche oder bloß 
Amtlihe Schätzungen, Abfchriften Hinausgegeben werden, unterliegen 
diefelben dem Abfchriftenftämpel, welchem Stämpel aud) Erledigungen oder 
Amtliche Ausfertigungen über das Schätzungs-Protokoll, infoferne fie den 
Inhalt des Protofolles in fich Schließen, und fomit als Abfchriften betrachtet 
werden müffen, unterworfen find. (Hoffd. vom 5. Octob. 1842, 3.29,868.) 

k) Die Abfchriften oder Auszüge von Eriminals oder ſchwe— 
ven Polizei-Uebertretungs-Aeten, welche dem Beſchädigten in 
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Folge $. 524. des allg. Str, ©. B. über fein Anfuchen zum Bebufe der 
Geltendmadung feiner Entihädigungsanfprüce im Civil-Rechtswege hin: 
aus zu gebenfind, unterliegen dem für Abfchriften von Urkunden oder Schrif- 


ten überhaupt erforderlichen Stämpel, (Hoftd..vom 3. m 1842, Zahl 
46,051.) 


D Werden Abfchriften der ämtlich aufgenommenen Protokoll e über 
die vorgenommenen Veräußerungenderwegen Gefälls— 
übertretungen beanftändeten Waaren aus was immer für einer 
Abſicht verlangt und gegeben, ſo unterliegen dieſelben dem für ämtliche 
Abſchriften vorgeſchriebenen Stämpel. (Hofkd. vom 29. Auguſt 1842, 3.31,523.) 


$. 77. 


Alle Päſſe, fie mögen zu Reifen in dad Ausland oder 
im Inlande, oder zum Haufirhandel, oder zur Ein:, Aus: 
oder Durchfuhr von Waaren und Gütern berechtigen oder 
was immer für einen Zweck haben, fo wie alle Paflir- 
Scheine, infofern fie jtatt der Reiſepäſſe auögeftellt wer: 
den, endlich die Wanderbücher für Handwerkögefellen 
und Arbeiter unterliegen: 

1. Dem Stämpel von Zwei Gulden, wenn fie von 
einer Hof: oder Gentral- Behörde 2 oder von einer Lan: 
desſtelle ertheilt werben; | 

2. dem Stämpel von Einem Gulden, wenn fie von 
einem Kreisamte, einer Delegation oder einer Polizei- 
Direction erfolgt werden; 

3. dem Stämpel von 30 Er., wenn fie von einem Ma: 
giftrate oder einer wie immer genannten Orts- oder Be- 
zirks-Obrigkeit auögefertigt werden, 


Erläuterungen zu $. 77. 
A. Reifepäffe 
a) Infoferne öffentliche Beamte in Amtsgefchäften reifen, erfcheinen 
fie nicht als Privatperfonen, fondern ald Organe der öffentlichen Ver— 
waltung, und bie Päffe, welde ihnen zu ſolchen Reifen ertheilt werden, 
find unter die Ausfertigungen und Erläſſe zu fubfumiren, die ter $. 81. 


3.5 bed St. u. T, Gef. ald ftämpelfrei bezeichnet, (Hoftd, vom 26. April 
1842, 3, 10,150.) 
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b) Die — die Stelle der Reifepäffe vertretenden Ueber ſiedlungs— 
Urkunden und Geleitſcheine, welde zum Behufe der Ueberfiedlung 
in eine nicht eonferibirte Provinz, oder in eine andere conferibirte Provinz, 
‚ ober in einen andern Werbbezirf erfolgt werden, müffen mit Rüdficht auf 
den $. 77. 3.2. des St.u. T, Gef. vom 27. Jänner 1840 mit dem Stäm- 
pel von 1 fl., und nur, wenn fie für Dienftboten, Lehrjungen und Tag- 
löhner ausgeftellt werben, nad) $. 78. mit dem Stämpel von 6 fr. verfe= 
ben fein. (Hofkd. vom 5. November 1840, 3. 43,234.) 

c) Die Passavanti zu beftimmten Reifen, ohne Die See-Urfun- 
den, und Certificate zu beftimmten Reifen, ohne den großherrlihen Ferman, 
ſtellen ſich als Päffe dar, und find dem Stämpel nad) $. 77. des St. u, 
T. Gef. zu unterziehen. (Hofkd. vom 19. Jänner 1842, 3, 41,483.) 

d) Die Siherheitdfarten, welde ben Fremden von ben. k. 
Provinzial-Delegationen und der k. k. General-Polizei-Dirertion erfolgt 
werden, find nad) den $$. 77. und 78. des Et. u. T. Gef. ($$. 60. und 
61. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 für bie I. v. Provinzen) 
dem Stämpel zu unterziehen, jedoch von der früher dafür eingehobenen Tare 
per 1 Lira 15 Cent. frei zu laſſen. (Hoftd, vom 28. December 1840, 3. 46,242.) 

e) Die von den Stadt- oder Plag-Commanden aus— 
geftellten Urlaubs- und Reife-Gertificate für Offi— 
ciere, Militär- Beamte oder andere benfelben gleichgeftelfte In— 
dividuen unterliegen, da fie zum Reifen dienen, und die Stelle der 
Reifepäffe vertreten, als Päffe einer Loral=- Behörde, dem im $. 77. 
3. 3 aufgeführten Stämpel; infoferne nämlich diefe Urlaubs» und Reife- 
Certificate für Officiere, Militärs Beamte oder biefen gleichgehaltene 
Individuen ausgefertiget werben. Die Befreiung vom Stämpel rüdficht: 
lich dieſer Gertificate hat nur dann einzutreten, wenn fie für Individuen vom 
Unter-Officiere abwärts ausgeftellt werben ($.81., 3.9). CHoftd. vom 4. April 
1842, 3. 5883.) 

f) Die Paffierfheine, welde zu den Fahrten auf der Keiſer⸗ 
Ferdinande-Nordbahn oder zu jenen auf den Dampfichiffen für die Dauer 
einiger Tage ertheilt werden, dann die Paffierfcheine für Die eigene Perfon 
der Fiafer, Lohnkutfcher ꝛc. unterliegen als Urkunden, welche die an jedem 
Drte beftehenden Polizei:Vorfepriften wegen Handhabung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit fordern, nad) $. 81. 3. 33. des St. u. T. Gef. 
vom 27. Zänner 1840 dem Stämpel nicht. Die Paffierfcheine, oder viels 
mehr Geleitfcheine, hingegen, die für Adelige, Honoratioren und andere 
dazu geeignete Perſonen anftatt der eigentlichen Päffe ausgefertigt werden, 
find mit dem für die Päſſe felbft vorgefchriebenen Stämpel zu verfehen. 
(Boftd, vom 10, Nov, 1840, 3. 44,598, und vom 20. Det. 1841, 3. 35,991.) 
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g) Hieraus folgt von felbft, daß alle Paffierfcheine, welche nicht zu 
den oben bemerften Fahrten auf den Eifenbahnen und Dampfboten für die 
furze Zeit einiger Tage ertheilt werden, ober welche, wenn fie zu dieſen 
Fahrten ertheilt werden, ſich auf eine längere Zeit erftreden, der Beftim- 
mung des 8. 77. des erwähnten Geſetzes folgen, fohin nach der Borfchrift 
dieſes Paragraphes der bort für fie bezeichneten Stämpelgebühr unterlfegen. 
(Hofkd. vom 20. October 1841, 3. 35,991.) 

h) Da die im 8. 81. des St. u, T. Gef. feitgefeute Ausname von der 
Stämpelpflichtigfeit der Päffe und der ihre Stelle vertretenden Paſſier— 
heine fh nur auf ſolche Urkunden bezieht, welche durch die an jedem 
Orte beftehenden Local Pokizei-Vorfchriften zur Handhabung ber öffentli: 

hen Ordnung und Sicherheit bedingt find, fo fünnen die von den Obrig⸗ 
Feiten zu Reifen im Kreife oder in der Provinz audgeftellten Paffierfcheine 
“auf feine Stämpelbefreiung Anfpruch machen, wogegen aber auch feine 
gefegliche Verpflichtung befteht, fich damit zu verfehen, da vorfehriftmäßig 
nur zu Reifen außerhalb der Provinz des Domicils eine fürmliche obrig- 
feitlihe Bewilligung mittelft Ertheilung von Päſſen oder Paflierfcheinen 
erforderlich iſt. (Hofkd. vom 3. März 1842, 3. 4183.) 

i) Die Defluidations-Päffe, di. ſolche Päffe, welche den bei 
ber Podgorzer Salz: Defluidation verwendeten Arbeitern (Salaflöffern) er⸗ 
theilt werden, unterliegen auch nad} dem neuen St. u. T. Gef. dem Stämpel. 
In Abficht auf die Gebühr felbit wird ed darauf anfommen, ob im concre= 
ten Falle das Individuum, für welches ein folder Paß auszuftellen ift, 
unter die allgemeine Vorſchrift des $. 77., oder unter die ausnams⸗ 
weife Beftimmung des $. 78. bed St. u. T. Geſetzes zu reihen ift. 
(Hofl,Note an die k. k. vereinte Hoflanzlei vom 17. Febr, 1841; 3. 539.) 

k) Da die k.k. Polizei-Commiffariate bei der Ertheilung der Päffe 
als Polizei-Directionen fungiren, find auch die von diefen Commiffarias 
ten audgefertigten Päſſe vermöge bes $. 77, 3. 2 des St. u. T. Gef. 
dem Stämpel von Einem Gulden unterworfen. Eben diefem Stämpel 
unterliegen auch die von den k. k. Polizei-Commiffariaten ausgefertigten 
Geleitfheine, da fie, als bie Stelle fürmlicher Päſſe vertretend, mit 
dem für die Reifepäffe felbft vorgefchriebenen Stämpel zu verfehen find. 
(HSofkd. vom 3. Mai 1841, 3. 4979.) 

)) Es ift die Frage zur Verhandlung gefommen, in welcher Art 
in den Fällen, wo einem durch Visa ſchon vollgefchriebenen Reifepaffe 
ein zweiter Bogen Behufd der Beifegung weiterer Visa beigeheftet wer 
den muß, diefe Beiheftung zu gefchehen habe; dann ob und wie ferne 
diefer Beilagsbogen ftimpelfrei zu erklären fe, — In erfterer Bezie— 
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hung ift die vereinte Hoffanzlei mit ber k. k. Polizei» und Genfur-Hof: 
ftelle dahin übereingefommen, daß in diefen Fällen die Beiheftung ftetd 
amtlich und zwar mit fchwarzer und gelber Seide, deren beide Enden 
auf dem Driginal= Paffe mit dem Amtöfiegel zu befeftigen find, von 
jenem Amte oder von jener Behörde zu gefchehen habe, bei welcher Behufs 
der Beifügung der Bidirung die Nothwendigkeit diefer Beiheftung fich ergibt. 

Uebrigens ift hierbei unter ämtlicher Fertigung dieſes Amtes oder 
diefer Behörde ausdrüdlich zu bemerfen, daß dieſes Supplementblatt nur 
für Die in dem Originalpaffe beftimmte Dauerzeit giltig ift. 

Die k. k. allgemeine Hoffammer hat übrigens erklärt, daß diefe ämt« 
Lich zum Behufe der ferneren Bidirungen beigehefteten Ergänzungsblätter . 
unbedingt ftämpelfrei find. (Hoftzld. vom 26. Auguft 1844, 3. 25,608, und 
Hoftd. vom 23. September 1844, 3. 36,670.) 

B. Baarenpäffe, | 

m) Audfertigungen der Hffentlichen Behörden und Memter an Pris 
vatperfonen find nach $. 81., 3. 6, flämpelfrei, infofern fie dad Geſetz 
nicht ausdrüdfich dem Stämpel unterwirft. Das Gefeg unterzieht jedoch 
in dem $. 77. die Päffe zur Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waaren oder 
Gütern ausdrüdlih dem Stämpel. 

Da nun als ſolche Ausfertigungen (Päffe) Die Bezugsverord— 
nungen für Monopol8-Gegenftände angefehen werben müffen, 
fie mögen von der Bezirfö: oder Gameral:Gefällenverwaltung audgefertigt 
werden, fo unterliegen fie auch dem Stämpel nad) den Beftimmungen des 
8. 77. des St. u. T. Gef. (Hofkd. vom 1. Jänner 1841, 3. 47,111, und vom 
14. December 1840, 3. 45,582.) 

n) Wenn aud) Bezugsverorbnungen, welche dazu dienen, mittelft 
derfelben Monopold = Gegenftände über die Zoll-Linie einzubringen, und 
alfo die Stelle von Päffen vertreten, allerdings als Päffe nach dem $. 77. 
des St. u. T. Gef. rücfichtlich des Stämpels zu behandeln find, da ed 
bei der Anwendung des erwähnten Paragraphes nicht fowohl auf bie 
Form und Benennung der Ausfertigung, ald auf den Inhalt und Zweck 
derfelben anfommt, fo müffen dagegen die Verordnungen, durch welche 
die Parteien Tediglich in den Stand gefegt werden, Monopols - Gegen: 
ftände, deren Einfuhr bereitd mittelft geftämpelter Päffe erfolgt twar, zu 
ihrem Gebrauche zu beziehen, — wie es bei den Bezugsverordnnngen der 
Fall iſt, womit bie einzelnen Abnehmer zum Bezuge der von dem Auguft 
Godeffroy ſchon mittelft Pafjes eingeführten Cigarren berechtiget werben 
— als ämtliche Ausfertigungen vom Stämpel frei gelaſſen werben. (Hofkd. 
vom 1. März 1841, 3. 7316.) 
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0) Ueber die Frage: ob die Bewilligungen zum Bezuge außer Han- 
del geſetzter Waaren dem Stämpel unterliegen, — ift im Sinne der Hof 
fammerbecrete vom 1. Jänner und 1. März 1841, Zahlen 47,111 
und 7316 (S. m) entfchieven worden, daß 

1) die, gemäß Hofkammer⸗Präſidial-Decretes vom 9. März 1836, 
3. 1623, auszufertigenden Befcheide zum Bezuge außer Handel gefeg: 
ter Waaren, und 

2) die, gemäß Hoffammerbecretes vom 17. Juli 1837, 3. 21,574, 
auszufertigenden Verordnungen zum Bezuge des fremden Tabafeg, 

a) unmittelbar vom Auslande, — dem im $. 77. ded St, u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 vorgefhriebenen Stämpel unterliegen ; da« 
gegen | | 

b) von dem hauptzollämtlichen, oder fonft einem Ticentirten inlän— 
difchen Privat: Tranfito= Lager, — nah dem Hoffammerbecrete vom 
1. März 1841, 3. 7316, im Sinne des $, 81., 3. 6, ſtämpelfrei find, 
(Hoftd, vom 8. December 1843, 3. 39,928.) 

p) Es hat bei der bierortigen Verordnung vom 4. Mai 1842, 
3. 13,497 (womit die Hoffammerdecrete vom 1. Sänner 1841, 3. 
47,111, und 1. März 1841, 3. 7316, intimirt wurden) zu verbleiben, 
wornad die Bezugsberwilligungen für Monopold:Gegenftände und außer 
Handel gefeste Waaren, welche dazu dienen, derlei Gegenftände über 
die Zoll-inie einzubringen, und fomit die Stelle von Päſſen vertreten, 
im Sinne des $. 77, des St, u. T. Gef. ald Päffe zu behandeln find, 

Inſofern außer Handel gefegte Waaren tranfito bezogen, und in 
ber Folge erft in Confumo=Artifel umgewandelt werben, unterliegen die 
Bewilligungen hierzu, nämlich die Bezugsbewilligungen, allerdings dem 
Papftämpel. 

Da die Durchfuhr in der Regel feiner beſonderen Bewilligung 
bedarf, wohl aber die Einfuhr zum Gebrauch, fo liegt es in der Na— 
tur der Sade, daß im Falle der Umwandlung eines Durchfuhrgutes 
in ein Einfuhrsgut die für die letzteren feftgefegten Gebühren, alfo auch 
der Paßſtämpel nachgezahlt werden, und eg vertritt bie dießfällige Be— 
zugsbewilligung , infofern bei dem Eingehen der Waare ald Tranfito- 
Gut fein Paß nothwendig war, und alfo auch Fein Papftämpel bezahlt 
wurde, allerdings den Einfuhrspaß, welchen die Einfuhr für den Ver— 
brauch , wenn fie ſchon urfprünglich bei dem Lebertritte über die Zoll: 
Linie wäre erflärt worden, nothwendig gemacht hätte, 

Die in der Borerinnerung zu dem Zolltarife $. 23. lit. d. undg. 
bemerfien Bervilligungen unterliegen nur dann dem Paßſtämpel, wenn 
v. Schwarz Stämpelvorfchriften. 13 
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es fih um außer Handel gefegte Waaren handelt, nicht aber wenn es 
fich „Jediglih um die Befreiung vom Zolle handelt, da nar bei außer 
Handel geſetzten Waaren die in diefem Paragraphe angedeuteten Be— 
wilfigungen zugleich als Bezugsbewilligungen, und rüdfihtlich Einfuhrs: 
päſſe betrachtet werden fünnen, 

Durch diefe Beſtimmungen bleiben übrigens die beitehenden Bor: 
Schriften, injofern Päffe oder Bezugsverorinungen auszufertigen find, 
unverändert, (Hofkd. vom 24, October 1844, 3. 35,276.) 


u | $. 78. 

Eine ‚Audname von den Beftimmungen des ). 77. 
machen blos die für Dienftboten, Lehrjungen und Tag: 
löhner beftimmten Neifepäffe,over als Reifepälfe gelten: 
den Paffierfcheine, welche, von was immer für einer Be⸗ 
börde ertheilt, ftetö auf einem Stämpelbogen von 6 Er. 
auszufertigen find. | 


| » Erläuterungen zu ). 78. 

a) In Bezug auf die Stämpelgebühr für Päſſe können die unga— 

rifchen Drahtbinder, die von dem kargen Erwerbe leben, den ihnen bie 
gelegenbeitlihe Ausübung ihres Handwerfes erträgt, unter den $. 78. 
des St. u. T. Gef., gereiht werden, wo die Gebühr für die unterjten 
‚Bolfsclaffen überhaupt angedeutet ift, die durch ihre Händearbeit ben 
nothwendigſten Unterhalt gewinnen, 
“ Für Päſſe, welche die Kreisämter Bochnia, Tarnow, Przemyſl 
und Zolfiew an die Gränzbewohner zu Neifen nad Polen ausftellen, 
entfällt die Gebühr mit Einem Gulden ($. 77. 3. D. Handelt es fid 
jedoh um die dürftigen Volksclaſſen, als: Taglöhner, Dienftboten und 
jene, die ihnen gleich geachtet werden können fo tritt nad) $ 78, die geringfte 
Gebühr von 6 Fr. ein. (Hofk.-Rote an die k. k. vereinte Hofkanzlei vom 
29, November 1840, 3. 44,789, und Hofkzld. vom 17. December 1840, 3. 
57,752.) ’ 

b) Durch das, von der k. k. vereinigten Hoffanzlei im Einverneb- 
men mit der £. f. allgemeinen Hoffammer erlaffene Deeret vom 17. De— 
cember 1840, 3. 37,752, ift feineswegs,die Regel feftgeftellt- worden, daß 
für die, den Unterthanen und Grundholden auszufertigertden Päffe im 
Allgemeinen der Stämpel von 6 fr. genüge. Diefer Stämpel hat aus⸗ 
namsweiſe, im Sintte des erwähnten Decretes, nur dann in Anwendung 
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zu fommen, wenn ber Nothftand des Paßwerbers gehörig nachgewieſen 
erfcheint, derfelbe mithin, aus diefem Grunde, in die Kategorie jener 
dürftigen Vollsclaſſen, ald: Taglöhner, Dienftboten u, dergl. zu reihen 
it, denen aus dem Geſetze vom 27. Jänner 1840 ($. 78.) die Begünfti: 
gung der Verwendung der geringften Gebühr von 6 fr, zufteht. (Hofkd. 
vom 15. September 1-43, 3. 27,251.) 

c) Es unterliegt feinem Anftande , arbeitsunfähige Krüppel, welde 
mit einem Schaufaften oder einer Drehorgel ihr Brot ſuchen; Perſonen, 
welche durch Production von Rational-Gefängen oder Inftrumentalmufif 
fich einen Zehrpfennig verdienen; folhe, welche im Auslande erfranfte 
Verwandte befuchen, Hirtenfinder. begleiten und überwachen, oder Korn— 
ähren und Werg fammeln, unter die Beftimmung des $. 78. des St, u. 
T. Gef. zu reihen, und die für derlei Individuen beftimmten Reifepäffe 
oder Paffierfcheine der in dem erwähnten Paragraphe angedeuteten Stäm— 
pelgebühr für die Reifepäffe der Dienitboten, Lehrjungen und Taglögner, 
mit deren eintr oder andern Rategdrie fie fich gleichitellen laſſen, zu unter- 
ziehen. (Hoftd. vom 22. März 1841, 3. 8340.) 

d) Die Licenzen für Strazzen-Sammler find nad dem $.78. des 
St. u. T. Gef. gleich Päffen für Taglöhner mit dem 6 fr, Stämpel 
zu verjehen, (Hofkd. vom 3. Zuni 1841, 3. 11,465.) 

e) Die Anfiht, daß die den Marinaird zum Behufe der Seerei— 
fen audzufertigenden Licenzen ald wirflihe Päffe anzufehen find, und 
diefelben, da die Matrojen im Berhältniffe zum Schiffsherrn als bloße 
Dienftboten erfcheinen, nur den im $. 78. beitimmten Stämpel erfor: 
dern, daß fie jedoch, injofern fie fih als Beftätigungen perfönlicher 
Eigenjchaften zum Behufe der Aufname ald Matrofen, um auf Schif— 
fen Dienfte Teiften zu können, darftellen, nad $. 21. des Et. u. T. 
Gef, dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen unterliegen, wird als 
im Gefege gegründet erflärt, und die hierüber erflattete Anzeige zur 
Nachricht genommen, (Hofkd. vom 2, April 1841, 3. 5541.) 

f) Die Reifepäffe für Kinder der Dienftboten und . Taglöhner, 
dann für Findlinge, fo lange diefelben nicht einen eigenen Erwerb ha— 
ben, vermöge welchem fie einer höheren Stämpelclaffe zugemiefen find, 
unterliegen gleichfall® dem 6 fr. Stämpel. (Hoftd. vom 3. Mai 1842, 
3. 11.180.) 

g) Die Zigeuner Cungarifchen Drahtbinder), welde von dem kar— 
gen Erwerbe des Tages leben, find in Beziehung auf die Stämpelge- 
bühr für ihre Neifepäffe unter den $. 78. ded St. u. T. Gef. zu reis 
ben, wo die Gebühr für die unterften Volksclaſſen überhaupt angebeus. 

13* 
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tet. ift, die durch ihre Händearbeit den nothbürftigften Unterhalt gewin- 
nen; — wornach diefelben für einen auf beliebige Zeit ausgeftellten 
Reifepaß eine Stämpelgebühr von 6 fr, zu entrichten haben. (Hoftd. 
vom 28. Juni 1842, 3. 24,204.) 

h) Da der g. 78, des St. u. T. Geſetzes als Ausname sensu 
strictissimo zu interprätiren ift, jo Eönnen unter dem Ausdrucke „Lehr 
jungen“ nicht Lernende ober Lehrlinge überhaupt, fondern nur ſolche 
Individuen verftanden werden, welche von berechtigten Meiftern und 
Gewerbsleuten auf die Dauer der beftimmten Zeit zur Erlernung des 
gewählten Handwerfed oder Gewerbed aufgenommen, und bis Zur voll: 
endeten Lehrzeit oder darauffolgenden Freifprehung verwendet werden. 
Es ergibt fi hieraus von felbit, Daß weibliche Individuen, welche zur 
Erlernung von Pusarbeiten nad) Wien reifen, nicht unter den $. 78. 
des St. u. T. Gef, fubfumirt werden können. (Hofkd. vom 6. Juni 1842, 

+ 20,570.) 

i) Der Antrag, die Reifepäffe, welche den Inleuten- der Herrfchaft 
Wfetin ausgeftellt werben, die mit dem Verkaufe von felbft verfertig- 
ten Tafchenmeffern, Wesfteinen, Schaffcheeren und Zündſchwämmen 
ihren fargen Unterhalt zu verdienen trachten, nach dem $. 78, des St. 
u. T. Gef. behandeln zu Dürfen, erhält die hierortige Genehmigung. 
(Hofkd, vom 31, October 1844, 3. 36,537.) 


——— 
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weites Hauptflüc. 
Bon den Stämpelbefreiungen. 


$. 79. 


Die Stämpelfreiheit kommt theild Urkunden und 
Schriften, m Perfonen zu Statten. 


$. 80. 


Die Stämpeifeei ift entweder unbedingt, ober 
nur bedingt. 
$. 81. Zu 
Die Urkunden und Schriften, welchen eine unbedingte 
Stämpelfreiheit zugeftanden wird, find : 

1. Alle Eingaben, welche von einem öffentlichen Be- 
amten in Erfüllung feiner Amtöpflicht an eine öffent: 
liche Behörde, ein Amt, oder eine Obrigkeit oder 
an einen andern Öffentlichen Beamten gemacht werden. 


Erläuterungen zu F. 81. 1. 
A, Sn wie weit einzelnen Perfonen als Amtösperfonen 
die Stämpelfreiheit zufommt. 
Lotto-Collectanten. 

9 Den Lotto-Collectanten kommt zwar für ihre Eingaben in ämtli—⸗ 
chen Angelegenheiten allerdings die Stämpelfreiheit zu, allein ihre Ge: 
fuche, welche ihre Privatangelegenheiten betreffen, unterliegen bem vor= 
NGriftmäpigen Stämpel. (Hoftd, vom 19. Mai 1841, 3. 12,930.) 

Tabaf- Verleger. 

b) Den Tabak: und Stämpelpapier: Berlegern kommt ald Gefälls- 
Agenten für ihre Eingaben in ämtlichen Angelegenheiten und im Intereffe ' 
des Gefälld nad) den Beftimmungen des St, u. T. Gef. vom 27. Jän: 
ner 1840, $. 81., 3. 1 umd.5 allerdings die Stämpelfreiheit zu. In fo 
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fern jedoch die Geſuche und Eingaben derfelben ihre Privatangelcgenhei: 
ten betreffen, unterliegen fie dem a Stämpel. (Hoftd, vom _ 
30. Auguft 1841, 3. 24,475.) 


Verzehrungsſtener-Pächter. 


c) Die Direction des böhmiſchen Judenſteuer-Gefälls iſt als eine 
Privatgeſellſchaft zu betrachten, welche auf der Grundlage eines mit der 
Staatsverwaltung abgeſchloſſenen Vertrages die Functionen eines Steuer- 
Einnehmers beſorgt. 

Da ſie nun keine öffentliche Behörde iſt, ſo kann ihr auch die Stäm— 
pelbefreiung, wie ſolche den öffentlichen Behörden zuſteht, nicht einge— 
räumt werden, ſondern fie iſt als Geſellſchaft den Staatsbehörden gegens 
über in Vertretung und Bewahrung ihrer geſellſchaftlichen Rechte und 
Intereffen, fo wie im Verhältniſſe zu ihren eigenen Mitgliedern und Dies 
nern und in privatrechtlichen Angelegenheiten überhaupt, nach dem alls 
gemeinen Gefege dem Stämpel unterworfen. 

Bei allen jenen Verhandlungen dagegen, welde die Verwaltung 
und Einhebung diefer Steuer betreffen, und bei welchen bie genunnte Di: 
rection ald Steuer-Einnehmer erfcheint, 3.3, bei Berichten und Aus: 
fünften an die Behörden in Steuerfachen, oder bei Ausfertigungen von 
Bolleten, Licenzen u. f. w, fommt ihr als Functionär des Staates vır- 
möge des $. 81. des Et, u. T. Gef, allerdings die Stämpelfreiheit zu 
Statten, (Hofkammer-Decret vom 283, December 1840, 3. 49,403, und vom 
20. Dctober 1540, 3. 40,119.) 

d) Die Eingaben der Lichterzündungs- Pächter in Galizien wegen 
Erwirfung ber freisämtlichen Affiftenz zur Eintreibung der Rüdftände 
des Pichterzündungs-Auffchlages, und die Beilagen derfelben, in fo fern 
diefe Beilagen nicht in Urkunden oder Schriften heftehen, welche ſchon bei 
ihrer Errichtung oder Ausfertigung ſtämpelpflichtig waren, find im Sinne 
bed $. 81. 3. 2. und 5. des St. u. T. Gef. vom Stämpel frei zu laſſen. 
(Hoftd, vom 29. December 1841, 3. 39,916.) 

e) Den Eingaben der Berzehrungsfteuer- Pächter wegen Einbringung 
ber Rüdjtände, auf der Grundlage des $.29. des Berzehrungsfteuer- 
Patentes, dann den Beilagen folder Eingaben, in fo ferne diefelben nicht 
in Urfunden und Schriften beftehen, welche ſchon bei ihrer Errichtung 
oder Ausfertigung ftämpelpflichtig waren, gebührt im Sinne des $. S1. 
"3.2. und 5. des St. u. T. Gef. für die deutfchen Provinzen und des 
$. 64. 3. 2. u. 5. für das lomb. venet. Königreich die Stämpelfreiheit. 
(Hofk. Dieret vom 11. December 1842, 3. 47,444.) 
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Gränzkämmerer. 

f) Die Geſuche der Gränzkämmerer in Galizien, in welchen fie un 
die Einbringung der Gebühren, die fie von den Parteien zu fordern berech⸗ 
tiget find, im Erecutionswege bitten, ſind ſtämpelpflichtig; indem, wenn 
auch die Gränzkämmerer als landesfürſtliche Beamte anzuſehen ſind, doch 
nur jene Eingaben der Beamten nach $. 81. 3. 1. des St. u. T. Gef. 
die Stämpelfreiheit genießen, welche von einem öffentlichen Beamten in 
Erfüllung feiner Amtspflicht gemacht werden, die Gränzfämmerer aber 
die erwähnten Gefuche nicht in Erfüllung ihrer Amtspflicht überreichen, 
fondern hierbei vielmehr ihr Privat-Interefie verfolgen. (Hofkd. vom 
14. December 1840, 3. 44,915.) - 

Piariften- Provinzial 

g) Die: Eingaben des Piariften-Drdend:Provinziald an öffentliche 
Behörden und Aemter find ftämpelpflichtig, in fo fern fie die Angelegen- 
heiten des Ordens betreffen, und nicht, wie ed bei jenen in Bezug, auf 
das Schulweſen der Fall ift, als ſolche erſcheinen, denen durch $. 81. 
3. 1. und 2, des St. u. T. Gef. die Stämpelfreiheit zugeftanden if. 
(Hofkd. vom 31.'December 1841, 3. 43,09.)  ° . 

Seelforger 

h) Die Anzeigen der Seelforger an die Wirthſchaftsimtet, Riegi⸗ 
ſtrate u. ſ. w. über Baugebrechen der Kirchen und Schulgebäude, wobei 
es ſich vorzugsweiſe um politiſche Rückſichten handelt, find nach $. 81. 
3. 1. und 2, des St. u. T. Gef, vom Gebrauche des Stämpels befreit. 
(Hofkd. vom 39. December 1841, 3. 43,331, ©, $. 81. 5. y.—aa.) 

Borfteher der arathglifhen Kirden und Gemeinden. 

i) Den Eingaben ber Borfteher der afathofifchen Gemeinden fommt 
in Angelegenheiten der afatholifchen Kirchen und Schulen im Sinne des 
St. u. T. Gef. die Stämpelfreipeit nicht unbedingt, fondern nur in fo 
fern zu, als die im $. 81. 3. 1. 2. und 11, dieſes Gefeges vorgezeidh: 
neten Bedingungeg vorhanden find. (Hoftd. vom 2). Jänner 1842, 3. 45,891.) 

Patrone, 

i/,. Die Eingaben der Patrone über Präſentationen zu Stiftungen 
unterliegen der Stämpelpflicht, in ſo ferne der Präſentant das Patronat 
auf Grundlage des betreffenden Stiftbriefes oder Teſtamentes als ein be: 
ſonderes, ihm zuftehendes Vorrecht ausübt, er mithin bei dieſer Präfen: 
tation ald Private erfcheint und daher jene Stämpelfreiheit nicht anfpre= 
chen kann, die den: Öffentlichen Behörden, Aemtern und Obrigfeiten in 
Bollziehung ihrer. Amtspflichten zugeftanden iſt. (Hoftd. vom 16. Auguft 
1341, 3. 26,650.) 
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B. Ueber die officiofe Natur der Eingabe. 


Pupillars und Euratel-Tabellen. 

k) Die von den Bormündern und Guratoren der Tutelar: Behörde 
zu überreichenden Pupillar- und Quratel-Tabellen find nad $. 81. 3.1. 
und 2. ftämpelfrei zu behandeln. (Hofkd. vom 19. Mai 1841, 3. 11,470.) 

Aerztliche Zeugniffe. 

I) Aerztliche Zeugnifje, die von Aerzten, welche im Dienfte des Am⸗ 
tes fieben, von Amtöwegen durch die Behörden oder Aemter abgefordert 
werden, find ohne Unterfchied, ob ihre Abforderung zum Behufe der Auf⸗ 
name eined montaniftifchen Aerar:Arbeiterd, oder der Penfionirung oder 
Provifionirung eines ſolchen Individuums, oder feiner Witwe und Wai- 
fen gefhieht, nad $. 81. 3. 1. des St. und T. Gefetes fämpelfrei. 
(Gofk. Deeret vom 7. Iuni 1841, 3. 17,286, und Hofk. Note vom 23. Mai 
1841, 3. 9384 an bie k. k. Hofkammer im Münz- und Bergmwefen.)- 

m) Die ärztlichen Zeugniffe für erfranfte Tabaf-Fabrifd-Arbeiter 
find mit dem, für Zeugniffe überhaupt feftgefegten Stämpel zu verfeben ; 
Dagegen find die ärztlichen Beftätigungen, welche von den, für die Kabrif 
beftellten Aerzten, den ämtlich ausgefertigten Gonfignationen, in Folge 
ämtlicher Aufforderung beigefeßt werden, in dem Sinne des $. 81. 3.1. 
des St. u, T. Gef. ſtämpelfrei zn behandeln. (Hofk. Decret vom 21. März 
1843, 3. 7220.) 

n) Die ärztlichen Krankheits-Zeugniſſe, welche beſtimmt ſind, das 
Ausbleiben der Schüler aus den Volksſchulen, zu deren Beſuch eine ge— 
feglihe Verpflichtung beſteht, zu rechtfertigen, unterliegen als offiziofe 
Anzeigen der Aerzte an die das Schulmefen leitenden Behörden zum ämt- 
lichen Gebrauche Behufs der Ueberwachung des — Schulbe⸗ 
ſuches der Kinder, im Sinne des $. 81. 3. 1. dem Stämpel nicht. 
(Boftd, vom 20. November 1844, 3. 41,426.) 

Reife:-Particularien. 

0) Die Neife-Particularien der Beamten, und die Einbegleitung, 
mit welcher fie überreicht werben, find in Gemäßheit des $. 81. 3. 1. de 
St. u. T. Gef. ftämpelfrei. (Hofk. Verordnung vom 8. Februar 1841, Zahl 
51,782, vom 3. Juni 1841,.3. 7275, und vom 5. Februar 1842, 3. 4110, 
gleichlautend mit dem Beifage: Die Beilagen ber Reife-Particularien, als Quit⸗ 
tungen, Zeugniffe u. f. w. folgen der Regel des Geſetzes.) 

p) Es unterliegt Feinem Anftande, die, den Reife-Particularien der 
öffentlichen Beamten und den Einbegleitungen, mit welchen biefelben 
überreicht werden, im Sinne des neuen St, u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840, mit dem (vorausgebenden) Hofkammer-Decrete vom 8. Februar 
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1844, 3. 51,782, zugeftandene Stimpelfreiheit, auch auf jene Reiſe-Par— 
ticularien auszudehnen, welche Private, bei zeitweifer Berwendung im 
Staatsbdienfte, zu legen in den Fall kommen. (Doftd. vom 6. Juni 1841, 


3. 19,444.) 
Asungs- Ausweise, 


g) Die Agungs-Ausweife und Verrechnungen, welche von den hierzu 
beftellten öffentlichen Beamten oder Gerichtödienern über die Verpflegung 
der Sträflinge und über die erhaltenen Vorſchüße der vorgefegten Be— 
hörde überreicht werden, find nad) dem $. 81. 3. 1. des St. u. T. Gef. 
vom Stämpel befreit. (Hoftd. vom 13. Juli 1841, 3. 23,499.) 


Recepiffe. 

r) Die Empfangsbeftätigungen über zugeftellte Berorbnungen un- 
terliegen dem Stämpel nit; dagegen iſt bei den Legalifirungen eines 
derlei Empfangsfcheines der gefegliche Legalifirungsftämpel anzumenden. 
(Hoftd. vom 16. Mai 1841, 3. 11,239.) 

s) Empfangsfcheine über gerichtliche Auffündigungen find als Beftä- 
tigungen einer ämtlichen Zuftellung ftämpelfrei, (Hofkd. vom 3. Juni 1841, 
3. 7111.) 

t) Empfangsfcheine über gerichtlich zugeftellte Entſcheidungen find 
ſtämpelfrei. (Hoftd. vom 6, November 1841, 3. 7959.) 

Erlags:Eingaben. 

u) Die Erläge, d. i. diejenigen fchriftlichen Eingaben der, der k. k. 
Hof und Nieder-Defterr. Kammer Procuratur unterfichenden Solicita— 
tur, womit biefelbe behobene Gelder, Obligationen u. dgl. an die dortige 
Caſſa übergibt, find nad $. 81. 3. 1. u. 5. des St. u. X. Gef. unbe- 
dingt ſtämpelfrei. (Hoftd. vom 4, Juli 1842, 3, 17,357.) 

Anmerkung. Das Wort „Eingaben« ift daher nad diefen Erläuterun: 


gen in einer weitern Bedeutung als die der $$. 26. 50. und 
68. zu nehmen. 


2. Die Eingaben, in welchen Anzeigen oder Vorſchläge 
in Öffentlichen Angelegenheiten gemacht werden, und 
die über ein derlei mündliched Anbringen aufgenom- 
menen Protokolle, wenn derjenige, welder die 
Anzeige oder den Vorſchlag macht, in der Eingabe 
oder dem Protokolle weder für ſich, noch für einen 
Andern um die Zumendung irgend eined Vortheiles 
das Auen. ftellet.. N 
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Erläuterungen zu $. 81., 2, 


über die Srage, welde Eingaben und Protokolle als 
rein officioſe anzuſehen find, und welche nicht. 


a. Ueberhaupt. 

a) Protokolle, mittelſt welcher ämtlich, und zwar ausſchließend zu 
ämtlichen Zwecken, Erhebungen gepflogen werden, ſind ſtämpelfrei. So— 
bald jedoch derlei Protokolle Privat-Intereſſen betreffen, oder auf der 
Grundlage der protokollariſchen Erhebungen mit den Parteien Verträge 
und Uebereinkommen geſchloſſen werden, der Inhalt ſolcher Protokolle für 
die Parteien verbindliche Erklärungen und Anbote enthält, oder rechts— 
kräftige Vertrags-Stipulationen bildet, fofort die aufgenommenen Proto- 
folfe die Stelle von Eingaben oder Urkunden vertreten, ift fich genau nad) 
den Beftimmnngen = $. 73. des St. u. T. Gef. zu benehmen. Saal 
vom 18. März 1842, 3. 7123.) 


B. Steuernachſicht bezweckend. 

b) Die Geſuche um Steuerzahlungs-Zufriſtungen und Abſchreibun— 
gen, dann um zeitliche Steuerbefreiungen und Steuernachläffe wegen Eles 
mentar-E:chäden find im Sinne des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
ftämpelpflichtig *). (Hofkd. vom 1. März 1841, 3, 193, und som 3, April 
1841, 3..9004.) 

c) Ueber die Anfragen : 

4) Ob die beiden Bezirks⸗Obrigkeiten eingebrachten Steuernachſichts-⸗ 
gefuche oder die dießfälligen Protofolle ftämpelfrei feien; 

2) *) ob im verneinenden Falle auch dann, wenn der Contribuent 
auf die Steuernachficht oder Abfchreibung einen gefeglihen Anſpruch mes 
gen Elementar-Schäden, Außercultur-Segungen ‚Vernichtung oder Aen— 
derung der verfteuerten Objecte bat, ſolche Gefuche oder Protofolle geftäm- 
pelt jein müffen, wird bedeutet: 

Die Gefuche oder die dießfälligen Protofolfe um Steuernachſicht oder 
Abfchreibung find im Sinne ded St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 
ftämpefpflichtig, da fie zunächſt das Intereffe der Parteien betreffen und 
in dem Geſetze nicht ee find, (Hoftd. vom 25. Auguft 1841, 3- 
23,141.) 

d) *) Geſuche und Vorſtellungen gegen Steuerbemeffungen, infofern 
fie nicht unter jene gehören, welche vermög des $. 81., 3. 12, des St. u. 
*) b., er Und d. find durch die unter B- aufgeführte Amen Ent: 

fchließung modificirt. 
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T. Gef. die Stämpelfreiheit genießen, unterliegen, wenn fie gegen die 
Entſcheidung oder Verfiigung einer untergeordneten bei einer höheren Be— 
börde eingebradht werden, nad dem $. 70., 3. 9, dieſes Gefeßes dem 
Stämpel von 30 fr. für den Bogen. (Hofkd. vom 5. Stptember 1841 , Zahl 
7273.) 


C. —*— —— der Grund- und Hausſteuer. 

Die Geſuche und Protokolle, wegen Ertheilung der ſteuerfreien 
Jahre bei neu erbauten Häuſern, find als Gefide und Protofolle in 
Parteifachen nad) dem vierten Abfchnitte des erfien Hauptftüdes, erften 
Theild, ded St. u. T. Gef. als ftämpelpflichtig zu behandeln, 

Die Anzeigen über das Leerftehen einiger Hausbejtandtheile unter- 
liegen dem Eingabenftämpel, da es fich hierbei um ein Privat-Intereſſe 
handelt; dagegen aber unterliegen jene über dad Wiedervermiethen, 
welche legteren zum Behufe der Steuerbemeffung gemacht werden, dann 
die im beiden Fällen über folde Anzeigen von Amtöwegen zum Behufe 
der Berifieirung mit der dad Quartier verlaffenden und der fpäter ein— 
ziehenden Partei oder mit den Nachbarn aufgenommenen Protokolle dem 
Stämpel nicht; da dieſelben ald ämtliche Verhandlungen erſcheinen und 
zu ämtlichen Zmeden dienen, (Hoftd. vom 3. Mai 1841, 3. 10,459.) 

f) Die von den Hausbefigern zum Behufe der Steuerbemeffung zu 
verfaffenden Hausbefchreibungen und Hauszins-Bekenntniſſe, und die 
gleichfalld nur im Intereffe der Steuerverwaltung vorgefchriebenen Anzei- 
gen über die Wiedervermiethung leer geftandener Wohnungen find, fo wie 
die Erwerbfteuer-Faffionen, nach dem $. 81., 3. 2, ded St. u. T. Gef. 
jtämpelfrei. FR 

Die Eingaben - -über leerſtehende Wohnungen und die Geſuche um 
zeitliche Steuerbefreiung für neue oder vergrößerte Gebäude find als Ein- 
gaben, welche den Vortheil der Partei bezielen, nah der dllgemeinen Re— 
gel ftämpelpflichtig. (Hoftd. vem 3. Juni 1841, 3. 7275.) 

8) Durch die allerhöchſte Entfhliefung vom 14. Mai 
1842 wurde in Bezug auf die Grund- und Häuferfteuer die Erffärung 
allergnädigft genehmiget , daß die Geſuche der Parteien um Steuerab— 
ſ chreibungen ‚ welche ſich auf die im $. 19. des Grundfteuer- Patentes 
vom 23. Dedember 1817 enthaltene Anordnung ftügen, wornach bei ein= 
tretenden Elementar-Unfällen, welche das Object der Grundfteuer für im- 
mer zerftören, nämlich bei Wegſchwemmungen, Berfenfungen von Grund— 
ftüden, bei Abbrennung von Gebäuden u. f. w. die Aufhebung der Ab- 
gebe zu erfolgen hat, im Sinne des 8. 81., 3. 2, des St. u. T. Gef. 
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für die deutfchen Provinzen ($. 64., 3. 2, dieſes Geſetzes für das lom— 
bardifch:venetianifche Königreich und für Dalmatien) ftämpelfrei feien, fo 
wie auch die Anzeigen, daß Steuern unridtig oder unge 
feglih vorgefhrieben wurden, dem Stämpel nicht. unterliegen, 
die Gefuhe der Parteien um Steuernadhläffe dagegen, welche fih auf 
den $. 20, des erwähnten Grundfteuer-Patented gründen, und überhaupt 
Steuernachlaßgeſuche ohne Unterfchied ded Grundes, aus weldem 
der Nachlaß angefprocen wird, ferner die Gefuhe um Friften zur 
Steuerzahlung und jene um Zurückzahlung ber Steuer von 
leerftebenden Wohnungen, ald Eingaben im Intereffe der Parteien, in 
Gemäßheit des $. 68. des deutfchen, und des $. 51. des italienifchen Ter: 
tes dieſes Geſetzes dem Stämpel unterliegen. 

Jedoch wurde von Sr. f. k. Majeftät allergnäbigft geftattet, daß die 
Protokolle, welche von den Obrigfeiten über erlittene Elemen- 
tar-Schäden oder über die Uneinbringlichkeit der Steuer 
aufgenommen werden, auf ungeſtämpeltem Papiere ausgefertiget werden 
dürfen, wenn gleich dieſelben das mündlich angebrachte Anſuchen der 
Steuerpflichtigen um eine Steuernachſicht oder Zufriſtung enthalten. 
(Hofkd. vom 31. Mai 1842, 3. 20,836.) 

h) Da die Zehent » Faffionen blos zum Behufe der Bemeſſung der 
landesfürſtlichen Steuer dem Kreisamte vorgelegt werden müſſen, ſo ſind 
dieſelben nach $. 81., 3. 2. des St. u. T. Gef. ald Eingaben in öffentli- 
chen Angelegenheiten ftämpelfrei. (Hoftd. vom 30. Auguft 1842, 3. 29,894.) 

Die Zebent-Faffionen find im Sinne des $. 81., 3. 2, ded St.u.T. 
Gef. ftämpelfrei, und auch die Eingaben find im Sinne dieſes Paragras 
phes ftämpelfrei, womit den Behörden diefe Faffionen vorgelegt werben; 
ſo wie auch die Beilagen ſolcher Eingaben dem Stämpel nicht unterlie: 
gen, injoferne fie blos ald Gefuchöbeilagen von dem Beilagenftämpel 
würden getroffen, werben. 

Diefe Stämpelfreiheit kann aber nicht fo weit ausgedehnt werben, 
daß auch alle Verhandlungen überhaupt, alle Eingaben unbedingt, welche 
ſich auf derlei Zehent:Faffionen beziehen, alle Urfunden, Ausfertigungen, 
als: Abfchriften, Grundbuchs-Landtafel-Extracte u. f. w., welde zum 
etwaigen Erweife der Zehentrechte nothwendig find, vom Stämpel frei 
bleiben, welche ausgedehnte Eremption durch den $. 81., 3.2, nicht 
mehr gerechtfertigt erfcheinen würde, (Hofkd. vom 5, März 1845, 3. 42,197.) 


D. Bezüglich der Umlegung von Straßenfoften, 
i) Die Eingaben und Gefuche der Gemeinden um "die Bewilligung 
der Umlage (Wuftungen) der Koften zu Straßen = Herfiellungen nad) dem 
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Steuerfuße in Tirol, fo wie bie hierüber aufgenommenen ämtlichen Pro- 
tofolle find als officiofe Gegenftände zu behandeln, und daher nach $.81., 
3. 2, bes St, u, T. Gef, vom zn frei zu laſſen. (Hofkd. vom 11. Oe⸗ 
tober 1841, 3. 35,049.) 


E. Bezüglid der Erwerbfteuer, 

k) Die im Erwerbfteuer » Patente vom 31. December 1812 vorge- 
zeichneten Erffärungen find Faffionen, die das Gefet zum Behufe der 
Steuerbemeffung fordert, und können nicht ald Parteis:Eingaben im Sinne 
des $. 68. des St. u, T, Gef. vom 27. Jänner 1840 betrachtet werben. 
Eine ſolche Erklärung ift eine, vermöge eines eigenen Geſetzes der Partei 
von den Behörden in Amtsfachen und ausfchließend zu ämtlichen Zweden 
abverlangte Anzeige, ein officiofes Geſchäftsſtück, welches nach $. 81., 
3. 2, fHämpelfrei ift. (Hofkd. vom 1. November 1840, 3. 41,139.) 

D) Was die Anfrage in Betreff der Erklärungen, welche bei Erlan- 
gung eines Gewerböbefugniffes von dem Gewerbömanne zum Behufe der 
Bemeſſung der Ermwebfteuer überreicht werden, anbelangt, fo find folche 
Erklärungen vermöge eines eigenen Geſetzes der Partei von den Behör: 
ben in Amtsſachen und ausfchliegend zu ämtlichen Zwecken abgeforberte 
Anzeigen , welche nach 8. 81., 3. 2, ftämpelfrei find. (Hoftd. vom 3. Mai 
1841, 3. 10,459.) 

m) Die Erwerbfteuer - Erklärungen, wie fie der $. 8. des Erwerb» 
feuer = Patented vom 31. Derember 1812 vorfchreibt, find nach $. 81., 
3. 2, flämpelfrei. (Hoftd. vom 27. September 1841, 3. 27,518.) 

n) Die Gewerb-Verzichtleiftungs-Reverfe oder Geſuche, d. i, Ein- 
gaben der Parteien, in welchen fie, um von der Entrichtung der Erwerb- 
fteuer befreit zu werben, erflären, daß fie ihr Gewerbe nicht mehr betrei= 
ben wollen, unterliegen dem Eingabenftämpel, und die Ermwerbfleuer- Er: 
klärungen find ald vermöge eines eigenen Geſetzes (Erwerbfteuer: Patent 
vom Jahre 1812) der Partei von den Behörden in Amtsfachen und aus— 
fließend zu ämtlichen Zwecken abgeforberte Anzeigen, daher als officiofe 
Geſchäftsſtücke nach $. 81., 3.2, vom Stämpel befreit, (Hoflammerdecret 
vom 24. April 1841, 3. 7812.) 

. 0) Die Todtenfcheine für Die Gewerböparteien zum Behufe der Steuer: 
abſchreibungen unterliegen nad) der allgemeinen Vorſchrift des $. 21. des 
St. u. T. Gef. dem Stämpel von 15 fr. (Hoflo. vom 3. Juni 1841, 3apt 
7275.) 

p) Die Entſcheidung, daß bie ämtlichen Protokolle, in welchen Ge: 
werböfeute ihr Gewerb anheimfagen, und um bie Erwerbfteuerabfchreibung 
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bitten, nach den $$, 69. und 73. geſtämpelt fein müffen, erhält die Ge- 
nebmigung. (Hofkd. vom 26. Mai 1841, 3. 12,845 und 3. 13,118. — ©. r. a.) 

g) Die Erklärungen über die Gewerbözurüdlegungen find, je nach— 
dem fie im fehriftlichen Eingaben oder in ämtlichen Protofollen gemadt 
werben, nad) dem $. 69. oder dem $. 73. deö St. u. T. Geſ., und nad. 
diefem Paragraphe auch die ämtlichen Protofofle über die Anzeige der von 
den Parteien verlornen Erwerbfleuerfcheine in Anfehung der Stämpelpflicht 
zu behandeln, (Hofkd. vom 3. Zuni 1841, 3. 7275.) 

r) Ueber die vorgefommenen Anträge wegen Stämpelbefreiung 

a) der Eingaben oder Protofolle, welche die ENG der Er⸗ 
 werbfteuerfcheine zum Gegenftande haben, 

b) der Eingaben um Ausfertigung von Erwerbſteuerſchein⸗ Duplica- 
ten, und 

e) der Eingaben um Umfchreibung der Erwerbfteuerfcheine wird der 
Landesitelle im Einvernehmen mit der k. k. allgemeinen Hoffammer erin« 
nert, daß 

(zu a) das Erwerbſteuergeſetz die Rücklegung der Erwerbſteuerſcheine 
mittels eigener ſchriftlicher Eingaben nicht fordert, ſondern daß über die in 
dieſer Abſicht geſchehene Meldung der Partei, die Zurücklegung auf der 
Rürckſeite des Erwerbſteuerſcheines mit eigener Fertigung derſelben anzu⸗ 
führen iſt. 

Protokolle, welche bei Gelegenheit der Gewerbszurücklegungen zu po⸗ 
Tizeilichen Zweden aufgenommen werben, find als offieiofe Ausfertigun: 
gen ftämpelfrei, 

Sollte eine Partei, obwohl fie gefeglich dazu nicht verpflichtet iſt, ed 
deffen ungeachtet in ihrem Intereſſe finden, ‚Die Zurüdlegung des Ermerb- 
fteuerfcheines fchriftfich zu bewirken, dann unterliegt eine ſolche Eingabe 
der Stämpelpflicht. 

(Zu b.) Eingaben um Ausfertigung von Erwerbfteuerfcheind-Dupfi- 
caten, ed mag der Berluft des erſten Erwerbfteuerfcheines in einem Ber: 
fchulden der Partei oder in einem Zufalle feinen Grund haben, find jeden= 
falld ftämpelpflichtig. 

(Zu c.) Eingaben, wegen Umfchreibung von Erwerbſteuerſcheinen, 
welche in jenen Fällen ſtattfindet, wo die Partei überſiedelt, oder ihr 
Gewerbe an Andere überträgt, wo alſo die Partei im eigenen Inter⸗ 
eſſe die Amtshandlung der Behörde anſpricht, unterliegen gleichfalls 
dem geſetzlichen Stämpel. 

Bei dieſem Anlaſſe findet man zu bemerken, daß nach den Beſtim— 
mungen der Inſtruction für die Ortsobrigkeiten, in Beziehung auf die 
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Erwerbfteuer, die Steuerfcheine der Berftorbenen den Local⸗Obrigkeiten 
zu übergeben -find, welche die Verpflichtung haben, diefelben von Amts— 
wegen zu übernehmen; ed find daher Todtenfcheine in der Regel nicht 
zu fordern. : 

Dieß hat auch rüdfichtlich der Trauungsfcheine bei Berheirathun- 
gen von Witwen zu delten, welde dad Gewerbe der Gatten fort- 
führen, 

Sollte jedoch in einzelnen Fällen zur Amtshandlung in Beziehung 
auf die Erwerbſteuer die Beibringung von Todten⸗ und Trauungsſchei⸗ 
nen dennoch gefordert werden müſſen, dann findet von der, in dem St. 
u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 ausgeſprochenen unbedingten Stäm— 
pelpflichtigkeit ſolcher Urkunden, auch in vorgedachtem Falle keine Aus— 
name ſtatt. (Hofkanzleidecret vom 28. März 1843, 3. 6618, an ſämmliche 
deutfche Länderftellen; und Hoffd, vom 15. Mai 1845, 3. 18,776.) 

s) Seine & k. Majeftät Haben mit allerhödfter Ent— 
ſchließung vom 20. Juni 1843 zu erklären befunden, daß Recurfe 
und Geſuche um Herabfegung der Erwerbiteuer, ald Partei-Angelegen- 
heiten, dem Stämpel unterliegen, (Hofkd. vom 18. Juli 1843, 3. 26,672.) 

t) Die Eingaben und Schriften, welde auf die Einbringung des 
Wiener ftädtifhen Zufchlaged zur Ermwerbfteuer Bezug haben, unterlie= 
gen nach den Beitimmungen des St. u, T. Gef. dem gefeglichen Stäm- 
pel, und die Vertretung des ftäbtijchen Fondes durch bie Hoffammer- 
Proruratur kann keineswegs die Stämpelbefreiung u (Hoftder. 
vom 30. December 1841, 3. 43,083.) 


F. Bezüglich der italienifhen Perfonal-Steuer. 

u) Die nad den Beitimmungen des Gefeged vom 13. Juni 1811 
zur Zuftandebringung der ruoli della tassa personale von den Parteien 
beizubringenden Documente und fonftigen Behelfe, nämlich: 

1) Die Tauffcheine zum Beweife des Alters unter 14, oder von 
mehr ald 60 Jahren, oder zum Beweiſe, daß mehr ald zwölf Kinder 
vorhanden find, 

2) die Armuthdzeugniffe, die Beſtãtigungen der Arbeitsunfähigkeit, 
oder die Todtenſcheine, 

3) die Zeugniſſe über den Aufenthalt in der Gemeinde aus dem 
einzigen Grunde der Studien, 

4) bie ſchriftlichen Geſuche, ‚oder die über mündliche Anbringen 
aufgenommenen — N ber eltendmochung der Ausnams⸗ 
gründe, und 
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5) die Protofolfe zur Berificirung der dießfalls vorgebrachten Be: 
weidgründe, find eben fo, wie 

6) die bezüglich der Befreiung von der tassa personale erlaffe- 
nen Patente, im Sinne des $. 64., 3. 2., 6. und 9. des St. u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840 für das Tombarbifch = venetianifche König- 
reich, ſtämpelfrei; indem alle dieſe Nachweifungen, Eingaben, Proto= 
folfe und Urkunden zu ämtlichen Zweden, nämlich zum Behufe der Per- 
fonal-Steuereinhebung, gemäß der gefeglihen Beſtimmungen, von ben 
Parteien gefordert werben. 

Zur Hinderung eined jeden möglichen Mifbrauches ift jedoch auf 
allen jenen Behelfen, welchen die Stämpelnachfiht nur zu dem Zwecke 
der Berfaffung der erwähnten ruoli della tassa personale zufommt, 
von dem Ausfteller ausdrüdlich zu bemerken, zu welchem Zwede biefel- 
ben auögefertigt wurden, und es find derlei Eingaben und Documente 
den Parteien nicht wieder hinauszugeben, fondern bei den Behörden 
zurüdzubehalten, welche für die genaue Befolgung diefer Vorſchrift vers 
antwortlich bleiben. 

Die Gefälld-Drgane haben bei den Revifionen hierüber zu wachen, 
und bie zu repibirenden Behörden und Aemter in diefer Verbindlichkeit 
zu controlliren. (Hofkd. vom 10. Jänner 1843, 3. 42,178, an die lombars 
bifch:venetianifchen Gameral = Magiftrate.) 


G. Bezüglich der allgemeinen Berzehrungsfteuer. 

w) Die Eingaben der fteuerpflichtigen Parteien, mit welchen fie, 
nachdem fie die Befugniß zum Gewerböbetriebe von der politifhen Obrig- 
feit bereit erhalten haben, zur Erlangung bes gefällsämtlichen Erlaub- 
nißfcheines fi zum Gemerbsantritte melden, und die Geſuche um Abai- 
hung oder gefällsämtliche Erhebung und Bezeichnung der Werfävorrich- 
tungen und Gefäße, welche bei verzehrungsfteuerpflichtigen Unternehmuns 
gen. verwendet werben, und bie anftatt biefer Eingaben aufgenommenen 
Protofolle find ald Schriften, welde nur die gefällsämtlichen Controlle 
bezwecken, und zwar nad) $. 81., 3. 2, des genannten Gefeges ftämpel- 


frei. Ä 

Die Anzeigen, wegen eingetretener Hinderniffe im fleuerbaren Bers 
fahren jeder Art, und die Protokolle, welche über die mündliche Erftats 
tung einer folchen Anzeige aufgenommen werden, find dagegen ald Schrif: 
ten in Varteifachen nach den $$. 69. und 73. des St. u. T. Gef. fläm: 
pelpflichtig, da fie bie Erlangung der Zurüdzahlung von bereits entrich- 
teten Steuern zum Zwecke haben, 


$. 81. x, y. 209 


Die Protokolle und Schriften aber, melde in Folge folder, von den 
Parteien fchriftih oder mündlich angebrachten Anzeigen ausgefertiget 
werden, find ämtliche Actenftüde, welche im Intereſſe des Gefälls ver- 
faßt werden, damit die Steuer-Rüdzahlung nur bei dem Eintritte der vom 
Gefege vorgezeichneten Bedingungen, und nad denfelben geleiftet werde, 
und find baher nad $.81., 3. 2. des erwähnten Geſetzes ftämpelfrei. 
(Hoflammerdecrete vom 30. September 1841, 3. 29,00; und vom 27, Decem⸗ 
ber 1841, 3. 41,113.) 

x) Die Erklärungen der Parteien, in welchen fie ben Verzehrungd: 
fteuer-Abfindungsbetrag antragen, find im Sinne des. 81. 3.2. de St. 
u. T. Gef. tämpelfrei zu behandeln. (Hoftd. vom 27. December1841, 3. 41,113.) 

H. Bezüglih der Eonfceriptiondg= und Recrutirungs 
Angelegenheiten in$talien. _ 

y) In Folge allerhöchſter Entfhließung vom 27. Aus 
guft 1842 werden in Betreff der Anwendung des St. u. T. Gef. auf die 
in Gonferiptiond- und Reerutirungs-Angelegenheiten im lombardiſch⸗ vene⸗ 
tianifchen Rönigreiche in Folge des Conſcriptions-Patentes von 17. Sep- 
tember 1820 vorfommenden Urkunden und Schriften folgende Beftimmuns 
gen zur Richtſchnur vorgezeichnet: 

1. Die Negifter über die urfprüngliche Einfchreibung ; 2. die allge— 
meinen Claſſifications⸗Liſten; 3. die processi verbali über tie Berich— 
tigung des Diftriets:Gommiffariatd; 4. die processi verbali über die 
Berichtigung der Provinzial: Delegationen; 5. die partiellen Liften ; 
6. die Rangs:Tabellen ; 7. der processo verbale über die Rosziehung ; 
8. die Aufruffchreiben; 9. die Protofolle über die Anname und Ueber: 
gabe der Recruten an das Militär, und 10. die Entlaßfcheine der Un: 
tauglichen, — find ald Schriften und Behelfe in öffentlichen Angelegenheiten 
dem Stämpel nicht unterworfen; da diefelben theils die Zufammenftellung 
oder Berichtigung der Volkszählungs-Rollen und Conferiptiond-Regiiter 
zum Zwede haben, theild diefe Rollen und Regifter mit ihren Beftand- 
theilen ſelbſt bilden, alfo ämtliche Behelfe, oder zunächft zu ämtlichen 
und bienftlichen Zweden errichtete Documente darftellen. Eben fo find 
11. die Geburts:Zeugniffe, die Zeugniffe über Familien-Verhältniſſe 
und Die. fonftigen Documente 5; ferner 12. die Eingaben, mit wels 
chen diefe Documente überreicht. werden, vermöge des $. 64. 3. 2. 
des italienifhen (und F. 81. 3. 2. des deutſchen) Textes ded St. 
u. T. Gef, ftämpelfrei, fowohl, in fo ferne diefe Documente und Einga— 
ben zur Richtigftellung der Regifter dienen, und zu dieſem Zwecke beige: 
bracht werben, ald auch dann, wenn biefe — einmal von dem De: 

v. Schwarz Stimpeivorküeifien, 14 
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legaten definitiv beſtätigt find, und derlei Documente im Recurswege ge: 
gen die Entſcheidungen des Delegaten bei den höheren Inſtanzen vorfom- 
men. Dagegen unterliegen derlei Eingaben und Documente, welche den 
“ freiwilligen Eintritt in den Militärſtand, und die Eingaben, Documente 
und Verträge, welche bie Anname eines Stellvertreters oder die Urlaubs— 
gefuche im Wege des Anbotes betreffen, da diefelben im Intereſſe der 
Partei auögefertigt werden, dem gefeglichen, Stämpel, Die Urkunden 
und Schriften, welche bei der zwangsweifen Stellung (forzati $$. 64. 
65. und 66. des Patentes vom 17. September 1820) erfordert werben, 
als: die Tauffcheine, politifchen und Griminal:Gertificate u. dgl. find 
ftämpetpflichtig 5 indem fem Grund befteht, derlei Individuen zu begün- 
tigen, Eben fo find jene Documente und Schriften ftämpelpflichtig, welche 
zur Erlangung eines Urlaubed oder des Heiraths-Conſenſes für einen 
Gonferibirten erfordert werden; indem biefelben nicht unter den $. 64, 
3: 27. ($. 84. 32des deutſchen Textes) fubfumirt werden können, ſon⸗ 
dern unmittelbar das Intereſſe der Partei betreffen. Dagegen genießen 
die Zeugniffe, welche die Mititärpflichtigen über ihr Domieil beibringen 
müſſen ($. 9. ded Patente vom 17, September 1820) die Stämpel: 
freibeit, wa fie einzig zur Bervollftändigung der Einfchreibe-Regifter dienen, 

Um Mifbräude fern zu halten, iſt auf allen jenen Behelfen, denen 
dem Vorausgeſchickten zu Folge ie Stämpelfreiheit nur zu dem Zwecke 
der Conſeription zuſteht, von dem Ausſteller ausdrücklich zu bemerken, 
zu welchem Zwecke ſie ausgeſtellt werden; und es ſind derlei Documente und 
Behelfe den Parteien nicht wieder hinauszugeben, ſondern bei den Be: 
börden zurüdzubehalten, welche für Die genaue Befolgung diefer Vorſchrift 
verantwortlich bleiben, und worauf die Gefälls-Behörden bei den Revi- 
fionen ingbefendere ihr Augenmerk zu richten haben werben. (Hoftd. vom 
14. September 1842, 3. 36,995, an die lomb, venet. Gameral-Magiftrate.) 

z) Dur die allerhöchfte Entfchliefung vom 27, Auguft 1842, 
welche mit dem (voransgehenden) Decrete vom 14. September 1842, 
3. 36,993 befannt gemacht wurde, ift bereit beftimmt worden, daß die 
Tauffcheine, politifhen und Griminal=Gertificate u, dgl. Nachweiſungen, 
welche bei den zwangsweifen Stellungen (forzati $$. 64. 65. und 66. 
des Patented vom 17. September 1820) vorkommen , ftämpelpflichtig 
find. _ 
Es ift fein Grund vorhanden, die in den berufenen Patents-Para= 
graphen angedeuteten Individuen, als Befchäftigungslofe, Vagabunden, 
Paßloſe, Rerrutirungsflüchtlinge u, dal, von der Stämpelgebühr zu be= 
freien. - . 
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Wenn die Behörden folder Individuen ſich bemächtigen, fo Finn es 
feinem Anftande unterliegen, in fo ferne biefe Tegteren Zahlungsmittel 
befigen, fie anzuhalten, ſich mit ihren Geburtsfcheinen oder fonft nöthi- 
gen politifhen oder Griminal-Certificaten auszumweifen, oder bie nöthige 
Barfchaft zu erlegen, um mitteljt derfelben, auf ihre Koften, die erfor- 
derlichen geftämpelten Certificate und Zeugniffe beifchaffen zu Fönnen. 

Sind jedoch derlei Individuen völlig zahlungsunfähig, ober müſſen 
bisweilen die Geburtsſcheine oder ſonſtigen Certificate, zum Behufe der 
zwangsweiſen Stellung von Individuen behoben werden, die man noch 
nicht feſtnehmen konnte, ſo kann in ſolchen Fällen nicht mehr von der 

Beibringung dieſer Documente durch die Parteien, oder auf ihre Koſten, 
und zwar im Wege der anticipativen Gebühren-Einhebung die Rede ſein, 
ſondern in ſolchen Fällen requirirt die Behörde den Geburtsſchein, oder 
das Certificat von der, zur Ausſtellung berechtigten Autorität von Amts: 
wegen, und deren Ausftellung erfcheint ald eine ämtliche Ausfertigung in 
Folge Auftrages der Behörde, und iſt fhon nad) dem Geſetze $. 64. 3. 5. 
italienifchen ZTertes (und $. 81. 3. 5. deutfchen Textes) ftämpelfrei, 

- (Dofkd. vom 22. October 1843, 3. 41,945, an bie k. £, Gubernien und Ga- 

meral⸗ Magiſtrate des lomb. venet, Königreides.) 


* I. Beztiglih auf Poſtſachen. 

'aa) Die Zufchriften der Reifenden an die k. k. Poftämter, in fo 
ferne fie die Bitte um Zufendung ihrer Briefe oder Efferten oder andere 
auf dir Inſtradirung derſelben Bezug nehmende Auskünfte und Notizen 
enthalten, find im Sinne des $. 81. 3. 2%. des St. u. T. Gef, ftämpel: 
frei zu behandeln, (Hoftd. vom 25. Juli 1842, 3, 16,527.) 

bb) Die ämtlichen Protofolfe und Gefuhe um Porto-Rüdvergüs 
tungen oder Entfhädigungen für Fahrpoft:Sendungen find ftämpelfrei. 

‚LHoftd. vom 4, Juni 1841, 3. 16,851. — Abf. 4.) 


K, Tax-Abſchreibungs-Geſuſche der Advocaten. 


cc) Die Geſuche der Advocaten, um Abſchreibung der Tars und 
fonftigen Gebühren, melde, in, Folge der, vor dem allerhöchſten St. u, 
T. Gef. vom 27, Jänner 1840 beftandenen Gebühren-Bormerfung für 
die Armen, noch in Vorfchreibung find, und, weil die Armuth der Partei 
noch fortwährt, gefeglich gelöfcht werden, find in dem Sinne des $.-81. 
3- 2. des St. u. T. Gef., in fo ferne derlei Gefuche während der Wirk: 
famfeit des dermalizen Gefeges noch vorkommen, ftämpelfrei zu behan— 
deln; ba in dem vorausgefesten Falle, eine Zahlungspflicht nicht beftebt, 
und dad Einfchreitert des Adyoraten, um Löfchung der gedaqten ‚Gebübh: 

14* . 
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ren, hauptfächlich die Richtigftellung der Rechnungen und Bormerfungen 
zum Zwede hat. (Hofko. vom 4, März 1843, 3. 3341.) 
L. Todtenfalld: Anzeigen. 

dd) Die Todtenfalld:Anzeigen, welche von den Gefegen zum Be: 
bufe öffentlicher Zwecke vorgefchrieben find, genießen nad $. 81. 3. 2. 
de8 St. u. T. Gef. die Stämpelfreiheit; es fann jedoch dieſe Stämpel- 
freiheit nicht auf jene Fälle ausgedehnt werden, in welchen die Anzeige 
durch den präfumtiven Erben zu dem Ende gefchieht, um Durch die zu 
pflegende Abhandlung in den Beſitz des Erbvermögend zu gelangen. 
(Hoftd, vom 20. Juni 1843, 3, 12,318.) 

„M. Anzeigen von Geſetz-Uebertretungen. 

ee) Die Anzeigen von Verbrechen und ſchweren Polizei-Uebertre— 
tungen oder anderen Gefeßesübertretungen, worüber aus öffentlichen 
Rüdfichten das Strafverfahren einzutreten hat, können nicht als Partei= 
Eingaben, nämlich nicht ald Eingaben der Parteien in ihren Angelegen- 
heiten und in ihrem Intereffe betrachtet werben. 

Sie find unter den $. 81. 3. 2. des St. u. T. Gef. zu fubfumiren, 
und folglich fämpelfrei. (Hoftd, vom 20. Juni 1845, 3. 21,481. — Siehe 
$. 81. 4 f.) 

N 


ff) Befhwerden der Neltern oder Angehörigen der 

Findlinge über deren ungwedmäßige Pflege find nad dem 

$.81.3. 2. des St.u.T, Gef. ftämpelfrei (Hoftd. vom 21.Auguft 1841, 3.24,038.) 
0. Dfferte. 

g) Die Eingaben, in welchen von Parteien Anbote zur Lebername 
von Lieferungen, Transporten u. f. w. gemacht werben, erfcheinen nicht 
als Eingaben, in weldyen Anzeigen oder Vorſchläge in öffentlichen Ange- 
fegenheiten gemadyt werden, ohne daß darin um die Zuwendung eines 
Bortheild angefucht wird, es findet daher aud) der $. 81. 3. 2. des St, 
und T. Gef. auf fie feine Anwendung, fondern fie unterliegen dem Ein: 
gabenftämpel nach den $$. 69. und 70, desfelben Gefeged. Auch die Ein- 
gaben der Gontrahenten an die Behörden, in Betreff ihrer Contractd= 
Berbindlichkeiten, find nur dann flämpelfrei, wenn fie genau unter bie 
Beftimmung des $, 81. 3. 2. fallen, d. i. wenn darin weder für den 
Gontrahenten, noch für einen Andern um die Zuwendung eines Vortheils 
angefucht wird, (Hoftd, vom 11. Jänner 1841, 3. 48,373.) 

hh) Eingaben von Privaten, welche bloß im Intereife einer k. k. 
Haupt-Gewerkfchaft- oder über Aufforderung der Direction derſelben ges 
macht werden, find nad) dem $. 81. 3. 2. des St, u. T. Gef. zu beur- 
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theilen, wornad die Eingaben, in welchen Anzeigen oder Borfchläge in 
Öffentlichen Angelegenheiten gemacht werden, ftämpelfrei find, wenn der- 
jenige, welcher die Anzeige oder den Vorſchlag macht, in der Eingabe 
weber für ſich noch für einen Andern um die Zuwendung irgend eines 
Bortheils anſucht. (Hofk. Note vom 23. Mai 1841, 3. 9384, an die & #, 
Hoflammer im Münz- und Bergmefen.) 

ii) In Bezug auf die Stämpelpflicht der Offerte wird die Cameral- 
Gefälfen-Berwaltung auf die hierortige Verordnung vom 11. Jänner 1841 
3. 48,373 ($. 81. 3.2. gg.) gewieſen; mit dem Beifage, daß ed 
rüdfichtlich des Stämpels feinen Unterfchied begründet, ob zur Ueberrei: 
hung der Dfferte aufgefordert wurde, oder nicht, und ob dieſe Auffpr= 
derung öffentlich und fchrifilich, oder nur mündlich im kurzen Wege Statt 
gefunden hat. (Hofkd. vom 18, März 1842, 3. 7123.) 


P, In Paßangelegenheiten. 

kk) Die Eingaben um Päſſe find nicht unter den $. 81. 3. 2. des 
St, u. T. Gef. zu fubfumiren, Aber auch die Protokolle, welche bei dem 
Kreisamte oder einer andern Behörde über ein mündliches Paßanfuchen 
aufgenommen werden; können nad) $. 73. ded St. u. T. Gef, vom Stäm- 
pel nicht frei belaffen werben; fonbern berlei Protofolle, da es fich hier: 
bei nicht um öffentliche Angelegenheiten, vielmehr um die Erlangung eines 
Privatvortheiles der Partei handelt, unterliegen gleichfall3 dem vor— 
fohriftmäßigen Stämpel. Das Armenrecht hat nach $. 90. nur in Streit- 
ſachen und bei Gefuchen, welche auf die Erlangung eines Almoſens ge- 
richtet find, Geltung, (Protokolls-Auszug der k. £, allgemeinen Hofkammer 
an bie £, £, vereinte Hoflanzlei vom 10, April 1841, 3- 6591.) 


3. Die gerichtlichen Sperr-Relationen oder Protokolle 
über die Anlegung der Sperre bei Verlaſſenſchaften. 


Erläuterungen zu ſ. 81. 3. 


a) Die Nachweifung der Vermögens-Beſtandtheile, welche mit Ans 
gabe ihres Werthes in die Sperr-Relationen aufgenommen werben, ge= 
nießt, da die Syerr-Relationen felbft ftämpelfrei find, als Beftanbtheil 
diefer Relation derfelben Freiheit, wobei es fich jedoch von felbft verfteht, 
daß in allen jenen Fällen, wo auf Verlangen der Partei oder von Amts: 
wegen nad) den gefeglichen Beftimmungen Inventuren aufzunehmen find, 
diefe auch im Stämpel als folche zu behandeln fein werben. (Hofkd. vom 
1. März 1841, 3. 50,803.) 
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b) Die bei Errichtung von Sperr-Relationen aufzunehmenden Com⸗ 
miffiond=-Protofolle wegen Nachforſchung über das Vorhandenſein eines 
Teftamentes, über die Berwandtichafts-Verhältniffe des Erblaffers u, dal. 
find , »gleich den von den Secretären oder deren berechtigten Stellvertre- 
tern zu übderreichenden Erlagsgeſuchen, wenn ber Fall der gerichtlichen 
Depofitirung vorhanden ift, in fo fern ftämpelfrei zu belaffen, als diefe 
Protofolle wirklich ald Beilagen der Sperr-Relation, als ämtliche Er— 
hebungen, ald Beftandtheile des Sperr-Actes, oder ald Erläuterungen 
einer Rubrik der Sperr-Relation erfcheinen, und feine von der Partei 
in ihrem Intereſſe geftellte Bitte, die fonft mitteljt einer fchriftlichen Ein- 
gabe hätte angebracht werden müffen, enthalten. Wenn eine ſolche Bitte 
dem Protokolle eingefchaltet wird, fo muß die Partei hierzu den vor: 
fhriftmäßigen Stämpel herbeifchaffen. Der Umſtand, daß die Sperr- 
Relation über einen verfiorbenen ungariſchen Unterthan erjtattet, oder 
mit einem ungarifchen Unterthane bei Gelegenheit des Sperr-Actes ein 
Protokoll aufgenommen wird, Fann feine Abweichung von dem oben vor: 
gezeichneten Berfahren ‚begründen. 

Das detaillirte Berzeichniß des Nachlaffes mit Angabe feines Schä= 
tzungswerthes Fann in jenen Fällen, wo deffen Unzulänglichfeit zur De— 
dung der liquiden Schulden am Tage liegt, und offenbar der Cridaſtand 
vorhanden ift, wie bisher in die Sperr-Relation aufgenommen werben, 
und deſſen ungeachtet ift die Sperr-Relation ftämpelfrei zu belaffen, 

Wird dagegen das Begehren um Einantwortung des Verlaſſes jure 
erediti von dem dazu Berechtigten geftellt, fo it das Protofoll, welches 
hierüber aufgenommen , ober die Sperr-Relation, wenn derfelben dieſe 
Bitte eingefchaltet wird, mit dem vorgefchriebenen Stämpel zu verſehen. 

Die in die Sperr-Relation aufgenommenen Empfangsbeftätigungen 
der Erben oder Berlaffenfchaftsbeforger über die ihnen zur Beftreitung 
ver Leichenfoften, Der Haushaltung oder anderer dringenden Auslagen 
in Händen belaffenen Gelder oder Obligationen find als ein Beftandtheil 
der Sperr:Relation, ald eine Erläuterung ber Rubrif „hinſichtlich der 
Sicherftellung des Nachlaſſes getroffene Vorkehrung“ ftämpelfrei. Dage— 
gen unterliegt die in der Sperr-Relation oder in ein befonderes Protokoll ' 
aufgenommene förmliche Empfangsbefcheinigung der Schägfeute über ihre 
berichtigte Schägungsgebühr-Summe dem Stämpel nad der Größe des 
Geldbetrages. Nur dann, wenn in der Sperr-Relation oder in dem Einbe⸗ 
gleitungsberichte bloß erzählungsweiſe zur Kenntniß des Gerichtes ange- 
führt wird, daß die Schäßgebühren ohne Angabe der Ziffer berichtiget 
wurden, hat hinfichtlich der Schägungsgebühren die Stämpelfreibeit der 
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Eingabe Statt, (Hofkd. vom 12. Auguſt 1841, 3. 31,444, Abſ. 1. 2. 3.— 
Juſtiz-Hofd. vom 26. Juli 1841.) * 


4. Alle in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit über 
— und ſchwere Polizei-Uebertretungen vor: 


kommenden Eingaben, ſammt den aus den Verhand⸗ 
lungen über ſolche Gegenſtände entſtehenden Schrif— 

ten, in fo fern ihnen die Stämpel- und Taxfreiheit 
durch das allgemeine Strafgeſetzbuch zugeſtanden 
iſt; ferner alle Eingaben, Schriften und ämtlichen 
Auöfertigungen , die . ch aus Anlaß des Durch das 
Strafgefes über Gefällsübertretungen vorgefchries 
benen Verfahrens und der Verhandlungen hierüber 
ergeben, mit Ausname der außerordentlichen Gna: 
dengefuche (9: 70. unter 3- 10.); endlich alle Einga- 
ben, Schriften und anıtlichen Audfertigungen in 
Betreff anderer Straffälle, worüber aus Öffentlichen 
Rückſichten Verhandlungen gepflogen werden, 


Erläuterungen zu ſ. 81-4, 


A. Zu den Berbandlungen wegen Verbrechen und ſchwe— 


ren Polizei- Uebertretungen. 
a) Die ärztlichen Zeugniffe über erfittene Verletzungen ir in bem 


Falle, wenn fie ($, 526. des allgem, Str’ Geſetzb. I. Theil und $. 444, 
11, Theil”) zum Behufe bes ſtrafgerichtlichen Verfahrens ausgeſtellt 


* Dieſe Paragraphe des — ————— über welchechen vnd —— Po⸗ 


3 


ligeisUcbertretungen lauten : 

$. 526. Die Berpandlufgen in ‘Griminal= Ang: — ſie 
mögen bei was immer für einer Behörde vorfallen, find von Amts: 
wegen zu verrichten. Es kann dafür Feine andere Vergütung, Taxe, 
oder Abgabe angerechnet werden, ald welche in diefem Gefege aus: 
drüdlich geftattet.ift. Die aus folchen Verhandlungen entftehenden 
Schriften find vom Stämpel und bei der Verſendung von Entrich- 
tung eines Poftporto-, nach ben darüber beftehenden befontern Anord⸗ 
nungen befreit. 

$. 444. Alle Handlungen der politifchen Behörde, ür Anfehung 
ſchwerer Poligei-Uebertretungen find von Amtswegen zu verrichten: 
auch fann weder Taxe noch Erfah angerechnet werden, als nad) der 
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werden, find nad $. 81. 3. 1. und A. ſtämpelfrei, fie ſind aber nad 
$. 21. ftämpelpflichtig, wenn fie zur Verfolgung und Austragung bes 
Rechtes auf Schadenerfag ausgefertiget werden. (Hoftd. vom 3. Juni 1841, 
3. 11,465.) 

b) Die ärztlichen Zeugniffe, welche bei vorgebrachten Mißhand- 
lungs- und Befchädigungsffagen über ämtliche Aufforderung, zum Be- 
hufe des ftrafgerichtlichen Verfahrens, auögeftellt werden, find nad) dem 
$. 81. 3. 1. 4. und 5. ftämpelfrei; fie find jedoch ftämpelpflichtig, wenn 
fie zur Verfolgung und Austragung des Rechtes auf Schadenerfag aus— 
geftellt werden, $. 21. ded St. u. T. Gef. (Hofkd. vom 20. Juni 1843, 
3. 21,431.) 

c) Die von dem Criminal- oder dem Gerichte über ſchwere Po— 
lizei- Uebertretungen in Folge der $$. 522. I. Thls. und 398. IL, Thls. des 
allgem. Str, Gef. B. gefhöpften Erfenntniffe, wann, an wen, und in 
was für einem Betrage von dem Verbrecher oder ſchweren PolizeisLleber: 
treter eine Entfchädigung zu leiſten fei, find mit Rückſicht auf die $$. 526. 
1. Th. und 444, IL. Th. des allg. Str. Gef, B. nah $. 81. 3. 4 dee 
St. u. T. Gef, von dem Gebraude des Stämpels befreit, jedoch unter- 
liegen die Abfchriften oder Auszüge von Criminal⸗- oder ſchweren Poli: 
zeisllebertretungs=Aeten, welche dem Befchädigten in Folge $. 524. des 
allg. Str, Gef. B. über fein Anfuchen zum Behufe der Geltendmadung 
feiner Entſchädigungs-Anſprüche im Civil-Rechtswege hinauszugeben 
jind, dem für Abfchriften yon Urfunden oder Schriften überhaupt erfor: 
derlichen Stämpel (Hoftd. vom 3. März 1842, 3.46,051); jedoch nidyt nach 
den $$. 33, und 53., fondern nad) den $$. 75. und 76, des St. u. T. Gef. 
(Hoftd. vom 14. Juni 1341, 3. 5596.) 

d) Die Quittungen, welde von Aerzten, Wundärzten, Hebam= 
men und andern Kunftverftändigen über die ihnen nach dem allgemeinen 
Strafgefege aus Anlaß gerichtlicher Unterfuchungen gebührenden Reife- 
und Zehrungsfoften ausgeftellt werden, unterliegen der im $. 9. des St. 
2. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 ausgedrüdten Stämpelpfliht, und ift 
ver $. 81. ($. 64. Des Gefepes für die lomb. venet. Provinzen) 3. A 
dieſes Geſetzes, — da derfelbe nur den in Angelegenheiten der Gerichts— 
barfeit über Berbrechen und ſchwere Polizei-Uebertretungen vorfommen= 
den Eingaben ſammt den aus der Verhandlung über ſolche Gegenftände 
entftehenden Schriften die Stämpelfreiheit zugefteht, — auf die er= 

in diefem Gefege folgenden Beftimmung. Die Schriften bei Ausübung 

dieſer Gerichtöbarkeit find vom Stämpel, und wenn fie verfendet 
werden müſſen, vom Porto frei. 
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wähnten Duittungen nicht anwendbar. — Eben fo müffen jene Quittun- 
gen mit dem claffenmäßigen Stämpel verfehen fein, welche von den nicht 
vom Staate befoldeten Runftverftändigen über jene Beträge ausgeftellt 
werden, bie fie für gelieferte Elaborate und vorgenommene Operationen, 
aus Anlaß gerichtlicher Unterfuchungen in Griminal- und ſchweren Poli⸗ 
zeisUlebertretungs-Angelegenheiten,, erhalten, (Hoftd. vom 19, Februar 1842, 
3. 5272; an ben lomb, Gameral-Magiftrat,) 
B. Zu den Berhandlungen über fhwere PolizeisUeber- 
tretungen indbefondere, 

e) Seine ff, Majeftät haben mit allerhödfter Ent- 
ſchließung vom 21. Jänner 1843 zu entfcheiden gerubet, daß 
Recurfe, Gnadengeſuche, und überhaupt Eingaben der Parteien, welche 


bei der Ausübung der Gerichtäbarkeit in ſchweren Polizei-Uebertretungen 


vorkommen, nad) dem Wortlaute des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840, $. 81. 3. 4, ($. 64. 3. A, des italienifchen Terted), im Zufam- 
menhange mit den Beftimmungen des Strafgefeges II. Theiles $. 444, 
dem Stämpel unterliegen; da dad St. u. T. Gef. diefelden nur in fo 
ferne ftämpelfrei erflärt , als ihnen die Stämpelfreiheit in dem Strafge- 
fege zugefichert ift, biefes Iegtere aber nur den ämtlichen, bei den Be— 
börden aus den Verhandlungen über ſchwere Polizeisllebertretungen ent⸗ 
fpringenden Schriften, 3. B. Berichten, Protofollen u. f. w., nicht aber den 
Partei-Eingaben, Gefuchen, Recurfen u. ſ. w. die Stämpelfreiheit zufichert. 
(Hoffd, vom 8, Februar 1843, 3. 3588. — Hfkzld. vom 21, Februar 1843, 3. 5404.) 
f) Die in ſchweren Polizeisllebertretungen über mündliche Anzeigen, 
Recurfe, Gnadengefuche oder deren Anmeldungen aufgenommenen ämt- 
lichen Protofolle unterliegen ald folche nicht der Stämpelpflicht, weil fie, 
zu deren Aufname der Richter von Amtswegen verpflichtet ift, zu den bei 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit in ſchweren Polizei= ebertretungen 
vorkommenden ämtlichen Berhandlungen gehören, welchen zu Folge des 
$. 81. 3. 4, (8. 64. 3. 4.) des St. u. T. Gef. im Zufammenhange mit 
dem $. 444. des Str, G. II, Theild die Stämpelfreiheit zufteht. Eben fo 
find die fihriftlichen Anzeigen der Parteien über eine verübte ſchwere Po— 
lizeisllebertretung nad) $. 81. 3. 2. des neuen St. u, T. Gef. ftämpel- 
frei; weil diefe Anzeigen im Intereffe der öffentlichen Sicherheit gemacht 
werden, (Hofkd. vom 8. Auguft 1843, 3. 30,952, — Hoflzid. vom 7. Juli 
1343 , 3. 18,955.) 
©. Zu denBerhbandlungen wegen Gefällgübertretungen. 
g) Die Quittungen, welche die Parteien bei Zurüdftellung von 
Contreband⸗Waaren, , oder zur Sicherftellung der Strafe erlegten Geld— 
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beträgen ober ſolchen bereits eingezahlten Strafbeträgen, die im Mil: 
derungswege ganz oder zum Theile nadgefehen wurden, ausftellen,, ge: 
niegen Cald Schriften im Verfahren über Gefällsübertretungen nad) $. 81. 
3. 4.) die Stämpelfreiheit. (Hoftd. vom 13. Zänner 1841, 3. 49,970.) 

h) Den ämtlic aufgenommenen Protofollen über bie vorgenommes 
nen Veräußerungen der wegen Gefälls-Uebertretungen beanſtändeten Waa— 
ren, dann über die vom Fiscus zur Einbringung von Geldſtrafen für 
ſolche Uebertretungen veranlaßten gerichtlichen Verſteigerungen kommt 
nad) $. 81. 3. 4. des St. u. T. Gef. die unbedingte Stämpelfreiheit zu, 
weil diefelben als Urfunden un® Schriften angefehen werben müſſen, 
welche fih im Verfolge des Verfahrens über Gefälls— Uebertretungen er= 
geben. Werden jedod Abſchriften ſolcher Protofolle aus was immer für 
einer Abficht verfangt und gegeben,’ fo unterliegen diefelben dem für ämt- 


üUiche Abfchriften vorgefchriebenen Stämpel, (Hofkd. vom 29, Auguft 1842, 


3.*31,523.) 

i) Das Einfchreiten der Gefälls > = Strafbehörden, Unterſuchungs— 
Drgane ober der Kammerprocuratur bei den Gerichten, Behufs ter Si- 
cherſtellung oder Einbringung der Bermögensftrafen gehört, mit Hinblid 
auf die $$. 506., 567. und 894. G. St, ©. unter jene Schriften, die 
fi aus Anlaß des durd das Strafgefeg über Gefälls = Uebertretungen 
—— Verfahrens ergeben, und daher näch $, 81. des St. 

T. Gef. vom 27. Jänner 1840, Abſ. A. die unbedingte Stämpelfreifett 
genießen. 

Dagegen fünnen dieſe an Patrimonial⸗ oder ERROR ERSTE ge⸗ 
ſtellte Eingaben, und beziehungsweiſe die von den Patrimonial- und 
Communal:Gerichten hierüber getroffenen Verfügungen, auf Grundlage 
des Gefälld-Straf-Gefeßes feine Tarfreiheit anfprechen, da der $. 904. 
Gef. Str, Gef. offenbar nur jene Amtshandlungen der Behörden meint, 
welche unmittelbar zu dem Berfahren über Gefälld-Uebertretungen gehö— 
ren, nicht aber Amtshandlungen über folde Schritte der Gefälls-Organe, 
welche wohl Folgen einer Gefälld-Strafunterfuhung, aber nicht eigent= 
liche Amtshandlungen des "Verfahrens Über Gefälls = Lebertretungen 
find, 

Es wird daher in derlei Fällen, in fo ferne "die Patrimonial- oder 
Communal-Gerichte nach den bei denfelben noch in Wirkſamkeit ftehenden 
Tax-Vorſchriften für ſolche gerichtliche Amtshandlungen überhaupt eine 
Taxe zu fordern berechtiget find, die biesfällige Gebühr aus den Straf- 
geldern zu bezahlen fein. (Hoftd. vom 17. October 1843, 3. 33,637.) 
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D. Zu den Verhandlungen in Disciplinarſachen. 

k) Die Reeurſe in Disciplinar = Strafangelegenheiten gehören nicht 
unter die im $. 81., 3. 4., des St. u. T. Gef. aufgeführte Ausname, 
ſondern unterliegen nad $. 70., 3. 9., allerdings der Stämpelpflicht. 
CHoftd. vom 3. Juni 1841, 3. 16,259.) 

E. Zu den Berhandlungen wegen PolizeisBergebhen. 

D Die Eingaben, Schriften und ämtlichen Ausfertigungen in Unter 
thand-Mißhandlungs-Angelegenheiten, und zwar in jenen Strafverhand- 
lungen, welche ald Berhandfungen über Polizei-Vergehen erfcheinen, oder 
durch Mißbraud oder formwidrige Anwendung des obrigfeitlichen Straf: 
rechtes herbeigeführt werben, find nad) $. 81., 3. 4., des St. u, T. Gef, 
bei allen Inftanzen ald Straffälle, worüber aus öffentlichen — 
Verhandlungen gepflogen werden, ämpelfrei, 

Infoferne derlei von den Obrigfeiten an ihren Unterthanen verübte 
Mißhandlungen ſich als Verbrechen oder ſchwere Polizei-Uebertretungen 
darſtellen, ergibt ſich die Art der Stämpelbehandlung auf das Beſtimmteſte 
aus dem Wortlaute des $. 81., 3. 4., und aus dem Hoffammerbecrete 
vom 8. Februar 1843, 3. 3588. (5. $. 81. 4. e-) (Hofkd. vom 14, Fe: 
brear 1843, 3, 52,413.) 


5. Ale Verhandlungen, welche zwifchen den Behör— 
den in der Auslibung derihnen eingeräumten Amtd- 
wirkſamkeit Statt finden, fo wie alle Erläffe, welche 
von einer Behörde an die andere ergehen, nebſt den 
beigelegten Amtsabſchriften. 

| Erläuterungen zu ). 81, 5. 

Ueber die Eigenfhaft der Verhandlungen. 
A, Verhandlungen in Wirthſchafts-Angelzgenheiten. 
Die Schriftere, die bei einem Magiſtrate in den Gemeinde-Wirth— 
Thafts = Angelegmheiten verhandelt werben, find infofern der Magiftrat 
hierbei nicht als Öffentliche Behörde, fondern ald Verwalter des Gemein 
degutes eintritt, in Anfehung bes Stämpeld eben fo zu beurtheilen, wie 
die bei einem Pripaten über die Verwaltung von Gütern, Nenten oder 
Rechten verhandelten Schriften, (Hofkd. vom 30. Juni 1841, 3. 22,227.) 

B. Correſpondenz der Dominien und Magiflrate: 

In eigenen Angelegenheiten. | 

a) Das St. u. T. Gef. nimmt bie Eingaben der Gemeinden von 
der Stämpelpflicht nicht aus, wenn fie durch das Curatels-Verhältniß 
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veranlaßt werden, in welchem bie Gemeinden zur Staatöverwaltung 
ftehen, eben fo wenig, ald nad) dem Gefege einzelne phyſiſche Perfonen, 
welche unter Guratel oder Vormundſchaft ftehen, rüdfichtlich jener Einga- 
ben ftämpelfrei find, die durch diefes Verhältniß veranlaßt werden. 

Es wäre auch zu einer folhen Ausname von der allgemeinen Stäm- 
pelpflicht Fein Grund vorhanden, da die Guratel eben im Intereſſe der 
Gemeinde felbft und der Bewahrung ihres Vermögens befteht, und andes 
rerfeitd diefe Guratel der Staatöverwaltung Mühe und Aufwand verur: 
ſachet. 

Hieraus folgt von ſelbſt, daß 

a) die Eingaben der Gemeinden, womit fie anſuchen, ihre Realitä⸗— 

ten oder Rechte veräußern oder verpachten, oder Prozeffe führen 
zu dürfen, nicht als ftämpelfrei betrachtet werden können; 

b) die Berichte der T. f. Städte, mittelft deren bie Licitations- Res 

fultate der Landeöflelfe zur Genehmigung vorgelegt werden, dann 

c) die Abſchriften der diepfälligen Lieitationd = Acte, ald Beilagen 

diefer Berichte, der geſetzlichen Stämpelpflicht folgen. (Gofkd. 

vom 30. December 1842, und vom 1, Zänner 1343, 3. 46,457 und 

46,466.) 
- — &n Partei: Angelegenheiten. 

b) Die ämtliche Correfpondenz der Behörden in Parteifachen ift im 
Sinne des $. 81., 3. 5., ded St. u. T. Gef. allerdings ftämpelfrei, Die 
Eingaben und das Einfhreiten der Wirthfchaftsämter, Dominien, Magi— 
firate u. dergl. im Namen-und im Intereffe der Parteien, falld biefe 
Aemter nicht eigend durd die Gefege dazu von Amtswegen berufen find, 
gehören jedoch nicht zu dieſer Amtlichen ftämpelfreien Correfpondenz , fon= 
dern die Dominien, Magiftrate und Wirthſchaftsämter erfcheinen in dies 
fen Fällen gewiffer Maßen ald von den Parteien felbft gewählte Bevoll- 
mächtigte und Stellvertreter, daher die Eingaben dieſer Aemter in folden 
Fällen ald Eingaben in Parteifachen nad SS. 69. und 70, des St. u. T. 
Gef. dem Stämpel unterliegen, (Hofkd. vom 24. Auguft 1841, 3. 27,487.) 

Sn Conſcriptions-Sachen. 

€) Die Eorrefpondenzen der Dominien wegen Erlangung der Ver— 
gütung jener Auslagen, welche die Abftelhung eines militärpflichtigen In- 
dividuums auf Rechnung feiner eigentlichen Conferiptiong=-Dbrigfeit ver— 
anlaft hat, fünnen keineswegs unter die wirthſchafts- oder Fammerämt- 
lichen Verhandlungen eines Dominiums oder eined Magiftratd , melde 
als Privatfache allerdings der allgemeinen Stämpelpfliht unterliegen, 
gezählt werden, ſondern fie find, wie die Conferiptiong = Angelegenheiten 
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überhaupt, ald ämtliche Berhandfungen anzufehen, und fomit derlei Ein- 
gaben nad) $. 81., 3. 5., des St. u. T. Gef. Hämpelfrei zu behandeln, 

Die Duittungen und derlei Urkunden aber, welche in ben erwähnten 
Angelegenheiten über bie wirklich erhaltene Vergütung von berlei Con- 
feriptiond-Auslagen ausgeftellt werben, unterliegen mit Rüdficht auf $. 84. 
des St. u. T. Gef. der Stämpelpflicht, (Hofkd. vom 24. Auguft 1341, 3, 
27,722.) 

In Paß-, Militär-Urlaubs- und in Wanderfahen, 

d) Der Correfpondenz der Obrigfeiten, wegen Verlängerung ber 
Wanderungs-Berwilligung, zumal biefelben vermöge der beftehenden Vor: 
fhriften hierzu von Amtswegen berufen find, fommt im Sinne des 
$. 81., 3.5., des St. u. T. Gef. die Stämpelfreiheit zu; die Eingaben 
jedoch, um Erwirfung der Verlängerung des Wanderungs-Conſenſes oder 
die, über eine gleiche, mündlich vorgebradhte Bitte, von Seite der Obrig- 
feiten aufzunehmenden Protofolle unterliegen dem vorfchriftmäßigen Ein- 
gaben= oder Protofolld-Stämpel in Parteiſachen. (Hofkd. vom 17. Jänner 
1843, 3. 820.) 

Weder dad Tar- und Stämpelgeſetz, noch die dießfalld beftehenden 
politiſchen Borfchriften enthalten die Beſtimmung, daß die Parteien zur 
Erlangung der Reife-Urfunden, Ehemeldzettel, Urlaube, Wanderbuchs— 
und Urlaubs-Berlängerungen fihriftliche Gefuche einbringen, oder daß über 
ihr mündliches Anfuchen Protokolle aufgenommen werden müffen, fondern 
das Tar= und Stämpelgefeg verlangt nur, daß in jenen Fällen, wenn 
derlei fchriftliche Anfuchen oder Protofolfe vorkommen , diefelben ſodann 
dem gefeglihen Stämpel unterliegen. 

Wenn aber die Behörden, ald: Dominien, Magiftrate u. dergl. für 
Militär-Individuen um Urlaub oder deffen Verlängerung, oder für Hand- 
werfögefellen um Wanderbewilligung oder deren Verlängerung über ein 
mündliches Geſuch ein weiteres Einfchreiten machen, dann vertritt dieſes 
Einfchreiten die Stelle eines fchriftlichen Gefuches, und dieſes Interven- 
tions⸗Schreiben ift mit dem gefeglichen Stämpel zu verfehen, indem ein 
ſolches Anfuchen oder Einfchreiten, oder Interventiond = Schreiben der Bes . 
hörde nicht mehr als eine ftämpelfreie officiofe Amts-Correfpondenz betrach⸗ 
tet werden kann, fondern im Namen und im Intereffe der Partei und in 
Vertretung derſelben ftattfindet. (Hoftd. vom 15. April 1844, 3. 8874; und 
Hofkzld. vom 22. Februar 1844.) 

Im Sinneder (vorausgehenden) Verordnungen vom 24. Auguft 1841, 
3.27,487, (8. 81.5, 6.) und vom 15. April 1844, 3.8874, find die Eingaben, 
Infinuate, Erfuchfchreiben, Berichte u. dergl. der Wirthfhaftsämter, Do— 
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minien, Magiftrate und derlei Behörden und Aemter in Parteijachen und 
in Vertretung im Namen und im Intereſſe der Parteien ynd insbefondere 
derlei Einfchreiten um Erwirfung oder Verlängerung von Reife-Urfunden, 
. als Päffen, Wanderbücern u, f. w., wenn berlei Eingaben nicht ein 
geftämpelted Geſuch der Partei, oder ein über ihr mündliches Anfuchen 
aufgenommenes geftämpeltes Protofoll beiliegt, und das Einfchreiten des 
Magiftrated oder Dominiums nicht felbft geftämpelt ift, ald mit einem 
Stämpelgebrechen behaftet anzufehen und zu behandeln, weil in einem fol- 
chen Falle vorausgefegt werden muß, daß ein geſtämpeltes Geſuch oder 
‘ Protofoll aud nicht befteht, und fomit dem oben Angeführten zu Folge, 
derlei Eingaben der Dominien, Magiftrate u. dergl. ald im Namen der 
- Partei geftellte und die Stelle der ftämpelpflichtigen Partei-Eingabe ver: 
tretende, folglich felbit Hämpelpflichtige Anſuchen erſcheinen. 

Dagegen unterliegen Einſchreiten der’ Wirthſchaftsämter, Dominien 
und Magiſtrate in Parteiſachen, welchen ein geſtämpeltes Geſuch der, 
Partei ſelbſt oder ein über ihr mündliches Anſuchen aufgenommenes ge— 
ſtämpeltes Protofoll beiliegt, dem Stämpel nicht, weil in dieſen Fällen 
das Einfchreiten nicht als ein im Namen der Partei geftelltes, die Stelle 
der ftämpelpflichtigen Partei= Eingaben vertretendes Anfuchen betrachtet 
werden fann, fondern als officivfe Amts Correſpondenz erſcheint, welche 
im Sinne des 8. 81., 3. 5., des St WIRT, Gef, ſtämpelfrei iſt. (Hofld. 
vom 7. Jänner 1845, 3. 44,251.) 


C. Auf, einige Verhandlungen, weldhe ben Berichten 
zugemiefen ſand: 
Ueber Syndicats:Befhmerden. 

e) Die Verhandlungen und das Erfenntnig im Syndicats = Wege, 
welches Testere nicht, als gin Urtheil int, Sinne des St. u. T. Gef. zu 
betrachten. ift, find, fo wie die Hofbefchfverde des Richters erfter Inftanz 
gegen das Syndirats-Erfenntnig des Appetlations-Gerichtes, im Sinne 
des $. 81., 3. 5. und 6. (für die deutſchen Provinzen), und $. 64.,3.5. 
und 6. (für die italfenifchen, Provinzen) des St. u. T. Gef. ftämpelfrei. 


(Hoftd, vom 11. Iänner 1843, 3. 46,559, im Einvernehmen mit der k. k. 
oberften Juſtizſtelle.) i 


In DisciplinarsGahen gegen Advocaten. 
f) Die Protokolle, in Disciplinar-Artgelegenheiten gegen Advocaten 
wegen ſchlechter Vertretung, oder gegen Beamte wegen verfäumter Amts— 


pflicht find ftämpelfrei. (Hefkammerdecrete vom 27. October 1840, 3. 40,817, 
und vom 6, November 1841, 3. 7959.) Ä 


8,81. 5, g—l. 223 
Als oberfte Curatels-Behörden. 

g) Die ämtlichen Verhandlungen und Protokolle, welche die Gerichte 
Kraft der ihnen zu ftehenden oberften Aufficht und Curatel über mittelfofe 
Pflegbefohlene, in Folge des dritten und vierten Hauptſtückes des allg. 
bürgerl. Gefegbuches zur Erforſchung und Sicherftellung bed Vermögens. 
derfelben aufnehmen, find nach $. 81., 3. 5., ded St. u. T. Gef. ftämpelfrei, 
(Juſtizhofkd. vom 23. Febr. 1841, 3.1096, und Hofkd. vom 3. März 1341, 3.9677.) 

h) Die Abfchriften, welche die Abhandlungsbehörben von Amtswe— 
gen nach den beftehenden Vorfriften von den Inventuren, Schägungen 
und Berlaffenfhafts-Abhandlungen’den Vormundſchafts-Behörden in jenen 
Fällen mitzutheilen haben, worin ein fremdherrſchaftlicher Pupille als 
Erbe eintritt, find, infoferne deriei Abfchriften nicht an die Vormünder, 
Guratoren oder andere Parteier-hinausgegeben oder von ihnen angefucht 
werben, fondern lediglich zu dem ämtlihen Gebraude der Bormund- 
ſchaſtsbehörde beftimmt find, damit diefelbe, ihrer Verpflichtung gemäß, 
die Intereffen des Pupillen oder Pflegebefohlenen wahrnehmen fönne, in 
dem Sinne des g. 81., 3.5, ded St. u. T, Gef. ſtämpelfrei. (Hoftd, 
vom 0. Auyuft 1843, 3. 22,446.) J 

i) Die Quittungen, welche von der Abhandlungsbehörde über die 
von der Wiener Krankenhaus-Direction dahin ggfieferten Nachlaßgegen⸗ 


fände ausgeftellt werden, find nad $. 81., 3. 5., ftämpelfrei. (Hofkd. 
vom 14, Suni 1841, 3, 1529.) 


Ueber Ungültigfeit, Trennung und Scheidung.der Ehe. 

k) Die Verhandlungen über die Ungültigfeit einer Ehe, wegen ber 
im $. 94, des allg. b. ©. 3. benannten Hinderniffe find ald von Amts- 
wegen aufzunehmende Berhandlungen ſtämpelftei, und auch der von Amts⸗ 
wegen aufgeſtellte Vertheidiger des Ehebandes genießt vermöge des 8. 84. 
des St. u. T. Gef. die Stämpeffreiheit. 

Die Verhandlungen über die Ungültigfeits-Erflärung der Che aus 
einem — de und jene-über bie Trennung der Ehe nicht 
fatholifcher Perfonen unterliegen aber gleich jeder andern Privatfache der 
Stämpelpflidt, Ebenfo find bei dem Zufammentreffen eines öffentlichen, 
mit einem Privat-Epehinderniffe alle Eingaben und Schriften, welche auf 
das Privat = Hinderniß Bezug haben, und in jedem Falle alle Verhand⸗ 
lungen ftämpelpflichtig, weldye nur Die Vermögend-Ausgleichung ber Ehe: 
gatten betreffen. (Juſtiz-⸗Hofdetret vom 15. Februar 1842, 3. 877, und Hof: 
kammerdeeret vom 25, März 1842, 3. 11,581.) 

1) Die ämtlichen Protofolle über Klagen auf Scheidung von Tiſch 
und Bett find, gleich den Verhandlungen in andern Privatfachen, der 

Stämpelpflicht zugewiefen. (Hoftd. vom 14. September 1342, 3. 29,225.) 
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Im Streitverfahren, 

m) Die gerichtlichen Protofolfe, welche über das Ausbleiben beider 
Streittheile in Folge des JuftizsHofverretes vom 31. October 1785 aufs 
genommen werden, find ftämpelfrei, da fie eigentlich nicht in einer Par⸗ 
teifache , fondern lediglich über den erwähnten Umftand von Amtöwegen 
aufgenommen werben. (Hoftd. vom 7. Zuli 1841, 3. 15585 die Qufbecrete 
vom 3. Zuni 1841, 3. 7111, und vom 24. April 1542, 3. 2246, find gleich⸗ 
lautend, aber ohne die beigefügte Begründung.) 

D, Auf einige Verhandlungen, welche den politifhen 
Behörden zuftehen: 
InBauſachen. 

n) Was die Protokolle betrifft, welche aus Anlaß von Bauführun— 
gen, Erweiterungen und Umſtaltungen aufgenommen werden, ſo läßt ſich 
nicht wohl eine andere allgemeine Regel aufſtellen, als im Geſetze ſchon 
enthalten iſt, derlei Protokolle find ſtämpelfrei, wenn es ſich um öffent- 
liche Intereſſen, als: polizeiliche Rückſichten u. dergl. handelt, und ſie ſind 
in Anſehung des Stämpels ‚nad $. 73. zu behandeln, wenn es ſich um 
eine Parteifache handelt. In wiefern das eine oder das andere der Fall 
ift, muß nach der Befchaffenheit des conereten Falles beurtheilt werden, 
auf den das Gefeg anzuwenden ift, wofür die Behörde, der die Anwen» 
dung des Geſetzes auf den vorliegenden befonderen Fall obliegt, verant- 
wortlich bleibt, (Hofko. vom 7, Zuli 1841, 3. 1558.) 

0) Die Bau » Augenfcheind - Protofolle unterliegen ald ämtliche Pro: 
tofolle, welche über Privatfahen im Intereffe der Parteien aufgenommen 
werden, dem Stämpel nad) Vorfchrift des $. 73. des St, u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, (Hoftd, vom 24. Jänner 1842, 3. 52,119.) 

p) Protokolle, und überhaupt die Urkunden und Schriften, welche 
bei Bauführungen in Wien vorfommen, und zwar ohne Unterſchied, ob 
fie auf ven Bau⸗Conſens, auf die Orundabtheilung zum Behufe der Ver— 
bauung, oder auf die Ausmittlung der Bau⸗Linie Bezug nehmen, unter= 
fiegen dem vorgefchriebenen Stämpel, (Hoftd. vom 27. September 1842, 


3. 29,646.) 
Sn Gewerbsſachen. 


g) Die Protofolfe über die Ausmittlung ded Normalpreifes von 
Real-Gewerben find ald Protokolle in Parteiſachen dem im $. 73. bed St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 vorgezeichneten Stämpel unterworfen. 
(Hoftd. vom 26. Zänner 1842, 3. 51,452.) 

r) Ueber die geftellte Anfrage, ob die, von politifhen Obrigfeiten, 
Behufs der Verleihung von Perfonal= Gewerben aufzunehmenden Erhe= 
bungs = Protofolfe über den Loralbedarf, durch Einvernehmung der Ge— 


8. 81. 5. 5— u. 225 


meinde-Ausfchüffe, ſtämpelpflichtig ſeien, wird erklärt, daß dieſe ämtlichen 
Protokolle, weil ſie das Intereſſe der Partei, nämlich die Verleihung des 
gewünſchten Gewerbes betreffen, dem vorgeſchriebenen Stämpel unterliegen. 

In allen Verhandlungen aber, die aus öffentlichen Rückſichten die 
Erhebung des Localbedarfes eines Polizei-Gewerbes bezwecken, und nicht 
durch das Einſchreiten einer Partei, um die Erlangung einer ſolchen Ge— 
werböbefugniß hervorgerufen werden, find die dießfälligen Protokolle nach 
$. 81., 3.5., des St. u. T. Gef. vom 27. Sänner 1840 von der Ans 
wendung des Stämpels befreit. (Hoftd. vom 2, Februar 1844, 3. 48,786.) 

s) Die Erklärungen über die Gewerbs-Jurüdlegungen find, je nach— 
dem fie in fehriftlichen Eingaben oder in ämtlichen Protokollen gemacht 
werden, nad) dem $. 69. oder dem $. 73. des St. u. T. Gef., und nad 
diefem Paragraphe auch die ämtlichen Protokolle Über die Anzeige der 
von den Parteien verlornen Erwerbfteuerfcheine, in Anfehung der Stäm- 
pelpflicht zu behandeln. Die bezirfSobrigkeitlichen Berichte in diefen An— 
gelegenheiten find vermöge des $. 81., 3. 5., ftämpelfrei, (Hofkdecr. vom 
3. Juni 1841, 3. 7275.) | 

Wegen der Prämien für Lebendrettungen, 

t) Die von den Behörden aufzunehmenden Zeugen- Protofolle, Behufs 
der Gonftatirung der wirklich ſtattgefundenen Lebensrettung, ohne Unter- 
ſchied, ob diefelben über Anfuchen der Partei, oder von Amtswegen aufs 
genommen wurden, fo wie alle übrigen in diefer Angelegenheit audgefer- 
tigten Schriften, mit Ausname der Quittung über den Empfang der gefeg- 
lichen Prämie, und der Gefuhe um Erfolglaffung der Prämie ($, 81., 
3.2,, des St, u, T. Gef.) genießen, im Sinne des $. 81.,3. 1. und 5., als 
aus öffentlichen Rückſichten gepflogene Verhandlungen, die Stämpelfreiheit., 
(Hoftd. vom 7. März 1843, 3. 4644.) 

Wegen der Prämien für getödtete Raubthiere. 

u) Die, Behufd der Erlangung der gefeglichen Prämien für, in den 
Königreichen Galizien und Dalmatien getödtete Raubthiere, von den bethei- 
ligten Parteien beizubringenden Zeugniffe, fo wie die Protofolle und alle 
übrigen in dieſer Angelegenheit ausgefertigten Schriften, find, als wegen 
Öffentlicher Rüdfichten, von Amtswegen einzuleitende Verhandlungen, im 
Sinne des $. 81., 3. 1., 5., und $. 64., 3. 1. und 5. ded St, u. T. 
Gef, (für Dalmatien) vom Stämpel befreit. 

Die Quittungen über den Empfang der gefeglichen Prämie und bie 
Geſuche, um Erfolgung der Prämie ($. 64., 3. 2., ded St. u, T. Gef.) 

unterliegen jedoch dem vorfariftmäßigen Stämpel. (Hoftd. vom 7. März 
1843, 3. 3012, und vom 30. Juni 1843, 3. 21,476.) 
v. Schwarz Stämpelvorſchriften. 15 
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Sn Berzehrungsfteuer- Angelegenheiten, 

w) Die ämtlichen Anzeigen der Steuerbezirfd-Obrigfeiten und Nem- 
ter, wegen einer eingetretenen Aenderung unter den fteuerpflichtigen Pars 
teien zum Behufe der Erfolgung des gefällgämtlichen Erlaubnißfcheines 
find vermöge ded $. 81., 3. 5., des St. u. T. Geſetzes ftämpelfrei. 
(Boffammerdecrete vom 30. Noveniber 1841, 3. 29,909, und vom 27. Decem: 
ber 1841, 3. 41,113.) 

Wegen Steuernachſicht. 

x) Ueber die Anfrage in Betreff der Stämpelpflichtigfeit der zu ben 
Steuernachſichts-Operaten erforderlichen Grundbuche=-Ertracte, wird dem 
k. f. Gubernium bedeutet: daß Grundbuchs-Extracte im Allgemeinen, 
ohne Rüdficht auf den Zweck, zu dem diefelben verwendet werden, der 
Stämpelpflidt nach $. 67. des St. u. T. Gef. unterliegen; daß aber der⸗ 
lei Grundbuchs-Nachweiſungen, wenn fie von Behörden ämtlich zu ämtli= 
hen Zwecken eingeholt werden, nad) $. 81., 3. 5., des erwähnten Ges 
feges vom Stämpel befreit find. (Hofkd. vom 16, Auguft 1841, 3. 23,960.) 

E. Auf einige pfarrämtlidhe Verhandlungen. 

y) Da bie pfarrämtlichen Beftätigungen, welde den Aufgebots- 
Difpens-Gefuchen beigefett werden, daß der eingehenden Ehe fein Hin- 
derniß im Wege ftehe, und die von ber Partei aufgeführten Motive ſich 
bewähren, vorfhriftmäßig den Gefuchen felbit beigefügt werden müffen, 
und nach den gegebenen Aufflärungen, ald von dem Pfarrer der Behörde 
von Amtswegen ertheilte Ausfünfte zu betrachten find, fo fünnen diefelben 
als Ämtliche Erläffe unter den $. 81., 3. 5., fubfumirt werben. Dagegen 
iſt die Anfiht gegründet, daß im Allgemeinen das Beifügen von Zeug- 
niffen auf andern, wenn auch ſchon geftämpelten Urfunden oder Schriften, 
die Stämpelpflichtigfeit der Zeugniffe feinedwegs aufhebt. (Hofkdecr vom 
2. Februar 1842, 3. 117.) 

z) Auf die Anfrage, wegen Stämpelbehandlung der Protofolle, 
welche von den Pfarrverwaltungen mit den Parteien über vorzuneh— 
mende Gorrecturen der Tauf:, Trau=s und Todten:Matrifeln aufzuneh- 
. men fommen, wird bedeutet, daß dieſe Protofolle ftämpelpflichtig find, 
wenn die Aenderung der Matrifel auf Anfuchen und im Intereffe der 
Partei vorgenommen wird; da in biefem Falle dad Protofoll ald ein 
ämtlihed Protokoll in einer Parteiſache erſcheint, und der Umftand, 
dag auch ein öffentliches Intereffe dabei betheiliget ift, die Stämpel- 
pflicht der Partei nicht aufhebt. 

Werden aber derlei Protofolfe. zum Behufe der Rectificirung ber 
Matrifel lediglich von Amtswegen, im öffentlichen nr aufgenom⸗ 
men, ſo ſind ſie ſtämpelfrei. 
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Die Berichte, welche die Pfarrer in folchen Angelegenheiten an die 
Behörde erftatten, find nach F. 81., 3. 5., des St. u, T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 unbebingt ftämpelfrei, 

Die Hoffammer Verordnung vom 23. October 1842, 3. 40,828 
ci. 8. 72. f.), kann bier nicht zur Berufung kommen, da zwifchen der 
Bermwaltung ded Kirchenvermögensd und der Amtswirffamfeit bed Pfar- 
rers in wer Führung der Taufs, Trau- und Sterbe-Regifter und Ma— 


trifel ein wefentlicher Unterſchied se (Hoftb. vom“ 30. Jänner 1844, Zahl 
50,457.) 


aa) Da die Zeugniffe über * ſechswochentlichen Unterricht zum 
Uebertritte von ber afatholifhen zur Fatholifchen Religion dem Stämpel 
unterliegen ($. 21. E. 45,), weil jie vielfältig auch auf bürgerliche 
Rechte und BVerbindlichkeiten Bezug nehmen, fo kann es wohl feinem 
Anftande unterliegen, daß auch die Protokolle, welche bei dieſem Ueber— 
tritte und bei dieſem Unterrichte aufgenommen werben, dem gefeglichen 
Stämpel zu unterziehen find; da der Pfurrer dieſe Protokolle. in Aus— 
übung feines Amtes in einer Angelegenheit aufnimmt, die ein Partei= 
Intereſſe zum Gegenftande hat, und in dem Sinne des obigen Befchluf- 
ſes, unter $. 81., 3. 11., des St. u. T. Gef. nicht fubfumirt wer⸗ 
den kann. (Hoftd. vom 31. October 1842, 3. 38,742.) 

F. eiguidations-Protokolle 

bb) Liquidations⸗Protokolle, welche bei einer von der Behörde 
von Amtswegen vorgenommenen Liquidation eines Amtes nur zum Bes 
hufe diefer Liquidation aufgenommen werden, find als ämtliche Ver⸗ 
bandlungs = Protofolle im eigentlichen Sinne nad $. 81., 3. 5., des 
St. u. T. Gef, unbedingt flämpelfrei. (Hofkammerdecret vom 24. April 
1842, Zahl 2246.) 

G. Bezüglich der Qustifications: ten 

cc) Bezüglich auf die Dualificationd: Tabellen ift zu un: 
terfcheiden : 

’ 4) Ob vie Qualificationö-Tabellen, und zivar ohne Rückſicht auf 
die mehr oder weniger vollftändige Ausfüllung derfelben von dem Bes 
werber ſchon mit feinem Gompetenz= Geſuche beigebracht, oder 

2) ob diefelben aus Anlaf der eingelangten Competenz = Gefuche erft 
von der Behörde ausgefertigs werben. 
In dem Falle 1) find die Qualificationd = Tabellen ſtämpelpflichtig 
und zwar dergeſtalt, daß ſie 
a) nad $. 72. des St. u. T. Gef. dem Stämpel yon 6 fr, für 
‚ ben. Bogen unterliegen, wenn bie darin vorkommenden Auszüge. ober 
15* 
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Abihriften von Documenten entweder gar nicht, oder blos mit einer fol 
chen ämtlichen Unterfchrift verfeben find, welche nur den Worten „Vidi’ 
oder „Coram me” beigefügt ift. (Boftd. vom 3. Mai 1841, 3. 3475; — 
§. 70, 3. 11. 1.) 

Erfiheinen jedoch, die Abfchriften von Documenten enthaltenden Duas 
lifications⸗Tabellen mit einer ſolchen ämtlichen Unterfchrift verfehen, durch 
welche der Gleichlaut diefer Abfchriften mit den betreffenden Driginal- 
Documenten beftätiget wird, fo unterliegen fie 

b) dem Stämpel von 15 fr. für den Bogen, wenn die Abfchriften 
von dem Bewerber felbit ($. 75.), dagegen 

c) dem Stämpel ven 30 fr. für den Bogen, wenn die Abfchriften 
von der Behörde beforgt worden find ($. 76. des St. u. T. Gef.). 

Sollten nicht förmliche Abfchriften, fondern wie es gewöhnlich gefchieht, 
nur Auszüge oder Berufungen auf die Dienſt- oder andere Documente 
den Inhalt diefer Dualificationd-Tabellen bilden, und die ämtliche Unter- 
ſchrift die Echtheit diefer Auszüge oder Berufungen beftätigen, fo erfordern 
derlei Dualificationd » Bögen 

d) den Stämpel von 30 fr., mag diefe ämtliche Beftätigung als ein 
Zeugniß ($. 21.) oder eine Legalifirung ($. 70., 3. 11., ded St. u. T. 
Gef.) angefehen und behandelt werben, 

In dem Falle 2) find die Qualificationg » Tabellen offenbar integri- 
rende Theile der ämtlichen Einbegleitungs-Zuſchriften oder der Vorſchlags— 
Berichte, und daher nah $. 81., 3. 5., des St, u. T. Gef. unbedingt 
ftämpelfrei. Ä 

Die Competenten=Tabellen find alg blos ämtliche Zufammen= 
ftellungen ber Bewerber um eine oder mehrere Stellen, fammt ihren Dienftes= 
eigenfchaften und fonftigen Verhältniſſen nach dem $. 81., 3. 5., des St, 
u, T. Gef. unbedingt ftämpelfrei. (Hofkd. vom 2, Mat 1844, 3. 8717.) 

H. 

dd) Dem Triefter See - Sanitätd - Magiftrate ift über die Anfrage, 
ob Anfuchen und Anfragen fremder Confulate von demfelben ohne Stäm— 
pel zu Protokoll genommen werden bürfen, zu bedeuten, daß bie von ber 
öfterreichifhen Regierung anerkannten Confuln auswärtiger Mächte in 
ihrer ämtlichen Gorrefpondenz mit den Iandesfürftlichen Aemtern, Behör— 
den und Obrigfeiten nach den in dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 für öffentlihe Behörden und Aemter feftgefegten Beftimmungen, 
folglich bei Anſuchen und Anfragen felbft dann, wenn fie Intereffen der 
Unterthanen ihrer refpectiven Regierungen betreffen, nad) $. 81., 3. 5 
ftämpelfrei zu behandeln find, (Hoftd, vom 11, October 1840, 3. 40,391.) 
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ee) Die ämtliche Correfpondenz mit den Confulaten oder mit aus- 
Ländifhen Behörden in Parteiſachen unterliegt dem Stämpel nicht nad) 
$. 81., 3. 5. und $. 82. ded St. u. T. Gef. (Hoftv. vom 27, Septem: 
ber 1341, 3. 24,441.) 


6. Alle an Privat-Perfonen gerichteten Ausfertigungen 
Öffentlicher Behörden, Aemter und Obrigkeiten, in: 
fofern fie in dieſem Geſetze nicht ausdrücklich dem 
Stämpel unterworfen find. | 


* Erläuterungen zu. 81., 6. 
- A, Allgemeiner Natur, 


a) Da nad) dem Hoffammerdecrete vom 27. Mai 1841, 3. 21,945, 
(1.8. 73.1. und $.74, h.) bei ämtlichen Ausfertigungen, felbft wenn ein Proto⸗ 
folf nicht aufgenommen wird, der Eingabenftämpel nicht gefordert werden 
kann, und der $; 81,, 3. 6., des St. u. T. Gef, vom 27, Jänner 1840 eine 
fhriftliche Eingabe zu dem Behufe der ämtlichen Ausfertigung nicht bedingt, 
fondern im Allgemeinen fpricht, fo find zufolge des eben erwähnten Para= 
graphes auch jene an Privat-Perfonen gerichteten ämtlichen Ausfertigungen 
unbedingt ftämpelfrei, wozu blos mündliche Einfchreitungen der Parteien 
Beranlaffung geben. (Hofkd. vom 14. September 1842, 3. 29,225.) 

b) Die gerichtlichen und ämtlichen Protofolle Cin Parteifachen) find 
allerdings, fo wie ed das Gefeg vorfchreibt, im Original ftämpelpflic- 
tig. Die ferneren Erläffe und Ausfertigungen, welche auf der Grundlage 
und aus Anlaß folher Protokolle erfolgen, oder an die Parteien hinaus: 
gegeben, werden, find in fo fern ftämpelpflichtig , als fie dad Gefe dem 
Stämpel unterwirft, Werben daher Abfchriften von folchen Protokollen 
binausgegeben, fo find dieſe als Abfchriften ftämpelpflichtig; werben auf 
der Grundlage folcher Protokolle förmliche Bertrags-Urkunden auögefer: 
tiget, fo unterliegen dieſe dem für derlei Urkunden im Gefege ausgefpro- 
chenen Stämpel, fo wie andere aus Anlaß ſolcher Protokolle an die Par- 
teien binausgegebene Decrete, Rathſchläge und Intimationen, wenn fie 
nicht Abſchriften in ſich ſchließen, als Urkunden over fonft nad) dem Ge— 
fege ftämpelpflihtige Ausfertigungen erfcheinen, nad) $. 81. 3. 6. aller- 
dings ftämpelfrei find. (Hofkd. vom 7, Zuli 1841, 3. 1558.) 

e) Die Anfiht, daß die wirtbfhaftsämtlichen Protofolle über 
Bergleihe dem Urkunden - Stämpel unterliegen, wird als die richtige 
beftätigt. Die ämtlichen Ausfertigungen über derlei Vergleiche hingegen find 
als Decrete, Befcheide u. bergl., in fo fern diefe nicht etwa Die Stelle des 
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BVergleiches felbft vertreten, oder Abfchriften der Protokolle enthalten, 
und fomit nicht als Abfchriften oder Vertrags-Urkunden ald ftämpelpflich» 
tig ſich darſtellen, nach $. 81. 3. 6. des St.u.T. Gef. allerdings ftäm- 
pelfrei. Diefe Beftimmungen finden auch auf die Ausfertigungen, über ge= 
rihtliche Vergleihe Anwendung. (Hof, Decret vom 8, Juli 1841, 3. 19,270.) 

d) Die Ausfertigung gerichtlicher Vergleiche, d. h. die Ausferti⸗ 
gungen, welche auf der Grundlage und aus Anlaß der dem geſetzlichen 
Stämpel unterzogenen gerichtlichen Vergleich: Protofolfe erfolgen, oder 
an die Parteien hinausgegeben werben , find in fo fern ftämpelpflichtig, 
als fie dag Gefes dem Stämpel unterwirft. Werben daher Abfchriften 
von folchen Protofollen hinausgegeben, fo find diefe ald Abfchriften ſtäm— 
pelpflichtig ; werden auf der Grundlage ſolcher Protokolle förmliche Ver⸗ 
tragd-Urfunden audgefertigt, fo unterliegen dieſe dem für derlei Urkun— 
den im Geſetze ausgefprochenen Stämpel, fo wie andere aus Anlaß fol- 
cher Protofolle an die Parteien hinausgegebenen Decrete, Rathſchläge 
und Intimationen, wenn fie nicht Abfehriften in fich fchließen, alfo den 
Inhalt ded Bertragd-Protofolles enthakten, oder nicht als Urkunden oder 
fonft nach dem Gefege ftämpelpflichtige Ausfertigungen erfcheinen, nad) 

81. 3. 6. ftümpelfrei find. (Hofkd. vom 20. Zuli 1842, 3. 15,882.) 
B. Snsbefondere in Betreff der 
certificirten Rubrifen. 

e) Die rertifieirten Rubriken, d. i. jene Rubrifen, womit von den 
Einreihungs=-Protofollen die Uebername einer Überreichten Eingabe bes 
ftätiget wird, find ald ämtliche Ausfertigungen nad $, 81. 3. 6. des 
St. u. T. Gef. vom Stämpel befreit. (Hofkd. vom 3. Juni 1841, 3. 11,609.) 

f) Die mit dem Erlaffe vom 3. Juni 1841, 3. 11,609, ertheilte 
Erledigung der Anfrage wegen Stämpelbehandfung der rertifieirten Ru— 
brifen, erfcheint nicht als eine gefegliche Erläuterung, fondern ald bie 
Anwendung des Geſetzes auf diefe Gattung ämtlicher Ausfertigungen, 
morüber. die Entfcheidung aus dem Gefege ohnehin unſchwer zu entmeh- 
men iſt; indem das Gefet ausdrücklich derlei Rubriks-Abſchriften Rath: 
fhläge) nur infofern als ftämpelpflichtig bezeichnet, als fie bei Behör: 
den überreicht werden , nicht aber in fo fern fie ald ämtliche Ausfertigun- 
gen erfcheinen. (Hof. Decret vom 26. Auguft 1841, 3. 30,554.) 

C. Nahftehender gerichtlichen Ausfertigungen. 

Rathſchläge. — 

g) Durch die im St. u. T. Gef. in den $$. 29. und 41. enthaltene 
Beifügung des Wortes „Rathſchlag“ zu den Beftimmungen über bie 
Stämpelpflicht der im gerichtlichen Berfahren vorkommenden Abſchriften der 
Rubrif ver&ingaben, wird die Stämpelfreiheit, welche den gerichtlichen Aus- 
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fertigungen an Privat-Perfonen, vermöge bed $.81. 3.6. des genannten 
Geſetzes zufteht, nicht befchränft, indem unter den ald ftämpelpflichtig im 
Gefege bezeichneten Abfchriften der Rubrif der Eingaben jene Abfchriften der 
Rubrifder Eingabe verftanden werden, welche die Parteien beibringen, und 
im gerichtlichen Berfahren nach den Vorſchriften der Gerichts-Ordnung und 
der Gerichtd:Inftruction mit den Eingaben yon ihnen beizubringen find, 
nicht aber jene Erledigungen oder Befcheide, alfo Ausfertigungen gemeint 
werben, welche, abgefehen von diefer Verpflichtung, in der Form eines 
Rathſchlages von der Behörde an die Partei erlaffen werden. Das Gefes 
geht hierbei von der Borausfeßung aus, daß die Beibringung der geftämpel- 
ten Abſchriften der Rubrik der Eingaben, in fo fern fie vorgefchrieben ift, von 
Seite der Parteien auch wirklich Statt finde, Wie es nun zunächſt die Sache 
der Gerichts⸗Behörden ift, Die Parteien zur Beobachtung der Vorfchriften der 
Geriht3-Drdnung zu verhalten, und nad den Beftimmungen ber Ges 
richts⸗Inſtruction vorzugehen, fo liegt ed anderer Seits den Gefälls-Be— 
börden ob, die ihnen anvertrauten Intereſſen auch in diefer Beziehung 
zu überwachen, bei den vorzunehmenden Revifionen wahrzunehmen, und 
Falld von den Parteien die vorgefchriebene Beibringung der Rubrif der 
Abſchriften unterlaffen würde, zur weitern Verfügung hierher die Anzeige 
zu machen. (Hoftd, vom 8. Februar 1841, 3. 49,419.) 
Aemtliche Rubrik-Abſchriften. 

h) Im Falle, als das Gericht, ungeachtet von ber Partei, die 
durch die Gerichts-Ordnung umd andere Vorſchriften genau beftimmte 
Zahl der Rubrifs-Abfhriften der Eingabe beigelegt wird, nocd weitere 
Rubriken ausfertigen läßt, find dieſe ald Amtliche Verfügungen nad 
$. 81. 3. 6. ftämpelfrei. (Hofkd. vom 14, Juni 1841, 3. 1659.) 

Ueber nabhftehende gerihtlihe Erfenntniffe, 

i) Erfenntniffe über die Ordnung, welde bei Be: 
friedigung der Gläubiger aus dem Kaufpreife einer 
im Executionswege verfauften Realität zu bevobadten 
ift, und die Hiermit in Verbindung ftehenden Zahlungs = Tabellen find 
nad $. 81., 3. 6.,.de8 St. u. T. Gef. ftämpelfrei, wenn fie über bloßes 
Einvernehmen oder Einverftändniß der Gläubiger erlaffen werden. Wird 
dagegen von dem Erfäufer der Realität gegen die Tabular-Gläubiger 
eine -förmliche Klage mit der Bitte um das Erfenntnig, daß diefe Gläu— 
biger ſchuldig feien, den Kauffhillings = Ausweis zu genehmigen, einge 
bracht, und über eine folche Klage wegen Nichtzugeftändniß eines oder 
des anderen Gläubigerd ein förmliches Urtheil gefhöpft, fo unterliegt 
ein ſolches Urtheil dem Stämpel nach den 88. 35. und 36. des St, u, T. Gef. 
(Hoftd, vom 29. Jänner 1842, 3. 50,150.) 
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k) In Anfehung der Erfenntniffe wegen der Advoraten- 
Gebühren ift zu bemerfen, daß bei dem Umftande, wo vermöge der mit 
dem k. k. Hoffanzleidecrete vom 12. October 1833 befannt gemachten aller: 
höchſten Entſchließung die Gebühren der Advocaten von dem Richter zwar 
im ämtlichen Wege, ohne einem fürmlichen Prozeſſe Statt zu geben, zu 
Kiquidiren find, über das Begehren der Advoraten aber, den Glienten zur 
Bezahlung der auf diefe Art liquidirten oder von dem Glienten als rich: 
tig anerfannten Gebühren zu verbalten, der Richter nad vorläufigem 
contrabietoriihen Verfahren durch Urtheil zu entfheiden hat, aud ein 
folches Urtheil dem Stämpel nach den $$. 35. und 36, ded St. u. T. Gef. 
zu unterziehen fein wird, (Hoftd. vom 29. Sänner 1842 3. 5,0,150.) 

I) Die Eitſcheidungen, welche in Proviſorial-Angelegen— 
heiten von den Gränzkämmerern (in Öalizien) unter Vo— 
behalt ver landredtlidenBeftätigung gefhöpft werden, 
find nad” F. 81., 3. 6., ded St. u. T. Gef. ſtämpelfrei, das land⸗ 
rechtliche Erfenntniß ift jedoch dem gefeglichen Stämpel zu unterziehen. 
(Hofld, vom 29, Sänner 1342, 3. 50,150.) 

m) Die gemäß Hofdeeret vom 4. Detober 1833, 3. 2633, 3. G. S. 
über die Liquidität ber Advocaten-Gebühren im ämtlidhen 
Wege gefällten Erfenniniffe, find nach $. 81., 3. 6., des St. u. T. Gef. 
ftämpelfrei, Urtheile über Klagen auf Bezahlung der Advocaten-Gebühr aber 
find dem in den $$.35., 36. und 46. des St. u. T. Gef. beftimmten Stämpel 
zu unterziehen. (Hoftd. vom 25. März 1842, 3. 11,3813 — Juſtiz-Hof-Decret 
vom 15. Februar 1842, 3. 877. Abſ. 2. (Abſ. 1. ift mit dem unter i. voraus 
angeführten Abfage bes Hofk. Decrets vom 29, Jänner 1842, 3. 50,150 gleich⸗ 
lautenb.) 

n) Ein Erfenntniß, durch welches ein Rotulus auf 
gelaffen, und der Partei Die Ergänzung irgend eines 
Ahganges aufgetragen wird, ift ungeſtämpelt auszufertigen; fer: 
ner, wenn vor der Acten-Inrotulirung und der Entſcheidung die Beibrin: 
gung von Neuerungen, oder die Wiedereinfegung in den vorigen Stand yon 
. dem Gegner bewilliget wird, und der Richter die Parteien hiervon ver: 
ftändiget, find diefe Verftändigungen nad $. 81., 3. 6., ftämpelfrei. 
(Hoftd. vom 6. November 1841, 3. 7959.) 

0) Ein Urtheil Über den Incidenzpunct, ob eine bei der Ein- 
fiht als bedenklich erklärte Urfunde bis zum Ausgange 
des Rechtsſtreites zu verfiegeln fei, ift, ald unter den $$. 35. 
und 36. des St. u. T. Gef. nicht begriffen, ftämpelfrei. (Hofk.-Decrete 
vom 26, Aprit 1841, 3. 472, und vom 6, November 1841, 3. 7959.) 
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p) DieTodes-Erflärungen find als gerichtliche Ausfertigun- 
gen Öffentlicher Behörden und Aemter außer Streitfadhen, im Sinne des 
$. 81., 3. 6., ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, ftämpelfrei. 

Entſteht jedoch zwifchen dem Smpetranten und dem, von dem Ges 
richte ernannten Curator, ein Streit über das Borbandenfein ber, zu 
der Tobes-Erflärung gefeglich vorgefchriebenen Bedingungen, wird dar- 
über dag ordentliche rechtliche Verfahren eingeleitet, und ein Urtheil in 
diefer Angelegenheit gefällt, fo unterliegt dagfelbe dem, in dem Gefege 
für Urtheile vorgefchriebenen Stämpel. (Hoftd. vom 28. März 1843, 3.7853.) 

g) Die Erledigungen der Sequeſtrations-Geſuche find, 
da fie nicht ald Erfenntniffe auf Befchwörung der Zeugniffe, oder auf den 
Beweis durch Zeugniffe oder Sadhverftändige, und nicht ald Urtheile in der 
Hauptfache betrachtet, und daher dem Urtheild-Stämpel des $, 36. des 
St. u. T. Gef. nicht unterworfen werden können, und ba fie auch dem im 
$. 35. dieſes Geſetzes feftgefegten geringern Urtheild-Stämpel nicht zu: 
gewiefen find, nach $. 81., 3. b., desſelben Gefeges ſtämpelfrei zu behandeln. 
Eofk. Decret vom 21. April 1842, 3. 299.) 

Edicte 

r) Die Eodicte find überhaupt (felbit wenn fie ohne ein Anfuchen 
der Partei erlaffen werben) nach $. 81., 3. 6., ſtämpelfrei, und nur die 
Gefuche, welche dad Verlangen der Ausfertigung eined Edicted enthal⸗ 
ten, fallen unter die $$. 26., 40., 50. und 61, des St. u. T. Gef. 
(Hoffd. vom 26. April 1841, 3. 472.) 

Der $. 27., 3. 3., ded St. u. T. Gef, enthält Feine Beftimmung, 
daß für die Ausfertigung der Edicte ein Stämpel erforberlich fei. Es 
fann daher auch die Frage nicht Statt finden, ob der nad) diefer Gefe- 
geöftelle für bie Ausfertigung der Edicte erforderliche Stämpel aud dann 
zu verwenden fei, wenn dad Ediet, ohne daß die Partei darum an— 
ſucht, nad) Anordnung des Geſetzes von dem Gerichte ausgefertigt wird. 

Die Ausfertigungen der Edicte find, vermöge des $. 81. 3. 6. des 
St. u. T. Gef. überhaupt unbedingt ftämpelfrei. (Hofkd. vom 20, Juli 1842, 
3. 15,882. Abf. 1.) 

Bormundfhafts- und Curatels-Decretenc. 

8) Vormundſchafts⸗ und Eurateld-Deerete, Derrete zur Beftellung 
eines Sequefters und eined Concurs-Maſſe-Verwalters, gerichtliche umd 
ämtliche Einantwortungs-llrfunden über die im Licitationswege veräußer- 
ten Gegenftände, Zeugniffe für Ererutiong-Führer über den Umſtand, 
daß bei der erecutirten Partei Feine oder doch zur Bedeckung des Klägers 
nicht binlängliche Güter vorgefunden wurben, und bie gerichtlichen Auf 
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träge an jene, welche bie in Verbot gezogenen Güter in Händen haben, 
daß fie davon bei eigener Dafürhaftung nichts ausfolgen laſſen, find zu 
Folge des $.81. 3,6. des St. u. T. Gef. ftämpelfrei. (Hofkd. vom 3. März 
1842, 3. 46,051.) 

Berlaffenfhafts:Erledigungen. 

t) Die Erledigungen, welche über die im Wege der Berlaffenfchafts- 
Abhandlung aufgenommenen Protokolle ausgefertigt werben, find immer 
ftämpelfrei, ed mag das Protokoll mit dem Protofolld-, Eingaben: oder 
Urkundenftämpel verfehen fein, Nur die Einantwortungs = Verordnung, 
wenn fie in Folge der protofollarifchen Abhandlungs= Verhandlung erfließt, 
it immer dem im $. 66. ($. 55.) des St. u. T. Gef. vorgefchriebenen 
Stämpel zu unterziehen. (Hoftd. vom 22. October 1842, 3, 29,897.) 

Teſtaments-Publications-Clauſel. 
u) Die von den Gerichts-Behörden den Original-Teſtamenten bei- 
gefegte Anmerkung der erfolgten Publication. die fogenannte Teſtaments⸗ 
Publications-Claufel, ift eine fämpelfreie Ausfertigung; in den Fällen 
jedoch, in welchen über den Act der Teftamentd- Publication oder über 
die Art der Teftaments -Leberreihung, oder wenn wegen äußerlicher 
Mängel desfelben etwas zu bemerfen ift, mit den Erbsanſprechern ein 
Protokoll aufgenommen wird, muß basfelbe mit dem für gerichtliche Pro— 
tofolfe nach der Eigenfchaft des Gerichtes vorgefchriebenen Stämpel ver- 
fehen fein. (Hofkd. vom 20, October 1844, 3. 39,202.) 
gegitimationen 
w) Die fogenannten Legitimationen ded Wiener magiitratifchen und 
des hoffriegsrätblichen Depofiten- Amtes, d. i. Anweifungen zur Erhebung 
der Interefien von ftändifchen Obligationen find im Einne bes $. 81. 
3. 5. und 6. ded St, u. T, Gef. vom 27, Jänner 1840 vom Stämpel 
befreit, (Hoflo. von 11. November 1841, 3. 36,291.) 

y) Die Intereffen  Erhebungs » Anweifungen der Depofiten-Aemter 
und Gerihtö- Behörden find nah $. 81, 3. 5. und 6. ftämpelfrei. 
(Hofk. Decret vom 28, December 1340, 3. 45,190.) 

Obervormundfhaftlide Ehe-Conſenſe. 

2) Die von dem Obervormundſchafts-Gerichte einem Minderjähri— 
gen ertheilte Bewilligung zur Eingehung einer Ehe (Ehe-Conſens) iſt als 
eine ämtliche Ausfertigung nad $. 81. 3.6. ſtämpelfrei. (Hofk. Decret 
vom 3. Mai 1841, 3. 12,844. — ©. 6. 21. E. 43.) 

Aufträge an die Notifiken-Aemter. 

aa) Die gerichtlichen Aufträge an die Notififen-Nemter, zur Eins 
tragung der Einantwortungs-Decrete in die Notififen:Bücher,, find,-in 
fo ferne derfei gerichtliche Aufträge nebft dem, für die Parteien beftimm- 
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ten, jedenfalld Rämpelpflictigen Einantwortungs=Deerrte erlaffen werben, 
als. ämtlihe Ausfertigungen nad $. 81. 3. 5. und 6. des St. u. T. Gef. 
vom 27, Jänner 1840 der Stämpelpflicht nicht unterworfen. (Hofkd. vom 
19. Zänner 18444 3. 44,836.) . 
andtafel: Certificate, 

bb) Ueber die Anfrage, ob die Gertificate über Befiganfchreibungen, 
Einverleibungen, Pränotirungen und Löſchungen, welche von der Land⸗ 
tafel gemäß der beftehenden Landtafel-Inftructionen in der Regel auf die 
beigebrachte Urkunde ausgefertiget werben, nad $. 58. des neuen St. u. 
T. Gef. dem für die Gült-, Gewährs und Sagbriefe vorgefchriebenen 
Stämpel von 45 Fr. unterliegen, oder gemäß $. 81. 3. 6. ala ftämpel- 
frei zu behandeln find, haben Seine Majeftät mit allerhöch— 
ſter Entſchließung vom 5. October 1841, zu erflären geruht, 
daß die Yandtafel-Certificate zu Folge des $. 81. 3. 6. des neuen St. u. 
T. Gef. ftämpelfrei zu behandeln find. (Hoftammer- Decret vom 3. Decem⸗ 
ber 1241, 3, 43,954 ) 

ce) Bei der nachgewiefenen Identität der in Syrien beftehenden 
Intabulations-Certificate, welche den Urkunden felbft inborfirt werben, 
mit den, durch die allerhöchſte Entfchließung vom. 5. October 1841, im 
Sinne des, 81., 3. 6., des St. u, T, Gef, vom 27. Jänner 1840 ftäm- 
pelfrei erflärten Landtafel-Certificaten, unterliegt es feinem Zweifel, daß - 
die erſterwähnten Intabulations-Gertificate gleichfalls ftämpelfrei — 
fertigen ſind. (Hofkd. vom 9. September 1843, 3. 26,472.) 


D. Kaqſtebender nicht gerichtlicher Ausfertigungen. 
Vergleichs-Vorladungen 

dd) Die Borladungen zu den Vergleichs-Verſuchen, welche nach 
den Beſtimmungen der Gubernial-Kundmachung vom 2. März 1824 er= 
Iaffen werden, find als ämtliche Ausfertigungen vermöge des $. 81.3.6. 
ded St. u, T. Gef. ($. 64. 3. 6. des St. u. T. Gef. für die lomb. venet. 
Provinzen) ftämpelfrei. Die Protofolle jedoch, welche über derlei Ver: 
bandlungen aufgenommen werden, find überhaupt nad) $. 73. des St. u. 
T. Gef. ($. 56. des St. u. T. Gef. für’ die lomb. venet. Provinzen) 
ftämpelpflichtig; da ſie eine Parteifache betreffen, und insbefondere, wenn 
Vergleiche in denſelben abgeſchloſſen werden, in Folge eben dieſes Para— 
graphes als Protokolle, welche die Stelle von Urkunden vertreten, zu 
betrachten. (Hoftd, vom 20, April 1841, 3. 84415 an bie lomb,=venet Cameral⸗ 
Magiftrate,) 

. —— Decrete. 

ee/,) Die Anftellungs- Derrete, welde die Sculbiftrietö-Auffeber 

den Gehilfen an Haupt» und Trivialfhulen ausfertigen, find im Sinne 
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des $. 81, 3.6. des St. u. T. Gef. ftämpelfrei zu behandeln. (Hofkd. 
vom 30. December 1841, 3. 43,831.) 
ee/;) Die Anftellungs-Decrete für die Schulfehrer find ald Ausfer- 
tigungen öffentlicher Behörden oder Aemter an Privatperfonen, im Sinne 
des $. 81. 3. 6. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 ftämpelfrei. 
(Hoffd. vom 28, März 1845, 3. 5993.) 
ee/,) Seine f. f, Majeftät haben mit allerbödfter 
Entfhliegung vom 24: Juni 1843, zu bewilligen geruhet, daß 
die Anftellungd = Deerete für die Beamten der k. k. Patrimonial-Aviti- 
cal- und Familien = Fonds: Buchhaltung flämpelfrei auszufertigen find. 
(Hofkd. vom 13. Zuli 1841, 3. 26,265.) 
Anmerkung. Anftelungs:Decrete, welde nicht von einem öffentlichen 
Amte oder einer Obrigkeit ausgefertigt werden, fallen unter 
den Begriff von Lohn-Vertrags- oder Vollmachts-Urkunden. 


Aufgebots= und Ehe=Difpenfen. 
ff) Die Difpenfen in Eheſachen, alfo auch die Aufgebots-Nadh: 
fihten find als Amtliche Ausfertigungen im Sinme des $. 81. 3. 6. des 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 ftämpelfrei zu behandeln, indem 
diefe Difpenfen nicht unter den Begriff der $. 21. 3. 1. aufgeführten 


Aufgebots:Scheine fubfumirt werden fünnen. (Hoftd. vom 3, Mai 1841, 
3. 10,674, und 10. Mai 1841, 3. 8984.) 


Brennholz-Ausfuhrssticenzen. 

g) Da die Brennholz -Ausfuhrs : und Circulationd-Ficenzen in 
Dalmatien nicht ald Päffe zur Ein, Aus» und Durchfuhr von Waa- 
ren, im Sinne des $. 77. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
betrachtet werden können, fondern zu dem ämtlichen Zwede dienen, 
die Bewegung des Holzhandeld und die Forft: Wirtbfchaft im Innern 
bed Landes, aus dem Gefichtspunfte allgemeiner Bedürfniffe und der 
Hintanhaltung von Mißbräuchen in einem wichtigen Zweige der öffent: 
lihen Confumtion zu controlliren, fo find die erwähnten Licenzen, ald 
ämtlihe Ausfertigungen, nad $. 81. 3. 6. ($. 64. 3. 6. des italien. 
Terted) des St. u. T. Gef. flämpelfrei. (Hoftd, vom 24. Jänner 1843, 
3. 47,201.) 

Meifter- und Bürgerrehts=:Angelegenheiten, 
hh) Die Protofollar-Erledigungen und Endbeſcheide über Einver- 
nehmungen der Zunft in Meifter- und Bürgerrecht » Angelegenheiten 
find nad $. 81., 3. 6., ded St. u. T. Gef. ftämpelfrei. (Hofkd. vom 
3. März 1842, 3. 46,051.) 
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Flaggen-, Schiffahrts-Patente, 


ii) Die Flaggen- oder Schifffahrts- Patente zum Betriebe ber 
Moldaus oder Elbe-Schiffahrt, find nad $. 81. 3. 6. vom Stämpel 
frei; bie Geſuche um Verleihung dieſer Patente unterliegen jedoch nad) 
$.70. 3.4. dem Stämpel von 30 fr. (Hofkd. vom 13. Juli 1841, 3. 26,660.) 

kk) Die Licenzen zur Fleinen und zur erweiterten Meinen Küſten— 
Schiffahrt (cabotage) find nach der Beſtimmung bes 8. 81. 3. 6. 
ſtämpelfrri. (Hofk.⸗-Decret vom 14, December 1840, 3. 45,582.) 

Handlungs: Befugniffe. 

1) Jene Verordnungen oder Erläffe überhaupt, womit von der 
politifhen Obrigfeit, oder andern öffentlichen Behörden Jemanden das 
Recht oder die Befugnig zur Ausübung einer Handlung (Handlungs: 
befugniß) ertheilt wird, find ämtliche Ausfertigungen und dem zu Folge 
nad) $. 81., 3. 6., bed St.u,T. Gef. yom Stämpel befreit. (Hofkd. vom 
2. Auguft 1844, 3. 23,575.) | | 

Heiraths-Licenzen. 

mm) Die iſraelitiſchen Heiraths-Licenzen find nah dem St. u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840, $.81. 3. 6. als ämtliche Ausfertigungen, 
die das Gefeg nicht ausdrücklich als ftämpelpflichtig bezeichnet, Feinem 
Stämpel unterworfen. (Hofkd. vom 15. December 1840, 3, 43,470.) 

Snferiptions-Eertificate, 

on) Die certificati, d’iscrizione (Gertificate über die erfolgte 
Eintragung in die Bevölferungs-tiften einer Gemeinde, welche in dem 
Tomb. venet, Königreihe, auf Grundlage des Geſetzes vom 11. Juni 
1811 ausgeftellt werden), find dem Stämpel nicht unterworfen; dafür 
muß aber au die Gültigkeit diefer Urkunden, im eigentlichen Sinne 
bed erwähnten Gefeges, bloß auf ben einzelnen Delegationd = Bezirf 
die Provinz) des Gubernial-Gebiethed befchränft werden, in weldem 
biefelben ausgefertiget worden find, und darf nicht auf das ganze Ge- 
bieth ausgedehnt werden, wie bieß in der Lombardie gefchehen ift, fon- 
bern ed müffen für dieſen letzteren Fall förmliche, mit dem claffenmäs 
ßigen Stämpel verfehene Päffe ausgeftellt werben. (Hofkd. vom 25. Auguft 
1843, 3. 26,697, und Hofkzid. vom 28, Juni 1843, 3, 19,616.) 

| Liedlohns-Erkenntniſſe. 

00) Die Erkenntniſſe der Polizei-Behörden über Liedlohns-Zah⸗ 
lungen find als ämtliche Ausfertigungen an Privat-Perfonen nad) $. 81. 
3. 6. flämpelfrei, (Hofkammer-Decret vom 3. Juni 1341, 3. 11,465. Abſ. 10.) 


* 
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Obrigkeitliche Eonfenfe 


pp) Gonfenfe, in fo ferne fie Unterthanen zur Erlernung von Ges 
werben und Künften audgeftellt werden, unterliegen feinem Stämpel, 
da fie ald Amtliche Ausfertigungen zu betradhten find, die das Gefeg 
nicht ausdrücklich als ftämpelpflichtig bezeichnet. (Hoftd, vom 1. November 
1840, 3. 41,841.) 

Paß-Certificate. 

qg) Nach dem 5. Abſatze der vom galiziſchen Landes-Präſidium an 
die Kreig-Vorfteher und die Polizei-Behörden erlaffenen Circular-Ver— 
ordnung vom 17. Auguft 1835, 3.5988, vertreten die Certificate, welche 
den ruffifchen Handelöleuten bei ihrem Eintritte in Galizien von den Zolls 
ämtern ausgeftellt werden, wenn fie die wefentlichen Rubrifen eines Paſ⸗ 
ſes enthalten, jedoch erit dann, wenn fie von ben berufenen politifchen 
Autoritäten vidirt find, die Stelle von Reife-Päffen, und haben von dies 
fem Zeitpunfte an, als wirffiche Reife-Päffe zu gelten. Sie müßten da— 
her nach $. 77. des St, und T. Gef. dem geſetzlichen Stämpel unterzogen 
werden, 

Allein, da die Nachſtämplung nicht zuläffig ift, und da bei ber 
Ausftellung dieſer Certificate nicht auch fchon jedesmal vorausgejegt wer⸗ 
den kann, daß fie zur Bertretung eined förmlichen Paſſes von der poli= 
tifchen Behörde werden geeignet erfannt werden, fo ift man mit der po= 
litiſchen Hofitelle darin übereingefommen, daß diefe Certificate ald An= 
weifung auf Päſſe und Ausfertigungen, nad) $. 81. 3. 6. des St, u. T. 
Gef. ftämpelfrei belaffen werden, fodann aber, wenn die Parteien dieſe 
Certificate zur Bidirung zur berufenen Obrigfeit bringen, ihnen von der 
politifchen Behörde die Certificate abgenommen, und dafür vorfarift 
mäßig geftämpelte Päffe auögefertiget werden. (Hofld. vom 15. Auguft 
104, 3. 22,203.) 

Schurf-Licenzen, Muthſcheine. 

* Die Schurf-Licenzen, Muthſcheine und Bergbelehnungsbriefe 
der Privat⸗Berggerichts⸗Subſtitutionen in Böhmen, Mähren und Schle⸗ 
ſien erſcheinen als ämtliche Ausfertigungen, welchen, da ſie in dem St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 nicht ausdrücklich dem Stämpel unter- 
worfen find, nach $. 81., 3. 6., dieſes Geſetzes die Stämpelfreiheit zu⸗ 
fommt. (Hofkd. vom 6, October 1844, 3. 32,308.) i 


MWaaren-Anfunfts-Eertificate. 


ss) Die Certificate Über die Ankunft von Waaren, welche aus Sa— 
nitäte-Müdfichten ausgeftellt werden, fallen nicht unter den Begriff des 
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$. 21. des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, fondern find als ämt- 
liche Ausfertigungen, nad) $. 81., 3. 6., diefed Gefeges ftämpelfrei zu 
behandeln. (Hofkd. vom 10. November 1340 , 3. 43,358.) 


E, Auöfertigungen montaniftifher Behörden. 

ts) Aemtlihe Erklärungen oder Befcheide über Lieferungs = Offerte, 
Befcheide an Beamte, wenn fie nicht als die im $. 21. ded St, u, T. 
Gef. bezeichneten Zeugniffe erfcheinen, Amtliche Erläffe über Lohnsbemeſ⸗ 
jungen, ämtliche Lohnsabrechnungen mit den Arbeitern, infofern fie nicht 
wegen der beigebrachten Beftätigung ‚der Arbeiter die Stelle von Quit⸗ 
tungen vertreten, Dienſt-Reverſe, infofern fie fih nicht ald Zeugniffe 
darftellen, Mannfhaftsbuh-Ertracte zum ämtlichen Gebraudhe und Ehe— 
Eonfenfe der montaniftifhen Behörden und Aemter für ihre Individuen, 
dann alle Ausfertigungen, Berichte 2c. der Direction und ihrer Unterämter 


an andere F. k. Behörden, Aemter und an Gerichtöftellen find ftämpelfrei, 
(Hofkd. vom 23. Mai 1841, 3. 9384.) 


7. Die Landtafel: und Grundbücher, dann die bei den 
obrigkeitlichen Aemtern in die ämtlichen Vormerkbü⸗—⸗ 
cher eingetragenen Duplicate und Abfchriften der in 
den Händen der Gontrahenten befindlichen, und mit 
dem gehörigen Stämpel verfehenen Urkunden über 
die von herrfchaftlichen Unterthanen 
Rechtögefchäfte, — 


Erläuterungen zu F. 18., 7. 


a) Der Ausdruck des $. 81., 3. 7., des St. u. T. Geſ.: „herr⸗ 
ſchaftliche Unterthanen“ begreift allerdings in den wieder erworbenen 
Provinzen auch die Bezirks-Inſaſſen in ſich; es iſt jedoch zu bemerken, 
daß vermöge dieſer Geſetzesſtelle die ämtlichen Vormerkbücher nur in An— 
ſehung der in denſelben eingetragenen Duplicate oder Abſchriften der in 
den Händen der Contrahenten befindlichen gehörig geſtämpelten Original⸗ 
Urkunden die Stämpelfreiheit genießen. (Hofkd. vom 6. Februar 1842, 3. 
29,051.) 


Regifter und Protokolle über Wechſel-Proteſte. 


b) Bon ber k. k. allgemeinen Hoffammer ift im Einverftändniffe mit 
ber k. k. oberften Zuftizftelle entfchieden worden, daß die von ben öffent⸗ 
lichen Notaren im Iombarbifch = venetianifchen Königreiche, zu Folge des 
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Artikels 176. des Codice di commercio zu führenden Regifter über die 
Wechfel-Protefte, jo wie die von den Notaren in den beutfchen Provinzen 
über die aufgenommenen Wechfel-Protefte zu führenden Protokolle, in dem 
Sinne des $. 81., 3. 7., ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
ftämpelfrei find. (Hoftd. vom 24. Zänner 1943, 3. 47,633.) 


8, Alle Schriften über die aud dem Unterthand » Ver: 
hältniſſe (ex nexu subditelae) entftehenden Streitig- 
keiten, deren Verhandlung den Wirthichaftsämtern 
und Kreisämtern als ein politifcher Gegenftand zu: 
gewieſen ift. 


Erläuterungen zu $. 81., 8, 

a) In dem Wortlaute des $. 81., 3. 8., des St. u. T. Gef, 
durch welchen allen Schriften über die aus dem Unterthand = VBerhältniffe 
entftehenden und den Wirthfchaftsämtern und Kreisämtern als ein politi= 
fher Gegenftand zur Verhandlung zugewieſenen Streitigfeiten die Stäm- 
pelfreiheit zugeftanden wird, ift die Befchränfung, daß dieſe Schriften 
nur dann flämpelfrei feien, wenn fie bei der erften politifchen Inſtanz 
vorfommen, nicht enthalten. Diefe Stämpelfreiheit kommt denfelben daher 
auch dann zu Statten, wenn fie bei den höheren politifchen Inftanzen vor= 
fommen, (Hoflammerbecrete vom 27. September 1841, 3, 28,865 , und vom 
5. März 1842, 3. 5281.) 

b) Das Anfuchen, den auf den Rechtsweg gelangenden Streitigfei- 
ten in Unterthansfachen die Stämpelbefreiung zu bewilligen,, wird zurück⸗ 
gewiefen, da eine foldhe Befreiung im Stämpel und Targefege vom 
27. Jänner 1840 nicht zugeftanden wurde, und hierzu um fo weniger ein 
Grund vorhanden ift, ald auf dem Rechtswege der Arme ohnehin ftäm- 
pelfrei ift, übrigens aber derlei Rechtöftreite, wern nicht das Armenrecht 
eintrat, auch nach dem Stämpelgefege vom Jahre 1802, $. 12., lit. f., 
für ftämpelpflichtig erflärt waren, und daher, wenn der Stämpel nicht 
angewendet wurde, fich gegen das Gefeg benommen worden ift, (Hofkd. 
vom 20. Detober 1840, 3. 41,287, vom 26, October 1840, 3, 40,853, vom 
10. November 1840, 3, 44,460.) 

c) Die Geſuche, mit welchen Herrfhaften und Gülten zur Einbrin- 
gung von Urbarial:Abgaben, ohne daß ein Streit über biefelben voraus- 
gegangen ift, um die Bewilligung einer Militär-Erecution einfchreiten, 
gehören nicht zu den Schriften über die aus dem Unterthans-Verhältniſſe 
entftehenden Streitigfeiten, deren Verhandlung den Wirthſchaftsämtern 
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und Kreisämtern ald ein politifcher Gegenftand zugewiefen iſt; dieſen 
Gefuchen fommt daher aud die Stämpelfreiheit nicht zu, welche den eben- 
erwähnten Schriften im $. 81., 3. 8., des St. u, T. Gef, zugeitanden 
it, fondern fie unterliegen dem Stämpel ald Eingaben in Privat- 
ſachen. 

Ueberhaupt muß aus dem Wortlaute des $. 81., 3. 8., gefolgert 
werden, baß die hier ausgefprochene Stämpelfreiheit nicht auch den übri— 
‚gen nad) dem Unterthand = Patente von den Grumdobrigfeiten und Kreis— 
Ämtern zu pflegenden Verhandlungen zufomme, Bei den fo beftimmten 
Ausdrüden jener gefeglichen Anordnung, welche ald eine Ausname von 
der Regel überdieß ftrenge ausgelegt werben muß, darf der Meinung, 
daß nad) dem Geifte des Geſetzes auch andere, ald die in bemfelben 
genannten Berhandlungen ald ftämpelfrei zu betrachten ferien, nicht Statt 
gegeben werben. Auch liegt in dem Umſtande, daß die Staatsverwaltung 
für gewiffe Angelegenheiten des Unterthans im pntereffe desfelben ein 
befonderes Berfahren vorzuzeichnen gefunden hat, fein Grund, diefe Be— 
günftigung noch mit jener der Gebührenfreiheit zu verbinden, und ber 
Unterſchied zwifchen Streiten, welche aus dem Unterthand = Verhältniffe 
entfpringen, und andern aus demfelben Berhältniffe entftehenden Verhand⸗ 
fungen ift fo Elar und fo beftimmt bezeichnend, Daß die gefegliche Gränzlinie 
der Stämpelfreiheit und der Stämpelpflicht in Diefer Beziehung vollkom— 
men deutlich ausgebrüdt erfcheint. 

Bei der Anwendung des $. 81., 3. 8., des St. u. T. Gef. ift fih 
daher ftrenge an den Wortlaut des Gefeges zu halten. (Hoftd.vom 3. Juni 
1841, 3. 7275.) | : 

q) Die Abfchriften jener Verhörs- und Straf-Protofolle, welche den 
Unterthbanen nach dem $. 7. des Unterthband-Straf-Patentes vom 1. Sep- 
tember 1781 auf Verlangen unentgeltlich zu erfolgen find, kömmt im Sinme 
des $. 81., 3. 8., ded St. u. T. Gef. ald Schriften über die aus dem 
Unterthans⸗ Verhältniſſe entftehenben Streitigfeiten die Stämpelfreiheit zu, 
(Hoftd, vom 8. April 1844, 3. 8297.) 

e) Fiquidationd-Protofolfe, welche aus dem Unterthang-VBerhältniffe 
entftehende Streitigfeiten betreffen, deren Verhandlung den Wirthſchafts⸗ 
Ämtern und Kreisämtern als ein politifher Gegenftand zugemwiefen ift, 
genießen vermöge des $. 81., 3. 8., die Stämpelfreiheit. Liquidationd- 
Protokolle aber, welche über bie Forderungen ded Gutsherrn aufgenom- 
men werben, find ald Protokolle im Partei = Intereffe ftämpelpflichtig. 
(Hoftd, vom 24, April 1842, 3. 2246. — ©. $. 7. C. 1-3.) 


v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 16 
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9. Die Annamd - Certificate, d. i. die Erklärung eines 
Gutsherrn, einen Unterthan einer fremden Herrfchaft 
als den feinigen aufnehmen zu wollen. 


10. Die Entlaßfcheine , d. i. die Erflärung eines Gutd- 
berrn, einen feiner Unterthanen aus dem Verhältniſſe 
der Unterthänigkeit entlaffen zu wollen. 


Erläuterung zu $. 81., 9., 10. 


a) Die Entlaßfcheine und Aufenthalts = Confenfe , welche den Unter» 
thanen zum Behufe der Ueberſiedlung auf ein anderes Dominium ertheis 
Vet werden, find nad $. 81., 3. 10., des St. u. T. Gef., infofern fie 
nicht die Stelle von Päffen vertreten ($$. 77, und 78, des St.u. T. Gef.) 
vom Stämpel befreit. Die Gefuche und Protofolle zum Behufe der Er- 
langung folder Entlaßfcheine und Confenfe find dagegen in dem erwähn: 
ten Öefege von der Stämpelpflicht nicht ausgenommen, und unterliegen 
daher, u, 3. die Eingaben und bie ftatt derfelben aufgenommenen Protos 
folle, dem Stämpel nad) $. 69. Die zum gedachten Behufe ausgefertigten 
Wohlverhaltungd = Zeugniffe unterliegen dem Stämpel nad $. 21. des 
erwähnten Geſetzes. (Hofld, vom 24. Auguft 1341, 3. 27,149. — ©. 8.81, 
33. 8.) 


11. Ale Berhandlungen der geiftlichen Behörden und 
Borfteher aller Glaubensbekenntniſſe in foldhen An: 
gelegenheiten, welche blos die Seelforge oder Kir: 
chenzucht zum Gegenftande haben, 


Erlänterungen zu v. 81., 11. 


a) Die Begünſtigung des $. 81., 3. 11,, kann unter den bort 
ausgedrüdten Bedingungen auch den Mendicanten : Klöftern zu Statten 
fommen. (Hofk. vom 11. November 1842, 3. 46,865.) 

b) Die pfarrämtlichen Zeugniffe über den Religions:Unterricht für 
Brautleute find nah $. 81., 3. 11., da fie blos die Seelforge betref- 
fen, ftämpelfrei. (Hofto, vom 22, März 1341, 3. 2113, und vom 3, Mai 
1541 , 3. 4233.) 

c) Die Zeugniffe der jüdischen Brautleute über die Prüfung aus dem 
Sittenbuche Bne Zion, find vom Stämpel frei zu laſſen. (Hofkammerdecr. 
vom 21. Auguft 1841, 3, 27,524.) 
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d) Die von den beurlaubten Soldaten bei ihrer Verehelichung aus- 
zuftelfenden Reverfe, daß fie ihre Gattinnen nicht verlaffen wollen, 
außer wenn fie in bad Feld oder zur Erercierzeit zum Regimente ab- 
gehen müffen, gehören zu jenen Schriften, denen im $. 81., 3. 11., 
des St. u. T. Gef. die unbedingte Stämpelfreiheit zugeftanden ift, und 
find demnach ftimpelfrei zu behandeln, (Hofkd. vom 23. December 1842, 
3. 44,579.) 

e) Die Zeugniffe, welche den Quittungen über die, auf den lom— 
bardifchvenetianishen Monte inferibirten Renten, von den, zu Mefle: 
fungen oder zur geiftlichen Aushilfe in der Seelforge geftifteten Capi— 
talien, theils indorfirt, theils abgefondert beigelegt, und über bie per: 
folvirte Stiftungsverbindfichfeit ausgeftellt werden, und welche fih auf 
einen, durch die Gubernial-Circulare vom 12. April 1824, 3. 7445, und 
4. Mai 1829, 3.8266, beftätigten Cultus-Minifterial-Erlaß vom 10. Juni 
1809, gründen, unterliegen im Sinne des $. 81., 3. 11. und 25., des 
St. u, T. Gef. vom 27, Jänner 1840 dem Stämpel nicht, (Sofkdecr. 
vom 17. Februar 1844, 3, 51,225. — ©. d. 21. E. 40—45. 8. 81, 1. i.) 


12. Alle Steuer:Reclamationen, welche von den Steuer: 
pflichtigen in Folge einer ämtlichen Aufforderung 
angebracht werden, fo wie Die dadurch veranlaßten 
Verhandlungen. 


Erläuterung zu |. 81., 12. 
a) Borftellungen und Recurfe, wegen Verminderung der Erwerb- 


fteuer, können nicht unter den $. 81., 3. 12,, fubfumirt werden. (Hof: 
tammerbdecret vom 1, Zuli 1841, 3. 18,747. — ©. $. 81. 2. b—d. g. =.) 


13. Die Staatöfchufdverfchreibungen und jene, die ihnen 
gleich gehalten werden, ſammt den auf m. 
ausgeſtellten Geffionen. 


Erläuterung zu (, gu, 13. 


a) Die Stämpelfreiheit, welche durch den $..81., 3. 13., des 

St. u. T. Gef. den auf den Staatsſchuldverſchreibungen ſelbſt ausge— 

ſtellten Ceſſionen derſelben eingeräumt iſt, kommt weder den Ceſſionen 

der Staatsſchuldverſchreibungen, die abgeſondert über dieſe Schuldver— 

ſchreibungen ausgeſtellt werden, noch den Erklärungen, welche die Stelle 

von Ceſſionen vertreten, zu Statten, da die angeführte Beſtimmung des 
16* 
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St. u, T. Gef. ald eine Ausname von der allgemeinen Borfchrift bes 
$. 18. dieſes Geſetzes ftrenge ausgelegt werden muß. (Hoftd. vom 6. Jän⸗ 
ner 1841, 3 46,584. == S. auch §. 7. C. 80.) 


14. Die Zalond zur Erhebung der Zindanweifungen 
(Coupons) von öffentlichen Schuldverfchreibungen, 
und die Zinsanmweifungen (Coupons) zum Bezuge 
der Zinfen von folchen Obligationen. 


Erläuterung zu ). 81., 14. 


a) Was die vinculirten, auf Ueberbringer lautenden Obligationen 
anbelangt, jo find, infoferne derlei Vinculirungen geftattet find, die 
Duittungen, welde eigentlih die Stelle der Coupons vertreten, auch 
ferner noch vom Stämpel frei zu laſſen, in dem Sinne des $. 64., 
3. 20. ($. 81., 3. 25., des für die deutſchen Provinzen erlaffenen Ge— 
ſetzes). Bon diefen Binculirungen find die Umfchreibungen der Obliga- 
tionen auf Namen wohl zu unterfcheiden. In diefem zuletzt bemerften 
Falle werden die Duittungen über bie behobenen Intereffen nad) der 
allgemeinen Regel ftämpelpflichtig fein. (Hofkd. vom 19, Rovember 1841, 
3. 26,467, lit. k., in Betreff der lombarbifchvenetianifchen Monte,) 


15. Die Quittungen über die Zinfen von Staatöfchuld- 
verjchreibungen und den ihnen gleich gehaltenen Ob- 
ligationen, infofern diefen Quittungen die Stäm- 
pelfreiheit ausdrücklich zugefichert ift. 


Erläuterungen zu $. 81., 15. 

a) Die Quittungen über die Intereffen der niederöfterr.:ftän- 
diſchen Eotto-Dbligationen find nad $.81., 3. 15., ftämpelfrei zu 
behandeln. (Hoftd. vom 14. December 1840, 3. 44,572.) 

b) Da die Stämpelbefreiung der Zinfen- Duittungen der ungari- 
fhenHoffammer- Obligationen urfprünglich auf die a. h. Patente 
vom 1. Februar 1760 und 28, December 1762, mit welchen die Anlehen 
eröffnet wurden, gegründet ift, fo unterliegt e8 feinem Anftande, daß diefelben 
auch ferner nach dem $. 81., 3. 15,, des St. u. T, Gef. vom 27. Jän⸗ 
ner 1840, und zwar auch dann vom Stämpel befreit bleiben, wenn bie 
Zahlung bei einer Gaffe im ftämpelpflichtigen Inlande geleiftet wird, 
(S0:fd. vom 20. Auguft 1341, 3. 31,452.) 

c) Die im $. 81., 3. 15., des St. u. T. Gef, vom 77. Jänner 1840 
ausgeſprochene Stämpelfreiheit jener Duittungen über die Zinfen von 
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Staaisfhuldverfhreibungen und den ihnen gleich gehaltenen Obligatio- 
nen, welchen die Stämpelfreiheit ausdrücklich zugefichert ift, Fommt nicht 
allen Quittungen diefer Art, welche durch das erlofchene Stämpel-Patent 
vom Jahre 1802, und die dazu erfloffenen Hofverordnungen ftämpelfrei 
erklärt wurden, fondern nur jenen zu, welche bei dem Erfcheinen von 
Staatsfhuldverfhreibungen und ihnen gleichgehaltenen Obligationen, in 
den darüber erlaffenen Kundmachungen ftämpelfrei erflärt wurden, da 
durch die Activirung bed erwähnten Gefeged die früheren Stämpelvor- 
fohriften aufgehoben wurden. 

Die Obligationen aber, vüdfichtlicy deren bei ihrem. Erfcheinen eine 
folhe Erklärung erlaffen wurde, und von denen die Intereffen aud) in den 
Provinzen bezogen werben fünnen, find die Banco- Obligationen und 
Banco-Leibrenten- Obligationen, beiwelden fi die Stämpel- 
befreiung für die Quittungen über die Intereſſen und Eapitalien, auf die Pa- 
tente vom 24. December 1705 und 24. März 1713 gründet, und die Ban- 
co⸗-Lotto-Obligationen vom Jahre 1797—98, welchen die Stäm— 
pelfreiheit durch das Patent vom 18, November 1797 zugefichert wurbe. 
(Hoftd. vom 12. Auguft 1841, 3. 22,942.) 

d) Die Zinfen der mährifh-ftänd, Aerarial-Pamatken 
find nur gegen gehörig geftämpelte Quittungen zu erfolgen, ba biefen Quit— 
tungen im Geſetze feine Stämpelfreiheit zugeftanden ift, und fie daher der 
allgemeinen Regel der Stämpelpflichtigfeit der Quittungen zu folgen haben. 
EHofkd. vom 5, December 1841, 3. 36,509.) | 


16. Alle Quittungen über eingehobene öffentliche und 
Gemeinde: Auflagen, dann über die an folchen Ab— 
gaben geleifteten Rückzahlungen. 


Erlänterungen zu $. 81., 16. 

a) Die Quittungen über die an Parteien zurüdgezahlten, unge 
bührlich geleiteten Zollbeträge find nad $. 81., 3. 16., als 
Quittungen über die an öffentlichen Abgaben geleiftete Rüdzahlungen 
ftämpelfrei. (Hofkd. vom 22. October 1840, 3 42,255, und vom 13. Jänner 
1841 , 3. 49,970.) 

b) Die Quittungen Über Poft » Porto» Zurüdzahlungen 
und Vergütungen für verlorne und beſchädigte Sendungen find 
nad $. 81., 3. 16. und 25., ftämpelfrei. (Hoftdeer. vom 4. Juni 1841, 
3. 16,851.) 2 

c) Die Quittungen der VBerzehrungsfteuer = Pächter und Sub-Päd- 
ter über 


- 
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1) die nah dem Tarife eingehobenen VBerzehrungs: 
teuer-Gebühren, 

2) die im Wege der Berzehrungsfteuer - Abfindungen eingehobenen 
Abfindungsbeträge, 

3) die aus Anlaß von entdedten Berzehrungsftener » Gefälldübertre- 
tungen empfangenen Strafgelder, find nach dem $. 81., 3. 16., des 
&t. u. T, Gef, für die deutfchen Provinzen, und dem $. 64., 3. 13., 
des St, u, T. Gef. für das Iombardifch = venetianifche Königreich, un— 
bedingt ftämpelfrei; weil in ber erften und zweiten Beziehung die Päch— 
ter an bie Stelle der Gefälldverwaltung treten, die bezüglichen Gebüh— 
ren als Tandesfürftfihe Steuern betrachtet werden müffen, und die Quit— 
tungen über eingehobene öffentliche Auflagen nad dem obigen Para= 
graphe die unbedingte Stämpelfreiheit genießen, dann in der dritten 
Beziehung, weil die Strafbeträge auch von den Pächtern in Vertre— 
tung der Gefällsverwaltung eingezogen werden, infoferne fie ein Biel- 
faches der entzogenen Gebühr und mindeftens theilweife eine Erſtattung 
derfelben find, und fomit auch die Duittungen hierüber unter den $.81., 
3. 16., und beziehungsweife unter den $. 64., 3. 13., fubfumirt wer; 
den Fünnen. 

4) Die Duittungen der Berzehrungsfteuer = Pächter über empfan— 
gene Pachtſchillings-Raten von Seite ihrer Sub - Pächter fallen unter 
die Stämpelpflicht, indem bdiefelben aus einem rein privatrechtlichen 
Berhältniffe entfpringen, und foldhen nad) dem neuen St, u. T. Gef. 
eine Stämpelfreiheit nicht zuſteht. (Hofkd. vom 11. December 1842, Zahl 
47,444.) 

d) Die Duittungen über die, in Folge Hofkammerdecretes vom 
20, März 1840, 3.9326, für ausgeführten Branntwein erfolgte 
Steuer-Rüdvergütung, dann die Quittungen über Die, wegen 
erwiefener Betriebshinderniffe bewilligten Steuer-Rüd- 
sahlungen, find als Quittungen über, an eingehobenen öffentlichen Ab- 
gaben geleiftete Rüdzahlungen, anzufehen, und nad) $. 81., 3. 16., des 
neuen St. u. T, Gef, ftämpelfrei zu behandeln. (Hoftd. vom 29. März 
1843, 3. 4761.) 

e) Die Duittungen der Stadtgemeinden über die an diefelben, abge= 
führten Verzehrungsſteuer-Zuſchläge find, da diefelben als 
wirflihe Gemeinde = Auflagen erfcheinen,, im Sinne des $. 81., 3. 16., 
unbedingt ftämpelfrei. (Hoftd, vom 20, Februar 1833, 3. 3730.) 


f) Die Quitiungen über Urbar-Steuervergütungen, über 
D rittel-Steuerv ergütungen und über die Windhag'ſchen und 
Mikos'ſchen Stiftungs:Intereffen, von dem entgehenden Drittel-Steurr- 


$ 81. 16. gm, 27 


genuße herrührend, find flämpelfrei im Sinne der $. 81., 3. 16., und 
$. 84, des St. u. T. Gef. (Hofld. vom 14. December 1840, 3. 44,372, 
on das nieberöfterreichifch=ftändifche Obereinnehmeramt,) 

8) Die Erwerbfteuerfcheine find nad dem St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, $. 81., 3. 16., ftämpelfrei. (Hofkd. vom 1. Ros 
vember 1340, 3. 42,305.) 

h) Die Empfangsbeftätigungen über einbezahlte Grundbude: 
gebühren find im Sinne des $. 81., 3. 16., ded St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840 ftämpelfrei. (Hoftammerdecrst vom 10. Sänner 1843, 
3. 48,662.) 

i) Die Duittungen über proviforifche und definitive Taz-Ent— 
ſchädigung find nah F. 81., Zahl 16., fämpelfrei. CHoftd. vom 
14. December 1840, 3. 44,372.) 

k) Die durch befondere Vorſchriften ausgefprochene Stämpelbe: 
freiung der Duittungen über Taz- und Umgelds-Entfhädigungen wird 
auch ferner aufrecht erhalten. (Hoffd, vom 31. December 1840, 3. 43,202.) 

I) Die Eingaben der Parteien, fammt deren Beilagen, in Taz— 
Entfhädigungs-Angelegenheiten, unterliegen dem Stämpel nad) der all= 
gemeinen Vorschrift ded St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 ,. weil 
bie, mit dem Hoffammerbecrete vom 14. December 1840, 3. 44,372, 
ausgefprochene Stämpelbefreiung der QDuittungen über proviſoriſche, 
und ber Urkunden über definitive Taz-Entſchädigungen, eine ausnamd- 
weife Begünftigung ift, welche auf die Eingaben der Parteien, fammt 
deren Beilagen, in Taz⸗Entſchädigungs-Angelegenheiten nicht ausgedehnt 
werben kann, und die früher beftandenen bießfälligen Stämpelvorfcrif- 
ten durch das neue St. u, T. Gef. aufgepoben 1 find, (Hofkd. vom 8, Juni 
1843, 3. 20,263.) 

m) Auf die vorgefommene Anfrage, ob die nachbenannten Bei 
lagen der Taz = Entfehädigungsgefuche ald ſtämpelfreie Urkunden zu be= 
trachten feien, ift folgende Entfcheidung erfloſſen: 

1) Die Abfchriften der Tazfteuer-Faffionen, melde von ber flän- 
difhen Buchhaltung. ausgefertigt und beglaubigt werden, find, ba fie 
feine Urkunden find, welche die definitive Taz-Entſchädigung betreffen, 
mit- dem, in den $$. 74 , 75. und 76. ded St. u. T. Gefeged vom 
27. Zänner 1840 für Abfchriften beftimmten Stämpel von 15 fr. ober 
30 fr, per Bogen zu verſehen. 

2) Die Urfauf-Berträge des Tazrechtes können nicht unter bie Ur: 
funden gezählt werden, welchen das neue Gefeg die Stämpelfreibeit 
zuerfannte; fie müffen dgher im Sinne des Hoflammerdecretes vom 
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24. October 1842, 3. 40,309, infoferne fie zu einer Zeit, wo nod 
feine Stämpelgefete beftanden, errichtet wurden und ungeftämpelt find, 
wenn fie ald Beilagen gebraucht werden, mit dem Beilagenftämpel von 
6 fr. per Bogen verfehen werden, wie Died bereitd aus einem andern 
Anlaffe, rüdfichtlich der vor dem Beftande eines Stämpelgeſetzes aus— 
gefertigten Urkunden entfchieden wurde, 

3) Die Erflärungen über die Zufriedenftellung mit der zuerfannten 
Entfhädigung, dann jene der Vorgänger im Bezugsrechte, daß fie auf 
das veräußerte Recht feinen Anspruch mehr ftellen, find Urkunden, welche 
aus DBeranlaffung der definitiven Taz-Entſchädigung errichtet werden, 
und genießen, nad) der Beftimmung des Hoffammerbeereted vom 14. De— 
cember 1840, 3. 44,372 (f. $. 81. 16. i.), die unbedingte Stämpel- 
freiheit, 

Werden nun folhe Erflärungen ald Beilagen beigebradht, fo find 
fie als unbedingt ftämpelfreie Urkunden, nad) $. 72, des erwähnten Ge— 
feged auch vom Beilagenftämpel befreit. Würden aber in dad Taz-Ent: 
ſchädigungsgeſuch felbft derfei Erklärungen aufgenommen, fo muß dieſes 
doch mit dem ingabenftämpel verfehen fein, weil diefe Gefuche um 
bie Zuweifung der Taz-Entfhädigungen nad) dem vorausgehenden Hof: 
fammerbeerete vom 8. Suni 1843, 3. 20,163, dem Cingabenftämpel 
unterliegen, (Hoftb, vom 26. Jänner 1840, 3. 759.) 

n) Da die Neligionsfondfteuer in den, aus dem Staats— 
ſchatze dotirten, und daher ftämpelfreien Religiondfond fließt, fo find 
die Duittungen über den Empfang diefer Steuer ftämpelfrei, 

Ebenfo find die Quittungen über die Bergütung für daß bei- 
lige Del, in dem Sinne bed $, 81. des Gt. u. T. Geſetzes vom 
27. Jänner 1840, vom Stämpel frei zu laſſen. (Hofkd. vom 20, Jänner 
1344 , 3. 45,881.) 

0) Die Quittungen des proteftantifchtheofogifchen Gymnaſiums zu 
Tefchen über die jährlichen Beiträge, welche die afatholifchen Gemein- 
den zu deſſen Unterhalte leiften, find vermög des $. 81., 3. 16., des 
St. u. T. Gef, flämpelfrei; da diefe Beiträge die Natur von Gemein: 
de-Auflagen haben. (Hoftd, vom 20. Zänner 1842, 3. 45,881.) 

p) Die Duittungen, mittelft welchen die Parteien den Rüdempfang 
der, an das Wiener Krankenhaus zu viel eingezahlten Verpflegsgebüh— 
ren beftätigen, find nach $. 81., 3. 16., ftämpelfrei. (Hofkd. vom 14. Ju: 
ni 1841, 3. 1529.) 

g) Die Quittungen über die an Weggeld- Pächter bezahlten Weg- 
und Brüdengelder für die fogenannten Holzſcheibenfuhren der Haller 
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Saline, find nah $. 81., 3. 16., des St. u. T. Gef. ftämpelfrei. 
(Hofkd. vom 20. October 1841, 3. 39,593.) 
17. Die Quittungen über folche Leiftungen der Unter- 
thanen an ihre Herrfchaften, welche aus dem Un- 
terthandverhältniffe (ex nexu subditelae) entfpringen. 


Erläuterung zu $. 81. 17. 
taudemium 

a) Die Duittungen über Reiftungen der Grundholden ober Nutzungs⸗ 
Eigenthümer an die Grundherren in Tirol, unterliegen dem Stämpel 
nach ber allgemeinen Regel des St, u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, 
da bad Unterthansverhälmiß, der nexus subditelae, welder Taut$.81. 
3. 17, dieſes Gefeges, die Stämpelfreiheit folder Duittungen begrün⸗ 
det, in Tirol nicht beteht, und fomit auch die Beftimmung des $. 81. 
3. 17., in Tirol feine Anwendung findet. (Hofkd. vom 39. Zuni 1843, 
3. 21,628.) 


18. Die Quittungen Über Zehente und Zehent- Relui- 
tiond-Gelder. 


19. Die Waifenbüchel, welche den Vormündern und 
Guratoren von den Waifenämtern hinausgegeben 
werden, 


Erläuterung zu S. 81. 18—10. 
Waiſenbüchel. 

a) In der waiſenämtlichen Gebahrung werden ſowohl den Vormün- 
bern und Curatoren über das, für den Pflegebefohlenen, bei der Waifen- 
caſſe erliegende Vermögen, ald auch den Schuldnern der Waifencaffen, 
über das ihnen bargelichene Bermögen, von den Waifenämtern Büchel 
binausgegeben. | | 

Die erfieren biefer Büchel, nämlich jene, welche den Vormündern 
und Curatoren gegeben werden, find im $. 81. 3. 19. des St. u. T. 
Geſ. vom 27. Jänner 1840 unbedingt ftämpelfrei erklärt, _ 

Es hat fih nun die Frage ergeben, ob die in der bezeichneten Stelle 
des St. ©, den Waiſenbücheln für die Bormünder und Guratoren zuge— 
ſprochene Stämpelfreiheit fi auch auf die den Waiſenſchuldnern hinaus- 
gegebenen Waifenfchuldbüchel (Waiſen-Paſſivbüchel) zu erſtrecken habe? 

In Gemäßheit hberabgelangter allerhödfter Ent: 
Ihliegung vom 8, April 1843, wollen Se, Majeftät allergnä- 
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digſt geftatten, daß aud die den Waifenfchuldnern hinausgegebenen 
Waifenbüchel Fünftig derfelben Stämpelfreiheit theilhaftig fein follen, 
welche den Waifenbücheln für die Bormünder und Quratoren über das 
für den Pflegebefohlenen bei der Waifencaffe erliegende Vermögen in 
dem St. u, T. Gef. $. 81. 3. 19. zugeftanden worden iſt. (Hof. Decret 
vom 3. Zuni 1843, 3. 14,837.) 


20. Die Quittungen über eingehobene Schulgelder. 


Erläuterungen zu $. 81., 20. 


a) Den Gefuchen der Schulfehrer um Einbringung rüdftändiger 
Schulgelder, fommt nah dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
feine Befreiung vom Stämpel zu Statten. (Hofkammer-Decret vom 16. Auguft 
1841 , 3. 25,898.) 

b) Die von Schullehrern über den Empfang von Brennholz zur 
Beheigung der Schulzimmer ausgefertigten Duittungen unterliegen der 
Stämpelpflict; da in dem Stämpelgefege feine Begünftigung für ſolche 
Duittungen enthalten iit, und auf diefelben weder ber $. 81, 3. 16. und 
20, des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, noch aud die Beftim- 
mung bed Hoffammer = Decreted vom 14. December 1840, 3. 46,399 
(S. $. 84, A, cc.) Anwendung findet. (Hofkd, vom 24, Auguft 1343, 
3. 27,627.) 


21. Die Quittungen über empfangened Almofen. 


Erläuterungen zu F. 81., 21. 


a) Die Duittungen über die Unterftügungsbeiträge für verarmte Ru— 
ftical-Contribuenten find im Sinne des $.81. 3. 21. ſtämpelfrei. (Hoftd. 
vom 14. December 1840, 3. 44,572, die bei dem n, ©. fländifchen Obereinneh— 
meramte vorfommenden Zahlungen betreffend.) 

Die Quittungen über die Gaben, welde aus der Gronner’fchen 
Armen:Stiftung zu Oberhaugenthal an bie dortigen Grund» und Wirth- 
fhafts-Beliger, Die wegen ungünftiger Tanbwirthfihaftlicher Verhältniſſe 
oder durch Elementar-Ereigniffe an den Bettelftab gerathen, oder an dor— 
tige Handwerfer und Inwohner, welche in Noth verfallen find, erfolgt 
werden, find nad $. 84. 3, 21., ftämpelfrei. (Hoftd, vom 11. October 
1841, 3. 35,177.) 

by) Die Quittungen über Unterftügungsbeiträge aus dem Eifenerzer 
Mirpthätigfeitsfonde, welche Beträge jene der gewöhnlichen Almofen 
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beträchtlich überfteigen, ferner die Quittungen des Magiftratd über den 
Beitrag des Viaticums, dann die Duittungen des Armen-Inſtituts über 
den Beitrag an dasfelbe, find nad) ten Beftimmungen des St. u. T. 
Gef. ald ſtämpelpflichtig zu behandeln. (Hefkammer-Decret vom 3, Zuni 
1841, 3. 9861.) 

c) Bei Quittungen der Ortö-Spitäler und Armenhäufer über die 
bei den (galizifhen) Kreiscaffen eingefloffenen und an fie erfolgten 
Strafbeträge, find nach der allgemeinen Vorſchrift des $. 9. des St, u. 
T. Gef. ftimpelpflichtig; da diefe Strafbeträge Feine Almofen find, und 
den Spitälern und Armenhäufern durch das beftehende St. u. T. Gef. 
eine Stämpelbefreiung überhaupt nicht zugeftanden iſt. (Hofkd. vom 14, Oe⸗ 
tober 1841, 3. 35,143.) 

d) Die Armen⸗Inſtitute folgen rüdfihtlih der Stämpelbehandlung 
der allgemeinen Regel, da hinfichtlich derfelben im St. u. T. Gef, eine 
Ausname nicht vorhanden iſt. 

Es wird ſich daher bei der Beantwortung ber Frage, ob die Quit— 
tungen über Geldbeträge, welche in ein Armen-Inſtitut einfließen, der 
Etämpelpfliht unterliegen, in jedem einzelnen Falle darum handeln, 
zu entfcheiden, ob in Folge der allgemeinen gefeglichen Beftimmungen 
einer folhen Quittung, nach der Beſchaffenheit des concreten Falles, die 
Stämpelfreiheit zufteht. 

Duittungen über Almofen find nah $. 81. 3. 21. des St. u. T. 
Gef. allerdings ftämpelfrei, allein nicht jeder Zufluß an das Armen-In—⸗ 
ftitut kann als ein Almofen betrachtet werden, Ob nun der quittirte Be— 
trag als ein Almofen angefehen werben fann oder nicht, hängt von der 
Natur und Befchaffenheit der Gabe und überhaupt von der Befchaffen- 
heit der eintretenden Berhältniffe, unter denen die Zahlung Statt findet, 
ab, und muß von Fall zu Fall beurtheilt werden, ohne daß ſich hierüber 
eine allgemeine Regel aufftellen läßt. 

Fließen derlei Geldbeträge in Folge einer Verpflichtung, wie 3.2. 
bei den gefeglichen Legaten, bei den Strafgelderr u, f. w. in die Armen— 
Inſtituts⸗Caſſe ein, fo find auch die Duittungen darüber, da foldhe un- 
ter den Begriff eines Almoſens nicht fubfumirt werden fünnen, dem vor: 
fhriftsmäßigen Stämpel unterworfen. (Hoftd. vom 2, Jänner 1843, Zahl 
48,929.) 

e) Die Beftätigungen der Parteien über den Empfang der ihnen von 
den k. k. Patrimonial-Aviticale und Familien-Fonds-Laffen erfolgten vor- 
übergehenden oder wieberfehrenden Unterftügungs = Beiträge find, ohne 
Unterfihied der Benennung, mit der dieſe Unterftügungen bezeichnet wer: 
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den, nach dem 8. 81. Abf. 21. des St. u. T. Gef. zu behandeln. (Hort. 
vom 19. Februar 1841, 3.7106 in Folge allerhöchſter Entſchließung 
vom 9. Februar 1841.) 


Daher bedürfen aud die Duittungen über die Berpflegsfoften und 
Nebenauslagen für die fogenannten k. Zöglinge des f. k. Civil-Mädchen⸗ 
Penfionats, welche aus der Privat-Caſſe Sr, Majeftät erfolgt werben, 
feines Stämpels. (Hoftd. vom 2. Jänner 1843, 3 47,277.) 

f) Die Duittungen über das Hof-Almofen zum Armen-Inſtitute find 
ftämpelfrei, Die Quittungen über die Beiträge Sr. E, k. Mäjeftät zu den 
Benefice-Vorftelungen für den Wohlthätigfeitsfond find im Sinne ber 
allerhöchften Entfhließung vom 9. Februar 1841, nad $, 81. 3. 21. 
ded St. u.T, Gef. ftämpelfrei zu behandeln. (Hofkd. vom 8, Februar 1842, 
3, 34,916, e. und i,) 


22. Die Quittungen über Vergütungen für Vorſpanns— 
leiftungen überhaupt, und fir ſämmtliche in den 
politifchen Vorſchriften gegründete Leiftungen der 
Unterthanen an dad Militär. 


Erläuterungen zu S. 81. 22. 


a) Die Zind-Duittungen über, von den Unterthanen an dad Mi- 
Yitär abgegebenen Wohnungen, in fo ferne die Militär-Individuen ihre 
Duartiere nicht felbft miethen, und bie Unterthanen nach den politifchen 
Borfchriften zur Ueberlaffung des Duartiers verpflichtet find, und ſomit fein 
eigentlicher Miethvertrag beiteht, find nad $. 81. 3.22. ftämpelfrei. 
(Hofkd. vom 9. Auguft 1842, 3. 26,089.) 

b) Die Quittungen, welde von Gemeinden über die Vergütungen 
ihrer Fuhren, zum Transporte der Verurtheilten, in die Strafhäufer 
audgeftellt werden, Fommt, und zwar in dem Sinne des $. 81. 3. 22. 
($. 64. 3. 17. des ital. Terted) die Stämpelfreiheit in fo ferne zu, ale 
es fih um Fuhren handelt, welche die Gemeinden zwangsweife, in Folge 
der beftehenden Geſetze zu ftellen haben, nicht aber in fo ferne es fih um 
Fuhren handelt, welche von den Gemeinden freiwillig und vertragsmä- 
Big beigeftellt werben, 

Eben fo find jene Duittungen ftämpelfrei, welche die Gemeinden 
für die Bergütung von Auslagen ausftellen, die fie im Namen der Staatd- 
verwaltung und für deren Rechnung, gleichfam nur vorfchußweife, zur 
Berhinderung der Verbreitung anſteckender Krankheiten, oder im Militär: 
bienfte beftritten haben, Feineswegs aber find derlei Duittungen auch dann 
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ftämpelfrei, wenn fie über Vergütungen ausgeftellt werden, welche bie 
Gemeinden ald Lohn oder Entfhädigung für vertragsmäßig übernom- 
mene Leiftungen zu empfangen haben, (Hoftd. vom 23. April 1843, Zahl 
10,930, an ben lomb. Cameral⸗Magiſtrat.) 


23. Die Quittungen über Geldbeträge unter zwei Gul— 
den Sonventiond: Münze W. W. 


Erläuterung zu 6. 81., 23. 


a) Da nad) $. 81. 3. 23. nur Quittungen Über Geldbeträge unter 
2 fl. C. M. ftämpelfrei erklärt werden, fo find andere Urfunden, wenn ' 
fie auch auf einen Geldbetrag unter 2 fl. Tauten, dieſer Begünftigung 
nicht theilhaftig. (Hofkd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 


24. Alle Empfangöbeftätigungen über Leiftungen an 
was immer für einen Zweig der Öffentlichen Ver: 
waltung. 


25. Die Quittungen, Scheine und Urkunden welche 
den Gaffen oder Aemtern, wegen der Drdnung ihrer 
Manipulation nebſt den eigentlichen Beweisurkun: 
den übergeben werden müffen, fo wie die Quittun- 

gen über Geldvorfhüffe, melche aus öffentlichen 
Caſſen gegen Verrechnung erfolgt werden, und die 
Duittungen, welche Perfonen, die in Staatöge: 
fchäften reifen, über die Vergütung der von ihnen 
beftrittenen Reifeauslagen ausſtellen. 


Erläuterungen zu $. 81. 25. 


A. 

a) Die Zahlungsbögen über Pacht- und Miethzinſe auf den Staats— 
und Fondegütern, welche mit der Verordnung vom 29. September 1842, 
3. 34,100, Abf. IL eingeführt wurden, find, da diefelben nach Eröff- 
nung des k. f, General-Nechnungs-Directoriumd eigentlich als Gegen— 
fiheine für die Rechnungs-Cenſur zu dienen haben, und nicht beftimmt 
find, ald Duittungen in den Händen der Pächter oder Miether zu ver: 
bleiben, fondern von dieſen nach Ablauf einer beftimmten Zeit gegen ih— 
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nen zu erfolgende Hauptquittungen wieder eingelöfet werben, im Sinne 
des 8. 81. 3. 25. des St. u. T. Gef. vom Stämpel frei zu Taffen, bie 
von Pächtern oder Miethern für die eingelöiten Zahlungsbögen erfolgten 
Hauptquittungen haben aber dem gefeglichen Stämpel zu unterliegen. 

Den Zahlungsbögen wird übrigens von den Aemtern jedesmal bie 
Bemerkung beizurüden fein, daß die gehörig geftämpelte Hauptquittung 
den Parteien erfolgt wurde, welcher Umſtand bei Gelegenheit der Ge— 
fälls-Reviſionen gehörig zu controlliren iſt. (Hoftd, vom 10. October 1344, 
3. 25,379.) 

b) Die Haupt und Verzichts-Quittungen, welche über die zur 

Umſchreibung eingebrachten mährifd) = ftändifchen Nerarial- Pamatfen in- 
ſtructionsmäßig auszuftellen find, dürfen aud in Zufunft ungeftämpelt 
angenommen werden, da fie unter die im $. 81. 3. 25. ded St. u. T. 
Gef, unbedingt vom Stämpel befreiten Urkunden gehören, welde den 
Caſſen und Aemtern nur wegen der Orbnung ihrer Manipulation gege= 
ben werden müffen. (Hoftd. vom 6. Jänner 1841, 3. 46,584.) 

c) Die Duittungen, welche über den, von ber k. k. privil. öſterr. 
National:Banf geleifteten Erſatz für falfche Banknoten ausgeftellt werden, 
find im Sinne des $. 81. 3. 25 ftämpelfrei zu behandeln. (Hoftd, vom 
14, Juli 1841, 3. 3413.) 

Cautionen, Badien. 

d) Die Quittungen über zurüdgeftellte Cautionen und Vadien ber 
Gefälls- Pächter, Aerarialsticferanten und Contrahenten find ald Urfun- 
den, welche den Gaffen und Aeıntern wegen der Drbnung ihrer Mani= 
pulation gegeben werden müffen, in Gemäßheit des $. 81. 3. 25. des 
St. u. T. Gef. auch ferner, fo wie bisher ftämpelfrei zu belaſſen. (Hofk. 
Decret vom 24. April 1841, 3. 6793 , und vom 19. Mai 1841, 3. 11,955. 

e) In der Cvoraudgehenden) Verordnung yom 24, April 1841, Zahl 
6793, find jene Gautionen und Vadien nicht begriffen, welche fruchtbrin— 
gend beim Tilgungsfonde erliegen, und nad) ben Beftimmungen bed Prä- 
fivial-Erlaffes vom 12. März 1841, 3.238, P., zu behandeln find, zus 
folge welcher die von ber Staatöfhulden-Tilgungsfonts:Haupteaffe zurüd 
erhaltenen Cautiond= und Depofiten = Gapitale und bie hieran gleichzeitig 
ausgeglichenen Intereſſen den betheiligten Cautionanten und Deponenten 
nur gegen, von den Pereipienten fowohl über das Capital als die Inter⸗ 
effen abgefondert auszuftellende, vorſchriftmäßig geftämpelte Duittungen 
zu erfolgen find, und eine Ausname nur dann eintritt, wenn die Depofi- 
ten Aemtern oder Behörden, ärarifchen Fabrifen oder andern öffentlichen 
aus dem Staatsfchage ganz oder zum Theile dotirten Fonden und Anftal= 
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ten in der Art gehören, daß die Stämpeltare aus dem Aerar gezahlt 
werden müßte, Es find demnach Duittungen über Cautionen und Vadien 
diefer Art nach den Beitimmungen des St, u, T. Geſetzes flämpelfrei. 
(Hofkd. vom 8. October 1842, 3, 33,477.) 

Da die Clauſel, welche die Parteien, im Falle des Legſchein-Verlu— 
fted, den Quittungen über zurüd geftellte Cautionen und Badien beifügen, 
daß fie nämlich auch im Falle der Vorfindung bed Legfcheines, an das 
Aerar, rüdjichtlih der fraglichen Cautionen feine Anſprüche zu ftellen 
haben, die Natur diefer Duittungen nicht ändert, und dieſelben, infoferne 
fie über zurüdgeftellte Cautionen und Vadien ausgeftellt werben , welche 
nicht beim Tilgungsfonde fruchtbringend angelegt wurden, immerhin 
Urfunden verbleiben, welche den Aemtern und Gaffen, wegen der Drd- 
nung ihrer Manipulation, gegeben werden müfjen, fo haben die fragli« 
chen, fogenannten Haupt: und Verzichtd - Duittungen, in Gemäßheit bes 
$, 81., 3. 25., ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, und im Sinne 
der Hoffammerdeerete vom 24. April und 19. Mai 1841, Zahlen 
6793 und 11,955 ($. 81. 25. d.), dann vom 8, October 1842, Zahl 
34,477 ($. 81. 25. e.) dem Stämpel nicht zu unterliegen, 

Die Forderung der Legalifirung diefer Duittungen bleibt dem Er—⸗ 
meffen der leitenden Behörden von Fall zu Fall — (Hofkd. vom 
13. Juli 1843, 3. 19,659.) 

f) Die Quittungen, welche Lieferanten, Pächter u, ſ. w. über bie 
an fie ausgefolgten Gautionen und Vadien an das Wiener Kranfenhaus 
ausfertigen, find nad $. 81. 3. 25. ftämpelfrei, (Hoftt. vom 14. Zuni 
1841, 3. 1529.) 

g) Die Empfangsbeftätigungen über zurüdgeftellte Heiraths-Cau⸗ 
tiond-Urfunden find nach $. 81. 3. 25. keineswegs ald ein Objert ber 
Stämpelpfliht zu betrachten, fo wie auch die Empfangsbeftätigungen 
über zugeftellte Verordnungen dem Stämpel nicht unterliegen; dagegen 
ift bei den Legalifirungen eines derlei Empfangsſcheines der gefegliche Le— 
galifirungsftäimpel anzuwenden (Hofkd. vom 16, Mai 1841, 3. 11,239.) 

(8. $. 7. €. 17—20.) 

Depofiten 

h/,) Die Empfangsbeftätigungen an die Depofiten-Aemter über bie 
zur Realifirung erhobenen Coupons von dort aufbewahrten öffentlichen 
Dbligationen, von Actien der öfterr, Nationalbank oder Privat-Obliga: 
“tionen find als Urkunden, welche diefen Aemtern nur wegen der Ord— 
nung ihrer Manipulation übergeben werden müffen, vermöge des $. 81. 
3.25, des St. u, T. Gef. dem Stämpel nicht unterworfen. (Hoftd. vom 
15. April 1841, 3. 12,347.) 
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hs) Die Empfangsbeftätigungen, welche von Parteien über ihnen 
aus dem Depofitenamte erfolgte Intereffen-Coupons zur Erhebung der= 
felben von den daſelbſt erliegenden Obligationen audgeftellt werden, find 
nach der mit dem (vorausgehenden) Decrete vom 15. April 1841, Zahl 
12,847 , befannt gegebenen Entfcheidung , ald Urkunden, welche den De— 
pofiten = Nemtern nur wegen der Ordnung ihrer Manipulation übergeben 
werden müffen, nad $. 81., 3. 25., des St. u, T. Gef. dem Stämpel 
nicht unterworfen. (Hoffd. vom 26. Februar 1842, 3. 597.) 

h/,) Ueber die Erfolglaffung von Effecten, welche enfweber in Na⸗ 
tur oder im Nequivalente ganz oder theilweiſe zu redeponiren find, ift 
im erften Falle ohne Stämpel, im legtern aber auf jenem Stämpel zu 
quittiren, welcher für den erfolgten nicht zu rebeponirenden Betrag vor= 
gefchrieben ift. (Hoft. Deeret vom 15. April 1841, 3. 12,847.) 

h/,) In Betreff der Stämpelbehandlung der von Kirchen: und Stif: 
tungsverwaltungen an Behörden ausgeſtellten Empfangsbeftätigungen wird 
dem k. f, Gubernium bedeutet, daß, wenn eine Kirche oder Stiftung einen 
Betrag aus einer Schenfung, oder ald Legat, oder aus einem andern Anlaffe, 
im Wege einer Behörde erhält, und der überfommene Betrag, oder die Geld- 
urfunde einen Zuwachs des Kirchen- oder Stiftungsvermögens bildet, ober 
wenn der Kirchen⸗ oder Stiftungsvermwaltung einellrfunde oder ein®elbbetrag 
zurüdgeftellt, und über diefe Zurüdjtellung eine Empfangsbeftätigung aus 
zuftellen ift, derfei von den Kirchen: oder Stiftungsverwaltungen ausgeftell= 
ten Empfangsbeftätgiungen allerdings dem gefetlichen Stämpel unterliegen. 

Wenn hingegen einer Kirchen: oder GStiftungsverwaltung die über 
Auftrag der vorgefegten Behörde, zum Behufe ämtlicher Verhandlungen 
vorgelegte, zu dem Kirchen oder Stiftungsvermögen fchon gehörige Geld— 
urfunde zurüdgeftellt wird, oder wenn eine Kirchen: oder Stiftungsver- 
waltung eine zum Kirchen: oder Stiftungsyvermögen bereits gehörige Geld⸗ 
urfunde der vorgefegten Behörde, zur Veranlaffung ihrer Umfchreibung 
oder Binculirung vorlegt, wenn fie Kirchen: oder Stiftungsgelder an bie 
vorgefette Behörde, zum Einfaufe von Staatspapieren übermittelt , und 
fodann der Kirchen: oder Stiftungsvermwaltung die umgefchriebenen oder 
vinculirten Urkunden, oder die eingefauften Staatspapiere, oder die erübrig: 
ten Gelder wieder zurüdgeftellt werden, fo genießen die Empfangsbeftä: 
tigungen hierüber , in dem Sinne bes $. 81., 3. 25. , und 8. 82., 3. 3, 

bie Stämpelbefreiung. (Hoftd. vom 3. Februar 1845, 3. 49,299.) 
| ©. $. 7. C. 29-31. 
Sehalte 

i) Wenn ein Beamter oder Diener, welcher zu einem, mit einem 
höheren Gehalte verbundenen Dienftpoften befördert wird, des Dienftes 
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wegen noch Tängere Zeit auf feinem früheren Dienftplage, den er vor 
der Beförderung bekleidete, zurüdbehalten wird, und während dieſer Zeit 
noch den geringeren Gehalt diefes früheren Dienftplages bezieht, in ber 
Folge aber bei dem wirklichen Antritte feines neuen Dienftplages den gan= 
zen, mit dem legteren verbundenen höheren Gehalt vom Tage feiner Be: 
förderung an, jedoch gegen Abzug des, an der früheren minderen Be: 
foldung bereits bezogenen Betrages, bei der Gaffe zu quittiren gehalten 
iſt; fo richtet fich der Stämpel der diegfälligen Quittung im Sinne des 
$. 81. 3.25. des St. u. T, Gef. vom 27. Jänner 1840 ($. 64. 3. 20, 
des ital, Tertes) nad) dem Differenzial = Betrage des höheren Gehaltes, 

Wenn dagegen ver Abzug von dem Gehalte oder der Penſion oder 
Provifion, zur Tilgung eines Befoldungsvorfhuffes, einer Tare, oder 
ſonſt einer Aerarial- Schuld gemacht wird, fo muß zu der Befoldungs=, 
Penfiond- oder Provifiond-Quittung jedesmal jener Stämpel verwendet 
werben, welcher dem ganzen quittirten Befoldungs=, Penfiong- oder Pro: 
viſions⸗Betrage entfpricht. (Hofkd. vom 8. Juli 1843, 3, 19,946.) 

Zu diefem Abfag gehören in einer Beziehung auch die zum $, 21. unter E. 23. 

und 24. angeführten Theile des Hofko. vom 2. Februar 1842, 3. 41,857. 


Vorſchüſſe. 

k) Die Quittungen über Vorſchüſſe auf Reiſeauslagen, welche ben 
Oberverwesamte- und Herrfchaftsbeamten (zu Reichenau in Defterreich 
unter ber Enns) nad vorläufiger Ueberprüfung ihrer Particularien bis zu 
beren definitiven Erledigung von der fteiermärf, Eiſenwerks-Direction ans 
gewieſen werben, fönnen nad) $. 81. 3. 25. flämpelfvei behandelt wer: 
den, in ber Borausfegung, daß nad) der Final-Erledigung des Particus 
lars über den vollen Gebührenbetrag ohnedieß eine Quittung ausgeſtellet, 
und biefe, rückſichtlich des Diäten-Betrages mit dem vorgefchriebenen 
elaffenmäßigen Stämpel verfehen werde. (Hofkammer-Decret vom 24, Apıit 
1841, 3. 6267.) | 

I) Die Vorſchüſſe, welche einem Contrahenten nad Maßgabe ber 
von ihm erfüllten Contracts-Verbindlichkeit erfolgt werben, find nicht die 
im $. 81..3. 25. des St. u. T. Gef, bezeichneten Vorſchüſſe, welche 
gegen Verrechnung erfolgt werben; fie find eigentliche Abfchlags= oder 
Theilzgahlungen, und die Duittungen über folche Vorſchüſſe Fönnen das 
ber Nicht vermöge des angeführten Abfages dieſes Gefeged vom Stämpel 
frei gelaffen werden, fondern fie find demfelben nach dem $. 9. des Ge: 
fees zu unterziehen. (Hofld. vom 11. Jänner 1841, 3, 48,373.) 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 17 
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m) Die Quittungen der Magiftrate und Dominien über die ihnen 
für die Verpflegung von Gefälld-Sträflingen gegen Verrechnung erfolg: 
ten Geldvorfchüffe, find nach $. 81. 3. 25. ee (Hoftd, vom 
13. Juli 1341, 3. 23,499.) 


c. eiſeauslagen. 


n) Die Duittungen der Beamten über die ihnen vergüteten Fubr= 
ſpeſen bei Amts-Reiſen, find vermöge des $. Bl., 3. 25. ded St. u. T. 
Gef, ftämpelfrei. (Hofid, vom 5. September 1841, 3.27,457, und vom 20, Oe⸗ 
tober 1841, 3. 39,593.) 

0) Die Beftätigungen über den Gebrauch eined eigenen Wagens 
bei Amtsreiſen, und die fogenannten Reife:Certificate, nämlich die Be— 
ftätigung über die wirklich vollzogene Reife, die verwendete Zeit u. dgl. 
find im Sinne des $. 81., 3. 25. des St. u. T. Gef. in fo ferne ftäm: 
pelfrei, als fie dazu dienen, die Reifefoften= Vergütung zu erlangen: 
da nad $. 81., 3. 25. die Duittungen über die Reifefoften: Vergütung 
ſtämpelfrei find, daher auch der Stämpel für die Zeugniffe, welche zur 
Erlangung diefer Roftenvergütung nothivendig find, dem Beamten nict 
zur Laſt fallen kann. 

Uebrigens bleibt die Weifung vom 5. Februar 1842, 3. 4110 
(S. 8. 81., 3.1. 0.), daß die Beilagen der Reife-Particularien im Allge: 
meinen der Regel des Gefeges folgen, in voller Wirkſamkeit; denn eben 
in dem Sinne des Geſetzes, und zwar in dem Sinne des berufenen Pa— 
ragraphes, find die oben erwähnten Beftätigungen ftämpelfrei, fo wie in 
dem Sinne ded Geſetzes andere Beilagen ber Reife-Particularien, ald 
3. B. Quittungen über Auslagen, die der Beamte beftritten hat, wobei 
der Stämpel nicht dem Beamten, fondern demjenigen zur Laft fällt, dem 
der Beamte für irgend eine Leiſtung eine Vergütung zu zahlen hatte, dem 
Stämpel unterliegen können. (Hoffammer:Decret vom 9. Auguft 1842, Zahl 
24,751. ) 

Das Hoffummer:Deeret vom 9. Auguft 1842, 3. 24,751 bezieht 
ſich nur auf die Stämpelfreiheit jener Reiſe-Certificate, welche den Per- 
fonen augzeftellt werben, bie in Staatsgefchäften reifen, fo wie auch 
nur die Duittungen, welche Perfonen, die in Staatsgeſchäften reifen, 
über die Vergütung der von ihnen bejtrittenen Reiſeauslagen ausjtellen, 
nad $. 81., 3. 25. des St. u. T. Gef, eine unbedingte Stämpelbefreiung 
genießen. (Hofkd. vom 11. Juni 1344, 3. 15,319.) 

p) Da die Pferde-Paufchalien der Unter-Infpectoren bei der k. k. 
Gefällen- Wache der Sache nad ald eine Vergütung der Reifefoften zu 
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betrachten find, und mit den Reife-Paufchalien der Infpectoren bei dem⸗ 
felden Wachkörper die gleiche Natur und Beftimmung haben, fo werben 
dieſelben, wie biefe legteren, in fo ferne fie eine Diäte, oder ein Zeh⸗ 
rungsgeld nicht in ſich ſchließen, bei der Quittirung, in dem Sinne des 
Hoflammer⸗Decretes vom 9, Februar 1842, 3. 48,453 (S. 8. 87.) 
Rämpelfrei nad $. 81., 3. 25. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 , zu behandeln fein. (Boftamner-Deeret vom 15, December 1842, 8ahl 
43,099.) 

q) Die den Schul» Diftrict3 = Infpertoren für die vorgenommenen 
Bifitationen der Elementar-Schulen in der Provinz Venedig, in wan- 
delbaren Beträgen jährlich bewilligten Entfhädigungen find nur Vergü⸗ 
tungen der von ihnen beſtrittenen Reiſe-Auslagen, die nicht zugleich auch 
Diäten oder Zehrungsgelder in ſich ſchließen, oder deren Stelle vertreten. 

Es unterliegen demnach die darüber ausgeſtellten Quittungen, im 
Sinne des $. 64., 3. 20. (ital. Textes) des St. u. T. Geſ., und mit 
Rückſicht auf die erfloffenen Hoffammer-Verordnungen vom 11, Jänner, 
24. April und 20. October 1841, dann vom 28. April 1842, Zahlen 
48,373 ($. 81. 25. 1), 10,455 ($. 7. C. 38.), 39,593 (8. 81. 
25. n,) und 7130 ($. 7. C. 40.) nit dem Stämpel. (Hoik.-Deerete 
vom 27, März 1345, 3. 19,168 ; und vom 39, Juni 4843, 3, 21,250.) 

(Siehe $. 7. C. 35—43.) 


26. Die Recepiffen Über die auf die Briefpoft oder 
den Poftwagen aufgegebenen, oder von diefen An: 
ftalten erhaltenen Briefe und Effecten. 


Erläuterung zu . 81., 26. 

a) Die Legalifirung der Poſtrecepiſſen, welche zur Erfolglaffung 
von Fahrpoft-Sendungen an Parteien in Ortfchaften,, die vom Poftamte 
entfernt find, vorgefchrieben ift, find im Sinne des $. 81., 3. 26., des 
St. u. T. Gef, vom Stämpel befreit, (Hoftd, vom 3. September 1841, 
3. 30,390.) 


27, Die Prüfungszeugniffe der Normal: und Trivial- 
Schulen. 


Erläuterungen zu I, 81., 27. 
a) Die pfarrämtlichen Zeugniffe für Lehrjungen über den Befuch der 
Epriftenlehre und der MWiederholungsftunden find nach $. 81., 3. 27., 
Rämpelfrei, (Hofkd. vom 22. März 1841, 3. 2113.) — 
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b) Seine & f. Majeftät haben mit allerhbödfter Ent- 
fhliegung vom 13, November 1841 zu entfcheiden geruht, daß 
die von den HauptfchulsDirectoren und den Schulen-Dberauffehern aus: 
geftellten Zeugniffe für Theologen über die Prüfung aus der Katechetif 
und Pädagogik unter die Ausname bes $. 81., 3. 27., des St, und T, 
Gef. zu fubfumiren, fomit unbedingt ftämpelfrei zu behandeln feien, 
(Hofkd. vom 6. December 1841, 3. 47,000.) 


28. Die Zeugnifle in Betreff der überftandenen Schub: 
poden. 

(S. $. 21., E. 6., in Betreff der Zeugniffe über die überftande: 
nen Blattern.) 


29. Die Zeugniffe über die Armuth. 


Erläuterung zu F. 81., 29. 


a) Die Armuths-Zeugniſſe find nad) $. 81., 3. 29. ($. 64. 3.24.) 
des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 flämpelfrei, fie mögen zu was 
immer für einem Zwede ausgeftellt werben. 

Wenn nun derlei Zeugniffe nach den beftehenden Vorſchriften, nebft 
der Unterfchrift des Ausſtellers, auch noch von anderen Perfonen, ober 
von Obrigfeiten unterfchrieben und beftätiget fein müffen, fo erfcheinen 
derlei Beftätigungen lediglich als eine Ergänzung der Unterfchriften eines 
und beöfelben Zeugniffes, als eine mehrere Befräftigung verfelben That- 
fache, nicht aber als eine Accumulirung mehrerer und verfchiedener Zeug- 
niffe, 

Wollte man aber auch wirklich eine folhe Beftätigung ald ein neues 
Zeugniß betrachten, fo würde auch dieſes ald Armuths-Zeugniß wieder 
ftämpelfrei fein. 

Daß derlei Beftätigungen Feine Legalifirungen find, folgt fchon aus 
dem Begriffe der Legalifirung , die eine, unter vorgefchriebenen Förmlich- 
feiten ertheilte, ämtliche oder gerichtliche Beftätigung der Echtheit der Un- 
terfchrift if, 

Die Armuths-Zeugniſſe, fie mögen zu was immer für einem Gebrau- 
che ausgeftellt werden, find demnach, auch wenn fie von Behörden oder 
Obrigfeiten beftätiget werden, vom Stämpel gefetlich befreit, (Hofkd. vom 
4. December 1843 , 3. 40,017. — ©. $ 21, D. 1.) 


30. Die Zeugniffe, welche Perfonen, die mit einer Pen 
fion, Provifion, Gnadengabe, einem Unterhaltds oder 
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Erziehungsbeitrage u. dergl. aus dem Staatöichaße, 
einem Öffentlichen Fonde, oder einer ftändifchen oder 
Gommunal- Gaffe betheilt find, über ihren Aufent: 
haltsort und den Umftand, daß fie ſich noch am ke: 
ben befinden, wegen der Erfolglaflung der ihnen aus: 
gemeffenen Bezüge beibringen mülfen. 


Erläuterungen zu $. 81., 30. 


a) Seine & Majeftät haben mit allerhöchſter Ent- 
ſchließung vom 29. Mai 1841 zu genehmigen gerubt, daß die 
Zeugniffe über den Aufenthaltsort und die Fortdauer des Lebens zum Be— 
bufe der Erhebung einer Penfion, Provifion, Gnadengabe u. f. wm. — 
‚ welden, wenn der Bezug aus dem Staatöfchage, einem öffentlichen Fonde 
oder einer ftändifchen oder Communal-Caſſe erfolgt wird, in dem $. 81., 
3. 30., ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 die Stämpelfreiheit 
zugeftanden ift — auch dann von der Stämpelpflicht frei zu laſſen feien, 
wenn dieſe Bezüge aus einer Privat = Anftalt erhoben werden, welche bie 
Uebung der allgemeinen Wohlthätigfeit zur Aufgabe hat. (Hoftd, vom 
6. Zuni 1841, 3. 23,274.) 

b) Auch den ärztlichen Zeugniffen für die Findlinge vom Lande, wel⸗ 
che wegen Körperſchwäche nicht in das Findelhaus gebracht werben Fün- 
nen, fommt mit Rücdficht auf den $. 81., 3. 30., die Stämpelfreiheit zu. 
(Hoftd. vom 21. Auguſt 1841, 3. 24,038.) 

ec) Die ärztlichen Zeugniffe, welche nad) der Vorſchrift vom 17. April 
1834, sub 3. lit, c., von den bis zur Herftellung ihrer Gefundheit mit 
Gnadengaben betheilten Waifen mit Ende jeden Jahres bei Vorlegung ber 
Duittungen beigebracht werden müffen, find unter den $. 81., 3. 30., 
zu fubfumiren. (Hofkd. vom 6. Mat 1842, 3. 12,173.) 

d) Die Legaliſirung der Unterfehriften der Pfarrer in Dalmatien auf 
den, im $. 81., 3.30., des deutfchen, und $. 64., 3. 25., des italienifchen 
Textes des St. u. T. Gef. erwähnten Lebenszeugniffen,, zum Behufe der 
Erhebung von Penfionen, Proviftonen, Gnadengaben u, vergl. aus dem 
Staatöfhage, durch die Gemeinden und Präturen in diefer Provinz, iſt 
nicht vorgeſchrieben; inſoferne jedoch derlei Legaliſirungen vorkommen ſoll⸗ 
ten, find dieſelben im Sinne des St. u. T. Gef, und des Hoffammerdecres 
tes vom 31. Auguft 1841, 3. 27,832 ($. 70, 3. 11. f. 1.) zu behau— 
bein. (Hoftd. vom 28. Februar 1843, 3. 3013.) 

e) Ueber die Anfrage, wegen Stämpelbehandlung der Zeugniffe, 
welche Perfonen, die mit einer Penfion, Provifion, Gnadengabe , einem 
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Unterhalt3= oder Erziehungsdbeitrage u. dergl. aus dem Staatsfchage, 
einem öffentlichen Fonde, oder einer ftändifchen oder Communal= Eaffe 
betheilt find, über ihren Aufenthaltsort und den Umftand, daf fie noch am 
Leben find, beibringen müffen, wird, mit Beziehung auf den $. 81., 
3.30., ded St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, erflärt, daß die darin 
erwähnten ftämpelfreien Zeugniffe, im Sinne diefed Paragraphes dadurch 
nicht ftämpelpflichtig werden, wenn ihnen auch nod die Beftätigung an— 
derer Umftände, wie des Alters, der Erwerbsunfähigfeit, des Mangels 
andermeiter Berforgung, kurz, aller folder Berhältniffe beigefügt wird, 
woburd Die Penfion, Provifion oder Gnadengabe,, bedingt ift. 

Dagegen bat es rüdfichtlich der Legalifirungen bei der gefeglich aus— 
gefprochenen Stämpelpflicht zu verbleiben ; jedoch find damit die Corami- 
firungen und Bidirungen nicht zu verwechfeln, welche Feined Stämpels 
bedürfen. 

Inwieferne übrigens eigentliche Legalifirungen erforderlich find, oder 
‚Coramijirungen und Bidirungen an ihre Stelle treten fönnen, hierüber zu 
entſcheiden, und dag Geeignete zu bewirfen, wird die Sade der in den 
vorfommenden Fällen dießfalld competenten Behörden fein. (Hoftd. vom 
3. April 1843, 3. 8429.) 


31. Die Dienftabfchiede, die Dienftenthebungs:, Dienit: 
entlaffungs=Urfunden und die Urlauböpäffe für Un: 
ter-Dfficiere, gemeine Soldaten und die Mannſchaft 
der Gränz- und Gefällenwache, dann der Militär: 
Polizei: Mache. 

32. Alle die Drdnung des Militär: Dienftes und das 
Dienftverbältniß der Gränz- und Gefällenwache un- 
mittelbar angehenden Urkunden und Schriften, als: 
Wach-⸗, Paffier:, Quartierzettel, die von der Mann: 
ichaft der Gränz- oder der Öefällenwache überreich- 
ten Gefuche um Ablegung der zur Erlangung einer 
höheren Stelle vorgefchriebenen Prüfung, und die 
hierüber verhandelten Schriften u. dergl. 


Erläuterungen zu 81., 31. 32. 


a) Nach dem $. 81., 3. 31. und 32, , find nachfolgende die Gränz- 
und Gefällenwach⸗ :Mannfchaft betreffende Dorumente und Schriften ftäms 
pelfrei; 


$. 81. 31. 32. b. 263 


1. Dienft-Rapporte und bienftliche Melbangen, 

2. Dienftbücher und Tagebücher, 

3. Beichwerdeführung der Mannfchaft im Dienfte, 

4. Diententhebungs: und Entlaſſungs-Karten, 

5. alle Verhandlungen in Disciplinar-Angelegenheiten ber Mann⸗ 
ſchaft; daher auch 

6. Berufungen gegen Disciplinar-Erkenntiniſſe und die Geſuche um 
Strafnachſicht, Milderung und Straflöfchung, ferner 

7. Geſuche um Ablegung der, zur Erlangung einer höheren Stelle 
vorgefchriebenen Prüfung, und 

8. Geſuche um Bewilligung , fih bei Freunden und Verwandten 
ärztlich behandeln zu laſſen. 

Im Sinne eben dieſes $. 81., 3. 31. und 32., f ind ftämpel- 
pflichtig: 

1) Geſuche um Bewilligung oder Verlängerung eines Urlaubes, 

MGeſuche um die zugeſicherte Zurückverſetzung oder Ueberfegung 
aus einer Compagnie oder Section in die andere, oder aus einem Wach⸗ = 
förper in ben andern, 

3) Gefude um Dienfzeit- Verlängerung, um dauernde Aufname 
oder um Dienftenthebung, 

4) Geſuche um Zulagen, Ehren: Medaillen oder Belohnungen, 

5) Geſuche um Aushilfen, 

6) Geſuche um Borfhüffe aus den Compagnie⸗Caſſen, 

7) Geſuche um Vorſchüſſe auf Contraband-Antheile, 

8) Geſuche wegen Erlages freiwilliger Einlagen in bie DIRT 
nie⸗Caſſe und um NRüderftattung derfelben, 

9) Gefuhe um Taglien, 

10) Geſuche um Provifionirung, Penjionirung und Quiescirung, 
11) Geſuche um den Ehe:Confens, 

- 129) Sefuhe um Ueberfegung zum Kanzlei» oder Manipulationds 
Dienfte, 
13) Einfchreiten um Altersnadhficht zum Behufe der Aufname. 

Die Päſſe der Mannfhaft vom Führer abwärts zum Reifen ım 
Inlande find nad $. 81., 3. 31., ftämpelfrei. (Hoftd. vom 23. April 
1541, 3. 5961, und vom 9, Februar 1842, 3. 43,455. — ©. $. 81. 2. v, 
und 8. 21. E. 18.) 

b) Der (aus der Finanzwache) Austretende hat dad Recht, einen 
ftämpelfreien Auszug aus dem Dienſtbuche zu fordern, welder eine 
beglaubigte Abſchrift der Abtheilungen diefes Buches über die erhalte 
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nen Beförderungen, Belohnungen, Strafen und Bewilligung der Hei- 
rath zu erhalten hat, und mit den Worten: Auszug aus dem 
Dienftbuche, zu überfchreiben iſt. (F. 398. der Finanzwach-Ver— 
faffung.) 


33. Ale Urkunden und Schriften, welche die an jedem 
Drte beftehenden Polizei-Vorfchriften wegen Hand: 
habung der Öffentlichen Ordnung und Sicherheit for- 
dern, als: Meldungözettel, Aufenthaltöfarten, Daf: 
fierfcheine, Poſtzettel u. vergl. 


Erlänternngen zu 81., 33. 


a) Die Meldzettel (Nationale) der Studierenden zur Aufname für 
beftimmte Lehr-Eurfe find im Sinne des $. 81., 3. 25, und 33,, ſtämpel⸗ 
frei zu behandeln, (Hofkd. vom 24. Auguft 1841, 3. 27,970.) 

b) Die Wohnungsbeftätigungen der Haus- und Dienftherrn zur Er⸗ 
langung eines Reifepaffes find als Urkunden, welche die Polizei= Bor- 
fhriften wegen Handhabung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit er= 
fordern nad) $. 81., 3. 31., ftämpelfrei. (Hoftd. vom 3. Zuni 1841, Zahl 
11,465.) 

d) Die Certificate, welche die Wirthſchaftsämter und Obrigfeiten in 
den Gränzbezirfen den Unterthanen ertheilen,, damit fie ſich, infofern fie 
in ihren gewöhnlichen Gefchäften die Gränze überfchreiten, zu Tegitimiren 
im Stande find, fallen unter den $. 81., 3. 33., des St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, und find demnach unbedingt ftämpelfrei. Infofern 
jeboch dieſe Certificate die Stelle von fürmlichen Reifepäffen vertreten, 
folgen fie den Beftimmungen der $$. 77. und 78. dieſes Gefeges, und find 
nach benfelben dem Stämpel zu unterziehen, (Hoftdeer. vom 14. December 
1840, 3. 36,457.) 

c) Die Paffierfcheine, die zu den Fahrten auf den Eifenbahnen oder 
zu jenen aufden Dampfichiffen nur für Die Dauer von einigen Tagen ertheilt 
werden, find als Urklunden, welche die an jedem Orte beftehenden 
Polizei-Vorſchriften wegen Handhabung ber öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit fordern, vermöge bed 33. Abfages ded $. 81. ded St. u. T. 
Gef. vom Stämpel befreit, Ferner find vermöge eben dieſer Beftimmung 
auch die Paffierfcheine für die eigene Perfon der Fiafer, Lohnkutſcher und 
dergl. ale Urkunden der nämlichen Art dem Stämpel nicht unterworfen, 
(Hofko. vom 20. October 1841, 3. 35,991.) | 

e) Die Uebertrittd = Certificate für Die Bewohner des Gränzbezirfes 
gegen Krafau, find, wenn fie nicht in bie Kategorie der Päſſe ($.77, des St. u. 
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T. Gef.) gehören, fondern als Mafregeln der Local: Polizei 
unter die Ausname des 8. 81. 3. 33. fi fubfumiren laſſen, gebührenfrei. 
Sind jedoch diefe Certificate ald förmliche Reifepäffe- anzufehen, oder ver: 
treten fie in jedem Anbetrachte deren Stelle, fo trifft fie bei den wohlha— 
benderen Claſſen die Gebühr von 30 fr. ($.77., 3. 3.), oder, wenn fie für 
die unteren Volksclaſſen ausgefertigt werden, bie der $. 78, bed St. und 
T. Gef, mit den allgemeinen Benennungen: „Dienftboten, Taglöhner 
und Lehrjungen” andeutet, Die Gebühr von 6 Fr. (Note ber k. E, allge⸗ 
meinen Hoflammer an die vereinte Hofkanzlel vom 29, November 1840, Zahl 
44,789, und Hoffanzleideeret vom 17. December 1340, 3. 37,752.) 

f) Die in Abficht auf die armen Hirtenfinder unter 13 Jahren in 
Tirol und Vorarlberg, im Einverftändniffe mit der k.k. allgemeinen Hofkam⸗ 
mer von der f. k. vereinigten Hoffanzlei am 27. Zuli 1831 erlaffene Ber- 
fügung, vermöge welcher denfelben, wenn fie fih, um einen Ermwerb-zu 
ſuchen, in das Ausland begeben, feine förmlichen Reifepäffe auszuftellen 
find, fondern ämtliche, ftämpelfreie Legitimationöfcheine ausgefertigt wer— 
den dürfen, wird aufrecht erhalten. (Hofkd. vom 22. März 1341, 3. 8340.) 

g) Die ftattgefundene Belehrung, daß die Dienfted- oder Aufenthaltd- 
Eonfenfe für unterthänige Dienftleute und Taglöhner, welche auf ein an— 
deres Dominium in Dienft oder Arbeit gehen, in der Regel nach dem 
$. 81., 3. 33., des St. u, T. Gef. ftämpelfrei find, und bloß in dem 
Falle, wenn fie die Stelle der Neifepäffe vertreten, nad dem $. 78. dem 
Stämpel von 6 fr, unterliegen, wird ald im Gefege gegründet, zur Nach— 
richt genommen, (Hoftd. vom 22. März 1841, 3. 2396.) | 

h) Die Zeugniffe, Beftätigungen und Anweifungen, welche zum Be— 
hufe der Aufname in dad allgemeine Krankenhaus beigebradpt werben 
müffen, und die Zeugniffe, welche den Parteien während ihres Aufent- 
. haltes oder nad) ihrem Austritte zur Beftätigung ihres ftattgehabten Auf— 
enthaltes im Kranfenhaufe von der Direction zur Ausweifung bei ben 
Polizei-Behörben u, ſ. w. ausgefertiget werben, find nah $. 81., 3. 9 
6., 29. und 33. des St. u, T. Gef, ftämpelfrei, (Hoftd. vom 14. Iuni 
1841, 3. 1529.) 

i) Die Gefundheitö-Certificate für das, in bie Städte eingetriebene 
Schlachtvieh find im Sinne des $. 81., 3. 33. ($. 64., 3. 28.) des St. 
u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, dem Stämpel nicht zu unterziehen. 
(Hoftd, vom 31, October 1843, 3. 36,352, an die lombardiſch venetianifchen 
Gamer ıls Ma ziftrate.) 

©. 6. 77. und 83. 1. | 


34. Die durch die Gefälldgefebe vorgefchriebenen Waa— 
ren⸗Erklärungen, SteuersAnmeldungen und Steuer: 
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Anfagen, dann überhaupt alle Urkunden und Schrif; 
ten, deren Auöfertigung durch die Gefälldgefeße ge: 
boten wird, infofern ihnen durch diefe Gefebe die 
Stämpelbefreiung ausdrücklich zugefichert ift. 


Erläuterungen zu ſ. 81., 34. 


a) Die Anzeige, wornach dem Wiener Hauptzollamte über die An: 
frage, ob jene Geffionen, auf deren Grunde dasſelbe Waaren aus ben 
Magazinen nicht an den in der Waaren-Erflärung genannten Eigenthü: 
mer, fondern an den von dem Letztern in ber Eeffion bezeichneten Käu— 
fer erfolge:, nad) dem St. u. T, Gef. vom 27. Zänner 1840 ftämpelfrei 
zu behandeln feien, von der k. k. niederzöfterreichifchen Cameral-Gefällen: 
Verwaltung bedeutet wurde, daß die erwähnten Urfunden auch nad) dies 
fem Gefege, und zwar nad) $. 81., 3. 25. und 34. dem Stämpel nicht 
unterliegen, wird zur Wiffenfchaft genommen, (Hofkd. vom 22. October 
1840, 3. 42.255.) 

b) Die obrigfeitlichen Certificate zur Ausweifung der Befreiung von 
ber Wegmauth , find im Sinne des $. 81., 3. 34. ded St. u. T. Gel. 
vom 27, Jänner 1840 ftämpelfrei zu behandeln. (Hoftd. vom 11. März 
1844, 3. 3670 ) 

ec) Mit der allerhöchſten Entfhliefung vom 30. Aus 
guft 1844 ift den Bürgfchaftd-Urfunden, und deren Legalifirung, wo— 
von in den $$. 137. und 140, der Zoll: und Staats-Monopols-Ordnung 
bei den Güter= Anweifungen Erwähnung gefhah, die Stämpelfreiheit 
zugeftanden worden, (Hofkd. vom 20, October 1844, 3,49,729. — ©. $. 81. 
2,6. 31.6.w) 


35. Die Fracht: und Seebriefe (Connoissements, polices 
de chargements, polizze di earieo), wenn fie außer 
dem Berzeichniffe der verfindeten Güter und dem 
mit dein Fuhrmanne oder Schiffer gefchloffenen Lohn: 
oder Miethvertrage Feine dem Stämpel unterlie- 
gende Beftimmungen enthalten. 


36. Die Acceptationen und Giri der Wechfel, ferner 
die Giri aller andern, nad) den Handeld:, Wechfel- 
oder Seegefeßen den Giro zulaffenden Urkunden, dann 
die auf den Wechfeln felbft. gefchriebenen Wechfel- 


8. 81. 39. a. 40-42. 267 


bürgfchaften, und die darauf auögefertigte Beſtä— 
tigung des Empfanges der Wechfel-Forderung. 


37. Die Abonnementd:, Pränumerationd- und Sub: 
feriptiond-Scheine auf literarifche, muſikaliſche oder 
Kunftwerke. 


38. Die Hausbüchel, welche zwifchen einer Haudhal- 
tung und einem Handelömanne, Fabrikanten, Apo: 
theker, Künftler oder Handwerker über abgenom: 
mene Maaren oder Arbeiten geführt werden, info- 
fern darin eine Beflätigung des Empfanges der für 
die gelieferten Waaren oder Arbeiten geleifteten Zah: 
lung nicht enthalten iſt; endlich 


39. Die Driginalien der leßtwilligen Anordnungen. 


Erläuterung zu ſ. 81., 30. 
a) Unter dem Ausdrude des $. 81., 3. 39.: „Driginalien der 
legtwilligen Anordnungen” find auch die Parien zu verftehen. (Hofkd. vom 
6. November 1841, 3. 7959.) 


Nahträglihe Befreiungen von Urfunden und Schriften, 
Lotterielofe | 

40. Ueber die Anfrage, ob die Lottericlofe bei Efferten:Ausfpielun: 
gen und bei den Güter-Lotterien, nad dem St, u. T. Gef, vom 27. Jän 
ner 1840 dem Stämpel zu unterziehen wären, habın Seinef..Maje- 
ſtät unterm 10, Jänner 1841, zu geftatten geruhet, daß biefelben 
ftämpelfrei belaffen werden. (Kofkd. vom 13. Auguft 1841, 3. 29,398.) 

Unterribts=-Geld-Befreiung. 

41. Seine Majeftät babenmitallerbödfter Entſchlie— 
kung vom 3. Auguft 1841 in Gnaden zu bewilligen gerubet, daß 
die Gefuche um Befreiung vom Unterrichtögelde, wenn biefelben mit‘ 
einem vorfehriftsmäßigen Armuthszeugniſſe belegt, find, als ftämpelfrei 
behandelt werben Dürfen, (Hof, Decret vom 24. Auguft 1841, 3. 27,970.) 

Sindelhaus:Angelegenheiten. 

42. a) Mit allerbödhfter Entfhließung vom 15. Jän: 

ner 1842 haben Seine & F, Majeftät alfergnädigft zu bewilligen 
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gerubet, daß von den Urkunden und Schriften, welche bei den Findel— 
haus=Direetionen vorfommen, die Sittlichkeits- und die Vermögens— 
Zeugniffe, dann die ortögerichtlichen und PfarrzZeugniffe für die Var: 
teien, welche fi) bewerben, Findlinge in die Pflege zu erhalten, dann 
die Gefundheitd-Zeugniffe der Pflegemütter, mit Anwendung ber gehöri— 
gen Vorkehrungen zur Verhinderung von Mißbräuchen auch Fünftig ftäm- 
pelfrei belaffen werben. 

Was nun die allerhöchft anbefohlenen Vorkehrungen zur Verhin— 
derung von Mißbräuchen mit den durch die gegenwärtige allerhöchſte Ent- 
ſchließung ftämpelfrei erflärten Zeugniffen anbelangt, fo hat bie k. k. ver: 
einigte Hoffanzlei, indem fie den politifchen Landesſtellen dieſe allerhöchſte 
Entfchliegung befannt gab, im Einvernehmen mit der k. k. allgemeinen 
Hoffammer angeorbnet, daß in diefen Zeugniffen bei ihrer Ausfertigung 
ber Zweck, zu welchem fie zu dienen haben, deutlich ausgedrüdt werden 
müffe, und die Findelhaus-Directionen zugleih unter ſtrenger VBerant- 
wortung zu verpflichten feien, folhe Zeuaniffe, wenn der beabfichtigte 
Gebrauch davon bei ihnen gemacht wurde, in den Arten zurüdzubehalten, 
und fie unter feinem Vorwande den Parteien zu einer andern Benügung 
wieder auszufolgen, Die Gefälld-Behörden aber werden verpflichtet, bei 
den gefällsämtlichen Revifionen insbeſondere diefe Verpflichtung der Fin: 
delhaus-Anftalten wahrzunehmen, und im Falle einer Außerachtlaffung 
berfelben die Beftrafung des Schuldigen auf dem geeigneten Wege zu 
veranlaffen. (Hofkd. vom 24, April 1842, 3. 14,330. — Hofkzld. vom 15. März 
1842, 3. 6959.) 

42, b) Ueber die vorgefommene Anfrage wegen Stämpelpflichtig- 
feit der, die Uebername der Findlinge bei der Findelanftalt zu Udine be: 
treffenden Urkunden it entfchieden worden, daß den Zeugniffen der Pfar- 
rer und Gemeinden, über die Sittlichfeitd- und anderen Verhältniſſe der 
Parteien, welde fi um Ueberfommung der Findlinge bewerben, bie 
Stämpelfreiheit fhon in Folge der, mit dem Cvorausgehenden) Hof 
fammer:Decrete vom 24, April 1842, 3. 14,330 befannt gegebenen 
allerhöchſten Entſchließung vom 15. Jänner 1842 gebühret, und daß der 
Inhalt der Bollettoni, welche von den Pflege-Neltern ausgefertiget wer- 
den, mit Rüdjichtname auf das erwähnte, und das frühere Hoffammer- 
Derret vom 21. Auguft 1841, 3. 24,038 (5. $.84. A, d.) nicht von 
der Art it, die Verbindlichkeit, dieſe Bollettoni dem Stämpel zu unter= 
zichen, gefelich zu begründen. (Hoftd, vom 12. Zuli 1843, 3. 22,070 an 
ben venet, Cameral⸗Magiſtrat.) 

42, c) Geſuche um die Aufname eined Findlings, oder gegen bie 
Entrichtung einer Tare, um Ueberkommung eines Findlings in die Pflege, 
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um Auszahlung der Verpflegögebühren, und Geſuche um Zurückſtellung 
der Findlinge find vermöge des $. 68, ded St, u. T. Gef. ſtämpelpflichtig. 
(Hoftd, vom 21. Auguft 1341, 3. 24,038.) 


Quittungen über Steuer: Einhebungs-Percente. 

43. a) Durd die allerhöchſte Entſchließung vom 1A, 
Mai 1842 wurde von Seiner k. f, Majeſtät allergnäpdigft angeordnet, 
daf die Quittungen der Steuer-Bezirf3-Obrigfeiten (ald Dominien, Ma- 
giftrate), welche fie über das ihnen für die Einhebung der birecten Steuern 
bewilligte Einhebungs-Percent ausftellen, vom Stämpel frei zu belaſſen 
feien, (Hoftd. vom 31. Mat 1842, 3. 20,836. — Hofkzld. vom 30. Juli 1842, 
3. 18,136.) 

b) Die Duittungen der Bezirfd-Caffen in Krain und im Villacher 
Kreife, über die denfelben zur Beftreitung gewiffer, die Bezirks-Ge— 
meinden treffenden Auslagen, von den directen Steuern zufallenden Per- 
cente, unterliegen dem für Quittungen im allgemeinen feftgefegten Stäm- 
pel; zumal rüdficptlich derfelben im Gefege feine Ausname gemacht wurbe. 
(Dofko. vom 23. Auguft 1843, 3. 34,771.) 


Auswanderungsgefuhe und Verhandlungen, 

44. a) Mit der allerböhften Entſchließung vom 
2. Auguft 1842 haben Seine f, f. Majeftät in Betreff der Stämpel- 
pflichtigfeit der Auswanderungsgefuche und Verhandlungen zu befehlen 
gerubet, daß in den Fällen, für die das mit dem Königreiche Preußen 
rüdfihtlic der ſäämpel- und Eoftenfreien Ausfertigung der Auswanderungs= 
Berwilligungen beftehende Einverftändniß gilt, nicht nur für die ohnehin 
fhon nad) dem dermaligen Gefege ftämpelfreie Ausfertigung diefer Be— 
wilfigungen, fondern auch rücfichtlih der Frage, ob von den Eingaben 
um die Geftattung der Auswanderung, und von den Beilagen diefer Ein- 
gaben der gefegmäßige Stämpelbetrag zu fordern fri, die genaue Erwie- 
derung bed Benehmens, das die k. preußifche Regierung in folchen Fällen 
bei Geſuchen dortländiger Unterthanen um Bewilligung zur Auswan— 
derung in bie ka k. Staaten beobachtet, zur Richtſchnur zu dienen habe. 
In allen andern Auswanderungs- Fällen, welche andern Staaten gegen- 
über vorfommen, findet der allerhöchſten Willensmeinung gemäß, für 
bie Eingaben, Schriften und Urkunden, die fih in den Verhandlungen 
wegen Bewilligung der Auswanderung ergeben, eine Ausname von dem 
St. u. T. Gef. nicht Statt, (Hoftd. vom 14. September 1842, 3. 33,219.) 

b) Im Nachhange zu dem Hofderrete vom 14. September 1842, 
3. 33,219 wird bedeutet, daß, nach einer Mittheilung der F, k. gehei- 
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men Haus, Hof: und Staatöfanzlei, die von der k. preußifchen Regie- 
rung den f. preußifchen Unterthanen auf diplomatifches Einfhreiten ers 
theilten Entlaffungs=Urfunden nach Defterreich durchaus koſtenſrei, daher 
ohne für die bezüglichen Gefuche der betheiligten Individuen, und bei 
den Verhandlungen darüber, Stämpel in Anſatz zu bringen, verabfolgt 
werden. 

E3 wird demnach auch in jenen Fällen, wo von ber & f, öfter- 
reichifchen Regierung einem öfterreihifchen Unterthan über ein diploma 
tiſches Einfchreiten eine Auswanderungs-Bewilligung ertheilt wird, nicht 
nur diefe Auswanderungd- Bewilligung ftämpelfrei zu bleiben haben, 
fondern 18 werden auch Die bieöfälligen Auswanderungs:Gefuche und 
- deren Beilagen, fo wie die dießfälligen fonftigen Verhandlungen, dem 
Stämpel nicht unterliegen. (Hofid. vom 29, November 1843, 3. 44,290.) 

Anfiedlungen in Therefien: und Zofephftadt. 

45. Seine &f, Majeftät haben in Beziehung auf die für die 
Anfiedlungen in den böhmifchen Feſtungen Therefienftadt und Joſeph— 
ſtadt auf dir Grundlage des allerhöchften Patented vom 9. December 
1782 angefprochene Stämpelfreiheit, mit allerbödfter Entſchlie— 
ßung vom 20. December 1842 allergnädigft zu verordnen gerubet, 
daß die Päffe, die zufolge der SS. A., 5. und 6. des Patented vom 9, De: 
cember 1782 ex officio zu ertheilen find, dann die nad) dem $. 6. des— 
felben Patents gleichfalls ex officio auszuftellenden Zeugniffe, daß ein 
Anfümmling ald Grundbefiger oder Inwohner in einer der genannten Fe— 
lungen angenommen worden fei, endlich die Zuweifungs-, Schätzungs⸗ 
und Ueberaabs: Protokolle, welche nach dem $. 8. des erwähnten Patentes 
aufgenommen werben, von dem Stämpel frei zu laſſen fein, für andere 
Urfunden und Schriften hingegen, die nad dem St. u. T. Gefege vom 
27. Jänner 1840 dem Stämpel unterliegen, zu Gunften der Anfiedfer in 
den bemerften Feſtungen eine Ausname vom Geſetze nicht Statt finde. 
(Hoftd, vom 14. Jänner 1843, 3. 53,491.) 

Stod=:Urbarien. 

46. Seine & f, Majeftät Haben mit allerbödfter Ent- 
fhliegung vom 21. October 1843 zu bewilligen gerubet, daß bie 
Stock-Urbarien, die in Folge einer Weifung der k. k. ob der ennfifchen 
Regierung vom 5. Mai 1838 aufgenommen werden, als ftämpelfrei bes 
bandelt werben dürfen. (Hofkd. vom 10. November 1643, 3. 43,425.) 


47. Seine f. £. Majeftät Haben mit allerhbödfter Ent- 
fhlieguug vom 23. December 1843 zu genehmigen gerubet, daß 
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die Ouittungen ber Unterthanen über die aus den Cameral-Renten erfolg: 
ten Vergütungen für bie überarbeitete Robot und andere, in den Invens 
tarials und Abositiond = Preifen geleiteten Arbeiten vom Stämpel frei 
gelaffen werben. (Hoftd. vom 28. Februar 184%, 3. 52,118.) 


. $. 82, 
Die Urkunden und Schriften, welchen eine bedingte 
Stämpelfreiheit zukommt, find: | 

1. Alle im Auslande oder ftämpelfreien Inlande aus: 
gefertigten Urkunden und Schriften, welchen nach den 
Beitimmungen des $. 81. nicht die unbedingte Stäm⸗ 
pelfreiheit zu Statten kommt. 

2. Die Urkunden und Schriften, welche von Geſandt— 
ſchaftsperſonen, die öſterreichiſche Unterthanen ſind 
. 88.), dann von den, von der öſterreichiſchen Re— 
gierung anerkannten Gonfuln auswärtiger Mächte 
in ihrer ämtlichen Eigenſchaft für die Unterthanen 
der Regierung, von welcher fie beftellt find, ausge— 
fertigt werten. | 

3. Die Rechnungen, welche von dem Diener, Beamten 
oder Machthaber dem Dienftheren oder Machtgeber 
gelegt werden, ſammt den damit zufammenhängenden 
außergerichtlich geftellten Mängeln und Erläuterun: 
gen und Auszügen aus denfelben, dann jene Rech: 
nungöbeilagen, welche von dem Rechnungsleger 
demjenigen, dem die Rechnung gelegt wird, oder von 
dem letzteren dem eritern ausgeftellt werden, und das 
Bermögen, worüber Rechnung gelegt wird, felöft 
unmittelbar betreffen. 


Erläuterungen zu | 82., 3. 

a) Im $. 82., 3. 3., des St. u. T. Gef. ift nur jenen Rechnungs- 
beilagen, welche von dem Rechnungsleger demjenigen, bem bie Rechnung 
gelegt wird, oder von dem legteren dem erfteren ausgeitellt werden, und 
welche dad Vermögen, worüber die Rechnung gelegt wird, ſelbſt unmit= 
telbar betreffen, die bedingte Stämpelfreiheit zugeftanden, 
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Andere Urkunden und Schriften, welche nicht von dem Rechnungsleger 
demjenigen, bem bie Rechnung gelegt wird, oder von dem Teßteren dem 
erfteren ausgeftellt werden, und nicht das Vermögen , worüber die Rech— 
nung gelegt wird, felbft unmittelbar betreffen, als z. B. Duittungen 
von Gewerböleuten über den Empfang ber Bezahlung ihrer. Arbeit, 
fommt, wenn fie au ald Rechnungsbeilagen verwendet werben, die 
erwähnte bedingte Stämpelfreiheit nicht zu Statten ; fondern diefe Urfunden 
und Schriften find gleich bei ihrer Ausfertigung in Anfehung des Stäm- 
peld nad) den für fie geltenden Beftimmungen zu behandeln. (Hoftd. vom 
6+ Februar 1842, 3. 29,051.) 

b) 1. Quittungen, welde die Sachwalter öffentlicher Wohlthätigfeitd« 
Anftalten über anvertraute Gelder, worüber fie im Namen derfelben ver- 
fügen follen, ausftellen und Gaffafcheine, womit ihnen bie Rüdftellung 
folder Summen beftätiget wird, 

2. Quittungen, worin Beriwalter, Defonomen und andere Angeftellte 
folder Inftitute, einen erhaltenen Vorſchuß zur Beftreitung von Ausla= 
gen beftätigen, die fie für derlei Inftitute zu beforgen haben, 

3. Caffafcheine, welche die Inſtituts-Caſſa über Brenn- und Bauholz, 
oder andere VBerrehnungsgegenftände, auch über den Lohn für die Arbei- 
ten der Waifen ausftellt, genießen ſämmtlich nach F. 82., 3. 3., ded 
deutfchen (und $. 65., 3. 3., des italienifchen) Tertes, infofern bie 
bedingte Stämpelfreiheit, als fie nur zur außergerichtlichen Rechnungsles 
gung zwifchen dem Inftitute und feinen Agenten dienen. (Hoftammerbecret 
vom 24. April 1343, 3. 8994, an bie Iombarbifch = venetianifhen Gameral : Ma= 
giftrate.) 

c) Den Duittungen der mit dem Namen „Bruderladen” bezeichneten 
unter ämtlicher Verwaltung ftehenden Sonde, fommt nad) $. 82., 3. 3. 
die bedingte Stämpelfreiheit in fo fern zu, als diefelben von den Bruder: 
laden als Rechnungslegern ausgeftellt werben. (Hofk. Note vom 23. Mai 
1841, 3. 9384, an die Hoflammer im Münz- und Bergwefen.) 

d) Den Rechnungen, welche der Piariften-Drdend- Provinzial über 
die den Orbens:Clerifern aus dem Studienfonde erfolgten Unterftügungs- 
Beiträge zu legen hat, und ben im $, 82., 3. 3. des St. u. T. Gef. 
bezeichneten Beilagen diefer Rechnungen kommt vermöge diefed und des 
folgenden Paragraphes vesfelben Gefeges die bedingte Stämpelfreiheit 
zu Statten, 

Die Pereipienten-Quittungen über dieſe Unterftügungs-Beträge hin- 
‚gegen unterliegen nad der allgemeinen Regel des $. 9. des St. u. T. 
Gef. dem Stämpel, (Hoff, Deeret vom 31. December 1841, 3. 43,099.) 
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e) Die Quittungen über die von den Wiener Pfarren an das Ar- 
men⸗Inſtitut abzuführenden Caſſa-Reſte, die Duittungen über die Rent- 
geld-Abfuhren der Fonds-Herrſchaften, die Duittungen des Provinzial- 
Zahlamted (in Wien) Über die an dasfelbe gelangenden Zinsabfuhren von 
den Rnafl’fhen und Goldberg’shen Stiftungshäufern, find unter der 
Boraudfegung , daß über diefe Zindzahlungen ohnehin fhon den Wohn 
parteien geftämpelte Duittungen ausgeſiellt worden find, im Sinne des 
$. 82, 3. 3. flämpelfrei zu behandeln. (Hoffammer : Decret vom 8. Februar 
1342, 3. 34,916.) 

f) Die gänzlihe Stämpelfreiheit der Todtenfcheine der Findlinge 
it nad dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 unzuläffig, und ber 
$. 2. der Einleitung, dann der 2te Abfchnitt des Iten Hauptftüdes dieſes 
Geſetzes, fpricht fich darüber aus, wem die Entrichtung der Stämpelge- 
bühr obliegt; nachdem jedoch die Verforgungsanftalten, mit welchen bie 
Findelanftalt verbunden ift, aus dem Staatsſchatze dotirt werben, fomit 
denſelben die Stämpelfreiheit in jenem Umfange, wie ben öffentlichen 
Behörden und Aemtern zufommt, fo find die Tauf- und Todtenfcheine 
der Findlinge, in fo fern fie ald Beilagen zur Rechnung verwendet 
werden müffen, nad) $. 82. 3. 3. ftämpelfrei auszufertigen; es ıft jedoch 
auf denfelben die Clauſel: „ex officio zum Rechnungsbelage der Fin— 
delanſtalt“ beizuſetzen. (Hofkd. vom 25. Februar 1843, 3. 3447.) 

g) Wenn von k. k. Wirthſchaftsämtern über die, aus freier Hand, 
oder im Verſteigerungswege vorgenommenen Kauf- und Berfauföges 
fhäfte, wobei das Gefhäft durch die fogleiche Uebergabe des Objectes, 
gegen Erlag des Kaufſchillings abgethan ift, ober über derlei Verpach— 
tung®= Gegenftände, lediglich Verzeichniſſe, Ausweife, Regifter, ober 
wie immer geavtete Confignationen verfaßt werden, welche ald Rechnungs 
belege dienen, und von den rechnungslegenden Beamten , aber nicht von 
den Parteien gefertiget find, fomit auch nicht ald Vertrags-Urkunden 
betrachtet werden fönnen, fu unterliegen derlei Negifter, Ausweife, Cons 
fignationen u. dgl. nad 8$. 82. und 83. ded St, und T. Gef. vom 
27. Sänner 1840 dem Stämpel nicht, 

Werden jedoch derlei Berzeichniffe oder Regifter, Ausweife, Con⸗ 
fignationen, u. f. w. aud von den Parteien unterzeichnet, fo daß fie, 
Bertrags-Urfunden vertretend, angefehen werben müffen, fo unterliegen 
diefelben dem vorgefchriebenen Urfundenftämpel, fo wie aud in dem 
Falle, mo derfei Gefchäfte im Liritationdwege zu Stande fommen, wenn 
über die abgehaltene Licitation ein förmliches Protokoll abgefaßt wird, 

v. Schwarz Stämpelvorſchriften. 18 
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und zwar aus dem Grunde, weil jede Lieitation ein ämtlicher Act sit, 
derlei Lieitationgd = Protofolle aber jedesmal den, im $. 73. des St. u. 
T. Gef. vorgefchriebenen firen Stämpel, oder wenn eine eigene Ver: 
trags⸗Urkunde nicht ausgefertiget wird, und dad Protofoll die Stelle der 
Urfunde vertritt, nad) den Beftimmungen des $. 73. den Urfundenftämpel 
zu erhalten haben. (Hofkd. vom 26. Juni 1843, 3. 20,956.) 

h) Die Beilagen der Rechnungen ber Domainen-Aemter, alfo Quit⸗ 
tungen, Verträge, Licitationd » Protofolfe ꝛc. find nach den beftehenden 
Berrechnungs = Vorfchriften jedesmal, wo ed nur immer gefchehen fann, 
den Rechnungen zum Behufe der Genfur, im Driginale beizulegen, 
und es haben ſich die Rechnung fegenden Aemter. mit Abfchriften zu bes 
helfen, 

In jenen Fällen aber, wo dad Driginal:Dorument bei dem Amte 
unerläßlich nothwendig ift, und nicht entbehrt werden kann, find ben 
Rechnungen ron dem Controlls- oder überhaupt von dem competenten 
Beamten, der jedoch nie der Rechnungsleger felbft fein kann, gehörig 
vidimirte Abfhriften beizufegen, 

Diefe Vidimirung bat förmlich die Uebereinſtimmung der Abfchrift 
mit dem Originale zu beftätigen, und es fünnen die Ausdrüde: „vidi* 
oder „ex originali“ und dergleichen nicht als genügend betrachtet 
werden. 

Diefe vidimirten Abfchriften ſelbſt unterliegen im Sinne ber $$. 82. 
und 83. des St. u. T. Gef. dem Abichriften Stämpel nicht, weil fie ald 
Rechnungs-Beilagen erfcheinen, die von dem die Rechnung Tegenden Amte 
für diejenige Behörde ausgeltellt werden, der die Rechnung gelegt wird. 

Die Driginal-Documente dagegen müffen, in fo ferne fie nach dem 
Gefege Hämpelpflichtig find, mit dem gehörigen Stämpel verfehen fein, 
und es ift die Pflicht der Bebörden überhaupt und inäbefondere ber 
eenfurirenden Buchhaltungen, die Stämpelpflicht firenge zu überwachen. 
Den eben erwähnten vidimirten Abfchriften it jedesmal nach der Vor: 
fhrift des $. 103. des St. u. T. Gef. die Bemerfung beizufügen, ob 
und mit welchem Stämpel dad Driginal-Document verfeben ift. (Hofkd. 
vom 1. Dctober 1844, 3. 26,699.) 

i) Die Quittungen der Magiftrate und Dominien über die ihnen 
für die Berpflegung von Gefälgübertretern geleiteten Vergütungsbeträge 
find in dem Sinne bed $. 82. 3. 3. des erwähnten Gefeges ftämpelfrei 
zu belaffen. (GHoftd. vom 13. Juli 1841, 3. 23,499.) 
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Nachträgliche Musnamen zum $. 82. 
IV. 

a) Durch die allerhöchſte Entfhließung vom 19. Jän- 
ner d. J. ift die &, FE. allgemeine Hofkammer ermächtiget worden, in Erläus 
terung des Gejeges für die Behörden, und zur Belehrung des Handels⸗ 
ſtandes die Erflärung zu erlaffen, daß die Gorreöpondenzen zwifchen be= 
rechtigten Handelsleuten, Fabrifanten , Apothefern und Handwerkern, 
welche vorfhriftmäßig Buch und Rechnung führen, in fo ferne ſich ihre 
Correspondenzen auf dieſe vorfcehriftmäßig geführten und geftämpelten 
Bücher beziehen, und mobile Handeld- und Gewerbögegenftände betreffen, 
einer bedingten Stämpelfreiheit in fo lange genießen, als von ſolchen 
Corredpondenzen nicht ein felbitftändiger , ämtlicher oder gerichtlicher Ge— 
brauch gemacht wird. (Hoftd. vom 8. Februar 1841, 3. 4204.) | 

b) Durd die a. h. Entfhliefung vom 9. November 
1841 haben Seine Majeftät allergnäbigft zu beftimmen geru= 
bet, daß die von Perfonen, welche Handel oder ein anderes Gewerbe 
treiben, jedoch vorfchriftmäßig eingerichtete Gewerbsbücher nicht führen, 
an Handeld= oder Gewerbsfeute, mit denen fie im gegenfeitigen Ge— 
ſchäftsverkehre ſtehen, gefchriebenen Gefchäftsbriefe, fo ferne der Inhalt 
diefer Schreiben von Gegenftänden handelt, die fi auf den Gewerbs— 
betrieb beiver im Briefmechfel ftehender Theile, und die aus der Ge: 
werböausübung derfelben bervorgehenden Geſchäfte beziehen, an ber 
bedingten Stämpeffreiheit in fo lange Theil zu nehmen haben, als von 
diefen Gefchäftsbriefen zur Beweisführung ein ämtlicher oder gerichtli= 
her Gebrauch nicht gemacht wird. (Hoftd. vom 14. November 1341, 3. 
46,214.) 

©) Ueber die Anfrage, ob faldirte Conti und Noten der Handeld= und 
Gewerböfeute über mobile Handels- und Gewerbs-Gegenſtände der be= 
Dingt flämpelfreien Handels = Correspondenz der Gewerbebetreibenden 
beisuzählen feien, wird der Gameral:Gefälfen-Berwaltung bedeutet, daß 
faldirte Conti und Noten feine Correspondenzen und Feine Briefe find, 
Da nun Seine k. k. Majefät die in den alferhöchiten Entfihließungen 
vom 9, November und 19. Jänner 1841 zugeftandene Begünftigung 
nur der Correöpondenz zuerfannt haben, fo Fann diefelbe nicht aud) für 
ſaldirte Conti und Noten, ald ganz verſchiedene Gegenftände, zu gel: 
ten haben. (Hoftd. vom 8. Juni 1842, 3. 16,004.) 


v. 
a) Mit a. h. Entfhließung vom 13. December 1842 
gerubten Seine k. k. Majeſtät zu genehmigen, daß die, für 
18 
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die berechtigten Grundbefiger, Obrigfeiten, oder fonftigen Privaten aus- 
zufolgenden Abſchriften oder Auszüge der Cataftral - Bermeffungs = Proto- 
folle fortan ungeftämpelt erfolgt, und mit der Bedingung ftämpelfrei 
behandelt werden, daß jene Copien und Auszüge von Gataftral-Daten, 
welde zu irgend einem ämtliden Gebraude ald Beilagen bei gerichtli: 
chen oder außergerichtlichen Äämtlichen Berhandlungen benügt werden 
wollen, den Beftimmungen des Stämpelgefeged gemäß zu behandeln 
fein werden. (Hofkd. vom 16. Jänner 1843 , 3, 52,505 — Hoftzd. vom 
20, December 1842, 3. 38,340.) 

b) Die Abfchriften oder Auszüge der Cataftral:Bermeffungs-Pro- 
tokolle, welche nach der allerhöchften Entfchließung vom 13. December 
1842 für die berechtigten Grundbefiger, Dbrigfeiten und fonjtige Pri— 
vaten aus den Mappen=- Archiven, ungejtämpelt erfolgt, und bedingt 
ſtämpelfrei behandelt werben dürfen, follen im Falle des Erlöfcheng 
diefer Stämpelfreiheit, d. i. wenn fie zu irgend einem Gebraude alg 
Beilagen bei gerichtlichen oder außergerichtlichen ämtlichen Verhandlun— 
gen benügt werben wollen, wie die von der Partei felbft beforgten Ab- 
Schriften mit dem Beilagenftämpel von. 6 fr, verfeben werden. (Hoftv, 
vom 9. Juli 1844, 3. 19,527.) 


$. 83. 

Die im 6. 82. angeführten Urkunden und Schrif: 
ten find vom Stämpel nur fo lange befreit, ald davon 
kein ämtlicher Gebrauch gemacht wird. Will man daher 
von einer folchen Urkunde oder Schrift vor einem öffent— 
lichen Amte, einer Behörde oder Obrigkeit, Gebrauch 
machen, fo muß fie vorher der gehörigen Stämplung un: 
terzogen werden. Nut ſollen 

1) im Auslande, oder im ſtämpelfreien Inlande, aus⸗ 
gefertigte Fracht- und Seebriefe, die außer dem Ver— 
zeichniſſe der verſendeten Güter, und dem mit dem 

Fuhrmanne oder Schiffer geſchloſſenen Lohn- oder 

Miethvertrage, Beſtimmungen, welche dem Stämpel 

unterliegen, enthalten; ferner Päſſe, ſtatt der Reiſe— 

päſſe ausgeſtellte Paſſierſcheine und Wanderbücher 

A dann, wenn davon ein Amtlicher, jedoch nicht 

gerichtlicher Gebrauch gemadht wird; 
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2) Rechnungen in dem Falle, als ſie einer Gerichtsbe— 
hörde nur zur beſſeren Aufklärung einer Streitſache 
und nicht als der eigentliche Gegenſtand des Strei— 
tes vorgelegt werden, und 

3) Rechnungen der Gemeinden, Kirchen und anderer 
unter der unmittelbaren Aufſicht des Staates ſtehen— 
den Körper und Anſtalten in dem Falle, daß ſie der 
vorgeſetzten Behörde blos zu dem Behufe der ord— 
nungsmäßigen Reviſion und Erledigung unterzogen, 
oder in Folge einer beſondern ämtlichen Aufforde— 
rung vorgelegt werden, 

vom Stämpel befreit bleiben. 


Erläuterungen zu ). 83. 


a) Wenn von einer bedingt flämpelfreien Urkunde von der Partei 
felbit eine Abſchrift gemadt und diefe bei einem Amte 
oder einer Behörde beigebradt wird, fo wird dadurch nicht 
von der Urkunde felbft ein ämtlicher Gebrauch gemacht, welcher die Auf- 
hebung ihrer Stämpelfreiheit begründen würde. Ein folcher Gebrauch 
wird auch dann-nicht gemacht, wenn die bedingt fämpelfreie 
Urfunde zum Behufe der Bidimirung ihrer Abfhrift 
dem Amte beigebradt wird, weil ed fich hierbei nur darum 
handelt, die Lebereinitimmung der Abfchrift mit dem Originale zu be> 
ftätigen, nicht aber darum, das Driginal felbft zu einer Amtshandlung 
zu benüsen. 

Die Beibringung einer bedingt ftämpelfreien Urfunde zum 
Behufe ihrer gerichtlichen Recognoscirung fft aber aller- 
dings ein ämtlicher Gebrauch derfelben, welder die Stämpelfreiheit 
aufbebt. (Hofkd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

b) Nach der klaren Borfchrift des $. 82. und 83. des St. u. T. Gef. 
find im Auslande oder ftämpelfreien Inlande ausgefertigte Urkunden nur 
in fo lange vom Stämpel befreit, ald davon nicht vor einem öffentlichen 
Amte, einer Behörde oder Obrigfeit Gebrauch gemacht wird. Diefe gefegliche 
Beftimmung lautet ganz allgemein, ohne die Art des Gebrauches näher zu 
bezeichnen; es bört alfo die bedingte Stämpelfreiheit einer im Auslande 
ausgeftellten Urkunde fogleih auf, wenn man fie bei einer öffentlichen 
Behörde zu was immer für einem Zwecke überreicht oder probucirt. Da 
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nun von den im Ausfande ausgefertigten Duittungen, mit welchen 
bei Geridhten Gelber aus Goncurd: oder Berlaffen- 
fhaft3-Maffen erboben werden, offenbar ein Ämtlidher Ge: 
brauch vor einer öffentlichen Behörde gemadt wird, indem fie bei ber 
legtern überreicht und von ihr zum Behufe der Ausfolgung ber Geldbe- 
träge berücdfichtigt werden müſſen, fo fann aud fein Zweifel obwalten, 
daß fie in diefem Falle der Stämplung unterzogen werden müffen. (Hoftb. 
vom 22, Auguft 1342, 3. 30,915.) 

ec) Die Zeugniffe einer fremden Negierung über die Eriftenz 
einer Kirdye und einer Stiftung, weldhe zum Behufe der Behe— 
bung der Intereffen von Dbligationen für biefe Anftalten 
ausgejtellt wurten, unterliegen, da fie die Herftellung eincd, zur Er— 
langung biefer Intereffen nöthigen Beweifed zum Gegenjtande haben, 
und es die Sache des Berechtigten ift, auf feine Koften das Vorhan— 
denfein jener Bedingungen nachzuweiſen, unter denen allein dem Ver— 
pflichteten die Zahlung -obliegt, bei dem im ftämpelpflichtigen Inlande 
‚davon gemachten ämtlichen Gebraude, dem Stämpel nah den Beltim- 
mungen der $$. 21., 82. und 83. des St. u. T. Gef. (Hofkd. vom 2. Fer 
bruar 1842, 3. 41,857.) 

d) Jene Conti correnti, welche vom Auslande an die der Eifen- 
werf-Dirertion zu Eiſenerz untergeordneten Nemter gelangen, können 
ftämpelfrei angenommen werden, weil die Eifenwerfö-Dirertion hierbei 
als ein Private erfcheint. (KHofk.-Note vom 23. Mai 1841, 3. 9384, an 
bie Hoffammer im Münz- und Bergweſen.) 

e) Leber eine vorgefemmene Anfrage der Buchhaltung der Linzer 
k. k. Teppich- und Schafwollwaren - Drudfabrif, ob die bei den Caſſe— 
Journalen diefer Fabrik vorfommenden ungeftämpelten Wechfel und An— 
weifungen vom Auslande oder aus Ungarn, auf welchen die Acceptation, 
die Giri, und die Beftätigungen des Empfanges der Wechfelforderung aus⸗ 
gefertigt find, ftämpelfrei feien ? ift erflärt worden, daß, nachdem der $.81., 
3. 36., ded St. u. T. Gef. für die in Rede ftehenden Urfunden die un— 
bedingte Stämpelfreiheit ausfpricht, Die Freilaffung derfelben vom Stäm: 
pel auch in dem oben angegebenen Falle eine natürliche Folge fei, 
und daß felbft, abgefehen davon, ſich diefe Stämpelbefreiung auch ſchon 
deßhalb von jelbit verftehe, weil von diefen Urkunden nicht gefagt werben 
fann, daß von ihnen bei der Fabrifscaffe ein ämtlicher Gebrauch Cim 
Sinne des $. 83. ded St, u. T. Gef.) gemacht werde, indem bie Fabrik 


bierbei ald ein Private erfcheint. (Hofkd. vom 9. December 1842, Zakl 
43,466.) 
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f) Die Vormundſchafts ⸗Rechnungen und Euratels » Rechnungen ers 
jcheinen ald Beilagen der Eingaben, womit fie dem Gerichte vorgelegt 
werden ($$. 50. und 61. des St. u. T. Gef.), und unterliegen fammt 
- ihren Belegen den allgemeinen, für den Beilagenftämpel beſtehenden Be- 
ſtimmungen. 

Auch auf dieſe Vorlegung der Rechnungen mit ihren Beilagen an die 
Vormundſchafts⸗ oder Curatels-Behörde finden die Beſtimmungen der 
$$. 82., 3. 3., und 83., 3. 2. und 3., des St. u. T. Gef. feine An— 
wendung. (Bofkd, vom 3. Mai 1842, 3. 8758.) 

5) Verkündigungs- (Aufgebotd:) Scheine, im Auslande oder ftäm: 
peifreien Inlande auszefertigt, find nach $. 82. bedingt Hämpelfrei, fo Tange 
nämlich nicht im ftämpelpflichtigen Inlande davon ein Gebrauch vor einem 
öffentlichen Amte, einer Behörde oder Dbrigfeit gemacht wird, (Hof. 
vom 22, März 1841, 3. 211%, und vom 3. Mai 1841, 3. 4233.) 

h) Was ben vom Fiscalamte berührten befonderen Fall anbelangt, 
fo ift das Original der legten Willenderflärung des — fammt den dieß- 
fälligen Nachträgen (felbit wenn diefed Driginal ald Beilage eines Gefu- 
ches benützt wird), nad) den $$. 30. und 81., 3. 39., des St. u, T. Gef. 
ftämpelfrei. Die Beftätigung des königl. preußifchen Oberlandgerichtes 
zu — über den Inhalt der fpäteren Willenserklärungen ded — unterliegt 
nad) den $$. 21. und 83. dem Stämpel von 30 fr. für den Bogen. 

Hierbei.geht ed nicht an, daß das Fiscalamt blos diejenigen Stel- 
len ftämpeln laſſe, welche den Anſpruch des Fiscalamtes begründen ; nach— 
dem die fragliche gerichtliche Beftätigung nur ald Eine Urkunde erfcheint, 
und der $. 83. des St. u. T. Gef. die Stämplung der im Auslande aus- 
geftellten Urkunden, falld von denfelben ein ämtliher Gebraud gemacht 
wird, im Allgemeinen, alfo nicht blos in einzelnen Stellen vorfchreibt, 
und es ferner auch nicht richtig ift, daß, wenn bie ganze Urkunde als 
Beilage beigelegt wird, nur von einzelnen Blättern ein ämtlicher Gebrauch 

gemacht erfcheine. (Hofto. vom 18. September 1841, 3. 29,766.) 
| i) Die im $. 82., 3. 3., des St. u, T. Gef. bedingt ftämpelfrei 
erffärten Rechnungen unterliegen, wenn davon ein ämtlicher Gebraud 
gemacht wird, dem für die Beilagen überhaupt feftgefegten Stämpel, in— 
foferne fie ald Beilagen einer Eingabe vorfommen und nicht einen Inhalt 
in ſich faffen, oder in einer Art abgefaßt find, daß fie unter bie Befim- - 
mungen für den Urfundenftämpel fubjumirt werben müßten. 

Die Stämpelfreiheit, welche den Rechnungen, wenn fie einer Gerichts⸗ 
behörde nur zur befferen Aufklärung einer Streitfade und nicht als ber 
eigentliche Gegenfland des Streites vorgelegt werben, vermöge des 8. 88. 
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3+ 2%, bed St. u. T. Gef. sugeftanden it, Fommt auch den Beilagen der= 
felben zu ftatten, wenn fie unter jene gehören, denen durch den $. 82, 
3. 3., die bedingte Stämpelfreiheit eingeräumt ift. 

Wird von dieſen Beilagen ein ämtlicher Gebrauch gemacht, fo find 
fie vermöge des $. 83. vorher dem gehörigen Stämpel, d, i. jenem, wel⸗ 
cher nach der allgemeinen Borfchrift des Gefeges, und inöbefondere des 
erften Abſchnittes des erften Hauptftüdes ded Stämpelgefeges für fie ent 
fällt, zu unterziehen. (Hoftd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

$. 84. 

Den öffentlichen Behörden und Aemtern, und deren 
Bevollmächtigten, fteht die Stämpelfreiheit in allen Ge— 
Ichäften, rücdfichtlich deren, wenn fie von Privatperfo- 
nen unternommen würden, die Urkunden und Schriften 
dem Stämpel unterworfen wären, indem Falle zu, wenn 
die Stämpelgebühren aus dem Staatövermögen für fie 
beftritten werden müßten. 

Erläuterungen zu $, 84. 

Die Erläuterungen zu diefem Paragraphe entfcheiden nachftehende 
Fragen: 

A. Hinfihtlidh einzelner bei öffentlihen Behörden 
oder Aemtern vorfommenden Urfunden und Schriften, 
ob fie unter die Beſtimmung diefes Paragraphes fal- 
len? 

B. Welchen Sonden und Infituten überhaupt die 
Stämpelfreiheit im Grunde dieſes Paragraphes zu— 
fomme? 

C Welche Sonde aus dem Staatsſchatze dotirt wer: 
den? 

D. Hinfihtlid einzelner Anftalten und Körperſchaf— 
ten, ob fie Hinfihtlih ihres Bermögensd Privatperfo- 
nen gleich zu halten find, und in wieferne fie als Aem— 
ter Die Stämpelfreiheit genießen? 

E. In wieferne der Fiscus und andere Vertreter 
öffentlider Anftalten die Stämpelfreiheit genießen? 
Endlid: 

F. Hinfihtlih der Stämpelbebandlung einzelner 
in der Bewegung Öffentlider Anftalten und Fonde vor- 
fommenden Urfunden. 
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A. Hinſichtlich einzelner bei.öffentlihen Behörden oder 
Aemtern vorfommenden Urkunden und Schriften, ob fie 
unter die Beftfimmung biefes Paragraphes fallen. - 


Reverſe. 


a) Die Nicht-Verbrüderungs-Reverſe eintretender Praktikanten und 
neu angeſtellter Beamten ſind dem Stämpel nicht — — (Hofkd. 
vom 7. Juni 1842, 3. 15,194.) 

b) Sowohl die Reverfe der Paftoren, als auch iene der fatholifchen 
Pfarrer, weldye diefelben bei dem Antritte ihres Amtes auöftellen, haben 
in dem Sinne der $$. 81., 3. 11., und 84, des neuen St, u. T; Gef, 
die Stämpelfreiheit zu genießen, (Hoftd. vom 23. März 1843, 3. 551.) 

co) Seine Ef, Majeftät haben mit allerhödfter Ent: 
ſchließung vom 8. Juli 1843 zu bewilligen gerubet, daß die Quit— 
tirungs-Reverfe der k. f. Officiere, im Sinne des $. 84. des St. u. T. 
Gef. vom 27. Zänner 1840 ($. 67. des italienischen Textes) ftämpelfrei 
behandelt werben. (Hofkd. vom 13. Juli 1843, 3. 28,147.) 

d) Den Reverfen, welche Pflegeältern bei der unentgeltlichen Ueber— 
name von Findlingen gegen die FindelhaugsDirertion ausftellen, kommt 
mit Rüdficht auf den $. 84. die Stämpelfreiheit zu Statten. (Hofkd. vom 
21. Auguft 1841, 3. 24,033.) ’ 


Die pädagogifben Zeugniffe für Militäriften. 

e) In Folge der, mit dem k. k. Hoffriegsrathe gepflogenen Rüd- 
ſprache unterliegen die den Militär-Perfonen über den pädagogifchen Lehr— 
eurd auszuftellenden Zeugniffe der Schul-Direetionen, welche von ben 
Regimentd-Commanden Tediglich zu dem Behufe abverlangt werben, um 
fich daraus die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß die von denfelben zur 
Hörung jened Curfed commandirten Individuen in Folge der mit ihnen 
vorgenommenen Prüfung die zur Verfehung der Lehrerftellen in dem eige- 
nen Regiments» Erziehungshaufe erforderlichen Kenntniffe befigen, und 
welche Certificate fomit blo8 den Regiments-Commanden zu ihrer Auswei⸗ 
fung gegen bie ihnen vorgefegte Behörde zu dienen haben, im Sinne des 
$. 84. ded St. u, T. Gef. dem Stämpel nicht, infofern fie zu dem be: 
merften Zwede dienen. (Hoftd, vom 4. October 1843, 3. 32,815.) 


-Adminiftrative Licitations-Protofolle, 
f) Protokolle über die Verfteigerung von Lieferungen an öffentliche 
Behörden und Aemter find als ämtliche Acte ftämpelfrei. Wenn fie jedoch) 
die Stelle von ftämpelpflichtigen Urkunden vertreten, fo erfordern fie jenen 
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Stämpel, welchem die durch jie vertretene Urfunde unterliegt. (Heftd. vom 
11. Jänner 1841, 3. 47,160 ) 

g) Die Protofolle, welche nach der beftehenden Uebung bei den Mi— 
litär⸗Monturs⸗Commiſſionen mit Civil: Profeffioniften in der Abficht auf- 
genommen werden, um zu erfahren, um welchen Macherlohn und in wel- 
her Anzahl jie die Erzeugung von Montursftüden im Bedarfsfalle etwa 
übernehmen würden, find dann fein Gegenftand der Stämpelpflicht, wenn 
fie nur im Intereffe des Effentlichen Dienftes eingeholte Auskünfte enthal: 
ten, feine contractmäßigen Verpflichtungen für die Parteien begründen, 
alfo in feinem Anbetrachte als Protokolle, welche die Stelle von Urkunden 
vertreten, angefeben werben können, und nicht in die Kategorie der Of— 
ferte gehören. (Hofl.:Note an ben E, £, Hoffriegerathb vom 15. April 1841, 
3. 471.) 

h) Die nichtgerichtlichen Berfteigerungs-Protofolle, welche von Aem⸗ 
tern oder Behörden nicht in Parteifachen, fondern zum Behufe abmini- 
ftrativer Zwede aufgenommen werden, find, infoferne fie nicht ftämpels 
-pflichtige Urfunden vertreten, nad) $. 73, des St. u. T. Gef. fein ftäm- 
pelpflichtiger Gegenftand. (Hofkd. vom 24. April 1841, 3. 3421.) 

i) Die Bicitationd: Protofolle der adminiftrativen Tandesfürftlichen 
Behörden, welche über die Beishaffung von Nerarial:Bedürfniffen, 3. B. 
von Ranziei-Requifiten, oder über die Veräußerung von Efferten, aufge: 
nommen werden, find, fo lange fie nicht die Stelle von Contracten vertre= 
ten, nicht ftämpelpflichtig, weil fie Feine Privatſache betreffen, fondern we⸗ 
gen des öffentlihen Dienfted aufgenommen werden, und baber ber 8. 73. 
ded St. u. T. Gef. auf fie nicht angewendet werden kann. Wenn jedoch 
diefe Protofolfe die Stelle von Gontracten vertreten , fo find fie ald Eon: 
tracte ftämpelpflichtig, und es ift fich in biefer Beziehung bei ihrer Er— 
richtung zwifchen einer ftämpelfreien Behörde und einer ftämpelpflichtigen 
Partei nach den $$. 84. und 91. des erwähnten Gefeges zu achten. (Hofkd. 
vom 2. Eeptember 1841, 3. 29123.) 

k) Die Protofolle über die, zur Verſteigerung der für den Militär- 
Bedarf unanwendbaren Manipulationg-Abfälle oder unbrauchbar gewor— 
denen Militär: Effecten, vorgenommenen öffentlichen Liritationen, bei 
welchen dem einen oder andern Erfteher die ausgebotene Quantität ber 
lieitirten Sache gegen die, nad dem zugefchlagenen oder zugefprochenen 
Beftbote gleich geleiftete bare Zahlung hindangegeben wird, find Feine Pro: 
tokolle in Parteifachen, fondern werten lediglich im Intereffe der Mili- 
tär:Verwaltung zur Legitimation der amtirenden Rechnungsführer aufge: 
nommen, und erfcheinen eigentlich ald Rechnungsbelege, ohne daf fie bie 
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Stelle von Urkunden vertreten, oder irgend weitere Rechte oder Verbind- 
lichfeiten für die Parteien begründen, Sie find mithin dem Stämpel nicht 
unterworfen. 

Alle andern Protokolle über Licitationen hingegen, wo es fich nicht 
blos um die fogleihe Hindangabe der ſchon vorhandenen ausgebotenen 
derfei unbrauchbaren Gegenſtände an den die Zahlung leiſtenden Beftbie: 
ter, fondern um Borrechte für die Abname der aud in einer fünftigen 
längeren Zeit fid) ergebenden derfei Abfälle handelt, mit welchen dem Er=- 
fteher überhaupt Rechte und Verbindlichkeiten zugeftanden werben, find 
dann, wenn biefe Protofolle die Stelle ded Gontractes vertreten, in dem 
Sinne ded $. 6. des St, u. T. Gef. eben fo, wie dies bei Pachten, Mie- 
then oder bei Verkäufen einzelner, ein bleibendes Beſitzthum ſichernder, 
dem Militär:Aerar entbehrlich gewordener Realitäten zu gejcheben hat, 
der vorſchriftmäßigen Stämplung zu unterziehen. (Hoftd. vom 30. Juni 
1542, 3. 15,553.) 

) Die die Stelle von Contracten vertretenden Licitationd- und 
Accords-Protofolle unterliegen, auch wenn die bedungene Jahlung den 
Betrag von 2 fl. nicht erreicht, dem Stämpel; dagegen find die Pro- 
tofolfe über veräußerted, unbrauchbares Materiale, wenn dieſes gegen 
Bezahlung fogleih übernommen wird, und die biesfälligen Protokolle 
nicht die Stelle von Urfunden vertreten, fondern nur als einfache Amt» 
liche Auffchreibungen und Rechnungsbelege audgefertigt werden, dem 
Stämpel nicht unterworfen. (Hoftd. vom 8. Juli 1543., 3. 20,754.) 


Insbeſonders über StaatdgütersBeräußerungen, 

m) Die Staatögüter: Veräußerung im Lieitationdwege it, wie 
jede nicht gerichtliche Licitation, ein öffentlicher ämtlicher Act. CI. Theil 
4. Abfchnitt des St. u. T. Gel. und Hofta umer⸗ Verorduncug vom 3. Sep⸗ 
tember 1841, 3. 28,180.) 

Es find alfo die bießfälligen Liritationg- -Protofolle allerdings ämt⸗ 
liche Protofoffe, allein Feine ſolchen, welche über eine Privatfache auf 
genommen werben, denn der Verkauf von Staatd- und Fondsgütern iſt 
keine Privatſache, ſondern eine öffentliche Angelegenheit, — eine im 
öffentlichen Intereſſe zu Staatszwecken aufgenommene Verhandlung. 

Da nun nach 8. 73. des St. u. T. Gef, nur die ämtlichen Pro— 
tokolle über verhandelte Privatfachen dem dort vorgefchriebenen Stäm- 
pel zu unterziehen find, fo fann es feinem Zweifel unterliegen, Daß 
die Staatsgüter⸗ Veräußerungs-Protokolle, an und für ſich, dem für 
Protokolle in dem $. 73. vorgefchriebenen Stämpel nicht unterliegen. 
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Wenn fodann auf der Grundlage ber abgehaltenen Licitation ein 
Verkauf des Staatsgutes zu Stande fommt, fo find zwei Fälle mög— 
lich. Entweder wird eine eigene Vertrags-Urkunde nah dem Licita= 
tiond-Refultate ausgefertigt, oder das Licitations-Protokoll vertritt, ohne 
Ausfertigung eigener VBertrags-Urfunden, die Stelle diefer letzteren. 

Im erfteren Falle bleibt das Licitations-Protokoll, da ed an und 
für ſich nicht Hämpelpflichtig ift, und in der Vorausſetzung der Ausferti= 
gung eigener Vertrags-Urkunden, auch diefe Tegteren nicht vertritt, uns 
geſtämpelt; dagegen werben die ausgefertigten Vertrags-Urkunden nach 
der allgemeinen Vorſchrift für den Urkundenftämpel und inöbefondere 
mit Berücdjichtigung des $. 91. ded St. und T. Gef., dem vorge: 
fchriebenen Stämpel zu unterziehen fein. 

Im zweiten Falle dagegen, wenn Feine eigenen Bertrags-Urfunden 
ausgefertigt werden, und biefe Protokolle die Stelle der Urkunden 
vertreten, handelt es fih nicht mehr ausfchließend um ein öffentliches 
Intereſſe, 'fondern zugleih um das Privat:Intereffe des Mitcontra— 
benten, für den fie zugleich die Duelle des Rechtes find, bezüglich auf 
den mit der Regierung abgefchloffenen Vertrag. 

In diefem Falle find daher die Liritationd-Protofolle als privat: 
rechtliche Urfunden anzufehen, und nad der ausbrüdlichen Beftimmung 
des $, 73. ded St, u. T. Gef. mit dem Urkundenftämpel zu verfehen. 

Wenn in Gemäßheit des Licitations-Actes eigene Verträge aus— 
gefertiget werden, fo fann es feinem Anftande unterliegen, daß dieſel— 
ben fogleih nah $. 92. des St. u. T. Geſ., auf dem gefeglichen 
Stämpelbogen ausgefertigt werden. Wenn jedoch die Liritationd-Proto- 
folle die Stelle der Urfunden vertreien, fo ift einftweilen, bis auf wei— 
tere Weifung die Nachſtämplung ſolcher adminiftrativen Liritationd=Pro- 
tofolfe, unter den Borfichten, die dießfalld vor dem neuen St. u. T. 
Gef. Statt fanden , zuläffig. 

Die Beräußerung der Staatögüter, ed mögen Gameral= ober 
Fondsgüter fein, gefchieht im Intereffe des allgemeinen Staatsfchulden- 
Tilgungsfondes, der nicht ftämpelpflichtig ift. Es wird ſich daher, be= 
züglid auf die Stämpelgebühr, nad $. 91. des St. u. T. Gef. zu 
benehmen fein, in fo ferne es fih um die Frage handelt, welche 
Eremplare der Urkunden oder des Protokoll! der Stämplung zu unter: 
ziehen find. (Hofkdet. vom 30. Deesmber 1842, 3. 44,053.) 

n) Die Licitationd = Protokolle, infoferne fie dem Stämpel unter: 
liegen, follten, wie alle ftämpelpflichtigen Urfunden und Schriften, nad 
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$. 92, ded St. u, T. Gef, von 27, Jänner 1840, glei urfprüng- 
lic) auf dem gefegmäßigen Stämpel ausgefertigt werden, 

Aus Anlaß vorgefommener Anftände in Betreff ber Anwendung 
des $. 92. auf die abminiftrativen Licitationg-Protofolle, worüber die 
Berbandlung noch im Zuge ift, wurde ein Proviforium getroffen, und 
in Folge deffen mit dem Hoffammer=Decrete vom 15. Auguft 1841, 
3. 28,183, beflimmt, daß es in Bezug auf die Nadftämplung ber 
abminiftrativen Lieitationd-Protofolle, bei der bisherigen Gepflogenpeit, 
alfo bei jener zu verbleiben habe, welche vor dem neuen St, u. T. 
Gef. in Uebung war. 

Sind alfo diefe Protofolfe bis dahin indoffirt worden, fo find fie 
noch ferner zu indoffiren; find fie nachträglich geftämpelt worden, fo find 
fie auch jegt nachträglich zu ſtämpeln, und zwar hat Beides unter jenen 
Borfihten und Bedingungen zu gefhehen, welde früher zum Schuge 
des Gefälls beobachtet wurden. 

Da nun aber diefe Nahftämplung ausnamdweife von den Be— 
ftimmungen des .$. 92., und proviforifh nur den abminiftrativen Lici- 
tationd » Protofollen zugeftanden wurde, fo verfteht es ſich von felbft, 
daß die Protokolle, welche nicht als adminiftrative, d. i. in öffentli— 
hen Berwaltungd-Angelegenheiten ausgefertigte Protokolle zu betrachten 
find, ganz ber Regel und ben Beftimmungen des $. 92, des St. u. 
T. Geſ. zu folgen haben, 

Wenn bei den abminiftrativen Licitations⸗Protokollen aufder Grund: 
lage des Protokolles eigene geftämpelte Verträge auögefertiget werden, 
ſo vertritt das Protokoll nicht Die Stelle des Vertrages, es tritt da— 
ber bei dieſen Protofolfen der Urfundenftämpel nicht ein, es tritt aber 
aud) bei derlei abminiftrativen Licitationd-Protofollen der für Protofolfe 
als ämtliche Ausfertigungen feitgefeute fire Stämpel des $. 73, des St. 
u. T. Gef, nicht ein, weil diefe Protofolle wohl Amtliche Protokolle 
find, nicht aber in Privatfachen, In diefem Falle werden demnach der- 
lei Protokolle ohne Stämpel aufzunehmen fein, (Hofld, vom 8, Auguſt 
1843, 3. 26,333.) 

0) Die bei dem k. k. Oberverwesamte Reichenau mit den Schlag: 
gedingern aufgenommenen Protofolle find ftämpelfrei, infoferne fie nicht 
bie Stelle yon Urkunden vertreten, und mit den Gebingern eigene 
Berträge aufgenommen werden, welche Iegteren dem gefeglichen Stäm— 
pel unterliegen, (Hofld. vom 3. Nobember 1942, 3. 39,415.) 
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göfhungs-Bewilligungen. 

p) Die von der hofkriegsräthlichen Depofiten » Adminiftration den 
betreffenden Urfunden beigefügten Bewilligungen zur Löſchung dee Hei- 
rath = Gautiond = Bandes find vermöge des $. 84. des St. u. T. Gef. 
ſtämpelfrei, und es ift in biefer Bezichung gleichviel, ob die Löſchungs 
bewilligung der Widmungsurfunde, oder aber der zur Caution gewid: 
meten Privat⸗Schuldverſchreibung (ohne Stämpel) beigefügt ift, oder ob 
diefelbe in Folge boffriegsräthlicher Bewilligung von der erften Militär 
Behörde der Partei oder der Realinftanz ämtlich intimirt wird. CHoftr. 
vom 7. Zuii 1842, 3. 19,690.) 


Erpropriations:Urfunden. 

q) Die Frage, wer bei Contracten, wodurch Gommunal-Realitäten 
an das Aerar zu Staatszwecken nicht freiwillig und um den Schägungs- 
preis abgetreten werben, den Stämpel zu tragen habe, beantwortet 
fid) durch die $$. 84. und 91. des St. u. T. Gef., wornach bei diefen 
Contracten die Stämpelfreiheit nur infoferne eintritt, ald die Gebühr 
aus dem Staatsvermögen beftritten werben müßte. (Hoflammer: Note an 
den k. k. Hoflriegsrath vom 22. März. 1841, 3. 537.) 

r) Die Protofolle, welde wegen Schägung der zur Schotterge- 
winnung verwendeten Grundftüde aufgenommen werben, find im Sinne 
bed $. 84. des Gt. und T. Gef, flämpelfrei, infoferne die Gründe 
zum Behufe der Schottergewinnung zwangsweiſe, in Ausübung des 
Erpropriationd-Rechtes eingelöfet werben; fie find Dagegen ſtämpelpflich⸗ 
tig, wenn dieſe Einlöſung von den Privaten angeſucht wird, und im 
Wege eines freiwilligen Uebereinkommens zu Stande kommt. 

Die gedachten Schätzungs-Protokolle unterliegen jedoch, ohne 
Rückſicht des eben bemerkten Unterſchiedes, jedesmal dem geſetzlichen 
Stämpel, wenn in ſolchen Protokollen von Seite der Percipienten 
über einen empfangenen Vergütungsbetrag quittirt wird, oder biefe 
Protofolle jonft überhaupt die Stelle von Urkunden vertreten. (Doftd, 
vom 30. December 1842, 3. 44,915.) 

s) Die Aufnahmsbefunde, Schägungs-Protofolfe und Ueberfichten 
über die bei der Tracirung der Staatseifenbahn:Linien von einem Drte 
zum andern vorfommenden Befchädigungen find im Sinne des $. 84. 
bed Gt. und T. Gef. ($. 67. ital. Textes) ftämpelfrei. (Hofkdeer, vom 
24, October 1842, 3. 43,755.) 

t) In Betreff der Stämpelpflicht jener Urfunden, welche bei Grund: 
ablöfungen für öffentliche Zwede vorfommen, und der Duittungen für 
Grundablöfungs-Beträge, ift folgende Beſtimmung erfloffen : 
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Jene Urkunden, welche über die Abfhägung und Abtretung der 
Realitäten, deren fi die Eigenthümer im öffentlichen Intereſſe, und in 
Folge der Ausübung des Iandesfürftlihen Erpropriations-Rechtes entäus 
Kern müffen, errichtet werden, dann jene Documente, welche in ſolchen 
Fällen über das Beſitzthum des abgetretenen Grundes, über die Abfin= 
dung mit der Grundobrigfeit, und über den Umftand, daß fi die Ta— 
bular = Gläubiger mit der Auszahlung der Ablöſungs-Beträge an den 
Grundeigenthümer zufrieden ftellen, vor der Auszahlung der Ablöfungs- 
funme, zur Sicherheit des Aerars beigebradyt werden müſſen, unterlie— 
gen im Sinne ded.$. 84, des St, u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 ber 
Stämpelpflicht nicht, dagegen find die Quittungen über die, den Grund- 
eigenthümern bezahlten Ablöjungs » Beträge, dem, in tem erwähnten 
Gefege vorgefihriebenen Quittungsftämpel zu unterziehen. 

Um Bevortheilungen des Gefälles ferne zu hatten, iſt auf allen 
diefen Urfunden und Schriften, in fo ferne fie flämpelfrei find, der Zweck, 
zu dem fie dienen, zu bemerfen, und e8 dürfen diefelben zu feinem weis 
tern Gebrauche den Parteien erfolgt werden; vielmehr find fie in den 
Arten der Behörden forgfältig zu verwahren, 


Es verfteht fih von ſelbſt, Daß die eben angedeutete Stämpelfrei= 
heit nicht eintritt, wenn derlei Realitäten zu öffentlichen Zwecken von 
den Eigenthümern felbft angeboten werden, und die Abtretung in Folge 
eines freiwilligen Ucbereinfommens zu Stande kommt. (Hoffammerd, vom 
1. April 1845, 3. 6515 ) 

u) Auf die Anfrage, wegen näherer Beftimmung des Hoffam- 
mer = Defrets vom 1. April 1843, 3. 6515. in Betreff ver Behand- 
fung der, bei Grundeinlöfungen für öffentlihe Zwede vorfommenden 
Urkunden und Dorumente, wird bedeutet, daß fich die, in dem eben 
berufenen Decrete angebeutete Stämpelfreiheit, wie es in dem Decrete 
far ausgebrüdt ift, nur auf jene Fälle bezieht, wo es fi um bie 
Abtretung ded Eigenthums in Folge des Erpropriationd-Rechted handelt, 
ohne Unterfchied, ob die Abfindungsfumme gerichtlich ausgemittelt wurde 
oder nicht, und daß biefe- Stämpelfreibeit ſich auf jene Fälle nicht be= 
zieht, wo fein Erpropriationd «Recht eintritt, fondern wo die Partei 
freiwillig ihr Eigenthum zu einem öffentlichen Zwecke überläßt, und auch 
wenn dieſe freiwillige Ueberlaffung nicht Statt fände, nach den beftehen- 
den Gefegen das Erpropriationd Recht nicht geltend zu machen wäre, 
(Hofrb, vom 30. Jänner 1844, 3. 50,643.) 
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Baubefundd: Protokolle. 

w) In den Fällen, wo die Baubehörden fi von Amtswegen über 
die enifprechende Vollendung eines Baues zu überzeugen, und hierüber 
ihrer vorgefeaten Behörde Bericht zu erftatten haben, find diefe Berichte 
und die Über den Act der vorgenommenen Unterfuchung aufgenommenen 
Protokolle ald Amtliche Acte zu ämtlichen Zwecken ftämpeifrei; Dagegen 
find in den Fällen, wo den Bauslinternehmern Baubefunds=Gertificate, 
Zeugniffe u, dgl., oder ftatt derfelben Abfchriften von den, über ben 
Baubefund aufgenommenen Protofollen hinausgegeben werben, um mit- 
telft derfelben die bedungene Zahlung erwirfen zu können, diefe Zeugniffe 
oder Abfchriften dem geſetzlichen Stämpel zu unterziehen. (Hofkd. vom 
17. Suni 1844, 14,648-) 


Nemtlihe Quittungen. 

x) Jene Quittungen, welche die im Auslande befindlichen k. k. 
Poft = Expeditionen über bezogene Porto = Antheile und andere Zahlungen 
in der Eigenfchaft als f. k. Aemter ausftellen, find nah & 84. des 
St. u. T. Gef, vom Stämpel befreit. (Hoſkd. vom 4, Zuli 1842, 3 14,197.) 

y) Die poftämtlichen Quittungen über erhaltene Zeitungs: Pränume- 
-rationd= Gelder find im Sinne ded $. 84. des St. u. T, Gef. dem 
Stämpel nicht unterworfen. (Hoftd, vom 28. Auguft 1842, 3. 27,964.) 


Conti correnti, 

z) Die Conti correnti, welche von der Eifenwerfd-Dirertion zu 
Eifenerz, oder einem ihr untergeordneten Amte ausgeftellt werden, find 
vermöge des $. 84. ſtämpelfrei. Conto-Bücher der f, f. Aemter find nad) 
$. 84. dieſes Geſetzes ftämpelfrei. (Hofk.-Note an die Hoftammer im Münz- 
und Bergwefen vom 23, Mai 1341, 3. 9334.) 


Aemtliche Affignationen. 


aa) Die BVerlagd-Quittungen, welche zwifchen den Kriegs - Caffen 
über Aerarial-Gelder gemechfelt werden, unterliegen dem Stämpel nicht. 
(Hoftd. vom 12, April 1841, 3. 7798 und vom 2), Zuni 1841, 3. 21,512.) 

bb) Bon den in der Manipulation bei dem lomb.-venet. Monte 
vorfommenden Duittungen, Urkunden und Documenten find die Baglien 
als Zahlungsanmweifungen nad) $. 67. ($. 84. des für die deutfchen Pro— 
vinzen erlaffenen Gefeged) ftämpelfrei. Wird jedoch die Vaglia zur 
Zahlung präfentirt, und die erhaltene Zahlung befonders quittirt, fo ift 
diefe Quittung nach der allgemeinen Regel ftämpelpflichtig. Dasfelbe iſt 
der Fall, wenn von dem Verripienten ohne eine abgefonderte Quittung 
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auszuſtellen, die auf der Vaglia fchon vorgedrudte Forınel: „Mie 
stata pagata etc.“ unterfertiget, oder die Quittung der Vaglia 
indoffirt wird, in welchen beiden Fällen es die Pflicht des Percipienten 
it, der Vaglia, bevor er die oben angedeutete vorgedrudte Formel 
ober bie inboffirte Duittung umterfertiget, den gebührenden Stämpel 
aufbrüden zu Taffen. 

Eben fo find die faldirten Zahlungs = Anweifungen , gegen welche 
die Caſſa dem Verkäufer die Preife der an den lomb. venet. Tilgungs⸗ 
fond verfauften Effecten hinauszahlt, wiewohl fie als faldirt unter $. 6. 
des St. u. T. Gef. fubfumirt werben können, in dem Sinne des 
$. 67. ($. 94. des für die deutfchen Provinzen erlaffenen Gefeges) ſtäm— 
pelfrei, in fofern nad der beftehenden Uebung bei derlei Verkäufen der 
Stämpel dem Käufer zur Laſt gerechnet wird, und die Effecten für den 
Tilgungs-Fond angefauft werden. (Hofkd. vom 19. Nov. 1841, 3. 26,467.) 


Eorrefpondenz und Documente in Betreff der beim Til: 
gungs:Fonde angelegten Depofiten. 

Die Correfpondenzen und Dorumente, welche die landesf. Behörden 
und Aemter zum Behufe der Anlegung oder Rüdzahlung von Cautionen 
oder Depofiten unter ſich wechfeln, find im Sinne des $. 84., 3 5, 
($. 81., 3. 5.) ftämpelfrei. 

- Dagegen unterliegen bie Quittungen ber ercipienten über rüders 
baltene Gautionen oder Depofiten, oder über behobene Intereffen dem 
Stämpel nach der allgemeinen Regel. (Hofkd. vom 19. Nov. 1341, 3. 26,467.) 

©. $. 7., C. 17, 18, 20, und $. 81, 25. d. e. 8. 

Die ämtlich confignirten Quittungen über die Zinfen der bei der 
f. f. Staatsfchulden-Tilgungd-Fonds-Hauptcaffa angelegten Depofiten 
(Zinfen-Eonfignationen) unterliegen feinem Stämpel, wenn es Zinfen 
betrifft, welche von ben hierzu berufenen anlegenden Aemtern und Gaffen - 
nad) ihrer Behebung bei der Staatöfihulden-Tilgungd-Fonds-Hauptcaffa 
an Parteien erfolgt werden; weil in biefem Falle die Stämpelgebühr 
durch die betreffenden Aemter und Gaffen, welde die behobenen Inter— 
effen den betheiligten Parteien gegen gehörig geftämpelte Percipienten- 
Quittungen auszubezahlen haben, von den Tegteren hereingebracht wirb. 
Auch in dem Kalle, wenn diefe Depofiten Aemtern oder Behörden (wie 
3. B. Nerarial-Fabrifen) gehören, genießen die erwähnten Gonfigna= 
tionen die Stämpelfreiheit, jedod nur infoferne, als bie Stämpelgebühr 
für folche Confignationen, aus dem Staatövermögen beftritten werden 
müßte. Im entgegengefegten Falle fommen diefe Aemter und Behörden 
in Abſicht auf die Stämpelpflichtigfeit ven Parteien gleich zu halten. 

v. Schwarz Stampelvorſchtiſten. 19 
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- Sn dem Falle endlich, wenn die Zinfen, ohne daß der eben erwähnte 
zweite Fall einträte, von ben anlegenden und unmittelbar beheben- 
den Aemtern nicht an Parteien hinausgezahlt werben, find diefe In— 
tereffen von der Staatsfchulden-Tilgungs:Fonde:Hauptraffa den anle: 
genden Aemtern und Caffen nur gegen gehörig geftämpelte Confignatio- 
nen zu erfolgen. Bei der Beftimmung des claffenmäßigen Stämpels bat 
jedoch nicht die Gefammt-Summe der in einer und derfelben Conftgnation 
zufammengeftellten Beträge, fondern abgefondert jeder einzelne Interef: 
fen-Betrag zur Richtſchnur zu dienen. 

Diefe Beltimmungen haben vom 1. November 1840 angefangen 
in Wirffamfeit zu treten. (Hoflammer = Präfidialz Deeret vom 11. Detober 
1840 , 3. 2975.) 

Dotations:-QDQuittungen. 

Die Quittungen ded Monte über die in Empfang genommenen 
Einfünfte bed Monte find in dem Sinne des $. 67. (8.84.) des St. u. T. 
Gef. ftäinpelfrei. (Hoftd, vom 19. November 1341, 3. 26,467, den ital. Monte 
betreffend ; in Folge Allerhöchſter Entſchließung vom 13. November 1841.) 

KanzleisPaufhalien-Quittungen. 

ec) Die Quittungen I. f. Beamten über Kanzlei-Paufchalien find 
nach den Beftimmungen des $. 84. ded St. und T. Gef. vom Stämpel 
befreit; da die Pauſchalien die Stelle der Materialien, welche zum Be— 
hufe der Amtögefchäfte vertheilt werden, vertreten, und daher nicht ala 
Emolumente der Beamten angefehen werden fünnen. (Hoftd. vom 14. Des 
cember 1840, 3. 46,3995 — 13. Jänner 1341 , 3. 49,970, und vom 23. Mai 
1841, 3. 9384, und in Betreff ber Quittungen über die Poftamts-Erforderniß: 
Pauſchalien, Hoftd, vom 4, Juni 1841, 3. 16,851.) 

Rehnungsbeilagen des Hüttenamtes Kiefer. 

dd) Die Beilagen zu den Rechnungen des auf k. bairifchem Territo- 
rium gelegenen Hüttenamts Kiefer find in Bezug auf den Stämpel nad) 
den im Königreiche Baiern dießfalls beftehenden Normen zu behandeln, 
und eine Nahftämplung diefer Beilagen hat nach dem öſterr. St. u. T. 
Gef. vom 27, Zänner 1840, wenn die erwähnten Rechnungen zur Gen: 
fur der k. f, öfterr. Berg und Salinen-Direction zu Hall vorgelegt wer= 
den, in dem Sinne des $. 84. nicht Statt zu finden. (Hofkd. vom 23. 
Auguft 1841, 3. 28,012.) 

Borfpannd-Quittungen. 

ee) Die Quittungen der Borfpannd:Commiffariate über die, ihnen 

aus dem Poſtgefälle bezahlten Vorfpannd : Vergütungen für die beige- 
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ftellte Borfpann , zum Transporte der Militär-Eskorte der Poftwägen, 
find im Sinne der $$. 84. und 81. 3. 5., des St. u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840 ftämpelfrei; dagegen unterliegen die Duittungen der 
Borfpannd-Contrabenten über die, von dem Borfpannd:Commiffariate 
ihnen geleifteten Fuhren-Bergütungen , dem vorgeſchriebenen Stämpel. 
(Hoftd. vom 6. Juli 1843, 3. 19,146.) 

8.9.7.0.19. —_ 


B. Welhen Fonden und Inftituten überhaupt bieStäm- 
pelfreihbeitim Grunde bes $. 84. zukomme. 


a) Die Fonde und Anftalten, find entweder öffentliche oder private, 
je nachdem fie unter der unmittelbaren Verwaltung des Staates ftehen 
oder nicht. — Die öffentlichen, unter der unmittelbaren Verwaltung des‘ 
Staates ftehenden Fonde und Anftalten theilen ſich wieder in zwei Claffen, 
nämlich in folche, welche aus dein Staatdvermögen ganz oder theilweife 
dotirt werben, und in folde, welde eigene Einnahmsquellen befigen, 
und aus ben Finanzen feine Dotationen erhalten. 

Die Öffentlichen Anftalten und Sonde find ftämpelfrei in dem Vers 
fehr und in der Gorrefpondenz mit den öffentlichen Behörden, Aemtern 
und Obrigfeiten, und bezüglich auf die Ausfertigungen an Private, in- 
foferne die Iegteren, d. i. die Ausfertigungen, das Gefeg nicht auge 
drüdlich dem Stämpel unterwirft; weil Diefe Fonde und Anftalten, oder 
ihre Verwaltung unter den Begriff eines öffentlihen Amtes fallen, und 
nah $. 81., 3. 1., 5. und 6. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 die Verhandlungen und Erläffe zwifchen den öffentlichen Behörden 
und Aemtern in Amtsſachen und die Augfertigungen an die Parteien, 
wenn legtere in dem Gefege nicht ausbrüdfich dem Stämpel unterwor= 
fen werben, ftämpelfrei find. 

In ſolchen Gefchäften dagegen, rüdfichtlich welcher, wenn fie von 
Privatperfonen unternommen würben , die Urkunden oder Schriften ges 
ftämpelt fein müßten, alfo bei Verträgen, Quittungen, in Rechtöftrei= 
ten, oder Gegenftänden des adelichen Richteramtes, und fomit andy bei 
fißcalämtlichen Vertretungen find bie öffentlichen Fonde und Anftalten nur 
dann ftämpelfrei, wenn fie in die Glaffe derjenigen gehören, welche aus 
den Finanzen und in fo fange fie aus benfelben ganz oder theilweife do— 
tirt werben, — weil ber $. 84. ded St. u. T, Gef. in diefen Fällen den 
öffentlichen Behörden und Aemtern die Stämpelfreiheit nur dann zuge= 
fteht, wenn die Stämpelgebühr aus dem Staatövermögen beftritten 
werden müßte. 

19* 
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Diejenigen Fonde und Anftalten dagegen, welche nicht unter der un« 
mittelbaren Verwaltung des Staates ftehen, alfo Privat:Fonde und An: 
ftalten — ihre Zwede und Namen mögen von was immer für eine 
Art fein, ald Armen-Anftalten, Armenbäufer, Berforgungs-Anftalten, 
Spitäler, Bruderfchaften, Spar Gaffen, Handels- und Transports 
Bereine u. f. w. unterliegen der in dem Gefege im Allgemeinen ausge 
ſprochenen Stämpelpflict, da nach 8. 1. ſowohl phyſiſche ald moralifche 
Perſonen dem Gefege unterworfen find, und die in ber Frage ftehenden An: 
ftalten unter die Ausnamen des $. 85. nicht fallen, (Hofkd. vom 20. Dc 
tober 1840, 3. 41,237.) 

b) Das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 enthält durchau 
feine Entfcheidung, welched Vermögen, oder welcher Fond als ein Staats 
Eigenthum, als ein Staatövermögen, oder öffentliches Vermögen, alı 
ein öffentlicyer Fond, oder ald ein Privat-Eigentbum, Privat-Vermö 
gen, Privat-Fond anzufehen iſt; fondern das erwähnte Gejeg fegt viel 
mehr diefe Begriffe und Beftimmungen als fchon gegeben und feftgeftell 
voraus. Iſt das Vermögen oder der Fond ein Privat-Eigenthum, ſ 
unterliegt derfelbe unbedingt der Stämpelpflicht ; ift das Vermögen abe, 
ein Staats = Eigenthum, ein öffentlicher Fond, fo ift zu unterfcheiden 
ob diefer Fond eigene beftimmten Zwecken gewidmete Vermögens-Zuflüſſt 
befige, ohne auf die Ergänzung feiner Caffa-Mittel aus der allgemeiner 
Stantd:Caffa, aus den Finanzen rechnen zu fönnen (nicht botirte Fonde) 
oder ob dieſer Fond feine Zuflüffe aus den Finanz-Caſſen erhalte, ode: 
vielleicht felbft ein Zweig des Finanz = Einfommens ift, wie 3. B. bi 
politifchen Fonde, die aus dem Staatsſchatze dotirt werden, oder bei 
Tarfond, das Zollgefäll u. dgl. — Alle diefe Fonde der legtern Kategorie 
find ſtämpelfrei, in fofern von ihnen die Gebühr beftritten werden müßte, aus 
dem Grunde, weildie Finanzen ſich felbft zahlen würden, und die Finanzen 
im Stämpel nur einnehmen würben, was fie felbft erft im Zolle oder 
bei dem Tabafgefälle oder einem aus ben Finanzen botirten politifchen 
Fonde verausgaben mußten, Wenn es fih hingegen um Fonde erſterer 
Kategorie handelt, nämlich ſolche, welche zu eigens beftimmten und aus- 
gefchiedenen Verwaltungszwecken mit eigenen Zuflüffen und Einnahms- 
quellen verfehen, und eben fo wenig auf Dotationen aus der allgemeinen 
Staats-Caſſa im Falle von Abgängen gewiefen find, als fie ihre etwai- 
gen Ueberſchüſſe an die Finanz-Caſſen abgeben, wie ed 3. B. bei dem all= 
gemeinen Kranfenhaufe und anderen Anftalten der Fall ift, tritt zwar, 
da es ſich doch immer um öffentliche Fonde handelt, die unter öffentlicher 
Verwaltung ftehen, die Stämpelfreiheit ein, im Berfehre und in der 
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Correſpondenz mit den öffentlichen Behörden und Aemtern. Bei der Aus: 

ftellung von privatrechtlihen Alrfunden, bei Bertretungen im Rechts: 
wege u. dgl. find dagegen dieſe Fonde im Sinne des $. 84. des St, u. 
T. Gef. allerdings der Stämpelpflicht unterworfen; weil ſich hier nicht 
fagen läßt, daß bie Finanzen fich felbit zahlen, die Gebühr nicht 
aus der Finanz-Caſſa zu beftreiten ift, und dieſe Fonde nad) den befte= 
henden Berwaltungs- Grundfägen angewiefen find, alle ihre Bedürfniffe, 
die gefammte Regie, alſo audy die fie treffenden Steuern zu zahlen. 
(Hofkd. vom 28, September 1842, 3. 33,0%5 ) 

c) Beiträge, Unterftügungen, Paufchalien u. dgl. find noch Feine 
eigentlichen Dotationen aus den Finanzen, worunter nur jene Zufchüffe 
verjtanden werden fünnen, die in Folge der auf die Finanzen übernommes 
nen Verbindlichkeit, für die Bebürfniffe der Anftalt, um die es fich han: 
delt, zu forgen, und ihre Abgänge an Gaffamitteln zu deden, aus .ben 
Finanzen erfolgt werden. (Hoft. Dieret vom 17. December 1841,3. 43,962.) 


C. Welhe Sonde aus dem Staatsfhage dotirt werben. 


a) Im Anfchluffe wire das Verzeichniß der aus dem Staatsſchatze 
botirten Fonde zur Wiffenfchaft und Darnachachtung befannt gegeben. 
Aus dem Staatöfchage werden botirt: 
Die Religiongfonde 
in 1 Nieveröflerrei ‚, Defterreih ob der Euns und Salzburg ‚ in Steier: 
marf, in Böhmen, in Mähren und Schlefien, in Galizien und in 
der Bufowina, in Kärntben, in Krain, in Tirol, im Küftenlande und in 
Dalmatien. 
Die Studienfonde 
in Nieberöfterreich, Defterreich ob der Enns und Salzburg, in Steier- 
marf, in Böhmen, in Mähren und Schlefin, in Galizien und ber 
Bufowina, in Kärnthen, in Krain, in Tirol, im Küftenlande und. Dal: 
matien, Ferner bie proteftantifch-theologifche Lehranftalt, das polytechnis 
ſche Inſtitut und das Thierarznei:Inftitut in Wien, dann die Forftlehr- 
anftalt in Mariabrunn. 
Die Normalfdulfonde 
in Niederöſterreich, Defterreich ob der Enns und Ealzburg, in Steier- 
mark, in Böhmen, in Mähren und Schlefien, in Galizien, in Kärnthen, 
in rain, in Tirol, im Küftenlande und in Dalmatien, Ferner die Lem- 
berger Realfchule und die nautifhe Schule in Trieft. 
Die Straßen-Anfalten 
in Nieberöfterreih , in Defterreich ob der Enns, in Steiermark, in 
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in Böhmen, in Mähren und Schlefien, in Galizien, in Kärnthen und Krain, 
in Tirol, im Küftenlande und in Dalmatien. 
Der Wafferbau 
in Niederöfterreih, Defterreih ob der Ennd, Steiermaf, Böhmen, 
Mähren und Schlefien, in Galizien, in Kärnthen, in Krain, in Tirol, 
im Küftenlande und in Dalmatien. 
Die Criminal: Anfalten 
in Niederöfterreich das Provinzial-Strafhaus, 
in Defterreich ob der Ennd dad Provinzial-Strafhaus, 
in Steiermarf der Griminalfond, 
in Böhmen der Griminalfond , 
in Mähren und Schlefien der Griminalfond, dad Provinzial-Strafhaus 
und das Spielberger Strafhaug, 
in Galizien ber Griminalfond, 
ın Kärnthen und Krain der Griminalfond, 
in Tirol der Criminalfond und das Provinzial-Strafhaus, 
im Küftenlande der Eriminalfond, 
in Dalmatien der Eriminalfond. 


Die FindelsAnftalten 
in Niederöfterreih, in Defterreih ob der Enns, in Steiermarf, in 
Böhmen, in Mähren und Schlefien, in Galizien, in Krain, in Tirol, 
im Küjtenlande und in Dalmatien. 


Die Gebär: und Jrrenäanftalten, dann die Impfung 
. Anſtalten 


in Niederöſterreich, in Oeſterreich ob der Enns, in Steiermark, in Böh— 
men, in Mähren und Schleſien, in Galizien, in Kärnthen, in Krain, in 
Tirol, im Küſtenlande und in Dalmatien. 


Die Domeſticalfonde 


in Tirol, in Kärnthen und Krain. (S. $. 84. D. h. F. n.) (Hoftd. vom 
11. April 1841 ! 3. 14,007.) 


Anmerkung, Der nieberöfterreichifche, der böhmifche, und der mährifch: 
fchlefifhe Religionsfond, dann der öfterreich- ob der enns’fhe Stu: 
dienfond und der niederöjterreichifche und böhmiſche Normal-Schulfond, 
erhalten aus dem Staatsſchatze gegenwärtig zwar keine Dotationen; 
weil fie gegenwärtig im Ueberſchuſſe ftchen, fie müſſen aber in Folge 
allerhöchſter Entfchliefung mittelft derfeiben die früher erhaltenen 
Unterflüsungen und ihre Rückſtände an Staatsregie: Koftenbeiträgen 
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berichtigen. Wenn diefe Fonde diefe Rückſtände berichtigt haben wer: 
den, fo müffen fie in Folge allerhöchfter Anordnung zur Unterftügung 
gleicher im Abgange flehender Fonde verwendet werden. 

b) Die nachfolgenden Anftalten und Fonde: a) die proteftantifch- 
theologifche Rehranftalt, b) das polytechnifche Inftitut, c) das Thier: 
arznei-Inftitut, d) die Forftlehranftalt zu Mariabrunn, e) die Straßen: 
und Wafferbau-Anftalten, f) das niederöfterr. Provinzal-Strafhaug, g) die 
Impf-, Findel:, Gebär: und Srren = Anftalt, h) der Studienfond, i) der 
Religiondfond und k) der Schulfond — gehören zu den aus den Finan= 
zen dotirten Fonden und Anftalten, und find ohne Unterſchied, ob fie 
im Abgange oder im Weberfchuffe ftehen, da der letztere nach dem beite- 
benden Dotationd: Syiteme im Intereſſe der Finanzen verwendet wird, 
im Sinne des $. 84. ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 vom 
Gebrauche ded Stämpels befreit, infoferne die Stämpelgebühr von bie: 
fen Sonden beitritten werden müßte, Es werden daher auch die Inter- 
efien von Staatd - Schuldverfihreibungen ihnen gegen ungeftämpelte 
Duittungen zu erfolgen fein. (Hofkd. vom 8. Februar 1842, 3. 34,916, meh: 
rere Anfragen ber n. ö, Landesregierung betreffend, Abf. A.) 

e) Der Religiondfond von Mähren und Schlefien gehört zu den 
aus dem Staatsfchage botirten Fonden und Anftalten, indem berjelbe 
im Falle des Bedarfes, einen Anfprucd auf eine Unterftügung aus dem 
Aerar hat, fo wie der Ueberſchuß diefes Fondes, nach der allerböchften 
Entfchließung vom 19. December 1841, zur Abtragung feiner Schuld 
an das Aerar, oder nach Umftänden zur Unterftügung der im Abgange 
ftehenden Religions⸗Fonde verwendet wird. 


Derfelbe it daher im Sinne des $. 84. ded St. u. T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 vom Stämpelgebrauche befreit, infoferne die Stäm— 
pelgebühr von diefem Fonde beftritten werben müßte. (Hofkd. vom 1. Febr. 
1843, 40,713 5 und Hofkd. vom 8, Kebruar 1842, 3. 51,275. in Betreff des 
Erainerifhen Religions: und Studienfondes desfelben wefentlihen Inhalts.) 

d) Das Decret der k. f. allg. Hoffammer vom 18. Jänner 1842, 
3. 45,581 (S. $, 84.D. b.), in Betreff der Stämpelpflidt der Ca— 
meral= und Fonde=Herrfchaften, findet auf die Remanenz-Gefdhäfte 
diefer Herrfchaften feine Anwendung, (Hofkdecr. vom 6. September 1842, 
3. 31,425.) 

e) Mit der (vorausgehenden) Hofk.:Berordnungı vom 6. September 
1842, Zahl 31,425, iſt entfchieden worden, daß die rüdfihtlih ber 
Stämpelpflichtigfeit der Staats: und Fondsgüter, mit den Hofl,-Berord- 
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rungen vom 7. April 1841, und vom 18. Jänner 1842, 3. 7020, 
und 45,581 (5. $. 84. D. b.) feſtgeſetzten Beftimmungen, auf die Re— 
manenz⸗Geſchäfte der veräußerten Staats- und Fondsgüter, feine An— 
wendung finden. 

Die Remanenz-Gefchäfte der veräußerten Staatd- und Fondsgüter 
baben ſich jedod der Stämpelfreiheit im Sinne des $. 84, des St. u. 
T. Gefeged nur infoferne zu erfreuen, ald die Güter, von denen die 
Geſchäfte berrühren, einem Sonde angehört haben, der aus dem Staatds 
ſchatze dotirt iſt. 

Hieraus folgt von ſelbſt, daß bie RemanenzGeſchäfte, inſoferne 
ſolche ſich auf Güter beziehen, die einem Fonde angehört haben, der 
nicht aus dem Staatsſchatze dotirt war, wenn es ſich um gerichtliche 
Bertretungen handelt, um Gebühren und Rechte, Die ex praeterito dem 
nicht dotirten Fonde gebühren, und in feinem Intereſſe eingeflagt werden, 
ber Stämpelpflicht unterliegen, und eine Stämpelfreiheit, im Siume 
des 8. 84, nicht eintreten könne, infoferne überhaupt derlei nicht dotirte 
Fonde, in dem Sinne des eben berufenen $. 84. des St. u, T. Gef. bei 
gerichtlichen Vertretungen und Privat : Hechtögefchäften der. allgemeinen 
Stämpelpflicht unterliegen, (Hofkd. vom 7, Jänner 1343, 3. 47,640.) 

f) Ueber eine vorgefommene Anfrage, ob der Invaliden-Fond die 
Stämpelfreiheit, im Sinne des $. 84. des St, u, T. Gef. vom 27. Jän⸗ 
ner 1840 ($. 67. des ital. Terted) zu genießen habe, ift im Einver- 
nehmen mit dem k. k. Hoffriegsrathe entfchieden worden, daß, ba ber 
Invaliden-Fond, infoweit feine fonftigen aus Gütern, Capitald-Renten 
oder zufälligen Gaben fließenden eigenen E'nnahmen, zur Dedung feiner 
Bedürfniffe nicht hinreichen, ganz aus dem Staatsjchage dotirt wird, 
und diefer Zufluß eine eigene Rubrik der von Jahr zu Jahr audgemit: 
telten Militär-Dotation bildet, derfelbe im Sinne der bezogenen Gefeges- 
ftelle allerdings auf die Stämpelfreiheit Anſpruch hat ). (Hofk. Decret 
vom 5. Rovember 1842, 3, 37,526.) 





*) Hiernach ift dad frühere Hof-Decret vom 15. Juli 1841, 3. 25,427 auf- 
gehoben: — 

Der Stiftungs:Fond für bohmiſche Invaliden, welcher in dem mit 
dem Erlaſſe vom 11. April 1841, 3. 14,007, hinausgegebenen Verzeich⸗ 
niſſe über die aus dem Staatsſchatze dotirten Fonde nicht aufgeführt 
erſcheint, kann auch nicht unter dieſe gezählt werden, und unterliegt 
daher nach den Beſtimmungen des St. u. T. Gef. vom 27. — 1840 
allerdings der Stämpelfreiheit. 
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2) Das höhere weltprieſterliche Bildungs⸗Inſtitut zum heiligen Aus 
guftin in Wien, gehört zu den, aus den Finanzen botirten Anftalten, 
und ift daher, in Bezug auf die Anwendung ded St. u. T. Gef. vom 
27. Zünner 1840, fo zu behandefn, wie alle andern aus dem Staats: 
ſchatze dotirten Öffentlichen Anftalten und Infitute. Es genießt fomit die 
Stämprlfreipeit im Sinne bes $. 84. dieſes Gefeges, infoferne die Stäm- 
pelgebühr von diefem Inſtitute beftritten werben müßte, CHoft.: Präfibiat- 
Deeret vom 20, April 1843, 3. 2575 — P. P.) 


BD, Hinfihtlih einzelner Anflalten und Körperfchaften, 

ob fie Hinfihtlih ihres Vermögens als Privatperfonen 

anzufehen find, und in wie fern fie als Aemter die 
Stämpelfteiheit genießen. 


Deffentlide aus dem Staatsihage nicht dotirte Anftalten. 


a) Die nachbennnten Anftalten in (Nieder » Defterreih), als: das 
Kranfenhaus, dad Waiſenhaus, der in der zahlämtlichen Verwaltung 
ftehende Armen= Inftitutd= und Zwangs - Arbeitshaus = Fond, dann bie 
Taubitummen- und Blinden:Inftitutd-Fonde, gehören nicht zu den aus dem 
Staatsſchatze dotirten Fonden und Anftalten, und find daher ftämpel- 
pflihtig , nach $. 84. bei Ausftellung privatrechtlicher Urkunden; bage: 
gen in Abficht auf die Amts-Correſpondenz und bie ämtlichen Ausferti— 
gungen an Private, in der Eigenfchaft ald öffentliche Anftalten, vom 
Stämpel frei, nad $. 81. 3. 1., 5. und 6. des erwähnten Geſetzes. 
(Hoftd. vom 1, Februar 1842, 3, 34,916. Abſ. B.) 

a/) Nach einer Eröffnung der k. f. allgemeinen Hoflammer haben 
Seine Majeftät die Anficht der Tegtern hohen Behörde zu genehmigen 
befunden, wornad jene Armen-, Kranfen: und Wohlthätigfeitsanftalten, 
bie, wenn gleich eine und die andere unter ber unmittelbaren Verwaltung 
Öffentlicher. Behörden fteht, nicht vom Staatsſchatze unterhalten werden, 
die Befreiung vom Stämpel nicht anſprechen können. (Hofltanzlei = Decert 
vom 26, September 1542, 3. 21,271.) 


Cameral- und Fonds-Herrſchaften. 


b) Da die Cameral⸗ und Fonds-Herrſchaften von dem Staate 
und den Fonden jure privatorum verwaltet und beſeſſen werden, und 
gleich andern landtäflichen Privatgütern alle directen und indirecten 
Steuern zu tragen haben, überdieß auch die nothwendige Evidenz der 
Fonds Güter-Erträgniſſe zu berückſichtigen iſt, ſo Sommt ihnen bie im 
$. 84. des St. u. T. Gefeges den Öffentlichen Behörden und Aemtern 
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eingeräumte Stämpelbefreiung nicht zu Statten ; fondern fie haben in ihren 
Rechts- und fonftigen Angelegenheiten bie gefeslichen Stämpelgebübren, 
wie andere Privat-Dominien zu entrichten. (Hofld. vom 7. April 1341, 
3. 7020 und 45,581.) 

c) Die Duittungen über Zinfe für Wohnungen in Stifthäufern 
(Hauszins » Duittungen) unterliegen der allgemeinen Stämpelpflict, 
ohne Rüdficht ob der Fond, dem dad Haus angehört, ein dotirter oder 
ein nicht dotirter ift. 

Belangend die Licitationd = Protofolle über Teerjtehende und zu ver- 
miethende Wohnungen in den unter der Verwaltung ded Provinzial- 
Zahlamtes ftehenden Stifthäufern, wird die f. — auf den bierortigen 
Erfaß vom 3. Februar 1841, 3. 28,180, gewieſen, wornach in Gemäßs 
heit der Licitationd= Drdnung vom 15. Juli 1786 die abgehaltenen 
Öffentlichen Verfteigerungen als eine öffentliche Handlung, und als ein 
ämtliher Act in. Parteifachen zu betrachten find. Es find demnach biefe 
Protofolfe nad $. 73. des St. u. T. Gef. ftämpelpflichtig, und zwar 
ohne Unterfchied, ob der Fond, ald Eigenthümer des Haufes ein ftäm- 
pelfreier, oder ein fämpelpflichtiger ift, da, wie fon: unter dem 
7. Aprit 1841, 3. 7020 (S. $. 94. D. b.) der k. — bemerkt wurde, 
die Realitäten, Herrfhaften und Häufer der Fonde jure privatorum 
befefjen und verwaltet werben, und gleich Privat-Befigungen alle directen 
und indireeten Steuern zu tragen haben. Die Intimationd = Decrete 
des ProvinzialeZahlamtes, ald Verwaltungs-Behörde mehrerer Stift- 
häufer, an Privat-Perfonen, rüdfichtlich der ihnen bewilligten Bergü- 
tungs=, Ablöfungs: ır. Beträge, find ald ämtliche Audfertigungen vom 
Stämpel befreit. 

Die Duittungen über die von der F. f.n. ö. Landesregierung für das 
Jakober Kloftergebäude zum Findelhaus=-Fonde und von dem Schrey'ſchen 
Stifthaufe zum Armen : Inftituts = Fonde abzuführenden Zinfen, find als 
Hauszind-Quittungen zu Folge des oben Angeführten dem Stämpel un: 
terworfen. (Hofld, vom 8. Februar 1842, 3. 34,916 ) 


Die Montan-Herrfhaften. 


d) Den dem Staate angehörigen Montan-Herrſchaften, da fie 
jure privatorum befeffen und verwaltet werden, und glei andern 
landtäflichen Privat-Gütern alle direeten und indireeten Steuern zu tragen 
haben, fommt die im $. 84. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
den öffentlichen Behörden und Aemtern eingeräumte Stämpelbefreiung 
eben fo wenig, als den Cameral- und Fonde-Herrfchaften zu Statten, 
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daher aud) diefe dem Staate angehörigen Montan = Herrfchaften in ihren 
Rechts- und fonftigen Angelegenheiten die gefeßlichen Stämpelgebühren 
wie andere Privat:Dominien zu entrichten haben. 

Bon dieſer Stämpelverpflichtung find jedoch die Aerar - Montan- 
werke und Aemter in Betracht des Umftandes ausgenommen, daß es ſich 
bierbei nicht um einen Defig jure privatorum handelt, fondern um bie - 
Ausübung Tandesfürftlicher ausfchließerder Gerechtſame. (Hoftd, vom 
2. Auguft 1842, 3 27,304.) 

PropinzgialsZwangs:-Arbeits-Anftalt in Brünn. 

e) Die Provinzial: Zwangd-Arbeitd-Anftalt der Provinz Mähren 
und Schlefien in Brünn, gehört nicht zu den Öffentlichen Anftalten, welche 
aus dem Staatöfchage dotirt werden. Diefelbe ift Daher in Bezug auf die 
Anwendung ded St.u. T. Gef. fo zu behanteln, wie alle andern aus 
dem Staatsfhage nicht dotirten öffentlichen Anftalten und Inſtitute. Es 
find daher alfe Eingaben und Schriften, welche von den Parteien bei die— 
fer Anftalt eingebracht werden, ftämpelpflichtig; fo wie auch bie Anftalt 
ſelbſt bei der Ausftellung privatrechtlicher Urkunden, als Schuldfceine, 
QDuittungen u. f. w., fo wie bei gerichtlichen Vertretungen in Streitfa- 
chen und im abeligen Richteramte im Sinne des $. 84. des St. u. T. 
Gef. unter die Stämpelpflicht fällt; dagegen ift diefelbe in Abficht auf 
die Amtd-Correfpondenz und die ämtlichen Ausfertigungen an Private in 
der Eigenfhaft als eine öffentliche Anftalt nach dem $. 81. 3.1., 5. und 
6. dieſes Gefeted vom Stämpel frei, (Hoftd, vom 4, November 1842, Zahl 
39,564.) 

f) Die von der Provinzial Zwangsarbeitd - Anftalt der Provinz 
Mähren und Schlefien, in Folge des $. 10. ihrer Verrechnungs-Inſtrue⸗ 
tion ausgeftellten fogenannten Empfangsfarten über das von den Parteien 
zur Verarbeitung übernommene Materiale, und über die Zurüdgabe ber 
daraus erzeugten Gegenftände an biefelben , können im Sinne des $.81., 
3. 25. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, von dem Stämpel 
nicht freigelaffen werden; da die Quittirung über das von ben Parteien 
der Anftalt übergebene Matrriale, v von biefer letzteren ausgeht, und alfo 
nicht einer öffentlichen Anftalt die Quittung übergeben wird ‚wie es ber 
berufene Paragraph anbeutet. 

Es werden übrigens diefe Empfangsfarten nur mit jenem Stämpel 
zu verſehen fein, welchen die Quittirung über das, von der Partei ber 
Anftalt übergebene Materiale gefeglich fordert, da die Duittirung, weldye 
bei dem Empfange der Arbeit, von der Partei Über die empfangene Ar= 
beit, der an die Anſtalt zurücgeftellten Empfangsfarte beigefügt wird, 
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und die, eben diefer Karte beigefügte Befcheinigung über den empfange: 
nen Lohn, allerdingd in dem Sinne des $. 81., 3. 25. flämpelfrei zu 
behandeln find, da dieſe Beftätigungen einer öffentlichen Anftalt überge- 
ben werden, und die Rüditellung der Karte ſchon genügen würbe, fomit 
die beigefügte Duittirung und Befcheinigung nur die Ordnung der Ma— 
nipulation betreffen. (Hoftd. vom 10, October 1843, 3. 33,736.) 
Gemeinde-Speicher-Fond in Öalizien. 

g) Was die Entſcheidung der Frage betrifft, in welche Kategorien 
von Fonden der galizifche Getreide⸗ oder Gemeinde-Speicher- Fond gehöre, 
fo muß die BE, Hoffammer denfelben für einen öffentlichen, nicht aus den 
Finanzen dotirten Fond halten, infofern diefer Fond fein Privat = Eigen- 
thum it, fondern ein Eigenthum des Staates, das Die Regierung ver- 
walte, und zu den ihr angemeffen fcheinenden Zweden verwende, das 
jedod aus den Finanzen feinen Zufluß erhält, und in feiner Verwen⸗ 
dung und in feinem Wirfen auf die eigenen Gaffamittel befchränft bleibt. 
Hieraus ergebe ſich, daß diefer Fond ftämpelfrei fei in dem Berfehre mit 
ben Behörden und Nemtern, aber ftämpelpflichtig bei der Austellung 
privatrechtlicher Urfunden, im gerichtlichen Verfahren u. ſ. w. im Sinne 
des $. 84. des St. u. T. Gef. (Hofkd. vom 28. September 1842, 3. 33,085.) 

Stände der Provinzen 

h) Nach dem $. 1. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 if 
Jedermann in den ftämpelpflichtigen Ländern dem Gefege unterworfen, 
alfo phyfifche und moraliihe Perfonen, folglich auch die Stände als 
Gorporation. Inſoferne den Ständen die Ausübung Tandesfürftlicher 
Gerechtſame, als in Steuer-, in Creditsſachen u. f. w. übertragen ift, 
finden diejenigen Beftimmungen auf fie Anwendung, welde in dem Ge: 
fege für Öffentliche Behörden und Aemter enthalten find. Es werden alfo 
in folden Angelegenheiten die Eingaben der Parteien und die Ausferti- 
gungen an biefelben in dem Maße bei den ftändifchen Aemtern ftämpel- 
pflichtig fein, als fic es nad) dem Gefege bei öffentlichen Behörden und 
Aemtern überhaupt find. | 

Dagegen werben auch die Stände ihrerfeits in Ausübung ſolcher 
landesfürftlicher Gerechtſame ald öffentliche Aemter nad $. 81., 3. 1., 
5., 6. ded St. u, T. Gef. zu behandeln, und folglih in den Verhand⸗ 
Jungen mit öffentlichen Behörden, Aemtern und Obrigfeiten ftämpeffrei 
fein, Infoferne jedoch die Stände nicht in Ausübung Tandesfürftficher 
Gerechtſame, fondern ald Corporation Geſchäfte vornehmen, Eitgaben 
bei Behörden überreichen, Berträge ſchließen, auf irgend eine Weife über 
ftändifches Vermögen verfügen, in ober außer Streitfachen vertreten wer: 
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ben, überhaupt ihre Privatrechte betreffenden Urkunden oder Schriften er— 
richten, find fie im Sinne der $$. 1., 84. und 85. den allgemeinen Stäm=- 
pelvorfchriften unterworfen. 

Der ſtändiſche Domeftical-Fond ift Fein öffentlicher oder Tandesfürft: 
licher Fond, da er nicht unter der unmittelbaren Verwaltung des Staates 
fteht , umd nicht den Zweden des Staatshaushaltes gewidmet ift, fondern 
zur Beftreitung der Bedürfniffe der Stände ald Corporation dienet, und 
zunächſt unter ihre Verwaltung geftellt iſt. Es ergibt ſich fonach in An: 
wendung der oben angeführten Grundfäge von felbft, daß die auf den 
Domeftical:Fond Bezug nehmenden Schriften und Urfunden fäınpelpflich- 
tig find. (Hofk. Deerete vom 20. October 1840, 3. 41,403; und vom 23. Oc⸗ 
tober 1840, 3. 42,472.) 


ingenieur:-Afademie in Wien. 


i) Die Local=Direction der k. k. Ingenieur Afademie, ift als 
eine, aus dem Staatöfchage nicht dotirte Öffentliche Anftalt, nach 8.84. 


des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, ftämpelpflichtig. (Hoftd. 
vom 8. Februac 1544, 3. 4973.) 


Thereſianiſche Ritter-Akademie. 


k) Nach dem Inhalte des Stiftsbriefes vom Jahre 1749 kann es 
feinem Zweifel unterliegen, daß das Thereſianum eine öffentliche, mit- 
telft des Curators unter die unmittelbare oberfte Leitung und Verwaltung 
des Staates geftellte Erziehungsanftalt iſt. Diefelbe iſt ſonach hinſichtlich 
des Stämpels den öffentlichen Behörden und Anſtalten gleich zu halten. 
Es werden daher in dem Sinne des vierten Abſchnittes, 1. Theiles 
des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, fo weit es dort vorge: 
fohrieben ift, bei diefem Inftitute die Eingaben, Abſchriften, Beilagen 
und Ausfertigungen ftämpelpflichtig fein. 

Dagegen wird bie Anftalt im Verkehre mit andern öffentlichen Be— 
börden, Anftalten und Obrigfeiten ftämpelfrei fein, in fo ferne es nad 
dem Geſetze $. 81. die öffentlichen Aemter und Behörden überhaupt 
ind, 

i In dem Falle des $. 84. des gedachten Stämpel- und Targefeges, 
nämlich bei Lieferungsgefchäften, Contractdabfchlüffen, Duittungen, ge— 
richtlichen Vertretungen u. f. w. wird dieſe Anftalt ftämpelpflichtig fein, 
da fie nicht zu jenen gehört, welde aus den finanzen dotirt werben. 
(Hoftd. vom 10, Juni 1841, 3. 23,275, und 3, November 1840, 3. 48,622.) 
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E. In wie ferne der Fiscus und andere Vertreter öffent 
liher Anftalten die Stämpelfreiheit genießt, 
Ueberhaupt. 

a) Nach dem 8. 84 des beſtehenden St. u. T. Gef. iſt der Fiscus in allen 
Geſchäften, rückſichtlich deren, wenn fie von Privat-Perſonen unternom⸗ 
men würden, die Urkunden und Schriften dem Stämpel unterworfen 
wären, nur dann ſtämpelfrei, wenn die Stämpelgebühr aus dem Staatö- 
vermögen beftritten werden müßte. 

Wenn daher der Fiscus politifche Erfenntniffe im Rechtswege durchs 
zufegen hat, fo tritt die Stämpelfreiheit desfelben nur dann ein, wenn 
diefe Durchfegung im Intereſſe des Staatsfchages oder eined aus demſel⸗ 
ben botirten Fondes Statt findet ; nicht aber, wenn fie im Intereffe eines 
nicht dotirten Fondes, oder einer nicht dotirten Anftalt, oder fonft eines 
Privaten oder eined Privatvermögend verfügt wird. 

Bei Pfarrs, Kirhen: und Shulbaulidkeiten. 

Wenn indbefondere bei Pfarr-, Kirchen- und Schulbaulichfeiten bie 
Concurrenz⸗ Beiträge im Rechtswege burchzufegen find, fo ift, dem Bor: 
ausgeſchickten zu Folge, der Fiscus nur dann flämpelfrei, wenn biefe 
Infitute, ald: Schulen, Pfarren, Kirchen u, dgl. mit ihren fonftigen 
Bedürfniffen den Finanzen zur Laft gehen; nicht aber, wenn biefelben, 
in deren Intereſſe eigentlid) der Bau geführt, und alfo der Concur— 
renz⸗Beitrag geltend gemacht wird, mit eigenem Vermögen beftiftet find, 
oder der Patron oder fonft Jemand für ihre Bedürfniffe zu forgen hat, 
in welchen Fällen aus dem eigenen Vermögen der Kirche, Schule oder 
Pfarre, oder von dem Patrone, oder demjenigen, der fonft für die Be— 
dürfniffe der Kirche, Pfarre oder Schule zu forgen verpflichtet it, der 
Stämpel zu beitreiten fein wird. 

Inſofern diefe Verpflichtung den Patron trifft, und ter Landes- 
fürft oder ein aus den Finanzen botirter Fond ald Patron eintritt, wird 
ber Fiscus ftämpelfrei fein, da in biefem Falle die Stämpelgebühr aus 
bem Staatssermögen beftritten werden müßte. (Hofkd. vom 13. Sänner - 
1842, 3. 50,377.) 

Anwendung auf die verfhiedenen Fonde und Anftalten. 

b) Mit Rüdficht auf die unter A. (©. $. 84. €. b.) vorfommende 
Aufzählung der öffentlichen Fonde und Anftalten, weldye aus dem Staatd- 
fchage dotirt werden, ergibt fich, daß die Hof: und nied. öfterr. Kammer— 
Proruratur in Vertretung: a) ded Studien-Fondes, und b) des Reli- 
giond- und Schulfonded vom Stämpel frei iſt. ce) In Vertretung der 
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Schul und Yehr:Anftalten, der Stiftungen, der Kirchen und Pfarren 
wird tie Hoffammer-Procuratur nur dann ftämpelfrei fein, wenn es fid) 
um, aus den Finanzen dotirte Anftalten, oder um ſolche Inftitute, Kir— 
hen, Pfarren u. f. w. handelt, die fein eigenes Bermögen haben, und 
mit ihren Bedürfniffen unmittelbar der Staats-Caſſa oder einem dotirten 
Fonde zur Laft gehen. ($. 84. des St. u. T. Gef.) q) In Vertretung 
der Impf-, Findel-, Gebär- und Irren-Anſtalt; endlid e) des nied. 
öfterr. Provinzial- Strafhaufes tritt die Stämpelfreiheit ein, da dieſe 
Anſtalten dotirt find, Stämpelpflichtig dagegen ift die Kammer-Procura— 
tur in Vertretung ) der Waifen: , Kranken: und Berforgungshäufer ; 
g) der Taubftummen- und Blinden-Inftitute; h) der Arbeitd- und Bej- 
ferungs-Anftalten, endlich i) des Armen-Inſtitutes, da alle diefe Anſtal— 
ten zu den nicht Dotirten gehören. (Hofk. Decret vom 8, Februar 1742, Zahl 
34,916. Abſ. II. bezüglich des Stämpeis für Schriften.) 
In Bertretung der EuratzBeneficien und Kirchen. 


e) Ueber die Anfrage rüdfihtlid der Stämpeldehandlung jener 
Berhandfungen, welche von dem Fiscus im Namen der Curat = Benefi- 
eien und Kirchen Tateinifchen, armenifchen und griechifch-unirten Ritus 
in Galizien und der Bufowina bei den Gerichten geführt werden, wird 
der &f. Gameral-Gefällen-Bermwaltung bedeutet: a) Die Einverleibungs- 
und Löſchungs-Bewilligungen, auf deren Grundlage fodann die Einver- 
leibung und Löſchung eined Rechtes oder einer Verbindlichkeit nach den 
beftehenden Geſetzen in den öffentlichen Büchern vorgenommen wird, find, 
infoferne fie im Namen einer ſtämpelpflichtigen Partei oder eines ſtäm— 
pelpflichtigen Fondes ausgeftellt werden, nad) $. 22. ded St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840 als ftämpelpflichtige Urkunden, ohne Unterfchied 
der Behörden, welche diefelben ausftellen,, anzufehen und zu behandeln; 
b) der Fiseus iſt in Vertretung der einzelnen Kirchen und Pfarreien in 
dem Sinne des $. 84. des St. fu. T. Gef. nur infoferne ftämpelfrei, 
als diefe Kirchen und Pfarreien aus einem dotirten Fonde Dotationen, 
d. i. die Dedung ihrer Abgänge, erhalten. Beiträge aus Cameral: oder andern 
Staats-Caſſen fünnen an und für ſich nody nicht als Dotationen betrachtet 
werden, als welche nur die auf die Staats-Caſſa oder einen Öffentlichen 
Fond übernommene Verpflichtung zu regelmäßiger Dedung der Abgänge 
zu verftehen if. (Hofkd. vom 7. Auguft 1842, 3. 23,317.) 


Gutachten über Löfhungs=-Bewilligungen. 


d) Ueber die vorgefommene Anfrage wegen Stämpelbehandfung 
der Löfchungs » Erflärungen, wird auf den Inhalt des Hoflammer = Der 
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creted vom 7, Auguft 1842, 3. 23,317 gewiefen, vermöge welchem Lö— 
ſchungs⸗Bewilligungen, wenn fie im Namen einer ſtämpelpflichtigen Par: 
tei, oder eines ftämpelpflichtigen Fondes ausgeftellt werden, ohne Unter= 
ſchied der Behörde, welche fie ausftellet, dem gefeglidhen Stämpel unter- 
liegen. 

R Wenn dagegen die Löſchungs-Bewilligung von einer Behörde oder 
Perfon auf vorfhriftmäßigem Stämpelpapier ſchon ausgefertiget ift, und 
deffen ungeachtet der Fiscus, noch vor der wirklichen Borname der Lö— 
hung, von der Tabular= Behörde bloß um feine Aeußerung hierüber‘ 
vernommen wird, fo tft Diefe Neufßerung in Gemäßbeit des $. 81. 3.5. 
des St. u. T. Gef. ebenfo ftämpelfrei, wie die, von Seite des Fiscus 
allenfalls erfolgende Mitfertigung des, von der Partei überreichten, be— 
reitd mit ber geftämpelten Löfchungsbemwilligung verfehenen Löſchungs- 
gefuches. (Hoftd. vom 23. Juli 1843, 3. 24,661.) 

Advocaten als Stellvertreter des Fiscus. 


e) Auf die von einem Advoraten geftellte Anfrage, ob ihm, ale 
Bertreter einer beftimmten Religiond-Fonds-Herrfchaft, in dem Rechts— 
ftreite derfelben wider eine Marft-Gemeinde, wegen Aufrechnung des 
Laudemiums und Todfalld-Freigelded, die Stämpelfreiheit zufomme, ift 
Folgendes bedeutet worden: | 

Dem Fiscus kommt, bei Vertretung ded Religions-Fondes, nad 
dem Hoffammer=Decrete vom 8. Februar 1842, 3.34,916 die Stämpel=- 
freiheit zu, und dieſe Begünftigung muß in dem vorliegenden Falle auf 
den, die Anfrage ftellenden Advocaten, ald Stellvertreter des Fiscus 
um fo mehr ausgedehnt werden, ald die betreffenden Stämpelgebühren, 
in eben biefem Falle, von dem Religionsfonde, ald Cigenthümer der 
Herrfchaft, keineswegs aber von dem betreffenden Bifchofe, der blos 
Fruchtnießer diefer Herrfchaft ift, befiritten werden müßten. 

Das Hoffammer-Derret vom 26. Jänner 1842, 3. 45,581 findet 
bier feine Anwendung; indem basfelbe die Fonds-Herrſchaften nur ins 
foferne als ftämpelpflichtig erklärt, ald die Stämpelgebühren aus den 
Renten derfelben zu entrichten kommen, biefes aber bier nicht der Fall 
ift, weil die Renten der Herrfchaft dem betreffenden Bifchofe gehören, 
und daher die Stämpelgebühren aus dem Vermögen bed Religiongfon- 
des beftritten werden müßten. (Hoftd. vom 5. September 1843, 3. 27,252.) 


VBertheidiger des Ehebandes. 


f) Die Verhandlungen über die Ungüttigfeit einer Ehe wegen ber 
im $. 94. des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuched genannten Hinderniſſe 
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find ald Berhandlungen von Amtöwegen ftämpelfrei, und auch der von 
Amtswegen aufgeftellte Bertheidiger des Ehebandes genießt vermöge des 
$. 84. ded St. u. T. Gef. die ——— (Doftkdecr. vom 29. Jänner 
1842, 3. 50,150. ) 

| Die Steuer:-@affen. 

. 8) Die Anficht, daß die Steuer-Eaffen in der Ausübung des Steuer: 
Einhebungdgefhäftes blos dann, wenn fie ald Iandeöfürftliche Aemter 
fungiren, und es fih um die Einbringung ber directen oder indirecten 
Yandesfürftlichen Steuern, oder um Gebühren eines botirten öffentlichen 
Fondes, der die Stämpelgebühr zu zahlen hätte, handelt, nach dem 6.81. 
3. 1., 5., 6., und $. 84, die Stämpelfreiheit anzufprechen haben, biefe 
Freiheit fi aber nicht auf die Einbringung aller Beiträge beziehe, bie 
nad dem Steuerfuße repartirt werden — wird in (Hofkdecr. vom 
6. Bebruar 1842, 3. 49,437.) 


Der Curator publici in Prag. 

h) Ueber die Frage, ob der Curator publici der Stadtgemeinde 
VPrag, deſſen Obliegenheit darin befteht, die aus Rückſicht der allgemeinen 
Sicherheit und Wohlfahrt, dann der polizeilichen Ordnung evlaffenen 
ämtlichen Berfügungen, in dem, Falle, wenn zu deren Vollziehung die den 
politifchen Behörden zu Gebbte ftehenden und eingeräumten Zwangsmit- 
tel unzureichend, oder wegen der obwaltenden VBerhältniffe nicht anwend⸗ 
bar find, im Rechtö= oder Erecutiond » Verfahren orbnungsmäßig durch- 
zuführen, vom Gebrauche des Stämpels befreit fei, wird die Belehrung 
ertheilt, daß, infoferne der Magiftrat in Ausübung Iandegfürftficher Ges 
rechtſame, ald der Orts: Polizei, der Gerichtöbarfeit , der landesfürſtli⸗ 
hen Steuereinbebung u. |. w. dad Amt handelt, ihm. und feinen Organen 
jene Befreiungen zu Statten fommen, die das Gefeg den öffentlichen Be— 
börden und Aemtern vorbehält. ($.81. 3. 1., 5., 6., und $.84. des St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840.) 

Inſoferne es fich jedoch um Geſchäfte, gerichtliche oder ämtliche Acte 
und darauf Bezug nehmende Urfunden und Schriften handelt, die den Ma⸗ 
giftrat ald Kommune, als Corporation, nicht in Ausübung Iandesfürftli- 
her Gerechtfame betreffen, find fie nach den allgemeinen Stämpelvor: 
fpriften zu behandeln; da Gorporationen wie einzelne Individuen, phy⸗ 
ſiſche und moralifche Perfonen dem Gefege unterworfen find. ($$. 1. und 
85. bed St.u. T. Gef.) Es wird ſonach in den vorfommenden Fällen ber 
Curator publici oder ein anderer magiftratifher Bevollmächtigter ſtäm⸗ 
pelpflichtig oder ftämpelfrei fein, je — er bie Commune in Ausübung 

v. — Stämpelvorfchriften, 20 
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landesfürſtlicher Gerechtſame vertritt, oder lediglich in Communal- Ange: 
legenheiten einfcpreitet, und Privatgefchäfte oder Privat: Intereffen der 
‚Gemeinde, als ſolche, verhandelt und betreibt. | 

Eine perfünliche Befreiung ded Curator publici im Allgemeinen 
und in allen feinen Amtshandlungen findet nicht Statt; da eine ſolche in 
dem Gefege für ihm nicht ausgeſprochen ift. (Hofkd. vom 20. October 1840, 
3, 40,392.)- 

Steueramtö:Bertreter in Prag. 

i) Nach gleichen Grundfägen ift der Prager magiftratifche Steuer- 
amt3-Bertreter zu behandeln, der in Concurd- und Real-Erecutiond=-Fäl- 
(en die Rechte des Steuer-Fondes zu fihern, und bie rüdftändigen 
Steuern in denjenigen Fällen ficher zu ftellen und einzutreiben, daher 
gerichtlich einzufchreiten hat, in welchen bie gefeglich vorgefchriebenen po⸗ 
Litifchen Zwangsmittel zur Einbringung der Steuerſchuldigkeit nicht hin- 
reichen, (Hofto. vom 20. Detoser 1840, 3. 40,118.) 


F. Hinfihtlih der Stämpelbehandlung einzelner in ber 
- Bewegung öffensliher Anftalten und Sonde vorfommen: 
den Urkunden. 
Sicitationg=: Protokolle über Kirchen-, Pfarr: und Schul: 
bauten. 

a) Wenn die Bauherftellungen bei Kirchen, Pfarrhöfen und Schulen 
aus den Finanzen oder aus Fonden zu beftreiten find, welche aus den Fi⸗ 
nanzen dotirt werden, ſo ſind die dießfälligen Licitationd » und Accords⸗ 
Protofolfe, wenn fie die Stelle von Urkunden vertreten, alfo Feine eige⸗ 
nen Verträge auf der Grundlage ſolcher Protofolfe ausgefertiget werden, 
in dem Sinne der 88. 73., 84. und 91. des St. u. T. Gef. ftämpelftei, 
rückſichtlich des Exemplars, wofür die Stämpelgebühr aus den Finanzen 
oder aus dem dotirten Fonde zu beftreiten wäre. 

Dagegen bat die Stämpelpflicht,, rückſichtlich des ftämpelpflictigen 
Mit-Contrabenten, in dem Sinne des $, 91. des St. u, T. Gef. einzu- 
treten. : 

Wenn dagegen in dem Falle, daß die Baufoften bei derlei Pfarrz, 
Schul- und Kirchenbauten aus den Finanzen oder einem botirten Fonde 
beftritten werben, die dießfälligen Licitations- und Accords-Protokolle nicht 
die Stelfe einer Urkunde vertreten, fondern auf der Grundlage folcher Pro— 
tokolle eigene Verträge ausgefertiget werben, jo find die Protofolle an 
und für fi, da es ſich unter diefer VBorausfegung in dem Protokolle ſelbſt 
nicht um eine Privatfache oder um privatrechtlihe Anſprüche handelt, 
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worüber vielmehr, der Boraudfegung gemäß, eine eigene Urkunde ausge- 
fertiget wird, in dem Sime des $. 73. ded St. u. T. Gef. dem Stäm- 
pel nicht unterworfen. Br | 

Die eigend ausgefertigten Vertrags-Urkunden dagegen find, wie es 
oben rüdfichtlich der, die Stelle von Urkunden vertretenden Protokolle 
bemerkt wurde, in dem Sinne des $. 91. des St. u. T. Gef. zu behandeln. 

Wenn ferner die Pfarr», Kirchen- oder Schulbauten aus einem öffent- 
lichen, nicht aus den Finanzen botirten Fonde zu beftreiten find , fo find 
diefe Licitationd = oder Accords-Protokolle, infoferne fie nicht die Stelle 
von Urkunden vertreten, weil eigene Verträge auf der Grundlage biefer 
Protokolle audgefertiget werden, im Sinne des $. 73. des St. u. T. Gef. 
und aus den fchon oben angebeuteten. Gründen, ftämpelfrei. = 

Die über ſolche Protofolle ausgefertigten Verträge aber, fo wie auch 
die Protokolle, welche, wenn feine eigenen Verträge ausgefertiget wer⸗ 
den, die Stelle diefer Ieteren vertreten, find in dem Sinne bed $. 84. 
des St. u. T. Gef. in allen Exemplaren ftämpelpflichtig. 

Wenn endlich die Pfarr, Schul: oder Kirchenbauten von Privaten, 
Communen oder Corporationen zu beftreiten find, die der Stämpelpflicht 
unterliegen, fo find berfei Lieitations⸗Protokolle, wenn fie nicht die Stelle 
von Urkunden vertreten, und alfo eigene Bertrags-Urfunden aufder Grund» 
Tage ſolcher Protokolle auögefertiget werben, dem firen Stämpel ($. 73. 
des St. u. T. Gef.) unterworfen; da jede derlei öffentliche Ticitation ein 
ämtlicher Act it, und fomit derlei Protofolle ald ämtliche Acte in einer 
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Privatſache erſcheinen. | 
Die ausgefertigten Urkunden aber, oder, wenn feine ausgefertiget 
werben, bie diefe letzteren vertretenden Licitationd» und Accords » Proto« 
folfe, unterliegen nad} $. 73. ded St. u. T, Gef. dem Urkundenſtämpel 
in allen Eremplaren. 
. Im den Fällen, wo die Kirchen⸗, Pfarr= oder Schulbauten den Fir 
nanzen ober Öffentlich dotirten, ober auch nicht botirten Sonden zur Laſt 
geben, kann bei den die Stelle von Urfunden vertretenden Protofollen 
proviforifch die Nachſtämplung Statt haben, unter jenen Vorſichten, bie 
dießfalld vor dem neuen St. u. T. Gef. beftanden haben, 

Sollten zu den in Frage ftehenden Bauten theild ftämpelfreie, theils 
fämpefpflichtige Fonde oder Parteien, rückſichtlich der Bauauslagen zu 
eoncurriren haben, fo ift fich bezüglich auf den Stämpel, in dem Sinne 
des $. 91. des St, u. T. Gef. fo zu benehmen, ald ob ausſchließend ſtäm— 
pelpflichtige Fonde oder Parteien die Bauauslagen zu tragen hätten. 
(Hofto. vom 1. Zäıner 1843, 3. 44,414.) | 

20 * 
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Licitationd= Protokolle über Straßen: und Wafferbauten. 

Bezüglich auf die Licitationd: und Accords-Protofolle bei Straßen- 
und Wafferbauten treten diefelben Beftimmungen ein, welche oben rüd- 
ſichtlich der Pfarr⸗, Kirchen- und Schulbauten angeführt wurden. (Hofkd. 
vom 1. Zänner 1843, 3. 44,414.) 

b) 1. Die Quittungen über die von den Gemeinden und Herrfchaften 
an den gemeinnügigen Anftalten-Fond und an den Kaifer-Ferbinand-Waf- 
ferleitungs- Fond abzuführenden Wafferpfennige und firirten Beiträge find 
ftämpelpflichtig, da die beiden Fonde, welche quittiren und ben Stämpel 
zu tragen haben, nicht zu den dotirten Fonden gehören. 

2. Die Quittungen über den vom Bürgerfpitald-Fonde an verfchie- 
dene, unter der Leitung der Randesregierung ftehende Humanitätd-Anftal- 
ten zu leiftenden Beitrag find Rämpelpfligtig ‚ infoferne die — 
Anſtalten, welche quitiren und den Stämpel zu tragen haben, nicht zu 
den dotirten Fonden gehören. 

3. Die Quittungen über die Verpflegsbeiträge für die in Verſor⸗ 
gungshäuſern untergebrachten Privatparteien ſind ſtämpelpflichtig unter 
der oben (unter 2) angedeuteten Vorausſetzung. 

A. Quittungen über fromme Legate, Verlaſſenſchafts⸗ und Lieita⸗ 
tions⸗Procente, dann Geſchenke für verſchiedene, unter der Verwaltung 
des niederöſterr. Provinzial⸗Zahlamtes ſtehenden Fonde, fo wie 

5. jene über Intereſſen, welche private für Capitalien zu entrichten 
haben, die ihnen von verfchiedenen Sonden dargeliehen wurden, find vom 
Stämpel befreit oder ſtämpelpflichtig, je nachdem der Fond, für welchen 
die Einzahlung geleiftet wird, der ſonach quittirt und die Stämpelgebühr 
zu beftreiten hätte, aus den Finanzen botirt oder nicht dotirt wird, und 
eben deßwegen ftämpelfrei oder ſtämpelpflichtig erfcheint. 

6. Die Quittungen über Strafgelver wegen ſchweren Polizei-Ueber: 
tretungen find ſtämpelpflichtig, inſofern der quittirende Send, “an den 
diefe Strafgelber einfließen ‚„'ein nicht dotirter ift, J 

J. Die Quittungen über die aus dem gemeinnützigen Anſtalten-Fonde 
an Dominien und Gemeinden erfolgten unverzinslichen Vorſchüſſe und über 
die Rückzahlung derſelben, unterliegen dem Stämpel; da die Dominien 
und Gemeinden, welche den Vorſchuß oder das Darlehen empfangen, vom 
Stämpel nicht befreit ſind, und ebenſo der, gemeinmügige Anſtalten-Fond, 
ald nicht dotirt vom Staatsſchatze, ftämpelpflichtig iſt. 

8. Die Quittungen , welche das Provinzial-Zahlamt den Inhabern 
von Leipbibliotpefen über Die an den Strafhaus-Betheilunge-Fond abzu⸗ 
führenden Beträge ausftellet, find ftämpelpflichtig, da der quittirende 
Fond fein dotirter ift, (Hofkd. vom 8. Februar 1942, 3, 34,916, Abſ. C.u,E.) 
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eo) 1. Die Duittungen über die Koftgelber der ſechs ſändiſchen Zög⸗ 
linge in der k. k. Thereſianiſchen Ritter⸗Akademie, welche von der Amts⸗ 
verwaltung biefer Alademie ausgeftellt werben, und 

2. die Quittungen über die Beföftigungsbeiträge ber ſechs Zöglinge 
im englifchen Fräuleinftifte zu St, Pölten, die von der dortigen Obet« 
vorfteherin ausgefertiget werben, find dem’ Stämpel unterworfen, u. 3. in 
Bezug auf bie erfteren im Sinne der Verordnung vom 3. November 1840, 
3. 43,622 (f. $. 84. D. k.)Aund in Betreff der letztern, zu Folge des 
$. 1. des St, u. T. Gef., infofefn die Anftalt eine befondere auename- 
weiſe Begünſtigung nicht nachzuweiſen vermag. * 

3. Die Quittungen über die Beiträge für ſechs Zöglinge im Erzie- 
hungs⸗ Inſtitute zu Hernals, die vom k. k. Univerfal-Krieggzahlamte aus⸗ 
geſtellt werden, find im Sinne des $. 84. Rämpelfrei. 

. 4 Die Quittungen.über die Beiträge für die Zöglinge im Civil- 
Mädchen: Penfionate in der Alfergaffe, die von der Obervorfteherin aus: 
gefertigt werden, unterliegen nad) der Verordnung vom 27. Det. 4840, 
3. 24,811, und nad) $. 84. dem Stämpel nicht, da es ſich um eine aus 
den Finanzen dotirte Anftalt handelt. _ 

5. Die Quittungen über die Beiträge zur Bicner-Reufäbter Mili- 
tär. Afademie und über die Beiträge zum Thierarznei:Inftituts:Fonde find 
nach $. 84. dann flämpelfrei, wenn die Anftalten, welche quittiren, und 
fomit den Stämpel zu tragen haben, in dem Sinne der Verordnung vom 
27. Dctober 1840, 3. 42,811, aus den Finanzen botirt werben. ,, 

6. Die Intereffen-Quittungen ded Religiond- und Studien Fonds, 
dann der Zucht⸗, Arbeits⸗ und Lranlenhäuſer, ſo wie des Armen⸗, Taub⸗ 
ſtummen⸗ und Blinden⸗Inſtitutes ſind, in Folge der erwähnten Verordnung 
vom 27. Detober 1840, nur infoferne fämpelfrei, als die Anftalten, wel⸗ 
che zu quittiren haben, dermal aus dem Finanzen botirt werden. Nach 
diefer Beftimmung find auch die Intereffen-Quittungen der Studien: und 
Stiftungen-Hauptcaffa zu behandeln. ir 

7. Die Intereffen-Duittungen des Efifabethiner-Convents in Prag 
find in Folge der berufenen Verordnung vom 27. October 1840, und in 
dem Sinne ded $. 1. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, da es 
fi) um eine aus den Finanzen, nicht botirte Privat-Anftalt handelt, ſtäm 
pelpflichtig. (Hoftd. vom 14. December 1840, 3. 44,372.) 

d) Die Quittimgen ‚über die, Verpflegsgelder, welche dem Wiener 
Stadt-Eonvicte aus dem Cametal-Fonde bezahlt werden, unterliegen, ba 
der Convicts⸗Fond nicht zu den dotirten Fonden gehört, und das St. u. 
T. Gef. rüdfichtlich dieſer Duittungen feine ausnamsweiſe Begünftigung 
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enthält, dem gefeglichen Stämpel. Ebenfo find die Duittungen über Ber- 
pflegögelder für die Cameral-Zöglinge im Civil-Mädchen-Penfionate und 
im Zaubftummen-Inftitute dem Stämpel unterworfen. (Hefkd. vom 9. Au: 
guft 1942, 3. 26,233.) 

e) Da nad der allerhöchften Entſchließung vom 9. Februar 1841 
die Beſtätigung der Parteien über den Empfang der ihnen von der aller« 
böchften Privatcaffa Sr. k. k. Majeftät erfolgten vorübergehenden oder 
wiederfehrenden Unterftügungsbeiträge, ohne Unterſchied der Benennung, 
mit welcher diefe Unterftügungen bezeichnet werden, nad) $. 81., 3. 25., 
des St. u. T Gef. vom 27. Jänner 1840 zu behandeln find, fo bedürfen 
die Quittungen über die Berpflegöfoften und Nebenauslagen für die foge- 
nannten faiferlichen Zöglinge des k. k. Civil-Mäpchen: Penfionates, welche 
aus der erwähnten Caſſa erfolgt werden, feines Stämpels. 

Uebrigend wird erinnert, daß ed bei den Beftimmungen ber (voraus⸗ 
gehenden) Hoff.-Berord, vom 9. Auguft 1842, 3. 26,233, rüdfichtlich der 
Stämpelpfliht der Empfangsbeftätigungen über jene Verpflegskoſten, 
welche den Zöglingen des Stadt-Convictes, des Civil-Mädden:Penfio: 
nated und ded Taubftummen-nftitutes aus dem Cameral-Fonde bezahlt 
werben, zu verbleiben bat. (Hoftd. vom 2. Jänner 1843, 3: 47,277.) 

f) In Betreff der Stämpelbehandlung der von der allgemeinen 
Kranfenhaus-Direction an die nieberöfterr. Provinzial-Cameral-Ausgabs- 
caffa und an Parteien ausgeftellten Empfangsbeftätigungen über bezahlte 
Berpflegskoften ift folgende Beftimmung erfloffen: 

1. Die Duittungen der Krankenhaus-Direction fowohl über die aus 
dem Cameral⸗Fonde erhobenen, als auch 

2. über die von Privaten im Voraus erlegten Verpflegsgebühren 
find ftämpelpflictig, da der Kranfenhaus = Fond nicht zu den von ber 
Staatöverwaltung botirten Fonden gehört, und das St. u. T. Gef. rüd: 
fichtlich diefer Quittungen Feine ausnamsweiſe Begünftigung enthält, 

3. Die Quittungen der Parteien dagegen über die Rüdvergütung 
der zu viel bezahlten Verpflegsfoften find ftämpelfrei. (Hoftd. vom 14. Jän: 
ner 1842, 3. 49,709.) 

g) Die Intereffen-Quittungen der Findelhaud = Direction, die von 
der Findelhaus= Kanzlei ausgeftellten Bormerffcheine und die Protokolle, 
welche mit den Pflegeparteien wegen unentgeltlicher Lebername der Find: 
linge aufgenommen werben, find vermöge ber $$. 84. und 81. 3. 6. die⸗ 
ſes Geſetzes ftämpelfrei, (Hoftd, vom 21. Auguft 1841, 3. 24,038.) 

h) Das Gefud) der amministrazione dello spedale ed altri 
luoghi pii um Stämpelfreiheit der Empfangsbeſtätigungen über ihre 
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Aerarial-Bezüge, it zurüd zu weifen, da dieje Anftalten nicht als aus 
den Finanzen dotirte Anftalten zu betrachten find, und eine Stämpelbe- 
freiung zu ihren Gunften in dem Gefege nicht enthalten ift. (Hofkd. vom 
13. Zuni 1341, 3. 19,528, an ben lombarbdifchen Gameral : Magiftrat.) 

i) Das Gefuch der amministrazione dello spedale e dei luoghi 
pii um Stämpelbefreiung in. ihren Gerichtöangelegenheiten it zurüd zu 
weifen, indem bier diefelben Gründe eintreten, welche dem Gameral-Ma- 
giftrate in dem (vorausgehenden) hierortigen Decrete vom 18. Juni 1841, 
3. 19,528, bemerkt wurden. (Hoftd. vom 25. Juni 1841, 3, 19,235, an 
den lombarbifchen Gameral: Magifträt.) 

k) Die in die Eontributions- Fonds: Caffa einzulegenden Grundbuchs⸗ 
Ertracte folgen, bei dem Mangel einer fie begünftigenden gefeßlichen 
Ausname, der allgemeinen Regel der Stämpelpflicht. (Hofto. vom 5, De: 
tober 1342, 3. 29,368.) 

D Die Regifter de3 lombardiſchen Monte grani über die den Be— 
bürftigen gegebenen Unterftügungen von Getreide find ın fo lange, als fie 
nur von biefen Anftalten felbft zu ihrem eigenen Gebrauche geführte Auf: 
fhreibungen bilden, fein Gegenftand der Stämpelpflicht. Eben dieß gilt 
unter der gleichen Bedingung aud von den Empfangd- und Ausgabs- 
Sournalen ſolcher Anftalten. Wenn jebod in den erwähnten Regiftern 
von den Empfängern bed Getreides unterfchriebene Verträge über bie 
ihnen gegebenen Unterftügungen aufgenommen werden, fo unterliegen biefe 
Gontracte vermöge der $$. 7. und 17. des St. u. T. Gef., je nachdem 
der Geldwerth ded empfangenen Getreided ausgedrüdt iſt, oder nicht, 
dem Grabual= Stämpel oder dem firen Stämpel von 1 Lire, 50 Gent. 
(30 fr.) für den Bogen. 

Werben aber den Schulbnern des Getreides bei deffen Zurückzah⸗ 
lung zum Beweiſe derſelben Bolleten ausgefertiget, ſo unterliegen dieſe 
als Quittungen vermöge des 8. 9. des Geſetzes, wenn der Geldwerth 
des zurückgezahlten Getreides darin ausgedrückt iſt, dem Grabual-Stäm- 
pel; wenn jedoch der Geldwerth dieſes Getreides nicht ausgedrückt iſt, 
dem Stämpel von 50 Gent. (10 fr.) für den Bogen. (Hofkd. vom 8. Juni 
4342, 3. 16,370, an den lomb. Gameral-Magiftrat.) 

m) Die Regifter des Monte grani find allerdings per ogni sepa- 
rato contratto, nicht aber per ogni foglio dei registri ftänpelpflid- 
tig, indem ſich der Beifag (für ben Bogen) im (vorausgehenden) Deerete 
vom 8. Zuni 1842, 3. 16,370, blos auf den Fall bezieht, wenn ein 
Contract mehrere Folien einnehmen würde, (Hoftb. vom 23. Kuguft 1842, 
3. 31,301, an ben lomb. Gameral-Magiftrat.) | 
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n) Die Quittungen der mähriſch⸗ ftändifchen bandſhofte Hauptaſn 
über die aus dem ſtändiſchen Aerarial-Credits-Fonde in den in ſtändiſcher 
Verrechnung ſtehenden Domeſtical⸗Fond übertragenen Intereſſen unterlie- 
gen dem Stämpel, und die Uebertragung von Intereſſen aus dem erſteren 
in den letzteren Fond, d. i. die Berichtigung der Intereſſen von Capita⸗ 
lien des mähriſch-ſtändiſchen Domeftical-Fondes von Seite des ſtändiſchen 
Aerarial⸗Credit⸗ Fondes darf nur gegen gehörig geſtämpelte Quittungen 
(Eonfignations-Duittungen) Statt finden. (Hoftd. vom 5. December 1841, 
3. 36,509.) 

$. 8. 


Unter den in den sb, 86. bis einfchließig 90. enthal- 
tenen Bedingungen genießen folgende Perfonen eine Be: 
freiung vom Stämpel: 

1. Die zum Militärftande und zum Militärkörper ge: 
hörigen Perfonen ; — 

2. die Mannſchaft der Gränzwache und der Gefällen- 
wache; 

3. die Geſandtſchafts-Perſonen, welche zugleich frymde 

Unterthanen ſind; = 

4. der Goncurömaffe-Wertreter und der Concurs⸗ Vers. 
mögend- Verwalter; dann 

5. die Armen und diejenigen, welchen wegen ihres un 
bekannten Aufenthaltes von Amtöwegen ein Vertre= 
ter beftellt wird. 


Nahträglihe Verordnungen. 
A. 

1) Die allerhöchſte Familiengüter: und Fonds-Caſ— 
fen-Direction hat mit allen in ihren Bereich gehörigen Entitäten, 
Aemtern und Caſſen zu Folge a. h. Entſchließung vom 15. Fe— 
bruar 1840 eine befondere Ausname von dem allgemeinen Stämpel- 
gefege nicht zu genießen. 

Was inöbefondere die a. h. Familienherrſchaften betrifft, ſo ſind ſie, 
infoferne fie als Patrimenial:Gerichte oder in Steuerſachen, überhagpt i in 
Ausübung Tandesfürftlicher Gerechtfame Gefchäfte vornehmen, im Ber: 
fehre und Schriftenwechfel mit andern Iandesfürftlichen Aemtern , oder 
Behörden, oder Obrigfeiten, und bei Ausfertigungen an Parteien, nad 
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den für bie Behörden und Aemter in dem St. u. T. Gef. vom 27. Jän⸗ 
ner 1840 enthaltenen Beitimmungen zu behandeln. Infoferne fie jedoch 
als Wirthſchaftsämter oder überhaupt in privatrechtlichen Angelegenheiten 
Geſchäfte beforgen, Verträge fchließen, Urkunden oder Schriften ausftel- 
len, oder gerichtlich vertreten werden, unterliegen fie den in dem Gefege 
für phyſiſche oder moralifhe Perfonen, welche nicht als landesfürſtliche 
Behörden, Aemter oder Obrigfeiten erfcheinen, gegebenen, Borfchriften. 
(Hofld. vom 27. Detober 1840, 3. 42,151, und 3. 40,122.) 

S. 2. und 3, 

2) In Gemäßheit der a. 5. Entſchließung vom 9. Fe— 
bruar 1841, wird der f& — zur eigenen Wiffenfchaft und Berftän- 
digung der Aemter und Behörden, die es betrifft, Nachftehendes be- 
deutet: 

Die Ef. Patrimonial-, Avitical: und Familien- 
Fonds-Caſſen-Direction ift bei der Ausfertigung alfer Urkunden 
und Schriften, welche fie in den ihr zugewieſenen? Gefchäften ausftellet, 
von dem Gebrauche des Stämpels frei, infofern die erwähnten Urkunden 
nicht Gegenftände betreffen, welche ſich auf eine unbewegliche Sache bezie: 
ben, die in einem Rande gelegen ift, wo das Stämpelgefeß verbinbende 
Kraft Hat. (Hoftd. vom 19. Februar 1841, 3. 7106.) —— 
I Da durch die a. h. Entſchließung vom 15. Februar 1840, Seine 
k. k. Majeftät der von der a. h. Familiengüter:Dirertion angefprochenen 
Stämpelfreiheit nicht Statt zu geben fanden, vielmehr nach diefer a. b. 
Entfchliegung die Familiengüter-Direction für alle in.ihren 
Beruf gehörigen Entitäten, fo wie für die mit deren Verwaltung beauf: 
tragten Aemter und Caſſen dem Stämpelgefege unterliegt, und durch 
die nachgefolgte a, h. Entfchliefung vom 9. Februar 1841 nur die 
a. b. Fonds⸗Cafſen-Direcktion bei den ihr zugewiefenen Ge— 
ſchäften vom Gebrauche des Stämpels infofern befreit wurde, als die 
Urkunden und Schriften nicht Gegenftände betreffen, welche ſich auf eine 
unbeweglide in einem flämpelpflichtigen Lande gelegene Sade beziehen, 
. jo kann der Iegterwähnten a. h. Entfchließung eine ausdehnende Aus- 
legung nicht gegeben, und deren Anwendung auch auf bie Patrimonialz, 
Avitical- und Familien-Fonds-Herrfchaften nicht zugeftanden werden. 

In wiefern übrigens diefe Herrfchaften in einzelnen Fällen Geſchäfte 
in Vollmachts⸗Namen ber Fonds-Eaffen-Direction beforgen, find fie, wie 
ſich von felbft verfteht, für derlei einzelne für Rechnung der Fonds : Caf- 
jen = Direction beforgte Gefchäfte ftämpelfrei, infofern es Diefe Direction 
ſelbſt iſt. (Heftd. vom 30. December 1841, 3. 43,225.) 


® 
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4) Ihre & f. Hoheiten die durdlaudtigften Herren 
Erzberzoge ſind als zur a.h. Familie gehörig für ihre Perfon, 
infofern fie ſelbſt Urfunden ausftellen und unterfertigen, ſtämpelfrei. Diefe 
Eremtion kann jedod in dem Sinne der mit der Verordnung vom 6. März 
1840, 3: 8002 , befannt gegebenen a. h. Entfchließung vom 15. Februar 
1840, durd welche Se. Majeſtät dem von der k. k. Kamiliengüter-Direc- 
tion geftellten Anſpruche auf die Stämpelfreiheit für ſich, und bie ihr un: 
tergeordneten Entitäten, Aemter und Gaffen nicht Statt zu geben gerub- 
ten, auf die Bevollmächtigten der Herren Erzherzoge, auf die Directionen 
und Bermwaltungen ihrer Domänen, ihre Wirthfchaftsämter und Caſſen 
u. dergl. nicht ausgedehnt werden. (Hofkd. vom 10, November 1840, Zahl 
41.41.) 


Nachdem mittelft Circular der politifchen Länderſtellen vom 1. Sep⸗ 
tember 1840 diejenigen, welche rüdfichtlih der Stämpelgebühren eine, 
in dem neuen Targefege vom 27. Jänner 1840 nicht zugeflandene, auf 
befondere Bewilligungen beruhende Befreiung oder Begünftigung genoffen 
haben, aufgefordert wurden, den Titel diefer ihrer Befreiung oder Be: 
günftigung bei der k. k. allgemeinen Hoffammer im Wege der betreffenden 
Gameral = Gefällen : Berwaltung auszumeifen, fo theilen fid) die fonft zu 
dem $. 85. gehörigen Nachtrags-Verordnungen weiter 
Bh in ſolche, durch welche eine bereits beftandene Begünftigung oder 
Befreiung ganz oder theilweiſe wieder zugeftanben, oder eine neue ertheilt 
wurde, ’ | 
C) in foldhe, durch welche die Reclamationen oder auch fpätere 
Befreiungsgefuche Tediglich zurückgewieſen wurden. 

B: 
Aſſecuranz-Geſellſchaften. 

1) Die Stämpelbegünftigurg, welche der ka k. privilegirten 
erſten öfterreihifden Verſicherungs-Geſellſchaft durd 
die allerhöchſten Entfhliegungen v.om 9. März 1824 und 
vom 13. November 1838 9) zugeftanden wurde, wird mit bem Be— 





*) Die Intimationen diefer allerhöchften Entſchließungen lauten: 
1) Se. Majeftät haben mit a. h. Entfchließung vom 9. März 
1824 der von dem Fürften von Zrauttmandborff, den Grafen Steph. 
Illeshaäzy, Morig Fried und I. R. Czernin, dann dem Großhändler 
Pacher zu gründenden erften öfterreichifchen Brandverficherungs: An: 
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fihränfungen und Vorſichten, welche bei den Bewilligungen biefer Begün- 
ftigung feftgefegt worben find, beftätiget. Unter dem Wechſelſtämpel, deffen 
Gebrauch der genannten Geiellfchaft geftattet iſt, wird jedoch der gefegliche, 


ftalt die nachgefuchte Anwendung des Wechfelftämpels allergnädigſt 
zu geſtatten geruhet. 

Tiefe Begünſtigung bezieht ſich jedoch nur auf die in den Ber: 
hältniffen der AffecuranzsAnftalt und der Verficherten ausgefertigten, 
nicht auf foldye Urkunden, welche in Geſchäften der Actionäre gegen 
die Gefelfhaft und in Angelegenheiten der Letztern gegen die Actio: 
näre ausgeftellt werden, und den jederzeit beftehenten Stämpelvor: 
fchriften unterliegen. 

Auch haben Se. Majeftät die Anwendung des Wechfelftämpels 
nur unter den von der allgem. Hoflammer angedeuteten Beſchränkun⸗ 
gen und Borfichten zu bewilligen geruhet. Dieſem zu Folge muß in 
die Statuten die Bejtimmung aufgenommen werden, daß die in den 
Berhältniffen der Aſſecuranz-Geſellſchaft und der Berficherten auf 
dem Wechfelitämpel ausgeftellten Urkunden weder außergerichtlich, 
noch vor einem anderen, als dem der Anftalt zugewiefenen Richter, 
dem nicberöfterreichifchen Landrechte gelten, und zur Berhinderung 
eines etwaigen Unfuges, bei Wermeidung der patentmäßigen Stäm— 
pelftrafe, mit der Meberfchrift: „in Feuerverſicherungs-Ge— 
fhäften« verfehen fein’ follen, daß ferner die in die Hände der Ge⸗ 
felfchaft niederzulegenden Schägungs- oder Schadenerhebungssiirfunden 
dem Berficherten felbft dann, wenn er von weiterer Berficherung ab 
ftehen würde, nicht mehr zu erfolgen, fondern in feiner Gegenwart zu 
caſſiren freien, daß endlich eben fo wenig, und zwar unter fonfliger 
Verwirkung der Stämpelftrafe eine Abfchrift davon ertheilt, und übers 
haupt Bein anderer Gebrauch von derlei Documenten gemacht werden 
dürfe. 

Uebrigens ijt die gänzliche Stämpelbefreiung für Quittungen über 
die aus dem Berficherungs:Fonde erhaltenen Zeuerfchaden-Bergütungen 
allerhöchſten Orts geftattet worden. (Hofkd. vom 7, April 1824, 3. 12,703.) 

2) Mit a. h. Entfchliefung vom 13. November 1838 haben Se, 
Majeftät die von der erften öfterreichifhen Brandverfiherungs:Gefell- 
fhaft angefuchte Ausdehnung ihres Berficherungs-Gefchäftes auf Ele- 
mentar⸗Beſchaͤdigungen von Frachtgütern zu Waſſer und zu Lande, fo 
wie auf Hagelfhäden an Keldfrüchten und die Ausdehnung der diefer 
Berficherungs-Anftalt für ihren bisherigen Gefhäftsumfang bereits zu= 
geftandenen Stämpelbegünftigung auf die gedachten Verſicherungsge⸗ 
fhäfte unter den für diefe Begünftigungen feftgefesten Beſchränkungen 
und Borfichten allergnädigft zu bewilligen geruht. cHoftd, vom 9. De- 
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d. i. jener zu verftehen fein, welcher in ‚dem St. u. T. Gefege vom 
27, Zänner 1840 vorgefchrieben if, Was bie gleichfalls Allerhöchſt 
bewilligte Stämpelfreiheit der Quittungen über die aus dem Verſiche⸗ 
rungs-Fonde der Geſellſchaft erhaltenen Vergütungen betrifft, ſo hat 
auch dieſe Begünſtigung aufrecht zu bleiben. (Hofkdecr. vom 27. October 
1840, 3 42,155.) 

2) Zufolge der, über ein Geſuch der Direction der erften öfterreichi: 
ſchen Brandfchaden: Verſicherungs⸗Geſellſchaft, um einige Stämpelbegün⸗ 
ſtigungen, am 25. October 1842 erfloffenen a. h. Entſchlie— 
fung; iſt die Stämpelgebühr für die Verſicherungs-Polizzen, nad) dem 
Betrage der, für die Berficherung bedungene Prämie zu beftimmen. 

Mit derfelben a; h. Entſchließung ift für die Beftätigungen der Agen- 
ten der erwähnten Verficherungs « Geſellſchaft über die Uebername eines 
Antrages zur Verſicherung, und einer Abſchlagszahlung auf die Prämie 
und die Koſten, die bedingte Stämpelfreiheit in der, mit den $$. 82. und 
83. des St. u. T. Gef. feftgefegten Art, und gegen Anwendung ange- 
meſſener Borfihtömaßregeln, fomweit folde zur Verhinderung von Gefälls- 
verfürzungen erforderlich fein follten, allerhöchſt bewilliget worden. (Hofkd. 
vom 9. December 1842, 3. 45,605.) - . 

3) Zufolge a. h. Entſchließung vom 21. Jänner 1843 
gift die, mit der a. h. Entfchliefung vom 25. October 1842 auöge- 
fprochene Beſtimmung über die Bemeffung ber Stämpelgebühr von den 
Berfiherungs-Polizzen, für diefe Urkunden überhaupt, ohne Unterfchied 
der -Anftalten, von denen foldhe augefgrtiget werden. (Hofkd. vom 9, Fe: 
bruar 1843, 3. 3673.) 

4) Der Antrag, wornach in bie, in Folge a. h. Entſchließung vom. 
25. October 1842 bedingt ftämpelfreien Interimsſcheine Der Agenten der 
eriten öſterreihiſchen Brandfhaden-Berfiherungs-Gefellfehaft über Verſi⸗ 
herungsanträge, zur Verhinderung von Gefälld-Verfürzungen unter Bei: 
behaltung tes bisherigen Formulares, der Beiſatz aufzunehmen iſt, daß 
der Berfiherungswerber, im Falle der Anname feines Antrages die fa: 
tutenmäßige geftämpelte Polizze Tängftens binnen ſechs Wochen von der 
Ausfertigung des Interimöfcheined an gerechnet, um fo gewiſſer zu löſen 
babe, als in feinem Falle eine Schadenvergütung ohne Beibringung ber 
Polizze geleiftet würde, wird genehmiget. (Hoftd. vom 24. Dectober 1843, 
3. 36,027.) 

5) Die Begünftigung im Gebrauche des Stämpeld, welche die Ef. 
priv. wecdhfelfeitige Brandſchaden-Verſicherungs-An— 
ftalt (in Defterreich unter der Enns) in Folge a, h. Entſchlie— 
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gung vom 25. August 1824 bisher genoß, und die mit jener 
ganz gleich it, welche der k. k. privil. erften öſterreichiſchen Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaft bewilliget wurde, wird beſtätiget. (dolid. vom 31. De: 
tober 1840, 3. 43,623.) 

GP Die der Feuer- und Elementar- Schaden Berfi- 
herungs-Anftalt (azienda assecuratrice) in Trieft 
zu Folge des Hofverreted vom 16. Juni 1825, 3. 23,268, durd a. h. 
Entſchließung vom 4, Juni 1825, in Anfehung der Begünfti- 
gungen bei dem Gebrauche ded Stämpels zu Theile gewordene Gleich— 
ftellung mit der erften öſterreichiſchen Feuerverfiherungs:Gefellfchaft wird 
beftätiget. Unter dem Wechfelftämpel, deffen Anwendung der Anftalt hier⸗ 
durch-geftattet wurde, iſt jedoch der gefegliche, d.i. der im St. u. T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840 vorgefchriebene zu verftehen. (Hoftd, vom 27. Te: 
tobır 1840,.3. 42,29%) 

Da. Die beiden Gefellfchaften Assicurazioni geiterali austro- 
italiche und Riunione adriatica di sicurta haben auf die Begünfti- 
gungen des MWechfelftämpeld und der. Stämpelfreiheit des Duittungen 
über bie bezahlten Entjchädigungen, da fie eine allerhöchſte Entſchließung 
dießfalls nicht nachweijen fünnen, feinen Anſpruch und es ilt ſich fonach ohne 
alle Ausname nah dem St. u. T. Gef. zu DEREUWNEN: CGoltd. vom 
17. September 1841, 3. 23,494.) 

b, Aug Anlaß vorgefommener Zweifel über die Stäm elbehand- 
lung der von den beiden privilegirten Berji — Assi- 
eurazioni generali austro-ıtaliche, und Riunione adriatica di 
sicurta, auögeftellten Polizzen, haben-Seine f, f. Majejtät mit 
allerhöchſter Entſhließung vom 21. Jänner 16843, zu 
beftimmen. geruhet, daß im Sinne bed St. u. T. Gef. vom 27. inner 
1840 die Stämpelgebühr für die Berfiherungs-Polizzen, obne Unterfchied 
der Anftalten, von denen folde ausgefertigt werben, nad dem Be⸗ 
trage der für die Verſicherung bedungenen Prämie zu bemeſſen ſei. 
(Dofko. vom 8. Dctober 1345, 3. 32,443.) 

8) Die Stämpel: Begünitigungen, welde der tiroler Brand- 

Berfiherungd-Anftalt durch die allerhöchſte Entſchlie— 
kung vom % April 1827 gleich der erſten öfterreichifihen Ber 
fiherungs = Gefellfchaft bewilliget wurden, werden unter denſelben 
Bedingungen und Borfihten, wie bei ber legtern, beflätiget. (Hofkd. 
vom 30. Dttober 1340 , 3. 5561.) 
| 9, Die Begünftigung, welche der Ef, priv. böhmifchen wech⸗ 
ſelſeitigen Brandſchaden— -Berfiderungsd-Anfalt burg 
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a. h. Entſchließung vom 20. Detober 1827*) bei Geneh- 
migung ihrer Statuten allergnädigſt zugeftanden wurde, daß nämlich 
bei ihren Gefchäften unter beftimmten Borfichten der Wechfelitämpel 
angewendet werben dürfe, hat auch unter der Wirkfamfeit des St. u. 
T. Gef. vom 27. Jänner 1840 aufrecht zu bleiben. Unter dem Wechfel- 
ſtämpel, deffen fich diefe Gefellfchaft während der Wirkſamkeit des genann- 
ten Gefeges bedienen darf, ift jedoch derjenige zu verſtehen, welcher in 
diefem Geſetze feitgefegt ift. (Hofto. vom 20. Dc’ober 1841, 3. 40,455.) 
10) Für die & k. privilegirte inneröſterreichiſche 
wecdhfelfeitige Brandfhaden-Berfiherungsanitalt wird 
jene Stämpelbegünftigung aufrecht erhalten, welche ihr dur die alfer- 
höchſte Entfhliegung vom 14. Juli 1828 eingeräumt: ift. 
Durch diefe allerhöchſte Entfchließung wurde aber nur bewilliget, daß 
die für bie niederöfterreichifche wechſelſeitige Brandſchaden-Verſicherungs⸗ 
Anftalt genehmigten Statuten audy für die gleiche Anftalt in Steiermarf, 


*) Die Intimation diefer allerhöchſten Entfhliefung lautet: 

Seine Majeſtät haben mit allerhöchfter Entſchließung vom 20. 
October 1827 der in Böhmen fich bildenden Feuer-Affecuranz:@efell: 
ſchaft, in Betreff der Entrichtung der Stämpelgebühren allergnädigft zu 
grftatten geruhet, daß bei den in den Verſicherungsgeſchäften vortommen- 
den Urkunden nur der Wechſel-Stämpel von 6 und 15 fr. angewendet 
werden birfe; wobei jedoch folgende Modificationen einzutreten haben: 
a) Die in den Berhältniffen der Affecuranz = Anftalt und der 

. Berficherten mit dem Wechfelftämpel ausgefertigten Urkunden gelten 
fonft weder aufßergerichtlich noch vor einem andern, als dem der 
Geſellſchaft zugewieſenen Richter, namlich dem E.E. böhmifchen Landrechte. 
b) Alle diefe Urkunden müffen bei Becmeidung der putentmäßigen 
Stümpeljtrafe mit der. Ueberfchrift: »In Feuerverficherungs =. Ge: 

fsäften« verſehen fein. - | 
c) Die in den Händen der Gefellfchaft niederzulegenden Schägungs- 
oder Schulden - Erhebungs = Urkunden dürfen dem Berficherten felbft 
dann, wenn er von der weiteren Verficherung abftehen würde, nicht 
ausgefolgt, fondern müſſen in feiner Gegenwart caffirt werden. Ends 
lich darf 
d) von folhen Urkunden und zwar ebenfalls unter der Verwir⸗ 
kung der Stämpelſtrafe weder eine Abſchriſt ertheilt, noch überhaupt 
ein anderer Gebrauch, als jener zu den Zwecken der Verſicherung 
gemacht werden. 
Die Quittungen über die aus dem Verſicherungs-Fonde erhaltenen 
Bergütungsfummen für Feuerſchäden find vom Stämpel ganz befreit. 
(Hoftd, vom 2. December 1827, 3. 49,409.) 
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Kärnten und Krain in Anwendung gebracht werden. Die niederöfterrei- 
chiſche Brandihaden =» Berfiherungs -Anftalt genießt jedoch nah ihren 
Statuten vermöge allerhöchſter Entſchließung vom 25. Auguft 1824 bloß 
die Bewilligung zur Anwendung bed Wechfelftämpeld bei den Urkun— 
den, welche in den Berhältniffen ver Affecuranz:Anftalt und der Verſicher— 
ten audgefertiget werden, dann bie Bewilligung der Stämpelfreiheit 
für Quittungen über die aus bem Verfiherungs-Fonde erhaltenen Feuer: 
fiıhaden-Bergütungen , nicht aber auch jene der Stämpelfreiheit der 
Zahlungsbüchel über die Abftattung der Aufnahmegebühren umd der 
Jahresbeiträge. Demnach kann auch die Stämpelfreiheit diefer Zab- 
lungsbüchel der inneröfterreichifchen : wechfelfeitigen Brandfchaden » Ber- 
fiherungs-Anftalt nicht beftätiget werten. (S. $.85. B. 12.) 
Unter dem Wechjelftämpel, deffen Anwendung diefer Anftalt aue- 
namsweiſe geftattet wurde, ift der gefegliche und ſomit gegenwärtig der 
im St. u. T. Geſ. vom 27. Jänner 1840 vorgefihriebene zu verſtehen, 
und es bleibt die Bewilligung der Anwendung desſelben von Seite Die: 
fer Anftalt an die ſtrenge Beobachtung jener Borfichten und Bedingun- 
gen (gleich den obenerwähnten) gebunden, gegen welche ihr dieſe Be— 
willigung ertheilt wurde, (Soft. vom 10, November 1840, Zahl 41,421.) 
11) Durd die allerböchfte Entfchliefung vom 14. Juli 1828, ift 
nur bemilliget worden, daß die für die nied, öſterr. wechfelfeitige Brand» 
Shaden-Berfiherungs-Anftalt genehmigten Statuten auch für die gleiche 
Anfalt in Steiermarf, Kärnten und Krain in Anwendung gebracht 
erden, und die nied. öſterr. wechfelfeitige Brandſchaden-Verſicherungs⸗ 
Anftalt genießt nach ihren Statuten vermöge allerhöchſter Entfchließung 
vom 25. Auguft 1824 nur die Bewilligung zur Anwendung des Wech— 
felftämpel® bei den Urkunden, melde in den. Berhäftniffen der Aſſecu— 
ranz:Anftalt und der Berficherten ausgefertigt werben, und die Bewilli—⸗ 
gung der Stämpelfreiheit für Duittungen über die aus dem Verſicherungs⸗ 
Fonde erhaltenen Feuerſchadens-Vergütungen, nicht aber auch jene der 
Stämpelfreiheit der Zahlungsbüchel über die Abftattung der Aufnams- 
gebühren und Jahresbeiträge. — Die in den Statuten der inneröiterrei: 
chiſchen Brandverfiherungs-Anftalt aufgenommene Beftimmung in Bezug 
auf die Stämpelfreiheit diefer Zahlungsbüchel wurde daher von ber k. k. 
vereinten Hoffanzlei im Wege des k. f, fteiermärfifchen Guberniums 
bereit außer Wirkjamfeit gefegt. — Leberhaupt find die Zahlungs 
büchel der verfchiedenen Brandverficherungs = Anftalten, von denen 
feiner rücfichtlich der Stämpelpflicht dieſer Büchel eine befondere Be— 
günftigung zugeftanden wurde, in diefer Beziehung, nad den allgemeinen 
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Beftimmungen bed St. u. T. Gef. zu behandeln. ( Hoftd. vom 6. Auguft 
. 1842 , 3ahl. 24,825.) 

12) Ueber einen allerunterthänigiten Vortrag der allgemeinen Hof- 
fammer , weicher die Frage zum Gegenftande hatte, in wieferne den 
£.f. priv, wecdhfelfeitigen Brandſchaden-Verſicherungs— 
Anfalten für Nieder- und Inneröfterreih, dann für 
Mähren und Sclefien, die bisher genoffene Stämpelfreiheit der 
Zahlungsbüchel noch fernerhin zu belaffen fei, haben Seine Majeſtät 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 19. October 1844 
den genannten Gefellfehaften aus Gnade die Stämpelfreiheit der Zah— 
lungs büchel noch für die Dauer von weiteren zehn Jahren allergnädigſt 
zu befaffen geruhet. (Hoftd. vom 27. November 1844, 3. 43,185.) 

13) Die der k. k. priv, wechſelſeitigen Brandfhaden-Ber- 
fiherungs-Anftalt für Mähren und Schäefien zugeflan- 
denen Stämpel - Begünfligungen werben, in fo weit fie fich auf die mit 
der allerhöchſten Entfchliegung vom 29. Detober 1836 *) genehmigten 
Statuten gründen, aufrecht ckhalten. Unter dem Wechfelftämpel, deſſen 
Anwendung in ben bei den Verfiherungs-Gefchäften vorkommenden Ur= 
kunden geftattet wurde, iſt jedoch derjenige zu verftehen, den dad St. 
und T. Geſ. vom 27. Jänner 1840 vorſchreibt. (Hofkd. vom 1. Nov. 1840, 

3. 43, 108.). 

14) In Betreff der Abfuhrsbögen über die von den Obrigkeiten 
eingefarhmelten und an bie mähr. ſchleſ. wechfelfeitige Brandſchaden⸗ 
Verſicherungs⸗ Anſtalt abgeführten Jahrsbeiträge der Gemeinden, wird 
ver k. k. Cameral-Gefällen:Berwaltung bedeutet, daß dieſe Ausweife, 
wofern ihnen nicht ihrer Natur nad) die Stämpelfreiheit vermöge $, 82., 





”) Die dießfülligen Hofdecrete lauten: 
a) Seine Majeftät kaben mit allerhöchfter Entſchließung vom 23. 
März 1829 der neu errichteten wechfelfeitigen Brandſchaden-Verſiche⸗ 
rungs-Anftatt in Mähren und Schlefien die Stämpelbefreiung unter den- 
felben Bedingungen und Borfichten allergnädigſt zu bewilligen gerubet, 
unter welchen diefe Begünſtigung der niederöfterreichifchen wechfelfeitigen 
Brand - Berficherungs- Anftalt zugeftandeh worden ift. (Hoftb, vom 
30. April 1829, 3. 18,094.) — 
d) Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung vom 
29. October 1836, womit die von der E, k. vereinigten Hofkanzlei be— 
anttagten Abänderungen ber Statuten für die mähr, ſchleſ. wechfelfei: 
fige Brand: Verfiherungs = Anjtalt die. a. h. Genehmigung erhielten, 
diefer Anftalt die Stämpelfreiheit ihrer Zahlungsbüchel ($ 119 der 
" Statuten) zu ertheilen geruhet. (Hoftd. vom 12, December 1834, 3. 53,897.) 
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3. 3. des St, u. T. Gef. zu Statten fommt, als Urkunden , welche 
zur Beftätigung des Empfanges über die an die Anftalt abgeführten Be- 
träge bienen, allerdingd dem Stämpel unterliegen. (Hofld, vom 27, Ro: 
vember 1844, 3. 43,185.) 

15) Seine faif, kön. Majettät haben mit.allerhöd- 
fer Entfhließung vom 9, November 18A1 der Brand: 
ſchaden-, Lebens- und Leibrenten-Berfiherungs-Ge- 
fellfgaft in Mailand; infoferne fih ihre Geſchäfte nur auf bie 
Brand- und Elementarfchaden = Verfiherungen befchränfen, dieſelben 
Stämpelbegünftigungen, und unter den nämlichen Vorfichten zu bewilli— 
gen gerubet, wie fie ber erften öfterreichifchen Brandſchaden-Verſiche⸗ 
sungd-Anftalt bereitd mit der allerhöchſten Entfchließung vom 9. März 
1824 zugeftanden wurden. | 

Dem weiteren Anfuchen der Mailänder Affecruranz-Gefellfchaft, um 
Ausdehnung der Stämpelbegünftigungen auf Die Lebens⸗ und Leibrenten- 
Berfiherungd-Gefchäfte, haben Seine Ef. Majeftät, laut der Eingangs 
erwähnten allerhöchſten Entſchließung vom 9. November 1841, feine Folge 
zu geben befunden. (Hofkd. vom 23. December 1841, 3. 46,215.) 

16) Die Stämpelbefreiung, welde ber proviforifc befte- 
benden Salzburger Brandverfiderungsd-Anftalt in Folge 
der noch proviforifch giltigen baierifchen Brandverfiherungs-Drdnung 
vom Jahre 1811 für alle in das Brandverfiherungs-Wefen einfchlägi- 
gen Geſchäfte und Gegenftände zukommt, wird, jo lange das Provifo- 
rium diefer Statuten dauert, auch vom Tage der Wirkffamfeit des St, 
u. T, Gef, vom 27. Jänner 1840 aufrecht erhalten, (Hofkammer-Decret 
vom 25. October 1840, 3. 39,336.) 

17) Die Stämpelbefreiung, welde ber allgemeinen wedfel: 
feitigen Gapitalien= und Renten = Berfiderungsans 
ſtalt in Wien durch die allerhöchſte Entſchließung vom 
13. September 1839 für die Lebens-Beſtätigungen, inſoferne 
fie zur Behebung periodifch wiederfehrender Bezüge aus dem Inſtitute 
erforderlich find, und für die Interimd = Scheine über Einlagen in bie 
wechfelfeitige Verforgungs = Anftalt durch fteigende Renten zugeftanden 
wurde, wird auch von dem Zeitpunfte der Wirffamfeit des St. u. T. 
Gef. vom 27, Jänner 1840 aufrecht erhalten. (Hoftd. vom 26. Detober 
1840, 3. 42,136.) 

Bank (privil. öfterr, National). 

18) Die Stämpelfreiheit,. in deren Genuffe dieſes Bank⸗ Inftitut 

Schon. vor der Wirffamfeit des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 auf 
v, Schwarz; Stämpelvorfchriften, 21 
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der Grundlage ‘des allerhöchft ertheilten Privilegiums vom 15. Juli 1817 
und des Finanz - Minifterial-Erlaffes vom 4. März 1818, 3, 971 fi 
befand, hat auch nad dem erwähnten Zeitpunfte, für die Dauer des 
bemerften Privilegiums, fortzubeftehen. Es find dem zu Folge nicht nur 
alle Bücher und VBormerfungen der Banf, fo wie alle im Namen ber 
Banfgefellfchaft ausgefertigten Geldurfunden, — Anmeifungen, Con— 
fignationen, Beftätigungen, Pfandfcheine, die Banfnoten ald Anweifun- 
gen der Bank auf ſich felbft, und die eigene Gorrefpondenz der Banf, 
welche die Stelle folher Urkunden vertritt, — in jeder Ausfertigung - 
($. 44. des Privilegiums), fondern auch die Confignationen, welche von 
den Parteien bei Vorſchüſſen gegen Pfänder der Banf zu überreichen 
find, und, infoferne fie in den Händen der Banf bleiben, die Stelle 
von fürmlihen Schuldſcheinen vertreten ($. 150, ded Banf:Reglements 
— Minifterial-Erlaß vom 4, März 1818) unbedingt vom Stämpel be— 
freit. In allen übrigen Fällen ift die privilegirte öfterreichifche National: 
Banf gleich andern Privat-Perfonen zu behandeln; daher Die Beftimmun- 
gen, welche für biefe im Gefege vom 27. Jänner 1840 vorgezeichnet 
find, auch auf die erwähnte National-Banf die volle Anwendung haben, 
($. 1. — Hofk. Präfidial-Decret vom 4, October 1840, 3. 5365.) 

19) Alle Bücher und Bormerfungen der Bank, fo wie alle im Na⸗ 
men der Banfgefelfchaft .ausgefertigten Geldurfunden follen die Stäm— 
pelfreiheit genießen; nach $. 46, der neuen Statuten vom 1. Juli 1841. 

20) Die Anweifungen, die von der k.k. privil, öfter, Nationalbanf 
zur Behebung der Intereffen von den in der Bank befindlichen Erebits- 
Papieren ausgeftellt werden, unterliegen vermöge des dieſer Anftalt in 
ihren Statuten allerhöchften Orts zugeftandenen Privilegiums der Stäm— 
pelfreiheit, dem Stämpel nicht. (Hoftd. vom 29. Auguft 1942, 3. 34,516.) 


Die galizifhsftändifhe Eredit-Anftalt. 


21) Seine Ef. Majeftät haben mit dem allerhödften 
Patente vom 3. November 1841 den Credits-Verein von dem Ge— 
brauche des Stämpels für alle Schriften und Erläffe, Quittungen und 
Beftätigungen , welche berfelbe audfertigt, oder melde von feinen 
Bertretern in feinem Namen ausgegeben werben, einfchließig der Pfand- 
briefe und der Abtretungen (welche bei den auf einen beftimmten Namen 
lautenden Pfandbriefen zum Behufe der Uebertragung des Eigenthumes 
Platz greifen), gänzlich zu entheben geruhet. Dagegen bleiben aber die 
Intereſſen⸗Coupons, welche zur Verfallszeit bei der Behebung der Zin- 
fen von Pfandbrief- Inhabern ſtatt den Duittungen beigebracht werden 
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müffen, dem claffenmäßigen Stämpel unterworfen. ($. 79. a. ber aller: 
bödhft genehmigten Statuten.) ‚ 

Die Quittimgen der galizifchsftändifchen Credits⸗Anſtalt über die In— 
terefjen der ihr eigenthümlichen Staat8:Obligationen genießen in Gemäß. 
heit des $. 79. der mit allerhöchſtem Patente vom 3. November 1841 ge- 
nehmigten Statuten die Stämpelfreiheit. (Hoftd. vom 1. Mat 1844, 3.12,708.) 

22) Ueber die Stämpelbehandlung einiger bei der galizifch-Rändifchen 
Grebitd-Anftalt vorfommenben Urkunden und Schriften, wird Folgendes 
bedeutet : 

1. Die Quittungen oder Empfangsfcheine, welche die Schulbner der 
Credits⸗Caſſe über den Erpalt der Pfandbriefe, nebft dem eigentlichen 
Schuldſcheine über das in deu Pfandbbriefen erhaltene Darichen über: 
geben müffen, find ftämpelfrei. 

2. Eben fo unterliegen die Gegenfcheine (nach. dem Muſter Nr. J. 
Buchſt. F. $. 49. der Inſtruction für die Caſſa), welche der Schuldner 
über die geleiſteten Rückzahlungen an dem Darlehen, der Caſſa überge⸗ 
ben muß, ſo wie 

3. die zwei Gegenſcheine (nach dem Muſter Nr. III. Buchſt. H. 
$. 51. der Caſſa-Inſtruction), welche im Falle von Capitals-Rückzah⸗ 
lungen mittelft Pfandbriefen überreicht werben müffen, der GPARDERFEND 
nicht. 

4. Ferner kommt gleichfalls den zwei Gegenſcheinen oder Conſigna⸗ 
tionen (nach Muſter Nr. II. Buchſt. G. $. 50. der. Caſſa-Inſtruction) 
über die, zur Umſchreibung oder Auswechslung, der Caſſa überreichten 
Pfandbriefe, die Stämpelfreiheit zu, inſoferne darauf Feine Empfangs- 
beftätigungen beigefegt werben. 

5. Bei Bewerbungen um Vorſchüſſe über verpfändete Pfandhriefe, 
erfcheint jene Conſignation (Gegenfchein nad dem Mufter Nr. IV. 
Buchſt. I. $. 52. der Caſſa-Inſtruction), mittelft- welcher der Bewerber 
den Empfang ded Darlehend- Betrages beftätiget, ald eine Quittung, 
und unterliegt dem für folche Urkunden feftgefegten StämpelL” 

6. Die Gegenſcheine, Confignationen (nad dem Mufler Nr, V, 
Buchſt. K. $. 52. der Caſſa-Inſtruction) über die, zur Auszahlung ge= 
brachten Coupons, welche in duplo überreicht werden müffen, find Fein 
Gegenftand der Stämpelpflicht. | 

7. Die Gegenſcheine, Confignationen, über die wegen Ausfolgung 
‚einer neuen Serie Zind=« Coupons überreichten Talond (nah Mufter V- 
Buchſt. K.) erfcheinen ald ein Document des Caſſadienſtes, und der 
Ordnung wegen ; und fallen nicht unter die Stämpelpflicht , indem dabei 
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die übergebenen jtämpelpflichtigen Talons, bie eigentfiche Veweidurtunde 
bilden. | 

8. jener Gegenſchein, Gonfignation, über die, zur Auszahlung 
beigebrachten,, fälligen oder nicht fälligen verloften Pfandbriefe Cnad) dem 
Mufter Nr, VI. Buchſt. L.), auf welchen der Empfang bes, für den ein- 
gelöften Pfandfchein rüdbezahlten Darlehen-Betrages beftätiget wird, hat 
die Merkmale einer Quittung an fih, und unterliegt ſomit dem für die 
Quittungen beſtimmten Stämpel. 

9. Die Gegenſcheine Über die, vor der Verfallszeit, zur Escompti⸗ 
rung überreichten Coupons (nad dem Mufter Nr. II. Buchſt. O0.) find 
ftäimpelfrei. | 

10. Bon jenen, in duplo überreichten Gegenfcheinen, über die, von 
ben Parteien der Credits = Anftalt zum Verkaufe angetragenen Pfand» 
briefe (nad) dem Mufter Nr. I. Buchſt. N.), ift derjenige, auf welchem 
die Partei den Empfang ded ausgemittelten Kaufſchillinges beftätiget, 
ftämpelpflictig, und fällt unter den, für diefe Urkunden feftgefegten 
Stämpel. 

11. Der Gegenfchein über die, von den Kauffuftigen, bei der Cre⸗ 
dits-Anftalt anzufaufenden Pfanpbriefe (Mufter Buchſt. M.), worin bie 
Partei den Empfang der, von der Anftalt erfauften — beſtäti⸗ 
get, iſt ſtämpelfrei. 

12. Den, mit der Empfangsbeſtätigung der Varteien verſehenen 
Erlags- oder Depoſitenſcheinen (8.55. der Caſſa⸗Inſtruction), fo wie den 

13. Gegenfcheinen des Secretärs für die Caffa , fommt die Stäm— 
pelfreiheit zu. (Hoftd. vom 4. Jänner 1844, 3. 40,951.) 

Lomb. venet. Staatsfhuld. 

23) Was die Documente anbelangt, welde ald Beilagen von An: 
meldungd=-Gefuchen bei der Liquidirungs=-Commiffion für die lomb. venet. 
öffentliche Schuld überreicht werben, fo wird die auf der allerhöchſten 
Entfhließung vom 20. Detober 1819 beruhende Stämpelfreiheit derfelben 
aud für die Zufunft aufrecht erhalten. (Hoftd. vom 23. Februar 1841, Zahl 
51,892 , an den lomb. Gameral:Magiftrat,) 

Die k.k. nied. öfterr. Landwirthſchafts-Geſellſchaft. 

24) Die Stämpelbefreiung, welche die k. k. privil. Landwirthſchafts⸗ 
Geſellſchaft in Defterreich unter der Enns durch allerhöchſte Entſchließung 
vom Jahre 1808 CHoffammer-Decret vom 23, Juni 1808, 3. 20,682*) 


») Das dieöfüllige Decret lautet: . 
Seine Majeftät haben der #. k. privil. Landwirthfchafts : Gefell- 
fhaft in Nieder: Defterreich die Befreiung von dem Gebrauche des 
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in Anfehung der Briefe, Correfpondenzen, Berichte und Anzeigen, dann. 
aller Diplome , Urfunden und Berhandlungen, welde die Verfaſſung, 
innere Leitung und ben Betrieb dieſes ökonomiſchen Inftitutes betreffen, 


bewilliget wurde, wird aufrecht erhalten. (Hoftd. vom 27. October 1840, 
3. 41,948.) 


Dffolinstyfhes literariſches Inſtitut in Lemberg. 

25) Die Stämpelfreiheit der Rechnungen zwiſchen der ſtändiſchen 
Caſſa und dem Gurator diefes Inſtitutes, welche ſich auf die allerhöchfte 
Entſchließung vom 3. März 1817 *) gründet, wird in dem Umfange, 
als fie diefe allerhöchſte Entſchließung zugeiteht, folglich in Bezug auf 
die Rechnungen zwifchen der fländifchen Caſſa und dem Curator der Bib- 





Stämpels und von Entrichtung der Taxen in Anfehung der Briefe, 

Gorrefpondenzen, Berichte und Anzeigen, dann aller Diplome, Urkuns 

den und Berhandlungen, welche die Verfaſſung, innere Leitung und 

den Betrieb diefes ökonomiſchen Inftituts betreffen, wenn gleich folche 

außerdem ftämpelpflichtig find, auf immer allergnübdigft zu bewilligen 
geruhet. 

Wenn jedoch dieſe Geſellſchaft in Folge der Zeit durch Schenkun— 
gen, Vermächtniſſe, Legate oder ſonſt auf andere Art ein Vermögen 
erwerben, Quittungen, Obligationen und Urkunden ausſtellen, Rea— 
litäten ankaufen, Contracte errichten, oder Bittſchriften bei landes- 
fürſtlichen und anderen Behörden, um neue Begünſtigungen und Vor— 
theile einreichen follte, oder in einen Rechtsſtreit und im gerichtliche 
Verhandlungen zu treten veranlaßt würde, überhaupt wenn die Ge: 
felfchaft als erwerbende, eontrahirende oder ftreitende Partei erfcheint, 
oder felbft auftritt, ift diefelbe gleich allen andern Parteien fchuldig, 
den Stämpel nach Vorſchrift des Patented zu verwenden und die vor: 
gefchriebenen Zaren zu entrichten. (Hofkd. vom 23. Juni 1808, 3. 20,682.) 


*) Die diedfällige Intimation lautet: 

Seine k. 8, Majeftät haben über einen, von der k. k. vereinten 
Hofkanzlei erftatteten allerunterthänigften Vortrag mittelft allerhöch- 
fter Entfohließung vom 3, März 1817 die Errichtung einer National: 
Bibliothek in Lemberg nach dem Antrage des Hofbibliothek = Präfec- 
ten, Grafen von Offolindty, zu genehmigen, den galizifchen Ständen 
mittelft ihrer gewöhnlichen Deputation die unmittelbare Aufficht über 
diefe Bibliothek zu übertragen, dann zu beftimmen geruht, daß die 
jährlihen Einkünfte zum Unterhalt derfelben in die ftändifche Gaffa zu 
hinterlegen, und ſonach die Rechnungen zwifchen diefer Gaffa und dem 
Eurator der Bibliothek, in fo weit fie fich auf felbe beziehen, von dem 
Stämpel frei zu laffen feien, (Hoftd. vom 30, Juni 1817, 3. 30,397.) 
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liothek, in fo weit fie ſich auf felbe beziehen, auch bei dem Beftande des 
neuen St. u. T. Gef. aufrecht erhalten. (Hofkd. vom 11. Jänner 1841, Zahl 
49,595.) 

Spar-Caſſen. 

26) Seine Majeſtät haben mit der allerhöchſten 
Entſchließung vom 14. Juli 1840 zu geſtatten geruhet, daß in 
den Fällen, wo in Folge einer nicht leicht zu ändernden Manipulation der 
Spar⸗Caſſen und Berforgungs-Anftalten ein und dasſelbe dem Claſſenſtäm⸗ 
pelunterliegende Geſchäft in einem und demfelben Momente feines Abſchluſ⸗ 
fed von demfelben Stämpel zwei oder mehr Mahl getroffen wird, die 
Anſtalt den geſetzlichen Stämpel für dasfelbe Geſchäft nur einmal ent⸗ 
richte. 

Die k. k. allgemeine Hoffammer wird von ben mehreren, dem Claſ⸗ 
fenftämpel unterliegenden, auf ein und dasſelbe Gefhäft Bezug nehmen- 
den Urkunden und Schriften diejenige wählen und beftimmen, welche die 
Anftalt, jedod mit Freilaffung der übrigen, mit dem Claſſenſtämpel 
belegen zu laſſen hat. (Hofk. Präfid, Decret vom 20, Juli 1840, 3. 4263.) 

27) Die k.k. allgemeine Hoffammer wurde durch die erwähnte aller- 
höchſte Entſchließung vom 14. Juli 1840 auch ermädhtiget, die Einlags— 
büchel der Spar = Eafjen einem der in dem Gefege vom 27, Jänner 1840 
beftimmten firen Urkunben-Stämpel, jedoch feinem höhern ald dem 10 Fr. 
Stämpel zuzumeifen. 

In Gemäßheit der allerhöchſten Entſchließung vom 
10. Aug uft 1841 unterliegen die Spar-Caſſen rückſichtlich aller bei den— 
jelben vorfommenden Urfunden und Schriften glei andern Privat:An- 
falten ter Stämpelpflicht; jedoch haben Seine k.k. Majeftät allergnädigft 
zu bemilligen gerubet, daß die Spar-Caſſa-Einlagsbücheln gänzlich ſtäm— 
pelfrei gelaffen werden, und von den Urkunden und Schriften, welche 
bei den Darleiheng-Gefchäften der Spar-Eaffen vorfommen, nur jene Ur— 
kunde, welche die Stelle des Pfandfcheines vertritt, ohne Unterfchied ih- 
ter Form oder Benennung nach dem Betrage des Darleihens dem Elaffen- 
främpel unterzogen werde, (Hofkd. vom 18. Auguft 1841, 3. 33,390.) 

28) Bermöge der gänzlihen Stämpelfreiheit der Sparcaffe-Einlags: 
bücheln ift weder für die in biefen Bücheln enthaltenen Beftätigungen der 
Spar:Caffen über die bei ihnen hinterlegten Erfparniffe, noch für die in 
denſelben Bücheln ausgeftellten Beftätigungen der Einlegenden über den 
Empfang der Intereffen ihrer in die Spar⸗ Caſſen gelegten Erſparniſſe oder 
über den Zurückempfang dieſer Erſparniſſe ſelbſt eine Stämpelgebühr zu 
entrichten. Die von den einzelnen Parteien in die Spar-Caſſen gelegten 
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Beträge werben jedoch von ben Spar:Gaffen fruchtbringend verwendet. 
Geſchieht nun diefe Verwendung, wie ed bei den meiften berlei Inftituten 
der Fall ift, in der Art, daß die Spar-Gaffe gegen ein Pfand, ed möge 
diefes in Staatspapieren, in Actien der öfterr, Nationalbank oder in an= 
dern Efferten oder in Realitäten beftehen, ein Darleihen gibt, fo hat 
vermöge der erwähnten allerhöchften Entſchließung die Begünftigung ein: 
zutreten, daß von den Urfunden und Schriften, welche bei dieſem Dar- 
Iehend » Gefchäfte vorfommen, nicht jede auf dasfelbe Gefhäft Bezug 
nehmende Urkunde, alfo der Schuldfein, der Pfandſchein u. ſ. w. den 
Clafjenftämpel zu erhalten habe, fonbern dieſer Stämpel nur einmal, u. 3. 
nur auf jener Urkunde in Anwendung fomme, welche die Beftätigung des 
der Spar=Caffa übergebenen oder beitellten Pfandes enthält, und alfo ala 
Pfandſchein ausgefertiget wird, oder deffen Stelle vertritt. Auch unter» 
Viegt fie dem Claffenftämpel nicht nach dem Betrage des Pfandes, fondern 
nach jenem bed Darlehens. (Hofkd. vom 4. December 1841, 3. 37,812, an 
ben lomb. Gameral-Magiftrat.) 

29) Die denSpar⸗Caſſ a-Einlagsbücheln zugeftandeneStämpelbefreiung 
fann auf andere Urkunden nicht ausgedehnt werden, da Ausnamen yon 
der Regel firenge, ohne irgend eine Ausdehnung ausgelegt werden müf- 
fen, und die allerböchfte Begünftigung auf eine beftimmte Urkunde und 
eine beftimmte Manipulationsform befchränft if. Wenn daher berlei Bü⸗ 
chel bei der Anſtalt nicht vorfommen, fo kann auch die ihnen’ zugeftan- 
dene Stämpelfreiheit nicht eintreten, und ed haben überhaupt alle bei 
derlei Anftalten vorkommenden Urkunden und Schriften, welche nicht aus: 
drücklich in der allerhöchſten Entſchließung vom 10. Auguft 1841 begrif- 
fen find, ihre Formen, Namen und Zwede mögen von was immer für 
einer Art fein, dem gefeglichen Stämpel zu unterliegen. (Hofkd. vom 
29. März 1842, 3. 12,034, an ben venet. Sameral:Magiftrat.) 

30) Die Prolongationen bei den Darlehens - Gefchäften ber erften 
öfterreichifchen Spar-Caſſa unterliegen, infoferne fie nicht mit einer Er— 
höhung der Borfchußfumme verbunden find, im Sinne der allerhöchften 
Entſchließung vom 10. Auguft 1841, nicht der Stämpelpflicht. (Hofkd. 
vom 11. April 1843, 3. 7910.) 


Triefter Handeldftand. 


31) Seine k. k. Majeftät haben mit allerhöchſter Ent- 
ſchließung vom 22. Detober 1840 zu bewiligen gerubet, daß 
bis zur weiteren Entfcheidung proviforifch der erfte Artikel des Orga- 
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nifationg = Decreted- vom 8. Juli 1814) aufrecht erhalten werde. 
(Hoftd. vom 24. October 1840, 3, 43,357.) 

32) Mit allerböhfter Entfhließung vom 21. Februar 
1841, haben Seine Ef. Majeftät allergnäbigft anzuorbnen ge: 
ruhet, daß die Wechfel, die Protefte, Frachtbriefe, Handelsverträge, 
Rechnungen und Handelsbücher der Triefter Kaufleute, in fo Tange da= 
von nicht vor einer Öffentlichen Behörde, einem Amte oder einer Obrig- 
feit, folglich nicht ein ämtlicher oder gerichtlicher Gebrauch gemacht wird, 
vom Stämpel frei zu bleiben habe, in allen übrigen Gefchäften und 
Angelegenheiten hingegen bie Triefter Kaufleute gleich den übrigen Ein- 
wohnern den allgemeinen Stämpelvorfchriften unterliegen ſollen. (boftt. 
vom 2, Mär; 1841, 3. 8853.) 

BDerhbaftete, 

33) Zufolge allerh, Entfhliegung vom 29. Auguf 
1842 , fommt den, wegen Schulden, im Ererutionswege Verhafteten 
für ihre Geſuche wegen Alimentation, Aufhebung des Arreſtes oder Aus- 
gleihung, fo wie für die, bie Aufhebung des Arreſtes bezweckenden Ber: 
gleiche, die Stämpelfreiheit zu. (Hofld. vom 7. November. 1842, 3. 41,831.) 

Verſatzämter. 

34) Aus Anlaß vorgekommener Zweifel über die Anwendung des St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 auf die Gefchäfte der Verſatzämter und 
Leihanftalten, war die f. k. allgemeine Hoffammer in dem Falle, an 
Seine k.k. Majeftät einen allerunterthänigften Vortrag zu erftatten. 

Sn Gemäßbeit der erfolgten allerhöchſtenEntſchlie— 
Bung vom 20. December 1842 find bie Verfagämter und Leihans 
ftalten außer jenen Beglüinftigungen, welche in dieſem Deerete nachfol— 
gend angedeutet werben, genau nach den Beftimmungen des St. u. T. 
Gef. fo wie andere phyfifche oder moralifche Perfonen zu behandeln, je 


*) Der Inhalt desſelben ift in dem nachftehenden Hof-Decrete enthalten: 
Seine Majeftät haben zu entfchliefen geruhet, daß es vor der 
Hand bei der von dem Grafen von Saurau unterm 1. Juli 1814 Nr. 305 
für Trieſt getroffenen Einleitung, welche auch für Fiume und deſſen 
Pomerium zu gelten hat, daß nämlich daB Stämpelpatent vom 5. De 
tober 1802, und die Nachtrags-Currende vom 1. März 1811 auf die 
Handelsgefchäfte der Kaufleute, nämlich: auf ihre Wechfel, Protefte, 
Zeachtbriefe, Berficherungs: und andere Handelöverträge, Rechnungen 
und Handelsbücher, Keine Anwendung habe, und daß die Handelögefchäfte 
“außer in ftrittigen Fällen vor Gericht ganz ſtämpelfrei behandelt wer: 
den können, zu verbleiben habe. (Hoftd. vom 1. Februar 1816, 3. 3115.) 
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nachdem dieſe Anftalten als öffentlihe oder Privatanjtalten erjcheinen, 
und nad diefem Unterfchiede die verfchiedenen geſetzlichen Beftimmungen 
auf fie in Anwendung zu bringen fein werden. 

ALS ausnamsweiſe Begünftigungen für dieſe Anftalten haben Seine 
k. k. Majeftät mit der erwähnten allerpöchften Entſchließung allergnädigſt 
zu geftatten gerubet, daß nachftehende Urkunden und Schriften ſtämpel⸗ 
frei behandelt werden dürfen, als: 

a) Die Pfandſcheine oder Verſatzzettel; 

b) Die Protokolle über die Veräußerung verfallener Pfänder; 

c) Die Quittungen der Parteien über jene Beträge, welche ihnen 
von dem Erlöfe für die verfallenen und veräußerten Pfänder, nad) Be— 
richtigung ihrer Schufd an das Berfagamt, hinausbezahlt werben; 

d) endlich auch diejenigen Urkunden, weldye der Schuldner, wenn 
der Pfandſchein in Berluft gerathen ift, zur Zurüderlangung des Pfandes, 
oder bed nach Tilgung der Schuld erübrigenden Kaufpreiſes besfelben, bei 
der Leihanſtalt beizubringen hat. 

Diefe Begünftigungen haben nur jenen Leihanftalten und Berfag: 
Ämtern zu Theile zu werben, welche als derlek Hilfsanftalten für bie 
dürftigen Volksclaſſen, mit Genehmigung ber competenten Behörde förm⸗ 
lich conftituirt find, 

Da bie Berfagämter in Wien, Prag, Klagenfurt und Gräg als 
öffentliche nicht dotirte Anftalten ſich darftellen,, fo werden biefelben, dem 
im Eingange angedeuteten Grundfage gemäß, auch als folde im Stäm«- 
pel zu behandeln fein. Sie werden nämlich ftämpelfrei fein im Berfehre 
mit den öffentlichen Behörden ; dagegen tritt die Stämpelpflicht ein bei 
gerichtlichen Vertretungen, rüdfichtli der von Privaten bei diefen Ver— 
fagämtern gemashten Eingaben, rüdfichtlich der ämtlichen Ausfertigungen 
infoferne biefelben überhaupt dem Stämpel unterliegen, und rückſichtlich 
der Ausſtellung privatrechtlicher Urkunden, infoferne nicht Die oben unter 
a. b. c. und d. angedeuteten Begünftigungen eintreten. 

Die Berfagämter in den Mailänder und Benetianer Gouvernenentd- 
Gebieten Dagegen, fo wie jene in Salzburg, Laibach, Capo d’Iftria, 
Norigno, Veglia, Pirano, Görz, Zara, Ragufa, Trient, Per: 
gine, Roveredo, Nogaredo, Arco, Nago und Ala erfcheinen “als 


Privatanftalten, und werden daher dem im Eingange aufgeftellten 


Grundfage gemäß, in ihrer inneren Geſchäfts-Correſpondenz, wie an⸗ 


dere Private, allerdings ftämpelfrei fein; fie werden dagegen tein Stäm- 


pel unterliegen bei ihren Eingaben an bie Behörden, bei gerichtlichen 
Bertreiungen, und bei der Auöftellung privatredtlider Urfunden, in 
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was immer für einer Form, infofern ihnen nicht bie oben unter a. b. 
c. und d. angebeuteten Begünftigungen zu Statten fommen. 

Die von dem Verfagamte in Wien. biöher genoffene Begünftigung, 
für die Stämpelgebühren einen jährlichen Paufchal:Betrag von 150 Gul- 
den entrichten zu dürfen, fo wie auch die von der Leihanftalt in Salzburg 
bisher genoffene Stämpelbefreiung haben aufzuhören, da in Beziehung 
auf die Testere in der Fundations- Lrfunde vom 5. Jänner 1747, von 
einer Stämpel- oder Steuerbefreiung nicht die Rede ift, und indbefon- 
dere der 37, Artifel diefer Urkunde nicht dahin verftanden werden kann, 
folglich fchon die bisherige Stämpelfreiheit nur auf einer irrigen Ausle- 
gung diefer Urfunde und auf einer unrichtigen Borausfegung eines Pri: 
vilegiums berubte, 

Für das Wiener Verſatzamt wird die Behandlung nad den voraus- 
geſchickten Beftimmuugen dann einzutreten haben, wenn die Zeit abge= 
laufen fein wird, für welche dasfelbe das oben erwähnte Pauſchale be⸗ 
reits bezahlt hat. 

Die mährifch-fchleftfche Leihbanf endlich ſtellt ſich als eine Privat- 
anftalt dar, und ift im Stämpel als folche zu behandeln. Die Stämpel- 
begünftigung, welche ihr für alle unmittelbar gerichtlich oder außerge- 
richtlich verhandelten Gefchäfte bei ihrer Mebertragung an die mährifchen 
Stände allerhöchften Orts zugeftanden wurde, wird jedoch, ald ein Pri« 
vilegium, aufrecht erhalten, mit Befchränfung auf jenen Umfang, der 
in dem Privilegium auf das Beftimmtefte vorgezeichnet iſt. 

In Folge deffen kann dem Einfhreiten des mährifch-ftändifchen Lan— 
ded:Ausfchuffes , in fo ferne dasfelbe die Aufrechthaltung der Stämpel- 
freiheit des mit dem Leihamte verbundenen Zeitungsamted in Brünn be— 
zwedet, feine Folge gegeben werden; vielmehr wird dieſes Zeitungsamt 
in allen feinen Gefchäften den allgemeinen Beftimmungen des St. u. T. 
Gef. unterliegen, da nad) dem Wortlaute des 10. Abſatzes des biesfäl- 
ligen allerhöchſten Privilegiums die Befreiung vom Gebraude ded Stäm— 
pelpapiered nur für die unmittelbar gerichtlich oder außergerichtlih ver: 
bandelten Leihbank-Geſchäfte bewilliget wurde, und die Verbindung bed 
Zeitungsamtes mit der Leihbank einen Anfpruch des erfteren auf die Stäm⸗ 
pelbegünftigung der letzteren nicht begründen kann. 

Nach diefen Beftimmungen find die in der Manipulation der Ver: 
fagämter und Leihanftalten, fo wie in jener der mährifchefchlefifchen Leib: 
banf, und des mit berfelben verbundenen Zeitungsamtes vorkommenden 
einzelnen Urkunden und Schriften zu beurtheilen. (Hofkd. vom 12. Februar 
1843, 3. 53,493.) 

35) Das in Lemberg befindliche Leihamt ift als ein Privat-Inftitut 
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zu betrachten, welches als Hilfsanftalt für die bürftigen Volkselaſſen, 
mit höherer Genehmigung beſteht. Es ift demnach auch als folched im 
Stämpel zu behandeln, alfo ftämpelfrei in feiner inneren Eorrefpondenz, 
infofern es Private überhaupt find, und ftämpelpflichtig, wenn es 
Eingaben bei den Behörden überreicht, bei gerichtlichen Vertretungen, und 
bei der Ausftellung privatrechtlicher Urkunden, in was immer für einer 
Form, infoferne nicht die, in dem obigen Decrete, unter a, b. c. und 
d, angedeuteten Begünftigungen eintreten. 

Hiernach find die, in der Manipulation des gedachten Leihamtes 
vorkommenden einzelnen Schriften und Urkunden zu beurtheilen, und bie 
Unterbehörden anzumweifen. (Hoftd. vom 25. April 1843 , 3. 13,081.) 

c 


Perfonen, weldefeine Begünftigung genießen. 
Allgemeine Beftimmungen für gemeinnügige Privat-Anſtal— 

ten und Fonde, 

a) Diejenigen Fonde und Anftalten, welche nicht unter der unmittelbas 
ren Berwaltung des Staates ftehen, alfo Privatfonde und Anftalten, — ihre 
Zwecke und Namen mögen von was immer für einer Art fein,ald Armen-An= 
falten, Armenhäufer, Berforgungs-Anftalten, Spitäler, Bruderfchaften,, 
Spar⸗Caſſen, Handeld- und Transportö=Bereine u. ſ. w. unterliegen der in 
dem Öefege im Allgemeinen ausgefprochenen Stämpelpflicht, danach $. 1. ſo⸗ 
wohl phufifche als moralifche Perfonen dem Gefege unterworfen find, und 
die in ber Frage ſtehenden Anſtalten unter die Ausnamen des $. 85, nicht: 
fallen. (Hofkd. vom 20. October 1840, 3. 41,287.) 

b) Die Armen-Inftitute folgen rückſichtlich der Stämpelbehanblung, 
ber allgemeinen Regel, da binfichtlich derfelben im St, u, T. Gef. eine 
Ausname nicht vorhanden ift. 

Es wird fi) daher bei der Beantwortung der Frage, ob die Duittun= 
gen über Geldbeträge, welche in ein Armen-Inſtitut einfließen, der Stäm- 
pelpflicht unterliegen, in jedem einzelnen Falle darum handeln, zu ent- 
ſcheiden, ob in Folge der allgemeinen gefeslichen Beftimmungen einer 
folgen Quittung, nad) der Beſchaffenheit des concreten Falles, die Stäm— 
pelfreibeit zufteht. (Hofto. vom 2. Zänner 1843, 3. 48,929.) 

Insbefondere wurden mit den Gefuhen um gänz— 
lie oder theilmweife Befreiung abgewieſen: 

c. Wohlthätige Anftalten. 
In Böhmen: 
Das Prager St. Bartholomäi Armenhaus 1). 


1) Seine Majeftät haben gu Folge der allerhöchſten Ent: 
fhließung vom 25. Februar 1841 die für das Prager St, Bar- 
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Der Prager Privat-Berein zur Unterflügung der Hausarmen ?).- 
Das Prager Privat-Erziehungs- und Heil-Inſtitut für blinde Kin- 
der und Augenfranfe 3). 
Das Prager Privat-Taubitummen-Inftitut 9). 
Der Verein zum Wohle entlaffener Züchtlinge in Böhmen >). 
Im Küfenlande: 
Das Triefter Haupt-Armen-Inftitut ©). 
In der Lombardie und Benedig: 
Die Commiffion der öffentlichen Wohlthätigkeit in Venedig 7). 
Die iſraelitiſcheCultus⸗ und Wopfthätigkeits-Commiffion inDMantua®). 





tholomäi Armenhaus angefprohene Zar: und Stämpelbefreiung nicht 
zu bewilligen geruhet. cHoftd. vom 4. März 1841, 3. 9385.) 

2) Dem Geſuche des Prager Privat:Bereines zur Unterflügung der Haus: 
armen um Zar: und Stämpelbefreiung kann nicht willfahrt werden. 
cHoffd.vom 11. Februar 1842, 3. 3929.) | 

5) Dem Geſuche des Privat:Erziehungs: und HeilsInftitutes für blinde 
Kinder und Augenkranke in Prag um Bewilligung der Stämpelfrciheit 
kann nicht willfahret werden, (Hoftd. vom 12. Februar 1842, 3. 4985.) 

4 In Folge der allerhöchſten Entfhliegung vom 10. Mai 
1841 ift das Prager Zaubftummen:Privat-Inftitut nach den Beſtim⸗ 

“mungen des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1340 zu behandeln, und 
e8 wird demfelben eine befondere Ausname nicht zugeftanden, CHoftd, 
vom 15. Mai 1841, 3. 19,981.) 

5) In Gemäßpeit der allerhöchſten Entfhließung vom 21. 

September 1541 ift das Geſuch der Direction des Vereines zum 
Wohle entlaffener Züchtlinge in Böhmen um einige Begünftigungen in 
Anfehung der Anwendung des Stämpeld auf die von ihr ausgeftellten 
Urkunden abweislich zu erledigen, und es hat die Behandlung diefer 
Urkunden und Schriften nad tem St. u. T. Geſ. vom 27: Jänner 1840 
Statt zu finden. (Hofkd. vom 46. October 1841, 3. 39,538.) 

6) Das Trieſter Haupt-Armen. Inftitut unterliegt, ald eine Privat - An- 
ftalt den Beftimmungen des ©t. u. T. Gef. vom 27. Zänner 1840. 

cHoftd, vom 3, Juni 1841, 3. 16,524.) 

7) Dem Geſuche ter öffentlichen Wohlthätigkeit in Venedig um eine aus: 
namsweife Stämpelbefreiung wird feine Folge gegeben. Hiernach find 
von den vortommenden Urkunden und Schriften nur jene flämpelfrei 
zu behandeln, welchen tie Stüämpelfreipeit fchon nach dem Gejege zu: 
kommt, und welche ſich insb-fondere unter die 58. 64. 3. 16, und 65. 
8. 3. (Text ded St. wu. 8. Gef. für die I.» Provinzen) fubfumiren 
laſſen. cHoftd. vom 19. Februar 1842, 3. 5690.) 

8, Tem Geſuche der ifraelitifhen Gultus: und Wohlthätigkeits:Gommif: 

ſion in Mantua um die fernere Bewilligung der von ihr früher genof: 
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Dad weiblihe Waifenhaus in Berona 9). 

In Mähren und Schleſien: 
Die Armen-Inftitute überhaupt 19). 
Der Brünner wohlthätige Männerverein 11). 
Das Iglauer Armen-Inſtitut 12). 
Die ſchleſi ſchen Wai Waiſen⸗Inſtitute 43). 


ſenen Stämpelbefreiung kann nicht willfahret — (Hofkd. vom 
1, Jali 1841, 3. 2410.) 

9 Das Gefuach der Adminiſtration des weiblichen Waiſenhauſes in Verona 
um Befreiung vom Gebrauche des Stämpels iſt in Gemäßheit der 
allerhöch ſten Entfhliefung vom 26. Februar 1842 zu: 
rückzuweiſen. cHoftd. vom 24. März 1812, 3. 9661.) 

40) Dem Antroge auf Stämpelbefreiung der Armen-Inſtitute in Mähren 
und Schlefien, kann keine Folge gegeben werden, (Hoftammer-Deeret vom 
28. Juni 1842, 3, 14,379.) 

44) Das Geſuch des Brünner wohlthätigen Männervereined um Stämpel⸗ 

befreiung ift zurückzuweiſen. cHoftt. vom 22 Nuguft 1812, 3. 27,795.) 

42) Dem Gefuche des Iglauer Armen: Inftitutes um Befreiung vom Ges 
brauche des Hefeglichen Stämpels ift Feine Folge gegeben worden, (Hoftd. 
vom 19. November 1842, 3. 41,970,) 

15) Bei den fchlefifchen Waifen: Inftituten kann keine Ausname von den 
allgemeinen Stämpel: Borfohriften weder hinfichtlic der Verpflegs⸗ 
Gontracte, noch den fonft bei diefen Anftalten vorfommenden Urkunden . 
und- Schriften Statt finden, Die entgegengefeste Beftimmung des 
Gubernial:Sireulars vom 11. Jänner 1787 ift Daher als aufgehoben zu 
betrachten ; indeffen geftattet man, daß über die, diefer Erläuterung 
vorhergehenden Fälle eines unrichtigen Benehmens hinaudgegangen 
werde. cHoftd, vom 1. März 1843, 3, 53,755.) 

Da diefe Waifen » Inftitute Privatanftalten find, bei denen, wie 
bereitö mit dem hierortigen Decrete vom 41. März 1843, 3. 53,755 
bekannt gemacht wurde, keine Ausname von den allgemeinen Stämpel- 
Borfchriften eintreten kann, was auch dem dortländigen Gubernium 

"von der k. k. vereinigten Hoflanzlei und wer allgemeinen Hofkammer 
erinnert wurde, fo kann von einer ämtlichen Ausfertigung und von 
off.eiofen ärztlichen Seugniffen und Zauffcheinen, fo wie von der Ans 
wendung des $. 81. 8 1., 5. u. 6. des St. u, 3. Gef. nicht die Rede 
fein; denn die Vefcheide, melde tie Verwaltung diefer Inftitute an 
die Parteien hinausgibt, find keine Ausfertigungen eines öffentlichen 
Amtes oder einer öffentlichen Behörde, und die Beugniffe des Pfarrers 
oder des Arztes find Beine Eingaben, die bei einem öffentlichen Amte 
oder einer öffentlichen Behörde gemacht werden, eben fo wenig, als 
ſolche, bei einer Privatanftalt vorgebrachte Beugniffe eine Verhandlung 
zwifchen öffentlichen Behörden genannt werden können. 
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Das mährisch - fchlefifhe Taubitummen: und Blinden = Inftitut 1%), 
In Nieder-Defterreid: 

Der Berein der adeligen Damen zur Beförderung des Guten und 
Nützlichen 19), | 

Das Armen-Infitut zu Oberhauzenthal 16). 

Das Blinden-Inftitut in Wien 17). 

Sn Steiermark: 
‚Der Gräser Armenverein 18), 





Es werden daher die fogenannten Befcheide, wenn fie die Stelle 
von Verträgen vertreten, und die ärztlichen Beugniffe und Tauffcheine, 
mit dem für derlei Urkunden vorgefchriebenen Stämpel zu verfehen fein, 
cHoftd, vom 27. Juni 1844, 3, 21,859.) 

414) Bei dem Anfuchen des Guratoriums des mährifch = fchlefifchen Taub⸗ 
ftummen: und Blinden-Inftitutes um Beftätigung der Stämpelfreiheit 
der IntereffensQuittungen diefer Anftalten, und um Ausdehnung die- 
fer Begünftigung auf die Quittungen derfelben Anftalten über die 
ihnen zufließenden Beiträge, handelt es ſich um eine Stämpelbefreiung, 
welche nicht auf einer befonderen Bewilligung beruht, fondern in Folge 
des Stämpelgefeged vom Jahre 1802 beftanden hat, und in dad neue 
St. und T. Gef. nicht aufgenommen worden ift. Diefes Anſuchen 
wird daher zurückgewieſen. cHoftd. vom 25. October 1840, 3. 40,121.) 

15) Dem Gefuche des Vereines der adeligen Frauen zur Beförderung des 
Guten und Nüglihen um Beftätigung der bisher genofjenen Stäm— 
pelbefreiungen wird in Gemäßheit der a. b. Entfhliefung vom 
21. September 1341 nicht willfahret, und ift der Verein bezüglich 
auf die Stämpelpflichtigfeit der audgeftellten Urkunden und Schriften 
nad) dem St, u, 3, Gef. vom 27. Jänner 1840 zu behandeln. (cHof- 
kammerdecret vom 16. October 1841, 3. 39,504.) 

46) Die Intereffen: Quittungen ded Armen:Inftitutes zu Oberhauzenthal 
unterliegen, da das neue St. u, 3. Gef. die Stämpelfreiheit folcher 
Quittungen nirgends ausfpricht, allerdings dem gefeglichen Stämpel, 
(Hofkd. vom 2, December 1841, 3. 35,993.) 

47) Das Anſuchen der Direction des Wiener Blinden-Inftitutes um Etäm: 
pelbefteiung der Quittungen über die Intereffen von feinen Fonds— 
Gapitalien ift abweislih zu erledigen. (Hoftd. vom 10. October 1841, 
3. 35,480.) 

48) Dem Gefuche des Gräger Armen-Vereines um Zugeftehung der Stäm⸗ 
pelbefreiung der von ihm in Armenverforgungs-Angelegenheiten aus— 
zuftellenden Urkunden und Schriften, wird Feine Folge gegeben. cHof- 
fammerbeeret vom 26. Mai 1841, 3. 19,618,) 

Dem Gefuche des Armenverforgungs : Vereines zu Grätz um Be— 
freiung von der Stämpelpflicht bei den von demfelben in Armen-An⸗ 
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In Tirol: 
Die Wohlthätigfeits-Anftalt in Trient 19); | 
Die Direction in Armenfachen zu Innsbruck und die Congregazione 
di caritä zu Roveredo 20); 
Die Vertreter der Armen-, Kranfen= und Wohlthätigleits ⸗Anſtalten zu 
Innsbruck, Bogen, Trient und Roveredo 4). 
d) I Consorzj di utenti d’aqua. Ueber die Frage, wie die 
consorzj di utenti d’aqua, bezüglich der Stämbelpflichtigfeit der von 





gelegenheiten auszufertigenden Urkunden und Schriften wird in Folge 
a. h. Entfhliefung vom 11. Juni 1842 keine Folge gegeben. 
cHoftd. vom 16, Juli 1842, 3, 35,479,) - 

19) Die Stämpelbefreiung für die Wohlthätigkeitö:-Anjtalt zu Trient beruhte 
auf keiner befonderen Bewilligung, fondern fie hat in Folge des Stäm: 
pelgefeßes vom Jahre 1802, und größtentheild in Folge einer fehr 
ertendirten Auslegung. des $. 12. lit. d. desfelben beftanden, und ift 
in dad neue St. u. 3. Gef. nicht aufgenommen worden. 

Die Reclamation diefer Stämpelbefreiung ift daher zurückzuwei⸗ 
fen, da bei der Kundmachung des oben erwähnten neuen Geſetzes nur 
in Anfehung der in diefem Gefege nicht zugeftandenen,, auf befondern 
Bewilligungen beruhenden Stämpelbefreiungen oder Begünftigungen, 
zum Behufe der Prüfung und Beftätigung derfelben,, zur Nachweifung 
ihres Ziteld aufgefordert wurde, die Befreiungen alfo, welche ſich 
auf Eeine befondern Bewilligungen gründen, und nicht als befondere 
Ausnamen von den früheren Gefegen bewilligt wurden, fondern in 
diefem Gefese felbit und in feinem Syſteme lagen, von diefer Prüfung 
und Beftätigung audgefchloffen, und durch ihre Nichtaufname in das 
neue Geſetz bereits aufgehoben ſind. (Gofkd. vom 25. October 1840, Zahl 
39,506.) 

20) Der Direction in Armenfachen in Innsbrud und der Congregazione 
di caritä in Roveredo wird eröffnet, daß dem Gefuche um Stämpelbe- 
freiung der Quittungen von den Intereffen der Gapitalien des Armen 
Snftitutes der Gongregation, für die Zeit, wo das Stämpel- und Zar: 
gefes vom 27. Jänner 1840 in Wirkfamkeit trat, nit willfahret 
wurde; indem die früher nad) dem Stämpel= Patente vom 5. October 

2, $. 12. lit. d. dafür beftandene Stämpelbefreiung durch ihre 
Nichtaufname in das neue Geſetz aufgehoben ift, CHoftammer-Präfibial- 

Decret vom 30, Detober 1840, 3. 5561.) - 

21) In Gemäßpeit der a. h. Entſchließung vom 5. März 1842 ift 
dem Gefüche der Vertreter der Städte Innsbrud, Bogen, Zrient und 
Roveredo um Stämpelbefreiung der Armen, Kranken: und Wohlthä⸗—⸗ 
tigkeits⸗ — keine Folge zu geben. Sof, vom 28. April 1842, Zahl 
40,357,) 
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ihnen vorgenommenen Acte zu behandeln ſeien, iſt von der k. k. allgemei⸗ 
nen Hoffammer, nad gepflogenem Vernehmen mit ber k. k. vereinigten 
Hoffanzlei, in folgender Art entfchieden worden: | 

Da diefe Gefellfchaften mit eigenen Mitteln und Kräften, und nach 
eigener Einficht, wenn gleich unter Ueberwachung der Behörden, den 
ſelbſtgewählten Zweck eines gefteigerten Bodenertrages, mittel zweckmä— 
Biger Bewäfferung im gemeinfchaftlichen Intereffe der Theilnehmer bera⸗ 
then und verfolgen: fo find fie, in Bezug auf die Stämpelgebühren, fo 
zu behandeln, wie alle anderen phyſiſchen und moralifchen Perfonen, 
denen im Stämpelgefege, oder mitteljt Privilegiums, eine befondere Bes 
günftigung nicht zuerfannt iſt. 

Sie werden alfo bei Eingaben an bie Behörden Hämpelpflichtig 
fein, wenn es nicht Eingaben find, die diefen Gefellfchaften zu ämtli— 
chen Zwecken von den Behörden abgefordert werben ($. 64. 3. 1., 2. 
des St. u. T. Gef. italien. Textes). 

Eben fo werden ſich biefe Geſellſchaften bei der Ausftellung privat- 
rechtlicher Urfunden, fo wie bei gerichtlichen Vertretungen, des geſetz⸗ 
lichen Stämpel® zu bedienen haben. 

Dagegen wird die Geſellſchaft in ihrem eigenen Geſchäftsverkehre, 
rücfichtlich ihrer Correfpondenzen u. f. w. ftämpelfrei fein, infoferne es 
jeder andere Private ift, fo wie auch die Gefuche, die bei der Gefell=. 
fihaft in ihren Angelegenheiten überreicht werden, dem Stämpel nicht 
unterliegen. (Hoftd, vom 13. Aprit 1843, 3. 11,299, an die lombardiſch⸗ve⸗ 
netianifchen Gameral: Magiftrate.) 

e) Die Inftitute der englifihen Fräulein haben in Folge 
der a. h. Entfhliegung vom 1). Juli 1841 feine befondere 
Stämpelfreiheit zu genießen, (Hofkd. vom 16. Auguft 1841, 3. 29,514.) *) 

f) Die Gemeinden find in Communal = Angelegenheiten unter 
den Begriff einer moralifchen Perfon, und zwar einer Privatperfon zu 





*) Mit dem Hoflammerdecrete vom 14. December 1840, 3. 44,372, wurde 
über Einfchreiten der niederöfterr. Landfhaft um die Geftattung, daß 
auch ferner bei dem niedecöfterr. fländifchen Obereinnehmer : Amte noch 
folgende Urkunden ungeftämpelt angenommen und ausbezahlt werden 
dürfen, der k. k. niederäfterr. Sameral: Gefüllenverwaltung bedeutet: 
daß die Quittungen über die Beköftigungsbeiträge der ſechs Zöglinge im 
englifchen Fräuleinftifte zu St. Pölten, die von der dortigen Obervor: 
fteherin ausgefertigt werden, zu Folge des $. 1. des St. u. T. Gefeges, 
infoferne die Anftalt eine befondere ausnamöweife ennens nicht 
nachzuweifen vermag, dem Stämpel unterworfen find. 
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fubfumiren. Ihre Eingaben bei den Behörden find, in nicht gerichtlichen 
Angelegenheiten, nach dem vierten Abfchnitte des erften Theiled des Gt. 
u. T. Gef. zu behandeln. (Hofkd. vom 30. December 1842, und vom 1, Jän⸗ 
ner 1843, 3. 46,457 und 46,466.) 

g) Die Gemeinden und Klöfter der Religiofen: 

1. In Gemäßheit der a, h. Entfhließung vom 2. Novem— 
ber 1841 kann dem Anfuchen um Befreiung der Wohlthätigfeitd - An- 
falten ded Ordens der barmberzigen Brüder vom Gebrau— 
he des Stämpels Feine Folge gegeben werden, (Hofkd. vom 30. Novem- 
ber 1841, 3. 45,279.) 

2. Die Stämpelbefreiung, welche die Oberin des Tefchner Eli— 

fabethiner-Drdens aud während der Wirffamfeit des neuen St, 
u. T. Gef. anſucht, beruht auf feiner erweislichen befondern Bewilli— 
gung , fondern fie hat im Grunde der frühern Stämpelvorfihriften be— 
fanden. Da mit dem Eintritte der Wirkfamfeit des St, u. T. Gefeged 
vom 27. Jänner 1840 alle vordem beftandenen Beftimmungen über die 
Stämpelgebühren aufgehoben wurden, fo ift jened Gefud abweielich 
zu erledigen. (Hoftd. vom 17. Februar 1841, 3. 4298.) 
3. Zu Folge a, h. Entfhließung vom 3. Detober 1841 
it das Gefuh ded Provinzial der Sranciscaner Provinz 
di S. Girolamo in Dalmatien um Aufredhthaltung der yon feinem 
Orden feit dem Jahre 1802 genofjenen Stämpel- und Tar = Befreiun: 
gen, fowohl rüdfichtlih der Bitte um Befreiung von dem Urfunden: 
und Schriftenftämpel, als hinſichtlich jener um Aufrehthaltung der bis- 
ber genofjenen Befreiung für die Kalender und Direetorien abweislich 
zu erledigen. (Hoftd. vom 16. October 1841, 3. 41,108.) 

4. Zu Folge a. h. Entfhließung vom 24. September 
41841 ift das Gefuch des Provinzials der Francidcaner in 
Ragufa um Bewilligung der Fortdauer der von dem genannten Drden 
vor der Wirffamfeit des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 genof« 
fenen Stämpelbefreiungen abweislich zu beſcheiden. (Koftd. vom 16, Des 
tober 1841, 3. 39506.) 

5. Zu Folge a. h. Entfhließung vom 5. November 1842 
it dem Gefuche ded Provinzials der Franciscaner Süd-Ti— 
rol s um bie Stämpelfreiheit der dortländigen Mendicanten-Klöfter Feine 
Folge zu geben. Uebrigens find Duittungen über Almofen ſchon nad 
dem St. u. T. Gef., $. 81. 3. 21., flämpelfrei, und auch die gefeg- 
liche Begünftigung eben dieſes 8. 81. 3. 11. kann unter ben bort aus⸗ 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 22 — 
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gedrüdten Bedingungen den Mendicanten:Klöftern zu Statten fommen, 
(Hofkd. vom 11. November 1842, 3. 46,865-) 

6. Die Quittungen, welche die Mendicanten-Riäfer über 
die ihnen aus dem Religionsfonde erfolgten Dotationd-Beträge ausſtel⸗ 
Ien, unterliegen dem Stämpel, da in dem St, u. T. Gef. diefe Quit- 
tungen unter den vom Stämpel befreiten Urkunden nit aufgenommen 
find. (Hoftd, vom 29. Auguft 1842, 3. 31,695.) 

7. Die Quittungen des Provinziald der niederöfterrei- 
hifhen Piariften über die jährlichen Beiträge der niederöfterrei- 
chiſchen Stifte zur Unterhaltung des Piarijten - Collegiumd und bezie⸗ 
hungsweife der philofophifchen Lehranftalt zu Krems, unterliegen nad) 
den allgemeinen Beftimmungen des $. 9, des St. u. T, Geſetzes dem 
Stämpel; da der Piariften- Drden für fid feine befondere Befreiung 
vom Gebraude Ted Stämpeld genieft, und den dießfälligen Quittun— 
gen auch feine in dem Gefese enthaltene Begünftigung zu Statten fommt. 
(Hoffd. vom 20. Jänner 1842, 3. 45,881.) 

8. Dem zurüdfolgenden Geſuche des böhmifhemährifhen Kapu— 
ziner-Ordend-Provinzials um Stämpelbefreiung fann feine 
Folge gegeben werden. (Hofkd. vom 23. December. 1842, 3. 46,974.) 

9) Die von dem Klofter der Serpitinen in Arco früher 
genoffene Stämpelbefreiung ihrer Duittungen über die halbjährig zu 
behebenden Dotationd = Beiträge aus dem Aerar, gründete fi auf die 
fehr ausgedehnte Auslegung des $. 12. lit. c. des beftandenen Stäm- 
pelgefeged vom Jahre 1802. Da nun diefe im Spfteme bes früheren 
Stämpelgefeged gelegene DBegünftigung in das biepfälfige neue Gefet 
nicht aufgenommen wurde, fo folgt hieraus von felbft, daß diefelbe als 
aufgehoben anzufehen ift. (Hofkd. vom 17. November 1840, 3. 45,589.) 


h)1.DieKirhenverwaltungen find in Bezug auf den Stäm- 
pel nicht als öffentliche Anftalten oder Aemter zu betrachten, da das 
Kirchenvermögen ein Privat-Eigentbum der Kirche ift, das nad den 
fpeciellen Zweden feiner Beftiftung und Widmung adbminiftrirt, und 
wenn auch von der Staatöverwaltung beauffichtiget, doch nicht von ihr 
unmittelbar ald Stantövermögen oder ald ein öffentliched Gut mittelft 
Öffentlicher Beamten verwaltet wird, 

Die Kirchenverwaltungen Maria Maggiore und Maria del Soc- 
corso (zu Trieft) werden daher, wie andere Verwaltungen irgend eines 
Privat-Bermögens rüdfihtlih des Stämpeld zu behandeln fein, wobei 
noch insbefondere zu bemerken ift, daß felbft, wenn biefe Kirchenver- 
waltungen auch wirklich als öffentliche Aemter oder Anftalten zu betrach⸗ 


* 


8. 85. C, h. 2. 3. i. 339 


ten wären, ber Umſtand, daß fie eine Unterſtützung aus dem Staatd- 
fhage, oder aus einem Öffentlichen Fonde erhalten, noch nicht hinrei— 
chen würde, fie den öffentlichen, aus den Finanzen botirten Fonden und 
Anftalten gleich zu halten, da Beiträge, Unterftügungen, Paufchalien 
und dergl. noch feine ‚eigentlichen Dotationen aus den Finanzen find, 
die auf die Stämpelfreiheit Anſpruch geben, worunter nur jene Zufchüffe 
verftanden werben fünnen, bie in Folge der auf die Finanzen übertra- 
genen Berbindlichfeit, für die Bidürfniffe der Anftalt, um bie es ſich 
handelt, zu forgen, und ihre Abgänge an Gaffamitteln zu deden, aus 
den "Finanzen erfolgt werben. 

Ebenfo kann das Zriefter Domcapitel unter den Begriff eine 
öffentlichen Amtes bezüglich auf den Stämpel nicht gereihet werden, und 
es iſt dießfalls wie andere geiſtliche Vereine und Corporationen zu bes 
handeln. Auch kann deſſen geſtiftete Dotation und der Congrua-Beitrag 
* als Dotation aus den Finanzen angeſehen werden. (Dofkdeer. vom 

. December 1841, 3. 43,962.) 

2. Die aus dem Qurateld- Berhältniffe und aus der das Beſte 
der Ahftalten bezielenden Ueberwachung der Gebahrung der Kirchen⸗ 
und Schulgebäude entfpringenden Gefuhe der Seelforger wegen Elozi— 
rung oder Auffündigung der Kirchen- und Armen-Inftitutd-Capitalien 
und um Obligationd:Umfchreibung find dem gefeglichen Stämpel unter- 
worfen. (Doftd. vom 30. December 1341, 3. 53,831.) 

3. Die in den 68. 68. und 73. (85. und 90, deutfcher Tert) des 
St. u. T. Gef. vom Jahre 1840 den Armen gewährte Stämpelbefreiung 
in ihren Nechtsangelegenheiten, kann auf moralifche Perfonen überhaupt 
und namentlich: Kirchen » Verwaltungen nicht ausgedehnt werden. Für 
legtere werben entweder Patrone oder Gemeinden oder öffentliche Fonde, 
welche nach den Landesgeſetzen für die Bedürfniffe ſolcher Inftitutionen 
zu forgen haben, die Mittel zur Deckung, daher auch zur Beflreitung 

der Gerichtögebühren herbeizufchaffen haben. 
In diefem Sinne hat das den $. 73. ($. 90. deutfcher Tert) des 
St. G. erläuternde Circulare vom 1, September 1840 (3743 — P.P.) 
das Armenrecht auf Individuen befchränft, deren Einfommen nicht größer 
als der übliche gemeine Taglohn ift, und Ältere Borfchriften, welche 
Anderes verfügten, find ald aufgehoben zu betrachten. (Hofk. Deeret vom 
1. März 1843, 3. 20.) 

DD Pupillen. Das St. u. T. Gef. ändert nicht die Manipula= 
tion in der Verwaltung des Pupillar: und Wa ifen-Bermögens, fondern 

a” 
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diefe hat fi) nad) den hierüber beftehenden POkNEn und Juſtiz⸗Geſetzen 
zu regeln. 

Dem Bermögen von Pupilfen oder Waifen fommt fübrigens in 
Berug auf deren Verwaltung und die dießfalls vorgefchriebene Ma— 
nipulation ‚feine andere Begünſtigung zu, ald welche demfelben durch 
das St. u. T. Gef. ausdrüdlich eingeräumt wird. (Hofkd. vom 9, Zuli 
1841, 3. 19,270.) 

k) Schulen. Die Schul Errichtungs = Urkunden ohne Unterfchied 
folgen den allgemeinen Beftimmungen des St. u. T. Gef. und find 
ftämpelpflichtig; indem eine Ausname zu Gunften dieſer Urfunden in 
dem St. u. T. Gef. nicht enthalten ift, und die früher beftandene Be— 
günftigung durch das St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 aufge- 
hoben wurde, (Hofkd. vom 28. März 1843, 3. 5993, und früher vom Juli 
1842, 3. 22,491. In Abſicht auf tie Schulbautichkeiten f. $. 84. F. a.) 

D Stiftungd-Angelegenbeiten. (Siehe tas zu $.7. unter C. 
65. angeführte Hofko. vom 5. September 1844, 3. 31,180.) 

m) UrbarsBereitung. Auf die Bitte der deutfihen Ritter- 
ordens-Nentenverwaltung um Zugeftebung ber Stämpelfreiheit für bie 
in der Urbar-Bereitung aufzunehmenden Faffionen und Verträge wird 
bedeutet, daß ed nicht in der Macht der allgemeinen Hoffammer Liege, 
diefen Urkunden die früher zugeftandene Stämpelfreiheit, welche durch 
das neue St. u. T. Gef. aufgehoben ift, aufrecht zu erhalten. (Hoftd. vom 
4. März 1841, 3. 1087. ©. $. 81. 46.) 

n) Berlaffenfhaften. Aus Anlaß der vorgefommenen Anfrage, 
ob das neue St. u. T. Gef. auch auf Berlaffenfchafts - Abhandlun- 
gen ,. die vor dem 1. November 1840 begannen, und deren reiner Activ- 
Stand 100 Gulden C. M. nicht überfteigt, anzuwenden fei? — wurde bes 
ſchloſſen, daß derlei Berlaffenfchaften, infoferne es fihb um Acte han- 
delt, die während ber Wirkfamfeit des neuen Gefeges vorfommen, Die 
frühere Stämpelfreiheit nicht mehr zu Statten fomme, fondern daß 
diefelben ganz nad den Beftimmungen des neuen Geſetzes hinfichtlich 
des Stämpeld zu behandeln feien. (Juſtiz-Hofd. vom 15. März 1842, 3.1522, 
und Hoffd. vom 28. April 1842, 3. 12,692.) 

Berlafienfchaften, welche 100 fl. nicht überfteigen, fann die Tar- 
und Stämpelfreibeit nicht zugeftanden werben. (Hofkd. vom 3. März 1841, 
3. 9677.) 

0) Zeitungs-Verleger. Die Quittungen und Scheine der 
Zeitungs =DBerleger über die Gelbbeträge, welcde für die Einfchaltung 
von Ankündigungen, Berfteigerungen, Berfäufen u. f. w. in bie Zei: 
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tung entrichtet werden, find ftämpelpflichtig; und es kann dem Anfuchen, 
diefe Scheine, wie bisher, ftämpelfrei zu belaſſen, Teile Folge gegeben 
werden, da fich diefe Freiheit auf eine durch das St. u. T. Gef. vom 
27. Jänner 1840 außer Wirkfamfeit gefegte fpecielle Borfchrift gründet. 
(Hofkd. vom 31. October 1840, 3. 42,471.) 


"8. 86. 


Die zum Militär-Stande und zum Militär: Körper 
gehörigen Perfonen genießen die Stämpelfreiheit: 

a. Rüdfichtlich aller Eingaben und Schriften, welche 
in den gerichtlichen Verhandlungen über'ihre der Ge: 
richtöbarkeit der Auditoriate bei ven Garden, Corps 
und Regimentern zugewiefenen Nechtöftreitigkeiten 
vorfommen, und 

b. Sn Anfehung der Quittungen und Empfangöbeltä- 
tigungen über jene Genüffe, welche fie vom Staate 
in ihrer militärifchen Eigenfchaft beziehen. 


Erläuterung zu $. 86, 


1. Den mit Referpations- oder PatentalsUrkunden verfehenen Invali⸗ 
den fommt nad) dem St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 eine Stäm- 
pelfreiheit nicht zu Statten; daher diefelben nach den allgemeinen Be: 
ftimmungen dieſes Gefeges zu behandeln find, (Hofkbeer. vom 5. December 
1541, 3. 45,879, und vom 16. Juni 1843, 3. 16,677.) 


Erlänterungen zu $. 86. a. 


2, Vermöge ded Kundmahungs-Patentes des neuen St. u. T. Gef. 
find alle früher beftandenen Stämpelgefege und Vorſchriften durch dieſes 
Gefes aufgehoben. Demnach fann auch die allerhöchſte Entſchließung 
som A, Mai 1835, durch welche der obligaten Militär-Mannſchaft 
für ‚die in ihren Privat-Angelegenheiten vor den vorgefegten Commans 
den zu führende Gorrefpondenz die Stämpel= und Portobefreiung bewil⸗ 
liget wurbe, bei der Entſcheidung der Frage: ob Eingaben und Schrifs 
ten über Rechtsangelegenheiten der obligaten Mannſchaft auch dann ſtäm— 
pelfrei feien, wenn fie vor andern, ald Militär-Gerichten verhandelt 
werden müffen, nicht mehr berufen, fondern biefe Trage muß nur nad 
dem erwähnten St. u, T. Gef. beantwortet werben. 
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In dem $. 86, lit. a. dieſes Geſetzes ift aber nur den Eingaben 
und Schriften der zum Militär-Stande und zum Militär-Rörper gehörigen 
Perfonen, welche in den gerichtlichen Verhandlungen über ihre der Ge— 
richtöbarfeit der Auditoriate bei den Garden, Corps und Regimentern 
zugewiefenen Rechtöftreitigfeiten vorfommen, die Stämpelfreiheit zugeftan- 
ben, die Eingaben über Rechtsangelegenheiten der obligaten Mannfdaft, 
wenn fie einer andern ald der Gerichtsbarkeit der Auditoriate zugewiefen 
find, und hiernach von antern ald Militär-Gerichten verhandelt werden, 
unterliegen daher dem Stämpel, welder für die Eingaben anderer Par- 
teien in denfelben Angelegenheiten vorgefchrieben ift. Auch werben bie 
Schriften über die erwähnten Rechtsangelegenheiten der obligaten Mann— 
fchaft nach den allgemeinen Borfchriften dem Stämpel zu unterziehen 
fein, wobei jedoch zu bemerken ift, daß vermöge des $. 81. Zahl 5. des 
Stämpel= und Targefeged alle.Erläffe, welche von einer Behörde an die 
andere ergehen, und vermöge desfelben Paragraphes, 3. 6, auch alle 
an Privat: Perfonen gerichteten Ausfertigungen öffentlicher Behörden, 
Aemter und Obrigfeiten, infoferne befondere derlei Ausfertigungen in 
diefem Gefege nicht ausdrüdlich dem Stämpel unterworfen find, die 
Stämpelfreiheit genießen, und diefe Beftimmungen daher auch der ob— 
figaten Mannfchaft in ihren Recht= Angelegenheiten, weldye bei an— 
dern ald Militär Gerichten verhandelt werden, zu Statten kommen. 
(Hofl. Note an den k. k. Hofkriegsrath vom 22, März 1841, 3. 587. — Allerhöchſte 
Entſchließung vom 14. December 1841, Hofkr. 3. 51,185.) 

3. Die Stämpelfreiheit, welche nad) $. 86. Buchſt. a. den Militär- 
parteien zufteht, kommt denfelben auch bei jenen Amtshandlungen zu 
Statten, weldye in einem Rechtsſtreite, auf Anfuchen eines Aubitoriates, 
vor einer anderen Behörde aufgenommen werden. (Hoftd, vom 12. Juli 1843, 
3. 50,071.) 

4. Die Anfiht, daß die von den Militär-Perfonen durch den Weg 
der politifchen Behörden überreichten Urlaubs-Geſuche, und die Gefuche, 
welche von deren Eltern, Bormündern oder Verwandten zu dem gleishen 
Zwede angebracht werden, nebft ihren Beilagen ftämpelpflichtig find, 
wird ald im Gefege gegründet erflärt, (Hofk. Note an bie k. k. vereinigte 
Hofkanzlei vom 7. Suli 1841, 3. 19,897.) 

5, Auf das Anfinnen, den Tauffcheinen und ärztlichen Zeugniffen 
für Söhne der obligaten Milittär-Mannfchaft, wenn fie mit den Gefuchen 
um Aufname berfelben in die Regiments : Erziehungshäufer beigebracht 
werden, zu diefem Behufe die bedingte Stämpelfreiheit zuzugefichen iſt 
von der k. k. allgemeinen Hoffammer erklärt worben, daß fich diefelbe 
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"feine Audname vom Gefeke erlauben fünne, zumal auch nad) ben frü- 
beren Beftimmungen, Taut der $$. 13. lit. a., und 20. des Stämpel-Pa- 
tente8 vom 5. Dectober 1802, und des Hofkammer-Erlaſſes vom 26. Jän⸗ 
ner 1804, 3. 28,742, sub 4., bei den Urfunden, von denen hier die Rede 
it, bie Stämpelpflicht eintrat, es fi) hier um eine, dem Manne zuzu: 
wendende Begünftigung handelt, und auch ben Givilparteien, in ähnli: 
hen Fällen, feine Stämpelfreiheit zufteht. Coftd. vom 13. Juli 1843, 
3. 17.505.) 


Erläuterungen zu |. 86., b. 


6. Es unterliegt in Anfehung der Quittungen der Militär: Weiber, 
Dfficierd = Frauen und fonftigen Angehörigen der auf der Escadre in der , 
Levante eingefchifften oder ſonſt von Venedig entfernten Marine-Indis 
viduen über die ihnen von ihren Männern oder Angehörigen ald Suften- 
tation zufließenden Gage- oder Löhnungs-Rückläſſe feinem Anjtande, 
daß diefe Quittungen infoferne tämpelfrei gelaffen werden, ald die Ma: 
rine-Individuen felbft, über deren Gage- oder Löhnungs-Rüdläffe und 
mit deren Bewilligung diefe Duittungen von ihren Frauen oder Ange— 
börigen audgeftellt werden, vermöge des $. 86. ded St. u.T. ©. für 
ihre Gage- oder Löhnungs-Quittungen die Stämpelfreiheit genießen. 
(Hofl,Decret vom 17. Auguft 1841, 3. 33,132. — Note der k. £, allgemeinen ‚Hof: 
kammer an ben k. k. Hofkriegsrath vom 22. März 1841, 3. 537.— Allerhöch ſte 
Entfhließungvom 14. December 1841, Hofkr. 51,185.) 

7. Die Quittungen in Betreff der Paufchalien, welde ben zum 
Haarſchneiden, oder Barbieren, oder zu anderen Verrichtungen comman⸗ 
birten Individuen des Mititärftandes, dafür aus dem Staatsfhage 
zufommen, find nad $. 86., Buchſtab b., ded St. u. T. Gefeged vom 
27. Jänner 1840, unbedingt ftämpelfrei. (Hofkd. v. 31. Det. 1343, 3. 36,330.) 

8. Die Empfangsbeftätigungen der Regimentd-Equipirungd-Commif- 
fion über Einlagen der Dfficiere in den Regiments : Equipirungsfond, 
und die Quittungen der Dfficiere über die, aus dieſem Fonde zurüder: 
haltenen Gage: Rüdläffe, oder dafür empfangenen Adjuftirungd-Gegen- 
fände, haben im Sinne der $$. 86. Buchſt. b., und 82,, 3. 3, des 
St. u. T, Gef, vom 27, Jänner 1840 die Stämpelfreiheit zu genießen. 
(Hofl, vom 12, September 1843 , 3. 27,250.) 

9. Die Quittungen der Gens d’armerie über die ihr für bie 
Einbringung von verurtheilten oder flüchtigen Perfonen ertheilten Prä- 
mien find dem Stämpel zu unterziehen, weil die Prämien feinen 

Theil der foftemifirten Genüffe jenes Wachkörpers bilden. (Hoftkd. vom 
6. April 1841, 3. 6926.) 
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‚10. Die Quittungen der Se über Genüffe und 
Bezüge aus ihrem Privatvermögen fünnen von dem in gewiffen Fällen 
nöthigen Legalifirungs-Stämpel nicht befreiet werden, da zu Folge des 
Stämpel- Gefeged vom 27. Zänner 1840 Legalifirungen, infoferne 
es fürmliche ämtliche oder gerichtliche Beftätigungen ber Unterfchrift oder 
bes Inhalte der Urkunde, und nicht etwa bloß Vidirungen oder Corami- 
firungen find, welche letztere dem Stämpel nicht unterliegen, und unter 
den Begriff der Legalifirung nicht fubfumirt werden können, als 
ſelbſtſtändige Acte zu betrachten, und jedesmal ftämpelpflichtig find, und 
zwar ohne Rückſicht, ob die Tegalifirten Urkunden an und für fi ftämpel: 
pflichtig find, oder nicht; und da überdieß in dem Kalle der Erhebung der 
Intereffen von ihrem in den Waifen - Gaffen Tiegenden Vermögen die 
Militär-Individuen faum einer befonderen Begünftigung bebürftig erfchet- 
nen, und ausnamsweife Zugeftändniffe, die im Stämpel fonft dem 
Militär in Berüdjichtigung feiner geringen Bezüge zugewendet find, 
dort nicht angedeutet fcheinen, wo dad Individuum eigened Vermögen 
beſitzt, und davon Intereſſen zu empfangen in dem Falle iſt. CHoft. Note 
an den k. k. Hofkriegsrath vom 6. Juni 1841, 3. 14,733.) 

S. 8. 7. O. 56. 


$. 87. 


Der Mannſchaft der Gränzwache und der Gefällen— 
wache wird die Stämpelfreiheit in Betreff der Quittun- 
gen und Empfangöbeftätigungen über jene Genüffe zu= 
geftanden, welche fie vom Staate in ihrer Eigenfchaft 
als Gränzwache oder ald Gefällenwache bezieht. 


Erläuterungen zu ſ. 87. 


1. Die der Gränz- und Gefällenwadh =» Mannfchaft nach dem St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, $. 87. zuftehende Stämpelbefreiung 
ift als Ausname firenge zu interpretiren, und fomit nur von den Quit- 
tungen und Empfangsd z Beltätigungen über die fyftemifirten Genüffe 
dieſer Mannfihaft zu verftehen, nicht aber auch auf die nicht fyftemifirten 
Bezüge, 3. B. Belohnungen, Aushilfen, Taglien u. f. w. auszubehnen. 
(Hoftd, vom: 12, Iänner 1841, 6. März 1341, und vom 20. Auguft 1541, 
Zahlen 48,197, 5233 und 34,134.) 

2. Die der Gränz- und Gefällenwad-Mannfchaft laut $. 87, des 
St u. T. Gef. zugeftandene Stämpelfreiheit erftredt ſich keineswegs 
auf die in den Ruheſtand verfesten Individuen diefer Anfalten, deren 
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Quittungen über ihre Ruhegenüſſe daher dem gefeslichen Stämpel - 
unterliegen, (Hoftd. vom 30. April 1341, 3. 7594.) 

3. Nach dem $. 87. find ftämpelfrei: Die Duittungen der Mann: 
ſchaft über a nachfolgend benannte Geld - und Natural = Ges 
nüffe, nämlih, ü 

1) Löhnungen, und Zuſchüſſe, 

2) ordentliche und außerordentliche Zulagen 

3) Ueberſiedlungsbeiträge, 

4) Meilen- und Zehrungsgelder, 

5) Löhnungs-Borfchäffe, 

6) Kleidungsitüde, 

7) Waffen, Rüftungsftüde, 

8) Munition und zur Ausübung des Dienftes überhaupt nöthige 

Gegenftände , 

9) Reluten-auf Kleidung, Quartier, Einrichtung und Pferbe-Un: 

terhalt, 

In dem Sinne eben diefed $. 87. find dagegen — 
die Quittungen der Mannſchaft über: 

1) beſondere Geldbelohnungen, 

2) Aushilfen, 

3) Contrebandantheile, 

4) Vorſchüſſe auf folche Antheile, 

5) Taglien und andere Zuflüſſe, und 

6) Quittungen über zurückerſtattete freiwillige Compagnie-Einlagen. 

Die Quittungen über Reiſe-Pauſchalien, Zehrungs-, Pferde-, Un— 
terhalts⸗ und Ueberſiedlungs⸗Beiträge oder Meilengelder der Commiſſäre 
und Obercommiſſäre der Gränzwache und der höheren Vorgeſetzten der Ge— 
fällenwache unterliegen nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen der 
Stämpelpflicht, da die indem 8.87. des St. u. T. Gef. zugeſtandenen Ber 
günftigungen ſich ausbrüdiih nur auf die Mannfchaft der Gränz: und 
Gefällenwache beziehen. 

Es werden daher die Quittungen biefer Individuen einer höheren 
Dienftes » Kategorie über die Reife = Paufchalien, infofern dieſe bie 
‚ Diäten nicht in ſich fließen, und fomit unter $. 81., 3. 25. als 
Reifenuslagen= Vergütung fubfumirt werben können, vom Stämpel 
frei fein. Dagegen werden die Duittungen über Zehrungs- und Leber» 
ſiedlungsbeiträge oder Meilengelver , dann über Pferbunterhalts - Pau: 
fchalien, welche Iegteren ‚nicht ald Reifenuslagen -» Vergütung in dem 
Sinne des 8.81. 3: 25. fubfumirt werben können, dem Stämpel unterliegen 
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Uebrigens verfteht es fih von felbft, daß aud die Dbern der 
Gefällenwahe fih nad den Beftimmungen des Unterrichtes über 
die Verpflichtungen, welche das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
fämmtlichen Öffentlichen Behörden und Aemtern auffggt, bei Uebername 
von Schriften und Urfunden der Gefällenwah- Mannfchaft zu benehmen 
haben, und daß die der Gränz- und Gefällenwach-Mannſchaft zugeitan= 
denen Begünftigungen auf die Gattinnen, Kinder und Dienftboten der= 
felben feine Anwendung finden, (Hofkd. vom 9. Februar 1842, 3. 48,463.) 

S. $. 81. 25. p. 

4. Der Zoll: und Dreißigſt-Aufſicht im Marmarofcher Comitate hat 
rückſichtlich der Genüſſe, welche fie aus dem Gränzwach-Verwaltungs⸗ 
Aufwande bezieht, dieſelbe Begünſtigung im Stämpel zu Statten zu 
kommen, welche in Folge des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
die Gränz: und Gefällenwad) - Mannfchaft anzufpredhen berechtiget ift. 

In Abſicht auf die Stämpelbehandlung der Duittungen der Cor— 
dons⸗Oberaufſeher über das jährliche Pferde-Pauſchale ift fih nach dem 
Gefege zu benehmen. (Hoftd. vom 12. Mai 1841, 3. 81:4.) 

5. Da bie Ef. Finanzmwade an die Stelle der früher beftandenen 
Gränz- und Gefällenwache getreten ift, fo haben bie auf die beiden 
genannten Wachkörper in dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
fich beziebenden Beftimmungen, fo wie die bezüglich auf die Stämpel⸗ 
pfliht der Gränz- und Gefällenwache ergangenen nachträglichen Erläu— 
terungen aud) für die Finanzwache Geltung. (Hoftr. vom 26. Sept. 1843, 
3. 33,742.) 

6. Die Quittungen der Finanzwach-Mannſchaft über Vorſchüſſe auf 
Befleidungsdbeiträge haben, da diefelben als Anticipationen auf Genüffe 
erfcheinen, welde den Individuen der Finanzwah-Mannfchaft in ihrer 
Eigenfhaft als folche zufommen, in Sinne des $. 87. des St. u. T. 
Gef. die Stämpelfreiheit zu genießen. 

Was die Quittungen ausgetretener Individuen der Wachmann⸗ 
ſchaft über Guthabungen an ihren Genüſſen anbelangt, fo find diefel- 
ben ftämpelfrei oder ftämpelpflichtig, jenahdem die Duittungen über 
die Genüffe felbft, an welden die Guthabungen entftanden find, im 
Sinne ded $. 87. des St. u. T. Gef. und des Hoffammer = Decreted 
vom 9. Februar 1842, 3. 48,453, die Stämpelfreiheit genießen oder 
nicht; ed werben daher die Quittungen über Guthabungen an Löhnun- 
gen, Zufhüffen, Zulagen ꝛc. ftämpelfrei, dagegen die Duittungen über 
Guthabungen an Strafantheilen, an freiwilligen Compagnie-Einlagen 
ꝛc. ftämpelpflichtig fein. (Hoftd, vom 8. Juni 1844, 3. 19,355.) 
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$. 88. 

Den Geſandtſchafts-Perſonen, welche zugleich Fremde 
Unterthanen find (0.82), kommt die Stämpelfreiheit rück⸗ 
fihtlih aller Urkunden und Schriften zu, welche von 
ihnen felbft oder von ihren Bevollmächtigten ftatt ihrer 
auögeftelt werden. Auögenommen hiervon, und daher 
dem Stämpel unterworfen, find jene von ſolchen Perfo: 
nen auögefertigten Urkunden und Schriften, welche Ge— 
fchäfte zum Gegenftande haben, die ſich auf unbewegliche, 
in den Ländern, wo dieſes Gefeß verbindliche Kraft hat, 
gelegene Sachen beziehen. 


$. 89. 


Dem Vertreter einer Concurs-Maſſe ai die 
Stämpelfreiheit mit der in den . 37., 47, und 102. ent: 
haltenen Einſchränkung rüdfichtlih aller die Concurs—⸗ 
Mafle angehenden Verhandlungen und Schriften zu Stat- 
ten. Dem Verwalter eined Concurs-Vermögens wird in 
den auf die Concurs-Vermögensverwaltung Bezug neh- 
menden Gefchäften die Stämpelfreiheit zugeftanden, je: 
doch nur infofern, ald er nicht Rechtöftreite flihret, oder 
Rechtögefhäfte in Bezug auf die Verwaltung oder Rea⸗ 
lifirung des Concurs-Vermögens mit anderen Perſonen 
abſchließt. 

Erläuterungen zu $. 89. 

1. Gemäß des $. 89, des beutfchen, und $. 72, des italienifchen Tex⸗ 
tes ded St. u. T. Gef, fteht die Stämpelbefreiung nur dem Vertreter 
einer Goncurd » Maffa, und dem Berwalter eined Concurd = Vermögens, 
in dem dort angebeuteten Maße zu. Der Eridatar felbit dagegen hat über- 
haupt, und daher aud in Anfehung der neuerlichen Schulden, die er nad) 
dem Goncurfe contrahirt, auf bie EOMAUFIVEITENNG feinen Anfprud. 
(Hoftd. vom 7, Rovember 1842, 3. 41,831.) 

2. Die im $. 89. des St. u. T. Gef. dem Concurs⸗ Maſſa⸗ Vertre⸗ 
ter und Vermögens-Verwalter zugeſicherte Stämpelfreiheit kann auf den 
Creditoren-Ausſchuß nicht mibgebeput werden, (Hofkd. vom 14. Sep: 
temder 1842, 3. 29225.) 
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3. Die Stämpelfreiheit des Verwalters eined Concurd - Vermögens 
erſtreckt jich nicht auch auf die Quittung über fein Deſervit, weil biefe 
Quittung nicht in Angelegenheiten ded Concurs-Vermögens, fondern im 
eigenen Intereſſe des Verwalters ausgeſtellt wird. (Hofkd. vom 6. Novem⸗ 
ber 1841, 3. 7959.) 

4. Hinſi ichtlich der Intereſſen-Ouittungen der Concursmaſſa-⸗Vertre— 
ter und Verwalter iſt nach dem 8. 89. vorzugehen. (Gofkd. vom 14. De: 
cember 1840, 3. 44,372, über ein Ginfchreiten ber niederöfterr, Landſchaft) 

5. Liquidationd-Protofolle mit den Gläubigern eined Concurs- oder 
Abhandlungsfalles find nad) $. 97. des St. u. T. Geſetzes zu behandeln. 
(Hoftd, vom 3. Juni 1841, 3. 7111.) 

6. In Gemäßheit des $. 72, des St. u. T, Gef. für das Iombar- 
bifch-venetianifche Königreich ($. 89. des deutſchen Textes) fommt in Ans 
ſehung der Certificate oder Ertracte der Hypothefen = Yemter über die in 
den Hypotheken-Büchern enthaltenen Inferiptionen oder Trangferiptionen 
in Betreff der Realitäten eines Cridatars, welche von dem Vertreter einer 
Concurs⸗ Maſſa oder dem Berwalter eines Concurd = Vermögens zum Ges 
brauche in den Gefchäften des Concurſes angefucht werden — die Stäm— 
pelfreiheit dem Bertreter einer Concurd-Maffa ald folhem überhaupt, 
dem Berwalter eined Concurd = Bermögend aber nur infoferne zu, ald er 
derfelben in den auf die Verwaltung des Concurs-Vermögens Bezug neh= 
menden Gefchäften bedarf, ohne Redhtöftreite zu führen, oder Rechtsge— 
ſchäfte in Bezug auf die Verwaltung oder Realifirung des Concurs-Ver⸗ 
mögend mit anderen Perfonen abzufchließen, Um jedoch Mißbräuchen mit 
ſolchen ftämpelfreien Gertificaten oder Ertracten vorzubeugen, wird die 
Verfügung getroffen werben, daß auf diefen Urkunden der Name des Ver— 
treterd der Concurd:Mafja oder des Verwaltes des Concurd-Bermögens, 
welchem, und der Zwed, zu welchem fie ihm fämpelfrei auögefolgt wer— 
den, bei ihrer Ausfolgung ausdrüdlich angemerft werden. (Hoftdeer. vom 
8. Auguft 1842, 3. 25,013, an die lombardifchevenetianifhen Gameral : Magi= 
ftrate.) 

7. Die nachträgliche Einbringung des Stämpels für Concurs = Ber- 
bandlungen von zahlungsfähigen Gridataren hat nicht Statt zu finden, ba 
diefe Anordnung im $. 89, des St, u, T. Gef. nicht enthalten ift. 

Was die magiftratifhen Taren betrifft, welche in ſolchen Verhand- 
lungen erwachſen, fo fteht die Entfcheidung hierüber der allgemeinen Hof- 
fammer nicht zu, da fie nicht landesfürftliche Taren find, la vom 
28. December 1840, 3. ae 
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Denjenigen, deren Armuth durch ein geſetzmäßig aus⸗ 
gefertigted Zeugniß erwiefen ift, wird die Stämpelfrei- 
heit im gerichtlichen Verfahren über ihre eigenen Streit: 
fachen, außerdem aber nur für folche, mit einem vor- 
ſchriftmäßigen Armuthözeugniffe belegte Gefuche zuge- 
ftanden, welche aufdie Erlangung eined Almoſens gerichtet 
find. Wird einem Abwefenden, deſſen Armuth durch ein 
gefegmäßiges Zeugniß erwiefen ift, von Amtöwegen ein 
Bertreter beftellt, fo tritt im gerichtlichen Verfahren über 
des Abweſenden eigene Streitfachen gleichfalls die Stäm- 
pelfreiheit ein. Wird einem Abmwefenden aus dem Grun⸗ 
de, weil deſſen Aufenthalt unbekannt ift, ein Vertreter 
von Amtöwegen beftellet, fo find die in dem Nechtöftreite 
. auflaufenden Etämpelgebühren vorzumerfen, und nur 
dann, wenn die abwefende Partei den Proceß behauptet, 
und hierdurch die Mittel zur Bezahlung diefer Stämpel- 
gebühren erlangt, nachträglich zu entrichten. 


Erläuterungen zu ), 90. 
A, 
Wer ald arm anzufehen ift, und über das Armuths— 
zeugniß. 

1. Mit Bezug auf die $$. 85. und 90, des St. u, T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 werden in Betreff der Stämpelfreiheit der Armen nach⸗ 
ſtehende Beftimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

a) Ald arm in Abficht auf die Entrichtung der Stämpelgebühren 
wird Derjenige betrachtet, welcher von feiner Realität, feinem Gapitale, 
feiner Rente oder durch Arbeit oder Dienfte Fein größeres Einfommen 
bezieht, al8 der in dem Wohnorte des Armen übliche gemeine Taglohn 
beträgt. _ Ä 

b) Das Zeugniß, welches zum Beweife der Armuth dienen foll, muß 
nebft der Angabe des Zweckes zu welchem das Armuths-Zeugniß ausge 
ftellt wird, Die in dem $. 1. angedeuteten Gründe ber Ar= 
muth Har, beſtimmt und umfländlih ausdbrüden Das 
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Zeugnig muß von dem Pfarrer des Ortes, wo die arme Partei wohnt, 
ausgeftellt und von ber politifchen Obrigkeit beftätigt fein. 

c) Diejenigen, welde das Armuthszeugniß auszufertigen oder zu be= 
fätigen haben, find bei Vermeidung der gefeglichen Beftrafung verpflichtet, 
über die Vermögens- und Erwerböverhältniffe des Zeugnißwerbers genaue 
und verläßliche Erfundigungen einzuziehen, und im Falle eined geyrün- 
deten Zweifeld über die Richtigfeit der von dem Zeugnißwerber ange: 
gebenen Umftände die Ausftellung oder Beftätigung ded Zeugniffed zu 
verfagen. 

Wer ein Armuthözeugniß, worauf er feinen gefeglihen Anſpruch 
hat, durch Täuſchungen oder auf fonft eine Weife erfchleihet, macht 
fih der im $. 408. des Strafgefeged über Gefällsübertretungen bezeich- 
neten Gefälldverfürzung ſchuldig. 

d) Die ftreitende Partei, welche das Armenrecht anfpricht, hat das 
vorſchriftmäßig ausgeftellte Zeugniß dem Richter erfter Inftanz, vor wel⸗ 
chem der Streit anhängig ift, vorzulegen, und jede Satzſchrift oder fon= 
ſtige auf den Rechtöftreit fich beziehende Eingabe oder Schrift auf dem 
erften Bogen an der Stelle, wo fonft der Stämpel aufgebrüdt wird, 
mit dem Worte „Armenrecht“ zu bezeichnen, und den Tag der Ueber- 
gabe des Armuthszeugniſſes an das Gericht beizufügen. 

Diefe Armuthszeugniffe haben in derſelben Angelegenheit auch in 
zweiter und britter Inſtanz zu gelten. 

e) Das Gericht in erfter Inftanz hat das Armuthszeugniß in den Ae⸗ 
ten aufzubewahren, Ueberhaupt haben berlei die Stämpelfreiheit begrün= 
dende Armutbdzeugniffe nur für den befonderen Fall, für den fie ausge- 
ftellt wurden, zu gelten, und find den Parteien nicht wieder zurüdzuftellen. 
(Hoftammer=Präfidioldeeret vom 26. Juli 1340, 3. 3743, und Regier. (Gub.) 
Gircular vom 1. September 1840.) 

2) Die k. k. allgemeine Hoffammer hat im Einverftändniffe mit der 
f. f. vereinten Hoffanzlei und mit der k. k. oberften Juſtizſtelle befchlof- 
fen, den Antrag auf Enthebung der Pfarrer Wiens von der Ausitel- 
lung der Armutbhdzeugniffe zur Erwirfung der Stämpelfreiheit in den 
dur das neue Tar- und Stämpelgefeg vorgezeichneten Fällen zu ge— 
nehmigen, und die Ausftellung diefer Zeugniffe den Hauseigenthümern 
unter der angetragenen Gontrolle, nämlich: Beftätigung durd die Grund: 
gerichte, Polizei= Bezirkd: Dirertionen und Obrigfeiten, zu übertragen. 

Bezüglich auf das flache Land hat ed wegen Ausftellung der gedach⸗ 
ten Armuthözeugniffe bei der blos binfichtlih der Stadt Wien mobift- 
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eirten Anordnung des $. 2. ded Regierungs⸗Cireulars vom 1. Septem⸗ 
ber 1840 zu verbleiben. (Hoftd. vom 30. September 1841, 3. 33,979, und 
vom 19. November 1841, 3. 43,095.) 

3. Die Ausftellung von Armuthszeugniffen für Israeliten in Prag, 
zum Behufe der geſetzlichen Befreiung vom Stämpel, in ihren Redts- 
ftreitigfeiten,, ft nicht dem Oberjuriften, fondern den Borftehern der 
dortigen Jsracliten » Gemeinde zu übertragen, und diefe Zeugniffe find 
von dem Prager Magiftrate, nach vorläufiger Einvernehmung bed Ober- 
juriften und des: Stabtviertel-Amted au beftätigen. (Hoftd. vom 16. No⸗ 
vember 1843, 3. 43,033.) 

4. Aus Anlaß der vorgefommenen Frage: ob die Entfheidung über 
die Befchwerde einer Partei gegen bie ihr von dem Pfarrer ober der 
politifchen Behörde verweigerte Audftellnng eined Armuthszeugniffes zur 
Erlangung der Stämpelbefreiung, der politifchen oder der Gameral- 
Behörde zuftebe, wird der f. k. Cameral=- Gefällenverwaltung im Ein- 
verftänbniffe mit der k. f. vereinten Hoffanzlei bedeutet: 

a) Die politifchen Behörden find berufen, über Befchwerben ab— 
zuurtheilen, wegen Verweigerung eined Armuthszeugniffes zur Erlan- 
gung der Stämpelbefreiung vor Gericht. 

b) Sie entfcheiven ebenfalld über Anzeigen dritter, in den Rechts— 
fireiten intereffirter oder öffentlicher Aemter in Betreff der Erſchleichun⸗ 
gen der erwähnten Zeugniffe, über Annullirung oder Aufrechthaltung 
derſelben. 

c) Im Falle die Entſcheidung dahin ausfälkt , daß das Armuthe- 
zeugniß erfchlihen oder ungebührlich erfolgt wurde, ift ein Eremplar 
diefer Notion der erften betreffenden Gerichtd- Inftanz, bei welcher ber 
Proceß geführt wird, mitzutheilen, damit die weitere Beibringung un« 
geſtämpelter Acten fiftirt werde, und ebenfo ber betreffenden Gameral- 
Behörde, damit fie in der Lage fei, gegen die Partei mit Rüdficht auf 
$. 408. des Strafgefeged vorgehen zu fünnen. (Hofkdecr. vom 7. April 
1842, 3. 6773 , und fchon früher Hofld, vom 22, December 1341, 3, 42,585. 
— Hofkzd. vom 13. Jänner 1842, 3. 728.) 

5 Den k. k. Appellationd-Gerichten wird über die Anfrage: ob bie 
Entfcheidung einer Beſchwerde wegen der von einer Gerichtäbehörbe 
verweigerten Anerfennung der Stämpelbefreiung einer Partei auf den 
Grund eined vorgelegten Armuthözeugniffes ben Juſtiz⸗ oder den Games 
ral= Behörden zuftehe, zum eigenen Benehmen und zur Belehrung der 
denfelben untergeorbneten Gerichtsbehörden im Einverftändniffe mit der 
f, f. allgemeinen Hoffammer eröffnet : 
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Es liegt in dem Sinne des St. u. T. Gef. und insbefondere der 
das Armenrecht betreffenden Circular = Verordnung vom 1. September 
1840, daß die Entfcheidung über die Frage: ob ein von einer Partei 
zum Behufe der Stämpelbefreiung in einer Streitſache vorgelegted Ar— 
muthszeugniß die vorgefchriebenen Eigenfchaften habe, daher die Stäm- 
pelbefreiung nach dem Gefege einzutreten habe oder nicht, dem orbentli= 
chen Richter zukomme; und daß eine Beſchwerde über die dießfällige rich— 
terliche Entſcheidung erfter Inftanz an das Appellations-Gericht den Zug 
zu nehmen habe, ' 

Der Richter bleibt jedoch für die Zulaffung zu dem Armenrechte auf 
der Grundlage des vorgelegten Armuthszeugniſſes und für die firenge 
Beobachtung der dießfalls vorgefchriebenen gefeglichen Bedingungen ver— 
antwortlich; und den Gameral= Behörden fteht nach dem Unterrichte über 
die Verpflichtungen, welche das St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 
den öffentlichen Behörden und Aemtern auflegt, das Recht zu, bei Gele: 
genheit der gefetlichen Revifionen der Arten bei den Behörden und Obrig- 
feiten auch die in der Frage ftehenden Zeugniffe zu prüfen und nach Maß- 
gabe des Befundes ihr Amt zn handeln, (Juſtiz-Hofdecret vom 4, Jänner 
1842, 3. 7469; und Hofkd. vom 2. März 1342, 3. 2561.) 


B, 
Gränzen des Armenredhtes. 


1. Die Anfiht, daß in den Fällen, wenn eine Partei erft nad 
Beginn des Rechtsſtreites ein Armuthszeugniß zur Erlangung der Stäm: 
pelbefreiung beibringt, die ihr, auf Grundlage desſelben bewilligte Be— 
freiung, fih nur auf jene Proceß-Acte zu erftreden habe, welche nad) 
Beibringung des erwähnten Zeugniffes, und der fohin erlangten Stäm- 
pelbefreiung , vorgenommen werden, und daß die erlangte Befreiung der 
Partei Fein Recht gebe, die Vergütung ber bereitd vor Beibringung die- 
ſes Zeugniffed, und der dadurch ermwirften Stämpelbefreiung, in Vers 
wendung gefommenen Stämpelbeträge zu verlangen, wird genehmiget. 
(Hofkd. vom 22. Februar 1844, 3. 1146.) 

2. Nach $. 90, des St. u. T. Gef. find Arme, in ihren eigenen 
Streitfahen, unbedingt vom Stämpel befreit ; daher bei denfelben niemals 
die Abnotirung, und beziehungsweife Einbringung ber unberichtigten 
Stämpelgebühren ftattfinden kann. (Hofto, vom 14. September 1842, Zahl 
29,225.) 

3. Ein armer Bater kann in Vertretung feiner- bemittelten Rinder 
auf die vermöge des $. 90, ded St. u. T. Gef. den Armen im gericht- 
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lichen Berfahren über ihre eigenen Streitfachen zuftehende Stämpelfreis 
heit feinen Anfpruch ftellen. Aber. auch dann, wenn minderjährige, ver: 
mögenslofe Kinder von ihrem vermöglichen Vater vertreten werden, kann 
von biefer Stämpelfreipeit Feine Rebe fein, weil minderjährige, einem 
vermöglichen Vater angehörige Kinder, nicht ald arm betrahtet werben 
können. (Hoftd. vom 6. November 1841, 3. 7959.) na 

4. Ueber die Frage, ob eine Partei, welcher für das gerichtliche 
Berfahren in ihren Streitfachen die Stämpelfreiheit zugeftanden wurde, 
auch einen im gütlihen Wege abgefchloffenen Vergleich anf ungeftämpelz 
tem Papiere errichten Fönne, wird dem f. — Folgendes bedeutet: Der 
$, 73. des St, u. T. Gef. für das lomb. venet. Königreich ($. 90. deut⸗ 
ſchen Textes) gefteht denjenigen, deren Armuth durch ein gefegmäßig aus— 
gefertigted Zeugniß erwiefen if, die Stämpelfreiheit nur im gerichtlichen 
Verfahren über ihre eigenen Streitfahen zu. Wenn nun bei dem, der 
Incaminirung eines Rechtsſtreites vorangehenden Vergleichsverſuche ein 
Bergleih zu Stande fommt, fo beginnt das gerichtliche Verfahren, für 
welches der Partei die Stämpelfreiheit zukommt, gar nicht, und es muß 
daher das Protokoll über einen folden Vergleich dem Stämpel nach dem 
$. 56. diefed Gefeges unterzogen werben. — Wenn aber kein Vergleich 
zu Stande fommt, und den Parteien die Beftätigung des fruchtlos ge- 
bliebenen Bergleichd-Berfudes hinausgegeben wird, damit fie das ge⸗ 
richtliche Verfahren beginnen Fönnen, fo iſt diefe Ausfertigung, welde 
fonft nah $. 21. 3.4. dem Stämpel von (3 fr. E, M.) 15 Cent. 
für den Bogen unterliegt, der Partei, die ihre Armuth durch ein geſetz⸗ 
mäßig ausgeſtelltes Zeugniß erwieſen hat, in jenem Falle ſtämpelfrei 
binauszugeben, wo bie Beibringung einer ſolchen Beftätigung die gefeg- 
liche Bedingung der Einleituug des gerichtlichen Verfahrens und gleich 
fam der erfte Schritt in demfelben iſt. (Hoftv. vom 6. März 1842, 3.2837 
am die lomb, venet. Gameral-Magiftrate,) 

. 5 Die den Armen im 8. 90. des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 
1840 zugeftandene Stämpelfreiheit fann auf das'abelige Richteramt nicht 
ausgedehnt werben. (Hofld. vom 3. März 1841, 3. 9677.) 

6. Vermöge des $. 90. bed St. u. T. Gef. wird denjenigen, deren 
Armuth durch ein gefegmäßig ausgefertigtes Zeugniß erwieſen ift, nur im 
gerichtlichen Verfahren über ihre Streitfachen, außerdem aber nur für 
bie mit einem vorfchriftmäßigen Armuths-Zeugniſſe belegten und auf die 
Erlangung eined Almofend gerichteten Gefuche die Stämpelfreiheit zuge- 
ftanden. Bei diefer gefeglichen Beftimmung fann es feinem Zweifel unter- 
liegen, daß bie mit einer Penſions-Urkunde beigebrachten Documente, in⸗ 
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fofern fie überhaupt ftämpelpflichtig find, aud dann, wenn ber Ber- 
handlung ein Armuthd=Zeugniß beiliegt, gehörig geftämpelt fein müffen. 
(Hofk. Note an den k. k. Hoffriegerath vom 17. November 1841, 3. 39,728.) 

7. Das Befugniß, armen Parteien Gratid-Päffe zu ertheilen, fteht 
der Zandeöftelle nicht zu; indem das Armenrecht nad) $. 90. des neuen 
St. u. T. Gef. nur in Streitfachen und bei Gefuchen, welde auf Er— 
Tangung eines Almofend gerichtet find, Geltung hat, überdieß der bürf- 
tigeren Volksclaſſe Durch die Beftimmung des $. 78. des St. u. X. Gef, 
eine zureichende Erleichterung zugewendet iſt. (Hoftd. vom 3. Mai 1842, 
3. 11,180.) 

8. Das Armenrecht gilt auch nicht für Eingaben um Päſſe, oder 
für die über ein mündliches Paß-Anſuchen aufgenommenen Protokolle. 
(Protofolls-Auszug der Hoflammer vom 10. April 1841, 3. 6591.) 

9. Die Stämpelbefreiung, welche im $. 90. des St. u. T. Gef. den 
Armen für ihre mit einem vorfhriftdmäßigen Armuths-Zeugniſſe belegten 
Gefuche um Erlangung eines Almofend zugeftanden ift, muß als eine 
Ausname von der Regel der Stämpelpflict der Eingaben in Parteifachen 
ftrenge ausgelegt werden; fie Fann daher den Gefuchen um eine Unter= 
ftügung aus den v. Mülfnigfchen Stiftungd-Intereffen, fie mögen von 
den außer der Hauptftadt befindlichen Paſtoren helvet. Confeſſion, oder 
von anderen Individuen herrühren, da folche Unterftügungen fein eigent= 
liches Almofen find , nicht zugeftanden werden. Auch den Beilagen fol- 
cher Geſuche fommt eine Ausname von den allgemeinen Beftimmungen 
des erwähnten Geſetzes nicht zu, und auch den Quittungen über die er= 
wähnten Unterftügungen fann mit Rüdficht auf die Beſchaffenheit diefer 
Unterftügungen die Stämpelfreiheit, welde das St.u.T. Gef. den Quit⸗ 
tungen über Almofen einräumt, nicht zu Theil werden. (Gofkd. vom 10. 
Augvft 1342, 3. 23,316.) 

10. Für die montaniftifche Verwaltung fann das Armenrecht bezüg- 
lich der Stämpel in Feiner größeren Ausdehnung angewendet werden,. ald 
e3 in dem St.u. T. Gef. überhaupt für alle Berwaltungszweige ausge: 
fprochen iſt. Die $$. 81. und 90, des gedachten Gefeges, fo wie dieGir- 
eular:Berordnung vom 1. September 1840 ($. 90. A. 1.), welche Letz⸗ 
tere die Erforderniffe eined Armuth3=Zeugniffes vorfchreibt, geben dießfalls 
Maß und Ziel. (Hoftd. vom 31. December 1841, 3. 46,533.) 

11. Es ift nicht geftattet, den Armen auch außer dem gerichtlichen 
Verfahren über ihre eigene Streitfache ftämpelfreie Abfchriften zu ertheilen ; 
indem die Stämpelfreiheit der Armen auf das abelige Richteramt ſich nicht 
erfiredt, und überbqupt firenge auf das gerichtliche Verfahren befchränft 
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bfeiben muß. (Hofkd. vom 9. September 1342, 3. 29,107, an ben lomb. Ca: 
meral:Mayiftrat.) 

12. Eine Ausdehnung des Armenrechtes, rückſichtlich der Stämpel: 
befreiung, auf die adminiſtrativen Geſchäfte, erſcheint weder als Bebürf- 
niß, noch wäre dieſelbe, ohne Mißbräuche und empfindliche Verluſte für 
das Gefäll, herbeizuführen, ausführbar; zumal vor dem Erſcheinen des 
neuen St, u. T. Gef. das Armenrecht in noch engere Schranken einge⸗ 
fchloffen war, indem nah dem Stämpelgefege vom Jahre 1802 das 
Armenrecht nicht nur in abminiftrativen Angelegenheiten feine Geltung hatte, 
fondern auch in gerichtlichen Angelegenheiten, und zwar nur im Streite, 
lediglich in der. Bormerkung der Gebühr, gegen nachträgliche Einbrin- 
gung beftand, indeß nad) dem neuen Gefege der Arme im Streite völlig 
gebührenfrei ift, dem Begriffe der Armuth felbit gefeglich eine viel grö- 
fere Ausdehnung gegeben wurde, und in gerichtlichen Angelegenheiten, 
wie in der Adminiftration, die Taren ganz aufgehoben wurden. (Hofkd. vom 
18. Mai 1843 , 3. 18,776.) 

13. Man hat der k. k. vereinten Hoffanzlei auf das hierher mitge- 
teilte Einſchreiten des mähr. ſchleſ. Guberniums in Betreff der Stämpel: 
befreiung für die, über bereits elozirte Stiftungd-Capitalien auszuferti= 
genden Grundbuchs⸗Auszüge, und die Urkunden über die Schägungen von 
Realitäten armer Unterthanen, Behufs der Betheilung mit derlei Darle- 
ben, zur Belehrung des gedachten Guberniums erwiedert, daß, da bie 
frühere Stämpelbefreiung der oberwähnten Urfunden in das neue St. u. 
T. Gef. nicht aufgenommen wurde, und fonach ald aufgehoben anzufe- 
ben ift, man ter Gewährung einer, im Gefese nicht gegründeten Stäm- 
pelbefreiung nicht beiftimmen könne. (Hofkd. vom 24, Auguft 1942, 3, 26,090.) 

14. Ueber die vorgefommene Anfrage, ob die, dem Curator einer 
als Miterbin für eine Verlaſſenſchaft angemeldeten irrfinnigen Perfon, 
für den betreffenden Recytöftreit gegen die Teftamentserben zugeftandene 
Stämpelvormerfung,, ſich auch auf die an die Landesftelle zu machenden, 
mit dieſem Rechtöftreite zufammenhängenden Eingaben beziehe? — iftent- 
ſchieden worden, daß ein folher gerichtlich beitelfter Eurator,, wenn er 
auch als curator absentis oder massae jacentis betrachtet werben kann, 
oder bad Armenrecht genießt, rüdfichtlich jener Eingabe, welde er Be: 
huſs der Erlangung von Aufflärungen bei der Landeöftelle zu überreichen 
beabfichtiget, weder die Stämpelbefreiung , — auch die Stämpelvor⸗ 
merkung anſprechen könne. 

Uebrigens iſt ein ſolcher Curator einer irrſinnigen Perſon, wenn er 
nicht als curator absentis oder massae jacentis erſcheint, auch im 
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Streite, rückſichtlich feiner diesfälligen Eingaben, nad) $. 90. des St. 
u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 ftämpelpflichtig, wenn ihm das Armen 
recht nicht zufteht. (Hofkd. vom 7. April 1843, 3. 8019.) 


C. 
Geſuche um Almoſen. 


1. Die Wohnumgs⸗ Zeugniſſe zum Behufe einer Betheilung aus dem Ar⸗ 
menfonde und die Beſtätigungen, welche dieſen Zeugniſſen von Seite der 
Polizei⸗Behörde beigeſetzt werden, ſind ſtämpelfrei. (Hofkd. vom 23. Auguſt 
1841, 3. 27,025.) 

2. Die Geſuche um Verleihung von Armenpfründen, find im Sinne 
bes $. 90. des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 infofern ftämpel- 
frei, als fie mit einem vorſchriftsmäßigen Armuths-Zeugniſſe belegt find, 
und der, mit der Pfründe verbundene Bezug, ſowohl bezüglich auf Die 
Geringfügigfeit des Betrages, ald auf den Abgang eines fürmlicdhen 
Rechtö-Anfpruches auf den Genuß unter den Begriff eines Almofens fub: 
ſumirt werden kann. (Hofkd. vom 30. Mai 1843, 3. 15,302.) 
©. $. 90. B. 9. 


D. 
Leber die Gebühren-Bormerfung für Abwefende, 


1. In dem Falle, in welchem nad $. 90. des St. u, T. Gef. die 
in dem Rechtöftreite eines Abwefenden auflaufenden Stämpelgebühren 
porzumerfen find, ift ber Vertreter des Abweſenden verpflichtet, mit Be— 
rufung auf den obenangedeuteten,, die Stämpelvormerfung begründenden 
Paragraph des St. u. T. Gef. jeder Satzſchrift oder fonftigen auf ben 
Rechtsſtreit fich beziehenden Eingabe oder Schrift ein von ihm unterfertig- 
tes Verzeichniß der Stämpel anzufchließen, womit die Schrift oder ihre 
Beilagen nad) dem Gefege hätten verfehen fein müſſen. 

Diefe Stämpel-Berzeichniffe, in welche auch die Stämpel, die zu 
Protokollen, gerichtlichen Abfchriften, Urtheilen oder die Stelle der Ur- 
theile vertretenden Befcheiden zu verwenden gemwefen wären, von dem 
Vertreter der Partei einzutragen find, haben bis zur Beendigung des 
Rechtöftreites, in den Gericht3-Acten zu verbleiben. Nah Beendigung 
des Rechtöftreites, folglich wenn Das Urtheil in Nechtöfraft erwachfen 
ift, hat das Erpebit des Gerichtes erfter Inftanz, wenn bie abweſende 
Partei den Prozeß behauptet hat, diefe VBerzeichniffe zu fammeln und fie 
der Sameral-Bezirfö-Bermaltung desjenigen Bezirkes, in welchem das 
Gericht aufgeftellt iſt, mitzutbeilen, damit diefelbe die Stämpelgebübren 
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von der zahlungspflichtigen Partei, infoferne fie durd; die Behauptung 
bed Prozeffes in dem Sinne des $. 90. des St. u. T. Gef. Zahlungs: 
mittel erlangt bat, nachträglich einbringe. 

Die Gerihtöftellen erfter Inftanz werben angewiefen, zum Behufe 
der Mittheilung dieſer Stämpel-Berzeihniffe an die Bezirksverwaltung 
bie vorkommenden Rechtöftreite der Abwefenden gehörig in Evidenz zu 
balten. (Hofk.⸗Präſidial-Decret vom 26. Zuli 1840, 3. 3743.) 

2, Ueber die Anfrage, wie in Bezug auf die Stämpelpflicht der 
gerichtlich aufzuftellende curator massae jacentis zu behandeln fei, 
erfloß die Entſcheidung, daß in den Fällen, wo ein Nachlaß vorhanden 
ift, aus dieſem die Stämpel beizuſchaffen ſein werden. Sollte es aber 
Fälle geben, in welchen ein Curator für eine Maſſe aufgeſtellt wird, 
von der man nicht weis, ob oder wo ſie vorhanden iſt, ſo wird es kei— 
nem Anſtande unterliegen, die Stämpelbehandlung wie bei dem Vertreter, 
der einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, beſtellt wird, 
nad $. 90 des St. u. T. Gef, vom 27. Jänner 1840 eintreten zu laſſen. 
(Hofkdeer, vom 27. Detober 1840, 3. 49,817., und Hoftd. vom 3. März — 
3. 9677. — Juſtiz⸗Hofdecret vom 23. Februar 1841, 3. 1096.) 

3. Dem (vorausgehenden) Deerete vom 3. März 1841, 3. 9677 
darf Feine größere Ausdehnung nad Analogien gegeben werben; bie. 
bort zugeftandene Stämpelvormerkung bezieht fi nur auf den cura- 
tor massae jacentis. (Hofld. vom 18. September 1841, 3. 29,766.) 

4. Der $. 90, ded St, u. T. Gef. ($. 73. des ital. Tertes) hat 
allerdings auf den, vom Gerichte beftellten Eurator einer, ald tobt zu 
erflärenden Perfon Anwendung, infoferne es fih um einen Rechtöftreit 
handelt, ba nur unter diefer VBorausfegung die Beflimmungen des $. 90, 
($. 73. des ital. Terted) ded St. und T. Gef. zu gelten haben. 
(Gofld. vom 28. März 1843, 3. 7853.) | 

5. Die Anſicht, daß die nachträgliche Entrichtung der für einen Ab: 
weſenden vorgemerften Stämpelgebühren bloß auf den Ball, wenn bie 
abwefende Partei durch die Behauptung des Prozeſſes die Mittel zur Be— 
zahlung biefer Stämpelgebühren erlangt, beſchränkt, und fomit der 
Fall der Zuläffigkeit der Entrichtung ber Stämpelgebühren durch Er> 
werbung eines andern Vermögens ausgefchloffen if, wird ald dem Ges 
fee entfprechend genehmiget. (Hofkd. vom 6. November 1841, 3. 7959.) 


$. 91. 


Wer mit einer Behörde oder einem Amte ($. 84.) 
oder einer Perfon ($. 85.),Awelche vonder Stämpelpflicht 
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befreit find, Sefchäfte fchließt, Eann darum für fich Feine 
gleiche Befreiung anfprechen. Daher muß in einem fol- 
chen Falle, wenn eine ftämpelpflichtige Urkunde mehrfach 
auögefertiget wird, dad von der ftämpelpflichtigen Per- 
fon ausgeftellte Exemplar, oder wenn eine ftämpelpflich: 
tige Urkunde nur einmal auögefertiget wird, dad von 
beiden Contrahenten unterzeichnete Eremplar auf Koften 
des ftämpelpflichtigen Theiles mit dem gefeßmäßigen 
Stämpel verfehen fein. 


Erläuterungen zu (. 91. 


1. In dem Falle, daß unter mehreren Streitgenoffen nur einige 
arm find, baben die wohlhabenderen Streitgenoffen den Stämpel im 
vollen Betrage allein zu entrichten, und es tritt die Befreiung vom 
Gebrauche des Stämpeld nur dann ein, wenn alle Streitgenoffen mit 
vorshriftsmäßigen Armuths-Zeugniſſen verfehen find. Auch fteht den als 
Geffionäre auftretenden Klägern die Befreiung vom Gebrauche des Stäm«- 
pels nicht (zu, wenn fie nit perfönlich auf dad Armenrecht nach dem 
Geſetze Anfpruch haben. (Hofk. Präfidial-Decrer vom 26. Zuli 1840, 3. 3743.) 

2. In Fällen, wo die k. k. Hoffammer-Procuratur, ein Concurs⸗ 
maffa-Bertreter oder eine das Armenrecht 'genießende Partei einfchreitet, 
kann die Stämpelfreiheit des einen Theild nicht zugleich dem ftämpels 
pflichtigen Gegner zu Statten kommen; daher alle vom: Lesteren zu 
Protokoll gegebenen Aeußerungen, Erflärungen, Reden und Anfuchen, 
welche fehriftlih angebradht, dem Stämpel unterliegen würden, aud) 
bei dem mündlichen Verfahren dem Stämpel unterworfen, und nur jene 
des ftämpelfreien Gegners hiervon befreit find. (Hofkdecr. vom 29, Auguft 
1841, 3, 14,037.) 

3. Die Anfiht, daß, wenn der Fiscus ald Erbe mit andern Per: 
fonen concurrirt, und ber Fiscus ftämpelfrei ift, die andern Erben ald 
zur Beibringung des Stämpeld für dad Berlaffenihaftd-Einantwortungs- 
Decret verpflichtet zu betrachten find, und dem Fiscus obliegt, diefelben 
zu deffen Beibringung zu verhalten, — im entgegengefegten Falle aber 
der Stämpel gemeinfchaftlich beizubringen ift, wird als dem Gefege 
entfprechend genehmiget. (Hoftd. vom 6, November 1841, 3. 7959.) 

4. Bon ſämmtlichen in mehrfachen Parien abgefchloffenen und von 
beiden contrahirenden Theilen unterfertigten Militär-Subarrendirungs- 
Eontracten it nur das im Intereffe des Gefhäfts-Unternehmers ausge: 
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ftellte Eine Eremplar, welches er mit dem Militär-Aerar gegen ein 
ungeſtämpeltes wechfelt, und welches die Beftimmung zum Rechnungs⸗ 
belage hat, mit dem vorgefehriebenen Stämpel zu verfehen, die im 
Intereſſe des Militär-Merard ausgefertigten Parien hingegen find ſtäm— 
pelfrei. (Hoftd. vom 10. Auguft 1841, 3- 26,659.) 

5, Dem $. 9. des St. u. T. Gef. gemäß, muß, wenn von einem 
fämpelfreien Amte mit einer ftämpelpflichtigen Perfon ein. Gefchäft 
gefchloffen, und die ftämpelpflichtige Urkunde darüber mehrfach audge- 
fertiget wird, das von ber ftämpelpflichtigen Perfon ausgeftellte Eremplar 
mit dem gefegmäßigen Stämpel verfehen fein. Das von bem ftämpel- 
freien Amte audgeftellte, der Partei hinausgegebene Eremplar bebarf 
des Stämpeld nicht, aud wenn ed von beiden Contrahenten gefertigt 
iſt. — Wird dagegen eine ſtämpelpflichtige Urfunde nur einmal audge- 
fertigt, fo ift diefes Eine von beiden Contrahenten gefertigte Eremplar 
mit dem Stämpel zu verfehen. (Hoflammer: Note an die k. k. Hofkam— 
mer im Müng- und Bergweſen vom 23. Mai 1841, 3. 9384.) 

6. Der $. 9. des St. u. T. Gef. fann auf Stiftbriefe nicht 
angewendet werden, ba bei benfelben nicht der Fall vorhanden ift, daß 
mit einer Behörde, oder einem Amte ein Geſchäft gefchloffen wird, 
übrigens das Eurateld » Verhältnig ſelbſt ſchon im eigenen Intereſſe der 
‚Stiftung befteht. (Hoft. Deeret vom 1. December 1842, 3. 42,461.) 

7. Bei Streitfachen, wobei dad Fiscalamt als Bertreter des 
Aerard oder einer, bie unbebingte Stämpelfreiheit genießenden Partei 
intervenirt, unterliegen die, auf feine Beranlafjung aufzunehmenden 
und feine Angaben enthaltenden Protokolle dem Stämpel nicht. 

Dagegen find in einer ſolchen Streitfache des Fiscus mit einer 
fämpefpflichtigen Partei die Protofolle,, welche die Angaben des ſtäm⸗ 
yelpflichtigen Gegners des Fiscus enthalten, oder auf Veranlaffung dies 
fer Partei aufgenommen werden, allerdings dem Stämpel unterworfen. 

Wenn in einem von dem Fiscus in Vertretung ded Aerard ober 
einer Rämpelfreien Partei gegen einen ftämpelpflichtigen Gegner geführ: 
‚ten Proceffe die ganze Verhandlung mündlich gepflogen wirb, fo find 
die Reden des fämpelpflichtigen Gegnerd, 3. B. die Einrede und Du: 
plik, welche die Satzſchriften vertreten, auf gefeglich geftämpeltem Pa⸗ 
piere niederzufehreiben. 

DasAngeführtegiltaud in dem Falle, wenn eine ar- 
muthshalber vom Stämpel befreite Partei mit einem 
ſtämpelpflichtigen Gegner einen Rechtsſtreit führt. 
(Gofkd. vom 15. October 1843, 3. 37,373.) 


Drittes Hauptflüc. 


Bon dem Gebrauche des Stämpels, der Stämpel: 
gebühr und den Gefetes-Hebertretungen. 


Erfter Abfohnitt, 
Bon dem Gebraucdhe ded Stämpelö. 


$. 92. 


Sede ftämpelpflichtige Urkunde oder Schrift muß 
gleich bei der Audfertigung auf dem mit dem gefeßmä- 
Bigen Stämpel verfehenen Papiere geſchrieben werden. 
enn jedoch der Urkunde oder Schrift eine bedingte 
Ä mpelfreiheit zu Statten Eonımt (). 82.), fo ift fie bei 

dem Eintritte der gefeblichen Bedingung, welche die Stäm⸗ 
pelpflicht begründet (. 83.), der Stämplung zu unterzie- 
hen, oder bei dem Amte oder der Obrigkeit, vor welchen 
von der Urkunde oder Schrift der Gebrauch gemacht 
wird, mit dem vorfchriftmäßigen Stämpelbogen zu be: 
legen (indoffiren.) Wird auf die lebtere Art der Stäm— 
- pelpflicht entfprochen, fo. ift von dem erwähnten Amte 
‚oder der Obrigkeit in Abficht auf die Beiheftung des 
Stämpelbogend (Indofiirung) nach der im $, 105. vorge: 
fchriebenen Anordnung fich zu benehmen. 


Erläuterungen zu ). 92. 


In welden Fällen die Nahftämpelung geflattet if. 
1. Die Driginal-Urkunden und Schriften, melde vor dem Beſtande 
eined Stämpelgefeged überhaupt ausgefertigt wurben oter nad bem 
frühern Stämpelgefege ftämpelfrei waren, oder endlich an und für fi 
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fein Gegenfland der Stämpelpflicht find, unterliegen, wenn fie ald Beilagen 
von Eingaben an Behörden oder Nemter beigebracht werben follen, im Sinne 
der $$. 30., 53. und 72, des St. u. T. Gef. dem für Beilagen im Allge: 
meinen beftimmten Stämpel von 6 Er. für ben Bogen ; und es ift die nachträg- 
liche Aufdrückung des Beilagenftämpels allerdings zuläffig, indem ders. 92. 
des St. u. T. Gef. die Nachftämpelung nur rüdfichtlich jener Urkunden 
und Schriften unterfagt,, die ſchon bei ihrer Ausftellung fämpelpflichtig 
find. (Hofkd. vom 8; Auguft 1842, 3. 24,750, und vom 7. Juni 1844,3. 9437.) 
2. In Betreff ded Gebrauches des Stämpels ($. 92.) für Miti- 
tär »Subarrendirungd« (und fonftige Verpflegungs⸗) Eontracte hat es 
einftweilen bei der, während des früheren Stämpelgefeges beftandenen 
Gepflogenheit zu verbleiben. Hiernad find alfo die beiden Berpflegs- 
und Beiten» Magazinen auf ungeftämpelten Stampiglien oder ſonſtigem 
Hapiere von beiden contrahirenden Theilen audgefertigten Subarren= 
virungs⸗ oder Lieferungs- Verträge, wenn gegen derfelben Approbation 
fein Anftand mehr, obwaltıt, und vor der Beifegung, dann Fertigung 
der Approbationd= Claufel von dem General: Commando, wie biöher 
dem im Drte desſelben befindlichen Berpflege-Magazine zur Stäm- 
pelungs⸗Veranlaſſung nach ihrem Werthe zuzuſtellen. (Hoftd. vom 10. Au: 
guft 1841, 3. 26,659.) 
3. Rüdfihtlic der Stämpelung jener Liritations,Protofolle, welche 
bei den Behörden vorkommen, und die Stelle von Urfunden vertreten, 
und wobei der entfalfende Stämpel nicht ſchon beim Beginne ber Licita⸗ 
tion ermittelt werben kann, darf einſtweilen die Indoſſirung und bezie⸗ 
hungsweiſe nachträgliche Stämpelung unter benfelben Vorſichten eintre= 
“ten, unter welchen derlei Indoffirungen oder Nachſtämplungen vor dem 
Erfcjeinen des neuen St. u. T. Gei. zuläffig waren, bis rückſichtlich 
der Erfüllungd» Stämpelung ($. 92.) überhaupt eine weitere Weifung 
erfolgt fein wird. (Hofkd. vom 10. December 1842, 3. 43,797. Doftd. vom 
3. März 1842, 3. 46,057.) 
| A, Sn den Fällen, wo bie Kirchen-, Pfarr⸗ oder Schulbauten den 
Finanzen ober öffentlich dotirten oder auch nicht botirten Sonden zur Laft 
geben, kann bei ben die Stelle von Urfunden vertretenden Protofollen pro- 
viforifch die Nachſtämpelung Statt haben, unter jenen Vorſichten, die dieß⸗ 
falld vor dem neuen St. u. T. Gef. beftanden haben, | 
Bezüglich auf die Lieitationd = und Accordirungs-Protokolle bei 
Strafen- und Wafferbauten treten diefelben Beſtimmungen ein, welde 
oben rüdfichtlich der Pfarr⸗, Kirchen» und Schulbauten angeführt wurden. 
(Hofk. Decret vom 1. Jänner 1843, 3. 44,414.) 
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5. Da jene überwiegenden Gründe, welcde die ausnamsweiſe Nach—⸗ 
ftämpelung der die Stelle von Eontrarten vertretenden Licitations-Proto⸗ 
folle, wo im Beginne der Liritation der entfallende Stämpel ſich nicht 
ermitteln läßt, rechtfertigen, bei den Cautions -Widmungs-Urkunden nicht 
eintretin, indem legtere von den Erftehern der Straßenbauten und Lie— 
ferungen ausgeftellt werden, und ber Betrag, über welchen fie auszu: 
ftelfen find, zur Zeit ihrer Ausfertigung immer zuverläffig befannt iſt: 
fo findet man, mit Rüdficht auf die klare Beftimmung des $. 92. des 
neuen St. u. T. Gef. dem, von dem f. k. Gubernium mit Bericht vom 
26. Juli 1842, 3. 32,001. unterftügten Einfchreiten ber. dortigen Pro— 
vinzial= Bau = Direction um die Genehmigung der Nahftämpelung und 
Indoffirung des Blanquetts der erwähnten Cautions-Widmungs-Urkunde 
feine Folge zu geben, und ift fich dießfalld nad den Beitimmungen des 
$. 92. ded St. u. T. Gef. zu — (doftd. vom 9. Jänner 1843, 
3. 47,657.) 

6. In Bezug auf die von den Dominien im eigenen Intereſſe auf⸗ 
genommenen Protokolle über Verkäufe, Verpachtungen, Lieferungen 
u. ſ. w. wird bemerft, daß die proviſoriſche Bewilligung der Nach— 
ſtämpelung der adminiſtrativen, die Stelle der Contracte vertretenden 
Licitations-Protokolle der landesfürſtlichen Behörden und Aemter ſich 
nicht auch auf dieſe Protokolle erſtreckt. (Hofkammer-Decret vom 3. März 
1342, 3. 46,051.) 

7. Protofolle, alfo auch Liritationd = + Yrotofolfe, welche die Stelle 
von Urkunden vertreten, find fogleich auf dem clafjenmäßigen Urkunden- 
ſtämpel aufzunehmen ($.92. des St. u. T. Gef.), da eine Nachftämpelung 
oder Indoffirung, in Folge der Hoffammer-Decrete vom 2. September 1841 
und 28. April 1842, 3. 29,133, und 7538., (S. $. 84. A. i.) nur bei 
den adıniniftrativen Licitations⸗Protokollen der Tandesfürftlichen Behörden 
und Aemter, unter den bereits vor dem neuen Gefege Statt gefundenen 
Borfichten, zuläffig erklärt wurde, Hiernach entfällt die Frage, wer 
diefe Indoffirung vorzunehmen berechtiget ift. (Hoftd. vom 8. März 1943, 
3. 4136.) 

8. Die Nahftämplung von Abhandlungs = Protofollen iſt nach dem 
Geſetze unzuläffig; und es ift ſich bei diefen Protofollen an die Beftim: 
mung bes $. 98. des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840 zu halten. 

Die Anfände gegen die Stämplung der gerichtlichen oder ämtlichen 
Protofolle, und insbefondere der Licitationd = Protofolle, verfhwinden, 
wenn fi die, in dem Geſetze liegenden Grundfäge, bezüglich der Pro= 
tofolle, gegenwärtig gehalten werden. 
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Bertreten die Protokolle die Stelle der Urkunden, fo bat, nad 
der Maßgabe des Inhaltes, der Urfunden » Stämpel einzutreten; ver: 
treten jie aber nicht die Stelle von Urkunden, fo genügt ber vorgejchrie: 
bene Protofolld » Stämpel. 

In dem letzteren Falle Fönnen feine Schwierigkeiten entftehen, da der 
Stämpel unverändert bleibt ; im erfteren Falle kann die Ausfertigung des 
Protekolles fozleih auf dem claffenmäßigen Stämpel gefchehen, wenn 
fhon im Beginne der Verhandlung, oder der Aufname ded Protofolles, 
bie Größe des Stämpeld erfennbar iſt; ijt jedoch dieß nicht der Fall, wie 
bei Licitationd-Protofollen,, und kann auch nicht auf die Weife dem Ge: 
fege Genüge gefcheben, daß jene Stelle, welche den Beftbot enthält, auf 
dem gehörigen Stämpel gefchrieben und dem Protofolle eingebeftet werde, 
fo wird ein befonderer, auf dem gehörigen Stämpel abgefaßter Vertrag 
aufzufegen fein, und es verſteht ſich von felbft, daß in den Fällen, wo 
eriviefenermaßen ein eigener Vertrag abgefaft wurde, das Protokoll bie 
Stelle einer Urkunde nicht vertritt, ſolglich der einfache Protofollsftämpel 
für dasfelbe genügt. 

Dad Anfinnen, die Parteien von Beibringung der zur Augfertigung 
verſchiedener gerichtlicher und ämtlicher Arte nöthigen Stämpelbogen zu 
befreien, iſt gegen eine der wichtigſten Grundlagen des St. u. T. Geſ. 
gerichtet, und daher durchaus unzuläſſig. (Hofkdecr. vom 10. Juli 1843, 
3. 19,658.) 

9, Der $. 92. ſteht nicht im Wege, daß Pläne, Bauriſſe und 
Zeichnungen im Augenblide, wo wegen deren Verwendung als, Beila- 
gen, ihre Stämpelpflit eintritt, der Stämpelung unterzogen werben, 
indem der erwähnte Paragraph die Nachſtämpelung nur rüdfichtlich jener 
Urkunden und Schriften als unzuläffig erfläret, bie. ſchon bei ihrer Aus— 
ſtellung fämpelpflichtig find. (Heftd. vom 5. April 1841, 3. 3898.) 
10, Bei der gefeglichen Vorſchrift, wornach Duittungen, welche den 
Hoft-Eondurteuren über Dienftbeftreitungen während ihrer Neife von 
Privaten ausgeftellt werden, auf dem entſprechenden Stämpelpapier aus⸗ 
zufertigen find, hat e& zu verbleiben. In jenen Fällen jedoch, in denen 
es wirklich unmöglich fein follte, diefer Vorſchrift nachzuklommen, ift bie 
Bewilligung zur nachträglichen Stämpelung folder Quittungen von Fall 
zu Fall bei der k. k. allgemeinen Hoflammer anzufuchen. (Hoftveer. vom 
5. April 1841, 3. 2820.) 

11. Es unterliegt feinem Anftande, in jenen Fällen, wo bie bean- 
fländete Urfunde oder Schrift, um eine wiederholte Beanftändigung zu 
vermeiden, nach erfolgter Berichtigung der Gebühr und der Strafe nach— 
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träglich mit dem gebührenden Stämpelzeichen verfehen werden muß. Die 
wirkliche Aufdrüdung des Stämpels aber ohne großem Zeitverlufte oder 
fonftige Schwierigfeiten nicht flattfinden fann, weil in dem Orte des 
ftattgehabten Strafverfahrend fein Stämpel-Amt fich befindet, ausnams- 
weije auch mit der Indofjirung nad) den Beftimmungen des $, 105. des 
St. u. T. Gef. vorzugehen. (Hoftd. vom 13. December 1341, 3. 40,964.) 

12. Man findet der Sameral-Gefällenverwaltung bie bierortigen Er⸗ 
läffe vom 14. Juni und 13. December 1841, 3. 12,194 und 40,964 
($. 110. a. $. 92. 11.) mit. dem Beifage in Erinnerung zu bringen, daß 
alle an die Gefällenbezirks = Behörden zum Behufe des Strafverfahren 
von der Buchhaltung gelangenden beanftändeten ftämpelgebrechliden Ur- 
funden und Schriften nad) dem gepflogenen Verfahren, und nachdem bie 
entſprechende Stämpelgebühr eingehoben wurde, in dem Sinne der obigen 
MWeifungen mit dem vorfchriftmäßigen, pder nach Umftänden mit dem Er— 
gänzungsftämpel zu verfehen , oder damit zu indoffiren, und in der Art 
in die Regel geſetzt, an die Buchhaltung wieder zurüd zu fenden find, 
(Hoftd. vom 2, Juni 1843, 3. 17,413+) 

13. Den Antrag, zu geftatten, daß nicht volljtändig ausgefertigte, 
d. i. in den Rubrifen wohl ausgefüllte, aber nicht unterfchriebene, und 
mit feinem Datum verfehene Studienzeugniffe, welche von den Studien- 
Directoren zur Stämpelung gejendet werden, der Erfüllungsftämpelung 
unterzogen werden können, findet man zu genehmigen. 

Es unterliegt aber auch die Umftämpelung der verborbenen, jedoch) 
nicht datirten und nicht unterfchriebenen Studienzeugniß-Blanquetten, uns 
ter Beobachtung der gefeglichen Borfichten, in dem Sinne des $. 107. 
des St. u, T. Gef. vom 27. Jänner 1840, feinem Anftande, (Hoftd. vom 
31. Sänner 1844, 3. 50,884.) 

14. Seine Majeftät haben aus Anlaß einer vorgefommenen 
Anfrage mit a. h. Entfhließung vom 3. December 1844 zu 
befchließen gerubt, daß von dem ſtets beitandenen Grundfage, Daß die Stäm- 
pelabgabe von den ftämpelpflichtigen Eingaben, die bei Aemtern oder Bes 
hörden des ftämpelpflihtigen Inlandes eingebracht werden, zu entrichten 
fei, ohne daß der Wohnort desjenigen, von dem bie Eingabe herrührt, 
eine Ausname zu begründen habe, nicht abgegangen werden fann. 

Um jedoch den Gefchäftöverfehr von Ungarn und Siebenbürgen mit 
den Provinzen des fämpelpflichtigen Inlandes möglichft zu erleichtern, 
haben Se. k. f, Majeftät zugleich anzuordnen befunden, baß über die an 
Behörden oder Aeınter des ftämpelpflichtigen Inlandes durch die Pofan- 
ftalt oder durch Vermittlung einer Öffentlichen Behörde aus Ungarn oder 
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Siebenbürgen einlangenden ungeftämpelten Eingaben bie dem Gegen: 
“ftande derfelben angemeffene Amtshandlung gepflogen und der von der 
Eingabe felbft und deren Beilagen entfallende einfache Stämpelbetrag 
ohne Einleitung eined Strafverfahrend von der Partei im gehörigen 
Wege nachträglich eingebracht werde. (Hofkdeer. vom 24, December 1844, 
3. 49,469.) 

15. Mit dera. h. Entfhließung vom 2, Detober 1841 
baben Seine Majeftät der k. k. allgemeinen Hoffammer die Er— 
mächtigung zu ertheilen geruht, den Actien-Geſellſchaften zur Errich— 
tung von Eifenbahnen, infofern diefe Gefellfhaften von größerem Um— 
fange find, auf ihr Anſuchen die Entrihtung der Stämpelgebühren für 
die Quittungen über die Raten-Einzahlnngen auf ihre Actien, ohne Auf 
drüdung des Stämpeld auf dieſe Quittungen, unter der Bedingung zu 
bewilligen, daß jie ſich durch einen befondern bei der Gameral : Gefällen- 
verwaltung einzulegenden Revers verpflichten, die Stämpelgebühren für 
bie erwähnten Quittungen jedesmal binnen drei Wochen nad) dem Begin- 
nen des Termins, welcher zu diefen Einzahlungen von Fall zu Fall feft- 
gefegt wird, bei der Gefälldcaffa nach der vollen Zahl der Actien, obne 
Unterfhied, ob die Raten» Einzahlungen auf alle Actien geleiftet werben 
oder nicht, zu erlegen, und der Gefällsbehörde bie Einficht in ihre Bücher 
zu geftatten. Bei der Nichtzubaltung diefer Verpflichtungen yon Seite der 
Gefellfhaften hat der Verluſt der ertheilten Begünftigung einzutreten. 
(Hoftd,. vom 10. November 1841, 3. 40,953.) 

16. In Folge der durch allerhöchſte Entſchließung vom 21. Juni 
1842 erhaltenen Ermächtigung wird bewilliget, daß die unter den nach— 
folgenden Buchftaben a, b, c und d angebeuteten Zinfen-Coupond aus- 
namsweiſe ald ftämpelpflichtig erft bei ihrer Verfallszeit, und wenn fie 
zur Zahlung präfentirt werden, betrachtet werden, und daß rüdfichtlich 
- berfelben der Stämpelpflict von Seite der Gefellfchaften durch die Zah— 
Img der Gebühr ohne Aufprüdung ded Stämpeld unter jenen Vorſich— 
-fihten und Modalitäten Genüge geleiftet werden dürfe, welche in Ge— 
mäßheit der a. h. Entfchliefung vom 2. Detober 1841 (Hofkdeer. vom 
10. November 1341, 3. 49,593), bei der Entrichtung der Stämpelgebüh: 
ren für die Duittungen über die Naten= Einzahlungen auf die Actien 
von Eifenbahn-Gefellfhaften ohne Aufdrüdung des Stämpeld auf diefe 
Quittungen in Anwendung zu fommen haben. Diefe Zinfen- Coupons 
find: 

a) jene der noch im Umfaufe befindlichen Actien der Anleihen der 
k. k. pr. erften Eiſenbahn-Geſellſchaft vom 1. Mai 1829 pr. 400,000 fl., 

und vom 1. Jänner 1836 pr. 650,000 fl.; 


- ’ 
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b) jene der Anleihe der k. f. priv. Kaifer Ferdinands-Nordbahn 
vom 1. Juni 1841 pr. 1:400,000 fl.; 

c) jene der Actien der Wolfsberger Eiſenwerks-Geſellſchaft zu 
1000 fl, zur Aufbringung ihres Betriebs⸗Capitals pr. 400,000 fl., und 

d) jene der Partial-Obligationen zu 500 fl. von der Anleihe der 
f, £, priv. Baummwoll-Feinfpinn-Fabrif zu Truman pr. 180,000 fl. 

Die gleiche Bewilligung wird aud in Betreff der Interimd-Scheine 
der Wolföberger Eifenwerfö-Gefellfchaft über die theilweifen Einlagen auf 
die Actien zur Aufbringung ihres oberwähnten Capitals ertheilt. (Hofkd. 
vom 27. Juli 1842, 3. 26,698.) 

17. In Folge der a. h. Ermächtigung vom 21. Juni 1842 wird 
geftattet, daß auch die Actien-Coupons der Wiener Dampfmafchinen-Ge- 
ſellſchaft, bezüiglich auf die Stämpelpflicht, nach jenen Beltimmungen und 
unter jenen Borfichten behandelt werben, die in den Hofkammer-Verord⸗ 
nungen vom 10. November 1841, 3. 40,953, und vom 27. Juli 1842, 
3. 26,698, vorgezeichnet find, (Hofkd, vom 21. November 1842, 3. 43,098.) 

18. Sollte die Iombardifch = venetianifche Eifenbahn = Gefellfhaft e3 
wiünfchen, die Stämpelgebühren für die Empfangsbeftätigungen ber ein⸗ 
zelnen Raten-Einzahlungen auf dem Actien-Interimd-Scheine zu berichti= 
gen, ohne daf das Stämpelzeichen felbft den Empfangsbeftätigungen 
jedesmal beigebrüdt werde, fo fann in dieſen Wunfh unter genauer 
Beobachtung der in dem Decrete vom 10, November 1841, 3. 40,953, 
vorgefchriebenen Bedingungen und Borfichten gewilliget werden. Diefe 
Begünftigung hat jedoch ausfchließend für dieſe Geſellſchaft, der fie hier— 
mit zugeftanden wird, zu gelten, und barf weder auf andere Unterneh- 
mungen, noch auf andere Urkunden ausgedehnt werden. (Hofkdeer. vom 
3. Eeptember 1842, 3. 29,040.) 

19. Ueber das Einfchreiten ber k. k. priv. Millyferzen = Fabrifs = Ac= 
tien-Gefellfchaft wird derfelben die Bewilligung ertheilt, die Stämpelges 
bühren für die, bie Stelle der Actien- Zinfen: Duittungen vertretenden 
Stampiglien-Abdrüde, oder ftampiglirten Empfangsbeftätigungen, erft 
bei Verfallszeit der Zinfen, durch Zahlung der Stämpelgebühr, ohne Auf: 
drückung des Stämpeld, unter denjenigen Bedingungen und Borfichten, 
entrichten zu dürfen, welche mit den Hoffammer=Decreten vom 10. Novem⸗ 
ber 1841, und vom 27. Juli 1842, 3. 40,953 und 26,698, rüdfichtlich der 
Zinfen-Coupons mehrerer anderer Actien-Geſellſchaften feftgefegt wurden. 
(Hofkd. vom 14. Februar 1843 , 3. 53,960.) 

20. Da zur Befchleunigung und Vereinfachung bed Vergütungsge⸗ 
ſchäftes für die bei den — für die Staats⸗Eiſenbahnen 
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vorfalfenden Befhädigungen an Feldfrüchten, Wiefen, Bäumen, oder für 
die Grundeinläfung die bezüglichen Quittungen über die gefchehene Zah: 
lung, gemeindeweife bei den Obrigfeiten , mittelft Verzeichniſſen, werden 
eingeleitet werben, fo wirb zu dieſem Behufe geftattet, daß bei der Aus: 
zahlung ber betreffenden Entfchädigungsbeträge jeder einzelnen Partei jener 
Betrag in Abrechnung gebradht, und von dem Aerar zurüdbehalten werte, 
welcher auf den von ihr quittirten Betrag ald Stämpelgebühr entfällt. 

Bon den zurüdbehaltenen Beträgen find fobann entweder die aufge- 
nommenen Gefammt-Empfangsbeftätigungen mit dem entfprechenden Stäm⸗ 
pel nachträglich belegen zu laſſen, oder vorſchriftmäßig zu indoffiren, und 
zwar fpäteftens binnen vierzehn Tagen nady erfolgter Zahlung fämmtlicher 
in dem Berzeichniffe aufgeführter Bergütungsbeträge. 

Immer aber müſſen ſolche Berzeihniffe mit jenem Stämpel belegt 

oder indoffirt werden, welcher in dem Falle einer abgefonderten Quitti- 
rung jedes einzelnen Pereipienten, im Gefammtbetrage für die in einem 
ſolchen Blatte namentlih bezeichneten Individuen entfallen würde, 
(Hoffd. vom 24. October 1842, 3. 43,755. 
21. Im Anfehung der von Behörben im Correſpondenzwege abver- 
langten Tauf⸗, Trau= und Todtenfcheine von Militär: Perfonen darf das 
frühere Verfahren, nach welchem diefe Scheine unter Beifegung der Clau⸗ 
fel: „Iſt vor der Einhändigung an die Pariei der claffenmäßige Stäm- 
pel aufdrüden zu laſſen“ auf ungeftämpeltem Papiere ausgefertigt wur: 
den, nicht mehr beibehalten werden; fondern dieſe Scheine find fogfeid) 
auf dem vorfchriftmäßigen Stämpel auszufertigen, wobei ed demjenigen, 
in deſſen Intereſſe ihre Ausfertigung Statt findet, überlaffen bleibt, den 
hierzu nöthigen Stämpel beizufchaffen. Da das St. u. T. Gef. allgemein 
befannt gemacht wurde, welches vorfchreibt, daß derlei Scheine nur auf 
vorfchriftmäßig geflämpeltem Papiere ausgefertigt werden dürfen, fo wird 
ed die Sache der requirirenden Behörde fein, dem Feld-Caplan oder 
Superior , oder wer fonft diefe Scheine ausfertigt, die Stämpelgebühr 
zuzuſenden. (Hofk. Rote an den k. k. Hofkriegsrath vom 22. März 1841, 
3. 597. — Allerhöchſte Entfhliegung vom 14. December 1841. 
Hofk. 3. 51,185.) 

22. Mit dem Gircular- Referipte vom 20. Auguft 1815, D. 4560 
war anbefohlen worden, daß in der Folge ſämmtliche Regimenter, Corpo— 
und Militär-Branchen die. Traus und. Tauffcheine aller ihnen unterftehen- 
den Militär-Individuen und deren Kinder in ihrem Archive aufbewahren, 
im Falle der Trandferirung eines ſolchen Individuums aber, die es be- 
treffenden terlei Documente dem Regimente, Corps oder Brande, zu 
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der ed fommt, und bei Penfionirungen dem General-Commande, in deſ⸗ 
fen Bereich der in Rubeftand Verſetzte feinen Aufenthalt wählt, zur ar 
bewahrung zufenden follen. 

Nach dem damals beftandenen Stämpel- Patente konnte die Aufbe- 
wahrung diefer Traus und Tauf⸗Scheine im ungeftämpelten Zuftande ge- 
ſchehen, es war erlaubt, diefelben erft dann ftämpeln zu laffen, wenn 
davon ein Ämtlicher Gebrauch gemacht werden wollte. Da dieß jedoch das . 
neue Stämpelgefeg vom 27. Jänner 1840 nid;t mehr geftattet, und diefem zu 
Folge jeder Tauf- und Traufhein, wenn er giltig fein fol, gleich auf 
dem dafür vorgefchriebenen Stämpelbogen audgefertiget werben muß, ins 
dem eine Nachſtämpelung früher ansgefertigter folder Urkunden nicht mehr 
Statt findet, fo findet fi) der Hofkriegsrath aus Anlaß eines vorgekom⸗ 
menen Falles, wo ein folder ämtlich aufbewahrt gewefener Taufichein 
einer Militär Partei ungeflämpelt binausgegeben, und von biefer auch fo 
vorgelegt worben ift, zur Vermeidung von Stämpelftrafen, die im Leber- 
tretungsfalle eintreten würden, veranlaßt, die Militär-Behörden darauf 
aufmerffam, und zur weitern Publicirung unter der Truppe befannt zu 
machen, daß die in Folge des vbeitirten Reſcriptes bei den Negimentern, 
Corps und Branchen depofitirt befindlichen Tauf- und Trau- Scheine an 
die Parteien nicht hinausgegeben werben bürfen, ſondern daß derlei Be— 
helfe ſtets neu und gleich auf vorfchriftmäßig geftämpeltem Papiere aus: 
zuftelfen find. (Hofkd. vom 31. Juli 1844, 3. 23,529, und Gireulars®erord: 
nung bes k. k. Hoffriegsrathes an fämmtliche Generai:Gommanden, das Marine: 
Dber:Gommando , die beiden Hauptämter, dad Mainger Feſtungs-Gouverne⸗ 
ment und das apoftolifche Feld-Vicariat, dd. Wien den 28. Mai 1944, N, 
3ahl 852.) 
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Es wird Sorge getragen werden, daß fich Seder: 
mann dad nach allen Glaffen des im $. 4. vorgefchriebe- 
nen Stämpelö geftämpelte Papier um den mit der Ge: 
bühr gleichen Preis verfchaffen könne. Es fteht aber auch 
Sedermann frei, gegen Entrichtung der Gebühr fein 
eigenes unbefchriebenes, oder jo weit dieſes Statt fin- 
det (I). 51., 62., 70., 92., 100. und 105.) ſchon Beide 
benes Papier fämpeln zu Taffen. 
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Erläuterung zu F. 03. 


a) Die SS. 92. und 93. des St. u. T, Gef. flehen nicht im Wege, 
daß gedrudte oder lithographirte Blanquetten, wie es bisher gefchehen 
if, auch fünftig, vom Tage der Wirkſamkeit des erwähnten Geſetzes an 
der Stämpelung unterzogen werben. (Hoftd, vom 6. October 1840, 3. 39,306.) 


$. 9. 

Die Urkunden und Schriften, die gleich bei der Aus— 
fertigung auf dem mit dem gefehmäßigen Stämpel ver- 
fehenen Papiere zu fchreiben find ($. 92.), müffen derge: 
ftalt gefchrieben werden, daß fie auf der Seite, wo ſich 
der Stämpelabdru befindet, unmittelbar unter demfel- 
ben anfangen, oder daß der Raum zwifchen der erften 
Zeile und dem Stämpelabdrude auögefüllet fei. 


Erläuterungen zu S, 094. 

1) Es Fann bei der bisherigen Hebung der Stämpelung der Wechſel 
auf der Rückſeite verbleiben. (Hofkd. vom 5. Juni 1844, 3. 17,216.) 

2) E83 wird geftattet, daß die Gefammtftämpelung der Hauptbüder 
von Handelsleuten, Fabrifanten, Apothefern, Handwerkern und Senfa- 
len, wie bisher unter nachftehenden Vorfichten Statt habe: 

a. Darf fie nur bei vollftändig gebundenen Büchern vorgenommen 
werben. 

b. Sind die Blätter mit ftarfen Fäden zweimal zu durchziehen, und 
die Enden der Fäden an den Außenfeiten bes erften und legten durchzoge— 
nen Bogend mit ämtlichen Siegeln zu befeitigen. 

c. Aufdem erften Bogen ift der Gefammtftämpel aufzudrüden und 
darunter yon Amtswegen zu bemerfen, für wie viele Bogen derfelbe zu 
gelten habe, 

d. Iſt die bisherige Ueberficht der Bogenzahl der geftämpelten Ges 
fhäftsbücher fortzuführen, 

e. Kann den Parteien geftattet werben, auch nur einen Theil ihrer 
Gefhäftsbücher durch Einzeln- oder Gefammtftämpelung bezeichnen zu 
laſſen, in weldem Falle jedoch der ungeftämpelte Theil ded Buches außer 
Paraphirung zu Laffen iſt, und auf feine Weife befchrieben, oder zu ir⸗ 
gend einer Gefhäftsvormerfung oder Berechnung verwendet werben darf. 
(Hofl. vom 14. Fcbruar-1843 , 3. 51,486.) 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 24 
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Unter Einem Stämpel darf nur Eine Urkunde oder 
Schrift auögefertiget werden. In Abficht auf die Stäm- 
pelpflicht werden die in dem $. 23. erwähnten Gefchäftd- 
bücher, dann die einer Urkunde beigefügten mehreren 
Legalifirungen (SV. 51., 62., 70.) ald eine Urkunde ans 
gefehen, und ebenfo die am Schluffe der Urkunde über 
ein durch einen Bevollmächtigten eingegangenes Geſchäft 
beigefegte Genehmigung (Ratification) des Machtgeberd, 
und die den Vollmachten für gerichtliche Sachwal— 
ter und Advocaten beigefügten befonderen Erklärungen 
über die Beftellung eines Stellvertreterd oder die Anz 
name der Subftitution als Beitandtheile derfelben Ur- 
£unde betrachtet, die eines befonderen Stämpels nicht 
bedürfen. | | 


Erläuterungen zu (. 95. 


A. 


In wie ferne durch eine Mehrheit der Unterfhriften 
die Berpflidtung zur Entridtung einer mehrfachen 
Gebühr hervorgerufen wird, 

Bei Gefuden. 

1. Aus Anlaß der vorgefommenen Anfrage, ob es geftattet ift, daß 
mehrere Perfonen zufammen ein gemeinfchaftliched Geſuch unter Einem 
Stämpel überreichen, wird der k. — bedeutet, daß in dem Sinne der 
$$. 95., 96., 97. und 98. des St. u. T. Gef. die Ueberreihung eines 
Gefuches unter einem Stämpel von mehreren Perfonen nur dann zuläffig 
ift, wenn diefe mehreren Perfonen zufammen überhaupt, ober wenigftend 
in Bezug auf den Gegenftand des Geſuches ald eine moralifche Perfon, 
als eine Collectio-Perfon betrad:tet werden müffen, ald: Gemeinden, 
Geſellſchaften, Streitgenoffen u, dgl. (Hofkd. vom 8. März 1842, 3. 51,903.) 

2. In dem Falle, wenn von mehreren Mitfchuldigen (Complices 
in ſchweren Polizeisllebertretungen) der Recurs oder der Gnadenweg ge: 
meinfchaftlich mit einer Schrift angemeldet oder betreten wird, ift bloß - 
die Verwendung eines Stämpeldnothwendig, fofern nämlich Diefer von 
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Mehreren überreichte Recurs oder dieſes Gnadengeſuch ein und dasſelbe 
aus dem gemeinfchaftlichen Factum entfprungene Erkenntniß betreffen, 
(Hofkzld. an fämmtliche Länderftellen vom 7, Juli 1843, 3, 18,955 ; und Hof: 
Fammer:Decret vom 10. Auguft 1843, 3. 30,032. Abf. 3.) | 

3) Ueber die Anfrage, ob zwifchen dem Anfuchen eines Einzelnen 
und jenem Geſuche oder Protokolle, worin mehrere oder viele Gontri- 
buenten um eine Steuernachficht bitten, hinfichtfich des Stämpelbetrages 
ein Unterſchied eintrete, wird bedeutet: daß ſich beider Beurtheilung der 
Stämpelpflicht, wenn derlei von. Mebreren gefertigte Gefuche oder Pro: 
tofolfe vorkommen, an den Grundfag zu halten fei, baß die Anzahl der 
Unterforiften, infofern es fih um denſelben Gegenftand handelt, und 
bierbei die Vorſchrift des 5. 95. nicht verlegt wird, auf die Größe des 
Stämpels feinen Einfluß nimmt. (Hoftd. vom 25, Auguft 1841, 3. 23,141.) 

Bei Urkunden des $. 21, | 

4) Auf die Anfrage, ob eine von mehreren Perfonen unterfertigte 
Urkunde des $. 21. Zeugniffe, Vollmachten u. f. w. nur als eine Urkunde 
angefeben, und baher im Sinne bed $.95. auf einem Stämpelbogen aus: 
gefertigt werben bürfen, wird ber k. — bedeutet, daß es bei Beurthei- 
Yung der Stämpelpfliht von berlei Urfunden auf die Beſchaffenheit des 
eoncreten Falles ankomme; immer wird jedoch ber $. 95. bie Grundlage 
der Entſcheidung zu bilden, und hierbei als leitendes Princip zu dienen 
haben, daß eine ſolche von mehreren unterfertigte Urkunde nur dann, 
wenn fie fih rüdfichtlich aller Ausfteller auf ein und” dasselbe Gefchäft, 
auf einen und benfelben Gegenftand bezieht, und die Ausfteller als eine 
moralifche Perfon betrachtet werben müffen, als eine Urkunde angeſehen 
werden könne. (Hofkd. vom 8. März 1842, 3. 43,957.) 

Bei Verträgen. 

5) In dem Falle, als die mit mehreren Robotpflichtigen abgefchlof- 
fenen Verträge in Einer Urfunde zufammen gefaßt werden, ift bie Stäm- 
pelgebühr im Sinne der $$. 95., 96., 97. und 98, nad) der Summe der 
Stämpel zu berechnen, welche zu verwenden gewefen wären, falls für 
jeden einzelnen Contrahenten rückſichtlich der ihn treffenden Verbindlichkeiten 
der Vertrag wäre ausgefertigt worden. (Hofkd. vom 24, März 1842, 3.9959.) 

Bei Quittungen, 

6) In allen Fällen, wo mehrere Percipienten fich unterfcheiden laſ⸗ 
ſen, von denen jeder für ſich abgeſondert über den ihm gebührenden Be— 
trag die Zahlungsbeſtätigung zu leiſten verpflichtet iſt, muß auch von je⸗ 
dem Einzelnen eine abgefonderte, nad dem Betrage geftämpelte Quits 
tung überreicht, oder doch im Falle einer gemeinfchaftlichen Quittung 

24* 
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ber Stämpel fo berechnet werden, daß das Gefäll im Ganzen jene Gebühr 
erhält, welche im Falle einer abgefonderten Quittirung jedes einzelnen 
Percipienten eingefloffen wäre, Dagegen ift bei Behebung eines in con- 
creto für mehrere Percipienten, die gleihfam zufammen nur eine mora= 
Tifche Perſon bilden, angewiefenen Betrages die Duittirung auf einem 
Stämpel nach dem Gefammtbetrage geftattet. (Hoftd, vom 15. December 
1841, 3. 39,243 , und 8, März 1842, 3. 43,957.) 

D In den Fällen, wo die Anweifung auf den Namen einer Ge— 
meinde oder Körperfchaft lautet, und auch von dieſer als einer moralifchen 
Perfon die Empfangsbeftätigung audgeftellt wird, genügt allerdings die 
Abquittirung auf einem Stämpel, wenn auch mehrere Verfonen an der 
Betheilung Theil nehmen, wogegen jedoch, wenn die Quittirung von 
Seite mehrerer Percipienten die in Anfehung des Salzbezuges feine Col- 
Vectiv= Perfon bilden, mittelſt Confignationen erfolgt, dieß die Stämpel- 
pflicht der einzelnen Percipienten für jenen Detrag, der bei einer abge- 
fonderten Duittirung entfiele, nicht aufhebt. (Hofkd. vom 28. Auguſt 1842, 
3. 27,394.) 

8) Auf die Anfrage: ob hinfichtlih der Wein: und Körner-Zehent: 
Pact-Behandlungs = Protofolle der Religiond-Fonds = Herrfhaft N. RN. 
mit jeder einzelnen Gemeinde, oder mit jedem einzelnen Zehenthofden der 
betreffende Vertrag abzufchließen ſei? — wird die Anſicht, daß mit den 
Gemeinden, ald mit moralifchen Perfonen und nicht mit jedem einzelnen 
Zehentholden der Bertrag abzufchließen fei, beftätiget, (Hoftb. vom 26. Sän- 
ner 1544, 3. 44,838.) 


In wie fern durch die Mehrheit derPetita die Verpflich— 
tung zur Entrichtung einer mehrfachen Gebühr hervor— 
gerufen wird. 


1) In einem Geſuche unter Einem Stämpel können allerdings meh: 
rere Petita geftellt werden, infofern fie unter fih im Zufammenhange 
find, und einen und denfelben Gegenftand derfelben Partei betreffen; da— 
gegen ift eine Cumulirung verfchiedenartiger, heterogener, mit einander 
in feinem Zuſammenhange ftehender Gegenftände in einem und bemfel- 
ben Gefuche unter einem Stämpel gegen den Sinn der $$. 95., 96., 
97. und 98. des St. u. T. Geſ., und demnach unzuläffig, fo wie es 
fchon die beftehende Gefhäftsordnung mit fi bringt, daß ſolche Ge— 
fuche, bevor fie in VerhandInng genommen werden, den Parteien zur 
Umänberung zurüdgeftellt werben, (Hoffd, vom 8. März 1842, 3. 6309.) 
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2) Eine Eingabe, durch welche um die Verbücherung mehrerer 
Urkunden eingefchritten wird, bedarf nicht in Anfehung jeder diefer Ur- 
funden eingd befonderen Stümpeld, wobei jedoch vorausgefegt wird, 
daß die Eingabe felbit, welche ald foldhe dem Stämpel unterliegt, nur 
eine ift, und es fih um ein und basfelbe Geſchäft berfelben Partei 
handelt. (Hoftd, vom 7. Juni 1841, 3. 11,418.) 

3) Es fünnen in dem Sinne der $$. 95., 96., 97. und 98, des 
St. u. T. Gef, in einem und demfelben Gefuche mehrere Grundbuchs⸗ 
handlungen nur dann angeſucht werden, wenn fie unter ſich im Zus 
fammenhange ftehen, in dem Sinne bes $. 40. ber Gerichtsordnung 
aus demſelben Factum entſpringen, und es ſi ich um ein und dasſelbe 
Geſchäft derſelben Partei handelt. (Hofkd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

A) Ueber die Frages ob jene Eingaben, welche verfchiebenartige 
Bitten enthalten, unter Einem Stämpel ausgefertigt werden bürfen ? — 
wird die k. k. Gameral-Gefällen-Berwaltung auf das Hoffammer-Decret 
vom 8. März 1842, 3. 6309 gewiefen, und berfelben insbefondere be— 
züglich auf Grundbuchshandlungen bedeutet, daß auch mehrere Grund: 
buchehandlungen in einer Eingabe unter Einem Stämpel nur dann nad- 
gefucht werben dürfen, wenn fie unter fih im Zufammenhange ftehen, in 
dem Sinne bes $. AO. der. Gerichtöorbnung aus demfelben. Fartum ent- 
fpringen und es ſich um ein und dasfelbe Gefchäft derfelben Partei han- 
delt. In dem Sinne diefed Grundfages findet man gegen die in Leber- 
einfiimmung mit der Gameral-Bezirkd : Verwaltung geäußerte Meinung 
rüdfichtlich des Stämpels, welchen bie Eingaben in den von ber legtern 
aufgeftellten ſechs Fällen der Vereinigung mehrerer Bitten erfordert, nicht3 
zu erinnern, 

(Diefe Fälle find folgende: 1. Es wird in einem Gefuche um bie 
Löſchung einer Bormerfung oder Super-Bormerfung, und zugleid um 
die Einverleibung einer Geffion des Rechtes (Saged), worauf bie zu 
löfchende Super-Bormerfung erwirft wurde, gebeten. 2. A. hat von B. 
zwei oder mehrere Schulpfcheine oder Wechfel, oder andere rechtöverbind- 
liche Urkunden enthalten, und legt biefelben dem Gerichte mit der Bitte 
vor, diefe Urkunden auf der Realität C. (oder auf dem Sate D.) des 
B. zu intabuliren oder vorzumerfen, und rüdfichtlich die Super: Intabu=s 
lirung oder Super: Bormerfung berfelben zu bewilligen. 3. Jemand bit- 
tet in einem Gefuche, eine oder mehrere Urkunden auf der Realität A. und 
eine oder mehrere Urkunden auf der Realität (ober bein Satze) B. feines 
Schuldners zu intabuliren (oder vorzumerfen). 4. Es wird in einem 
Geſuche die Bitte geftellt, eine oder mehrere Urkunden auf der Realität A. 
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welche dem B. gehört, zu intabuliren, und eine oder mehrere Urkunden 
auf dem Sage D. des E, vorzumerfen. 5, A, fohreitet in einem Geſuche 
ein, den Sat des B, auf feiner Realität D. und den Sub des E. auf fei- 
ner Realität F (u. f. w.) zu Löfchen. 6. Das Geſuch ift auf die Gewähr: 
anfchreibung und zugleich auf die Einverleibung einer Schuldurfunde auf 
dieſelbe Realität gerichtet, welche jedoch nicht das Gefchäft betrifft, auf 
welches fi das Gefuh um die Gewähranfchreibung gründet. 

Zu 1, Diefe Eingabe erfordert den doppelten Stämpel, welcden, 
nad Berfchiedenheit der Gerichte, die $$. 50, 3. 4. und 61., 3. 3. für 
derlei Geſuche vorzeichnen,, indem bie Löfhung der Super-Vormerfung, 
und die zugleih angefuchte Einverleibung der Ceſſion des betreffenden 
Satzes nicht ein und dasſelbe Gefchäft if. Zu 2. Für dieſes Geſuch ift 
nur der einfache Stämpel nach den obigen Paragraphen erforderlich, da 
dasſelbe nur auf die Einverleibung (oder VBormerfung) von Rechtsan⸗ 
fprüchen auf einer Realität gerichtet ift, fomit ein und dasfelbe Gefhäft 
‚betrifft. Zu 3 bis 5. Für diefe Gefuche ift der nad) den obigen Paragra- 
phen erforderliche Stämpel fo vielmal zu verwenden, ald die Anzahl der 
Realitäten oder Säge ift, auf welche die Einverleibung oder Vormerkung 
(rückſichtlich Super-VBormerfung) erwirft werben will, oder als die An- 
zahl der zu Töfchenden Säge ift. Ebenfo wird in dem Kalle zu 6. der 
Stämpel, welcher nad den obigen Paragraphen für das Geſuch erfor: 
derlich ift, zweimal, nämlich Einmal für die Bitte um die Gewähran 
fhreibung, und Einmal für das Anfuchen um die Einverleibung der 
Schulburfunde zu verwenden fein.) (Hoftd. vom 28. April 1842, 3. 7558.) 

5) Nach der hierortigen Verordnung vom 28, April 1842, 3.7538 
(1. 4.) können mehrere Grundbuchshandlungen nur dann in einem und 
demfelben Geſuche unter Einem Stämpel angeſucht werden, wenn ſie 
unter ſich im Zuſammenhange ſtehen, das heißt, aus demſelben Factum 
entſpringen, und es ſich um ein und dasſelbe Geſchäft derſelben Partei 
handelt. 

Mit dem hierortigen Decrete vom 28. Aprit 1842, 3.7538 (f- 4) 
wurde zur Zahl 2 der von der ob: und nieberöfterreichifchen Gameral:Ge: 
füllen-Berwaltung vorgetragenen 6 Fälle der Bereinigung mehrerer Petita 
allerdings die Anſicht diefer Cameral= Gefällen-VBerwaltung genehmigt, 
welche darin beftand, daß mit einem Gefuche zwei oder mehrere Wedel 
oder Schuldfiheine zur Intabulirung vorgelegt werden können. 

Allein diefe Genehmigung erfolgte ausdrücklich nur in dem Sinne 
des in eben dieſem Derrete vorausgeſchickten allgemeinen Grundfages der 
Identität des Gefihäftes, alfo in der Borausfegung, dag mehrere Schuld⸗ 
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urfunden ober Wechfel unter fih im Zufammenhange find und auf ein und 
dasſelbe Gefchäft fich beziehen. (Hoftd. vom 24, October 1844, 3. 30,233.) 
6) 688 if der Antrag geftellt worden, daß zur Erleichterung der 
Genfiten der Urbare-bei Ablöfung geringer Grundzindbeträge, wo bad Ab- 
löſungs⸗Capital fo Klein ift, daß der Stämpel zum Verfachungsgeſuche 
demfelben gleichfommt, oder ed nody überfteigt, anſtatt ber mit den ein= 
zelnen Genfiten aufzunehmenden Ablöfungsverträge, mit allen Genfiten, 
welche gleihfam in ein Urbar vereinigt find, und deren Giebigfeiten 
abgelöfet werben wollen, nur ein Ablöfungsvertrag zu Stande gebracht 
werde, welcher mit dem ber Summe des ganzen Ablöfungs-Capitaled 
entfprechenden Stämpel zu verfehen wäre, wodurch dann zum Behufe 
ber Berfahung des Ablöfungsvertrages ebenfall® nur ein Gefuch mit dem 
Stämpel von Einem Gulden erfordert würde. 

Dieſem Antrage ift jedoch feine Folge gegeben worden, da ed dem 
Seifte des St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 entgegen fein würde, 
wenn mit Einem Geſuche unter Einem Stämpel die Verfachung mehrerer, 
wenn auch in einer Urkunde zufammengefaßten Berträge nachgeſucht wer⸗ 
ben wollte, die mit verfchiedenen Parteien abgefchloffen wurden, und auf 
die Giebigfeiten und Berbindlichkeiten verſchiedener Realitäten fich beziehen, 
(Hofk. PräfidialDecret vom 13. Juli 1842, 3. 4471— PP.) 

7) Um bie Intabulation und Löfchung kann in Einem Geſuche nur 
infofern angefucht werben, als fie unter fi im Zufammenhange find, 
und einen und denjelben Gegenftand derfelben Partei betreffen. Dagegen 
it eine Cumulirung verfcjiedenartiger, beterogener, mit einander in 
feinem Zufammenhange ftehender Gegenftände in Einem Geſuche unter 
Einem Stämpel unzuläffig. Es kann daher um Intabulation oder Lö— 
[hung aud in einem andern Geſuche cumulativ nur dann eingefchritten 
werben, werm bad Anfuchen um Vorname des grundbücherlichen Arted 
mit dem andern Petitum zufammenhängt, und beide denfelben Gegenftand 
und diefelbe Perfon betreffen. (Hoftv, vom 22. October 1842, 3. 29,897.) 


c. 
Unzuläſſigkeit mehrfacher unter 
Einem Stämpel. 

0 Die Anſicht, daß auf einem Stämpelbogen ſelbſt dann nicht meh⸗ 
rere Urkunden ausgefertigt werden dürfen, wenn der Betrag des auf 
dem Stämpelbogen anfgedrückten Stämpels oder der Geſammtbetrag der 
auf dem Stämpelbogen aufgedrückten mehreren Stämpel ſo hoch iſt, daß 
derſelbe in feinen Theilbeträgen die darunter ausgeſertigten mehreren Ur⸗ 
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funden decken würbe, ift in den Beftimmungen der $$. 94,, 95. und 119. 
3. 3. und 4, begründet, (Hoftd, vom 8. März 1842, 3. 43,957.) 

2) Was die Anfrage der Wolföberger Eifenwerf3-Gefellfchaft anbe: 
langt, ob eine Nachftämpelung der Interimd-Scheine in Folge der Raten- 
Einzahlungen und ihrer Beftätigung auf denfelben auch dann einzutre= 
ten habe, wenn biefe Interimd= Scheine gleich urfprünglih nad dem 
vollen, fih erft durch ſämmtliche Ratenzahlungen ergebenden Betrage 
mit dem Stämpel bezeichnet werben, fo beftimmt ber $. 95. des Gt. 
u. T. Gef., daß unter einem Stämpel nur eine Urkunde oder Schrift 
ausgefertigt werben dürfe, daher eine Nachftämpelung der Interims- 
Scheine für die einzelnen auf denfelben zu beftätigenden Raten:Einzab: 
lungen auch in dem in.diefer Anfrage vorausgefesten Falle einzutreten hat. 
(Hoftd, vom 27. Juli 1842, 3. 26,698.) 

3). Nachtrags-Clauſeln, wenn fie einer bereits abgefchloffenen und 
gefertigten, dann im Falle die Ratification vorbehalten wurde, wenn fie 
einer bereits ratifieirten Urfunde beigefügt werben, find als eine befondere 
Urkunde zu betrachten, und im Sinne des $. 95. des St. u. T. Geſetzes 
fämpelpflichtig. (Hoftammer:Rote an den k. k. Hoffriegsrath vom 22. März 
1841, 3. 2393.) 

4) Wenn verloste Cautiond » Obligationen durch andere erfegt wer- 
den, fo Fann in Gemäßheit des $. 95. des St. u. T. Geſ., wornach uns 
ter Einem Stämpel nur Eine Urkunde oder Schrift ausgefertigt werben 
darf, diefe neue Widmung nicht durch Umänderung ber früheren Wid— 
mung$s = Urkunde ohne neuerliche Verwendung des gefeglichen Stämpels 
geſchehen; fondern ed muß biefe neue Widmung auf dem dafür entfallen 
den Stämpel ausgefertigt werben. (Hofkammer-Note an den #8, Hofkriegs— 
rath vom 31. Juli 1842, 3, 20,323.) 

5) Die auf den Actien = Interimd » Scheinen der Iombardifch-venetia= 
niſchen Eifenbahn: Gefellfhaft indoffirte Beftätigung der geleifteten Ra— 
ten= Zahlungen dient nicht nur dem Inhaber zum Beweife der gefchehenen 
Berichtigung der Rate, fondern auch zur Ermeifung ded Umftandes, daß 
berfelbe nach der berichtigten ganzen Baluta der Actie auf der Grundlage 
biefer einzelnen beftätigten Raten Zahlungen deren Ausfolgung zu fordern 
berechtiget ift. Diefe Beftätigung erfcheint fonach als Feine bloße Vormer- 
fung, fondern muß ald eine von der Geſellſchaft über den Empfang ber 
Raten-Zablungen ausgefertigte förmliche Quittung, umd daher als folche 
als eine felbftitändige, von dem mit dem Stämpel von 25 Centefimi (nad) 
dem früheren Gefete) verfehenen Interimd-Scheine verfchiedene, für ſich 
allein einen Beweis herſtellende Urkunde betrachtet werden, welche foınit 
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mit Rüdficht auf die $. 9., 10. und 78, des St. u. T. Gef, für das lom⸗ 
barbifch-venetianifche Königreich dem Claffenftämpel nad dem jedesmal 
quittirten Betrage uriterliegt. (Hofkd. vom 3. September 1842, 3, 29,040.) 

6) Da nach Anordnung des $. 95. des deutfchen und $, 78.’ bes 
italienifchen Terted ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, unter 
einem Stämpel nur eine Urkunde oder Schrift ausgefertiget werben 
darf, fo muß auch die Retour-Recdnung, wenn fie einem Protefte bei: 
gefügt wird, auf einem abgefonderten Papiere gefchrieben fein, und un- 
terliegt, nad) den $$. 6. und 23. desſ. Gefeged, dem Stämpel von 50 
Gentefimi (30 fr.) für den Bogen. (Hoftd, vom 4, October 1843, Zahl 
33,688, an die lombarbifch = venetianifchen Gameral » Magiftrate,) 


D, 


Unzuläffigfeit, mehrfache Acte in Einer Ausfertigung 
unter Einem einfaden Stämpel zufammen zu faffen. 

1) Beiden Ef, Hypothefen: Aemtern find Gefuche auf einem Stäm- 
pelbogen von 6 Lire vorgefommen, in weldyen yon Parteien um bie Lö— 
fhung von Hypothefen = Einverleibungen gebeten wurde, und in welden 
- zugleich die Erklärung enthalten war, daß die betreffende, auf eine beige 
gefchloffene Urkunde ſich gründende So, bereits vollſtändig — 
worden ſei. 

Es iſt nun die Frage entſtanden, ob eine ſolche Erklärung als eine 
beweiskräftige Quittung ober Beſtätigung ber geleiſteten Zahlung zu be 
trachten, und ſonach eine Gefällß-Lebertretung gegen die Beftimmung des 
$. 95. des deutfchen und $. 78. des italienifchen Terted des St. und T. 
Gef, vom 27. Jänner 1840 vorhanden, oder ob eine berlei Erklärung 
ald wirkungslos und blos in der Abficht, um das Löſchungsgeſuch zu 
begründen, vorgebracht, hauptfächlich aus dem Grunde anzufeben fei, 
weil eine Erflärung dieſer Art von dem Gläubiger wohl nicht aner⸗ 
kannt werden wird. 

Hierüber wurde folgendermaßen entſchieden: 

Das Geſuch um Löſchung einer Hypothefar-Einverleibung kann fos 
‚ wohl im Namen des Gläubigerd, als auch des Schuldners geftellt wer⸗ 
den. Wenn der Gläubiger die Löſchung anfucht, ohne fein Einfchreiten 
mit der, auf dem vorfchriftmäßigen Stämpelbogen ausgefertigten Ber 
weis⸗Urkunde über die richtige Zahlung der Schuld zu begleiten, und 
wenn die Erklärung über die erfolgte Befriedigung in dem Geſuche 
ſelbſt vorkommt, fo ift eine ſolche Erklärung ald eine Gefälls-Ueber— 
tretung gegen die Beftimmung des $. 95. (78,) des St. u, T, Ge. 
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zu betrachten, weil dad dem Schuldner. hinauszugebende Beſcheid⸗Du⸗ 
plicat, ihm ald Beweismittel für die Tilgung feiner Schuld dienen 
würde. 

Iſt dagegen das Geſuch mit der erwähnten Urkunde belegt, ſo 
erſcheint die, in dem Löſchungsgeſuche vorkommende Erwähnung der 
geſchehenen Zahlung, als bloße Beziehung auf eine wirklich beſtehende 
Urkunde, für welche die Stämpelgebühr bereits entrichtet wurde, und 
ändert daher nichts an der Natur und Beſtimmung eines bloßen Lö⸗— 
ſchungsgeſuches. 

Wird aber das Löſchungsgeſuch im Namen des Schuldners über⸗ 
reicht, fo Fann dasfelbe nicht angenommen werben, wenn bie beweis⸗ 
fräftige Urkunde über bie geleiftete Zahlung, oder die Zuftimmung bed 
Gläubigers zur Löſchung, nicht angefchloffen ift, wobei jedoch wieder 
bemerft werden muß, daß, wenn dieſe Zuftimmung in einer beigefchlof- 
fenen Urfunde enthalten ift, und darin ald Grund beifelben die erfolgte 
Zahlung angeführt, dieſe legtere aber nicht durch eine abgefonderte Ur: 
funde erwieſen ift, eine foldhe, die Zuftimmung des Gläubigerd ent: 
baltende Urkunde, nicht dem Stämpel von 75 Eentefimi nad $. 22,, 
fondern dem Glaffenftämpel nad der Beftimmung des $. 9. des St. u. 
T. Gef. unterliegt. (Hoftd, vom 1. Iuni 1843, 3. 14,391, an die lombar⸗ 
difch = venetianifhen Gameral = Magiftrate,) 

2) Die (wenn au) zu einer und berfelben Berhandlung gehörenden 
Trauungs⸗, Geburtd- und Todtenfcheine dürfen nicht cumulativ auf einem 
Bogen mit dem einfachen Stämpel von 15 fr. ausgeftellt werben. (Hofkd. 
vom 16. Juni 1841, 3. 18,243, an den lombarbifchen Gameral:Magiftrat.) 

3) Aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage in Abficht auf Die Stäm- 
pelbehandlung der Stammbäume ift folgende Entfcheidung erfloffen: 

Die von den Parteien felbit entworfenen und ausgefertigten Stamm= 
bäume find, infoferne davon fein ämtlicher oder gerichtlicher Gebrauch 
gemadt wird, fein Gegenftand der Stämpelpfliäyt; werben biefelben 
jedoch ald Beilagen zu den Eingaben überreicht, oder zu den ämtlich aufs 
genommenen Protofollen beigebracht, um eine Leberficht der Verwandt⸗ 
ſchafts⸗Verhältniſſe auf den Grund der vorſchriftmäßig geftämpelt ausge⸗ 
ftellten Tauf⸗, Trauungs= oder Todtenfcheine zu liefern, fo unterliegen ' 
ſolche dem vorgefchriebenen Beilagenftämpel, 

Falld die Stammbäume von den Seelforgern, in Uebereinftimmung 

mit den Pfarrmatrifein audgeftellt oder. beftätigt werben, und fomit biefel- 
ben die Stelle fo vieler Matrifel-Augzüge vertreten, ald darin Geburten, 
Trauungen oder Tobtenfälle erfcheinen, find diefe Stammbäume, da uns 
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ter Einem Stämpel nur Eine Urfunbe ausgefertigt werben darf, mit Rücd: 
ficht auf die $$. 21. und 95, des Stämpel- und Targefeged deutfchen 
Zertes, und $$. 21. und 78. des italienifchen Textes, der Stämpelpflicht 
in der Art zu unterziehen, daß ein derlei Stammbaum mit jenem Stäm- 
pel verfehen werde, welder dem Gefammtwerthe aller jener Stämpel 
entfpricht, mit welchen die in dem Stammbaume enthaltenen Tauf-, 
Trauungs= oder Todtenfalld = Beftätigungen, wenn fie einzeln wären aus⸗ 
geftellt worden, hätten verfehen fein müffen. CHofteer. vom 6. Juli 1843, 
3. 18,247.) 

4) Allerhödfte Entfhließung vom 29. Auguft 1842 
über die Erledigung mehrerer Klagen durch Einen Vergleich. (S.$.31. i.) 
(Hofldeer. vom 7. November 1842, 3. 41,831). 

9) Den Fall ausgenommen, wenn mehrere Individuen zur Familie 
oder Dienerfchaft des Paßwerbers gehören, ift ed unzuläffig, unter Einem 
‚Stämpel einen Paß für mehrere Perfonen auszufertigen. (Hofkdeer. vom 
3. Mai 1842, 3. 11,180.) | 

6) Seine k. k. Majetät haben mit allerhödhfter Ent 
ſchließung vom 20. Februar 1844 zu entfcheiden gerubet, daß 
die Bereinigung von Abfchriften mehrerer Urfunden auf einem und dem: 
felben Stämpelbogen nad) dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
unzuläffig fei, und daß der $. 95. des erwähnten Gefeges auch auf Ab» 
fohriften Anwendung finde *). (Hoftd. vom 24, Mat 1844, 3. 15,602.) 

ND Wenn an einem Gymnafium nur Eine Jahresprüfung gehalten 
wird, wie 3. B. in Sandec und Tarnopol, fo ift Das Zeugniß hierüber, 
nad) ver ausdrücklichen Beftimmung des. $. 21. 3. 2, ded St. u. T. Gef. 
vom 27. Zänner 1840, mit dem Stämpel von 6 fr. zu bezeichnen. 

Wenn aber in einem Jahre zwei Prüfungen gehalten werden, wie 
es gewöhnlich ift, über den Erfolg beider Prüfungen aber nur Ein Zeug- 
niß ausgeftellt wird, fo vertritt dieſes die Stelle zweier Semeftral: Prüs- 
fungszeugniffe, und da jedes einzelne Semeftral = Prüfungszeugniß, nad 
der ausdrüdlichen Beftimmung bes erwähnten $. 21. 3. 2. dem Stämpel 
von 6 fr. unterliegt, fo ift ein Zeugniß, welches den Erfolg zweier Se: 
meftral = Prüfungen beftätiget, mit zwei 6 fr, Stämpeln zu verſehen. 
(Hofkdeer. vom 30. Juni 1843, 3. 19,321.) 


*) Hiermit ift das Hofdecret vom 8. März 1842, 3. 43,957, im nach ſtehen⸗ 
den Punkte aufgehoben: 
»Ebenſo ijt die Anficht richtig, daß der $. 95. auf Abfchriften keine 
Anwendung findet, und daß bei Abſchriften im Sinne der $%. 74.— 76. 
blos die Bogenzahl den Maßſtab der Stämpelgebühr bildet.« 
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8) Hierher gehören auch die $. 21. C., D. A. und E. 38, in Betreff 
ber Zeugniffe auf Geld⸗ und anderen Urkunden, und ber Cumulation 
mehrerer Zeugniſſe mitgetheilten Hofdecrete. 

Ausnamen: 

a) Mehrere Legalifirungen , welche einem Documente beigefeßt wer 
den, erforbern in Gemäßheit des $. 95. ded St. u, T. Gef. nur einen 
Legalifirungd= Stämpel, (Hofkd. vom 3. Mai 1841, 3, 3475.) - 

b) Siehe $. 6. f. das in Betreff der Ratificationen unterthäniger - 
Berträge erfloffene Hoffammerbecret vom 18. April 1843, 3. 11,301. 


$. 96. 

Werden in einer Urkunde mehrere auf ein und das⸗ 
felbe Gefchäft Bezug nehmende Beftimmungen zufammen- 
gefaßt, wird z. B. in demfelben Kaufvertrage der Kauf: 
fchilling feftgefeßt, der Empfang deöfelben beftätiget, und 
die Bewilligung zur Einverleibung in die öffentlichen 
Bücher ertheilt, oder in einem Schuldfcheine dem Gläus 
biger zur größeren Sicherheit der Schuldforderung ein 
Pfand oder eine Bürgfchaft beftellt, fo ift dazu der Stäm⸗ 
pel nad) derjenigen Beſtimmung zu verwenden, welche in 
Bergleichung mit den übrigen den höchften Stämpel er: 
fordert. 

Wurden jedod in einer Urkunde mehrere in Verbin- 
dung ftehende Gefchäfte, die fich auf verfchiedene Gegen 
ftände beziehen, zufammen gefaßt, wird z. B. in derfelben 
Urkunde die Veräußerung mehrerer Realitäten bedungen, 
und der Kauffchilling für jede abgefondert ausgedrückt, 
oder bei einem Pachtverkrage der Pachtfchilling beftimmt 
und dem Pachter zugleich der vorhandene Vorrath an 
Getreide u, f. w. Fäuflich überlaffen, fo unterliegt die 
Urkunde in dem Falle, ald für jedes diefer Gefchäfte ein- 
zeln genommen die Stämpelgebühr nad) der Größe des 
Geldbetrages zu entrichten wäre, dem Stämpel nach der 
Summe aller einzelnen Geldbeträge (9.10); in dem Falle 
aber, als dieſe Gefchafte theild dem ee nach der 
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Größe des Geldbetrages, theild dem Stämpel in einem 
unveränderlichen Betrage oder verfchiedenen mit einem 
unveränderlichen Betrage feitgefeßten Stämpeln unter- 
worfen wären, dem Stämpel nach demjenigen Geſchäfte, 
welches in Vergleichung mit den übrigen den höchiten- 
Stämpel erfordert. 


Erläuterungen _ S. 096, 


1) Die Anſicht, daß eine Vertrags = Urkunde über einen Gegenftand, 
nad) deffen Werthe die Urkunde einen geringeren Stämpel als von 15 fr, 
erfordert, worin aber zugleich die Bewilligung zur Anfıhreibung in Bes 
treff desſelben Gegenſtandes ertheilt wird, nur nach $. 14. dem geringeren 
Stämpel unterliege, und nicht jenem von 15 fr. nad $. 22., weil ber 
$. 22. ausdrücklich blos die in einer befondern Urkunde ertheilte Anſchrei⸗ 
bungsbewilligung dem Stämpel von 15 fr. unterwirft, — daß.aber für 
den Fall, wenn in einer Urkunde mehrere in Berbindung ftehende Ge— 
ſchäfte, die fih auf verfchiedene Gegenftände beziehen, zufammengefaßt 
werden, 3. B. in derfelben Urkunde die Veräußerung einer Realität be= 
dungen, und allenfalls für eine andere Realität die Bewilligung zur Lö— 
fung oder Einverleibung ertheilt wird, dann dieſe Iegtere Beſtimmung 
allerdings als eine befondere Urkunde zu betrachten fei, für welche der 
Stämpel nad 8.22, mit 15 fr, gewählt werben müßte, wenn biefer höher 
ald der Stämpel nad der Größe des Gelbbetraged für bie veräußerte 
erſte Realität entfiele, — wird genehmiget. (Hofkd. vom 24. Aprit 1841, 
3. 3421.) 

2) Die Anficht, daß in Gemäßheit des 8.22. ded St. u. T. Geſetzes 
nur die in einer befonderen Urkunde ertheilte Bewilligung zur Einfchrei= 
bung, Umfcpreibung oder Löſchung in den Hypothefen » Büchern dem da⸗ 
ſelbſt beftimmten Stämpel von 15 fr, für ven Bogen unterliege, ift dem 
Sinne dieſes Gefeg-Parngraphes entfprechend , da für den Fall, als eine 
folhe Bewilligung in der über dad Hauptgefchäft errichteten Urkunde auf: 
genommen erfcheint, der für die Lestere vorgefchriebene Stämpel, mit 
Berüdfihtigung der Beftimmung des $. 96. ($. 79. des Geſetzes für das 
Iomb. = venetianifche Königreich) des bezogenen Gefetes einzutreten hat, 
(Hoftd. vom 28, Auguft 1841, 3. 32.885, an ben lomb. Gameral:Magiftrat.) 

3) Eine Bertrags-Urfunde über einen Gegenftand, nach deffen Werth 
die Urkunde einen geringeren Stämpel ald von 15. fr. erfordert, worin 
aber zugleich die Bewilligung zur Anfchreibung in Betreff desfelben Ge— 
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genftandes eriheilt wird, unterliegt dem Stämpel nach $. 14., und nicht 
jenem nad) $. 22,, weil der $. 22. ausdrücklich nur die in einer befondern 
Urfunde ertheilte Anfchreibungs = Bewilligung dem Stämpel von 15 kr. 
unterwirft. (Hoftd, vom 6. März 1842, 3. 3258.) 

4. Da vermöge des $. 96. des St. u. T. Gef. die Bewilligung zur 
Einverleibung in die Öffentlichen Bücher in der Urfunde über das Befig- 
veränderungs⸗Geſchäft felbft ertheilt werden Fann, fo kann vermöge des 
Schlußſatzes des $. 98. diefe Bewilligung aud in das Protokoll, welches 
die Stelle der Befigveränderungd-Urfunde vertritt, aufgenommen werden. 

Wird die Einverleibungg - Bewilligung, welche, wenn fie in einer 
befondern Urkunde ertheilt wird, dem im $. 22. des St. u. T. Gef. 
feftgefegten. Stämpel unterliegt, in die Urkunde über die Befigverände- 
rung, oder in das anftatt diefer Urkunde errichtete Protokoll aufgenom- 
men, fo daß fie als eine ſich auf diefe Befigveränderung , beziehenbe 
Beſtimmung des Inhalted des Documentes erfcheint, fo unterliegt fie 
an und für fih, je nachdem ein eigener Werth darin ausgebrüdt ift 
oder nicht, entweder dem im $. 7. oder dem im $. 17. des Stäm- 
pel: und Tax -Geſetzes vorgefchriebenen Stämpel, und der Stämpel 
für dad Document, weldem die Einverleibungs - Urkunde beigerüdt ift, 
wird nad) dem 1. Abfage des $. 96. ded Stämpel- und Tax-Geſetzes 
in der Art zu ermitteln fein, daß felbed nur dann jenen Stämpel, den 
die Beftimmung der Einverleibung an und für ſich fordert, zu erhalten 
hat, wenn 'diefer Stämpel in Vergleihung mit den übrigen in derfel- 
ben Urfunde oder demfelben Protofolle enthaltenen und auf dasſelbe .Ge: 
fhäft Bezug nehmenden Beftimmungen ber höchſte ift. (Hofkd. v. 24, April 
1842, 3. 2246.) 

5. Eine Ouittung, welche die Bewilligung zur Löfhung enthält, ift 
nad) der Verfügung der $$. 96. und 22. des St, u. T. Gef, nur dann 
mit dem 15 fr. Stämpel zu verfehen, wenn der Claſſenſtämpel nad) dem 
Betrage der quittirten Summe Fein höherer iſt. (Hofkd. vom 22, October 
1842, 3. 29,897.) . | 

6. Allerhöchfte Entfchliefung vom 22. Juli 1844 in Betreff der 
Urfunden, mit denen ein Pfandredt eingeräumt wird. (S. $.7, A. 4,” 





*) Dadurch find nachftehende Hoffammer-Decrete bezüglich des eigentlichen 
Gegenftandes der Entfcheiduug aufgehoben, welche aber bezüglich der 
fonftigen Beleuchtung des $. 96. noch immer vom Belange find, 

a) Vermöge des $. 96. des St. u. &. Gef. ift zu einem Schuldfcheine, in 
welchem zugleich ein Pfand beftellet wird, der Stämpel nach dem Be: 
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7. Die Raufverträge über unbewegliche Sachen, worin der Käufer 
den Kaufſchilling ganz oder theilmeife, durch Lebername der Hypothekar⸗ 
Schulden zu tilgen verfpricht, find bezüglich auf den Stämpel, nad 
dem erften Abfage des $. 96. des St. u. T. Gef, zu behandeln; indem 
ed fich in diefem Falle, felbft wenn die Affignation durch den Beitritt des 
Affignatars zur vollfländigen wird, doch nur um eine Zahlungs: Moda: 
lität handelt, alfo um mehrere, auf ein und basfelbe Gefchäft Bezug 
nehmende Beftimmungen. 

Uebrigend wird ausdrüdlich im zweiten Abfage bes ß. 96. voraus⸗ 
gefegt, daß die mehreren, in eine Urkunde zufammengefaßten, und auf 
verfchiedene Gegenftände fich beziehenden Gefchäfte , untereinander in 
Berbindung fiehen, weßhalb, wenn es ſich um mehrere, unter fich nicht 
in Berbindung ſtehende Gefchäfte handelt, der gefegliche Stämpel nad 
jedem einzelnen Gefchäfte zu verwenden ift, indem eine Cumulirung 
von Gefchäften, die nicht unter fih in Verbindung ſtehen, gemäß des 
$. 95. und $. 119., 3. A. des St. u, T. Geſ., unzuläffig iſt. ( Hofloeer. 
vom 8. Sänner 1843, 3. 48,668.) 





trage ded Darlehens oder des Pfandes zu verwenden, je nachdem er, 
nach dem in der Urkunde ausdrüdlich oder beziehungsweife angegebenen 

Werthe des einen oder des andern höher entfällt, und es ift bei Voll⸗ 
ziehung des erwähnten d. 96. zur Berechnung, nach weldyer der meh: 
reren im einer Urkunde enthaltenen, auf dasſelbe Gefhäft Bezug neh— 
menden Beftimmungen der höchfte Stämpel entfalle, auf alle die. Höhe 
des Stämpels bedingen&%n Umftände Rüdficht zu nehmen. Sit der 
Geldwerth des Pfandes weder ausdrüdlich angegeben, noch beziehungs= 
weife zuentnehmen, fo entfäut die Stämpelgebühr allerdings nad) $. 17., 
vorauögefegt, daß nicht der Darlehensvertrag einen höhern Stämpel 
bedingt. CHoftd. vom 6, März 1842, 3. 5854.) 

b) Wird jedoch der Werth des zum Pfande beftimmten Objectes nicht 
in der Urkunde felbft angegeben, oder duch Beziehung auf andere 
Urkunden, Schriften, Bücher oder Rechnungen ausgedrüdt, fo befteht 
Leine Borfchrift, daß derfelbe zur Bemeſſung ded Stämpels, z. B. bei 
einer Realität, durch Einſicht des Grundbuches, der Landtafel oder 
des Gatafterd, woraus etwa der Werth der Realität ziffermäßig zu 
entnehmen wäre, erhoben werden müffe. Dagegen ift bei der Bollzie- 
bung des erwähnten $, 96. des St. u. T. Gef. zur Berechnung, nach 
welcher der mehreren, in einer Urkunde enthaltenen auf dasſelbe Ge- 
fhäft Bezug nehmenden Beftimmungen der höchſte Stämpel entfalle, 

- allerdings auf alle die Höhe des Stämpels bedingenden Umftände, alfo 
auch auf die Verwendung der Einlagsbögen Rüdficht zu nehmen, (Hoftd. 
vom 1. März 1841, 3. 51,979, und vom 20, April 1841, 3, 477.) 
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8) Ueber die von ber camera di diseiplina notarile in Mailand 
vorgelegten Fragen: 

Können in denfelben Act unter Einem Stämpel auf dem erften Bo— 
gen, welcher dem Gefchäfte, das ben höheren Stämpel erfordert, ent: 
fpricht, zufammengefaßt werben: 

1. Der Berfauf mit der gleichzeitigen Verwendung bed Kauf: 
ſchillings zur Befriedigung der Hypothefar-Gläubiger, 

2. der Berfauf mit einem gleichzeitigen Anleben zur Zahlung des 
Kaufſchillings an den Verkäufer oder feine Gläubiger, 

3. die Aufname eined Anlehend mit der gleichzeitigen Befriedigung 
eines Gläubigerd des Empfängers des Anlehens, 

4. der Berkauf verfchiedener Tiegenden Gründe, welchen ein Berfäu- 
fer mit mehreren Käufern abfchließt, | 

5. mehrere Darlehen an eine und diefelbe Perfon gegen biefelbe 
Hypothek, | 

6. der Berfauf Tiegender Gründe mit einem Livellar-Bertrag Ccol 
livello) oder Erbpacht an den Berfäufer oder eine fonft von ihm be= 
ſtimmte Perfon, 

7. der Berfauf des Nutzeigenthums mit der Anerkennung bed Ober- 
eigenthümers, — 

8. die Zahlung, welche ein Schuldner einem ſeiner Gläubiger im 

Grunde mehrerer Schuldſcheine leiſtet, — wird bedeutet: 

| Zu 1. Wenn in einer Urkunde ver Verkauf einer Realität, und 
die Bertheilung des Kaufſchillings an bie Vläubiger des Verkäufers zu⸗ 
fammen gefaßt wird, fo tritt der im 2. Abfate des $. 96. des deutſchen, 
und $. 79, des ital, Tertes des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
vorgefehene Fall ein, indem es fich hier nicht um mehrere Verfügungen, 
welche fih auf dasfelbe Gefchäft beziehen, fondern um mehrere Gefchäfte 
handelt, die mit einander in Verbindung ftehen, und fich auf verfchiedene 
Gegenftände beziehen. Es ift nicht dasfelbe, wenn der Verkäufer erflärt, 
den Kaufichilling erhalten zu haben, oder wenn die Gläubiger ald Affig- 
natare bed Kaufſchillings dazwifchen treten, eine foldye Erklärung abzuge- 
ben; denn der Verkauf mit der Uebername des Kauffchillings, deffen 
Zahlung dem Käufer beftätiget wird, find Verfügungen, welche fih auf 
dasſelbe Gefchäft beziehen; aber die Anmeifung des Kaufpreifes an einen 
Dritten, welder ihn für einen andern Gegenftand erhält, ift ein vom 
Berkaufe verſchiedenes Gefchäft, und bezieht fich auf einen für ſich befte: 
henden Gegenftand. In diefem Falle unterliegt die Urfunde dem Stäm- 
pel nad der Gefammtfumme der einzelnen Gelbbeträge, 


@ 
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Zu 2. Wenn mit einer und derfelben Urfunde ein Kauf und Ber: 
fauf, die Verabreichung einer Summe von einem Dritten an den Käufer 
zur Bezahlung des Kaufſchillings und die Anweifung einer folden Summe 
an einen Gläubiger des Verkäufers beftätigt wird, fo iſt es offenbar, 
daß in diefer Urfunde drei verſchiedene Geſchäfte zufammengefaßt find, 
welche zwar mit einander in Verbindung fiehen, ſich aber auf drei ver⸗ 
fehiedene Gegentände beziehen, denn der Kauf und Verkauf, der Dars 
lehensvertrag mit dem Käufer, die Anweifung und gleichzeitige Zahlung 
des Kaufpreiſes an den Gläubiger des Verkäufers find drei verfchiedene Ge» 
fhäfte und nicht Ein Gefhäft, und bezieben fich auf verfchiedene Gegen- 
ftände. 

Wenn daher der Kaufpreis 3000 fl. C. M. (9000 Lire), das Dar 
lehen 3000 fl. C. M. (9000 Lire) und die dem BVerfäufer abgenom⸗ 
mene Schuld 3000 fl. C. M. (900 Lire) beträgt, fo erhält man 
9000 fl. C. M. (27,000 Lire) ald die Gefammtfumme der einzelnen 
Geldbeträge, wornach der erfte Bogen der Urfunde den Stämpel von 
20 fl. C. M. (60 Lire) erfordert. 

Zu 3. Wenn in einer und derfelben Urkunde die Aufname eines 
Anlehend mit der bezüglichen Empfangsbefcheinigung und die Verwen⸗ 
dung der ausgeliehenen Summe zur Bezahlung einer Schuld an eine dritte 
Perſon, welche ihrerfeits die erhaltene Zahlung quittirt, zuſammen⸗ 
gefaßt werben, fo find in einer Urkunde zwei Geſchäfte, welche fich auf 
zwei ganz verſchiedene Gegenftände beziehen, verbunden worden, daher 
diefe Urfunde dem Stämpel nach der Gefainmtfumme der einzelnen Geld: 
beträge unterliegt. 

Zu 4. Die Urkunde, welche den Verkauf verfchiebener Tiegender 
Gründe von einem Verkäufer an mehrere Käufer enthält, ift wörtlich 
im 2. Abfage des 8. 96. (79) berüdfichtigt, und fordert den, der Ge: 
ſammtſumme der einzelnen Beträge entfprechenden Stämpel. 

Zu 5. Mehrere Darlehen, welche einer und derfelben Perfon gegen 
diefelbe Hypothek, aber von verſchiedenen Perfonen gegeben werden, find 
- eben fo viele befondere Geſchäfte, ald Darlehen vorhanden find, und 
deßhalb muß auch diefe Urkunde mit dem Etämpel nad der Gefammt- 
fumme aller Darlehen verfehen werben. 

Zu 6. Der Verkauf eined liegenden Grundes ift Ein Gefhäft, und 
der LivellarsBertrag oder Erbpacht bezüglich de Grundes an den Ber: 
fäufer felbit, oder an eine andere Perfon gegen eine jährliche Leiftung im 
Gelde ift ein zweites Geſchäft. Jedes der beiden Gefchäfte unterliegt - 
dem Stämpel nad dem Gelbbetrage; es muß ei eine Urkunde, welde 

v. Schwarg Etämpelvorfchriften, 25 
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einen Berfauf und einen Livellar - Vertrag (il livello) oder Erbpacht 
zugleich enthält, nad den Beitimmungen des $. 96. ($. 79) nach der 
Gefammtfumme des Kaufpreifes und des Livellar-Zinfes oder Erbpadt- 
ſchillings, welcher nad) den $$. 10., 11., 12. und 13. des St. u. T. 
Geſ. zu berechnen ift, geftämpelt fein, 

Zu 7. Der Berfauf des Nutzeigenthums, wenn gleich unter Mit⸗ 
wirkung des Obereigenthümers, iſt ein von jenem verſchiedenes Geſchäft, 
wo der Obereigenthümer in demſelben Aete den Erwerber als ſeinen 
Livellar-Pächter anerkennt, und das bedungene Laudemium erhält *). Um 
daher den Stämpel der Urkunde, welche dieſe verſchiedenen Geſchäfte 
enthält, zu beſtimmen, muß zum Verkaufspreiſe der 20jährige Betrag 
des jährlichen Canon, oder der Betrag des Laudemiumd, und zwar 
je nachdem der eine oder der andere einen höhern Stämpel erfordern 
würde, wenn die Anerkennung des Erbpächters und die Entridtung bes 
Laudemiumd (Beftimmungen, welche ſich auf dasfelbe Geſchäft beziehen) 
in einer befondern Urfunde zufammengefaßt wären, gefchlagen werden. 

Zu 8. Die Duittungen, welde der Gläubiger feinem Schuldner 
über eine von diefem erhaltene Geldſumme ausftellt, unterliegt dem Stäms 
pel nach der ganzen Geldfumme, wenn gleich die Zahlung im Grunde 
verfchiedener Schuldfcheine erfolgt; denn es könnten auch fo viele Quit— 
tungen ald Sculdfcheine auögeftellt worden fein, und jede derfelben 
einzeln genommen würde den Claſſen-Stämpel erfordert haben. (Hoftber. 
vom 3. Mai 1541, 3. 1116.) 

9. Hierher gehören auch das 8. 7. CA angeführte Hoffo, in Betreff 
der Leichenvereinsbüchel , und 

10. das 8. 17., 3. angeführte, in Betreff der Bollmachten, dann 

11. die $$. 10, 4,, 5. mitgetheilten en bezüglich der Sub- 
arrendirungs-Berträge. 


$. 97. 
Nenn bei einer Gerichtö- oder anderen Behörde, 
einem Amte oder einer Qhrigkeit ein Protofoll aufgenom⸗ 


Es befteht nämlich im Grunde der gefeglichen Beftimmungen die Nebung, 
den Berkauf des Nutzeigenthums unter Mitwirkung des Obereigen: 
thümers (in concorso del’ direttario) in einen Act zufummenzufaffen, 
welcher Tester, indem er zu dem gedachten Verkauf feine Zuftimmung 
ertheilt, den Erwerber als feinen neuen Livellar = Pächter anerkennt, 
und dad vertragämäßige Laudemium empfängt. Bemerkung der 
camera notarile di Milano. 
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men wird, jo Eönnen, fo weit ed der Raum geftattet, in 
der Regel ($. 98.) alle dasfelbe Gefchäft, mithin inöbe- 
fondere diefelbe Nechtöangelegenheit betreffenden Ver— 
bandlungen, wenn fie auch an mehreren Gerichtö: oder 
Amtötagen gepflogen werden, auf dem nämlichen Stäm: 
pelbogen verzeichnet werden. 


Erläuterungen zu ſ. 97. 


1. Der $. 97. des neuen St. u. T. Gef. geftattet, daß Tagſatzun⸗ 
gen in flreitigen Rechtsangelegenheiten, in fo weit ed der Raum zuläßt, 
und infoferne fie ſich auf dasjelbe Rechtögefchäft beziehen, auf einem und 
demfelben Stämpelbogen gefchrieben werben. (Hofkd. vom 29, Auguft 1841, 
3. 14,057. — Juſtiz-Hofdecr. vom 23. März 1341, 3.1528.) 

2. Ein mündliches Anbringen um Erftredung einer Frift zu einer 
Verhandlung in Streitfahen, welches mit der Verhandlung ſelbſt 
in unmittelbarer Berbindung fleht, erfordert, wenn es einem ohnehin 
‚gehörig geftämpelten Protofolld = Bogen beigefügt wird, nad) $. 97, des _ 
St. u. T. Geſetzes nicht einen befondern Stämpel. (Hofkd. vom 14, Juni 
1841, Zahl 1659.) 

3. Das Berfahren, wornach über mündliche Anbringen der Par⸗ 
teien um Tagſatzungs-Verlängerung eigene Protokolle aufgenommen 
werden, welche den durch das Geſetz vorgeſchriebenen Stämpel zu erhal- 
ten haben, wird zur Kenntniß genommen. ——— vom 22. Sept. 1841, 
3. 38,617.) 

4. Infoferne die Stämpelpflichtigfeit ver bei Inventuren, Schätzun⸗ 
gen, Verſteigerungen, Augenſcheinen u. ſ. w. aufzunehmenden, dasſelbe 
Geſchäft betreffenden Commiſſions-Protokolle eintritt, kann das Proto— 
koll, ſoweit es der Raum geſtattet, auf einem und demſelben Stämpel- 
bogen, wenn glei an verfchiedenen Tagen, fortgefegt werben. Diefes 
ift nur dann nicht zuläffig, wenn von der nämlichen Partei in einem 
Protokolle verfchiedene Bitten, die eben fo viele befondere fchriftliche 
Eingaben erfordert hätten, geftellt, oder von verfhiedenen Parteien der⸗ 
lei Bitten angebracht werden, und ſonach der Fall vorhanden ift, daß 
das Protokoll die Stelle einer Rämpelpflichtigen Partei-Eingabe vertritt, 
(Hoflammer:Deer, vom 12. Auguft 1841, 3. 31,444. — Juſtiz-Hofdecret vom 
6. Juli 1841.) BR 
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$. 98. 
Bon der Anordnung des $. 97. ilt der Fall ausge- 
nommen, wenn in einem Protokolle mehrere der Gefchäfte 
vorkommen, welche nach den I. 31., A3., 54., 65. und 
73. verfchiedenen Gebühren unterliegen. In diefem Falle 
muß jeder einzelne in dem Protokolle enthaltene Act mit 
dem feiner Eigenfchaft entfprechenden Stämpel verfehen 
feyn. Nur wenn ein Protokoll die Stelle einer Urkunde 
($0. 6. bis einfhließig 24.) vertritt, ift fih an die im 
d. 96. gegebene Vorſchrift zu halten. 


Erläuterung zu ). 08. 


a) Wenn bei gerichtlichen Vergleichen, in dem Bergleidhe zugleich 
eine Uebergabe von Efferten und Pfandftüden, oder eine Zahlung ent« 
halten ift, oder überhaupt mehrere und verſchiedene Rechtögefchäfte in 
diefe Vergleiche einbezogen werben, fo muß für den Vergleich der Ber: 
gleichsſtämpel nad) den $$. 31. und 43. des St. u. T. Gef. ($. 43. 
ital. Tert) bezahlt werden; rüdfichtlid der übrigen, mit dem Vergleiche 
in Verbindung gebraten Geſchäfte aber, in Anfehung welcher das 
Vergleichs⸗Protokoll die Stelle einer Urfunde vertritt ($$. 54., 65. und 
73. des deutfchen, und $$. 45. und 56. des ital. Terted des St. u. T. 
Gef.) Hat der gefeglihe Urkundenſtämpel in Anwendung. zu lommen, 
wobei die Gebühr insbefondere mit Rüdfichtname auf den $. 96. des St. 
u. T. Gef. ($. 79. ital. Tert) zu berechnen iſt. (Hofkd. vom 7, November 
1842, 3. 41,831.) 


$. 99, 


Wenn eine Urkunde oder Schrift mehrfach auöge- 
fertiget wird, fo muß jeded Exemplar mit demfelben, 
für diefe Urkunde oder Schrift feſtgeſetzten Stämpel ver: 
fehen feyn. Die Ausnamen von diefer Vorſchrift find in 
den Sb. 37., 47., 55., 57., 66. und 91. enthalten. 


Erläuterungen zu ). 90. 


1. Die Anfiht, daß die Dupficate ber Urtheile ober ftämpelpflichti= 
gen Erfenntniffe in ftreitigen Angelegenheiten dem Stämpel ber erften 
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Exemplare unterliegen, da die Duplicate nur erneuerte Ausfertigungen 
ſind, und nach dem Geſetze die Kraft der Originalien haben, wird als 
dem Geſetze entſprechend genehmiget. (Hofkd. vom 6. November 1841, 3.7959.) 

2. Die Empfangsbeftätigungen, worin ſich auf eine befonders aus: 
geftellte geftämpelte Quittung bezogen wird, unterliegen, zu Folge des 
$. 99, des St. u. T. Gef. dem gefeglichen Stämpel, wie die Quittun— 
gen überhaupt. (Hoftd. vom 8. Jänner 1843, 3. 43,668.) 

3. Die Parien der Stiftbriefe unterliegen, ohne Rüdfiht auf bie 
Anzahl derfelben, die ausgeftellt wird, oder ben politifchen VBorfchriften 
gemäß ausgeftellt werden muß, jedes nad) SS. 99. des St. u. T. Gef. 
dem gejeglichen Stämpel. (Hofkd. vom 1. Deermber 1842, 3. 42,461.) 
4. Auch das dritte, dem Kreisamte vorzulegende Eremplar eines 
Robot⸗Reluitions⸗Contractes, und wenn ein folcher Contract in mehreren 
Parien ausgefertiget werden follte, auch alle übrigen ausgefertigten Erem⸗ 
plare, find dem gefeglichen Stämpel zu unterziehen, da das Geſetz dieß— 
falls eine Ausname nicht feſtſetzt. (Heftd. vom 1. November 1842, 3. 38,735.) 


8. 100. 


An der Regel hat das Stämpelpapier zur Auöfer- 
tigung eines gerichtlichen Urtheiled, oder flatt deö Ur: 
theiles zu erlaffenden gerichtlichen Erkenntniſſes eriter 
Snftanz (99. 35-, 36., 37., dann 46. und 47.), wenn beide 
ftreitenden Theile anmwefend find, jeder für fih, und 
wenn eine Partei fich contumaziren läßt, die anwefende 
für beide Theile im fchriftlichen Verfahren bei der Into» 
tulirung der Acten und im mündlichen Berfahren bei dem 
Schluffe der mündlichen Verhandlung dem Acten Ber: 
zeichniffe (rotulus actorum) beizufchließen, oder dem Er- 
peditor des Gerichtes oder deffen Stellvertreter zu über: 
geben. In dem letzteren Falle ift die Betätigung des er: 
wähnten Beamten über den Empfang ded Stämpelpapierd 
dem Acten:Berzeichniffe beizulegen, Bon der Beilegung 
des Stämpelpapierd oder der Empfangäbeftätigung iſt 
in dem bemerkten Verzeichniffe ausdrücklich die Erwäh— 
nung zu machen. | 


30 


8. 10. 


Ausnamen hiervon find : 


1. Wenn ein Theil ſich contumaziren laͤßt ‚ und dem 


abmwefenden, nicht aber auch dem anwefenden Theile, 
wegen gefeglich erwielener Armuth, die Stümpel- 
freiheit zukommt ($. 90.), fo ift von dem Letztern nur 
dad Stämpelpapier zu dem für ihn felbft beitimmten 


Exemplare des Urtheiles oder ftatt des Urtheiled zu 


”n 


erlaffenden gerichtlichen Erfenntniffes einzulegen, 
für den abwefenden Theil aber das Urtheil oder Er— 
kenntniß auf ungellämpeltem Papiere auözufertigen. 
Eben fo ift auch dann vorzugehen, wenn einem Ab- 
wefenden, aus dem Grunde, weil deffen Aufenthalt 
unbekannt ift, von Amtöwegen ein Vertreter be- 
ftellet wird, mit dem Unterfchiede jedoch, daß in 

diefem Falle die Stämpelgebühr vorzumerken if, 


. Wenn ein Theil fih contumaziren läßt, und der 


anmefende, nicht aber auch der abweſende Theil die 
Befreiung vom Gebrauche des Stämpeld genießt 
(8). 37., 47., 84., 86. und 90.), und auch eine Bor: 
merkung der Stämpelgebühr für die abwefende Par: 
tei nicht Statt findet, fo ift für beide Theile das 
Urtheil oder das Erfenntniß auf ungellämpeltem 
Papiere audzufertigen, rücfichtlich des abweſenden 
Theiles jedoch der, die Gefällsangelegenheiten in 
dem Bezirke, wo das Gericht aufgeſtellet iſt, leiten— 
den Bezirksbehörde die Anzeige, daß das für den 
abweſenden Theil ausgefertigte Urtheil oder Erfennt- 
niß ohne Stämpel iſt, mit Angabe ſeines Namens 
und Wohnortes, dann des Streitgegenſtandes, wor: 
über das erwähnte Urtheil oder Erkenntniß geſchöpft 
worden, gleich bei der Ausfertigung dieſes Urtheiles 
oder Erkenntniſſes zu dem Ende zu machen, damit 
derſelbe, wenn er das ihm zugeſtellte Urtheil oder 
Erkenntniß innerhalb vierzehn Tagen, vom Tage 
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des Empfanged, diefen mitgerechnet, der gehörigen 
Stämplung nicht unterziehen, oder binnen eben 
diefer Frift bei dem Gerichte, welches das Urtheil 
oder Erkenntniß beftellte, mit dem gehörigen Stäm: 
pelbogen nicht belegen (indofliren) follte, zur ge- 
feßlichen Strafe gezogen werden könne. Wird der 
Stämpelpflicht auf die zulest angeführte Weile ent- 
fprochen, fo hat dad erwähnte Gericht in Ablicht 
auf die Beiheftung des Stämpelbogend (Indofji- 
tung) nach der im $, 105. vorgefchriebenen Anord⸗ 
nung fich zu benehmen. 


Erläuterungen zu $. 100. 


1. Seine Mafeftät Haben über allerunterthänigiten Vortrag ber 
k. k. allgemeinen Hoffammer mit allerhöchſter Entſchließung 
vom %0. November 1841 zu erklären geruhet, daß ſowohl bei Pro: 
tofollen ald Urtheifen, wenn die Partei gegen die Vorſchrift der SS. 100. 
und 104. des neuer St. u. T. Gef. die Beibringung des verlangten ges 
feglichen Stämpels unterläßt, aud die Aufname bed Protofolled und die 
Ausfertiguug des Urtheiles vor der Hand zu unterbleiben habe. 

Das Gericht, dem die Entfheidung in erfter Inftanz über das ge- 
fchloffene Verfahren zuftebt, ift jedoch in ſolchen Fälfen verpflichtet, vor 
der Ausfertigung des Urtheiles oder Erfenntniffed gegen diejenigen, denen 
das St, u. T. Gef. 8.100. die Beibringung des, zu diefer Ausfertigung 
erforderlichen Stämpelpapieres zur Pflicht macht, fo fern fie diefe Ber: 
pflichtung bei der Inrotulirung der Aeten, oder im mündlichen Berfah- 
ven bei Berfaffung des Acten-Verzeichniffes nicht erfüllt Haben, und der 
Gegenteil das Stämpelpapier für den andern Theil beizubringen nicht 
bereit war, unter VBorfegung einer kurzen Frift die gerichtlichen Execu⸗ 
tionsmittel zur Herbeiſchaffung des Stämpelpapieres in Anwendung zu 
bringen. (Juſtiz-Hofd. vom 13. December 1841, 3. 7492. — Hofkd. vom 
3. Zebruar 1842, 3. 9.) 

2. Die Beftimmung des Stämpeld; welcher bei ber Inrotulirung 
für das Urtheif beizufchließen ift, fteht demjenigen Gerichtöbeamten zu, 
welcher für die Verwendung des gefeglichen Stämpels zu dem Ursheile 
verantwortlich ift. | 
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Der Fall, daß die Stämpel zu Inventarien und Zeugenverhören im 
Boraus nicht befannt feien, Fann nicht eintreten, da die Stämpelgebüh— 
ren für diefe gerichtlichen Acte im Gefege mit firen Beträgen beftimmt 
find, (Hoftv. vom 20. Juli 1842, 3. 15,882.) 

3. Nach $. 100. ded St. u. T. Gef. it ed der Wahl der Parteien 
überlaffen, den Urtheilsftämpel im fchriftlichen Verfahren bei der Inro— 
tulirung der Acten und im mündlichen Verfahren bei dem Schluffe desfel: 
ben dem Richter oder dem Expedits-Director oder beffen Stellvertreter zu 
übergeben. (Zuftiz= Hof. vom 23. März 1341, 3. 1523. — voftd. vom · 
29. Auguſt 1841, 3. 14,037.) Ä 

4. Die Vorfihrift des $. 100. 3. 2. des deutfchen und $.83. 3. 2. 
des ital, Tertes des St. u. T. Gef. bezwedt eben fo fehr die Sicherheit 
des Gefälles, als die Befeitigung Yäftiger Schreibereien und Bormerfun- 
gen für die Gerichtsſtellen, auch it für die Gefälld-Drgane das Verfah— 
ren einfach, wenn ſich zwedmäßig und im ‚Sinne des berufenen Para— 
graphes benommen wird. 

Wenn die Gerichtöftelle in dem Falle des $. 100. 3. 2. ($. 83. 
3. 2.) ein Urtheil oder Erfenntniß auf ungeftimpeltem Papier ausfertigt, 
fo hat fie, nad) eben diefem Paragraphe der Bezirks-Behörde gleich bei 
Ausfertigung des Urtheils oder Erfenntniffes davon die Anzeige zu machen. 

Es verftebt ſich von felbft, daß die Gerichtöftelle nebit den übrigen 
im Gefege vorgefchriebenen Daten, der Gefällsbehörde aud den Stäm: 
pel anzubeuten hat, mit welchem das Erfenntnig hätte verfeben werden 
follen, da wohl nur aus der Einfiht der Acten und des Erfenntniffes 
felbft die Beftimmung der Stämpelgebühr abgeleitet werden kann. 

Hat jedoch die Gerichtöftelle diefe Anzeige gemacht, fo kann ihr 
weiter nicht mehr zugemuthet werden, den Verlauf der Frijt von 14 
Tagen in Evidenz zu halten, oder weitere Anzeigen über den Ablauf die: 
fer 14 Tage, über die erfolgte oder nicht erfolgte Nachftämplung oder 
Inbofjirung oder über den Zuftellungstag zu erftatten, fondern jede wei- 
tere Amtshandlung gehört dann in den Bereich der Gefälld = Behörden, 

Das Gefet beftimmt, daß die Anzeige über die Ausfertigung ſtäm— 
pelpflichtiger Gontumaz = Urtheile oder Erfenntniffe auf ungeftämpeltem 
Papier zugleih mit der Ausfertigung des Erfenntniffed felbjt gemacht 
werben foll, weil auf diefe Weife die Anzeige mit der geringften Mühe für 
die Gerichtöftellen verbunden ift, und auch die Anzeige zu machen, nicht 
leicht vergeffen oder überfehen werden kann. 

Der Tag, an weldem die Anzeige der. Gerichtöftelle an die, die 
Gefälld» Angelegenheiten leitende Bezirks = Behörde gelangt, fann ohne 
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Anſtand auch ald der Tag der Zuftellung des Erfenntniffes an die Partei, 
jedoch ohne den Gegenbeweis auszuſchließen, vorausgefegt werden, ba 
nach dem Gefege die Anzeige mit der Ausfertigung zugleich zu gefchehen 
bat, und alfo wohl auch eine gleichzeitige Zuftellung mindeftend als Re⸗ 
gel angenommen werben kann. Es wird daher die Bezirfd-Vehörde yon 
diefem Tage an das tempus utile von 14 Tagen zu rechnen und in Evi: 
denz zu halten haben. Sind diefe 14 Tage von dem bemerften Zeitpunfte 
verfirihen, ohne daß die Partei von der vollzogenen Nachſtämplung 
oder Indoffirung der Gefäld-Behörde die Anzeige gemacht hat, fo ift 
die Partei nach dem Geſetze in Strafanſpruch zu nehmen, d. i. zur Ver⸗ 
antwortung aufzufordern. Behauptet nun die Partei, daß dad tempus 
utile noch nicht 'verftrichen fei, weil ihr das Urtheil oder Erkenntniß ſpä⸗ 
ter, ald der Gefälls-Behörde die eben berührte Anzeige zugefommen ift, 
fo hat fie den Beweis herzuftellen, und diefe Thatfache wird aus den 
Bormerkungen der Gerichtöftellen über die Zuftellung der Urtheile oder 
Erfenntniffe leicht conftatirt werden können. Behauptet fie jedoch noch 
innerhalb der 14 Tage, welche als tempus utile geftattet find, bie 
Nachſtämplung oder Indoffirung bewirkt, und alfenfall® die Anzeige zu 
machen vergeffen oder überfehen zu haben, fo wird es ihr ebenfalls Teicht 
fein, diefe Angaben durch die Producirung des nachgeftämpelten. oder ins 
doffirten Erfenntniffes zu erweifen. Es verfteht ſich von ſelbſt, daß in 
den beiden bemerften Fällen, wenn der Beweis hergeftellt ift, ein weites 
res Strafverfahren entfällt. 

Eine jededmalige Aufforderung der Partei durch die Gerichtöftelle, 
binnen 14 Tagen bei Vermeidung des Strafverfahrend, die Nachftämp- 
lung oder Indoſſirung zu bewirken, erfcheint nicht nothwendig, da in 
dem Gefege fchon, das allgemein befannt gemacht wurde, dieſe Beftim- 
mung enthalten ift. (Hofkd. vom 19. Juni 1844, 3. 9030.) 

5. Um den $.83. 3.2. des ital. Textes des allerhöchſten St. u. T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840, mit dem entfprechenden $. 100. 3. 2. 
des beutfchen Textes, wegen Indoffirung des Stämpeld bei einem Ur- 
theile, wo fih ein ftämpelpflichtiger Streittheil contumaziren läßt, in 
Einklang zu bringen, findet die k. £, allgemeine Hoflammer, mit Zuftim- 
- mung der k. k. oberften Juſtizſtelle für nothwendig den Erlaß folgenden 
Circulares anzuordnen: 

„Per porre in concordanza col testo tedesco della Sovrana 
„Patente sul bollo e sulle tasse, 27. Gennajo 1840 nel $. 100. 
„caso secondo, il correspondente tenore del $. 83., caso se- 
„condo del testo italiano, in quella parte, in cui alternativa- 
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, „mente prescrive l’unione del bollo alla sentenza o decisione, 
„rilasciata per la Parte contumace, in carta non bollata, presso 
„il Giudizio ; che Pha pronunziata, la Camera Aulica Generale, 
„di concerto coll’ I. R. Supremo Tribunale di Giustizia dichi- 
„ara, che l’unione del bollo corrispondente, di cui sopra, può 
„aver luogo anche presso il Giudizio, il quale ne ha eseguita 
„la intimazione stessa,* *) | 

Hiernady ift die Kundmachung des vorftehenden Girculard auf bie 
gewöhnliche Art einzuleiten. (Hoftd. vom 24. Zänner 1844, 3. 44,623.) 


$. 101. 

Wenn die Parteien in ver Rechtöfache, in welcher das 
zur Auöfertigung des Urtheiles oder des ftatt des Urtheiles 
zu erlaffenden gerichtlichen Erkenntniffes erfter Inſtanz 
erforderliche Stämpelpapier (9. 100.) beigebracht wurde, 
vor der Ausfertigung diefed Urtheiled oder Erkenntnifjes 
entweder von dem Rechtöftreite abjtehen, oder fich außer- 
gerichtlich oder gerichtlich vergleichen, fo ift diefed Stäm- 
pelpapier in jedem Falle der Partei, von welcher es 
eingelegt wurde, zurück zu ftellen. 


$- 102. 


Die im Concurs-Verfahren zur Ausfertigung des 
Glaflificationd-Urtheiles und der Auszüge für die Gläu: 
biger (9. 37. und 47.) erforderlidien Stämpelbögen hat 
der Maffevertreter dem Richter zu überreichen. 


*) Veberfesnng, Um in dem zweiten Falle des 8. 100. im deutfchen 
Zerte des St. u. T. Gef. vom 27. Zänner 1840 den zweiten Fall 
des entforechenden $. 83. im italienifchen Zerte in jenem Theile in 
Vebereinftimmung zu bringen, in welchem alternativ die Belegung 
(Indoffirung) des Urtheild oder Erkenntniffes, welches für die con— 
tumacirte Partei auf ungeftämpeltem Papier erlaffen wurde, bei dem 
Gerichte, welches das Erkenntniß ausgeſprochen hat, angeordnet wird, 
findet die €. £. allgemeine Hofkammer im Einverftändniffe mit dem 
k. k. oberften Gerichtöhofe zu erklären, daß die Belegung desſelben 
mit dem entfprechenden Stämpel auch bei jenem Gerichte Plag grei: 
fen kann, von welchem die Berftändigung felbft vollzogen wurde. 


$. 108. 1. 395 


$- 103. 


Das Stämpelpapier, welches zur Auöfertigung der 
gerichtlichen Verordnung zur Einantwortung der Verlaf: 
fenfchaft, der gerichtlichen Verordnung zur Uebergabe 
des Pupillar- oder Gurateld-Vermögens, der Final-Er- 
ledigung über die Abfonderung der Allodial- Güter von 
Fideicommiß-, Subftitutiond- oder Lehengütern, der 
Bewilligung zur Bertaufhung, Verwandlung oder Ver: 
ſchuldung eines Fideicommiß-Gutes und der Bewilligung 
zur Auflöfung des Fideicommiß- Banded, ferner eined 
Gült- oder Gewährbriefes, eines Sasbriefes, eines 
Landtafel⸗ Grundbuchs- oder Depoſiten-Extractes, end⸗ 
lich einer zum Gebrauche einer Partei beſtimmten gericht⸗ 
lichen oder ämtlichen Abſchrift oder einer andern, hier 
nicht ausdrücklich genannten, dem Stämpel unterliegen— 
den ämtlichen Ausfertigung erforderlich iſt, hat derjenige 
beizubringen, welcher um dieſe Verfügungen, Bewilli⸗ 

gungen oder Auödfertigungen anfucht. 
| Beider Bidimirung einerAbfchrift, folglich auch wenn 
eine vidimirte gerichtliche oder Amtliche Abfchrift ausge: 
fertigt wird, ift die Größe des Stämpeld, womit die 
Original-Urkunde oder Schrift bezeichnet ift, oder der 
( daß das Original nicht geftänipelt ift, beizu: 
eben 


Erläuterungen zu S. 103. 


1. Die Anfiht, daß, wenn der yon dem Erben zu dem Einant- 
wortungs = Deerete beigebrachte Stämpel nad dem Ermeffen des Rich— 
ters zu gering ift, berfelbe zu verftändigen fei, daß ihm wegen bed 
zu geringen Stämpels die Verlaffenfchaft nicht eingeantwortet werben 
fönne, wobei ihm, wenn er den beigebrachten Stämpel für genügend 
hält, der Necurd an das Obergericht vermöge des $. 56, ded St. u. T. 
Gef. offen flehe, wird m dent Gefege an genehmiget. (Hofkd ˖ 
vom 6. Rovember 1841, 3. 7959.) 
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2, In allen Fällen des ftreitigen und abeligen Richteramtes, in wel⸗ 
chen von einer gerichtlichen Erledigung mehrere Streitgenofien, Intereſ⸗ 
fenten, oder überhaupt mitverflochtene Perfonen zu verfländigen find, hat 
die Partei nach den beftehenden Geſetzen die zur Verftändigung der Inter⸗ 
effenten nöthigen, vorfhriftmäßig geftämpelten Rubrifs - Abfchriften bei= 
zubringen. Wenn bie Partei die Beibringung der Rubrifs = Abfhriften 
unterläßt, fo bat das Gericht in der Kegel die mit den vorgefchriebenen 
geſtämpelten Rubrifs = Abfchriften nicht verfehene Eingabe der Partei zur 
Supplirung zurüd zu ftellen. Werben aber den Eingaben, deren Zurüd- 
ſtellung wegen nicht Beibringung der vorfhriftmäßig geftämpelten Rus 
briks⸗Abſchriften für die Privatrechte der Parteien Gefahr eines Nach— 
theiles beforgen läßt, und indbefondere den Eingaben in Angelegenheiten 
der Landtafel, des Grundbuches, des vorfichtämeifen Arrefted oder Ver: 
botes von der Partei nicht die vorfchriftmäßig geftämpelten Rubrifs - Ab- 
Schriften angeſchloſſen, fo find diefelben von dem Gerichte von Amtswes 
gen auf ungeftäimpeltem Papiere auszufertigen und den Betheiligten zu= 
zuftellen; zugleich aber ift die Eröffnung an die Cameral-Bezirföverwal- 
tung zu maden, damit biefelbe den Bittfteller nach Analogie des $. 100., 
Abſatz 2. des Stämpelgefebes, zur Nachtragung gehörig getämpelter Ru- 
briks⸗Abſchriften binnen vierzehn Tagen verhalte. Diefe geftämpelten Ru: 
brifs » Abfchriften find fohin dem Leberbringer wieder auszuhändigen, da⸗ 
mit fie ihm zur Ausweifung über Die Befolgung ded Stämpelgefeged und 
Dedung gegen eine Strafe dienen, Auf die hiermit bei Eingaben in Land⸗ 
tafel⸗ und Grundbuchsfachen vorgefchriebene Weife ift auch bei Eingaben 
um Bewilligung des vorfichtsweifen Arreited oder Verboted une 
(Hoftd, vom 21. April 1842, 3. 299.) 

3. Aus Anlaß’einer vorgefommenen Anfrage: 

a) ob der Mangel eined Stämpeld, womit die Erbserflärung zu 
indoffiren wäre, als ein Hinderniß der Abhandlung zu betrachten fei ? 

b) wie fich zu benehmen fei, wenn in einer Berlaffenfchaft feine 
Barſchaft, fondern nur eine Privat- Obligation ‚über ein in Ungarn 
zahlbares Einftants-Capital vorhanden ift, ein Stämpel von der Par 
tei nicht beigebracht wird, und doch ämtliche ftämpelpflictige Acte zur 
Beendigung der Abhandlung vorgenommen. werden follen? findet ber 
Hoffriegsrath im Einverftändniffe mit der k. k. allgemeinen Hoffam: 
mer folgende Belehrung zu ertheilen: 

Ad a. fann der Fall einer Indoffirung nicht eintreten und eine un- 
geftämpelte oder nicht vorfhriftmäßig geftämpelte Erbserflärung den 
Gang der Abhandlung nicht hemmen, fondern es ift von- fol einem 
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Stämpelgebrechen lediglich ber Eameral - » Bezirfövertwaltung die Anzeige 
zu maden. 

‚Ad b. Das Abhandlungsgericht wird auf der Baſis der Erbser⸗ 
klärung die Zufammenftelfung des Verlaffenfhafts:Ausweifes, infofern er 
als ein bloß in den Acten verbleibender Entwurf, ald Concept, zu bes 
trachten ift, zwar vornehmen, jedoch Feine Abfchriften an die Partei das 
von hinauszugeben, und noch viel weniger eine Einantwortung zu erlafs 
fen haben, wenn nicht von der Partei die nöthigen Stämpelbogen, oder 
das Geld hiezu beigebracht wird, wozu fie aufgefordert werben kann, wenn 
nicht ohnehin ihr eigenes Intereffe , in den Befig des Nachlafjes zu gelan- 
gen, fie dazu antreibt, 

Wovon die Berftändigung mit dem Beiſatze geſchieht, daß in dem 
Falle, da die Stämpelgebühren nicht entrichtet würden, der Ausweis blos 
als Concept zum Fünftigen Gebrauche zurüd zu behalten, die Abhand⸗ 
lung in der jährlichen Eingabe mit Bemerkung des weiteren Hinderniffes in 
Abgang zu bringen, und felbe blos für den Fall, da die Gebühren eingefchickt 
werden, in Vormerfung zu erhalten fei. (Hoftdecr. vom 1. October 1843, 
3. 33,789; GircularsBerordnung des k. k. Hofkriegsrathes vom 24. Juli 1843, 
Ut. F., 3. 837.) 

ru Indoffirung findet nur in den im Gefege ausdrüdlich vorgeſchrie⸗ 
benen Fällen Statt. — Jede Ausfertigung muß außer dieſen Fällen ſchon 
auf Stämpelpapier geſchehen, und es kann von dem im Geſetze liegenden 
Grundſatze der anticipativen Gebühren-Einhebung nicht abgegangen wer⸗ 
den. Die Aufname einer Inventur fegt dad Vorhandenfein eines Nachlaf- 
fes voraus. Es kann daher feinen Schwierigkeiten unterliegen, daß das 
Gericht fih das nöthige Geld für den Stämpel verfchaffe, wenn nicht 
ohnehin bares Geld vorhanden, oder von der Partei in loco einzubringen ift, 

Infoferne Garnifons : Auditoriate oder fonftige Militär-Gerichte In: 

ventarien, oder überhaupt Protokolle in Parteifahen, alfo auch bei Ab: 
bandlungen im Delegationswege aufnehmen, ift es die Sache der delegi- 
renden Gerichtöftelle, fie zu diefem Zwede aus dem Nachlaſſe mit dem 
erforderlichen Stämpel zu verfehen, oder in den ohnehin feltenen Fällen, 
wo bied nicht ſchon vorläufig gefchehen kann, und wo die zu beftreitenden 
Stämpelgebühren nicht gleich aus: der Verlaſſenſchaft oder von einem an 
derfelben Betheiligten hergeholt werden fünnte, auf die Anzeige, daß fie 
ben bießfälligen Betrag aus Eigenem ſchon vorgeftredt haben, oder daß 
derfelbe fonft Jemanden zurüd zu erftatten ift, ihnen ſolchen als Rückerſatz 
‚oder. zu der zu bewirfenden Abtragung baldigft zufommen zu machen, 
(Verordnung bes k. k. Hofkriegsrathes vom 19. Oct. 1842, H, 10045 — Hof⸗ 
tammerbecret vom 12. Juli 1843, 3. 50,071.) 
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Das Stämpelpapier zur Aufname eines gerichtlichen 
oder ämtlichen Protokolles (9. 27. 3. 1. und 3., 31., 40. 
3. 1. und 3. 43.. 54., 65. und 73.) folglich auch zur Auf 
name des Protokolls über einen gerichtlichen Vergleich, 
dieſer mag vor oder nach der Inrotulirung der Acten, oder 
vor oder nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung 
eingegangen werden, haben die Parteien, auf deren Ver— 
anlaſſung das Protokoll verfaßt wird, beizubringen. 


Erläuterungen zu $. 104. 


1. Nach dem $. 104, des St, u, T. Geſetzes ift dad Stämpelpapier 
zur Aufname eines gerichtlichen oder ämtlichen Protofolles, ohne Ausname 
von den Parteien, auf deren Beranlaffung das Protofoll verfaßt wird, 
beizubringen. Dieß hat Daher auch bei den Protofollen zu gefchehen, welche 
über mündliche Appellationd= oder Revifions-Anmeldungen aufgenommen 
werben. (Hofkd. vom 24. April 1842, 3. 2246.) 

2. Was jene ämtlichen Protofolle anbelangt, die von dem Magi- 
firate auf Anordnung oder Erfuchen einer anderen Behörde mit den Ein= 
wohnern in Angelegenheiten fremder Parteien aufgenommen werben, fo 
muß es dem Magiftrate überläffen werden, die Einleitung zu treffen, daß 
jene Parteien, auf deren Veranlaffung die Protokolle zu verfaffen find, 
verhalten werben, dem $. 104. ded Gt. u. T. Gef. gemäß, das erfor⸗ 
derliche Stämpelpapier beizubringen. (Hoftdeer. vom 5. September 1841, 
3. 7273.) 

3. Aus Anlaß der, von einem E, f, judicium delegatum militare 
mixtum geftellten Anfrage: wie fi von diefem Gerichte, rüdfichtlich der 
Verwendung des Stämpeld zu jenen ftämpelpflichtigen Amts =Acten zu 
benebmen fei, um deren Vorname dasfelbe von andern Behörden, ohne 
Zulegung des nöthigen Stämpelpapieres erfucht wird, iſt von Seite bed 
k. k. Hoffriegsrathes, nach gepflogener Rüdfprache mit der k. k. allge 
meinen Hoffammer, den k. k. Militär Gerichten bebeutet worden, daß 
ſie die Vorname eines ftämpelpflichtigen Acted, um welche fie von einer 
andern Behörde, ohne Zulegung des nöthigen Stämpelpapiered erfucht 
werden, zu unterlaffen, und von diefer Unterlaffung die requirirende Bes 
hörde, unter Beifügung des Grundes, in die Kenniniß zu fegen haben. 
(Hofkd. vom 30. September 1842, 3. 34,738.) 
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4. Das Verfahren, zu Folge deſſen bie auf das Einfchreiten einer 


inländifchen Gerichtsbehörde von einer ausländifchen Behörde ohne inlän- 


diſchen Stämpel aufgenommenen Protofolfe über Zeugen-Ausfagen in den 
Gerichts-Acten verfiegelt aufzubewahren find, bis die von deren Einlan: 
gung zu verftändigende Partei die Stämpel in der vom Gerichte zu be— 
ftimmenden Anzahl beibringt, mit. welcher fodann die Protokolle nad) 
$. 105, zu indoffiren find, wird ald dem Geſetze entfprechend — 
(Hofkd. vom 6. November 1341, 3. 7959.) 


$. 105. 


Nenn die Urkunde, welche der Legalifi irung bei einer 
gerichtlichen oder andern Behörde unterzogen wird, mit 
dem Legaliſirungs⸗ Stämpel nicht ſchon bezeichnet iſt 
(99. 31., 62., 70.), und auch eine mit dieſem Stämpel ver- 
fehene Eingabe nicht überreicht, oder ſtatt derfelben ein 
Protokoll aufgenommen wurde; fo ift der Urkunde ein 
unbefchriebener, mit dem geſetzmäßigen Stämpel verfe- 
hener Bogen, welchen die um die Legalifirung anfuchende 
Partei beizubringen hat, mitteljt eined Fadens, deſſen 
beide Ende auf eine gegen Mißbrauch fchüsende Weife 
mit dem Amtöfigille zu befeftigen find, beizuheften; auf 
dem beigehefteten Stämpelbogen felbft.aber unmittelbar 
unter dem Stämpel-Abdrucke diejenige Urkunde oder 
Schrift, unter Angabe ihred Gegenitandes und ded Ta: 
ged ihrer Auöfertigung zu bezeichnen, welcher derſelbe 
beigeheftet wurde, der Grund anzugeben, aus welchem 
die Beiheftung gefchah, und die Unterfertigung des Beam: 
ten, nebft Anführung feiner ämtlichen Eigenſchaft, bei⸗ 


zufügen. 
Erläuterungen zu |. 105. 


4. Im Abſicht auf die Stämpelforderung bei Legalifirungen der Ur— 
Funden für Abweſende ift die Belehrung erfloffen, daß in dem Geifte und 
nad dem Wortlaute des St. u, T. Gef., wenn es ſich um Legalifirung 
oder überhaupt um bie Ausfertigung von ftämpelpflidtigen Urfunden 
oder Schriften für Parteien handelt, welche fih im Auslande befinden, 
weder von einer Vormerkung und nachträglichen Einbringung der Stäm- 
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gebühr, noch viel weniger aber von einer völligen Gebübrenfreiheit die 
Nede fein kann. 

Wenn die Partei, oder ihr Bevollmädtigter, oder die ausländiſche 
Behörde, welche für die Partei einſchreitet, den zur Legaliſirung oder 
ſonſtigen ſtämpelpflichtigen Ausfertigung erforderlichen Geldbetrag nicht 
beibringt, fo iſt ed den Behörden nicht geſtattet, irgend eine Legaliſi— 
rung oder fonftige Ausfertigung vorzunehmen. (doſtd vom 3, November 
1842, 3. 37,385.) 

2. Dem Antrage, daß von den Gerichten bei der Legalifirung von 
Urkunden in ber Legalifirungs-Claufel die ftattgehabte Verwendung des 
Legaliſirungs⸗Stämpels erfichtlich gemacht werde, findet man feine Folge 
zu geben, da bei dem Vorkommen einer legalifirten, jedoch mit dem. Les 
galifirungd-Stämpel nicht verfehenen Urkunde der Gefällsbehörde, wenn 
fie glaubt, daß diefer Stämpel nicht verwendet worden fei, ohnehin 
frei fteht, von der Behörde, welche die Legalifirung vorgenommen hat, 
die Producirung der geftämpelten Eingabe oder des geftämpelten Pro: 
tokolls, womit die Legalifirung angefucht wurde, zu verlangen, ans 
dererfeitd aber in Fällen, wo eine Umgehung der Stämpelgebühr beab- 
fihtigt werden follte, das Gefäll auch durch die beigefügte Clauſel 
nicht gefchügt wäre, (Hofkammerdecret vom 16. Augnft 1841, 3. 23,137; 
vom. 23. Auguft 1841, 3. 31,451, unb vom 20. October 1841, 3. 39,593.) 

3. Der Umftand, daß eine Tegalifirte Urfunde nicht mit dem Lega⸗ 
liſirungs »Stämpel verfehen ift, begründet zwar, an und für fich, noch 
nicht den Verdacht, daß eine Stämpelgefeged-Llebertretung begangen 
wurde, weil der Stämpelpflicht, auch noch durch die Aufname eines 
mit dem Legaliftrungd » Stämpel verfehenen Protofolfes, oder durch bie 
Veberreihung eined, mit dem Legalifirungd-Stämpel verfehenen Gefu- 
ches, entfprochen worden fein fonnte, und dad Geſetz nicht vorfchreibt, 
daß die gefchehene Verwendung des Legalifirungs-Stämpeld in der Le: 
galifirungs=Claufel bemerkt werde, 

Nichts defto weniger bleibt ed in dem Sinne des Hoffammerbes 
ereted vom 23. Auguſt 1841, 3. 31,450, den Genfurd-Behörben unbe: 
nommen, von Zeit zu Zeit in einzelnen Fällen der ihnen obliegenden 
Pfliht, die Beobachtung des Stämpelgefeged zu überwachen, gemäß, 
die Gefälldbehörden durch Anzeigen aufzufordern, zu erheben, und fid 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob in dem concreten Falle der gefeg- 
lihen Verpflichtung entfprochen wurde, (Hofkd. vom 23. December 1842, 
3. 48,818.) 
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| $. 10%. 

Die Stämpelgebühren für Päſſe, Daffierfheine und 
Wanderbücher (99. 77. und 78.) hat derjenige, welchem 
die Audfolgung diefer Ausfertigungen obliegt, unter eige⸗ 
ner Haftung unmittelbar bei der Ausfolgung derfelben 
einzuheben. 


Erläuterungen zu $. ‘106, 


1. Der k. k. Gameral= Gefällenverwaltung wird zur Wiffenfchaft 
das nachftehende Eirculare mitgetheilt, welches die Ef. geheime Haus⸗, 
Hof- und Staatskanzlei in Bezug auf die Anwendung bed neuen Stämpel- 
gefeged auf die Gefuche der zeitweilig im Auslande befindlichen öfter- 
reichifhen Unterthanen um Paß-Erneuerung an die f. k. Miffionen im 
Auslande erlaffen hat: 

Wenn an die f. k. Miffionen Geſuche um Erwirkung neuer hei⸗ 
mathlicher Päſſe oder Wanderbücher gelangen ſollten, ſo iſt darauf 
Bedacht zu nehmen, daß ber betreffende Stämpelbetrag ſogleich einge⸗ 
« hoben, und entweder baar eingefendet, oder mittelft Beftellten bei der 
Staatöfanzlei erlegt werde, In dem Kalle der Paßwerber in feiner 
Heimath Angehörige hat, fo könnte er auch durch biefe die Papftäm- 
peltare bei ber ausfertigenden Behörde erlegen laſſen, nur müßte die— 
ſes in dem Gefuche bemerkt werden. Jedenfalls foll die Nachforberung 
der Paßtaren, fo wie felbe bisher häufig Statt gefunden, in Hinfunft 
aufhören, und auf bie vorläufige Entrichtung derfelben gebrumgen werben. 

Es dürften fi) zwar in Ausführung befagter Anorbnung bei den 
k. k. Gefandtfchaften manderlei Schwierigfeiten ergeben, indeſſen bat 
fie ald Regel zu dienen, und fähe man fih in dem Falle, auf Ausna= 
men anzutragen, fo müßten jedesmal die Motive angegeben werden, 
damit man fie bei. der Behörde ded Innern geltend machen könne. 
(Hoftd. vom 31. Mai 1841, 3. 16,680.) 

2. Die Auflöfung der Provinzial-Tar-Aemter hatte die Maßregel 
im Gefolge, daß der früher bei der Stämplung der Drudforten, ald ber 
Päffe, Wanderbücher, StubiensZeugniffe u. dgl. für die Behörden beftan« 
bene Stämpelcrebit aufgehoben wurde, 

Mit dem Hofkanzleidecrete vom 18. Auguft 1842, 3. 25,294, wurde 
der Landesſtelle bedeutet, daß jene Behörden und Aemter, welche derlei 
Drudforten benöthigen, ſich gleich unmittelbar ohne weitere Interveni⸗ 
rung einer Sinanzbehörde an dad Stämpelamt zu wenden, und bei dem— 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften. 26 
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felben das Aufdrüden der Stämpel gegen baaren Erlag der entfallenden 
Gebühren zu bewirken haben. - 

Wenn die Behörden und Aemter, welche die Blanquetten benöthi— 
gen, im Orte des Stämplamtes fich befinden, fo kann die Sendung der 
Blanquetten und bes nöthigen baaren Geldes an das Stämpelamt zum 
Behufe der Stämplung ohnehin feinem Anftande unterliegen, 

Aber auch bei jenen Behörden und Nemtern, bie ſich nicht im Orte 
des Stümpelamtes befinden, unterliegt diefed wohl feinen Schwierigfei- 
ten, weil diefelben fi ohnehin in einem vielfältigen Berfehre mit der 
Provinzial Hauptftabt befinden, und fich hierbei eines Commiſſionärs 
bedienen fönnen. Um nun das diepfällige Verfahren gleihmäßig zu regeln, 
findet die vereinte Hoffanzlei im Einvernehmen mit der allgemeinen Hof: 
kammer feftzufegen : 

a) Die Beifchaffung der geftämpelten Dlanquetten ift aus den Ber- 
lägen auf nicht paufchirte Amtsauslagen zu bewirken, und es ift dieſe 
Auslage, fo wie der ald Rückvergütung für dieſe Blanquetten eingehende 
Betrag in der betreffenden Requiſiten⸗Rechnung gehörig in Evidenz zu 
ftelfen. 

Da feine Blanquette ausgefertigt und erfolgt werben barf, ohne daß 
früher die Gebühr erlegt wird, fo Tiefern dieſe Empfänge immer wieder 
die Mittel, den abnehmenden Borrath zu ergänzen. 

Die Gebahrung kann ſehr Teicht überwacht und controllirt werden, 
denn ber beigefchaffte Vorrath muß in jedem Monate in Blanquetten, 
. oder, infoweit dieje fehlen, im baaren Gelde vorhanden fein. 

Für jene Kreisämter und fonftigen landesfürftl, Behörden, melde 
der Landesſtelle unmittelbar unterftehen, und die ſich nicht in dem Orte 
des Stämpelamted befinden, ift Die Stämpelung der DBlanquetten unter 
gleichzeitiger Einfendung des hierfür entfallenden Betrages im Wege des 
Erpedits der Landesſtelle zu bewirken, welches fomit die Stelle des Com= 
miffionärs infoferne vertritt, als die betreffenden Drudforten fih nicht 
ohnehin in der eigenen Verrechnung der Landesftelle befinden, Ob und in 
wieferne bierbei eine eigentliche Verrechnung oder Borfaußleiftung zwi⸗ 
ſchen dem Amte, welches die Stämplung beforgt, und jenem, für wel- 
ches fie beforgt wird, ftatt zu finden hat, bleibt nah Maßgabe ver Lorals 
und fonftigen Berhältniffe dem Ermeffen der Landesftelle anheim geftellt. 

Eine Anweifung oder Borfchußleiftung zu diefem Behufe aus ber 
Gameral= Gaffa darf aber in feinem Falle ftattfinden, fo wie ſich ſtets ge- 
genwärtig zu halten ift, daß feine unverhältnigmäßige Anhäufung bed 
Borrathes an folhen geftämpelten Blanquetten Platz greife. 
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b) Sollte wider Erwarten das eine ober das andere Ianbesfürftliche 
Amt außer Stande fein, mit, feinen Berlägen den nach dem wirklichen 
Bedarfe erforderlichen Vorrath an geftämpelten Blanquetien beftreiten zu 
fönnen, fo ift die Nothwendigfeit einer allfälligen Erhöhung des Geld» 

verlages für nicht paufchirte Kanzlei-Auslagen gehörig nachzumeifen. 
Diieſe Nachweifung hat zu gefchehen mit Angabe des jährlichen Pau= 
fhald, der jährlihen Auslagen, welche das Amt aus diefem Paufchale 
‚ Überhaupt befireitet, dam des Vorrathes an Blanquetten, welche das 
Amt zu halten für nothwendig erachtet, nad Maßgabe der im Jahre bei- 
läufig vorfommenden Ausfertigungen an Päffen u. dergl., der bisher für 
derlei Ausfertigungen flattgehabten Stämpel-Abfuhren, und der größeren 
oder geringeren Leichtigfeit, die verbrauchten Blanquetten, mit den bafür 
eingegangenen Geldern wieder zu ergänzen. Man erwartet, die Landes⸗ 
ftelle werde, wenn ein ſolches Einfchreiten vorkommen follte, dasfelbe 
gleich ſelbſt mit aller Strenge prüfen und dasſelbe nur dann höheren Orts 
vorlegen, wenn wirklich die Nothwendigkeit einer Erhöhung des Paufcha- 
led auf das Genauefte nachgewiefen ift, 

ec) Eine Stämpel=- Erebitirung an die Parteien darf durchaus nicht 
Rattfinden; fondern es ift noch vor der Erfolglaffung der betreffenden Ur⸗ 
funde auf die Berichtigung der entfallenden Stämpelgebühr zu dringen, 

Handelt der Beamte gegen dieſe Vorſchrift, fo haftet er nach $. 106. 
des St. u. T. Gef. aus Eigenem für die Gebühr. 

d) Was die Dominien, Magiftrate und überhaupt die nicht landes⸗ 
fürftlihen Behörden betrifft, fo ift das Aerar nicht berufen, irgend Bor: 
fchüffe oder Berläge ihnen zu erfolgen. 

Es wird daher ihre Sorge fein, infoferne fie nach ihrer Amtswirk⸗ 
ſamkeit Päſſe, Wanderbücher u. dergl. an Parteien auszufertigen und ſich 
gleichfalls; der Blanquetten zu bedienen haben, ſich mit derlei geſtämpel⸗ 
‘ ten Blanquetten zu verfehen, fo wie fie.fich mit anderen Requifiten oder 
Bedürfniffen ihrer ämtlichen Wirkfamfeit als politifche Obrigkeit oder Ge⸗ 
richtöftelle zu verfehen haben. 

Inſofern aber diefelben den Vorrath an geftämpelten Blanquetten 
im Wege der Kreisämter zu beziehen haben, wird dem bießfälligen Ein- 
fhreiten immer gleich der nöthige Geldbetrag beizufchließen fein. 

e) In Betreff der Ef, Miffionen im Auslande wird die k. k. geheime 
Haus, Hof: und Staatskanzlei gleichzeitig angegangen, biefelben anzu- 
weifen, daß fie, wenn fie in der Lage fich befinden, um die Erfolglaffung 
einer Reiſe-Urkunde für einen öfterreichifchen Unterthan einzufhreiten, 
dieſem Einfchreiten jederzeit den entfallenden ——— beizulegen 

26 


404 $. 107, 1. 2. 


haben. (Verordnung der k. k. vereinten Hofkanzlei an ſämmtliche Länderſtellen 
mit Ausname von Steiecmark, der Lombardie, Venedig und Dalmatien, vom 
13. Zuti 1843, 3. 21,3695 — Hoftd. vom 1. Auguft 1843, 3. 29,906.) 

(Hieher gedören auch bie bereits zu 6, 1., unter B. a. b. c. angeführten 
Hoffammerbecrete vom 22. März; 1841, 3. 1038, und vom 16. Jänner 1843, 
3. 45,814.) 


$. 107. 

Verdorbenes Stämpel-Papier wir) gegen reines 
Stämpel-Papier blos bei den Stämpel-Aemtern der 
Provinzial: Hauptftädte, und bei den, die Gefälld-An: 
gelegenheiten Yeitenden Bezirföbehörden, jedoch nur dann 
umgetaufht, wenn die darauf gefchriebene Urkunde 
oder Schrift nicht vollftändig auögefertigt, diefer Um: 
ftand deutlich zu erkennen, und keine Nebertretung des 
Geſetzes vorhanden iſt. 


Erlänterungen zu $. 107. 


1. Ueber die Anfrage: ob in Betreff der Auswechslung der verdorbe⸗ 
nen Stämpelbogen, welche vor der Wirffamfeit deö beftehenden St. u. T. 
Gef. ausgefertigte Urkunden oder Schriften enthalten, dieſes Gefeg oder 
die früheren Vorſchriften zur Richtfehnur zu dienen haben, wird der Ga- 
meral = Gefällenverwaltung bedeutet, daß rüdfichtlic der unter der Wirk: 
famfeit des beftehenden St. u. T. Gef, angefuchten Umwechslung alles 
verborbenen Stämpelpapieres ohne Unterfchied nur dieſes Gefes zur Richts 
fchnur genommen werben bürfe ; ba vermöge bed Kundmachungs-Patentes 
desfelben die früheren Stämpelvorfchriften mit dem Beginnen der Wirk— 
famfeit des neuen St. u. T. Gef. außer Kraft gefegt wurden, und fie fo= 
mit auch in Betreff der Auswechslung der in Frage befindlichen verdor= 
benen Stämpelbogen nicht mehr zur Richtfcehnur dienen können. (Hofkdecr. 
vom 15. Iänner 1342, 3. 45,63.) 

2. Rüdfichtlic der Auswechslung des verborbenen Stämpelpapieres 
nad) der Beftimmung des $. 107. des St, u. T. Gef. wird der k. k. Cameral⸗ 
Gefällenversbaltung bedeutet: 1) daß eine Urkunde, welcher die Unterfchrift 
fehlt, nicht als vollftändig ausgefertigt betrachtet werden Fönne, dagegen, 
infoweit e$ fi) um die Anwendung des $. 107. des St.u.T, Gef. hanbelt, 
ineine Beurtheilung der fonftigen Rechtsförmlichkeiten 
undRechtskräftigkeit einerürkunde oder Schrift nicht ein— 
zugeben fei. 2) Die Stämpel-Auswechslung einer carta bianca findet 
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nit Statt, weil nach 8. 107, des St. u. T. Gef, nur verdorbeneö Stämpel- 
papier zur Umtaufchung gegen reines geeignet ift, eine carta biauca aber 
noch immer zu den Zwecken, wozu fie gegeben wird, verwendbar bleibt, folglich 
als ein unbrauchbares oder verborbened Stämpelpapier (8. 107. des St. u. 
T. Gef.) nicht angefehen werben kann. 3) Der Umftand, daß eine unvollftän- 
Dig ausgefertigte Schrift oder Urfunde. mit einem geringern ald dem gefeß- 
lichen Stämpel verfehen ift, den fie zu erhalten hätte, falls fie vollftändig 
ausgefertigt worden wäre, begründet fein Strafverfahren, und kann aud) 
ber angefuchten Stämpel-Auswechslung nicht hinderlich fein; weil eine 
ſolche noch nicht vollftändig ausgefertigte Urkunde oder Schrift noch nicht 
als ein Gegenftand der Stämpelpflicht betrachtet werden kann. (Hofkdecr. 
vom 2. Mai 1842, 3. 7334.) 

3. Ueber die vorgefommene Frage: ob in dem Falle, wenn der obere 
Richter ein Urtheil des unteren Richters aufhebt, und demſelben aufträgt, 
den Parteien die zur Urtheilsſchöpfung, ſo wie die im Appellationswege ver⸗ 
wendeten Stämpelgebühren zu vergüten, die Auswechslung ber verwen- 
beten Stämpelbogen gegen neue nad) dem Gefege zuläffig ſei? — wird gemäß 
Eröffnung der FF, allgemeinen Hoflammer vom 2. d. M., 3. 42,461, 
bem Appellationg = Gerichte zur Darnachachtung und Belehrung der ihm 
untergeordneten Civil⸗Juſtiz⸗Gerichte bedeutet, daß eine ſolche Auswechs⸗ 
lung nad) dem neuen St. u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 unftatthaft 
fei. (Juſtiz⸗Hofd. vom 23. November 18415 — Hofld, vom 30, December 1841, 
3. 50,902.) 

4. Ueber die Anfrage: ob bei Auswechslung des verdorbenen Stim- 
pelpapieres die Beibringung eined reinen Kanzleibogend aud nad dem 
neuen St. u. T. Gef. gefordert werben folle ? — wird der Cameral-Gefällen- 
verwaltung bebeutet, daß die Borfehrift yom 22. Drtober 1816, 3: 16,473, 
zu Folge deren die Parteien, welchen ein verborbener Stämpelbogen aus- 
gewechfelt wird, nebft dem verborbenen einen reinen Netto-Bogen mitzu- 
bringen haben, auf welchen der auszumechfelnde Stämpel aufgebrüdt, oder 
gegen ben der gehörige Bogen mit dem clafjenmäßigen Stämpel hinaus: 
gegeben wird, durch das neue Geſetz nicht aufgehoben wurde, und es fo- 
mit auch bei der bißherigen dießfälligen Gepflogenheit zu verbleiben habe. 
(Hoftd. vom 3. Mai 1842, 3. 11,244.) 

5. An Anlaß vorgefommener Zweifel, rüdſi chtlich des Verfahrens 
bei Auswechslung verdorbener Stämpelbogen, welche bei ven Behörden 
und Aemtern verdorben wurden, wird Nachfolgendes erinnert: 


Der $. 90. des St. u. T. Gef. für das lombardiſch- venetianifche 
Königreich (F. 107. deutfchen Tertes) fehreibt vor, daß verborbenes Stäm- 
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pelpapier nur dann umgetaufcht werben bürfe, wenn bie darauf gefchrie- 
bene Urfunde oder Schrift nicht vollftändig ausgefertigt ift. 

MWenn demnach bei den Behörden oder Aemtern Urkunden oder 
Schriften verborben werben, biefelben aber fchon vollfommen audgefer- 
tigt, d. i. mit Datum und Unterfehrift verfehen find, fo kann deren Aus— 
wechglung im Sinne des erwähnten Paragraphes nicht mehr ftattfinden, 
Ebenfo fann bei den von Seite höherer Behörden annullirten Urtheilen 
oder Erfenntmiffen eine Umwechslung des Stämpeld nicht Plas greifen. 


(Hofkd. vom 20, Jänner 1843, 3. 44,635, an bie lombardiſch-venetianiſchen Ca⸗ 
meral⸗Magiſtrate.) 


6. Nach den, vor der Wirkſamkeit des neuen St. u. T. Geſ. vom 
27. Jänner 1840, zum Behufe der Auswechslung verdorbenen Stämpel- 
papieres in Kraft geftandenen Inſtructionen und fperiellen Vorſchriften 
war bie Auswechdlung 

a) geftattet: 

1) von den beiden, k. Bezirfövertwaltungen , dann bei den Expe⸗ 
ditd= und Tar = Xemtern ber organifirten Magiftrate verborbenen Stäm⸗ 
pelbogen Cund Abjchriften), fo Tange diefelben nicht an die Partei hinaus: 
gegeben waren, wenn nad Durchftreihung der allenfälligen Unterfchrif- 
ten von dem Erpeditd = Director oder Tarator die Beftätigung beigefügt 
war, „aß vonder Ausfertigung Fein Gebrauch gemadt 
worden iſt.“ Bei Zweifeln gegen die Wahrheit der Angaben der Tar- 
und Expedits⸗Aemter fonnte die Einfiht der betreffenden Geſchäftsbogen 
verlangt werben; 

2) von ganz ausgefertigten claffenmäßig geftämpelten Urfunden, 
wenn eine zweite ganz ähnliche, auf claffenmäßigem Stämpel umgefchrie: 
bene Urkunde probueirt wurde, oder wenn von Amtswegen die Beftäti: 
gung der Umänderung ober Unbrauchbarkeit beigefügt war ; 

3) von Quittungen, welche von öffentlichen Caſſen wegen mangel- 
haften Inhaltes den Parteien zurüdgegeben wurden, wenn deren Unbraud- 
barfeit von der Liquidatur auf der Quittung mit Beifegung des Namens 
und Charakters des Beamten angemerkt und beftätiget war, daß eine an- 
dere Quittung über denfelben Gegenftand eingelegt wurde, wenn gleid, 
bie nicht angenommene Quittung nur auf einem halben Bogen gefchrie- 
ben war; 

4) von Wechſeln, Proteſten und Quittungen, die ihrer Eigenſchaft 
und Gewohnheit nach nicht auf ganzen Bogen gedruckt werden, wenn 
dieſelben ſonſt zur Auswechslung geeignet waren, 

b) nicht geſtattet: 

1) von radirten Stämpelbogen; 
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2) von nicht claffenmäßig geftämpelten Urkunden; 

3) von Urkunden, die zwifchen dem Datum und ber Unterfchrift 
Liftigerweife fortgefegt, und (ſcheinbar) in nicht vollftändig ausgefertigte 
Urfunden umgeftaltet wurden; 

4) von einer carta bianca; 

5) von Abfchriften, auch wenn fie zur Bidimirung beſtimmt, mit 
einem 15 fr. Stämpel verfehen waren; 

6) von Erpensnoten Cder Sachwalter) mit oder ohne Unterfchrift, 
wenn, nicht das zufällige Verderben des Stämpelbogens eriwiefen wer⸗ 
ben konnte; 

7) von unterfertigten, wenn auch nicht batirten oder präfentirten 
Geſuchen und Theil = Tibellen; 

8) von höheren Stämpeln gegen Eleinere und umgefehrt ; 

9) wenn der Bogen nicht ganz war; 

10) von vollſtändig ausgefertigten oder folchen Urkunden, welde 
mit Tinte übergoffen, und dadurch oder überhaupt ganz unleferlich ge= 
macht waren, fo daß nicht entfchieden werben konnte, ob biefelben ihren 
Zwed bereit3 erfüllt haben; auch wurden Einlags- (Mittel:) Bogen, 
fo wie bie Anfangs- Cerften) Bogen, welde Spuren einer Zufammen- 
beftung an ſich tragen, zur Auswechslung nicht angenommen, weil die⸗ 
felben Theile von vollftändig ausgefertigten Urkunden ober Schriften 
geweſen ſein konnten. 

Durch das St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 iſt nun das fril- 
here Stämpelgefeg vom Jahre 1802 mit allen fich darauf beziehenden, 
bie einzelnen Beftimmungen desſelben erläuternden, näher beftimmenden, 
befchränfenden oder erweiternden Verordnungen aufgehoben. 

Es find alfo auch die VBorfepriften über die Stämpel = Auswechslung 
als erlofchen zu betrachten. | 

Es ift fich daher rückſichtlich der Stämpel-Auswechslung ausſchlie⸗ 
ßend nach deu Vorſchriften des neuen Geſetzes zu benehmen, in welchem 
der 8. 107. klar und beſtimmt ſagt: daß verdorbenes Stämpelpapier nur 
dann umgetauſcht werde, wenn die darauf geſchriebene Urkunde oder 
Schrift nicht vollſtändig ausgefertigt, dieſer Umſtand 
deutlich zu erkennen, und keine Uebertretung des Geſe— 
tzes vorhanden iſt. 

Inſoferne nun ein zur Verwechslung gebrachtes Staͤmpelpapier 
ſo beſchaffen iſt, daß die in dem Geſetze vorgeſchriebenen oben erwähn⸗ 
ten Bedingungen der Verwechslung als vorhanden betrachtet werden 
müſſen, kann nur aus der Anſchauung des beigebrachten verdorbenen 
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Papiers felbft und überhaupt des vorgefommenen conereten Falles erfannt 
werben, und muß der vernünftigen und gewiffenhaften Beurtheilung des 
Beamten überlaffen bleiben, der das Geſetz auf die vorfommenden ein- 
zelnen Fälle anzuwenden berufen ift, ohne daß es zuläffig erfcheint, dieß— 
falld in eine Gafuiftif einzugeben, und für jeden einzelnen Sal, ber 
fi möglicherweife ereignen kann, in Vorhinein eine befonbere Vorſchrift 
zu erlaſſen. 

Die Aufgabe der Bezirks-Verwaltung und des Tabak- und Stäm: 
pel-Magazins wird es alfo fein, die Beurtheilung, ob in dem vorfom- 
menden. einzelnen Falle nad) der Beftimmung des erwähnten Gefeg-Pa- 
ragraphes die Verwechslung Statt haben fann, wohl unterrichteten und 
urtheilsfähigen Beamten zu übertragen und fie in ihrer Geftion dergeftalt 
überwachen und controlliven zu laſſen, damit das Gefäll feinen Nach— 
theil erleive, aber auch in dem $. 107, nicht beabfichtete Unbilligfeiten 
für das Publicum ferne gehalten werben. 

Sollte fi) über einen vorkommenden einzelnen Fall ein Zmeifel 
bezüglich auf die Anwentung ber gefeslichen Vorſchrift ergeben, über 
welchen die Bezirkö-VBerwaltung nad) Maßgabe ihres Wirfungsfreifes, 
in eine Entfheidung nicht eingehen zu können glaubt, fo ift mit Vorle— 
gung des vorgefommenen einzelnen Falles die höhere Entſcheidung nach⸗ 
zuſuchen. 

Hiernach ergibt ſich von ſelbſt, daß die Umwechslung der oben 
sub.a. J1., 2., 3. und A, angeführten Urkunden, inſoferne fie vollftän- 
dig ausgefertigt find, ferner gegen reines Stämpelpapier nicht mehr 
Statt finden könne, und daß im Gegentheil, in den sub b. 1. und 2. 
angebeuteten Fällen, wenn es offenbar ift, daß eine volfftändige Augfer- 
tigung der Urkunde noch nicht vorhanden war, die Urfunden und Schrif— 
ten allerdings in dem Sinne des $. 107, ausgetaufcht werden Fönnen, 
indeß in den übrigen sub b. angedeuteten Fällen, die Um- 
wechslung auch fünftig, fo wie bisher, nicht zuläffig ift, und daß die mit Dem 
Hoffammer-Decrete vom 3. Mai 1842, 3. 11,244, (f. 4) erneuerte 
Vorſchrift, daß bei Auswechslung von verborbenem Stämpelpapier immer 
ein reiner Kanzleibogen beizubringen ift, auch durch die gegenwärtigen 
Beſtimmungen nicht als aufgehoben beiradtet werben Fann. 
(Hofld. vom 30. Jänner 1844, 3. 49,988.) 

7. Die Auswechslung geftämpelter Bogen aus einem Gefchäftd- 
buche ift nicht geſtattet. (Hofkd. vom 14. Februar 1843, 3. 51,486.) 

8. Die Auswechslung von Urkunden und Schriften jeder Art, mit- 
bin auch von Päffen, wenn fie vollfommen ausgefertiget, d. i. mit Da- 
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tum und Unterfchrift verfeben find, findet nicht Statt, indem der $. 107. 
des St. u. T. Gef. ausdrücklich vorfchreibt, daß verborbened Stämpel- 
papier nur dann umgetaufcht werden dürfe, wenn die darauf gefchriebene 
Urkunde oder Schrift nicht vollftändig ausgefertigt iſt. | 

Da ferner die Erebitd- Stämplung, zu Folge des Hoffammer-De: 
creted vom 8. Juli 1842, 3. 24,535, (fi. $. 106. 2.) nicht mehr zu⸗ 
läffig iſt, und nach dem neuen St. u. T. Gef. die Gebühren anticipativ 
eingehoben werden, fo wird ed die Sache ber politiſchen Behörden, und 
überhaupt jener Verwaltungs-Organe, die mit der Ausfertigung und Er- 
folgung der Päffe beauftragt find, fein, dafür zu forgen, daß im Sinne 
des $. 106. ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, und $. 12. 
des Amtsunterrichted,, die Gebühr von der Partei, welche den Paß 
benöthiget,, berichtiget werde, bevor der Stämpel verwendet, und der 
Paß audgefertiget wird, wie es bei Urtheilen und anderen ämtlichen, 
ftänpelpflichtigen Ausfertigungen gefchieht. 

Was insbefondere die im Wege der f. k. Miffionen verlangten 
Päſſe betrifft, fo ift fehon unterm 31. Mai 1841, 3. 16,680, die Ver- 
ordnung befannt gemacht worden, bie auch an alle politifchen Behörden von 
der k. k. vereinigten Hofkanzlei hinaus gegeben wurde, worin bie k.k. 
geheime Hause, Hof: und Staatskanzlei ſämmtliche k. k. Miffionen im 
Auslande, ganz in dem Sinne des oben Angeführten, angewiefen, und 
ihnen auf das Beftimmtefte bedeutet hat, daß ohne vorläufige Bezahlung 
der Gebühr, eine Paßausfertigung nicht Statt haben Fann. 

Wenn einzelne Beamte oder Berwaltungd:Drgane ſich gegen dieſe, 
in dem Geſetze, und in ſo vielen Nachtrags-Verordnungen, auf das Be— 
ſtimmteſte ausgeſprochenen Vorſchriften benehmen, und Päſſe, ohne daß 
die Gebühr früher bezahlt wurde, ausfertigen oder erfolgen, ſo müſſen 
ſie ſich es ſelbſt zuſchreiben, wenn die Gebühr ihnen zur Laſt bleibt. 
(Hoftd. vom 26. Mai 1843, 3. 17,414.) 

9. Nach der Beftimmung des St, u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840, 
$. 107, darf verborbened Stämpelpapier nur dann umgetaufcht werben, 
wenn bie Darauf gefchriebene Urkunde oder Schrift nicht vollftändig aus⸗ 
gefertiget iſt. 

Hierbei wird bemerkt, daß in jenen Fällen, wo die Partei aus 
eigener Fahrläſſigkeit unrichtige Angaben macht, und dadurch eine unrich— 
tige Ausfertigung des Paffes veranlaßt, ed auch ihre Sache ift, zu dem, 
deshalb neu auszufertigenben Paſſe, den erforderlichen Stämpel beizu— 
bringen. 

Die Pflicht der Beamten aber, welche die Angaben der Parteien, 
sum Behufe der Papausfertigung aufnehmen, ift ed, mit Aufmerffam- 
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feit und Genauigkeit bei diefem Gefchäfte vorzugehen, und wenn es fchon 
einzelne Fälle geben kann, in welchen ein bieffälliges Verſehen des Be— 
amten Entfchuldigung und Berüdfichtigung verdient, fo kann daraus 
noch nicht ald allgemeine Regel gefolgert werben, baß berlei verborbene 
und fchon völlig ausgefertigte Päffe, ohne Unterfchied ausgewechfelt werben. 
(Hofld. vom 7. Februar 1844, 3. 44,820.) 

10. Es unterliegt auch die Umftämplung ber verdorbenen, jedoch nicht 
datirten, und nicht unterſchriebenen Studien-Zeugniß⸗Blanquetten, unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſichten, in dem Sinne des $. 107. des 
&t. u. T. Gef, vom 27. Jännner 1840 feinem Anſtande. (Hoftveer, vom 
31. Jänner 1844, 3. 50,834.) 


Ort der Auswechslung. 


11. Berborbened Stämpelpapier wird gegen reined Stämpelpapier 
b108 bei den Stämpelämtern der Provinzial- Hauptfläbte, und bei den 
die Gefälldangelegenheiten leitenden Bezirks: Behörden umgetäuſcht. ($. 17. 
des Unterrichtes für die öffentlichen Behörden. ıc.) 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon der Stämpelgebübr. 


I. 


Bonder Berpflihtung zur Entrihtung der Stämpelgebühr 
und zum vorfhriftmäßigen Gebrauche des Stämpels. 


$. 108. 


Zur Entrichtung der Stämpelgeblihr und zur Be: 
obachtung der über den Gebrauch des Stämpelö vorge⸗ 
En Vorſchriften find verpflichtet: 

1, Bei Urkunden, die im ſtampelpflichtigen Inlande 

errichtet werben, 

a. der Auöfteller, d. i, berjenige , 

aa. welcher die Urkunde im eigenen Namen er: 
richtet, oder 

bb.’ in deffen Namen die Urkunde von einem Bes 
vollmächtigten deöfelben errichtet wird, und 


$. 109. 411 


b. ter Empfänger, nämlich derjenige, welcher die 
Urkunde zu feiner Verficherung oder Ausmweifung 
felbft oder duch einen Andern annimmt; 

2. Bei Urkunden, die außerhalb des ftämpelpflichtigen 
Inlandes errichtet worden find, derjenige, 

a. der im eigenen Namen, oder 

b, in deffen Namen ein Bevollmächtigter desſelben 
von der Urkunde einen die Staͤmpelpflicht begrün⸗ 
denden Gebrauch macht; 

3. Bei Eingaben und den Beilagen der Eingaben und 
Protokolle derjenige, in deſſen Geſchäfte die Einga— 
be oder das Anſuchen von ihm ſelbſt, oder von ei- 
nem Bevollmächtigten deöfelben angebracht wird ; 

4. Bei ämtlichen Ausfertigungen diejenigen Perfonen, 
in deren Geſchäfte die ämtliche Ausfertigung erlaſ⸗ 
ſen wird. 

$. 109. 
Gat Jemand im Namen eined Andern, ohne von die⸗ 
fem ausdrücklich oder ſtillſchweigend bevollmächtigt zu ſein, 

4. eine Urkunde im ſtämpelpflichtigen Inlande aus⸗ 
geſtellt, oder angenommen, oder 

2. von einer außerhalb des ſtämpelpflichtigen Inlan⸗ 
des ausgeſtellten Urkunde einen die Stämpelpflicht 
begründenden Gebrauch gemacht, oder 

3. eine Eingabe oder Beilagen bei einer Behörde über⸗ 
reicht, oder 

4. Anlaß zu einer ämtlichen Ausfertigung gegeben, 
ſo iſt derjenige, in deſſen Geſchäfte dieſe Handlun⸗ 
gen vorgenommen worden ſind, zur Entrichtung der 
durch dieſelben begründeten Stämpelgebühr verpflich⸗ 
tet, wenn er 
a. die ohne feinen Auftrag Statt gefundene Ges 

ſchäftsführung ausdrüdlicd oder ſtillſchweigend 
genehmigt, oder 
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b. durch diefelbe einen Vortheil erlangt hat. Iſt 
bingegen Eeine diefer Bedingungen’ (a. und b.) vor= 
handen, fo trifft die Verbindlichfeit zur Entrich- 
tung der Stämpelgebühr den Geſchäftsführer. 


$. 110. 


Unabhängig von den Strafen, welche bei einer Ueber- 
treturg dieſes Geſetzes den Uebertreter treffen, ift, wenn 
die Urkunde oder Schrift mit feinem oder mit einem gerin⸗ 
geren ald Dem gefeßmäßigen Stämpel verfehen ift, im erften 
Falle die gefebliche Gebühr ganz, und im zweiten Falle der 
zur Ergänzung derfelben erforderliche Betrag zu entrichten. 


Erlänterungen zu \. 110. 


a) Mehrere vorgefommene Anfragen haben die f. £, allgemeine Hof: 
fammer beftimmt, mit Beziehung auf den$. 110. tes neuen Stämpelgefeges, 
rückſichtlich der Behandlung der als ſtämpelpflichtig beanſtändeten und 
in das Strafverfahren gezogenen Schriften in der Abſicht einer wieder⸗ 
holten Beanſtändigung ein und derſelben Schrift zu begegnen, folgende 
Beſtimmungen zu treffen: 

Kommt eine ſtämpelgebrechliche Schrift bei einer Bezirks-Verwal⸗ 
tung zur Ctrafverhandlung, fo liegt 

1) die beanftändete Schrift bereitd vor, oder die unterfuchende Be— 
börbe ift wenigftens in der Lage, fich diefelbe ohne viele Schwierigfeiten 
und weitläufige Schreibereien zu verfchaffen; oder 

2) ed liegt nur der Ämtliche Befund vor, und die Beibringung der 
Schrift felbit, die in Strafanfpruc genommen wurde „Fan ohne viele 
zeitraubende Umtriebe nicht erreicht werden. | 

In beiden Fällen fann der Grund der Beanftändigung entweder 

a) Der gänzliche Mangel des vorfchriftmäßigen Stämpels, oder 

b) die Anwendung eines zu geringen Stämpels fein. 

Im Falle nun, als die beanftändete Schrift vorliegt, ift, wenn 
fie gar nicht geftämpelt ift, die entfallende Gebühr einzuheben, und die 
Schrift fodann von der Bezirk -Berwaltung mit dem entfprechenden 
Stämpelzeihen verfehen zu Taffen. 

Iſt aber die Schrift auf einem zu geringen Stämpel ausgefertigt, 
fo find aud hier nad vorläufiger Einbringung bes fehlenden Betrages, 
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die zur Erreichung bed richtigen Stämpels erforderlichen Stämpelzeicyen 
ergänzungsweife aufzubrüden; dort aber, wo die beftebenden Stäm— 
pelzeihen dem Abgange nicht entfprechen follten, ald z. B. wenn ftatt 
eines 10 fr. Stämpeld nur ein 6 fr. Stämpel vorfümmt, zu verfügen, 
daß das dem ganzen vorfchriftmäßigen Stämpel entfprechende Zeichen nach 
Durdftreihung des vorhandenen, unrichtigen aufgedrücdt werde, 

In diefem legteren Falle hat die Bezirks-Verwaltung das Stämpel- 
amt, weldes einen geringern Geldbetrag empfängt, als das aufgedrückte 
Stämpelzeichen ausweiſet, rückſichtlich dieſeb Abganges mit einer bejon- 
dern Verordnung zu decken. 

Im zweiten Falle, wo die beanftändete Schrift fehlt, und biefelbe 
aud ohne viele Schreibereien und Schwierigkeiten nicht verfchafft werben 
fann, hat die Bezirks-Verwaltung nach geſchehenem Erlage der fehlen: 
den ganzen oder Theil-Gebühr ftatt der Aufdrückung des Stämpels, der 
Partei Über die entrichtete Gebühr eine Quittung zu behändigen. Diefe 
Quittung muß fo eingerichtet fein, daß fie die Partei einerfeitd. gegen 
eine nochmalige Beanftändigung ein und derfelben Schrift vollfommen 
ſicherſtelle, daß ed aber auch anderfeitd unmöglich wird, diefe Quittung 
als Mittel zu benügen, um die Beanftändigung eines zweiten Stämpel- 
gebrechens abzuwenden. E3 wird daher ganz befonders darauf zu fehen 
fein, in der Quittung die Merfmale diefer Schrift und des Gebrecheng, 
auf welche fie Bezug hat, fo genau ald möglich zu bezeichnen. 

Die in Folge von Beanftändigungen eingehenden Stämpelbeträge 
find jederzeit als Gefälldgebühren zu verrechnen. (Gofkd. vom 14. Juni 
1841, 3. 12,194.) 
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Die unberichtigten Stäm mpelgebühren, daher auch, 
e infofern der im q. 90. ausgedrückte Fall der nachträgli- 
chen Entrichtnung vorgemerkter Stämpelgebühren eintritt, 
die vorgemerften Stämpelgebühren, find entweder mit 
telft der gerichtlichen Execution, oder mittelft des zur Ein: 
bringung der Rüdftände an den landesfürſtlichen Steu⸗ 
ern vorgefchriebenen Verfahrens einzutreiben. 
Die Entfcheidung,, ob die Eintreibung auf die eine 
oder die andere Weile zu gefchehen habe, fteht den die 
Gefällsangelegenheiten-Te.tenden Behörden zu. 


414 88, 112—114. a. 115, 


S. 112. 


Ein gerichtliche Verfahren findet weder Über die 
Frage, ob ein Stämpelbetrag gebühre, noch über das 
Ausmaß desfelben Statt. 


$. 113. 
Die Stämpelgebühren unterliegen Feiner Verjährung. 
$. 114. | 


In Soncurd-Fällen find die Stämpelgebühren wie 
andere landesfürftliche Steuern zu claflificiren, 


Erläuterung zu $, 114. 


a) Ueber das Verfahren in Concurs- und anderen Erecutiond- 
Fälfen, bezüglih auf die Taren und Stämpel = Gebühren, be— 
darf es feiner neuerlichen Verordnung, da in Goncurd-Fällen den Tar: 
und Stämpel:Gebühren , nad) den 88. 140 und 240 des St, u, T. Gef. 
vom 27. Jänner 1840, ohnedieß jene Vorrechte zufommen, die andern 
landesfürſtlichen Steuern eingeräumt find, fomit Diefelben in die erfte 
Glaffe gehören, in anderen Executions⸗Fällen aber, außer dem Concurfe, 
diefen Gebühren Fein geſetzliches Pfandrecht in dem berufenen Gefege 
zugeftanden iſt. (Hofkd. vom 9. Februar 1944, 3. 48,583.) 

II. 


Von der Haftung für die Entrihtung der Stämpelgebühr 
und den vorfhriftmäßigen Gebrauch des Stämpels. 


$. 115. 


Für die Entrichtung der Stampelgebühr und für 
den vorfchriftmäßigen Gebrauch des Stämpeld haften, 
nebft den im ſ. 108. bezeichneten Perfonen 

1. Sedermann, der im Namen eined andern . " 

a. eine ffämpelpflichtige Urkunde im ftämpelpflichti- 

gen Inlande auöftellt oder annimmt; oder 

b, von einer außerhalb des ftämpelpflichtigen In: 

landes auögeftellten Urkunde oder Schrift einen 
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die Stämpelpflicht begründenden Gebrauch macht; 
. Oder 

e. eine ftämpelpflidhtige Eingabe oder Beilage bei 
einer Behörde überreicht ; oder | 

d, Anlaß zu einer flämpelpflichtigen ämtlicyen Aus⸗ 

- fertigung gibt, 
in Abfiht auf die Stämpelgebühr, zu deren Ent: 
richtung derjenige, in deſſen Gefchäfte er eine Diefer 
Handlungen vornimmt, verpflichtet wäre, wenn 
der letztere folche .felbft vornehmen würde; 

2. Derjenige, dem nach diefem Gefebe obliegt, das 
Stämpelpapier für einen andern beizubringen ().100); 

3. Die Advocaten, Notare und die unter Öffentlicher 
Beglaubigung aufgeftellten Agenten oder Sachwal⸗ 
ter bei jenen Urkunden oder Schriften, die unter 
ihrem Einfluffe oder ihrer Mitwirkung errichtet oder 
auögefertiget worden find; 

4. Die Beliger der mit einer Gerichtöbarkeit oder po- 
litifchen Geſchäftsverwaltung verbundenen Güter 
in Anfehung der von ihnen felbft oder ihren Beamten 
in ihrer amtlichen Eigenfchaft errichteten oder unter 
ihrer oder ihrer Beamten ämtlichen Mitwirkung 
zu Stande gefommenen Urkunden oder Schriften, 
dann der von ihnen oder ihren Beamten gemachten 
ämtlichen Auöfertigungen ; 

5. Die Gemeinden, welche die Gerichtöbarfeit oder 
politifche Gefhäftöverwaltung ausüben, hinfichtlich 
der von ihren Beamten in ihrer ämtlichen Eigenschaft 
errichteten, oder unter ihrer Beamten ämtlicher 
Mitwirkung verfaßten Urkunden oder Schriften, 
dann der von ihren Beamten gemachten amtlichen 
Auöfertigungen; 

6. Die landesfürſtlichen, die ſtändiſchen, die guts⸗ 
herrlichen, und die bei Gemeinden angejtellten Be- 


% 
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amten rückſichtlich der von ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenſchaft errichteten, oder unter ihrer ämtlichen 
Mitwirkung verfaßten Urkunden oder Schriften, 
dann ihrer ämtlichen Audfertigungen ;: 

7. Sedernann, dem eine Schuld oder Theilnehmung an 
einer Webertretung, die dad Gefet für eine Gefälls- 
verfürzung erklärt, zur Laft fält, er mag in Ab— 
ſicht auf diefelbe ftraffällig fein oder nicht, für den 
Betrag, rückſichtlich deſſen dieſe Gefällsverfürzung 
verübt worden iſt. | | 


Erläuterung zu F. 115. 


a) Auf die Frage, ob bei Notariats-Acten, oder bei Acten 
eines andern öffentlichen Agenten, auch die intervenirenden Parteien 
wegen Stämpel= Gefälld -Uebertretungen zur Strafe gezogen, und zur 
Zahlung der verkürzten Stämpelgebühr verhalten werben können, wirb 
Folgendes bedeutet: 

Die $$. 409. und 410, des Gefälld-Strafgefetes laſſen ausdrücklich 
eine Mitſchuld und Theilname bei Stämpel-Uebertretungen zu, und der 
$. 410. beſtimmt insbeſondere unter Zahl 14., daß derjenige als Mitſchul⸗ 
diger oder Theilnehmer an einer ſolchen Uebertretung anzuſehen ſei, 
welcher zu feiner Verſicherung oder Ausweiſung eine ſtämpelpflichtige, 
jedoch ungeftämpelte, ober mit einem geringeren ald dem gefeglichen 
Stämpel verfehene Urkunde annimmt, | 

Ebenſo verpflichtet der $. 91. des St. und T. Gef. vom 27. Zän- 
ner 1840 c$. 108. d. deutſch. Tert.) denjenigen zur Entrichtung der 
Stämpel-Gebühr, in deffen Namen eine Urkunde von einem Bevollmäd;- 
tigten errichtet wird, dann demjenigen, welder eine ſtämpelpflichtige 
Urkunde zu feiner Verfiherung oder Ausweifung annimmt, und ber $. 98. 
de St. u. T. Gef. ($. 115. des deutſch. Tert.) unterzieht derlei Perfo- 
nen der Haftung für die Entrichtung der Stämpelgebühr, und für den 
vorfhriftmäßigen Gebrauch des Stämpels. (Hoftd. vom 29. November 1843, 
Zahl 43,719, an ben lomb, Cameral-Magiſtrat.) 


$..116. 


Für die mit den $$. 108. und 115. feſtgeſetzte Ver: 
bindlichkeit haften zur ungetheilten Hand: 
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1. Die im ). 108. angeführten Perfonen unter fich, 
2. Sowohl mit. diefem (3. 1) ald auch unter fich die 
J. 115. unter 3. 3., 6. und 7. aufgeführten Perfonen, 





Dritter Abſchnitt. 
Bon den —— PERSONEN: 


Bon den ‚Gfraten und dem — bei Beeren 
tretungen, 


$. 117. 

Wenn in einer nicht gerichtlichen Angelegenheit bei 
einer Behörde, einem Amte oder einer Obrigkeit ein 
ſtämpelpflichtiges Geſuch ohne Stämpel überreicht wor⸗ 
den iſt, oder einem ſolchen Geſuche einfache, blos von 
der Partei ſelbſt beſorgte Abſchriften, ohne daß dieſe ge⸗ 
ſtaͤmpelt ſind, beiliegen, ſo hat als Regel zu gelten, daß 
die Eingabe, wenn fie von einer Partei perſönlich über⸗ 
reicht wird, an diefe alfogleich zuriickzuftellen ift; in dem 
Falle aber, als die Eingabe von einer Partei nicht per- 
ſönlich eingereicht worden fein follte, weder die Einhe- 
bung der Stämpelgebühr, noch eine Strafe, jedoch die 
nachtheilige Folge eintritt, daß keine Amtöhandlung über 
diefe Eingabe vorgenommen, fondern diefelbe den Acten 
beigelegt wird (Strafgeſetz über Gefällsübertretungen 
0. 408. 3. 4). 

Ausnamdweife ift nur dann über eine folche Gingabe 
die Amtöhandlung vorzunehmen, gleich aber das geſetz⸗ 
lihe Strafverfahren einzuleiten, wenn im erfteren Kalle 
die Partei erkläret, die Eingabe nicht zurücknehmen zu 
wollen, und im letzteren Falle die Amtöhandlung aus 
Öffentlichen Rüdfichten, oder weil aus der Unterlaffung 
derfelben eine Gefahr für die Partei entitehen Dune 
als nothwendig fich darftellt. 

v. Schwarz Stämpelvorfchriften. er 27 
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—. 118. 

Sn allen andern Fällen ($. 117.) hat bei Gefällöver- 
fürzungen, welche Durch — der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes in Anſehung der mittelſt des Stämpeld 
einzuhebenden Abgabe verübt werden, das Strafgeſetz 
über Gefällsübertretungen ſowohl binfichtlich der Stras 
fen, als rüdfichtlich des zu beobachtenden Verfahrens 
die volle Anwendung zu finden. 


Erläuterungen zu $. 117. 118, 


1. Das Verfahren, welches der $. 117. ($. 100. des Gefeges für 
das Tomb. venet. Königreich) des St. u. T. Gef. vorzeichnet, iſt eine 
Ausname von det Negel, welde der $. 118. ($. 101. des Geſetzes 

- für die lomb. venet. Provinzen) vorfchreibt. Es kann daher, da Aus- 
namen ftrenge auszulegen find, das Verfahren, welches in Folge bed 
$. 117. bei ungeftämpelten Gefuchen einzutreten hat, nicht auch auf den 
in dieſem Parapraphe nicht bezeichneten Fall der Verwendung eines zu 
geringen Stämpeld ausgedehnt werden, zumal auch die Hinterlegung 
des Geſuches zu ben Acten ohne eine Erledigung eine für den Bittſteller 
nachtheilige Folge ift, die an bie. Stämpelgefeg = Uebertretung gefnüpft 
wird, dieſe Folge oft viel empfindlicher fein kann, ald das eigentliche 
Strafverfahren, und ſich ſonach nicht behaupten läßt, daß derjenige, 
welcer das Gefäll nur in einen Theil der Gebühr verfürzte , beitrafet 
werbe, indeß jener, welcher gar feinen Stämpel verwendete, unbeitraft 
bliebe. Es iſt die Deponirung des Gefuches, unerlebigt zu den Acten, au 
eine Strafe, aber ausnamsweiſe anderer Art, bie eben deßwegen auf 
die in dem Gefege ausdrücklich angebeuteten Fälle beſchränkt bleiben muß. 
Demnach ift Über diejenigen Eingaben der Parteien, welche zu gering 
geftämpelt find, nach der gefeglichen Vorſchrift dad Strafverfahren ein- 
zuleiten, (Hofkd. an den venet. Gameral:Magiftrat vom 2, Mai 1842, 3.5309, 
und vom 31. Iänner 1841, 3. 51,148.) 

"2, Wenn den Gefällsbehörden Anzeigen über ftämpelgebrechliche 
auf Ungarn und Siebenbürgen Bezug nehmende Urkunden und Schriften, 
in Folge der $$. 3., 5., 6., 14., 15. und 16. des Unterrichtes zu dem 

St. u, T. Gef. zufommen, fo ift darüber nach den Beftimmungen ber 

Gefälld-Strafgefege dad Amt zu handeln. Es wird daher zuvörderſt der 

Partei Das Anerbieten zur Ablaffung in der vorgefchriebenen Weife zu 


$. 117. 118. 3, 49 


machen ſein, und wenn ſie von dieſem Anerbieten keinen Gebrauch 
macht, das Verfahren nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
zu pflegen, und die bemeſſene Straf- und Stämpelgebühr in dem Geiſte 
des Hoffammer=Decreted vom 15. Juni 1844, 3. 22,134. im Wege 
der ungariſch⸗ fiebenbürgifchen Landesbehörden einzubringen fein. (Hofe. 
vom 19, September 1844, 3. 26,850.) 

3. Durch die allerhöchſte Entfchließung vom 3. Derember 1844 
(S. $. 92. 15.) erleidet der 8. 117. des St. u. T. Gef. ($. 100. ital. 
Zert), welcher von nicht gerichtlichen Angelegenheiten handelt, und bie 
$$. 6. und 16. des Unterrichtd zu dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 eine Aenderung, infoferne es fih um Eingaben handelt, bie nicht 
perfönlih im ftämpelpflichtigen Inlande bei einer öffentlichen Behörde 
oder einem öffentlichen Amte überreicht wurden, fondern unmittelbar durch 
die Poftanftalt, oder durch die Vermittlung einer RER Behörde 
aus Ungarn oder Siebenbürgen einlangten. i 

Es werben nämlich fünftig derlei auf dem angebeuteten Wege aus 
Ungarn oder Siebenbürgen einlangenden Eingaben und ihre Beilagen, 
wenn fie nicht mit dem Stämpel, welchen das Gefeg vorfchreibt , verfe- 
ben find, nicht mehr, wie ed der $. 117. des St. u. T. Gef. anordnet, 
zu den Acten zu legen, fondern jedesmal der dem Gegenftande ange: 
meffenen Erledigung zuzuführen fein, und die in ben $6. 6. und 16. 
des Unterrichted zu dem St. u, T. Gef. angedeuteten Beamten der öf⸗ 
fentlihen Behörden und Nemter werben jebesmal von derlei nicht ge= 
ſetzlich geftämpelten Eingaben und Beilagen an die Cameral- Bezirkö- 
Berwaltung (Finanz Intendanz) die vorgefchriebene Anzeige zu erflatten 
haben. Die Bezirkd:Berwaltungen aber werben, wenn ihnen von folden, 
im Wege der Poftoder durch die Vermittlung einer Öffentlichen Behörde 
aus Ungarn oder Siebenbürgen eingelangten ſtämpelgebrechlichen Ein- 
gaben oder Beilagen die Anzeige zufömmt, ed mag fih um gerichtliche 
ober nicht gerichtliche Angelegenheiten handeln, jebesmal auf ber Grund⸗ 
lage dieſer Anzeige nur die einfahe Stämpelgebühr,, ohne einen 
Strafbetrag, von der Partei nachträglich einzuheben und gehörig au Ders 
rechnen haben, 

Der Beamte (8. 6. und 16. des Unterrihted zu dem St. u, T. 
Geſ.), welcher ein derlei wahrgenommenes Stämpelgebrechen anzeigt, 
bat die gefchehene Anzeige jedesmal auf der Eingabe felbft zu bemerken. 
— Für die genaue Erfüllung diefer Verbindlichkeit zur Anzeige ſtämpel⸗ 
gebrechlicher Eingaben und Beilagen zum Behufe der nadträglichen Ge⸗ 
bübreneinhebung bleiben bie in dem Unterrichte zum St. u. T. Gef. be: 
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zeichneten Beamten nach den Andeutungen der $$. 2. und 18. eben dieſes 
auf dem St. u. T. Gef, beruhenden Unterrichtes verantwortlich, und die 
Bezirfö:Berwaltungen haben die Erfüllung diefer Berbindlichfeit allent- 
halben und insbefondere bei den Revifionen wahrzunehmen und zu über= 
wacen. 

Bezüglich auf alle übrigen aus Ungarn und Siebenbürgen herrüh— 
renden oder von Ungarn und Siebenbürgern ausgefertigten Eingaben und 
Urkunden, oder an Ungarn und Siebenbürger gerichteten Ausfertigungen 
bleiben ‚die Beflimmungen des St. u. T. Gef., und des zu demfelben 
gehörigen Unterrichtes, und insbefondere die an die k. k. Gefällen-Ber- 
waltung erlaffene Belehrung vom 19. September d. J., 3. 26,850 
(S. 8. 1. g.) in voller Wirkſamleit. (Hofkd. vom 24. December 1844, Zahl 


49,469.) 
4. In den Fällen, wenn Eingaben an die Behörden aus dem Aus: 


Iande eingefendet werben, die nicht mit dem gefeglichen Stämpel verfe- 
ben find, iſt fih genau nad) den Beftimmungen der $$. 117. und 118. 
des St. u. T. Gef. zu benehmen, 

An nicht gerichtlichen Angelegenheiten ift, wie es der $. 117. vor= 
fchreibt, Die Anzeige an die Gefälls-Behörde zu machen, und von .diefer 
das Strafverfahren einzuleiten, wenn über bad eingefendete Gefuch eine 
Amtshandlung vorgenommen wird. In gerichtlichen Angelegenheiten ha- 
ben die Behörden, von nicht gefeglich geftämpelten Eingaben jedesmal 
an bie Gefälld-Behörde, nad $. 128. des St. u. T. Gef. die Anzeige 
zu machen, wie e8 in dem Amtsunterrichte zu dem St. u. T. Gef. vors 
gefchrieben ift. Die Gefäld- Behörden haben nad den Vorſchriften des 
Gefällen-Strafgejeges, das Amt zu handeln. (Hofkd. vom 6, Rovember 
1842, 3. 39,574.) 

5. Bei der bemerkten, dur die Activirung des neuen St. u. T. 
Gef. erfolgten Aufhebung der früheren Stämpelvorfchriften darf aud in 
Anfehung der ungeftämpelten Penfiond- oder Gnadengehaltsgefuche der 
Militär- Parteien und der ungeftämpelten Beilagen yon Eingaben derfel: 
ben nicht mehr nach der im Jahre 1828 erlaffenen Vorſchrift vorgegan- 
gen werden, fondern es ift fih in diefer Beziehung nur nach den Beſtim— 
mungen zu benehmen, welche in den SS. 117. und 118. ded neuen St. 
u. T. Gef, und in dem dazu gehörigen Unterrichte für die öffentlichen 
Behörden und Aemter enthalten find. 

Es fann hierbei in Betreff der vom allerhöchften Orte an bie Hof: 
ftellen gelangenden Eingaben und ihrer Beilagen feine Ausname Statt 
finden, da Se. Majeftät in dem alferhöchft genehmigten Gefege ($. 69. 
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bed St, u. T. Gef.) eine Ausname in Anfehung diefer Gefuche nicht 
zuzugefiehen gerubten, und ſich daher aud die Behörden eine folche Aus⸗ 
name zu machen nicht erlauben dürfen. (Hoft. Note vom 22, März 1841, 
3. 587, im Grunde der allerhöchften Entfchließung vom 14, December 1841; an 
den Hofkriegsrath.) 

6. Die Art und Weije, wie bei dem Borkommen der, der aller: 
böchften Bezeichnung gewürdigten, ungeftämpelten, oder „mangelhaft ges 
fämpelten Geſuche und Eingaben vorzugehen fei, ift durch die 86. 117. 
und 128, ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 geregelt, und bie 
Borfohriften für die Behörden, zur Ausführung dieſes Gefeges, find in 
ben $$. 5., 6., 15. und 16. des Unterrichted über die Verpflichtungen, 
welche dieſes Gefeg fämmtlichen öffentlichen Behörden und Nemtern be- 
züglih auf beffen Beobachtung und Handhabung auferlegt, enthalten; 
wobei noch bemerft wird, daß der Umftand, daß ein ſolches Gefuch aller: 
höchſt fignirt ift, auf das einzuhaltende Verfahren feine ändernde Wir- 
fung hat, indem ſolche Gefuche der Kategorie jener Eingaben beizuzählen 
find, deren der zweite Abfag bed bezogenen $. 117. erwähnt. 

Es muß daher über allerhöchft fignirte Gefuche allerdings eine Amts: 
handlung eingeleitet werden, gleichzeitig aber wird, nach $.6. und 16, des 
erwähnten Unterrichted, von dem vorgefommenen Stämpelgebrechen, an 
die Sameral:Bezirfd «Verwaltung die Anzeige zu machen fein, welde 
ſowohl wegen der Nachſtämplung des Geſuches, ald wegen bed Strafver- 
fahrens, ihrem Wirfungsfreife gemäß, das Nöthige zu verfügen hat. 
(Hofkd. vom 19, October 1843, 3. 36,558.) 

7. Diebei dem f. Gubernium eingelangten Hof-Recurfe find ſämmt⸗ 
lich in dem eigenen Intereffe der Partei, und in nicht gerichtlichen Ange- 
Tegenheiten erftattet. Der $. 117. des St. u. T, Gef. vom 27. Jänner 
1840, hat daher auf biefe Eingaben volle Anwendung, da öffentliche 
Rüdfichten hier nicht eintreten, noch eine Gefahr für die Partei entftehen 
fonnte. 

Der Vorgang bes F. k. Guberniumd, womit dieſe Recurfe bei den 
Acten hinterlegt wurden, erfcheint demnach in ber bezogenen Gefeeöftelle 
gerechtfertiget, und es find hiernach die, —— von der Partei erho⸗ 
benen Beſchwerden, im Namen der k. k. a gemeinen Hofkammer abweis⸗ 
lich zu erledigen. 

Dem k. k. Gubernium muß jedoch erinnert werden, daß die Zurück— 
ſtellung der ſtämpelpflichtigen, aber nicht geſtämpelten Beilagen der vor⸗ 
gekommenen Eingaben der Partei, mittelſt ſchriftlichen Auftrages, dem 
Sinne des bezogenen Paragraphes nicht entſprach, näch welchem vielmehr 
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in folchen Fällen Die Geſuche ſammt Beilagen zu den Arten zu legen 
find,zumal es der Partei ohnehin unbenommen ift, bie Beilagen Rämpelman- 
gelhafter Eingaben von ber Regiftratur zurüdzuforbern. (Bofto. vom 27. 
September 1843, 3. 33,787.) ; 

Bei der Anwendung des Strafgefehed über Gefälld: 
fibertretungen find nebft den in den 99.408. 411. und 412. 
deöfelben Gefebes bezeichneten Urkunden und Schriften. 
noch folgende ald ungeftämpelt zu betrachten: 

1, Urkunden und Schriften, die außer den Fällen, in 

. welchen dad gegenwärtige Gefeb diefed ausdrücklich 

für zutäffig erkläret, (db. 51., 62., 70. (3. 11.), 92 
100. (3.2.) und 105.) ftatt geftämpelt zu fein, bloß 
mit einem, obfchon gefeßmäßigen Stämpelbogen be: 
legt (indoffiret) find ; | 

2. Urkunden und Schriften, rüdfichtli deren die 
Beilegung (Indoffirung) ded Stämpelbogend ge: 
ftattet ift, wenn die eine oder die andere oder alle 
für die Beiheftung in diefem Gefege vorgezeichneten 
Förmlichkeiten (9. 92., 100. (3. 2.) und 105.) außer 
Acht gelaffen werden; 

3, Urkunden und Schriften, ‚bei welchen die Audfer: 
tigung nicht auf der Seite, ‚auf welcher ſich der 
Stämpelabdrud befindet , in der vom Geſetze vor⸗ 
gefchriebenen Art ($. 94.) beginnt, dann | 

4. Urkunden und Schriften, welche gegen die Vorſchrift 
des Geſetzes ($. 95.) auf einem Stämpelbogen aus: 
gefertigt werden, auf dem fich bereit eine Urkunde 
oder Schrift, diefelbe mag vollftändig oder unvoll 
ftändig auögeferfigt worden fein, befindet. 

$. 120, 


Wirdeiner der in den 5. 27. (3.1. und 3.) 9.40. (3-1- 
und 3.) 66. 50., 51., 61., 62. und 70. (3:11) angeführ: 
ten Acte vollzogen, obnedab 
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1. eine mit dem vorfchriftmäßigen Stämpel verfehene 
Eingabe überreicht, oder 

2. ftatt der Eingabe ein Protokoll, — infofern dieſes 
angeordnet ift, — auf dem vorfchriftmäßigen Stäm- 
pelpapiere aufgenommen, oder | | 

3. rückſichtlich der Legalifirung einer Urkunde, diefer 
der vorgefchriebene Stämpel aufgedrüdt, oder ein 
mit dem gefeblichen Stämpel verfehener Bogen bei- 
geheftet worden ift, fo foll diefe Uebertretung des 
Geſetzes ald eine Gefällsverkürzung nach dem Straf: 

geſetze Über Gefälsübertretungen, $. 413. beftraft 
werben. 

8. 121. 


Als Thäter der bei einer ämtlichen Audfertigung 
oder rlifichtlich der Beiheftung (Indoflirung) eines 
Stämpelbogend verlibten Gefällöverkürzung ift der Be⸗ 
amte zu behandeln, dem | 

1. nach der Einrichtung der Behörde , bei welcher die 
ämtliche Ausfertigung oder die Beiheftung eined 

Stämpelbogend an eine Urkunde oder Schrift er⸗ 

folgt, und 

2. foweit ed fih um ämtliche Ausfertigungen hans 
delt, nach der Befchaffenheit der Ausfertigung 

die Pflicht obliegt, die Verwendung des zu der 

Audfertigung zu gebrauchenden Papierd oder bie 

Beiheftung ded Stämpelbogens felbft oder durch die 

ihm beigegebenen Gehilfen zu beforgen. 


g. 122. 


Als Thäter in den mit dem $.120. bemerkten Fällen 
ift der Beamte zu betrachten, welcher den ämtlichen Act 
felbft oder durch die ihm beigegebenen Gehilfen vollzieht, 
ohne daß eine der in dem erwähnten $. 120. unter 1., 2. 
und 3. vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt worden iſt. 


424 $, 123— 125. 
9. 123. 


Derjenige Empfänger einer ftämpelpflichtigen, je= 
doch nicht geftämpelten, oder ald ungeftämpelt zu behan- 
delnden, oder ınit einem geringern ald dem gejegmäßi- 
gen Stämpel verfehenen Urkunde oder Schrift, welcher 
binnen der auf den Zag des Empfanged einer folchen 
Urkunde oder Schrift, folgenden dreißig Tage der Gefälls⸗ 
Behörde oder den zur Handhabung der Gefälls-Vor— 
fchriften beftellten Beamten oder Dienern von der Leber- 
tretung des Geſetzes die Anzeige macht, wird dadurch 
von der Strafe befreit. Erhellet der Umftand, daß dieſe 
Frift noch nicht abgelaufen ift, nicht aus der Urkunde 
oder Schrift felbit, fo muß darüber der Beweis gefüh— 
vet werden. 


$: 124. 


‚Der Verkauf ded Stämpelpapieres von befugten 
Stämpelpapier-Verſchleißern um einen höheren Preis, 
als jener ift, welcher durch den Stämpelabdrud anges 
zeigt wird, ift ald unbefugter Handel mit Stämpelpapier 
zu betrachten ($. 420. des Strafgefehed über Gefälls- 
Uebertretungen.) 


HM. 
Bon der Haftung für die Strafen. 
$. 125. 


Die landesfürſtlichen, ſtändiſchen, gutöherrlichen 
und die bei Gemeinden angeftellten Beamten, daher auch 
die Gutsbeſitzer, welche die ihren Gütern anklebende Ge- 
richtöbarkeit oder politifche Geſchäftsverwaltung perfön- 
lich ausüben, haften nebft den Fällen, in denen ihnen 
eine Haftung für die Vermögensſtrafen nad) den Be: 
flimmungen ded Strafgefeßed über Gefälls-Uebertre— 
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tungen obliegt, rückſichtlich der unter ihrer ämtlichen 
Mitwirkung 
1. von:den Parteien errichteten ſtämpelpflichtigen ur— 
kunden oder Schriften, 
2. veranlaßten Beiheftung (Indoſſirung) eines Stäm⸗ 
pelbogens an eine Urkunde oder Schrift, 
3. erlaſſenen Urtheile oder Erkenntniſſe, und Verord— 
nungen einer der in den I). 55., 57. und 66. bemerf: 
ten Arten, 
4. verfligten ämtlichen Acte, von denen der $. 120. 
handelt, 
für die Vermögensſtrafen, welche Wegen der mit 
diefen Urkunden und Schriften oder in Bezug auf 
diefe ämtlichen Audfertigungen und Acte verübten 
Gefällsverfürzungen verhängt werden. 


$. 126. 

Die gleiche Haftung ($. 125.) trifft die Advocaten, 
Notare und die unter Öffentlicher Beglaubigung aufge: 
ftellten Agenten oder Sachwalter in Bezug auf diejeni: 
gen Urkunden und Schriften, welche unter ihrem Ein- 
fluffe oder unter ihrer Mitwirkung errichtet oder ausge: 
fertiget worden find. 


8. 127. 


Die Beamten, melde bei einer landesfürftlichen, 
ftändifchen, gutöherrlichen oder für eine Gemeinde be= 
ftellten gerichtlichen oder nicht gerichtlichen Behörde zur 
Aufſicht über die Beforgung der Reinfchrift und der in: 
terfchriften ftämpelpflichtiger ämtlicher Ausfertigungen 
verpflichtet find, haften nebft den Fällen, in welchen ih- 
nen eine Haftung nach den Beftimmungen des Straf: 
gefebed über Gefälld-Uebertretungen obliegt, rüdficht- 
lich aller ämtlichen Auödfertigungen, für die fie die er- 
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wähnte Aufficht zu führen verbunden ſind, für die Ver⸗ 
mögenöftrafen, welche den oder die Thäter dei binfichtlich 
einer diefer ämtlichen Auödfertigungen verübten Gefälls- 
verfürzung treffen. 


IH. 


Bon den Anzeigen der Gefegeß:Mebertretungen und den 
Belohnungen der Anzeiger und Ergreifer. 


$ * 128. 


Wenn bei einer Behörde, einem Amte oder einer 
Obrigkeit eine Urkunde oder Schrift zur Amtöhandlung 
vorkommt, welche dem Stämpel unterliegt, jedoch ent: 
weder mit keinem oder mit einem geringern Stämpel, ald 
dad Geſetz fordert, bezeichnet, oder ald ungeftämpelt zu 
behandeln ift, oder Merkmahle einer andern Lebertretung 
dieſes Geſetzes an ſich trägt, fo ift, mit Ausname des 
im 9. 117. erwähnten Falles der Zurücitellung der Ein: 
gabe oder der Beilegung derfelben zu den Acten die Weber: 
tretung ohne Verzug der die Gefälls- Angelegenheiten 
leitenden DBezirkö- Behörde, die zur Vollziehung des 
Strafverfahrend rückſichtlich ſolcher Uebertretungen be- 
rufen iſt, bekannt zu machen, und die angemeſſene, zur 
Sicherſtellung der Unterſuchung erforderliche Vorkeh⸗ 
rung zu treffen. 


$. 129. 


Snöbefondere wird die Verbindlichkeit über die ge- 
naue Beobachtung ded Stämpelgejebed zu wachen, und 
im Falle der Entdedung einer Webertretung die Anzeige 
zu machen, auferlegt: 

1. Rückfichtlich der Eingaben, dann der Duplicate der 

Eingaben und der Abfchriften ihrer Rubrik, dem 

Beamten, der zur Führung des Einreichungd-Pro- 
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tokolles beftimmt ift, oder der deflen Gefchäfte ver: 
richtenden Perſon; 

2. Hinfihtlich der Eingaben, der bei den Eingaben 
befindlichen oder zu dem Protokolle von der Partei 
beigebrachten Beilagen, dann anderer Urkunden und 
Schriften, 3. B. der den Caſſen übergebenen Quit- 
tungen, dem zur Bearbeitung, Genfurirung oder 
amtlichen Behandlung des Gegenftanded zunächſt 
verpflichteten Beamten; 

3. In Abſicht auf die Urkunden, welche zur Eintra⸗ 
gung in die öffentlichen Bücher beigebracht werden, 
dem Beamten, der die Eintragung in die Bücher 
ſelbſt oder mittelſt der ihm bei gegebenen Gehilfen 
vollzieht. 

Erläuterungen zu den 88. 128. und 120, 


A. Unterricht über die Verpflichtungen der öffentlichen 
Behörden und Aemter bezüglich auf die Berwendung 
und den Gebraudb des Stämpels. 
1. Allgemeine Verpflichtung der Behörden und Aemter. 
Jede Behörde und jedes Amt, ed mag denfelben was immer für ein 
Zweig der öffentlichen Verwaltung zugemwiefen fein, ift verpflichtet, ſich 
die Stämpelvorfhriften gegenwärtig zu halten, diefelben zu beobachten und 
die in dem Bereiche der ämtlichen Wirkfamfeit wahrgenommenen Geſetzes⸗ 
übertretungen nach der Weifung des Gefeges auf dem, in den 66. 5, und 
- 15. diefed Unterrichted angedeuteten Wege zum Behufe der Einleitung des 
Strafverfahrend anzuzeigen. ($. 128. des St. u. T. Gef.) ($.2. d. U.) 
Die Schul-Diftrictd-Auffeher ſtehen in der Verpflichtung eines öffent⸗ 
lichen Amtes, und unterliegen folglich auch jenen Berpflihtungen, Die 


das St. u.T. Gef, vom 27. Jänner 1840 bezüglich auf die, Beobahtung 


und Ueberwachung der Stämpelvorfchriften, den öffentlichen. Behörden 
und Aemtern überhaupt auferlegt. (Hoftv. vom 24, Mai 1845, 3. 17,300.) 
S. Anh, C. bie Rachträge zu $. 25. Über die Verpflichtungen ber Notare, 
NM. Bezeihnung der Beamten, welhen das Geſetz befondere 
Verpflihtungen auferlegt. 
Befondere Verpflichtungen bezüglich auf die Verwendung und den 
Gebrauch des Stämpels legt das Gefeg nachftehenden Beamten auf: 
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a) Den Beamten der Einreichungs-Protofolle und überhaupt allen 
jenen Beamten, die nach ihrer dienſtlichen Stellung berufen find, bie 
Eingaben ber Parteien zu übernehmen und zur ämtlichen Verhandlung zu 
leiten; 

b) den Erpebitd = Beamten und überhaupt allen jenen Beamten, 

welchen obliegt , ämtliche Ansferigungen vorzunehmen, oder deren Be— 
forgung zu überwachen; 
0) endlich den Concepts - Beamten, welche den Acten-Auszug zum 
Behufe der Bearbeitung des Gefchäftsftücdes verfaffen, dinn den Caffes, 
Rechnungs, Grundbuchs- und Landtnfel-Beamten, welche zunächſt die 
ämtlichen Eingaben oder das Gefchäftsftüd zu bearbeiten, zu liquidiren, 
zu cenfuriren, oder entweder felbft oder mittelft der ihnen beigegebenen Ge⸗ 
hilfen in bie öffentlichen Bücher einzutragen haben. ($. 3.d. U.) 


IH, Berpflihtungen der, Abſ. IL. (6. 3. d. U.) unter dem Bud: 
ftaben a. angedeuteten Beamten, 
a. Bezüglih auf die Wahrnehmung vorgefommener Stämpelgefeges- 
Uebertretungen. 


De Abf. II. ($. 3.0, U) unter dem Buchſtaben a, angedeuteten Be- 
amten legt das St.u. T. Gef. bezüglich auf die ihnen zufommenden Einga= 
ben der Parteien, Duplicate der Eingaben und Abfchriften der Rubrif 
der Eingaben, nuchftehende befondere Verpflichtungen auf: 

1. Haben fie darauf zu fehen, ob die oben erwähnten Schriften, 
wenn ihnen nicht eine der in dem zweiten Hauptftüde des erften Theiles 
des St. u. T. Gef. ausgedrückten Befreiungen zu Statten fümmt, mit 
dem vorgefihriebenen Stämpel verfehen find. 

2. In Beziehung auf die, theils den Urkunden und Schriften, theild 
ben Perfonen zukommende Stämpelfreiheit haben ſich diefe Beamten das 
zweite Hauptftüd des erften Theiles des St. u. T. Gef. gegenwärtig zu 
halten, und Darüber zu wachen, daß bie in biefem Hauptftüde zugeftandenen 
Befreiungen in feinem ausgedehnteren Sinne, ald fie dad Gefeg aus- 
fpriht, in ‚Anwendung fommen. Insbeſondere werben diefe Beamten 
rüdjihtli der, den Armen und Abwefenden in den 88. 85. und 90. des 
St. u. T. Gef, zugeftandenen Begünftigungen auf die gleichzeitig mit 
dem St. u. T. Gefege kundgemachte Circular-Verordnung aufmerffam 
gemacht, welde die Beftimmungen enthält, wer bezüglih auf bie Ber 
freiung vom Stämpel ald arm zu betrachten ift, wie die Armuths-Zeugniſſe 
ausgefertiget fein müffen, und wie ſich rüdfichtlich der den Abwefenden 
zugeftandenen Stämpelvormerfung zu benehmen ift. 
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3. Haben biefe Beamten ihr Augenmerk darauf zu richten , -ob die 
Eingaben, die Dupficate der Eingaben, oder die Abfchriften der Rubrif 
der Eingabe, infoferne diefe Schriften nicht folche find, bei welchen die 
nachträgliche Stämplung oder die Indoffirung ausnamsweiſe geitat- 
tet ift, genau nad der Beftimmung bed St. u. T. Gef. dergeftalt auf 
dem vorfohriftmäßigen Stämpelbogen gefihrieben find, daß die Schrift 
auf der Seite, wo fi der Stämpelabdruck befindet, unmittelbar unter 
demfelben anfängt, oder daß der Raum zwiſchen ber eriten Zeile und 
dem Stämpelabdrude ausgefült if. ($$. 92. und 94. des St. u. T. 
Geſetzes). | | 

4. Haben fie darauf zu fehen, ob in Gemäßheit der Beftimmung 
des $. 95. des St. u, T. Gef, nicht mehr ald Eine Schrift unter Einem 
Stämpel ausgefertiget wurde, 

5. Endlich Haben fie darauf zu fehen, ob in jenem Falle, wo ber 
überreichten Schrift eine bedingte Stämpelfreiheit ($. 82. des St. u. T. 
Gef.) zu Statten fommt, und fonach in Folge des $. 92. des St. u. 
T. Gef. geftattet ift, die Schrift ausnamsweije mit dem-vorgefchriebe- 
nen Stämpelbogen nachträglich zu belegen Cindoffiren), diefe Indoffirung 
genau nach den Beftimmungen des $. 105. ded St. u. T. Gef. vorge- 
nommen wurde, 

In Beziehung auf die oben unter den Zahlen 3. A. und 5. erwähn⸗ 
ten Beftimmungen werben ſich die Beamten indbefondere den Inhalt des 
$. 119, des St. u. T. Gef. gegenwärtig zu halten haben. ($. 4. d. U.) 
b. Bezüglih auf die Anzeige wahrgenommener Stämpel: 

gefeßes:lebertretungen. 

Wenn bei einer öffentlichen Behörde oder einem Amte eine Eingabe 
der Partei, oder ein Duplicat der Eingabe, oder eine Abfchrift der Ru— 
brif der Eingabe, ohne daß diefen Schriften gefeglich die Stämpelfreiheit 
zukommt, ungeftämpelt, oder mit einem geringeren ald dem vorgeſchrie— 
benen Stämpel bezeichnet, überreicht wird, oder wenn ſolche Schriften mit an⸗ 
deren Stämpelgebrechen, wie fie Abf. IT. ($.4.d. U.) unter den Zahlen 3., 
4, und 5. angedeutet wurden, behaftet find; fo ift es die Pflicht der Abf. IL. 
.($.3.d. U.) unter dem Buchſtaben a. erwähnten Beamten von ſolchen Ge— 
ſetzes-Uebertretungen fogleich der die Gefällsangelegenbeiten Teitenden Be— 
zirföbehörde, die zur Vollziehung des Strafverfahrend rüdjichtli folder 
Uebertretungen berufen ift, Die Anzeige zu machen. ($. 128. des St.u.T. Gef.) 

Diefe Anzeige bat.in der Form eines ämtlichen Befundes unter Bei- 
fügung einer Abjchrift, oder, wenn der Umfang der Schrift oder Ur- 
funde zu bedeutend wäre, eincd Auszuges der ſtämpelgebrechlichen Ur- 
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funde oder Schrift auf die Weife zu gefcheben, wie das am Ende ange- 
fügte Formulare vorfchreibt. 

Dem Borfteher des Einreihungs:Protofolles oder feinem Stellver- 
treter liegt ed ob, dieſe Anzeige zu unterfertigen, wobei dem Beamten, 
der unmittelbar dad Stämpelgebrechen entdedte, die Mitfertigung der 
Anzeige unbenommen if, 

Die gemachte Anzeige ift auf der fämpelgebrechlihen Schrift oder 
auf der ſtämpelgebrechlichen Beilage (Hoftd. vom 6. November 1841, 
3. 7959. B.) zu bemerken, und dieſe fodann vorfchriftmäßig zur weite 
ren Verhandlung zu leiten (zuzutheilen) ($. 5. d. U.) 


Formulare. 


Aemtlicher Befund über eine mwahrgenommene Uebertre- 
tung bes Stampelgeſetes. 
1. Beſchaffenheit und Gegenſtand 
der Urkunde, Ort und Tag der Aus⸗ 
fertigung, Name und guname des 
Ausſtellers. 
2. Name, Zuname und Aufent⸗ 
haltsort desjenigen, der die Urkunde 
überreichte. 
3. Behörde, bei der dieſelbe über: 
reicht wurde. 
4, Geſchäftszahl, unter welder 
diefelbe eingebracht wurde, und Tag 
der Ueberreichung. 
5. Angabe der Verfügung, welche 
mit der Urfunde getroffen wurde. 
6. Stämpel, mit dem die urlunde 
verſehen iſt. 
7. Stämpel, mit welchem ſie hätte 
verſehen ſein ſollen. 
Ausgefertiget von (Name der Behörde oder des Amtes, bei welchem 
das Stämpelgebrechen entbedit wurbe). 
Wien, am.... 
Ramendsiinterfchrift des jenigen, wel⸗ 
cher nach den 88. 5. und 15. biefed 
Unterrichts dieſe Anzeigen zu unter⸗ 
fertigen hat. 
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bb. Ausnamen. 

Eine — von dieſem Verfahren, tritt dann ein, wenn in einer 
nicht gerichtlichen Angelegenheit bei einer Behörde, einem Amte oder 
einer Behörde, einem Amte oder einer Obrigkeit ein ſtämpelpflichtiges 
Geſuch ohne Stämpel überreicht wird, oder einem ſolchen Geſuche ein: 
fache , bloß von der Partei felbit beforgte Abfchriften, ohne daß diefe ge- 
fämpelt find, beiliegen. _ 

In diefem Falle ift die Schrift, wenn fie von der Partei nicht perfön: 
lich überreicht wird, in das Einreichungs⸗Protokoll zur weiteren ämtlicyen 
Berhandlung aufzunehmen, ohne daß eine Anzeige von der wahrgenom⸗ 
menen Gefälld-llebertretung zu machen ift. ($. 16. diejed Unterrichtes). 
Wenn die Schrift jedoch von der Partei perfönlich überreicht wurde; fo 
it fie ihr zur Behebung ded Stämpelgebrechend zurüdzuftellen. 

Sollte die Partei erflären, die Eingabe oder Schrift zurüdnehmen ' 
zu wollen, fo iſt diefer Umſtand auf der Eingabe oder Schrift felbft zu 
bemerken, biejelbe zur ämtlihen Berhandlung zuzutheilen und von der 
Geſetzes⸗Uebertretung nach $. 5. diefed Unterrichted die Anzeige zu ma- 
chen. ($. 117. des St. u. T. Geſ.). ($. 6. d. U.) 

IV. Berpflihtungen ver Abf. IL ($. 3. d. M.) unter dem Bud: 
ſtaben b. angedeuteten Beamten. 
a, Bezüglih anf die Beobahtung der Stämpel- Bor- 
fhriften. 

Den in dem Abf. IL. ($.3.d. U.) unter dem Buchflaben b. angedeuteten 
Beamten legt dad St. u. T. Gef. rüdfichtlich der von ihnen auszufertigenden, 
oder in der Ausfertigung zu Überwachenden Protokolle, Bidimirungen, Ab- 
fhriften, Urtheile, ober ftatt der Urtheile gefchöpften Erfenntniffe, rüd- 
fühtlich der Berorbnungen zur Einantwortung der Berlaffenfchaften und 
zur Uebergabe des Pupillar⸗ oder Curatel-Vermögens, rüdfihtli der 
Sinal-Erledigungen über bie Abfonderung der Allodial-Güter von Fibei: 
commiß⸗, Subfitutiond: oder Lehengütern, rüdfichtlich der Bewilligun⸗ 
gen zur Vertauſchung, Berwandlung oder Berfehuldung eines Fideicom⸗ 
mißguted, oder zur Auflöfung des Fideicommiß- Bandes, ferner rüds 
ſichtlich der auszufertigenden oder in der Ausfertigung zu überwachenden 
Bült-, Gewähr: und Sagbriefe, dann Lanbtafel-, Grundbuchs⸗, und 
Depofiten-Ertracte, ferner rüdfichtlich der Legalifirungen, dann der aus⸗ 
aufertigenden Päſſe, ald Reifepäffe zu geltenden Paffierfcheine und ber 
Wanderbücher, endlich rüdfichtlich der auszufertigenden oder in der Aus⸗ 
fertigung zu überwachenden Zeugniffe und anderer Urkunden, welche 
nach dem erfien Abfchnitte des erften Theiled des St. u. T. Gef. dem 
Stämpel unterworfen find, nachſtehende befondere Berbindlichfeiten auf: 
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1) Sind diefe Beamten verpflichtet, die oben angeführten Ausferti= 
gungen, wenn diefen nicht eine in dem zweiten Hauptftüde des erſten 
Theiles des St. u. T. Gef. ausgedrüdte Befreiung zu Statten kommt, 
nur auf dem vorfchriftmäßigen ——— vorzunehmen oder vor⸗ 
nehmen zu laſſen. 

2) Hat auch für dieſe Beamte, die in dem Abſ. TIL. (F. A. d. U.) 

zur Zahl 2. bezüglih auf die Befreiungen von der Stämpelgebühr 
gemachte Erinnerung zu gelten, mit der Bemerkung, daß diefe Beamten 
indbefondere für die in der dort berufenen Gircular-Berorbnung vorges 
fehriebene Evidenzhaltung und Anzeige der. vorgemerften Stämpelgebüh- 
ren der Abweſenden in Streitfachen verantwortlich find. 
3) Sind diefe Beamten verpflichtet , die genannten ämtlichen Aus 
fertigungen in dem Sinne des $, 94, ded St. u. T. Gef. fo auszuferti- 
gen, oder ausfertigen zu laſſen, daß die Schrift auf der Seite, wo ſich 
der Stämpelabdrud befindet, unmittelbar unter demfelben anfängt, oder 
daß der Raum zwifchen der erften Zeile und dem Stämpelabbrude aus: 
gefüllt ift. 

4) If es die Pflicht diefer Beamten, fih die Beftimmungen ber 
88. 95., 96., 97. und 98. des St. u, T. Gef. forgfältig gegenwärtig zu 
halten, welche vorſchreiben, 

a) daß unter Einem Stämpel nur Eine Ausfertigung vorgenommen 
werben dürfe; 

b) daß bei der Aufname und Ausfertigung von Protofollen zwar 
alle dasfelbe Geſchäft betreffenden Berhandlungen, wenn fie auch an meh- 
reren Tagen gepflogen wurden, fo weit ed ber Raum geftattet, auf dem 
nämlihen Stämpelbogen aufgetragen werben können, daß jedoch 
..  e) indem Falle, wenn in einem Protokolle mehrere Gefchäfte auf: 
genommen werden, welche nad) den $$. 31., 43., 54., 65. und 73. des 
St. u. 7. Gef, verfhiebenen Gebühren unterliegen, jeder einzelne, in 
dem Protofolle enthaltene Art mit dem feiner Eigenſchaft entſprechenden 
Stämpel verſehen werden muß; endlich 

d) daß Protokolle, wenn fie die Stelle von Urkunden vertreten 
($. 6. bis inclus. 24. des St. u. T. Gef.), und in benfelben mehrere 
auf ein und dasfelbe Gefchäft Bezug nehmende Beftimmungen, oder meh: 
rere in Berbindung ftehende Gefchäfte, die fi auf verſchiedene Gegen: 
ftände beziehen, zufammengefaßt find, rüdfichtlih der Stämpelgebüpr 
nad den Beftimmungen bed $.96. des St.u. T. Gef. behandelt werben müffen. 

5) Liegt diefen Beamten ob, bei der Belegung mit dem Stämpel= 
bogen (Indoffirung), wo biefe, wie in ben Fällen der Legalifirung, 
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oder bei bebingt flämpelpflichtigen Schriften und bei Gontumazirungen 
(ss. 51., 62., 70., 92. und 100. des St, u. T. Gef.) zuläffig ift, ſich 
‚ genau nad) der Vorſchrift des $. 105. ded St. u, T. Gef. zu benehmen, 
und folhe Indoffirungen nur in den von dem Gefege angebeuteten, unter 
den obigen Paragraphen vorfommenden Fällen, und nur auf bie in dem 
legterwähnten $. 105. angegebene Weife vorzunehmen. 

6) Haben fi diefe Beamten die Vorſchrift bes $. 99. des St. u. 
T. Gef. gegenwärtig zu halten, vermöge welcher in bem Falle, daß 
Ausfertigungen mehrfach vorgenommen werben, jedes Eremplar ber 
Ausfertigung mit dem für dieſe Ausfertigung vorgefchriebenen Stämpel 
verfehen fein muß, von welcher Regel nur in den 88. 37., 47., 55, 
57., 66. und 91. des St. u. T. Gef. Ausnamen vorgezeichnet find ; 

7) endlich find diefe Beamten verpflichtet, bei Vidimirungen in Folge 
der Anordnung des $. 103. des St. u. T. Gef. die Größe des Stämpels, 
womit die Driginal-Urfunde oder Schrift bezeichnet ift, oder den Um—⸗ 
fand, daß das Driginal nicht geftämpelt ift, beizufegen. 

KRüdfichtlic der Puncte 3., A. und 5., nämlich rüdfihtlih der In— 
doſſirung, in Fällen, wo fie das Gefes nicht geftattet, oder wo fie auf 
eine vorfchriftswidrige Weife vorgenommen wurden, dann rüdfichtlich 
der Ausfertigungen gegen die Vorfchrift ded $. 94. des St. u. T. Geſ., 
endlich rückſichtlich der Ausfertigung von mehreren Urkunden oder Schrif⸗ 
ten auf einem Stämpelbogen, hat auch für diefe Beamten die oben Abf, 
III. (S.4. d. U.) gemachte ——— auf ben $. 119. des St. u. T. ©. 
zu gelten ($. 7. d. U.). 

(Die $$. 8. bis 13. bes Unterrichtes find mit den $$. 100—104; und 
106, des St. u. T. Gef. gleichlautend.) 


V. Berpflihtungen der Abf. I. ($. 3. d. U.) unter dem Buch— 
fiaben c. angedeuteten Beamten. 
a) Bezüglich auf die Wahrnehmung vorgefommener 
Stämpelgefegeg-Uebertretungen, Ä 
Den, Abf. II. (S.3. d. U.) unter dem Buchſt. c., angedeuteten Beam: 
ten Tegt das St. u. T. ©, insbeſondere rüdfichtlich der Eingaben der Parteien, 
der Duplicate der Eingaben und der Abfchriften der Rubrif der Einga- 
ben, fo wie rüdfichtlich der Beilagen der Eingaben bie Verpflichtung 
auf, bei der ihnen zugewieſenen Bearbeitung oder überhaupt ämtlichen 
Behandlung diefer Schriften, alfo bei der Verfaſſung des Acten-Auszus 
ges (Ertracted) , bei der Genfurirung, Liquidirung oder Eintragung in 
die Öffentlichen Bücher, darauf zu fehen, ob diefe Schriften mit dem 
v. Schwarz Stämpelvorfhriften. 23 | 
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vorfehriftmäßigen Stämpel verfehen, auch fonft mit feinem Stämpelge- 
brechen behaftet find ; ob der etwaigen Stämpelbefreiung Feine größere als 
die gefegliche Ausdehnung‘ gegeben wurde, der in dem Abf. III. ($. 4. 
3.2. diefes Unterr.) in Betreff des Armenredhted und der Stämpelvormer- 
° fung angedeuteten Gircular-Berordnung genaue Folge geleiftet wurde, und 
die Stämpelsorfohriften überhaupt beobachtet worden find, Die Pflicht 
diefer Beamten ift ed daher vorzugsweife, fih mit dem Inhalte des gan» 
zen erſten Theiled des St. u. T. Gef, vertraut zu machen, und fid) die 
verfhiedenen Stämpelgebühren der Eingaben, der Duplicate der Einga= 
ben, der Abfchriften der Rubrik der Eingaben, der Protokolle, welde 
Eingaben vertreten, und der Beilagen der Eingaben, folglich aud der 
verfchiedenen Urfunden, Ausfertigungen und fonftigen Schriften, die als Bei: 
lagen einer Eingabe vorfommen fünnen, gegenwärtig zu halten ($.14.d. U.). 


b) Bezüglih auf die Anzeige wahrgenommener Stäm- 
pelgeſetzes-Uebertretungen. 
aa. Regel. 

Sollte diefen Beamten in ihrer Amtöhandlung eine Eingabe oder ein 
eine Eingabe vertretendes Protofoll, oder ein Duplicat einer Eingabe, oder 
eine Abfchrift der Rubrik der Eingabe, ober eine Beilage eines ſolchen 
Gefhäftsitüdes vorfommen, ohne Daß fold’ eine Schrift, wiewohl derfel= 
ben gefeglich die Stämpelfreiheit nicht zufommt, mit dem vorfohriftmäßigen 
Stämpel verfehen ift, oder werben an ſolch' einer Schrift andere Stämpel« 
gebrechen, wie fie Abf. III. (F. 4. 3.3.,A., 9. d. U.) angedeutet find, wahr⸗ 
genommen, fo ift eine ſolche Gefeges-Uebertretung mittelft eines ämtlichen 
Defundes in der Form, wie fie Abfag III, b. ($. 5. d. U.) vorgefchrieben 
ift, der die Gefälld- Angelegenheiten leitenden Bezirksbehörde, die zur 
Bollziehung des Strafverfahrend rückſichtlich folder Gefegeö-Uebertretuns 
gen berufen ift, anzuzeigen. 

Diefe Anzeige hat, wenn die Gefeßed-llebertretung bei Gaffen, Buch— 
baltungen, Grundbuchs⸗ oder Landtafel= Nemtern entdedt wurde, der 
Borfteher der Caſſa, der Buchhaltung oder des Grundbuch: oder Land⸗ 
tafel-Amted, und wenn die Gefegeö:llebertretung bei einer anderen Be: 
börde oder einem andern Amte von einem Conceptd «Beamten entbedt 
wurde, jener Beamte zu unterfertigen, welcher bei jeder Behörde und 
jedem Amte von dem Borfteher derfelben zur Unterfertigung folder Ans 
zeigen beauftragt werben wird. 

Ienem Beamten, welcher unmittelbar felbft in feiner Aıntshandlung 
dad Stämpelgebrechen entdedte, bleibt die Mitfertigung der Anzeige uns 
benommen (8. 15. d. U.). 
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bb. Ausnamen. 

Eine Ausname von dieſem Verfahren hat in dem, im $. 117. des 
St. u. T. ©. angedeuteten Falle einzutreten, wenn nämlich dem Beamten 
($. 3. Buchſtabe c.) in einer nicht gerichtlichen Angelegenheit ein ftämpel- 
pflichtiges Gefuch zur Amtshandlung zufommt, das ungeftämpelt ift, oder 
wenn einer ſolchen Eingabe einfache, blos von der Partei felbft beforgte 
Abſchriften ungeftämpelt beiliegen, fo hat zum Behufe ded Strafverfah- 
rend feine Anzeige zu gefchehen, fondern die nachtheilige Folge einzutre= 
ten, daß feine Amtshandlung über diefe Eingabe vorgenommen, fondern 
diefelbe den Acten beigelegt wird, (Strafgefeg über Gefälls-Uebertretun⸗ 
gen $. 408.) 

Sollte jedoch aus öffentlichen Rüdfichten, oder weil aus der Unter- 
laſſung der Amtshandlung eine Gefahr für die Partei entftehen könnte, 
was dem Vorftande des Amtes oder der Behörde zu beurtheilen überlaf- 
fen ift, dennoch eine Amtshandlung über eine folche Eingabe vorgenommen 
werden, fo ift gleichzeitig von der Geſetzes-Uebertretung auf die Abf. V. 
b. aa. ($. 15. d. U.) angebeutete Weife bie Anzeige zu machen, In dem 
Falle, daß den Beamten (Abſ. TIL. Buchſt. c.) eine ungeftämpelte Eingabe 
oder Schrift der obenerwähnten Art vorfömmt, auf welcher das Einreis 
chungs⸗Protokoll, nach der Weifung des Abf. TIL. ($. 6. d. U.) die Ber 
merfung beigefügt hat, daß die Partei die Zurüdname der Schrift oder 
Eingabe verweigerte, hat der Beamte die Amtshandlung über die Ein- 
gabe ohne eine Anzeige vorzunehmen, da in diefem Falle nach der Wei: 
fung des eben erwähnten $. 6. dieſes Unterrichtes, bereit von dem Ein— 
reichungs⸗Protokolle die Anzeige der Geſetzes =Uebertretung erſtattet wer⸗ 
den mußte (8. 16. d. U.). 

VI. Reviſionen. 

1) Zur Verſicherung, ob bei allen öffentlichen Behörden, Aemtern 
und Obrigkeiten ſich nach den Beſtimmungen des St. u. T. Geſ., und 
nach dieſem Unterrichte benommen werde, find bie zur Leitung der Gefälls- 
Angelegenheiten berufenen Bezirföbehörden berechtiget, von Zeit zu Zeit, 
deren Beftimmung ihnen überlaffen bleibt, bei den Behörden, Aemtern 
und Obrigfeiten Revifionen vornehmen zu Taffen, und im Falle der Ent- 
deckung von-Gefees = Lebertretungen die Schuldigen nach dem Gefege 
zur Strafe zu ziehen ($. 20. d. U). , 

2) Diefe Unterfuchungen fönnen bei allen öffentlichen Behörden, Aem⸗ 
tern und Obrigfeiten vorgenommen werben. Werden biefelben bei einer 
Obrigkeit, bei einem ftatusmäßig nur mit einem geprüften Richter befeg- 
ten Magiftrate, bei einem Bezirfö-Commiffariate, oder bei einer landes⸗ 

28” 
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fürftlichen nicht collegialen Behörde außerhalb der Reſidenz oder Provin- 
zial-Hauptftadt vorgenommen, fo muß denfelben jedesmal ein Kreisbeam⸗ 
ter, wegen beffen Beitimmung und Aborbnung ſich die Gefällöbehörbe an 
den Kreishauptmann zu wenden hat, beiwohnen. 

Soll dagegen eine Unterfuchung bei einer Iandesfürfilichen Behörde 
oder einem landesfürftlichen Amte in der Reſidenz oder einer Provinzial- 
Hauptftadt, oder bei einem Kreisamte, oder bei einer Iandesfürftlichen, 
ftändifchen oder ftäbtifchen Collegial= Behörde vorgenommen werben, fo 
hat die Gefällsbehörde einen dem Range der zu unterfuhenden Behörde 
entfprechenden höheren Gefälldbeamten zur Unterfuchung zu beftimmen, 
und ſich zugleich an den Vorfteher der zu unterfuchenden Behörde ſchrift— 
lich zu wenden, damit dem Unterſuchungs-Commiſſär bei feinem Gefchäfte 
durch einen Abgeordneten diefer Behörde der erforderliche Beiftand gelei- 
ftet werde, 

Die Unterfugung Fann fih auf alle ämtlichen Verhandlungen er= 
ſtrecken, für welche der Gebrauch von geftämpeltem Papier vorgefchrieben 
ift, und die Behörden und Nemter find verpflichtet, dem Unterſuchungs— 
Commiffär, welcher fih als folcher bei ihnen gehörig zu Iegitimiren hat, 
ohne Weigerung die Einficht der Acten und Papiere zu geftatten. 

Die Unterfuchung it übrigens mit möglichfter Schonung für den 
ungeftörten Fortgang der Amtsgefchäfte vorzunehmen, auch dürfen fchon 
einmal unterfuchte Acten, wenn nicht ein gegründeter Verdacht eine wies 
derholte Nachſchau nothwendig macht, nicht wieder unterfucht werden. 

Der Kreishauptmann oder der Vorfteber der Behörde, oder bes 
Amtes, welche um die Beigebung eined Beamten ald Beiftand zur Vor 
name einer Revifion von der Gefällsbehörde angegangen werben, haben 
diefem Anfuchen Folge zu leiften, ohne daß die um diefen Beiltand anſu— 
chende Gefällsbehörde verpflichtet ift, außer der Angabe der Obrigfeit, 
der Behörde oder des Amtes, bei welchen die Revifion vorzunehmen ift, 
weitere und nähere Daten über die Beranlaffung und die Beweggründe 
der Unterfuchung mitzutheilen, 

Die Amtsvorſtände, welche den Beiftand zur Unterfuchung aborbnen, 
fo wie die ald Beiftand abgeordneten Beamten haben übrigens ihrerfeitd 
bedacht zu fein, daß feine Berlautbarung der beabfichteten Unterfuchung 
ftattfinde ($. 21. d. U.). 

3) Um Anftände und Nachtheile ferne zu halten, welche aus Anlaß 
der gefällgämtlichen Stämpel-Revifionen und Unterfuchungen in Bezug auf 
ſolche Acte fi ergeben könnten, deren befondere Geheimhaltung im In⸗ 
terefje des Dienftes liegt, wird unter Beziehung auf den $. 21. der In: 
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firuetion zu dem St.u.T. ©. vom 27, Jänner 1840 (Abf. VI. 2.), und im 
Sinne dieſes Paragraphes angeordnet, ed feien jedesmal die Unterfuchungs- 
Commiffäre, welche von der Gefällsbehörde zu einer Revifion abgefendet 
werden, anzumweifen, daß wenn von ber zu revibirenden Behörde aus 
Rüdfiht auf die erforderliche forgfältigere Geheimhaltung die Einficht 
eined Acted verweigert würde, der Unterfuhungs » Commiffär auf der 
Einfiht eined ſolchen Actes nicht zu beftehen, jedoch über eine derlei 
Weigerung an ben Borftand der Gameral-Gefällenverwaltung fogleich zu 
relationiren habe. (Hofkd. vom 10. Mai 1841, 3. 10,887.) 

4) Ueber eine vorgefommene Anfrage, wegen Beiziehung der kreis— 
ämtlichen Affiftenz zu den Stämpel-Revifionen, ift entfchieden worden, 
daß von ber Beiziehung eines Kreidamts- Beamten zu den Stämpel- 
Revifionen bei den, der Gefällen » Bezirföbehörbe unterftehenden Aem— 
tern, fomit auch bei den Cameral-Wirthſchafts-Aemtern abgegangen 
werben dürfe. | z 

Im Uebrigen ift fih genau nad den Beitimmungen bes $. 21. des 
Amts Unterrichtes zu dem St. u. T. ©. (Abf. VL. 2.) zu benehmen. 
(Hoftd. vom 27. April 1843, 3. 11,454.) | 

5) In Pezug auf die Vorname der gefällgäimtlichen Stämpel-Re— 
vifionen bei den Behörden, und in Betreff des dabei Plat greifenden 
Berfahrend, dient der $. 118, des St. u. T, Gef. vom 27, Jänner 
1840 zur Richtſchnur, wornad bei Stämpel= Gefällsverfürzungen das 
allgemeine Strafgejeg über Gefälls-Uebertretungen vom 11. Zuli 1835, 
ſowohl binfihtlih der Strafen, ald rückſichtlich des zu beobachtenden 
Berfahrend , volle Anwendung zu finden hat. | 

Das St. u. T. Geſetz bezeichnet auf das Beftimmtefte die Fälle, 
in welchen der Beamte für den Stämpel und den vorfchriftmäßigen Ge: 
brauch besfelben zu haften hat, und feset in feinen Beitimmungen die 
gefällsämtlichen Reviſionen voraus, die Übrigens von jeher beftanden 
haben, und ganz unerläßlich find, wenn der Stämpel für Ämtliche Ver— 
bandlungen und Eingaben, der den wichtigſten Ertrag Liefert, nicht auf 
gegeben werben will, 

Schon mit dem Hofveerete vom 9, November 1803 wurde, in Folge 
alferh. Entfcheidung, die Verbindlichkeit, die Beobachtung des Stämpel= 
gefeges zu überwachen, allen Staatd = und öffentlichen Beamten unter 
einer angemeffenen Straf= Sanction auferlegt, welcher Verpflichtung bie 
zeitweife Nachſchau der Gefäld- Beamten, über die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung, ftetd zur Seite ging. 
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Das St. u. T. Gefes vom Jahre 1802 ift mit allen darauf Bes 
zug nehmenden Verordnungen im Jahre 1818 auch in Tirol und Bors 
arlberg in Wirkſamkeit getreten. 

In dem Unterrichte über die Verpflichtungen, welde das St. und 
T. Gefeg vom 27. Jänner 1840 den öffentlichen Behörden und Aem— 
tern, bezüglih auf die Beobachtung und Handhabung diefed Geſetzes 
auferlegt, welcher Unterricht gleichzeitig mit dem St. u, T. Gef. be— 
kannt gemacht wurde, find im $g.3,, mit möglichiter Berüdfichtigung ber 
eigentlichen Berufspflichten der Beamten, die Kategorien der Beamten 
insbefondere angedeutet, welche nach dem Gefege für die Beobachtung 
des Stämpelgefeges eine Verantwortung trifft; und in den g$. 20. und 
21. eben dieſes Unterrichted find die Vorſichten vorgezeichnet, welche 
beobachtet werben müffen, um jeder Störung oder Hemmung ded Diens 
fted bei den vorzunehmenden Gefälld - Revifiunen zu begegnen. 

Obgleich hiernach die Gefälls » Behörden ohnehin angewieſen find, 
dieſe Unterfuhungen mit möglichſter Schonung für das unterfuchte Amt 
und den ungeftörten Fortgang der Gefchäfte vorzunehmen, und jedem 
Mißgriffe dießfalls durch die Beiziehung eines Freisämtlichen Beamten, 
oder eined Beamten des zu revidirenden Amtes, ald Beijtand, vorges - 
beugt ift, fo wurde doch noch für den Fall eine Vorſorge getroffen, ald 
bei folchen Revifionen es fih um Arten handeln follte, deren befondere 
Geheimhaltung im Intereffe des Dienfted liegt. (Hofkdecr. vom 10. Mai 
1841, 3. 10,887; und vom 20. Suni 1943, 3. 22,077.) 

6) Die k. f, Sameral:Gefällenverwaltung erhält die Weifung über 
die Refultate der Stämpel:Revifionen, welche bei den öffentlichen Bez 
börden und Aemtern in Folge des $. 20, des Unterrichted zum St. u. 
T. Geſetze vom Jahre 1840 von Zeit zu Zeit vorzunehmen find, vom 
Verwaltungsjahre 1844 an, halbjährige Ausweife ander ERNgAIERDEN. 
(Hoftd, vom 29. Detober 1843, 3. 39,110.) 

©, Anhang E., die Nachträge zu $. 25. in Betreff der Revifionen bei 
den Notaren, 

B. Der g. 3. des Unterrichtes für die öffentlichen Behörden und Aeme 
ter, zur Vollziehung des St. u. T. Gef. von 27. Jänner 1840, legt 
bezüglich auf die Beobachtung desfelben, den Beamten des Einreichungs⸗ 
Protofolles bei Öffentlichen Behörden und Aemtern einige Ber 

pflichtungen auf. 

Was num die vorgefommene Frage betrifft, ob nur jene ſtämpelge— 
brechlichen Eingaben, welche unmittelbar von den Parteien felbjt über: 
reicht werden, oder auch jene, welche entweder von Sr. k. k. Majeftät 
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an die Protofo‘l3:Direction einer k. k. Hofftelle, oder auf furzem Wege 

von dem Protokolle einer Behörde oder Stelle, an das einer anderen ge: 

langen, oder welche mittelft der Poft eingefendet werden, dem’ vorge: 

ſchriebenen Verfahren zu unterziehen find, fo unterfcheidet der $. 5. des 

gedachten Unterrichtes nicht, auf welhem Wege dem Protofolle eine Ein- 

gabe zufommt, und es find daher alle bei demfelben überreichten Gefuche, 

wenn fie ſtämpelgebrechlich find, ohne Unterfchieb, weher fie fommen, auf 
welchem Wege fie einlangen, oder wer fie überreicht bat, zu beanftänden, 

und es ift daher in allen den eben erwähnten Fällen vorfchriftmäßig von 

dem Stämpelgebrechen die Anzeige zu machen. 

| Da Se. k. k. Majeftät in dem St. u. T. Gef. $. 69. auddrüdlich 

befehlen,, daß die, dem allerhöchſten Landesfürften überreichten Gefuche 

geftämpelt fein müffen, fo fann es ‚feinem Anftande unterliegen, daß foldhe 
Gefuche, wobei der alferhöchfte Befehl außer Acht gelaffen wurde, von 
den Behörden, an welche felbe gelangen, beanftändet werden, da aus der 

allerhöchſten Anname nicht auch die Nachſicht der Stämpelpflicht gefolgert 
werden kann, und fonft zu beforgen wäre, daß öfter die Ueberreihung 

von Anbringen allerhöchften Drted verfucht werde, um fi ungeftraft. 
der Stämpelpflicht zu entziehen. 

Für den Fall, wenn Eingaben auf furzem Wege 
von dem Protofolle einer Stelle oder Behörde, als 
nicht dahin gehörig, an das einer andern abgetreten 
werden, läft der Sinn des Geſetzes und der $. 5. des erwähnten Uns 
terrichtes das dießfalls zu beobachtende Verfahren nicht im Zweifel; 
denn, obfchon mit der Heberreichung der Eingabe bei dem Protofolle die 
Stämpelpflict eintritt, fo fann bier doc nur das zur Amtshandlung 
berufene, bei welchem die Eingabe eigentlich überreicht werden wollte, 
gemeint fein, und wenn diefelbe nur aus Verſtoß oder aus einem Verſehen 
unrichtig eingelangt ift, fo liegt e8 in der Natur der Sade, daß erſt 
jenesProtofoll die&ingabe beanffände, zu welchem dieſe 
lestere gehört, und welches die Eingabe zur ämtlihen Verhandlung 
in feine Regifter aufzunehmen hat. 

Auf Die weitere Frage: ob die Behörden und Nemter die Anzeigen 
oder Befunde über die bei ihnen wahrgenommenen Stämpelgefet : Heber- 
tretungen an die Cameral = Bezirfsverwaltung oder Finanz-Intendanz, in 
deren Bereiche fie ihren Amtsfig haben, oder aber an jene, in deren Be— 
reiche der Befchuldigte wohnet, zu leiten haben ? — wird beftimmt, daß die 
erwähnten Anzeigen oder Befunde von jeder Behörde und jedem Amte an 
die Gameral= Bezirföverwaltung oder, Finanz» Intendanz, in deren 
BereihedieanzeigendeBehörbe oder das Amt fi befin- 
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bet, zu übergeben find, und die Gameral-Bezirföverwaltung oder Finanz: 
Intendanz das weitere Berfahren einzuleiten bat, 

Was endlich die Ausfüllung der fünften Rubrif im dem auszuferti= 
genden ämtlichen Befunde, nämlich die „Angabe der Verfügung, 
welde mit der Urkunde getroffen wurde,” anbelangt, jo wird 
bemerft, daß in der bezeichneten Rubrik der Anzeigen von Stämpelgefes- 
Uebertretungen, von demjenigen, ber fie ausgefertiget, nur die Verfü— 
gung, welche er nach feiner ämtlichen Stellung mit ber ſtämpelgebrechli⸗ 
chen Urkunde oder Schrift getroffen hat, anzugeben, und Daher z. B. von 
dem Einreihungg=Protofolle nur beizufegen ift, daß dad Gefucd dem be= 
treffenden Departement oder Referenten zugetheilt wurde, Diefe Einſchal⸗ 
tungen dienen zunächft zu dem Zwecke, damit die Unterfuhungsd = Behörde 
eine Andeutung erhalte, wo fie, nöthigenfalls, die Urkunde felbit erhe— 
ben könne. (Hofkd. vom 25. Jänner 1841, 3. 48,887.) 

C. In Folge einer Eröffnung des Ef, Hoffrieggrathes vom 31, De= 
tober 1841, ift den General-Commanden ber Länder, in welden das 
St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 publicirt worden tft, Die genaue 
Beobachtung der, in dem Unterrichte für die öffentlichen Behörden und 
Aemter vorgezeichneten Verpflichtungen eingefhärft, und denfelben erin= 
nert worben, in vorkommenden Fällen, den Gefällsbehörden auf deren 
Anfuchen jene Beamten ohne Anftand namhaft zu machen, welchen eine 
Außerachtlaffung der Stämpelvprfchriften überhaupt, und insbeſondere 
bezüglich auf die pflidtmäßige Wahrnehmung von Stämpelgefälld- 
Vebertretungen zur Laft fällt. (Hoftd. vom 5. December 1841, 3. 45,897.) 

D. Das St. u, T. ©. vom 27. Sänner 1840 und der dazu gehö— 
tige Unterricht für die öffentlichen Behörden und Aemter legt den Beam 
ten aller Behörden, bezüglich auf die Verwendung und den Gebraud 
ded Stämpels, befondere Verpflichtungen auf, und erffärt deren Außer: 
achtlaffung als ftraffällig nach den Beftimmungen des Gefälfen:Strafge- 
ſetzes (SS. 3. bis einfchließig 16., dann 18, des Unterrichtes zu dem St. 
und T, Gef. — ©. Abf. I, bis V. d. $.) 

Wenn daher die Gefällsbehörden nad dem ihnen zuftehenden Wir- 
kungskreiſe finden, daß in einem gegebenen Fälle, bei einer anderen Be— 
börde, die ihr obliegenden Verbindlichfeiten, bezüglich auf die Verwen— 
dung und den Gebrauh des Stämpeld, außer Acht gelaffen wurden, 
und Inzichten einer dießfalls einzuleitenden Unterfuchung vorhanden feien, 
fo find diefelben berechtiget und verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen bie 
Beamten namhaft gemacht werben, welche nad) ihrer Dienftesftellung, je 
nachdem fie nämlich dem Protofolfe, dem Erpedite oder dem Gonrepte 
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zugetheift find, mit Rüdfichtname auf die Beftimmungen der oben ange- 
deuteten Paragraphe des Unterrichtes , in dem gegebenen Falle die ge- 
fegliche Verwendung des Stämpeld wahrzunehmen und zu überwachen 
berufen und verpflichtet waren, | 

| Einer Weigerung von Seite der betreffenden Behörden, das beinzich- 
tigte Individuum den Gefälls-Strafgerichten und den Gefällßbehörden 
überhaupt namhaft zu maden, fann daher um fo weniger Statt gegeben 
werden, als fonft bie Unterfuhung und Beftrafung vereitelt, und das 
Stämpelgefäll in einer feiner wichtigften Ertragd - Rubrifen, nämlich dem 
Behördenftämpel , gefährdet werden könnte. 

Wenn ber beinzichtigte Beamte ſchuldlos zu fein glaubt, oder über- 
haupt fi durch den Borgang der Gefällsbehörden beeinträchtiget oder ver⸗ 
legt hält, fo ftehen ihm zu feinem Schuge, nad) dem Gefälld-Strafgefege, 
genügende Rechtömittel und Berufungswege offen. (Hoftdeer. vom 7. März 
1843, 3. 4290.) 

E. Die Anfiht, daß in jenen Fällen, wo eine Behörde eine 
Eingabe zur Amtshandlung an eine andere Behörde lei— 
tet, der, bei ber eriteren den Acten-Auszug verfaffende Beamte verpflichtet 
fei, die allenfalld an der Eingabe oder an ben Beilagen derfelben vorhandenen 
Stämpelgebredhen wahrzunehmen, und den ämtlichen Befund darüber auf 
zunehmen, dann daß im Unterlaffungsfalle das Strafverfahren gegen ihn 
eingeleitet werden kann, wird als richtig beftätiget, indem bie Abtretung einer 
Eingabe an die competente Behörde,im Sinne des $. 129. des St. u.T. 
Gef. vom 27. Jänner 1840, dann der $$. 3. und 14. des Unterrichtes 
über die Verpflichtungen, welche diefed Gefeg fämmtlichen öffentlichen 
Behörden und Aemtern, bezüglich auf Die Beobachtung und Handhabung 
dieſes Geſetzes auferlegt, ald eine ämtliche Behandlung angefehen werden 
muß, und der $. 117. des St. u. T. Gef. nur für den Fall, daß die Ein: 
. gabe den Acten beigelegt wird, von der Einhebung der Gebühr und von 
dem Strafverfahren entbindet. (Hofkd. vom 2. December 1343, 3. 43,388.) 


| $: 130. 

Sn Betreff der Anbringung von Anzeigen der Ueber: 
tretungen dieſes Geſetzes, des Verfahrens über folche An- 
zeigen, und rldlichtlicy der Belohnungen für die Anzeiger 
und Ergreifer,. haben die Vorfchriften, weldye für An— 
zeigen von Uebertretungen anderer Gefällsgeſetze, und 
hinſichtlich der Belohnungen für die Anzeiger und Ergreis 
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fer der Gegenftände anderer Gefällsübertretungen vor- 
gezeichnet find, Anwendung zu finden. 


Erläuterungen zu F. 130, 

a) Demjenigen, weldyer eine von ibm allein oder in Gemeinfchaft 
mit andern Perfonen verübte Stämpelgefälls:llebertretung anzeigt, oder 
den Gegenftand der Uebertretung ergreift, und der Behörde zum Bes 
hufe der Einleitung der Unterfuchung überliefert, fommt ein Anfprud 
auf einen Anzeigerd= oder Ergreiferg = Antheil von der Geldftrafe, die 
ihn alfenfalls aus diefem Anlaffe nad) dem Gefete treffen dürfte, nicht 
zu; dagegen gebührt demfelben nad den Beftimmungen der 3. u, St. 
M. D., dann der Vorfehrift über die Anwendung bed Strafgefeged 
über Gefällö-Uebertretungen rüdfichtlich derjenigen Geldftrafen, welde 
gegen andere bei derfelben Stämpelgefälls-Uebertretung betheiligte Per- 
fonen, ald Urheber, Thäter, Mitfhuldige und Theilnehmer verhängt 
werden, der gefeßliche Anzeigers- oder nad) Umftänden der Ergreifers- 
Antheil, weil derfelbe in Bezug auf diefe Perfonen nicht ald Selbſtan— 
zeiger betrachtet werden fann. (Hofkd. vom 24. December 1342, 3. 43,945.) 

b) In Beziehung auf die Erfolglaffung von Antheifen der Stäm- 
pel⸗Strafgelder an Beamte, welche in Gemäßheit ded St. u. T. Gef. 
und des dazu gehörigen Unterrichtes für die öffentlichen Behörden und 
Aemter, Webertretungen des Geſetzes durch Amtliche Befunde angezeigt 
haben, werden nachftehende Beſtimmungen bekannt gegeben: 

1. Es unterliegt feinem Anftande, daß den Beamten von den Straf= 
geldern, welche durch die Verhandlung der von ihnen durch ämtliche Be— 
funde angezeigten Stämpelgefeg-Uebertretungen eingebracht werden, nad 
den Anordnungen, welche die im Jahre 1836 erfloffene Vorſchrift über 
die Anwendung des Strafgefeges über Gefälld=Uebertretungen enthält, 
die Ergreiferd = Antheile zuerfannt werben. 

2. Die Gameral = Bezirköverwaltungen (Finanz = Intendanzen) find 
als unterfuchende Behörden berechtigt, um denjenigen Beamten anderer 
Behörden, welche ämtlihe Befunde über Stämpelgefeg = Uebertretungen 
aufgenommen haben, die entfallenden Ergreiferd = Antheile zuzumenden, 
ſich mit den Ausftellern der Befunde unmittelbar , ohne die Correfpondenz 
durch die vorgefegten Stellen zu leiten, in das Einvernehmen zu fegen. 

3. Es fteht den Beamten frei, über die ihnen zufommenden Ergrei⸗ 
fers-Antheile als über ihr Eigenthum zu verfügen. 

Sie können daher auch auf dieſelben verzichten, und dann werden die 
Ergreifers-Antheile nach den Verrechnungs-Vorſchriften zu Gunſten des 


8.130. e. 4423 


Strafgelder⸗Fondes zu verrechnen ſein. Jedoch kann einer Verzichtleiſtung 
auf einen Strafgelder-Antheil unter der Bedingung, daß er den Beſtraf— 
ten zugewendet werde, wodurch die Straf-Sanction entfräftet und die 
Wirkfamfeit des Gefeges gefhwächt würde, Feine Folge gegeben werben, 
da ed den Behörden nicht geftattet ift, bei einer ſolchen Rüdftellung des 
Strafgelded an den Beitraften mitzuwirken, und dadurch der Abficht der 
Staatöverwaltung entgegen zu handeln. 

Auch kann nicht von der Behörde für die bei ihr dienenden Beamten, 
fondern nur von den einzelnen Beamten, welchen, folde Ergreiferd = An= 
theile zukommen, auf diefelben verzichtet werden, da fie nur den einzelnen 
Beamten, welche Stämpelgefeg - Lebertretungen durch Aufname ämtlicher 
Befunde zur — brachten, gehören, (Hofko. vom 10. Mai 1842, 
3. 16,387.) 

c) Wegen Uebermittfung der den Behörden und Nemtern, welde 
ſich nicht in dem Drte des die Stämpel - Straffälle verrechnenden Amtes 
befinden, gebührenden Ergreiferd - Antheile hat man folgendes Verfahren 
anzuordnen befunden: 

1. Um die Strafgelder » Verrechnung nicht aufzuhalten, fomit Die 
Führung der Bormerfung E.nad $.25. der Verrechnungs-Vorſchrift vom 
22. Juli 1836 in Erfparung zu bringen, und zur Bereinfachung der 
Schreibgefchäfte find fünftig die Ergreiferd-Antheile aus Stämpel-Straf- 
fällen monatlih an die Behörden und Aemter mittelit eines Ver— 
zeichniffes in Barem einzufenden. | 

2. Die monatliche fammlungsweije Einfendung bat für alle Behör— 
den und Aemter außer dem Standorte des verredinenden Amtes, welchen‘ 
ober deren Beamten derlei Antheile zufommen, Statt zu finden. 

3, Die Einfendung diefer Stämpel=- Strafantheife it von den Be— 
zirföverwaltungen mittelft einer Note in jedem Monate zu bewerfitelli= 
gen, zu welchem Behufe von den ausübenden Aemtern und Gaffen bie 
Einfendung der Gelder unter Einem monatlih an die Bezirföverwaltuns 
gen zu gefchehen hat, und zwar ohne Unterfchied, ob die Straffälfe, welche 
diefe Gelder betreffen, von der Bezivföverwaltung entfchieden oder nad) 
der Wirkſamkeit des Amtes ausgetragen worden find, | 

4. Derlei Stämpel = Strafantheile find von den. rechnungslegenden 
Caſſen, bezüglich Aemtern unter Berufung auf das Verzeichniß nad) dem 
Punkte 5. au erft am Schluffe des Monates in Ausgabe zu bringen und 
fodann als vollftändig beendigt anzufehen, 

5. Die monatliche Abfuhr der Ergreiferd » Antheile hat von Seite 
der Aemter und Caſſen mittelft eines Berzeichniffes zu geſchehen, weldes 
folgende Daten zu enthalten hat: 
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a, die Protofolld = Nummer der Bezirföverwaltung,, wenn der 
Straffall von ihr entfchieden wurde; 

b. die Befunds- Daten, nämlich Geſchäftszahl und Datum der 
Behörde oder des Amtes, von welchen der Straffall angezeigt wurde; 

c. den Namen ber ſtraffälligen Partei; 

d. den Betrag der Ergreiferd - Belohnung ; 

e, bie Stüdzahl der ftämpelgebredhlichen und zurüdgefendeten Ur- 
funden und die Daten, unter welchem der Straffall verrechnet ift. 

6. Diefe verzeichneten Gelder find gleichzeitig mit den Rechnungen 
an die Bezirföperwaltungen einzufenden, und ein zweites Eremplar bes 
Berzeichniffes zur Vorlage an die cenfurirende Buchhaltung anzufchließen. 

7. Die Bezirföverwaltungen haben dann nur die Verzeichniffe und 
zwar unter Zulage ber ihrerfeits zur Reproduction gefammelten Urfun- 
den (Punkt 5. lit. e.), infoferne der Straffall von ihnen unterfucht 
wurde, an die betreffenden Behörden und Aemter zu Teiten. 

8. Die Quittungen über derlei Stämpel- Strafantheile brauchen 
nicht den ausübenden Aemtern zugefendet zu werden, indem biefelben 
ohnehin über die Antheild-Einfendung durch die Uebernams-Beſtätigung 
der Berzeichniffe und Rechnungen von Seite der Bezirföverwaltung gedeckt 
find, und es können dieſe Duittungen von ben cenfurirenden Buchhaltun= 
gen über ihre Antheile gleich einfach der einfchlägigen Rechnung zugelegt, 
die Duittungen der übrigen Behörden und Aemter aber der Bezirföver- 
waltung übermittelt werben, welche diefelben ald Nachtragsbeilagen uns 
ter Berufung auf das zweite Eremplar des Berzeichniffes (Punkt 5.) 
gleich an die betreffende Buchhaltung einzufenden hat. (Hoftd. vom 6. Sep⸗ 
tember 1844, 3, 31,415.) 

d. Ueber die Anzeigen, welche über Stämpelgefeg - Uebertretungen 
vorkommen, die von Ausländern oder im Auslande wohnenden öfterrei= 
hifchen Unterthanen begangen werben, ift nach den beftehenden Gefegen 
dad Amt zu handeln. (Hoftd, vom 20. Juni 1343, 3. 11,305.) 


$. 131. 

| Wird von dem Empfänger einer ftämpelpflichtigen, 
jedoch nicht geftämpelten oder ald ungeftämpelt zu behan= 
deinden, oder mit einem geringern ald dem geſetzmäßigen 
Stämpel verſehenen Urkunde oder Schrift die im ſ. 123. 
erwähnte Anzeige gemacht, fo ift derfeibe, obgleich er 
dadurch von der Strafe befreit wird, doch auf eine Be⸗ 
lohnung den Anfpruch zu ftellen nicht berechtiget. 


8. 132, a. h. 445 


$. 132. | 
Wird die ftämpelpflichtige Urkunde oder Schrift, 

welche nicht geftämpelt, oder ald ungeflämpelt zu behan- 
dein, oder mit einem geringern ald dem geſetzmäßigen 
Stämpel verfeben ift, oder Merkmale einer andern Ueber- 
tretung dieſes Geſetzes an ſich trägt, von einer zur Ans 
zeige nicht von Amtswegen berufenen Perfon nicht mit 
der Anzeige überreicht, fo fteht der die Gefälls-Angele⸗ 
genheiten leitenden Bezirköbehörde dad Recht zu, die Vor⸗ 
zeigung diefer Urkunde oder Schrift von dem Inhaber zu 
verlangen, und wenn fie verweigert werden follte, an die 
Gerichtöbehörde der erften Inftanz desjenigen Gerichts⸗ 
bezirkeö, in dem der Inhaber der Urkunde oder Schrift 
fich befindet, ohne Rüdficht auf deffen perfönliche Eigen- 
fchaft , fich zu wenden ; welche letztere Behörde, infofern 
ed erwiefen ift, daß die Partei, die zur Vorzeigung auf: 
gefordert wurde, diefe Urkunde oder Schrift befeffen hat, 
diefelbe zu deren Borlegung oder zur Nachmweifung der - 
damit etwa in der Zwifchenzeit getroffenen ET zu 
verhalten verpflichtet ift. 


Erläuterungen zu $. 132, 


a) In dem Falle des $. 132, des St. u. T. Gef. ift die Partei 
zur Borlegung einer ftämpelpflichtigen Urkunde, oder zur Nachweiſung 
der damit getroffenen Verfügung yon dem Gerichte Durch jene Zwangs- 
mittel zu verhalten, welche nach den Gefegen überhaupt in Anwendung 
zu bringen find, um die Befolgung einer gerichtlichen Anordnung zu 
erwirfen. (Hoftd. vom 6. Februar 1842, 3. 29,051.) 

b) Die Gameral= Bezirköverwaltungen, welche von dem ihnen in 
dem $. 132. des St. u. T. Gef. zugeftandenen Rechte, den Inhaber 
einer angezeigten ſtämpelgebrechlichen Urkunde oder Schrift zu ber von 
ihm verweigerten Borzeigung berfelben zu verhalten, Gebrauch zu ma= 
chen in die Lage fommen, haben fih auch, wenn zwei Gerichte eriter 
Snftanz in einem Orte beftehen, immer an diejenige Gerichtsbehörde zu wen⸗ 
den, welche, ohne Rüdficht auf die perfünliche Eigenfchaft des erwähn- 
ten Inhabers, die erfte Inftanz desjenigen Ortes bildet, in —— 
derſelbe ſich befindet. 


446 S, 132. b, 


Der Beweid, daß die zur Vorzeigung einer ſtämpelgebrechlichen 
Urkunde oder Schrift aufgeforderte Perfon biefelbe befeffen habe, wird 
durch die Ämtliche Beftätigung der nad dem Gef.-Strafgefege zur Ers 
bebung des Thatbeitandes berufenen Gefällsbehörde bergeftellt; weil bie 
Abname einer ftämpelgebrechlichen Urkunde oder Schrift nach den Para— 
graphen 552., 553. u. 569. des Gef.-Strfgf, einen weſentlichen Theil 
der Thatbeitande » Erhebung bildet. 

Diefe Perfon kann zur Vorzeigung der fämpelgebrechlichen Ur: 
funde oder Schrift, ober zur Nachmeifung der damit getroffenen Ber- 
fügung, von dem Gerichte mit eben jenen Zwangsmitteln, welde dem— 
felben zur Vollziehuug feiner Aufträge überhaupt zuftehen, verhalten 
werden. 

Ueber die Frage, ob die von ber Partei gelieferte Nachweifung 
diefer Verfügung genüge, haben nicht die Gerichte, fondern die zur Er— 
hebung des Thatbeftandes und zur Unterfuhung von Gefälld-Uebertre- 
tungen berufenen Cameral= Dezirföverwaltungen zu entſcheiden. (Hoftd, 
vom 6. November 1841, 3, 7959.) 


ı$, 133. $, 134, 447 


Zweiter Theil. 
Bon der unmittelbar einzuhebenden Abgabe (den Taren). 





Erfies Hauptſtück. 
Bon den Gegenitänden und dem Ausmaße der Taren. 


$. 133. 
Der Zar- Entrihtung unterliegen: 
1) Landeöfürftliche Gnadenverleihungen, 
2) Dienftverleihungen, 
3) Befegungen geiftlicher Beneficien, 
4) Privilegien: Verleihungen, 
5) Verſchiedene Berechtigungen, und 
6) Die Verwahrung gerichtlich hinterlegter Güter. 





Erſter Abſchnitt. 
Bon den Taxen für landesfürſtl. Gnadenverleihungen. 


$. 134. \ 

Die Zaren für landesfürftliche Gnadenverleihungen 
theilen fich: 

1) In die Adelötaren, 

2) in die Ordendtaren,. 

3) in die Taren für die Verleihung von Würden, 

4) in die Zaren für die Verleihung von Chren- 
Aemtern, | j 

5) in die Taren für die Verleihung oder die Beſtä⸗— 
tigung der Verleihung von Ehrentiteln, und 

6) in die Incolats⸗ oder Indigenatd-Varen, 


448 S. 135, $. 136, 1. 2. 
| $. 135. 
Unter den Adelötaren werden die Taren 
a) für Standederhöhungen, 
b) für Adelsdiplomd - Ernenerungen, 
e) für Prädicats-Verleihungen, und 
d) für Wappenſachen begriffen. 


$. 136. 


Der Standes: Erhöhungdtare unterliegt in der Ne: 
gel (dh, 144. und 145.) jede Verleihung irgend eined Gra 
des des Öfterreichifchen Adelsſtandes. | 


Erläuterungen zu (. 136. 


4. Ueber die Anfrage: ob und welder Tare bie fogenannten Adels: 
beftätigungen unterliegen, wurde mit Rüdjicht auf das Hoffanzleidecret 
vom 12. Suni 1838 (polit. Gefesf., Bd. 66., S. 230.) die Beleh- 
rung ertheilt, daß bei denfelben zu unterfcheiden ift, ob dem Bewerber 
nur die Bewilligung, ſich der Rechte und Vorzüge zu prävaliren, wel- 
che der ausländifche Adel in den öfterreihiihen Staaten genießt, ober 
ob demfelben die Rechte und Vorzüge irgend eines Grades bes öfter: 
reichiſchen Adels ertheilet werden. Im erfteren Falle ift feine Tare 
abzunehmen, weil nah $. 136. des Stämpel- und Zar Gefetes 
nur die Verleihung irgend eined Grades des öfterreihifhen Adelsſtan— 
des der Standed-Erhöhungstare unterliegt. Im zweiten Falle ift jedes— 
mal die Standes-Erhöhungstare zu entrichten, weil der erwähnte Para- 
graph fie vorfhreibt, ohne zu unterfepeiden, ob die Standes = Erhö- 
hung, — Adels Beftätigung oder Anerkennung, oder wie immer ge: 
nannt wird, und ob die Standed:Erhöhung eine urſprüngliche ift, oder 
Jemandem zu Theile wird, der fehon einen ausländifchen Adel befigt. 
In wieferne in einzelnen Fälle Billigfeits- Rückſichten oder vertragemä: 
ßige Verhältniffe Ausnamen von ber Regel des Geſetzes nothwendig mas 
chen, wird von den berufenen Behörden von Fall zu Fall entſchieden wer 
den. (Hoflammer-Präfidialdeeret vom 12, Detober 1840, 3. 5592.) 

2, Bei Uebertragung der in ber Lombardie heftehenden Privat- Mas 
iorate, womit zugleich der Duca-Titel verbunden ift, werben Diplome 
mit allen den öfterreichifehen Fürften zuftehenden Prärogativen ausgefer⸗ 


$$. 187— 139. 449 
tiget. Rüdfichtlich der Tarbehandlung für biefe Verleihung erfloß die Ent: 
fiheidung, daß, infoferne mit der Majoratd »Uebertragung und mit ber 
Verleihung des Duca-Titeld aleRechte und Prärogativen des öfterreichi« 
fhen Fürftenftandes verlieben werden, es feinem Zweifel unterliegen 
fönne, daß die Stande» Erhöhungs=-Tare der 88. 136. und 137. des St. u. 
T. Geſetzes einzutreten habe ; da die Rechte und Prärogativen bed Adels 
eigentlich der Grund ber Tairbelegung find, und die erwähnten beiden 
Paragraphe den Fall nicht ausfchließen, wo diefe Rechte und Präroga⸗ 
tiven zugleich mit gewiffen Titeln anderer Art, ald dem eines Fürften 
verknüpft find, oder die Succeffion in einen beftimmten Güter » Compler 
oder Beſitz überhaupt vorausjegen. ( (Goftammer-Weäßsiatberset vom 12. De: 
tober 1840 , 3. 5592.) 

$. 137. 


Die Standes-Erhöhungs-Tare wird in folgenden Ab- 
ftufungen eingehoben : 
Für den Fürftenftand mit 12000 fl. 
»  » Grafenftand „ 6000 „ 
„»  n Freiherrnſtand, 3000 „ 
„» n Ritterſtand „ 1500 „ 
„„ einfachen Adel, 1000 „ 


$. 138, 
Mer mit Ueberfchreitung einer oder ——— Adels⸗ 

ſtufen einen höheren Grad des Adels erhält, hat nebſt 
der für den ihm verliehenen Adelsgrad feſtgeſetzten Taxe 
auch die für jeden überſchrittenen Grad bemeſſene Taxe 
in dem Berhältniffe zu entrichten, in welchem er nach den 
Beftimmungen dieſes Gefeßes die Tare für den erhaltenen 
Adelögrad e zahlen hat. 


$. 139; 

Wenn mehrere Brlider augleich auf eine Adelöftufe 
erhoben werden, fo hat jeder von ihnen die ganze Stan: 
beö-Grhöhungs-Tare zu entrichten, es mag für alle Brü⸗ 
der zufammen ein gemeinfchaftliches, oder für jeden von 
ihnen ein befonderes Diplom audgefertigt ar 

v. Schwarz Stämpelvorſchriften. 
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Bird Temanden die Ausdehnung des Adeld auf die 
Kinder feined Bruders bewilligt, fo ftellen diefe Kinder 
die Perfon ihres Vaters vor. In diefem Falle ift daber 
die Standes-Erhöhungd-Tare für alle Kinder zufammen 
nur einfach zu erlegen. 


$. 141. 


Wenn eine Frauensperſon auf eine Adelöftufe erho- 
ben wird, fo hat fie die Standeö-Erhöhungs-Tare nur zur 
Hälfte zu zahlen. 


$. 142. 


Grhält eine Frauenöperfon für ſich und ihre "Kinder 
einen Adelsgrad, fo hat fie für fich und jede ihre Töchter 
die halbe, für jeden ihrer Söhne aber die ganze Standeö- 
Erhöhungs⸗Taxe zu entrichten. Ä 


$. 143. | 


Für die -Ueberfragung des den Wahlältern eigenen 
Adels auf ihre Wahltöchter ift der halbe, auf ihre Wahl⸗ 
föhne aber der ganze Betrag der für die Verleihung des 
übertragenen Adelögradeö feftgefegten Taxe fo oft zu ent⸗ 
richten, ald der Wahltöchter oder Wahlſöhne find, auf 
welche der Adel übertragen wird, ' 


$. 144. 


Militär - Dfficiere, welchen wegen einer ununterbro: 
chenen breißigjährigen, mit ſtetem Wohlverhalten ver: 
bundenen Dienftleiftung in der Linie und mit dem Degen 
der einfache Adelsſtand zu Theil wird, haben für diefe 
Verleihung keine Standes⸗Erhöhungs-Taxe zu entrichten. 
In Rüdficht auf die höheren Grade des Adels unterlie- 
gen fie aber den gefeglichen Zaren (ſ. 137.). 


88. 145—146. 1. $. 147. 1. 8. 1. | 451 
8. 145. 
Die den Öfterreichifchen Ritterorden in Anſehung der 


Standes⸗Erhöhungs⸗Taxen zuftehenden Begünftigungen 
find in den Ordens-Statuten enthalten. 


$. 146. 

Für die Erneuerung eined Adeld-Diplomd ift der 
fünfte Theil der Standes - Erhöhungs-Tare (5. 137.) zu 
entrichten. A 

Erläuterung zu $. 146. 

41. Eine Adels - Diploms - Erneuerung findet dann Statt, wenn Je= 
mand nach dem Verlufte der Urkunde (des Diplome, welches in der Re⸗ 
gel allein rechtöfräftig den Adel beweifet) über einen feiner Familie ver= 
licehenen Adelsgrad andere Beweiſe beibringt, diefe Beweife ald richtig 
erkannt werden, und fomit durch die Diploms =» Erneuerung factiſch erlo⸗ 


ſchene Standesrechte wieder bergeftellt werden, (Hoftammer = Präſidialdecret 
vom 12. Dctober 1840, 3. 5592.) 


$. 147. 

Der Prãdicats⸗Verleihungs⸗Taxe unterliegt jede Ver⸗ 

leihung eined Prädicats, ed möge diefed in einem befon- 

Deren Namen oder in einem befonderen, der Adelsſtufe 
felbft nicht anklebenden Titel beſtehen. 


Erläuterung zu $, 147, 


1. Bon der gefeglichen Verfügung binfichtlich der Prädicatd-Tare | 
fann zu Gunften der Dffiziere feine Ausname — werben. 
(Allerhöchſte Entfhliefung vom 6, December 1841.) 


$. 148. 


Die Pradicatd-Verleihungd-Tare beträgt den — 
Theil der Taxe, welche dem Adelsgrade desjenigen, dem 
die Bewilligung zur Führung des Prädicats ertheilt 
wird, entſpricht d 137.). * 


452 gS. 149 — 132. 1. 


§. 149. 

Das Ausmaß und dad Verhältniß der Pradicats—⸗ 
Verleihungs⸗Taxe iſt in den Fällen der 6. 139. bis einfchlie- 
fig 143. nach den dort über die Entrichtung der Standed- 
Erhöhungs-Taxe gegebenen Vorfchriften zu beurtheilen. 


$. 150. 

Kenn ein Adeliger bei der Erhebung auf eine höhere 
Adclöftufe fein voriges Prädicat beibehält, jo hat er da- 
für keine Prädicatö- Verleihungd-Tare mehr zu zahlen; 
vertaufcht er aber fein Prädicat mit einem andern, fo ift 
ihm dafür die, feinem neuen Adelögrade entfprechende 
Prädicats-Verleihungstaxe abzunehmen. 


$. 151. 

Wer fein Prädicat ändert, oder zu feinem Namen 
einen zweiten aufnimmt, ohne in eine höhere Adelöftufe 
tiberzutreten, hat dafür jene Taxe zu zahlen, welche nad) 
Maßgabe feines Adelögrades für die erfte Bewilligung 
eined Prädicatd zu entrichten wäre. 


$. 152. 
Die tarbaren Wappenſachen find: 
a) Die Bereinigung der Wappen, 
b) die Verbeflerung des Wappens, und 
e) die Ausfertigung eined Wappenbriefes. 


Erläuterung zu $. 152. 


1. Die Ausfertigung der fogenannten Wappen Placate, womit bie 
Führung eigener Wappen für Bifchöfe, Aebte, Domherrn u. f. w., dann 
bei Beftätigung der venetianifchen Conte- und Marchese-Titel bemwilliget 
wird, unterliegt feiner Taxe, da nad) dem Geſetze vom 27. Jänner 1840 
nur die Vereinigung der Wappen, die Verbefferung des Wappens und die 
Ausfertigung eines Wappenbriefes, wenn diefe zu Gunften einer Körper: 
fhaft, oder einer vermöge ihres Standes zur Führung eines Wappend 
nicht berechtigten Perfonen gefchieht, der Taxe unterworfen ift, hierun⸗ 


$$. 152, 2. 88. 153—155. | 453 


ter jedoch die Ausfertigung der Wappen Placate nicht gereihet werden 
fann, und zwar weder im Allgemeinen, noch indbefondere unter die dritte 
Kategorie der tarbaren Wappenfachen, da die erwähnten Perfonen nicht 
eine Körperfchaft, und vermöge ihred Standes oder ihrer Würde ohnehin 
ſchon zur Führung eines Wappend berechtiget find. (Hoflammer : Präfidiat: 
decret vom 12, October 1340, 3. 5592.) 

2. Da die Landes-Aemter in Galizien nicht erblich find, und auch die 
- Snfignien derfelben, dem Wappen bes, mit einem folchen Landes » Amte 
betheiligten Individuums, nur für Die Zeit einverleibt bleiben, ald der 
Betheiligte im Befige des Landes - Amtes bleibt, fo erfcheint Die Aufname 
der Infignien dieſer Aemter, in das Wappen des Betheiligten, als eine 
Regulirung ded Wappens in Folge der Berleihung ded Landes = Amtes 
und fann nicht im Sinne des $. 153. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840, ald eine unio, oder melioratio armorum betrachtet werden. Die 
bemerkte Wappen-Regulirung unterliegt fonach feiner Tare, (Hofkammer⸗ 
deeret vom 28. Februar 1843, 3. 53,492.) 


$. 153. 

Für die Vereinigung der Wappen (unio armorum), 
fo wie für die Berbefferung des Wappens (melioratio ar- 
morum), wenn dieſe, ohne daß in eine höhere Adelsſtufe 
übergetreten wird, geſchieht, iſt der zehnte Theil jener 
Taxe zu entrichten, welche dem Adelsgrade desjenigen, 
für den darum angefucht wurde, entſpricht (9. 137.). 


$. 154. 

Für die Ausfertigung eines Wappenbriefed zu Guns 
ften einer Körperfchaft, oder einer vermöge ihres Stan: 
des zur Führung eined Wappens nicht berechtigten Perfon 
iſt eine ware von Einhundert Gulden zu bezahlen. 


$. 155. 

Für die Verleihung der öfterreichifchen Ritterorden 
find die in den Ordens: Statuten und den damit in Ver: 
bindung ftehenden ade beftimmten Zaren zu ent: 
richten. 
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$. 156. 


Die Würden, für deren Verleihung befondere Ta: 
gen zu entrichten kommen, find: 

a) Die Würde eines geheimen Rathes, und 

b) die Kämmererswürde. 


$. 157, 
Die Verleihung der Würde eined geheimen Rathes 
unterliegt einer Zare von Sechötaufend Gulden. 


$. 158. 

. Die Mitglieder der öfterreichifchen Ritterorden ge: 
nießen in Anfehung der Zare für die Verleihung der 
Würde eines geheimen Rathes die in den Ordens -Sta- 
tuten enthaltenen Begünftigungen. 


$. 159. 

Für die Verleihung der öſterreichiſchen Kämmererö- 
würde ift eine Zare von Eintaufend Gulden zu entrich- 
ten. Wer aber bei dem öfterreichifchen Hofe ald Edel— 
knabe gedient hat, dem ift für die Kämmererswürde nur 
die Hälfte diefer Tare abzunehmen. 


Erläuterungen zu $. 159. 


1. Seine EEE Majeftätgerubten mit allerhöchſter Ent- 
fhließung vom 6. Juli 1844-zu befehlen, daß die Einhebung der 
die Decretiften der Rämmererdwärbde treffenden Zaren in ber 
Art zu gefchehen habe, daß der Decretift die Hälfte der im $. 159. (142%, 
des italienifchen Tertes) des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 für 
die Berleihung ber öfterreichifchen Kämmererswürde vorgefchriebenen Tare, 
bei feiner Ernennung zum Decretiften der Kämmererswürde zu berichti- 
gen, und bei feiner Einrüdung als wirklicher k. k. Kämmerer die andere 
Hälfte diefer Taxe zu erlegen habe. (Hoftammerd, vom 22. Auguft 1844, 
3. 27,579.) 

2. Zufolge der allerhöchſten Entſchließung vom 11. Fe— 
bruar 1843 in Bezug auf die Tarbehandlung der zu f. k. Kämme⸗ 
vern ernannten ehemaligen Edelfnaben, hat es bei der Beftimmung 
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des 8. 159, des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 zu verbleiben, 
nach welcher den Kämmerern, welche früher als Edelfnaben am Faiferl. 
öfterr, Hofe gedient haben, ohne Unterfchied, ob fie zur Kategorie der 
fogenannten befoldeten, unbefoldeten, oder der fupplirenden gehört ha— 
ben, da das Geſetz dießfalls nicht unterfcheidet, nur die Hälfte der, 
für die Verleihung der öſterr. Kämmererswürde zu entrichtenden Tare 
aufzurechnen ift. 

In dem Sinne eben diefed Paragraphes haben auf diefe Begün- 
fligung jene Adeligen feinen Anſpruch, welche nicht am k. k. öfterreichi= 
fchen Hofe als Evelfnaben angeftellt waren, fondern nur aushilfsweiſe 
und temporär, bei feierlichen Gelegenheiten, Edelfnabend«Dienfte verfe- 
ben haben, (Hofkdecr. vom 24. Mai 1843, 3. 14,836.) 


$. 160. 


Die Ehrenämter, deren Verleihung eigenen Taxen 
unterliegt , find: 
a) Die Landesämter und Landederzämter, 
b) Die Landeserbämter und | 
e) Einige Aemter ded äußern Hofſtaates. R 


| G. 161. 

Für die Verleihung der in den Ländern, für welche 
dieſes Geſetz vorgefchrieben ift, unter was immer für einer 
Benennung beftehenden Landesämter und Landeserzämter 
ift, wen dad Amt zu dem Herrenftande gehört, eine Tare 
von Fünfhundert Gulden, wenn aber dad Amt für den 
Kitterftand beftimmt ift, eine Tare von Zweihundert fünf: 
zig Gulden zu entrichten. | 


| $. 162. 

Penn ein Landesamt oder Landeserzamt mit einer 
Staatsbedienftung oder einer geiftlichen Würde, deren Der: 
leihung der Iandesfürftlichen Dienſt- oder Pfründen-Ver⸗ 
leihungs-Tare (SS. 176. und 190.) unterliegt, verfafjungs- 
mäßig verbunden ift, fo findet bei der Verleihung desfelben 
feine Tarentrichtung Statt. 
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$. 163. 
Wer in demfelben Stande von einem Landesamte 
oder Landeserzamte zu einem andern übergeht, hat für die 
Verleihung des neuen Amtes Feine Tare mehr zu entrichten, 


$. 164. 

Wenn Jemand, der ein Landesamt oder Yandeserz- 
amt im Ritterftande bekleidet, ein ſolches Amt im Herren: 
ſtande erhält, fo hat er für die Verleihung des leßteren nur 
eine Tare von Srveilundert fünfzig Gulden zu bezahlen. 


$. 165. 

Für die erfte Verleihung der in den Ländern, für welche 
diefes Geſetz verbindlich ift, unter was immer für einer 
Benennung beftehenden Erbämter ift in jedem alle eine 
Zare von Fünfhundert Gulden zu erlegen. 


$. 166. 

Die Aemter des äußeren Hofftaates , deren Verlei⸗ 
hung einer Tare unterliegt, find Das Amt eines Mundfchen- 
kes, eined Worfchneiderd und eined Truchfeffes. Für die 
Verleihung eines foldyen Amtes tft eine Tare von Einhun⸗ 
dert fünfzig Gulden zu entrichten. 


$. 167. 

Für die Ehrentitel, deren Verleihung von dem Lan: 
desfürften oder einer landesfürftlichen Behörde entmeder 
unmittelbar gefchieht, oder welche beftätiget werden, find 
eigene Taren zu entrichten, Dieſe Titel theilen ſich: 

a) In weltliche und 
b) In geiſtliche. 


$. 168. 
Die weltlichen Titel, deren Verleihung einer Tare 
unterliegt, find: der Hofrathetitel, der Negierungs- oder 
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Gubernial= oder Appellations-Rathötitel und der Rathötitel 
mit was immer:für näheren Bezeichnungen anderer Art, 
als: der Titel eines E, f, Rathes, eines 
eined Medicinal-Rathes u. f. w. 


Erläuterung zu $. 168. 

1. Aus Anlaß einer Anfrage über einen fpeciellen Fall haben Se. 
k. f& Majeftät mit allerböhßer Entfhliefung vom 
23. April 1842 zu erflären geruhet, da die Ernennungen zu unbefol- 
beten überzähligen Beamten irgend einer Kategorie (Honorar-Bedien⸗ 
flungen), wenn fie mit einem der, in dem $. 168. des St. u. T, Gef. 
vom 27, Jänner 1840 ($. 149. ded Gefeged für das lomb.-venet. Kö— 
nigreih, und $. 151. des Geſetzes für Dalmatien) angebeuteten 
Titel verbunden find, nach den Beftimmungen der $$. 167., 168. und 
169, diefes Geſetzes (98. 148., 149. und 150 des Geſetzes für Das lomb.: 
venet, Königreich, $$. 150., 151. und 152. des Gefeges für Dalmatien), 
der Titel-Tare zu unterziehen find. (Hoftd. vom 30. Mai 1842, 3. 6466.) 


$. 169. 
Für die weltlichen Titel find folgende Taxen zu entrichten: 
für den Hofrathetitell . . - 0.600 fl. 


» » Regierungsd= oder Gubernial⸗ oder Appel⸗ 
lations⸗Rathstitel er re Re 

» » Rathötitel mit was immer für näheren 
Bezeichnungen anderer At . ... . 150 fl. 


$. 170. 
Bon der Entrichtung der in dem vorigen Paragraphe 
(8. 169) feftgefeßten Taxen find diejenigen befreit, welchen 
einer der dort angeführten Titel zu Theil wird, weil er mit 
dem Amte, das fie bekleiden „ ftatutenmäßig verbunden ift. 


$. 171. 

Die geiftlichen einer Tare unterliegenden Titel find: 

der Titel eined Domherrn (canonicus), eines Hof-Caplang, 

eines Erzpriefters, eined Abtes, eines Propfted und eines 
Prälaten. 
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$. 172. 

Für die Verleihung oder die Betätigung der Verlei- 
hung des Titeld eined Domherrn in einem Cathedral oder 
Eollegiat:Capitel, oder des Titeld eined Hof-Capland oder 
eined Erzpriefters, ift eine Taxe von fünfzig Gulden zu 
entrichten. —— 


$. 

Die Verleihung oder die Beftätigung der Verleihung 
ded Titels eined Domherrn in einem Metropolitan-Capitel, 
oder der Titel eined Abtes, eines Probſtes oder eines Präla⸗ 
ten unterliegt einer Tare von Einhundert Gulden. 


$. 174. 
Bon den in den 88. 172. und 173. vorgefchriebenen 
Zaren find befreit: | 
a) Diejenigen, welche mit dem Titel auch Das etwa da= 
mit verbundene Amt oder Einfommen erhalten und 
b) Jene Geiftlichen, welche bei einem Stifte die Stelle 
‚eines wirklichen Domherrn ohne den derfelben ftatuten: 
mäßig anflebenden Genuß erlangen. 


$. 175. 

Für die Verleihung des Incolatd oder Indigenats iſt 
in den Ländern, wo Diefe Berleihung dem Sandesfürften 
vorbehalten ift, im Herrenftande eine Tare von Fünfzehn- 
hundert Gulden, und im Ritterftande eine Tare von Ein: 
taufend Gulden zu entrichten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Taren für Dienfiverleihungen. 
$. 176. i 


Jede ftabile Ernennung zu einem Dienftplabe, womit 
ein Geld- oder. Natural:Genuß aus dem Staatövermögen 
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oder aus einem demſelben gleich gehaltenen öffentlichen 
Fonde verbunden iſt, ſo wie jede Vermehrung dieſes Genuſſes 
unterliegt der Dienſt-Taxe, dafern die von dieſem Geſetze ge⸗ 
forderten Bedingungen vorhanden ſind. 


Erläuterungen zu S. 176. 
A. Tarpflidhtige Dienfipläge, 


"1. Ueber die Anfrage, ob die Dienft-Tarfreiheit bei den — An⸗ 
ſtellungen öſterreichiſcher Beamten in den wieder erworbenen Provinzen 
nach dem Erſcheinen des St. u. T. Geſ. vom 27. Jänner 1840 noch 
fortbeſtehe, wird bemerkt, daß dieſe Befreiung, da in dem neuen Ge- 
fege keine Erwähnung bavon gefchieht, rüdfichtlich ber feit der Kund⸗ 
machung dieſes Gefeges erfolgten Anftellungen als aufgehoben zu betrach⸗ 
ten iſt. (Hofkdecr. vom 20. Juni 1841, 3. 18,890.) 

2. Zufolge allerhöchſter Entfhließung vom 30. Mai 
1841, hat das Perfonale der Therefianifchen Ritter-Afademie rüdfichtlich 
‚ der Dienftverleihungen, den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen zu 
unterliegen. (Hoftd. vom 10. Juni 1841, 3. 23,273 ) 

3. Bei dem Umftande, da die auf den Fonds-Herrſchaften der k. k. 
Therefianifhen Ritter-Afademie angeftellten Beamten penfionsfähig, und 
fchon nach dem Inhalte des Hoffammer-Derreted vom 20. November 
1798, 3. 2341, wie die Beamten öffentlicher Fonde zu betrachten find, 
unterliegt e8 feinem Zweifel, daß dieſe Beamten in Anfehung der Dienft- 
Taren ganz nad) den für die F. k. Staatöbeamten beftehenden Vorſchriften 
zu behandeln find, (Hofkdecret vom 11. Aprit 1342, 3. 6308.) 

4. Ueber ein Gefuch der juribifchen Profefforen der k. k. Therefiani- 
ſchen Ritter-Afademie um Aufrechthaltung ihrer biöherigen Befreiung von 
Entrichtung der Dienft-:Taren haben Se. kak. Majeftät mit aller- 
höchſter Entſchließung vom 30. April 1842 anzuordnen ges 
rubet, daß es bei der allerhöchften Entfchließung vom 30. Mai 1841 zu 
verbleiben habe. (Hofkd. vom 30. Mai 1842, 3. 18,866.) 

5. Die mindere k.k. Difafterial-Dienerfchaft unterliegt, wenn nicht 
die Ausname des $. 177. eintritt, der Entrichtung der Dienft:Tare, 
(Hofl. Note vom 30. März 1841, 3. 8711. an ben Hoffriegsrath.) 

6. Se, £f. Majeftät haben zufolge allerhöchſter Ent- 
ſchließung vom 19. November 1842 anzuorbnen geruhet, daß 
die Beflimmungen ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, ohne 
Ausname, auch rüdfichtlich der Hofdienerfchaft in Anwendung zu Fommen 
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haben, und einer Berufung auf eine früher in Lebung geweſene Tar-Be: 
freiung, wenn fie mit den jetzt geltenden Vorſchriften nicht im Einflange 
fteht, Feine Folge gegeben werben fünne, (Hofkd. vom 30, November 1842, 
3. 48,755.) 

7. Die auf den Werften und Werfftätten des Venediger Arjenald 
angeftellten, in 3 Glaffen eingetheilten Meifter, deren Dienfteöftellen 
ſämmtlich foftemifirt und ftabil find, wozu aud der Meifter der Arfenal- 
Dampfmafcpine gehört, unterliegen nady dem neuen St, u. T. Gef, 
und von dem Zeitpunfte feiner Wirkfamfeit an, der Dienft-Tare, welche 
ihnen, wenn fie füreine frühere Anftellung weder eine Dienft-Tare gezahlt, 
noch eine der Zahlung gleich zu haltende gefeglihe Tarfreiheit genofjen 
haben, von ihrer gegenwärtigen vollen Jahresgebühr zu bemefjen iſt; 
diejenigen Meifter aber, welche nur in eine höhere Gebühren-Elaffe vor- 
rüden, haben die Dienft-Tare auch nur von dem Zuwachſe an ihrer 
Gebühr zu entrichten. Dagegen find die bei der Marine-Artillerie beites 
henden Obermeifter Ifter und 2ter Glaffe, welche als Militäriften 
nicht auf Provifion, fondern auf die ‚Militär - Invaliden = Berforgung 
Anfpruch haben, ferner die geringeren Claffen des Arjenal-ArbeitersPer- 
fonals (Untermeifter, Meiftergehilfen und Arbeiter), die nur einen Tag⸗ 
lohn beziehen, ‚und deren Dienfleiftung als zeitlich anzufehen ift, von 
der Dienft-Tare befreit. (Hofkd. vom 4. Mai 1842, 3. 12,984.) 

8. Ueber die Anfrage, ob die Führer der Gränzwache und die Reſpi⸗ 
cienten der Gefällen-Wache bei ihrer Ernennung zu dieſen Dienſt-Char— 
gen der Dienft- Tare unterliegen, wurde entſchieden, daß diefe Ernen⸗ 
nungen als ftabile, fomit tarpflichtige, im Sinne des $. 176. des St. u. 
T. Gef, dann zu behandeln find, wenn biefen Individuen nad den 
Grundbeftimmungen für die Gränz- und Gefällenwache entweder ſchon 
vor, ober bei der Ernennung die dauernde Aufname bemilliget, ober 
ihnen diefelbe nachträglich zugeftanden wird. Es ift daher ald Bedingung 
der Tarpflichtigfeit die Bewilligung der dauernden Aufname anzufehen, 
und die Taxe, fobald diefe Bewilligung ertheilt wird, zu bemeffen und 
einzubeben. In die Dienft-Tarbemeffung find auch die Zulagen einzu 
rechnen. (Hoftd. vom. 29. Zuli 1842, 3. 22,989.) 

9. Da die den Gemeinen und Unterofficieren ber Milttär-Diann- 
fhaft bei ihren erſten Anftellungen in mindere Civil = Bedienftungen, 
nad den früheren Vorfchriften zugeftandene Tarbefreiung durd das 
neue St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 aufgehoben worden ift, diefe 
Militär: Perfonen von ihren Activitätd- oder Penfiond:Genüffen dem zwei: 
perzentigen Abzuge oder der Dienft = Tarentrictung nicht unterzogen 


8. 176. A. 10. B.C.a h, 461 
. werben, fo haben fie bei ihren Anftellungen im Civil» Dienfte, fobald 


der mit dem Dienftpoften verbundene Gehalt 200 fl. überfleigt, nah  . 


8. 176. des St. u. T. Gef. cs. 159. des St. u, T. Gef. für bie 
Iomb.svenet. Provinzen) die Dienft-Tare von dem ganzen Gehaltöges 
nuffe zu entrichten. (Hoftb. vom 16, Auguft 1841, 3. 27,146. an ben lomb. 
Sameral:Magiftrat.) 

10. Nach Eröffnung der k. Stubien-Hofeommiffion befteht die mit 
der allerhöchften Entfchliegung vom 9. September 1826 erlaffene Vor⸗ 
fchrift, daß Profefforen und Lehrer, während der erften drei Jahre ihrer 
Anftellung, nur als proviforifch angeftellt zu betrachten find, noch immer 
in Wirffamfeit; und Diejenigen welche dad Triennium mit Zufriedenheit 
zurüdfgelegt haben, find noch keineswegs ald definitiv angeftellt anzufehen, 
fondern bedürfen in Gemäßheit der allerhöchſten Entfchließung vom 16. 
Juni 1832 noch der ausbrüdlichen Beftätigung im Lehramte, welche, 
über die Berichte der betreffenden Behörden , nad Befcaffenheit des 
Lebramtes, entweder von ben hierzu berufenen Behörden, ober von 
Sr. Majeftät ausgefprochen wird. 

Es find daher in dem Sinne des $. 176, des St.u. T. Geſ. die 
Dienſt⸗Taxen der Profeſſoren und Lehrer, während der Zeitperiode ihrer 
dreijährigen probeweiſen Anſtellung, in Vormerkung und Evidenz zu 
halten, und erſt dann einzubringen, wenn die ſtabilen Ernennungen 
erfolgen. (Hoftd. vom 30. Auguſt 1841, 3. 24,472.) 


B, Tarbefreiungen. 
Die Befreiung von der Entrichtung der Dienfi-Tare genichen bie 
Beamten des a. h. geheimen Cabinets Sr. k. f, Majeftät, des k. f. 
Staats: und Gonferenz-Rathe3 und der k. E, geheimen Haus⸗, Hof- und 


Staatskanzlei, (Allerhöchſte Entſchließung vom 24. Mai 1840, und Hoflam: 
mer-Präfidial-Decret vom 12. Detoder 1840, 3. 5592.) 


C. Turfreie Bezüge. 

a. Infoferne die an der k.k. Thereſianiſchen Ritter-Afademie dienen- 
ben Glieder bed Piariſten-Ordens nur Remunerationen beziehen, find fie 
in dem Sinne der $$. 176. und 178, des St. u. T. Gef. zur Ent⸗ 
richtung der Dienft-Tare nicht verpflichtet. (Hofkdecr. vom 16. October 1841, 
3. 38,040.) 

b. Da die Brofefforen aus dem Sefuiten-Orden vom Gymnaftum 
zu Innsbruck von ben jeweiligen Orbensvorftehern ernannt, und eben 
fo auch wieder abgezogen werden, und ber Landeöftelle bloß Hinfichtlih 
der Befähigung anzuzeigen find, da ferner die Gehalte diefer Profeffo- 
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ren benfelben nicht perſönlich verabfolgt, fondern zur Verfügung des 
Ordensvorſtehers geftellt werben, und fomit eigentlich nicht ald indivi⸗ 
duell bemefjene Gehalte, fondern als Beiträge für den Orden zum 
Unterhalte der Lehrer betrachtet werden müſſen, überdieß endlich folche, 
im Lehramte verwendete Individuen auch die Penfiond= Fähigkeit nicht 
genießen, fondern, wenn fie beficient werben, der Ordens-Provinz 
zur Verforgung zu überlaffen find, fo kann aus Anlaß der, von dem 
Orden vorgenommenen Befesungen folcher Lehrerftellen die Abname der 
Dienft-Taren nicht Statt finden. (Hofkd. vom 14. Juli 1842, 3. 14,307.) 

c. Die Berleihung von Adjuten für Die Concepts-Praktikanten, welde 
Adjuten ihrer Natur und ihrem Zwecke nah, Unterftügungen, und 
feine fpftemifirte Gehalte find, kann unter die SS. 176. und 178. (156, und 
158, Tert für das lomb. venet. Königreih, und 159. und 161. für 
Dalmatien) ded St. u. T. Gef. nicht fubfumirt werben, weßhalb 
diefe Adjuten der Dienftverleihungs-Tare nicht unterliegen. (Hofkd. vom 
27, Februar 1844, 3. 6650.) 

d. Da die Maurer: und Zimmer» Poliere in der Militärgränge 
nicht ftabil ernannt, fondern nur zeitlich aufgenommen werben, und 
ad nutum amovibiles find und fomit die, durch den $. 176. bed St. 
u. T. Gef. vom 27, Jänner 1840 geforderte Bedingung zur Abname 
ber Dienft:Tare bei denfelben nicht vorhanden ift, fo unterliegt die Auf 
name der Gränz-Maurer und Zimmer-Poliere, im Sinne des gebadhten 
Gefeges nicht der Entrichtung einer Dienſt-Taxe. (Hofkd. vom 18. October 
1843, 3. 39,710.) 


| $. 177. 

Ausgenommen hiervon ift die ftabile Ernennung zu 
einem Dienftplase, womit ein den Betrag von Zweihundert 
Gulden Conv. Münze nicht überfteigender Geld» oder Na= 
tural-Genuß verbunden ift, und die Vermehrung eines Ge: 
nufjes, wenn die mehr erhaltenen und die früher genoffenen 
Bezüge zufammengerechnet nicht mehr als Zweihundert Gul- 
den Conv. Münze betragen. 


$. 178. 
Der Mafftab zur Tar-Entrichtung ift der Jahresbe 
trag aller Geld: und Naturalgenüffe des Beamten, welche 
feinen fyftemifirten Gehalt bilden, Die Natural-Genüffe 
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werden mit dem Betrage in Anſchlag gebracht, mit welchem 
ſie dem baaren Gehalte des Beamten zugerechnet ſind. 


Erläuterungen zu |. 178. 


1. Nah dem g. 178. des St. u, T. Gef. ift der Jahresbetrag 
aller Geld- und Natural-Genüffe des Beamten, welche feinen ſyſtemi— 
firten Gehalt bilden, der Maßftab zur Entrichtung der Dienſtverleihungs⸗ 
Taxe. Die Natural : Genüffe der Beamten und Diener, welche nicht 
nad ausdrüdfichen Befimmungen in partem salarii bezogen, und dem 
baaren Gehalte des Beamten zugerechnet werden, find daher bei ver Be- 
mefjung der Dienft:Tare nit in Anfchlag zu bringen, Sollte in einzelnen 
Fällen über die Frage, ob ein Naturalgenuf eined Beamten oder Die- 
ners zu feinem fyftemifirten Gehalte gehört, und alfo in partem salarii 
bezogen wird, ein Zweifel entftehen, fo ift hierüber die hierortige 
Entſcheidung einzuholen. (Hofkd. vom 30. October 1841, 3. 35,995, und 
vom 15. November 1841, 3. 38,923.) | 

* 2. Ueber bie vorgefommene Frage, ob die Quartier-Gelder und 
Natural-Quartiere bei der Bemefjung der Dienft-Tare in Anfchlag zu 
bringen feien, ift mit a. h. Genehmigung vom 3. April 1841 
entfchieden worden, daf die Ouartier «Gelder und Natural-Quartiere 
als in dem $. 178, des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 nicht 
begriffen, der Dienft-Tare nicht unterliegen. (Hoftd, vom 10, April 1841, 
3. 14,721, und vom 15. November 1841, 3. 38,923.) 

3. Perfonalzulagen, als nicht zu den foitemifirten Bezügen gehö- 
end, unterliegen im Sinne der $$. 176. und 178. ded St. u. T. Gef. 
ber Dienfi-:Tarenicht, (Hoff. vom 5. Juni 1841, 3. 16/684.) (©. $. 179. 7. 
in Betreff der Zulagen aus dem Regiments = Unkoftenfonde.) 

. 4, Ueber die Anfrage, ob der Werth der fpfemifirten Livree- und 
anderer Bezüge der Amtsdiener unter diejenigen Genüffe gehöre, von 
denen die Dienft-Tare zu bemeffen ift, wird die Gameral-Gefälfens Ber= 
waltung auf die unter dem 15, November 1841, 3. 38,923, erfolgte 
— gewieſen. (Hoftd. vom 1. December 1841, 3. 46,715.) 

5. Im Nachhange zur Hoffammer: Verordnung vom 29. Juli 1842, 
3. 22,89. wird entfchieden, daß bei Bemeffung ber Dienft-Tare für 
Refpicienten der Finanzwache, beziehungsweife die Führer und Reſpi— 
eienten der beflandenen Gränz⸗ und Gefällenwace, die zur Ausgleichung 
der Preisverhältniffe in den verfchiedenen Landestheilen beftimmten Pro: 
vinzial-Zufchüffe, da fie nur ald wandelbare Genüffe zu betrachten find, 
nicht in Anrechnung zu bringen feien, (Hofkammerd. vom 1. Februar 1844, 
3. 52,132.) 
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$. 179. 

Die Dienſt-Taxe beträgt bei der erften Ernennung ein 
Drittheil des im 8. 178. bezeichneten Betrages und bei jeder 
folgenden Erwerbung eines höheren Bezuges ein Drittheil 
ded Betrages, welcher nad Abrechnung desjenigen, von 
dem der Beamte fchon vorher die Dienft-Tare entrichtet hatte, 
von den neuen Genüffen ded Beamten übrig bleibt, Daher 
auch in dem Falle, wenn der erhaltene höhere Bezug mit 
dem früheren tarfreien Genuffe zuſammen genommen den 
im $.177. ausgedrüdten Betrag überfteigt, die Dienft-Tare 
von dem ganzen Genuffe zu entrichten iſt. 


Erlänterungen zu 8. 179. 


1. Im Sinne des $. 179. ded St. u. T. Gef. ift bei der Be 
meffung der Dienft-Tare für die Erwerbung eines höheren Bezuges, mit 
Ausname des am Schluffe dieſes Paragraphes ausdrücklich angedeuteten 
Falles, eben fo wie ber Betrag, von welchem der Beamte oder An- 
geftellte fhon vorher die Dienft-Tare entrichtet hat, auch jener Betrag, 
rüdfichtlich deffen dem Individuum früher die Tarfreiheit gefeglich oder 
in Folge einer befondern allerhöchften Entſchließung zugeflanden war, 
von dem Bezuge, für welchen die Tare zu bemeffen ift, in Abfchlag 
zu bringen. (Hofko. vom 14. Jänner 1842, 3. 47,733.) | 

2. Se. ka k. Majeſtät haben zu befeblen gerupt, ben 
juridifchen Profefforen der k. k. Therefianifchen Ritter-Afademie zu bes 
deuten, daß, wenn fie in einen der Dienft-Tare unterliegenden, das Aus» 
maß ihrer vor der Wirkfamfeit des St. u. T. Gef. erlangten Bezüge 
überfchreitenden Genuß treten follen, diefe tarfrei behandelten Bezüge, 
gleich jenen, von denen die Dienſt-Taxe bereits entrichtet worden ift, bei 
der Tarbemeffung außer Anfchlag zu bleiben haben. (Hoftd. vom 30. Mai 

1842, 3. 18,866.) 

3. Individuen, welde einer Dienftesfategorie angehörten, die an 
und für fich nicht tarpflichtig ift, und welche fomit eine ausnamsweiſe 
Tarfreibeit,, die in dem Sinne bes $, 179, des St. u. T. Gef. ber 
Zahlung gleich gehalten werben fönnte, nicht genoffen haben, find bei 
Dienftesverleihungen nad) der Regel bed Geſetzes zu behandeln, und 
haben daher von dem ihnen verliehenen ganzen Gehalte Cinfoferne der⸗ 
felbe den im $. 177. feftgefegten Betrag überfteigt) im Sinne des $, 179. 
die Tare zu berichtigen. (Hofkd. vom 28. Februar 1842, 3. 3587.) 
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4. Im Sinne‘ des $. 179. des St. u. T. Gef. ift bei. ber Bemeſ⸗ 
fung der Dienft-Tare für die Erwerbung eines höheren Bezuges, mit 
Ausname ded am Schluffe diefes Paragraphes ausdrüdlich angedeuteten 
Falles, fo wie der Betrag, von welchem der Beamte oder Angeftellte 
fchon vorher die Dienft-Tare entrichtet hat, auch jener Betrag, rüdfichtlich 
deffen dem Individuum früher die Tarfreiheit, gefeglich oder in Folge 
einer befondern allerhöchſten Entjchließung zugeftanden war, von dem 
Bezuge, für welchen die Tare zu bemeffen ift, in Abfchlag zu bringen. 
(Hoftd. vom 14, Zänner 1842, 3. 47,733, und vom 14, Juli 1843, 3. 26,146.) 

5. Weil der Staatsbuchhaltungs-Ingroſſiſt — in feiner früheren 
Eigenfchaft ald Artillerie-Lieutenant,, wie wohl in einer an und für ſich 
tarpflichtigen Dienfted » Kategorie dienend, doch von der Entrichtung der 
Dienft-Tare, in Folge der den Militärs ausnamsweiſe von den allgemei- 
nen gefeglichen Beftimmungen vom Obriftfieutenant abwärts zugeftan- 
denen Begünftigung geſetzlich befreit war, und weil es in dem Sinne 
des $. 179, des St. u. T. Gef. liegt, daß bei der Bemeffung der 
Dienft-Tare für die Erwerbung eines höheren Bezuged, mit Ausname des 
am Schluſſe diefes Paragraphes ausdrücklich angedeuteten, in der Zeit 
der Wirffamfeit des neuen Gefeges fich ergebenen Falles, nicht nur ber 
Betrag, von welchem der Beamte oder Angeftellte ſchon vorher die Dienft- 
Tare entrichtet hat, fondern aud ‚jener Betrag, rüdfichtlich deffen dem 
Individuum früher die Tarfreiheit gefeglich oder in Folge einer befondern 
a, h. Entfchließung zugeftanden war, von dem Bezuge, für welchen 
die Tare zu bemeffen ift, in Abfchlag gebracht werde, fo it der Betrag 
der früheren Bezlige desfelben ald Artillerie-Lieutenant von feinen derma- 
ligen Genüffen ald Buchhaltungs-Ingroffift in Abzug zu bringen, und 
nur von dem Refte die Dienft-Tare vorfohriftsmäßig einzuheben. (Hoftdecr. 
vom 28. Februar 1842, 3. 5032.) . 

6, Leber dad Geſuch eines k. k. Regiments-Arztes, um Nachſicht 
der, aus Anlaß feiner Beförderung zum Stabs⸗ und Chef-Arzte ihm vor⸗ 
gefchriebenen Dienft:Tare, ift folgende Entſcheidung erfloffen: 

Ein Stabsarzt hat, ald früherer Negimentsarzt, in welcher Ei— 
genfchaft er auch penfionsfähig war, in einer an und für ſich tarpflidh- 
tigen Dienftes-Rategorie gedient, welcher jedoch ausnamsweije von den 
ſonſt beftehenden Targrundfägen , zufolge der für Militärs Perfonen noch 
in Wirkſamkeit flehenden Tarvorfopriften, die Tarbefreiung zugeftan- 
ben ift, 

Da nun in dem Sinne des $. 179. des St. u. T. Gef. vom 27. 
Jänner 1840 bei Bemeffung der Dienft-Tare für die Erwerbung eines 

», Schwarz Stämpelvorfhriften, 30 
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höheren Bezuges, mit Ausname des, am Schluffe dieſes Paragraphes 
ausdrüdli angeordneten, in der Zeit der Wirkfamfeit des neuen Ge— 
fees vorgefommenen Falles, nicht nur der Betrag in Abfchlag zu bringen 
ift, von welchem der Beamte oder Angeftellte ſchon vorher bieDienft-Tare 
gezahlt hat, fondern auch jener Betrag, rückſichtlich deſſen dem Indivt: 
duum früher die Tarfreiheit gefeglich, oder in Folge befonderer Weifung 
zugeflanden war, in welchem Falle die Tarfreiheit der Zahlung gleich 
zu halten ift, fo ergibt: ih, daß ein zum Stabsarzte befürderter Regi: 
mentsarzt nur von jenem Theile feines dermaligen Gehaltes eine Dienft: 
Taxe zu bezahlen hat, um welchen dieſer letztere feine früheren fyitemmä- 
ßigen Genüffe ald Regimentsarzt überfteigt, 

Da jeboch die ſyſtemmäßigen Genüffe, die ein Regimentsarzt an Gage 
mit monatlichen 25 fl. A5.fr,, und an Adjutum aus dem Regiments: infoften- 
fonde mit monatlichen 25. fl. bezieht, zufammen den Jahresbetrag von 6OIf. 
C. M. ausmachen, während der neue, der Dienft-Tare unterliegende Gehalt 
eines Stabs⸗ und Chef-Arzted nur in jährlich 600 fl. C. M. befteht, fo erman⸗ 
gelt es gänzlich an einem Betrage, von dem die Dienſt-Taxe zu bemeffen wäre, 
und ed tritt baher in biefem alle, in dem Sinne des $. 179. des St. u. T. 
- Gef. ,. feine Tarzahlung ein. (Hoftd, vom 4. März 1842, 3. 4664.) 

. 7. Der Erlaß vom 4. März 1842, 3. A664. enthält, infoferne 
darin der Grundfag audgefproden ift, daß die Tarfreiheit, welche ein 
Individuum gefeglich, oder in Folge befonderer Weifung genoffen bat, 
bei der Erwerbung eined höheren Genuffed der Tarzahlung gleich zu 
halten fei, eine Auslegung des $. 179. des St, u. T. Gef. vom 27, 
Jänner 1840, die von dem Zeitpunfte, wo fie befannt gegeben wurde, 
für alle Fälle, auf welche der erwähnte Paragraph in Anwendung zu 
bringen ift, ald Richtfehnur zu dienen hat, 

Es ift nicht nachgewiefen, daß jemals der Regiment3-Unfoftenfond 
im Allgemeinen in der Art tarfrei erffärt worden wäre, daß alle aus 
demfelben erfolgten Zulagen einer Tare nicht zu unterziehen feien. 

Dad dießfällige frühere Verfahren beruhte ſonach lediglich auf einer 
Uebung, und kann bie Anwendung des neuen Geſetzes nicht beirren. 

Diefem lesteren zufolge wird von Fall zu Fall, nad) der Natur 
der jedeömaligen Zulage, die Frage zu entfcheiden fein, ob fie ber 
Tare zu unterziehen iſt, oder nicht, 

Infoferne ed fih um die Dienft-Tare handelt, und derlei Zulagen 
oder Adjuten aus dem Negiments-Unfoftenfonde, wie bei ven Negiments- 
Aerzten, einen integrirenden Theil der Gage bilden, alfo zu den Genüffen 
gehören, welche als der foftemifirte Gehalt des Bedienſteten anzufeben 
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find, ift von benfelben alferbings, im Sinne der $$. 176., 177. und 
178. ded St. u. T. Gef., die Dienit:Tare zu bezahlen. 

Infoferne es fi jedoch um die Tare für geiftliche Beneficien handelt, 
wird diefe Zulage jedesmal in Anſchlag zu bringen fein, indem der $. 191. 
des St, u. T. ©. dad Jahres-Einkommen des Pfründners, ohne Augs 
name, der Tare unterwirft, (Hof, vom 24. Zänner 1843, 3. 34,344.) 

8. Es Tiegt im Sinne des $. 179. des St. u. T. Gefeges vom 
27. Zänner 1840, daß bei der Bemeffung der Dienft-Tare für die Er— 
werbung eines höheren Bezuges, mit Ausname des am Schluffe diefes 
Paragrappes ausdrüdlich angedeuteten Falled nicht nur der Betrag, 
von welhem der Beamte oder Angeitellte ſchon vorher die Dienft-Tare 
entrichtet hat, fondern auch jener Betrag, rückſichtlich deſſen dem Indi— 
viduum früher die Tarfreiheit gefeglih, oder in Folge einer befondern 
allerhöchſten Entfchließung zuftand, von dem Bezuge, für welchen die 
Tare zu bemeffen ift, in Abfchlag zu bringen fei. 

Der Controllor N. war in feiner früheren Eigenfchaft ald Lieute- 
nant, wiewohl in einer an und für ſich tarpflichtigen Dienft-Rategorie 
dienend, doch in Folge der den Militärd ausnamsweife von den allge: 
meinen Beftimmungen vom Oberftlieutenant abwärts zugeftandenen Be— 
günftigung von der Entrichtung der Dienft-Tare gefeglich befreit, und es 
it daher die von ihm in feiner früheren militärifhen Eigenfchaft als 
wirklicher Lieutenant bezogene Gage, deren Ziffer zu erbeben ift, von 
feinem nunmehrigen Livilgehalte jährliher 500 fl. in Abrechnung zu 
bringen, und von dem fi) ergebenden Reftbetrage die Dienft-Tare zu 
- bemeffen. (Hofkd. vom 28. Auguft 1343, 3. 26,646.) 

9, Auf die Anfrage, bezüglich der Tarbehandlung der in Eivil- 
dienfte übergetretenen Militär Offieiere, wenn fie zu einer der Tars 
entrichtung unterliegenden Civil:Anftellung gelangen, wird der f. k. Ca⸗ 
meral= Gefällenverwaltung erwiedert, daß bießfalld die Decrete vom 
14. Jänner 1842, 3.47,733, vom 28. Febr. 1842, 3.5032, und vom 28. 
Auguft 1843, 3. 26,646 (S. 3. 1. 5. 8. d. F.) ald Richtſchnur zu dienen 
haben, welche beiden letzteren Decrete das oben erwähnte frühere Hof⸗— 
decret vom 14. Zänner 1842 in dem Punkte noch näher beftimmen, 
daß die Tarfreiheit, welche dem Angeftellten zu Guten gerechnet wer- 
den foll, fi auf einen an und für ſich tarpflichtigen und nur ausnams⸗ 
weife von dem allgemeinen Syfteme von ber Tare freigelaffenen Dien⸗ 

ftesgenuß beziehen müſſe. Hierdurch erfcheint der 10, Punkt des Hofz 
| 30* 
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fammer = Präfidial = Erlaffes von 12. October 1840, 3. 5592, P. P., 
modifieirt *). (Hofkd. vom 7, October 1844, 3, 33,379.) 
| 10. Die Einrechnung der nad) der beftandenen Taxordnung entrich⸗ 
teten Charafterdtare in die nach dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 zu bemefjende Dienft:Tare findet nicht Statt. Denn der $. 180. 
diefed Gefetscd ordnet an, daß der Gehaltsbetrag, von welchem ein Ans 
geftellter die landesfürſtliche Dienft:Tare bereitd bezahlt hat, von dem 
neu erlangten Gehalte in Abzug gebracht, und die Dienft:Tare nur von 
dem Nefte bemeffen werde. Wenn daher ein Beamter während des Ber 
ftandes der nun aufgchobenen Tar = Borfcriften in dem Gehalte von 
500 fl. ftand, und während der Wirffamfeit des neuen Gefeges in jenen 
von 600 fl. einrücdt, fo ift nad dem Tlaren Wortlaute des Geſetzes 
von dem neuen Gehalte von 600 fl. der frühere von 500 fl. abzuzie- 
ben, und folglich die Dienft:Tare von dem Refte von 100 fl. zu bezab: 
len. Daß in diefem Falle nicht ein Gehalt von 600 fl. in Abzug ge: 
bracht werben fann, ift wohl an und für fih Far, da das Individuum 
diefen Gehalt früher nicht bezogen, und alfo auch nicht vertarirt bat. 
Mit welchem Betrage von dem ſchon genoffenen Gehalte von 500 fl. 
nach den früheren Borfriften die Tare bemeffen und bezahlt wurde, 
wie viel hiervon mit Nüdficht auf den eigentlichen Gehalt, und wie viel 
für den Rang, Titel oder Charakter bezahlt wurde, und nach welchem 
Maßſtabe diefe Tare entfiel, kann micht in Anfchlag fommen, da der 
erwähnte Paragraph die Abrechnung des früher vertarirten Gehaltes, 
nicht aber die Einredhnung der früher entrichteten Tare anorbnet, und 
die aus dem $. 179. desf. Geſetzes abgeleitete Beftimmung , daß die 
Taxe nicht mehr als ein Drittheil des Mehrgenuffes betragen foll, nur 
von dem Tarbetrage verftanden werden kann, welcher nad dem neuen 


*) Der 10, Abfas des Hoffammer :Präfidialdecreted vom 12. October 
1340, 3. 5592, lautet: 

Die Militär-Perfonen vom Oberftlieutenant abwärts haben nad 
dem in Mirkfamkeit bleibenden Theile der Hof: Zarordnung feine 
Dienft:Tare zu zahlen, Wenn fie daher in den Givildienft übertreten, 
ift in dem Gehalte, welchen fie in der Givil-Anftelung erhalten, 
kein Betrag begriffen, für den die Zare ſchon einmal gezahlt worden 
wäre, und welder ſonach in dem Sinne des $, 180. diefen Militärs 
zu Gute gerechnet werden könnte. Es folgt hieraus, daß die erwähn: 
ten Militärs bei Anftellungen im Givildienfte die Tare von dem gan: 
zen, mit dem neuen Dienftpoften verbundenen Gehalte zu entrichten 
haben, 
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Geſetze entfällt, :nicht aber mit Hinzurechnung ſchon früher nad den 
erlofchenen geſetzlichen Beſtimmungen entrichteter Gebühren, da eine 
ſolche Hinzurechnung in dem Geſetze nicht angeordnet iſt. (Hoftd. vom 
24. April 1841, 3. 7622. 

11. Die Einrechnung der von überzähligen Beamten nach den frü⸗ 
heren Tarvorfchriften berichtigten Charakterstare in die nach dem St. 
u. T. Gefege vom 27. Jänner 1840 bemeffene Dienft-Tare findet nicht 
Statt, da zu Folge des $, 180. des bezogenen Geſetzes bei Borrüdun- 
gen oder Beförderungen nicht die früher bezahlten Taren in Abrech— 
nung zu bringen find, fondern der Befoldungsbetrag, von welchem die 
Iandesfürftl. Dienft-Tare ſchon einmal bezahlt wurde, von dem mit dem 
neuen Dienſtplatze verbundenen Gehalte in Abzug zu bringen, und die 
Dienſt-Taxe von dem Reſte zu entrichten iſt. (boſtd. vom 20. Auguſt 1841, 
3. 33,019.) 

12. Unter der landesfürſtlichen Dienſt⸗Taxe, — bie $$.179. und 
. 180. des St, u. T. Gef, erwähnen, kann die nad den früher beftan- 

denen Vorſchriften bezahlte 51/, percentige Cameraltare für provifori= 
fhe oder zeitliche Anftelungen nicht verftanden werden, daher diefe 51/, 
percentige Cameraltare auch bei Anftellungen, welche nach der eingetrete- 
nen Wirfjamfeit des St, u. T. ©. vom 27, Jänner 1840 erfolgen, nicht mehr 
zu Guten zu rechnen iſt. (Hoftammer-Präfidialdeer. vom 12, Dectober 1840, 
3. 5592; und Hofkd. vom 15. November 1841, 3. 33,923.) 


$. 180. 

Im Allgemeinen gilt die Regel, daß der Betrag, von 
welchem ein Angeftellter im Civil- oder Meilitärdienfte die 
landesfürftlicheDienft-:Tare oder im Kirchendienfte die Pfrün⸗ 
den⸗Verleihungs⸗Taxe ($.190) einmal gezahlet hat, bei nach— 
folgenden Anftellungen, Vorrüdungen oder Beförderungen 
von dem mit dem neuen Dienftplaße verbundenen Gehalte 
ftetö in Abzug zu bringen, und die Dienfl-Tare nur von Tem 
Reſte zu entrichten ift, der Angeftellte mag zur Zeit feiner 
neuen Anftellung,, feiner Vorrückung oder Beförderung in 
dem Genuffe des Gehaltes oder der Pfründe, wovon er 
dieſe Tare gezahlet hat, noch geftanden fein oder nicht, 


Erläuterung zu (. 180. 


a 1. Leber die Frage, ob bei Anwendung bed 8. 180, ded St. und 
T. Gef. hinfichtlich des früher in W. W. genofjenen und vorſchriftmã⸗ 
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fig vertarirten Gehaltes eine Nebuction auf Eonv.: Münze einzutreten 
babe, wird der k. k. Cameral - Verwaltung Folgendes bedeutet: 

Der $. 180. des St. u. T. Geſetzes ſetzt ald Regel feft, daß der 
Betrag, von welchem die Iandesfürftliche Dienft = oder Pfründenverlei- 
hungs· Taxe einmal bezahlt worden ift, bei nachfolgenden VBorrüdungen 
oder Beförderungen von dem, mit dem neuen Dienftplage verbundenen 
Gehalte ftetd in Abzug zu bringen, und die Dienft-Tare nur von dem 
Refte zu entrichten ift. 

Diefe gefegliche Beftimmung lautet allgemein und unterfcheidet nicht 
binfichtlich der Währung, in welcher der Betrag bezogen wurde, von 
welchem die Iandesfürftl. Dienft- oder Pfründen-Berleihungs-Tare bezahlt 
worden ift. 

Es wird daher das, in der früheren Anftellung vertarirte Einkom⸗ 
men im vollen Nennwerthe, ohne Rüdficht auf die Währung, bei nadys 
folgenden Vorrüdungen oder Beförderungen von dem, mit dem neuen 
Dienftplage verbundenen Gehalte, in Abzug zu bringen und vom Refte 
die Dienſt-Taxe zu bemeffen fein. (Hoftd, vom 10. October 1844, 3. 23,110.) 


$. 181. 

Wenn jedoch ein geiftlicher Pfründner eine ftabile An⸗ 
ftellung im Staatsdienfte erhält, ohne aus dem Beſitze fei- 
ner Pfründe zu treten, fo darf bei der Bemeſſung der Dienft- 
Taxe auf die für feine Pfründe entrichtete ——— 
feine Rüdficht genommen werden. 


$. 182. 

Wird einem Beamten oder geiftlichen Pfründner, wel 
cher auf feine Anftellung oder auf feine Pfründe freiwillig 
verzichtet hat, oder feiner Anftellung oder Pfründe wegen 
eines Verſchuldens verluftig wurde, in der Folge eine ftabile 
Anftellung verliehen, fo wird er in Abficht auf die Dienft- 
Taxe fo behandelt, ald hätte er noch feine Anftellung oder 
Pfründe gehabt. 

Erläuterung zu $. 182. 

1. Im Sinne des $. 182. des St. u. T. Gef. ift der, wegen eines 
Verſchuldens degradirte Beamte, wenn er in der Folge in einen höheren 
Gehalt wieder vorrüdt, bezüglich auf die Tare fo zu behandeln, als ob 
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ſomit von demſelben die Dienſt-Taxe zu bezahlen. (Hofkd. vom 26. October 
1843, 3. 35,718.) 


G. 183. 

Beamte, welche blos wegen ihrer Untauglichkeit vom 
Dienſte entfernt worden, ſind, wenn ſie in der Folge auf 
einem ihren Fähigkeiten angemeſſeneren Dienſtpoſten wieder 
untergebracht werden, rückſichtlich der Dienfl-Taren nicht wie 
Neuangeftellte, fondern wie Beamte zu behandeln, welche 
von einem Dienftplaße auf den andern verfeßt werden, 


$. 184. 
Im Falle eines Dienfttaufches wird die Dienft-Tare von 
demjenigen entrichtet, welcher dadurch an Einkünften gewinnt, 


$. 185. 

Wenn ein geiftlicher Pfründner vor Verlauf der zur 
Entrichtung der Pfründen-Berleihungs-Tare feftgefeßten Zeit 
(8. 224. und 225.) eine ftabile Anftellung im Staatödienfte 
erhält, womit eine eben fo große oder eine größere Befol- 
dung als feine letzte Pfründe verbunden iſt; fo ift ihm der: 
jenige Tarbetrag, welchen derfelbe für die Pfründen = Ber- 
leihung bereits entrichtet hat, bei dem Ausmaße der neuen 
Zare zu Guten zu rechnen. 


$. 186. _ 

Wenn ein Beamter vor Verlauf der zur Entrichtung der 
Dienft-Tare feftgefeßten Zeit (8. 223.) in den Quiedcenten:, 
Penſions⸗ oder Jubilations⸗Stand verjeßt, oder wegen Manz: 
gels der zur Erlangung eines Ruhegehaltes erforderlichen Be⸗ 
dingungen abgefertigt wird, oder mit dem Tode abgeht, oder 
aus was immer für einer Urfache zu dienen aufhört; fo hat 
er an der Dienft-Tare nur fo viele Monats-Raten zu zahlen, 
ald ihm an feinem Activ: Gehalte gebühren. 
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- Erläuterung zu |. 186. 
1. Bon der Alimentation eines fufpendirten Beamten ift eine Dienft- 
Tare im Sinne bes $. 186. (166. italien. Textes) des St. u. T. Geſetzes 
vom Jahre 1840 nicht abzunehmen, 

Die noch rüdftändigen Tarraten find daher während der Sufpenfton 
ded Beamten einftweilen in Bormerfung zu halten, und wenn der Beamte 
“ feinen Gehalt wieder erhält, nad) Mafigabe der Monatgehalts - Raten, 
die ihm erfolgt werben, von benfelben in Abzug zu bringen, dergeftalt, 
daß, wenn dem Beamten fein voller Gehalt von dem Tage der aufgeho: 
benen Sufpenfion an wieder flüßig gemacht wird, von dieſem Tage an 
- mit den erfolgten Gebalteraten aud wieder die Tarabzüge zu beginnen, 
wenn aber dem Beamten für die Zeit der Sufpenfion der eingeftellt gewe— 
fene Gehalt nachträglich hinausbezahlt wird, von dieſem Nachtrage eben 
fo viele Monats-Tarraten abgezogen werden, ald Monatsgehalts-Raten 
binausbezahlt werben. 

In den Fällen, wo ber fufpendirte, und mit einer Alimentation be= 
theilte Beamte in Folge feiner definitiven Behandlung entlaffen, degradirt, 
penfionirt und quieseirt wird, ift ſich bezüglich auf die noch rüdftändigen 
Tarraten an bie dießfalls in dem St. u, T. Gef. und in den nachträgli— 
hen Verordnungen enthaltenen Beftimmungen zu halten. (Hofkammerdecr. 
vom 6. Februar 1844, 3. 51,988.) 


$. 187. 

Wird ein Beamter, welcher vor Verlauf der zur Ent: 
richtung der Dienſt⸗Taxe feftgefetten Zeit in den Quiescentenz, 
Penfions- und Jubilations = Stand verſetzt oder abgefertigt 
wurde, in der Folge auf einem ftabilen Dienftplaße mit dem 
vorher genofjenen oder einem größeren Gehalte wieder ftabil 
angeftellt, fo hat er die zur Zeit feines Dienftaustrittes noch 
nicht fällig gemwefenen Raten an der Dienſt-Taxe in fo viel 
Monaten zu entrichten, als ſolcher Raten ausftändig find. In 
Rückſicht auf die Dienſt-Taxe von jenem Betrage, um wel: 
chen der neue Gehalt den vorigen überfteigt, {ft ſich nach den 
allgemeinen Grundſätzen zu benehmen, 


$. 188. 


Nach den in diefem Abfchnitte aufgeftellten Grundſätzen 
find in Anfehung der Dienſt-Taxe aud) die aus einer Händt- 
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fchen Caſſe oder aus den Gemeinde-Renten einer landes- 
fürftlichen Stadt befoldeten Beamten zu behandeln. 


Erlänterung zu $. 188. 


1. Aus Anlaß vorgefommener Anfragen wurde im Einverftändniffe 
mit der k. £, vereinten Hoffanzlei entfchieden, daß im Sinne des $, 188. 
des St. u. T. Gef. die aus den Gemeinde-Renten eines landesfürftlichen 
Marftes befoldeten Beamten, gleich jenen der Iandesfürftfichen Städte 
der Entridtung der Dienft-Tare unterliegen. (Hoftammerdecret vom 2. De: 
cember 1342, 3. 45,334.) 


Dritter Abfohnitt. 
Bon den Taxen für die Befegung geiftlicher Beneficien. 


$. 189. - 
| Die Taren für die Beſetzung geiftlicher Beneficien 
theilen ſich: 
a) In die N feunden-Verleijungs-Tare, und 
b) In die Wahlbeftätigungs-Tare. 


$. 190. 
Der Pfründen-Berleihungs-Tare unterliegt in der Regel 
($. 202.) jede von der Ernennung oder Beftätigung des Lanz 
deöfürften oder der landesfürftlichen Behörden abhängige 
Verleihung einer geiftlichen Pfründe, mie auch jede Vermeh⸗ 
rung des Einfommens einer foldyen Pfründe, dafern die von 
diefem Gefeße geforderten Bedingungen vorhanden find. 


Erläuterungen zu $. 190. 


1. Die von den Privat : Patronen ausgehenden oder dem jeweiligen 
Bifchofe zuftehenden Befegungen geiftlicher Pfründen find der Pfründen- 
verleihungs⸗Taxe nad) $,. 169, nicht unterworfen, infoferne derlei Verlei— 
bungen blos zur Kenntnifname angezeigt werden, und das placet bes 
Guberniums (placito governativo) nicht etwa wegen der, det Staats⸗ 
verwaltung rückſichtlich einzelner Beneficien zuftehenden befonderen Rechte 
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gegeben wird, und fomit die Verleihung ſelbſt in ſich ſchließt. (Hoftd. vom 
3, October 1342, 3. 33,086, .an bie lomb, venet Camera: Magiftrate.) 

2. Zu Folge der von den competenten Behörden gelicferten Nach— 
weifungen find die vier Univerfitäts » Ganonicate an dem Metropolitans 
Gapitel zu Wien und die zwei Univerfitätd » Ganonicate an dem Domca- 
pitel zu Linz, Beneftrien collationis privatae, rückſichtlich welcher das 
Wiener Univerfitätd - Confifiorium das unbefchränfte Patronats-Recht 
ausübt; und ed erfcheint daber die fich in biefer Beziehung vorbehaltene 
allerhöchſte Beftätigung nicht als eine Iandesfürftliche Confirmation, fon: 
dern nur ald eine Ausübung des supremi juris inspectionis, in wel- 
dem Sinne aud) bie allerhöchſte Entfchliefung vom 19. Mai 1831, Zahl 
19,441, erfolgte, mittelft welcher Se, k. k. Majeftät ausdrücklich zu ent» 
ſcheiden gerubten, daß bei Verleihung jener Canonicate an der Wiener 
Metropolitanfirdhe, vom welchen der dafigen Univerfität das Patronatss 
Recht zufteht, Feine Gameraltare abzunehmen fei. 

Nachdem aber nach den Beftimmungen des St. u. T. Gefeged vom 
27. Jänner 1840, und zwar insbefondere nad $. 190, dieſes Geſetzes 
nur die von der Ernennung ober Beftätigung des Landesfürften oder der 
Iandesfürftlichen Behörden abhängigen geiftlihen Pfründen, keineswegs 
aber aud) die unter Privat- Patronen ftehenden Beneftcien und Pfründen, 
infoferne ten Privaten Das unbefchränfte Ernennungsrecht zufteht Ccol- 
- lationis privatae), ber im Geſetze vorgefchriebenen Pfründenverleihungs: 
Tare unterliegen, fo kann diefe Tare von den erwähnten LUniverfitäts- 
Canonicaten nicht gefordert werden. (Hoftd. vom 10. Jänner 1845, Zahl 
49,703.) 

3. Die Anficht, daß auf die Feldenpläne dad neue St, u. T. ©. 
vom 27, Jänner. 1840, und zwar der zweite Theil, erfted Hauptftüd, 
dritter Abfchnitt, anzuwenden ift, hat ihre Richtigfeit. 

Der $. 191. diefes Gefepes unterwirft das ganze Jahres-Einkom— 
men des Pfründnerd der Tare, und ed kann alfo feinem Zweifel unter- 
liegen, daß die Militärs-Capläne, infoferne fie nad dem neuen Gefese 
zu behandeln find, auch jenen Theil ihrer Genüffe der Verleihungs-Tare 
werden zu unterziehen haben, welchen fi La e aus dem Regiments⸗Unkoſten⸗ 
fonde beziehen. 

Da die Feld-Eonfiftorial-Secretäre aud vor dem neuen St. und 
T. ©, wie die Feldcapläne behandelt wurden, fo kann es feinem An— 
ftande unterliegen, dieſes Gefeg auf die erfteren in eben dem Sinne 
anzuwenden, wie es in Bezug auf die legteren zu gefchehen hat. (Hof⸗ 
kammerdecret vom 24, Jänner 1845, 3. 34,344.) 


$. 190. 4. $. 191. 1. 475 


4, Ueber eine vorgefommene Anfrage, wegen Tarbehandlung ber 
Domvicare, ift emtfchieden worden: daß dieſe Vicare ald geiftliche 
Pfründner zu betrachten, und nad dem dritten Abfchnitte des zweiten 
Theiled ded St. u. T. Gef. zu behandeln find, da der Umftand, daß 
ihr Genuß in einem firen Gehalte befteht, die Natur eines geiftlichen 
Beneficiums nicht aufhebt, und das Gefeg die Verleihung geiftlicher 
Beneficien, ohne Unterfchieb, ob es fih um eine Pfarre, um ein Bis⸗ 
thum, ober um irgend einen andern Genuß’ für geiftlihe und kirchliche 
Leiftungen handelt, der Beneficien= Tare unterwirft. 

‚Der Umftand, daß diefe Verleihung oder Beftätigung der Pfründe 
von dem Gonfiftorium ausgeht, macht hinſichtlich der Verpflichtung zur 
Zar-Entridhtung feinen Unterfchied. 

Dagegen find die Domvicare, infoferne ihr Zahres-Einfommen den 
Betrag von 300 fl. nicht überfteigt, nach $. 192. des St, u. T. Gef. 
ven der Taxe frei zu laflen. (Hoftd. vom 20. März 1843, 3. 7908.) 


Ä $. 191. 

Der Maßftab der Tar-Entrichtung ift das Jahres⸗Ein⸗ 
fommen des Pfründners, wofür zum Behufe der Tarbemej- 
fung , infofern die Pfründe aus einer firen Geld Dotation 
oder aus den Zinfen geftifteter Capitalien befteht, der volle 
auf ein Zahr entfallende Betrag diefer Genüffe; infofern aber 
die Pfründe mit unbeweglichen Gütern, Zehenten, Unters 
thandgefällen u. dergl. dotirt ift, der fünffache Betrag der von 
der Pfründe zu entrichtenden ordentlichen Jahresquote der 
Grund, Gebäude-, Urbarials und Zehentſteuer anzuneh- 
men ift. 

Erläuterungen zu $. 191. 
Belehrung 

1. Bei der Anwendung des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 
auf die Befegung geiftlicher Beneficien, und insbefondere bezüglich auf 
den, in den $$. 191. und 203. dieſes Geſetzes ($$. 170. und 182. für 
das lomb.⸗ venetianiſche Königreich, und 174. und 186. für Dalmatien) 
für die Tar-Entrichtung vorgefchriebenen Maßſtab, find nachftehende Ans 
fragen vorgebradht worden: 

a) Ob und auf welche Weife bei der Bemeffung der Pfründenver- 
leihungs= und der Wahlbeftätigungs: Tare jene Einfünfte in das, der Tare 


- 
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zu unterziehende Jahres-Einkommen bes Pfründnerd oder Stiftes einzube- 
zieben find, welche nicht aus einer firen Geld-Dotation, oder aus ten 
Zinfen geftifteter Gapitalien, oder aus ben Erträgniffen von unbewegli- 
chen Gütern, Zehenten, Unterthansgefällen u, vergl. beftehen, rüdfichtlich 
welcher fomit bei der Berechnung des Jahres-Einkommens nicht auf jene 
Weife vorgegangen werben kann, wie e8 der $. 191. des St, u. T. Gef. 
($. 170. für das lomb. = venet. Königreich, und 174, für Dalmatien) ans 
deutet, fondern welche aus anderen, vom Gamerale, von Gemeinden, 
Kirchen, oder andern Fonden gereichten Gaben oder Beiträgen in barem 
Gelbe, oder in natura herrühren, die auf Verträgen oter anderen Rechts⸗ 
titeln, nicht aber auf dem Unterthansverhältniſſe beruhen, und unter vers 
fchiedenen Benennungen , ald: Deputate, Collecturen, Zulagen, Schugs 
und Vogteigaben, Menfal-Beiträge u, dergl. vorfommen ? 

b) Ob und auf welche Weife die Erträgniffe, welche den geiftlichen 
Beneficien aus den Urbarial- und Zehent - Eindinaungen, und überhaupt 
aus derlei, auf dem Unterthandverhältniffe beruhenden Rechten und Nu— 
gungen zufließen, zum Behufe der Tarbemeffung in jenen Ländern in An: 
ſchlag zu bringen feien, . wo die mit Dominical= Entitäten dotirten geiſtli— 
hen Pfründner feine Dominical:Steuer zahlen, und eine Urbarial: und 
Zehentfteuer nicht befteht, alfo auch nicht das Fünffache diefer Steuer, wie 
e8 der $. 191. des St. u. T. Gef. ($. 170. für das Iomb.=venet, Kö— 
nigreih, und 174. für Dalmatien) anordnet, als Jahres-Einfommen ans 
genommen werden fann ? 

c) Db und auf weldhe Weife bei jenen Beneftcien, bei welchen mon= 
taniftifche Gewerfe, !Fabrifen, Mühlen, Sägen, und überhaupt Indus 
ftrie-Unternehmungen , auf denen, außer der Grund» und Gewerbejteuer, 
auch noch andere Steuern, ald: die Erwerbfteuer, montaniftifche Frohnen 
und bergl. haften, einen Theil des Einkommens bilden; dieſes Einfom- 
men, das durdy feine Grund-, Gebäudes, Urbarial: oder Zehbentfteuer, 
wie es der $. 191. des St. u. T. Gef, ($. 170, für das Iomb, = venctian. 
Königreich, und 174, für Dalmatien) andeutet, repräfentirt if, zum Bes 
hufe der Tarbemeffung in Anfchlag zu bringen fei? 

d) Ob bei Gebäuden, Grundftüden und Zehenten, von welchen 
Pachtzinfe eingehen, nad) diefen lesteren, oder nad den Steuer-Quoten, 
das Jahres-Einfommen zum Behufe der Tarbemeffung zu berechnen, ober 
ob auf beide Rüdficht zu nehmen fei? 

0) Obbei der Wahlbeftätigungs-Tare zu dem Jahres⸗Einkommen tes 
Stiftes, wornach die Tare zu bemeffen it, auch die Erträgniffe der incor⸗ 
porirten Pfarren und Localien zu rechnen fein? 
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f) Ob bei der Bemeffung der Tare für geiflliche Beneftcien, die Er⸗ 


trägnifje der Stolgebühren dem Jahres-Einfommen, das ald Maßftab der 


Tarbemeffung zu dienen bat, zuzurechnen feien? . 

Aus Anlaß diefer Anfragen findet man den Behörden und Nemtern, 
welche auf die Bemeffung diejer Taren Einfluß zu nehmen haben, die nach⸗ 
ftebenden Belehrungen zu ertbeilen: : 

Zu ax Die 88. 191. und 203. des St. u, T. Gef. (88. 170, und 
182. für das lombardiſch-venetianiſche Königreich, und 174. und 186. für 
Dalmatien) enthalten zwei weſentliche Beftimmungen, nämlich jene: daß 
das Jahres = Einfommen des geiftlihen Beneficiums den Maßſtab der 
Tarbemeffung bilde, und dann bie weitere Beftimmung, was ald Jahres⸗ 
Einfommen auzunehmen fei, wenn das Einfommen in einer firen Geld- 
Dotation, in Zinfen geftifteter Capitalien, oder in den Erträgniffen von 
unbeweglichen Gütern, Zehenten, oder Unterthandgefällen befteht. 

Da nun dad Gefes, dem Borausgefchicten gemäß, das Jahres-Ein⸗ 
fommen überhaupt, ohne irgend eine, unter was immer für einer Benen- 
nung vorkommende Art desfelben, auszunehmen, der Tare unterziebt, fo 
fann es nicht zweifelhaft fein, daß auch die, in dem Anfragepunfte (Bud: 
ftabe a) erwähnten Einnamen und Erträgniffe, welche feine firen Gelb: 
Dotationen oder Zinfen aus geftifteten Gapitalien find, nicht in unbeweg⸗ 
lichen Gütern, Zehenten und Unterthanggefällen beftehen, fondern aus an= 
deren Einnamsquellen, unter was immer für einer Benennung, und aus 
was immer für einem Rechtögrunde bezogen werden, dem ald Maßſtab 
der Tarbemeffung dienenden Jahres-Einfommen zuzurechnen find ; und da 
ferner das Gefeg in der oben erwähnten zweiten Beftimmung, nur für 
jene Fälle die Berechnung ded Jahres - Einfommens insbefondere vor⸗ 
fchreibt, wo dad Beneficium mit firen Geld-Dotationen, oder mit den Zin- 
fen geftifteter Gapitalien, oder mit unbeweglichen Gütern, Zehenten und 
Unterthandgefällen berheilt ift, fo verfteht es ſich von felbft, daß fi in 
anderen Fällen, und infoferne das Beneftcium mit anderen Erträgniffen 
und Einkünften dotirt ift, bezüglich auf Die Berechnung des Jahres - Ein: 
kommens an die Regel zu halten fein wird, die für ſolche Fälle von dem 
Geſetze nicht aufgehoben ift, alfo Überhaupt an die Vorſchriften, welche 
für derlei Einfommeng-Erhebungen und Ermittelungen ſchon für dieſe ober 
analoge Fälfe gegeben find. 

Inſoferne nun ein geiftliched Beneficium, alfo eine Pfründe oder "ein 
Stift, aus einer firen Geld-Dotation, oder aus den Zinfen geftifteter Ca— 
pitalien beſteht, ift, genau nach der Vorſchrift des Gefeged, der volle, 
auf ein Jahr entfallende Betrag diefer Genüffe, und infoferne das Bene⸗ 
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firium mit unbeweglichen Gütern, Zehenten und Unterthandgefälfen detirt 
ift, der fünffache Betrag der ordentlichen Jahresquote der Grund:, Gebäube-, 
Urbarial: und Zehentfteuer, gleichfalld nach der ausdrüdlichen Weifung 
des Gefeted, ald Jahres-Einkommen anzunehmen, 

Soweit dagegen das Einkommen des Benefteiums aus anderen Er⸗ 
trägniffen befteht, welche unter die oben genannten nicht fubfumirt wer⸗ 
ben können, alfo nicht unter den Begriff einer firen Geld - Dotation oder 
geftifteter Capitalien fallen, und nicht von einer der oben genannten Steuer= 
quoten repräfentirt werden, fo ift der Jahres-Ertrag oder das Jahres— 
Einfommen aus folden Revenüen, zum Behufe der Tarbemeffung , aud 
ben adjuftirten Pfründen= oder Benefteiums - Ertragsfaffionen zu entneh⸗ 
men, oder, infoferne ſolche Faffionen nicht beitehen, oder für den Zwed 
nicht geeignet wären, ämtlich aus den Rechnungen. zu erheben, wobei, 
infoferne es fich um Naturalbezüge handelt, die Local-Mittelpreife anzu⸗ 
nehmen fein werden, und, mo ed fich nicht um jährlich gleich bleibende 
Bezlige handelt, ein Durchſchnitt der legtverfloffenen drei Jahre vor ber 
Beneficiums⸗ Verleihung zu ermitteln ſein wird. 

Inſoferne ein Beneficium theils aus ſolchen Erträgniſſen beſteht, für 
welche die Art der Berechnung ‚des Jahres = Einfommens in dem Gefege 
vorgefchrieben ift, theils aber aus folchen, rüdfichtlich welcher, der obigen 
Vorſchrift gemäß, das Jahres - Einfommen aus den Fuffionen oder Red: 
nungen zu erheben if, wird dad Jahres-Einfommen des geiftlichen Bene⸗ 
fieiumsd auf beiden Wegen zu ermitteln fein, nämlich auf Die, in dem 
$. 191. vorgefchriebene Weife, rüdfichtlich der firen Geld-Dotationen, der 
Zinfen geftifteter Gapitalien, dann der unbeweglichen Güter, Zehenten 
und Unterthangefälle, und mittelft der Faffionen und Rechnungen, rüd- 
fihtlih anderer, in die oben erwähnten Kategorien nicht gehöriger Er⸗ 
trägniffe. 

Zub. Nach der Vorſchrift des $. 191. des St. u. Gef. ($. 170. für 
das Iombardifch-venetianifche KRönigreih, und 174 für Dalmatien) ift als 
das Jahres-Einfommen aus Zehenten und Unterthansgefällen, der fünf- 
fache Betrag der ordentlichen Jahresquote der Urbarial: und Zehentfteuer 
anzunehmen. 

Es ift nämlich die Steuer ſchon eine pars quota des reinen Er: ° 
trages, und das Geſetz bezeichnet dad Fünffache diefer Duote als jenen 
Betrag, der das gefammte Jahres» Einfommen aus diefem Ertrigs- 
zweige vepräfentirt. 

Wenn nun in einigen Ländern die Urbarial- und Zehentfteuer nicht 
befteht, fo kann daraus nicht gefolgert werden, daß dort auch die Einfünfte 
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aus Zehenten und Unterthandgefällen, der Tare nicht zu unterziehen feien, 
weil nad dem oben (Buchſtabe a) Angeführten, jedes Einfommen der 
Tare unterliegt; allein allerdings fann in diefen Ländern, mittelft ber 
Steuerquote, dad Jahres = Einfommen nicht ermittelt werben. 

Da num aber in jenen Ländern, wo die Urbarial: und Zehentfleuer 
nicht befteht, der 2Opercentige Nachlaß an den Unterthandgiebigfeiten 
eingeführt ift, und fomit diefer Nachlaß gewiffermaffen die Stelle der Ur« 
barial: und Zehentiteuer vertritt, fo ift ed dem Geiſte des Geſetzes gemäß 
in jenen Ländern, wo die Urbarial- und Zehentfteuer nicht befteht, als das 
Jahres - Einfommen aus Zehenten und Unterthandgefällen den fünffachen 
Betrag des 20percentigen Nachlaſſes an jenen Giebigfeiten anzunehmen. 

Infoferne diefer 20percentige Nachlaß von den Zehenten und Unter- 
thansgefällen nicht ſchon ſich gleichbleibend ziffermäßig und verläßlich 
berechnet und conftatirt vorliegt, ift derfelbe bei vorkommenden Befegungen 
geijtlicher Beneficien in der Art zu erheben, daß das Einfommen an fol» 
hen ©iebigfeiten, bei welchen diefer Nachlaß eintritt, wenn es nicht fchon 
aus den beftehenden Faffionen zu entnehmen it, aus den Rechnungen, und 
‚zwar burchfchnittsweife von ben der Verleihung des geiftlihen Benefi— 
ciums unmittelbar vorausgehenden brei Jahren, ämtlich ermittelt und von 
bemfelben fodann der 2Operrentige Nachlaß berechnet werde, der, verfünfe 
fact, ald das Jahres-Einkommen zu gelten hat, 

Zu c. Daß auch jene Erträgniffe, welche den geiftlichen Beneficien 
aus Induſtrie = Unternehmungen, aus Fabrifen, Mühlen u. dergl., aus 
montaniftifchen Gewerfen und Etabliffements zufließen, dem zu vertariren- 
ben Jahres - Einfommen zuzurechnen find, geht ſchon aus dem oben. zu 
Buchſtabe a. Angeführten hervor, wornach ſämmtliche Erträgniſſe dem 
Jahres-Einkommen zuzuſchlagen find. 

Was jedoch die Ermittlung des Japres-Einfommens von ſolchen Er⸗ 
trägniſſen betrifft, ſo iſt zu unterſcheiden zwiſchen jenen Erträgniſſen, die 
mit der gewöhnlichen und landesüblichen Bewirthſchaftung und Nutzung 
eines Gutskörpers, eines Grundſtückes, oder Hauſes oder Gefälles ver- 
bunden find, und ſchon durch die Haus-, Grund- oder Urbarial-Steuer 
repräſentirt find, und jenen aus Induſtrie-Unternehmungen, als: Fabri⸗ 
ken, montaniſtiſchen Etabliſſements u. dergl. entſpringenden Erträgniſſen, 
welche durch keine der genannten Steuern repräſentirt erſcheinen, oder 
welche nebſt dieſen Steuern noch insbeſondere mit andern directen landes⸗ 
fürſtlichen Steuern, als: der Erwerbſteuer, mit Frohnen u. dgl. belegt ſind. 

Im erſteren Falle, wo dieſe Erträgniſſe in der Grund⸗, oder Häu— 
ſer⸗, oder Urbarial-Steuer repräfentirt find, und ſchon nach dem Geſetze 
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mittelft des Fünffachen der dießfälligen Steuerquote, das Jahres-Einkom⸗ 
men ermittelt wurde, können diefe Erträgniffe nicht abermals in Anfchlag 
gebracht werben. 

In dem zweiten Falle dagegen, wo derlei Erträgniffe durch feine 
der genannten Steuern repräfentirt find, oder derlei Etabliffements nebit 
der Grund, Urbarial= oder Häuferfteuer , ald Induſtrie⸗Nutzungen, noch 
mit anderen directen Steuern, ald: der Erwerbfteuer, Frohnen u, vergl. 
belegt find, müſſen derlei Erträgniffe allerdings in das der Tarbemefjung 
zum Grunde zu legende Jahres -Einfommen einbezogen werten, und da 
für diefe Fälle eine befondere Art der Berechnung und Erhebung des Ein- 
kommens nicht vorgefchrieben ift, jo hat diefelbe auf die oben zu dem Fra— 
gepunfte a. angebeutete Weife, nämlich mittelft der Faffionen oder Rede 
nungen zu gefcheben. 

Zu d. Wenn es fih um Gebäude, Grundftüde, Zehenten oder an- 
dere verpachtete Rechte und Gefälle handelt, von welchen eine Grundz, 
Häufer-, Urbarial= oder Zehentfteuer bezahlt wird, fo ift nach dem 8. 191. 
des St. u. T. Gef. ($. 170. für das Iombarbifch-venetianifche Königreich 
und 174. für Dalmatien) der Ertrag durch die Verfünffachung diefer 
- Steuern zu ermitteln, und ed kann dann nicht weiter in die Art der Bes 
nügung dieſer Objecte durch eigene Bewirthſchaftung oder Verpach— 
tung u. ſ. w. eingegangen werben, und es kann nicht nebft der Steuer- 
quote auch noch der Pachtzins, alfo die Nutzung oder der Ertrag zwei: 
mal in Anfchlag gebracht werben. | 

Wenn e8 fich dagegen um verpachtete Obfecte handelt, rückſichtlich 
welcher eine Ermittlung des Ertraged mittelft des in dem St. u. T. Gef. 
vorgefchriebenen fünffachen Betrages der Steuerquote nicht geſchehen kann, 
und nad) den fchon früher angegebenen Vorſchriften auf die Faffionen und 
Rechnungen zurüdgegangen werden müßte, find allerdings die Pachtſchil⸗ 
linge, welche die Nugung und das Erträgniß für den Eigenthümer bilden, 
in Anfchlag zu bringen, 

Zu e. Das St, u. T. Gefes unterwirft, wie fchon erwähnt, dad 
gefammte Stiftseinfommen der Wahlbeftätigungd-Tare, Da nun die Ein 
fünfte der incorporirten Pfarren und Localien dem Stifte, nicht aber dem 
als Pfarrverwefer oder Bicar erponirten Stiftsmitgliede gehören, und 
das Stift für den Unterhalt feiner Conventualen zu forgen hat, ohne daß 
in dem Gefege dießfalld bei der Tarbemeffung eine Zuguten = Rechnung 
vorgefchrieben ift, fo muß auch das Einkommen folder ineorporirten Pfar- 
ren und Localien bei der Bemeffung ber WapipeRätigungs - Tare dem 
Stiftseinfommen zugerechnet werben, 
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Zu f. Die Stolgebühren bilden einen Theil des Einfommens geift- 
liher Benefieien, und müffen alfo auch in dem oft erwähnten Sinne des 
$. 191. des St. u. T. Gef. ($. 170. für das Tombardifch = venetianifche 
Königreich, und 174 für Dalmatien) zum Behufe der Tarbemeffung dem 
Yahres -» Einfommen des geiftlichen Benefteiums zugefchlagen werden, — 
Nach diefen Weifungen werben ſich die Behörden fünftig zu benehmen haben, 

Wenn etwa bisher von den Behörden das St, u. T. Gef., in den 


angeführten Punkten, bezüglich auf die Bemeſſung der Tare für geiflide 


Beneficien, in vorgefommenen Tarbemeffungsfällen follte unrichtig aufge⸗ 
faßt, alfo nicht auf Die eben erörterte Weife in Anwendung gebracht wor: 
den fein, fo hat eine nachträgliche Rectifieirung ber bemefjenen Tare, in- 
foferne die Partei eine geringere Tare, als für fie nach diefer Borfehrift 
entfalfen würde, bezahlt hätte, nicht einzutreten, wenn die Taxe bereits 
von der competenten Behörde definitiv bemeſſen wurde, und von ber Par⸗ 
tei eine Einzahlung auf bie Gebühr ſchon ftattgefunden hat. (Hoftammerz 
decret vom 16. Juni 1843, 3. 12,729.) 

2. Dad Jahres : Einfommen geiftlicher Beneficien in Mähren und 
Schleſien, welches aus Zehenten und Unterthandgefällen befteht, ift im 
Sinne der (vorausgebenden) Belehrung vom 16. Juni 1843 lit. a. auszu⸗ 
mitteln. Es ift nämlich das fraglihe Einkommen durchfchnittäweife von 
den ber Beneficiums » Berleihung unmittelbar vorausgegangenen brei 
Fahren aus den Erträgniß:Faffionender Rechnungen durch die betreffenden 
Vogtei⸗Commiſſäre ämtlich zu ermitteln, und in die Erträgniß » Nachweis 
fungen der geiftlichen Beneficien Behufs der Tarbemeffung einzubeziehen, 

Der Genuß der geiftlichen Wohn- und Wirthfchaftsgebäude in Mäh— 
ren und Schiefien unterliegt bei Verleihung geiftlicher Benefirien der Tars 
pfliht, indem das Targefeg das Jahres - Einfommen überhaupt, ohne 
irgend eine, unter was immer für einer Venennung vorkommende Art 
desfelben auszunehmen, der Tare unterzieht, der Genuß diefer in partem 
salarii gegebenen Entitäten aber offenbar einen Theil des Jahred-Einfom- 
mens bildet. Nachdem die gedachten geiftlichen Entitäten in Mähren und 
Schlefien der Gebäubefteuer nicht unterliegen, fo ift zur Ausmittlung des 
Einfommens oder Genuffes, welcher den Beneficien aus diefen Gebäuden 
zufließt, jene ordenliche Jahresquote der Gebäubeiteuer, welche nad der 
üblichen Localfteuer entrichtet werden müßte, wenn Private und nicht 
geiſtliche Pfründner die Eigenthümer und Nusniefer wären, von ben 
Bogtei:Commiffären ämtlich zu erheben, und das Fünffache diefer erhobes 
nenen Jahresquote ald Einfommen aus diefem Zmeige in den Erträgniß- 
Ausweis aufzunehmen. (Hofid. vom 30, November 1844, 3. 43,581.) 


v. Schwarg Stämpelvorfchriften. 31 
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3. Es ift von Geite der k. k. allgemeinen Hoffammer, einverſtänd⸗ 
lich mit dem F, f, General-Recdnungs-Directorium, der Antrag gemacht 
worden, bie Erträgniß - Ausweife der Stifte, zum Behufe der Wahl- 
beftätigungs : Tarbemeffung im Sinne ded neuen Tar : und Stämpelge- 
feßes vom 27. Jänner 1840, von den Inventurd-Commiffionen zufam- 
menftelfen zu laſſen, welche vor der jedesmaligen Abtenwahl, zur Er- 
bebung ded Vermögensſtandes des Stiftes, abgefendet werden, damit 
diefe Ausweife mit dem Wahlacte felbft vorgelegt werden, und die Wahl- 
tare ohne alle Verzögerung bemefjen werben fünne. 

Obgleich zum legteren Zwecke bereits die hierortige Verfügung vom 
23. Mai 1841, 3. 16,200, erlaffen worden ift, fo hat man doch gegen 
obigen Antrag der f, k. allgemeinen Hoffammer nichts einzumenden, in⸗ 
foferne durch die gedachte Zufammenftellung, der Aufenthalt der fraglichen 
Eommiffion im betreffenden Stifte, nicht zum offenbaren pecuniären 
Nachtheile des Iegteren, fo wie auch zum Nachtheile ded Staatsdienſtes, 
welchem die Commiffiond- Glieder angehören, zu fehr verlängert wird, 

Die Landesftellen erhalten fonach den Auftrag, wenn fonft fein der 
k. £, vereinigten Hoffanzlei unbefannter Anftand Dagegen obwaltet, jedes⸗ 
mal die fraglichen Commiffionen in dieſem Sinne anzumweifen. (Hofkedec. 
an alle deutfchen Länderftellen, mit Ausname bes Lüftentänbifhen Guberniums 
vom 24. Februar 1843, 3. 3660. — Hofkd. vom 16. Juni 1843, 3. 12,739.) 


g. 192. 


Bon dem nad) Vorfchrift ded vorigen Paragraphes 
feftgeftellten Einkommen des Pfründners ift als tarfreie 
Gebühr vorläufig in Abzug zu bringen: 

1. Für den Unterhalt des Pfründners felbft ein Betrag 
von Dreihundert Gulden, und 

2. Für die Verpflegung eines jeden nicht insbefondere 
geftifteten Caplans oder Hilföpriefterd, welchen der 

Pfründner zu halten verpflichtet ift, ein Betrag von 

Zweihundert Gulden, 


$. 193. 


Die Verleihungs-Taxe beträgt bei der erften Verlei- 
hung einer Pfründe die Hälfte des Betrages , um welchen 
der nach dem $. 191. auögemittelte Fahredertrag die im 


$. 194. 1. $. 195. 483 


vorigen Paragraphe erwähnten Abzüge, fo weit fie Statt 
finden, überfteigt; und bei jeder folgenden Erwerbung eines 
höheren Beneficiums oder einer Pfründen- Zulage die Hälfte 
des Jahres-Einkommens ($. 191.\, welches nach Abrechnung 
der gefeßlichen Abzüge (5. 192.) und des Betrages, von 
welchem der Pfründner ſchon vorher die Verleihungs-Tare 
entrichtet hat, von der Summe der neuen Einkünfte des 
Pfründners übrig bleibt. | 


$. 194. | 

Im Allgemeinen gilt die Regel, daß das Jahres⸗Ein⸗ 
fommen, von welchem ein Geiftlicher entweder die Pfrün- 
den=Verleihungs:QTare oder Dienft-Tare (8. 176) einmal ges 
zahfet hat, bei nachfolgenden Pfründen-Berleihungen von 
dem Sahresertrage der neuen Pfründe ftetd in Abzug zu brin= 
gen, und die Verleihungs-Taxe nur von dem Reſte zu 
entrichten ift, der Geiftliche mag zur Zeit der neuen Pfrün- 
den-Berleihung in dem Genuffe der Pfründe oder ded Ge— 
haltes, wovon er dieſe Tare, gezahlet hat, noch geftanden 
fein oder nicht. 


| Erläuterung zu ). 194. 

1. In Folge der Beftimmungen des neuen St.u. T. Gef. ($. 194.) 
it das Jahres-Einkommen, von welchem ein Geiftlicher entweder bie 
Pfründen-Berleihungs- oder die Dienft-Tare einmal gezahlt hat, und zwar 
ohne Unterjcheidung , ob die Berichtigung unter den früher beitandenen 
Tarnormen, oder nach dem neuen Targefege Statt fand, bei nachfol⸗ 
genden Pfründen: Berleihungen, von dem ahresbetrage der neuen 
Pfründe ftet in Abzug zu bringen, und die Berleihungd:Tare nur von 
dem Refte zu entrichten. (Hoftd, vom 28, Jänner 1343, 3. 3396.) 


| $. 195. 

Wenn jedocd) ein Geiftlicher, welcher eine fabile Ans 
ſtellung im. Staatsdienfte hat, eine Pfründe erhält, ohne 
die mit dem Saatsdienſte verbundene Bejoldung zu verlie⸗ 
ren, ſo darf bei der Bemeſſung der a a 


484 8. 196--199, 


Tare auf die entrichtete Dienft:Tare feine Rückſicht ge- 
nommen werden. 


8: 196. 

Wird einem Geiftlichen, welcher auf feine Anftellung 
im Ötaatödienfte oder auf feine Pfründe freiwillig ver: 
zichtet hat, oder feiner Anftellung oder Pfründe ;wegen 
eined Verſchuldens verluftig wurde, in der Folge eine Pfründe 
verliehen, fo wird er in Abficht auf. die Verleihungs:Tare 
fo behandelt, als un er noch feine Anftellung oder Pfründe 
gehabt, 


$. 197. 

Im Falle eines Pfründen-Tauſches wird, wenn beide 
Beneficien von der landesfürftlichen Ernennung oder Beftäs 
tigung abhängen, die Berleihungs-Tare von jenem Pfründ- 
ner entrichtet , der dadurch an Einkünften gewinnt. 


$. 198. 


Findet der Taufch zwiſchen zwei Pfründen Statt, von 
denen eine unter einem Privat: Patronate fteht, die andere 
aber von der landesfürftlichen Ernennung oder Beftätigung 
abhängt, fo hat derjenige, der die lebtere erhält, die Ver— 
leihungs-Tare von dem ganzen, nach Abrechnung der ge: 
ſetzlichen Abzüge, ($. 192) fo meit fie Statt finden, ver: 
bleibenden Ertrage derfelben zu entrichten. 


$. 199. 


Wenn ein im Otaatsdienfte geftandener Geiftlicher, 
welcher vor Verlauf der zur Entrichtung der Dienft-Tare 
feftgefeßten Zeit ($. 223) in den Quiescenten-, Penfiond- 
oder Yubilations » Stand verfeßt wurde, eine Pfründe er: 
hält, deren Jahresertrag eben fo groß oder größer als 
feine letzte Befoldung ift, fo ft ihm derjenige Tar-Betrag, 
welchen derfelbe für den Staatsdienft bereits entrichtet hat, 
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bei dem Ausmaße der neuen Pfründen-Verleihungs-Taxe 
zu Guten zu rechnen. 
$. 200. 

Nach Vorfchrift des vorigen Paragraphes ift auch in 
den alle vorzugehen, wenn ein im Staatövdienfte ftehen- 
der Geiftlicher vor Verlauf der zur Entrichtung der Dienft- 
Taxe feftgefeßten Zeit (S. 223.) aus dem Staatsdienfte 
unmittelbar zu dem Beſitze einer Pfründe übergeht, deren 
Fahresertrag eben fo groß oder größer ald die mit dem 
Staatödienfte verbundene Befoldung ift. 


$. 201. 

Wenn ein Pfründner vor Verlauf der zur Entrichtung 
der Berleihungs-Tare feftgefeßten Zeit (SS. 224., 225.) mit 
Tode abgeht, auf feine Pfründe verzichtet, oder diefelbe 
aus was immer für einem Grunde zu befißen aufhört, fo 
ift die Tar= Quote, welche in dem erwähnten Zeitpunfte 
noch nicht fällig war, außer Gebühr zu bringen, und nicht 
weiter einzuheben. | 

$. 202. 

Der Wahl: Beftätigungs- Tare unterliegt die landes- 
fürſtliche Beftätigung eines jeden Wahl-Aftes, wodurch Je: 
mand zum Probfte, Abte oder zur Aebtiffin eines Regular: 
Stiftes oder zum Vorfteher eines weltpriefterlichen Collegiat⸗ 
Stifted auf Lebenszeit beftellet wird. 


820. —_ 

Der Maßftab, nad) welchem die Wahl: Beſtatigungs⸗ | 
Taxe zu entrichten fommt, ift das Jahres-Einkommen des 
Stiftes, (deffen Wahl beftätiget wird) aus geftifteten Capi— 
talien und aus unbeweglichen Gütern, Zehenten, Unter: 
thand = Gefällen u. dgl., welches zum Behufe der Tar-Bes 
mefjung nach VBorfchrift des 8. 191. in N zu brin- 
gen ift. | 


486 $. 203. 1. $. 204. 205. 1. 


>” Erläuterung zu (. 203. 

1. Für die alferhöchfte Wahlbeſtätigung des Priord des Johan 
niter⸗Ordens im lomb. venet. Königreiche iſt in Zukunft die Pfründen⸗ 
Verleihungs-Taxe nach den Beſtimmungen des St. u. T. Gef. vom 27. 
Jänner 1840 in Anwendung zu bringen, (Hoftd. vom 28, December 1841, 


3. 46,216 ) 
$. 204. 
Die Wahl-Beftätigungd:Tare beträgt: 
1. Wenn von einer Wahl zur andern nicht zehn Jahre 
verfloffen find, den vierten Theil; 
2. Wenn feit der lebten Wahl bereits zehn, aber noch 
nicht zwanzig Jahre verfloffen find, den dritten Theil; 
3. Wenn feit der lebten Wahl zwanzig oder mehr Jahre 
verfloffen find, die Hälfte des nad) den Beftimmungen 
des vorigen Paragraphed ausgemittelten Betrages der 
Fahres-Einkünfte des Stiftes. 


Bierter Abfchnitt, 
Bon den Taren für Privilegien-Berleihungen. 


$. 205. Ä 
Die Taren für PrivilegienBerleihungen zerfallen in 
die Taren: 

a) Für ausfchließende Privilegien auf neue Entdeckungen, 
Erfindungen und Verbeſſerungen im Gebiethe der In— 
duſtrie; 

b) Für Jahr- und Wochenmarkt-Privilegien, und 

e) Für ausfchließende Privilegien zur Errichtung einer den 
Betrieb eines Ermwerbögefchäftes bezwedenden Actien— 
Geſellſchaft. 

Erläuterungen zu $. 205. 
1. Dampffifffahrts = Privilegien, welche auf der Grundlage ber 
Directiven vom 11. November 1817 bewilliget wurden, find einer 
Tarentrichtung nicht unterworfen. (Hofkd. vom 31. März 1842, 3. 8470.) 
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2. Privilegien zum Holzſchwemmen und zu Theater⸗ Unternehmun⸗ 

gen, wenn es ſich hierbei nicht um eine Actien-Geſellſchaft für dieſe 

Zwecde handelt, unterliegen feiner Taxe. (vofk.⸗Praſidial⸗Decret vom 12, 
Dctober 1840, 3. 5592.) 


8. 206. 


Für audfchließende Privilegien auf neue Entdetungen, 
Erfindungen und Berbefferungen im Gebiethe der Induſtrie 
find nach Verhältniß der Dauerzeit des Privilegiums fol: 
gende Taren zu entrichten: 

Für das erfte Jahr . . Bf. 

» jedeöder folgenden vier Jahre zehn Gulden, 
zufammen alfo für alle vier Zahre . . 40 „ 

» das 6. Fahr. . Pa | BER 
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zuſammen alſo für die böchfte geſetzliche Dauerzeit 
von 15 Jahren. 4 440 fl. 


g. 207. 


Privilegien zur Abhaltung von Jahr⸗ oder Wochen⸗ 
Märkten unterliegen einer Taxe von Dreißig Gulden für 
jeden Markt, der Gegenftand ded Marktes mag in der 
Privilegiums Urkunde ausgedrückt fein oder nicht. Diefe 
Taxe ift daher nad) der Zahl der Jahrmärkte in Einem 
Fahre, und der Wochenmärfte in einer Woche in der Art 
zu, bemefjen, daß die Tare von Dreißig Gulden für Jahr: 


— 
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mäarkte ſo vielmal, als deren in einem Jahre, und für Wo⸗ 
chenmaärkte fo oftmal, als deren in einer Woche zugeſtan⸗ 
den find, bei der Privilegiums: Verleihung zu entrichten ift. 


Erläuterung zu $. 207. 


1. Im Einverfländniffe mit der k. k. vereinigten Hoffanzlei wer- 
ben, bezüglich auf die Bewilligung. der Wollmärfte und die bießfällige 
Tarentrichtung nachſtehende Beftimmungen feftgefegt: 

Die Bewilligungen zur verfuchdweifen Abhaltung von Wollmärften 
unterliegen nah dem St. u. T. Gef. ($. 207. des deutſchen und 186. 
bed ital, Tertes) der Marft-Privilegiumd:Tare nit. 

Dieje Berfuche werden ausdrüdlich immer nur für drei Jahre be- 
williget werden, nad) deren Ablauf die Landesftelle Bericht über die 
Nefultate derfelben an die competente Behörde zu erflatten haben wird, 
welche Iegtere fodann wegen der Einftellung ober. definitiven Bewilligung 
des Marktes entfcheiden wird. 

Im Falle der definitiven Bewilligung wird die gefeglihe Marft- 
Privilegiumd-Tare zu zahlen fein. 

Was dagegen jene Wollmärfte anbelangt, die bewilliget werden, 
ohne der ausprüdlichen Befhränfung auf einen bloßen Verſuch, ift für 
diefe Bewilligung, in dem Sinne ded St. u. T. Gef. jedesmal bie 
Tare ded $. 207. (186. ital. Text.) ded St, u. T. Gef. zu ent: 
richten und zwar ohne Unterfchied, ob ein eigentlihed Markt: Privile- 
gium ausgefertigt wird, oder Tediglich ein Decret erlafien, oder ber 
Beihluß in irgend einer andern Ausfertigung eingeffeivet wird, da im 
Sinne des Geſetzes nicht die Form der Ausfertigung, fondern die Con: 
ceffion dag tarpflichtige Object ift. (Hofkd. v. 20. October 1844, 3. 35,869.) 


$. 208. 


Privilegien, wodurch Jemandem das Recht eingeräumt 
wird, eine Aftien-Gefellfchaft zum ausfchließenden Betriebe 
eined Ermwerbö-Gefchäftes zu errichten, unterliegen, infofern 
nicht eine neue Entdedung, Erfindung oder VBerbefjerung im 
Gebiethe der Induftrie der Gegenftand dieſes Gefchäftes ift, 
und folglicy nicht ſchon für das hierauf ertheilte ausſchlie— 
Bende Privilegium die im 8. 206. feftgefeßten Taxen zu 


8. 209-211, 1, 489 


entrichten find, für jeded Jahr der ganzen Dauerzeit des 
Privslegiums einer Tare von fünfzehn Gulden. 


$. 209. 

Wird eine Verlängerung der in den 88. 206. und 208. 
erwähnten Privilegien ertheilt, fo ift die Tare nad) den Be 
ffimmungen eben diefer Paragraphe für jedes Jahr der zu: 
geftandenen Verlängerung zu beineffen und zu entrichten. 





| Fünfter Abfohnitt. 
Bon deu Taren für verfchiedene Berechtigungen. 


$. 210. 
Die Berechtigungen, deren Ertheilung eigenen Taren 
unterliegt, find: 
1. Die Zulaffung zur Advocatur ; 
2. Die Aufname zum berechtigten öffentlichen Agenten ; 
3. Die Aufname zum Notare; 
4. Die Aufname zum Senfalen (Mäder) ; und 
5. Die Bewilligung zur Errichtung, Berwandlung oder 
Erweiterung eined Fideicommiſſes. 


$. 211. 
Für die Zulaffung zur Advocatur fo wie für Die Auf: 
name zum berechtigten öffentlichen Agenten ift eine Taxe 
von Einhundert Gulden zu entrichten. 


Erläuterungen zu $. 211. 


1. Der $. 210. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 hans 
delt von den Berechtigungen, deren Ertheilung einer Taxe unterliegt. 
Als eine folhe Berechtigung mit Beſtimmung der Tare von 100 fl. wird 
nad) $. 211. ded St. u. T. Gef. die Zulaffung zur Advocatur bezeichnet, 
ohne daß das Gefeg unterfcheidet, für welchen Gerichtsſtand dieſe Ber 
rechtigung ertheilet wird, — ob es die erſte, oder eine wiederholte iſt. Da 


4% $. 211. 2. 88. 212—214, = 


nun Dr, N, N., um den stallum agendi für Klagenfurt zu erhalten, 
einer eigenen Berechtigung von der f. k. oberften Juftizftelle bedurfte, und 
diefelbe auch erhalten hat, fo ift für diefe Zulaffung zur Abvocatur oder 
‚zur Ausübung des stallum agendi in Klagenfurt im Sinne der $$. 210, 
und 211. des St, u. T. Gef. die Tare vorfhriftmäßig mit 100 fl. 
aufgerechnet worden. Es kann in dem Falle ded Dr. N. N. von einer 
bloßen Ueberſiedlung nad Klagenfurt um fo weniger die Rebe fein, als 
er auch, um den stallum agendi für Klagenfurt zu erhalten, neuerdings 
bei dem Apellationd-Gerichte eine Prüfung ablegen, und in Eid genom: 
men werden mußte. (Hofid, vom 24, März 1842, 3. 7537.). 

2. Für bie jedesmalige Zulaffung zur Advocatur, bei einem andern, 
als dem bisherigen Gerichtöftande, infoferne ed, um die Advocatur vor 
demfelben ausüben zu fünnen, einer neuerlihen Zulaffungsbewilligung 
bedarf, mithin ohne Unterſchied, ob ſchon früher eine Ähnliche Bewilli: 
gung vor einem Gerichtöftande zugejianden worden ift, und daher na: 
mentlic bei DBerfegung eines Advocaten vom Lande in die Stadt, oder 
von einer Provinz in cine andere; — ferner in dem Falle, wenn ein 
Advorat von verfchiedenen Appellationsgerichten für verfhiedene Gerichte: 
fprengel die Bewilligung zur Ausübung der Advoratur erlangt, für 
jeden Gerichtöfprengel, wo derfelbe zur Ausübung der Advocatur zuges 
laffen wird, — ift die, im $. 211 ded St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 
1840 feftgefegte Tare zu entrichten. (Hofk.-Note an bie k. k. oberfte Zufti;: 
ft Ue vom 15. November 1842, 3. 41,254.) 


$. 212. 
Wer ald Notar aufgenommen wird, hat dafür eine 
—— von Fünf und zwanzig Gulden zu erlegen. 


$. 213. 

Die Yufname zum Wechfel- Senfalen unterliegt einer 
Zare von Einhundert Gulden; die Aufname zum Senfalen 
für Geſchäfte jeder anderen Art aber ift einer Tare von Fünf 
zig Gulden ünterworfen. 

$. 214. 

Für die Bewilligung zur Errichtung eines Familien: 
Fideicommiffes ift, wenn unbewegliche oder gemifchte, das 
ift, theild unbewegliche und theild bewegliche Güter zum Fi: 


$. 214. 1. 8. 215—218. 49 


deicommiffe beftellt werden, eine Tare von Eintaufend Gul—⸗ 
den, wenn aber bloß bewegliche Güter mit dem Fideicom: 
miß=-Bande belegt werden, eine Tare von Zweihundert und 
fünfzig Gulden zu entrichten. 

Erläuterung zu F. 214. 

1. Die Errichtung von Familien-Commenden des Johanniter · Ordens 
läßt ſich nicht unter den Begriff eines Familien-Fideicomiſſes ſubſumiren, 
und unterliegt daher nach dem neuen St. u. T. Geſ. keiner Taxe. 
(Hofkd. vom 10. April 1841, 3. 9619.) 

$. 215. 

Penn ein bemegliched Fideicommiß in ein unbeweg- 
liches oder gemifchtes ($.214. verwandelt wird, fo ift Dafür 
eine Tare von Siebenhundert und fünfzig Gulden zu zahlen. 

| $. 216. 

Die Verwandlung eines unbeweglichen oder gemifchten 
Fideicommifjes in ein bemegliches — keiner BER 
Zare. 

Ä $. 217. 

Für die Bewilligung zur Erweiterung eined Familien- 
Fideicommiffes find, wenn das Fideicommiß mit unbeweg- 
lihen Gütern vermehrt wird, Fünfhundert Gulden, wenn 
ed aber mit beweglichen Gütern vermehrt wird, Einhundert 
und fünf und zwanzig Gulden ald Tare zu entrichten. 


Sechster Abſchnitt. 


Bon der Taxe für die Verwahrung gerichtlich hinter: 
legter Güter (Depofiten-Taze, Zählgeld.) 


$. 218. 

Für die ER eines bei Bericht hinterlegten Gu⸗ 
tes ift bei der Erfolglaffung desfelben die Depofiten-Tare in 
demfelben Ausmaße und nach denfelben Beftimmungen zu 
entrichten, welche durch die beſte henden Vorſchriften feſtge⸗ 
ſetzt nd. 
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Dweites Hauptflüd. 


Bon der Zahlung der Taren und den gefeglichen Folgen 
der verhinderten VBorfchreibung oder der unterlaffenen 
oder verzögerten®ntrichtung oder Einhebung derfelben. 


$. 219. 

Ueber Bewilligungen, welche den Adeld-Taren ($. 135.) 
unterliegen, darf feine Ausfertigung an den Betheiligten 
Statt finden, fo lange über die Adeld-Taren EM vollftän- 
dige Richtigkeit gepflogen iſt. 


F. 220. 

Wen einem Staatsbürger der Defterreichifchen Monar: 
chie ein Defterreichifcher Ritter-Orden oder die Würde eines 
geheimen Rathes ohne ausdrüdliche Nacyficht der Tare ver: 
liehen wird; fo darf ihm, fo lange er die vorgefchriebenen 
Zaren ($$. 155. und 157.) nicht vollftändig berichtigt hat, 
das DOrdend-Diplom oder Verleihungs-Deeret nicht ausge: 
— werden. 


$. 221. 

Ueber die Verleihung der Kämmerers- Würde, eines 
Landesamtes, Landeserzamted, Landeserbamtes oder eines 
Amtes des äußeren Hofftaates, ferner über die Verleihung 
oder Beftätigung der Verleihung eines weltlichen oder geiſt⸗ 
lichen Titels, fo wie über die Verleihung des Incolats oder 
Indigenats darf weder eine Ausfertigung des Diploms, 
oder Verleihungs- oder Beftätigungs-Decretes Statt finden, 
noch aus Anlaß derfelben eine Eivesablegung geftattet wer- 
den, jo lange derjenige, zu deffen Gunften eine folche Ber: 
leihung oder Beftätigung erfolgte, ſich nicht über die vollftän= 


85. 222, 223. 1. 493 


dige Berichtigung der dafür bemeffenen Taren (SS. 159. bis 
einfchließig 175.) ausgewieſen hat. 
| | $. 222. 

Wer die vorgefchriebene Adels- oder Ordens-Taxe, 
oder die ſchuldige Tare für die Verleihung der Würde eines 
geheimen Rathed oder Kämmererd oder für die Verleihung 
eined Landesamtes, Landeserzamtes, Landeserbamtes oder 
eined Amtes des äußeren Hofftaated, oder für die Verlei— 
hung oder Beftätigung eined weltlichen oder geiftlichen Ti— 
tels, oder endlich für die Verleihung des Incolats oder In= 
digenatd binnen einem Jahre von dem Tage der ihm be— 
kannt gemachten Bewilligung, Verleihung oder Beftätigung, 
welche einer foldhen Taxe unterliegt, oder innerhalb der vor 
Verlauf diefer Zeit zur Bezahlung derfelben erhaltenen Friſt-⸗ 
verlängerung nicht vollftändig erlegt, verliert Die ihm Durch 
eine foldye Bewilligung, Verleihung oder Beftätigung zuge— 
dachten Vortheile von felbft. Nach Verlauf diefer Sriften find 
daher die genannten Taren in den QTarbüchern von Amtö- 
wegen zu löfchen, und es darf felbft gegen Berichtigung der 
Taren feine Ausfertigung mehr gefehehen. Es fteht jedoch 
Jedermann frei, die durch den Verlauf der Zeit verwirkten 
Vortheile neuerdings anzuſuchen. 


$. 223. 
Die Dienft-Tare (SS. 176. und 188.) ift binnen zwölf 
Monaten von dem Tage an, von welchem dem Beamten 
der der Tare unterliegende Gehalt oder Gehalts-Zuwachs 
gebührt, in eben fo vielen gleichen Raten unter der perſön— 
lichen Haftung der Beamten der Eafje, aus welcher der tar= 
bare Gehalt oder Gehalts-Zuwachs gezahlet wird, von den 
Genüſſen des Taxſchuldners abzuziehen. 


Erläuterungen zu F. 223. 


1. Die Monats-Tarraten find nad) $. 223. ded St. u. T. Gef. 
($. 202. des Geſetzes für das lomb.⸗venet. Königreich und $. 206. für 
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Dalmatien) von dem Tage an, von weldem dem Beamten der, der 
Tare unterliegende Gehalt oder Gehaltszuwachs gebührt, yon den Ge: 
nüffen des Tarfchuldners abzuziehen; es find aber bei der Auszahlung ° 
der Monatd:Gehalts-Raten jedesmal nur jene Monatd-Tar-NRaten in Ab: 
zug zu bringen, welde in dem Monate, für welchen ber — 
gezahlt wird, ablaufen. | 

In den Fällen des $. 186. des St. u. T. Geſ. (166. des Geſetzes 
für das lomb.⸗venet. Königreich und 169. für Dalmatien) hat der Be: 
amte im Sinne bed oben genannten Paragraphes, wenn auch der Ge: 
halt in Tage austäuft, nur fo viele Monats-Tar-Raten zu zahlen, ald 
er volle Monats-Gehalts⸗Raten erhielt; und ift ſonach für die einzelnen, 
feinen vollen Monat bildenden Tage feine Tare zu entrichten, (Hoftd. vom 
12. September 1843, 3. 29,758.) 

2. Da wiederholt die Anfrage geſtellt wurde, ob den Cameral⸗Ge⸗ 
fällen-Verwaltungen, wie früher das Recht zukomme, zur Entrichtung 
der Dienſt-Taxe mehrere als die geſetzlichen zwölf Monats-Raten zu bes 
willigen, fo wird der k. k. (dem k.) der $. 223. des St. u. T. Geſ. 
vom 27, Zänner 1840, wornad tie Dienft:Tare binnen zwölf gleichen 
Monats-Raten zu entrichten ift, mit dem Beifage in Erinnerung gebradt, 
daß von diefer gefeslichen Beſtimmung feine Ausname Statt finde, fo 
wie überhaupt die in dem Et. u. T. Gef. vorgefchriebenen Termine 
zur Emzahlung der Taren genau zugehalten werben müffen, da von 
diefen Terminen, die ſich auf ein ausdrüdliches Gefeg gründen, die Be: 
hörben aus eigener Macht nicht abweichen dürfen. (Hoftammerdecret vom 
12. Mai 1841, 3. 18,892.) 


$. 224. 

Bei geiftlichen Pfründen, welche aus einer firen Geld: 
Dotation aus einer öffentlichen Eaffe beftehen, ift die Pfrün- 
denverleihungs-Taxe (S. 190.) nach der in Dem vorigen Pa— 
tagraphe über die Einbringung der Dienft- Tare ertheilten 
Vorſchrift einzuheben. 


8. 225. 

Iſt die geiftliche Pfrüunde mit liegenden Gütern, Zehen: 
ten, Unterthansgefällen u. dgl. dotirt, oder befteht fie aus 
den Renten geftifteter Capitalten, jo ift die Verleihungs— 
Taxe, wenn der Pfründner nicht vorzieht, felbe ſchneller zu 
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entrichten, binnen zwölf Monaten vom Tage der Ausferti⸗ 
gung des Verleihungs-Decretes an, in eben fo vielen glei= 
chen Raten von dem Pfründner zu erlegen. 
. 6. 226. 

Die Wahlbeftätigungd = Tare der Stiftsvorſteher 
($. 202.) ift binnen zwölf Monaten von dem Tage der er: 
folgten Wahlbeftätigung an, in fo vielen gleichen Raten 
baar zu berichtigen. 

| $. 227. 


Werden die in den S$. 225. und 226. eingeräumtert 
Zahlungsfriften nicht zugehalten, jo hat der Tarfchuldner 
die Wohlthat der Friftenzahlung verwirkt, und es wird die 
ganze Tarfchuld entweder mittelft der gerichtlichen Execution 
oder mittelft des zur Einbringung der Rückſtände an den 
landesfürftlihen Steuern vorgefchriebenen Verfahrens ein- 
getrieben werden. 

Die Entfcheidung, ob die Eintreibung auf die eine oder 
die andere Weiſe zu gefchehen habe, fteht den die Gefälls- 
Angelegenheiten leitenden Behörden zu. 

$. 228. 

er ein ausfchließendes Privilegium auf irgend eine 
neue Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung im Gebiethe 
der Induftrie zu erlangen wünfcht, hat gleich bei dem Anz 
fuhen um das Privilegium, die für die ganze Dauerzeit 
desfelben entfallende Taxe ($. 206.) zu erlegen. Hiernach ift 
fid) audy in dem Falle zu — wenn die Verlänge— 
rung eines ſolchen Privilegiums angefucht wird. ($. 209.) 
Bor der Erfüllung diefer Verbindlichkeit darf weder ein Pri⸗ 
legium diefer Art ertheilt, noch eine Verlängerung eined 
folchen PD bewilligt werden, 

$. 229. 

Dribilegien zur Errichtung von Actien= Gefellfchaften 

für den ausfchließenden Betrieb von Erwerbögefchäften 
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($. 208), wie auch die Urkunden über die Verlängerung 
folder Privilegien (5. 209.), ferner Jahr: und Wochen: . 
marft- Privilegien ($. 207.), endlich Urkunden über die Zu: 
laffung zur Advocatur, über die Aufname zum berechtigten 
öffentlichen Agenten, Notare oder Senfalen, und über die 
Bewilligung zur Errichtung, Berwandlung oder Ermeite: 
rung eined Familien-Fideicommiſſes (SS. 210. bis einſchlie— 
ßig 217.) dürfen vor der Entrichtung der dafür bemefjenen 
Taxen nicht auögefertigt werden. 


$. 230. 

Wenn die vorgefchriebene Tare für die Verleihung 
eines Privilegiumsd der in dem vorigen Paragraphe bezeich— 
neten Arten, oder für die Verlängerung eined Privilegiums 
zur Errichtung einer Actien= efellfchaft für den ausfchlie: 
Benden Betrieb eines Erwerbsgefchäftes, oder für die Zu: 
laffung zur Advocatur, für die Aufname zum berechtigten 
öffentlichen Agenten, Notare oder Senfalen, oder endlich 
für die Bewilligung zur Errichtung, Verwandlung oder Er: 
mweiterung eined Familien-Fideicommiffes binnen einem Jahre 
von dem Tage der dem Betheiligten befannt gemachten Ber: 
leihung, Verlängerung oder Berechtigung, oder innerhalb der 
‚ vor Verlauf diefer Zeit zur Bezahlung derfelben erhaltenen 

Sriftverlängerung nicht vollftändig berichtigt wird ; fo ift ſich 
an die in dem $. 222. ertheilten Vorſchriften zu halten. 


Erläuterung zu $. 230. 

1. Aus Beranlaffung des vorgefommenen Falles, daß ſich von 
"Seite einer Gameral-Behörde an dad Kreisamt in der Abficht gewendet 
worden ift, damit von diefem die Nichtausübung der Advocatur im Grunde 
des $. 230. des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 wegen nicht 
zeitgemäß erfolgter Berichtigung der im $. 211. ausgebrüdten Tare 
überwacht werde, wird der k. k. — über ein dahin abzielendes Erſuchen 
der k. k. oberften Zuftizftelle zur Wiffenfchaft und Darnachachtung bedeu- 
tet, daß ſich in folchen Fällen hinſichtlich des Befugniffes zur Advocatur⸗ 
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Ausübung an das betreffende Appellationd-Gericht zu wenden ſei. (Hofkder. 
vom 17. März 1843, 3. 7324.) 


x 


$. 231. 1 
Jede nad) gefeßlihem Ausmaße bezahlte Tare ift inder 
Regel ald verfallen zu betrachten, und es kann Fein Anfpruch 
auf eine Rückvergütung derfelben gemacht werden, wenn 
auch von der Bewilligung , Verleihung oder Begünftigung, 
wofür die Tare entrichtet worden, fein Gebrauch gemacht 
würde, oder Umſtände hervorfämen, melche die Nullität 
eines verliehenen Erfindungg-Privilegiums herbeiführen. 
Die ausgenommenen Fälle, in welchen die für die Vers 
leihung oder bei dem Anfuchen um die Verleihung oder Ver: 
Längerung des Privilegiums bezahlte Tare ganz zurüdzus 
ftellen ift, find: | 
1. Wenn der Staat aus öffentlichen Rückſichten ein aus: 
ſchließendes Privilegium auf eine Entdeckung, Erfins 
dung oder Berbefferung im Gebiethe der Induftrie, oder 
ein Privilegium zur Errichtung einer Actien-Gefellfchaft 
für den ausfchließenden Betrieb eines Erwerbögefchäf: 
tes zu annulliren findet, und | | 
2. Wenn die Regierung aus öffentlichen Rüdfichten dem 
Mſuchen um Berleihung eines ausfchließenden Pri— 
vilegiums auf eine Entdefung, Erfindung oder Ver: 
befjerung im Gebiethe der Fnduftrie oder um die Ver: 
längerung eines ſolchen Privilegiums nicht willfahret, 


Erläuterungen zu ). 231. 


1. Es ift im Recurswege ber Fall vorgefommen, daß eine Partei, 
welche um die Verleihung eines Privilegiumsd eingefchritten war, und 
demnach, zufolge des $. 3. des Privilegien» Patentes vom 31. März 
1832, die Hälfte der vorfohriftmäßigen Tare fogleih vorhinein berich« 
tiget hatte, noch vor erfolgter PrivilegiumssErtheilung auf diefelbe zu 
verzichten erklärte, und um die Zurüdzahlung der entrichteten Taxhälfte 
gebeten hat. 

v. Schwarg Stimpelvorfchriften. 32 
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Ueber diefed Anſuchen ift folgendermaßen entschieden worden: 

Der $. 16. des Privilegien Patented vom Jahre 1832 ent feit, 
daß die Tare zurüdzuzablen fei, wenn der Staat das Privilegium nicht 
zu ertbeilen findet, ohne zu unterjcheiden, ob das Privilegium nicht 
ertheilt wurde, weil ed nach den Directiven nicht ertheilt werden fonnte, 
oder weil ber Bewerber vor "der Ertheilung fein Anſuchen zurücknabm. 

Der Letztere iſt der Eingangs erwähnte Fall. Die Taxe wird für das 
bewilligte Privilegium bezahlt, und iſt bi dahin nur ein Depoſit. 

Würde jedoch die erlegte Tare auch dann zurückbehalten werben, 
wenn, aus was immer für Urfachen, das Privilegium nicht bewilliget 
wird, fo würde nicht fowohl das Privilegium das tarpflichtige Dbject 
fein, als vielmehr ſchon das Gefuh um ein Privilegium, was mit dem 
Begriffe der Privilegien:Zare und mit dem Sinne des Gefeged nicht im 
Einflange jtände. 

Aus diefen Gründen ift der, in dem bezeichneten Falle bei Ueber— 
reichung ded Gefuches um Ausfertigung eines Privilegiumd , erlegte 
Tarbetrag zurüdzuzablen. (Hofkd. vom 15. September 1842, 3. 34,522, und 
vom 26. Septumber 1343 , 3. 33,420.) 

$. 232. 

er in der Ausübung feines Amtes, Die in den $$.219. 
bis einfchließig 221., dann 223., 224., 228. und 229. er: 
theilten Vorfchriften außer Acht läßt, oder gegen die Pflicht 
feines Amtes , die vorgefchriebenen Veranftaltungen , wo: 
durch Das zur Einhebung der Taren beftimmte Amt von 
der erfolgten Dienftesbefekung, Pfründenverleihung oder 
Wahlbeftätigung (88. 176., 188., 190. und 202.) zum Be 
hufe der. Tarvorfchreibung Kenntniß erlangen foll, unter: 
läßt oder verfpäter, oder die Eaffa, welcher die Einhebung 
der Dienft-, Pfründen-Verleihungs- oder Wahlbeſtätigungs⸗ 
Taxe obliegt, von der Borfchreibung einer folchen Taxe ge: 
hörig zu verftändigen verabfäumt, oder Die Anzeige, daß eine 
von den in den S$.225. und 226. geftatteten Ratenzahlungen 
an der Pfründen-Verleihungs- oder Wahlbeftätigungs-Tare 
unterblieben tft, nicht längftens binnen vierzehn Tagen nad) 
Berlaufder Zuhlungsfrift der zuftändigen, die Gefälls-Ange— 
(egenheiten leitenden Landesbehörde macht, haftet für den da- 
durch gefährdeten Tarbetrag ald ungetheilter Mitfchuldner. 


$. 232. A. 19 


"Erläuterung zu |. 232. 


Bon den Berpflihtungen der Hffentlihen Behörden 
und Aemter bezüglich aufdie Tareinhebung*). 
Das St. u. T. Gef. nimmt die Aufmerkfamfeit der öffentlichen Ber 

hörden und Aemter in Anfehung der Tareinhebung in einer —— 

Beziehung in Anſpruch: 

A. in Betreff der Mittbeilung der einer — uns 
terliegenden Gefhäftsftüde zum Behufe der Tarbe- 
meffung, und | 

B. inBetreff der Zahlung der geſetzlich bemeffenen 
Tare von Seite der Zahlungspflidtigen. ($. 23.) 

A, 

a. Bei Gefhäftsgegenftänten, weldhe ver Tare unterliegen, 

überhaupt, | 

Bezüglich auf die Mittheilung der tarpflichtigen Geſchäftsſtücke zum 
Behufe der Tarbeneffung find die öffentlichen Behörden-und Aemter ver: 
pflichtet, die Geihäftsitüde, welche tarpflichtige Verleihungen, Beſe— 
gungen, Bewilligungen, Beftätigungen oder Berechtigungen enthalten, 
ed mag die Tare zu bezahlen oder die Nachſicht der Tare bemilliget fein, 
ohne Verzug vor der Auöfertigung mittelft eined von dem Erpebitor oder 
dem Beamten, ber deſſen Geſchäfte beforgt, unterfertigten Verzeichniffes, 
nad) dem am Schluffe angefügten Formulare (ErpeditdsTabelle), gegen 
Empfangsbeftätigung an das der Behörde oder dem Amte zugewiefene 
Taramt zu leiten, welches die gefegliche Tare zu bemeffen und einzuheben 
berufen it, Das Taxamt wird das Geſchäftsſtück nach vorgenommener 
Amtshandlung mit möglichfter Befihleunigung zurüd zu ftellen haben. 

Diefe Zufendung der Gefchäftöftüde an das Taramt bat von jener 
Behörde oder jenem Amte zu gefheben, welche entweder felbft nach dem 
Ihnen eingeräumten Wirfungsfreife die Verleihungen, Befegungen, Bes 
willigungen, Beftätigungen oder Berechtigungen vornehmen, oder derlei 
Ausfertigungen über eine zunächft und unmittelbar erhaltene allerhöchfte 
Entſchließung Seiner Majeftät beforgen; dergeftalt, daß 3. B. der Act, 
welcher eine von einer Hofitelle nad ihrem Wirfungsfreife vorgenommene 
Dienftbefegung enthält, von dem Erpedite diefer Hofitelle an das Tar- 
amt zu fenden ift, und fomit die Gefhäftsftüde der Behörden oder Aem- 
ter, welchen diefe von der Hofitelle vorgenommene Befegung intimirt 


*) Zweite Abtheilung des Umterrichtes zum Stämpel- und Tax⸗ Geſete 
für die öffentlichen Behörden und Aemter. * 
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wird, ober welche bie Anftellungd = Deerete audzufertigen haben, dem 
Taramte nicht mehr zuzufenden find. Eben fo wird der Act, welcher eine 
von Seiner Majeftät bewilligte Gnadenverleihung enthält, von der 
Hofſtelle, welche unmittelbar die allerhöchſte Entfcheidung erhielt, nicht 
aber von der Behörde oder dem Amte, welche hiervon von der Hofitelle 
verftändiget werden, oder welche hierüber die Eröffnung an den Betheil- 
ten zu machen haben, dem Taramte zuzufenden fein. ($. 24. d. U.) 


Sormular B. 
Verzeichniß 


der von dem ..k. k....,. in das k. k...... Taramt unterm 
.. ten .... 184 .. zur Amtshandlung übergebenen Geſchäftsſtücke. 
































Namen Inhalt Taxãmtliche 
pebitio- der der Haupt-Anmerkung. 
nen. |Parteien. | Erpebitionen. | buchs-Nr. 


b. Snsbefondere bei Dienftverleihbungen. 


Bei Dienftbefegungen indbefondere muß ber Act zum Behufe der 
Zarbemeffung den Namen des Angeftellten, dann den Betrag des ſyſte⸗ 
mifirten Gehaltes, des etwaigen Quartiergeldes und überhaupt der ſämmt⸗ 
lichen Dienftgenüffe enthalten, 

Auch müffen aus demfelben das frühere Dienftverhältnig und die 
früheren Dienitgenüffe des Angeftellten zu entnehmen fein. Sollten biefe 
Daten in dem Acte nicht ohnehin enthalten fein, fo find fie auf dem Re— 
ferat3-Bogen aufzuführen. 

Bei Behörden und Nemtern, welche außerhalb des Ortes find, wo 
das Taramt ſich befindet, find bie Dienftverleihungen von Fall zu Fall 
mittelft Verzeichniffen, wovon am Schluffe ein Mufter angefügt ift, zur 
Kenntnig des Taramted zu bringen, ($. 178, ded St. u. T. Gef.) 
($. 25. d. U.) 
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Formular C. 
Berzeihniß | 
ber bei dem... . (Magiftrate ber I, f. Stadt)... . in Folge Des 
eretes dd...» .. Zahl... vorgefallenen Dienftesbeförderungen. 


























Namen VBormaliger | Gegenwärtiger Fe 
„der Dienk: ¶ Gehait "Dienf: | Gehalt | Anmerkung. 
Ssnd:viduen. | Charakter. | 1, | fr. | Charakter. A, tr. | 




























— 
ei | 


u 
bil 


Amtöfiegel)  Aemtliche Fertigung, 





© Bei Befegungen geiſtlicher Pfründen und bei Wahl beſt ä— 
tigungs-Acten. 


Dem Befegungd:Acte einer geiſtlichen Pfründe, fo wie dem Wahl: 
beſtãtigungs⸗Acte über die Beftellung eined Probſtes, Abtes oder einer 
Aebriffin eines Regularftiftes, oder eined Vorſtehers eined weltpriefterli- 
chen Eollegiat - Stifted muß, infoferne die Pfründe oder das Stift mit 
firen Geldbezügen oder mit Zinfen geftifteter Capitalien botirt ift, ber 
buchhalteriſch adjuftirte Ausweis über ben jährlichen, Betrag der Geld- 
genüffe, infoferne aber die Pfründe oder das Stift mit unbeweglichen Gü- 
tern, Zehenten, Unterthans⸗Gefällen u. dgl. betheilt ift, der Ausweis 
über den Jahresbetrag der von der Pfründe oder dem Stifte nach der 
legten Borfchreibung zu entrichtenden ordentlichen Grund», Gebäudes, 
Urbarial- und Zehentfteuer beiliegen,, weldher von dem Taramte zurüd- 
zubehalten ift. Auch muß in dem Pfründen-Berleihungd-Arcte nachgewieſen 
fein, wie viele Capläne oder Hilfspriefter der Pfründner aus Eigenem 
zu halten verpflichtet ift, fo wie bei dem Wahlbeftätigungd-Acte angege- 
ben fein muß, weldyer Zeitraum zwifchen der vorlegten und ber legten 
Wahl, für melde eben die Tare bemefjen werden foll, verftrichen if. 
(s$. 191., 192., 203. und 240. ded St. u. T. Gef.) (8.26. d. U) : 

d) Man hat befchloffen, das General-Hoftaramt in Wien in feiner 
dermaligen Wirkfamfeit, bezüglich auf die Bemeffung und Einhebung der 
Taren, einfiweilen noch fortbeftchen zu laffen, die Provinzial-Tarämter 
dagegen in allen ihren Abtheilungen ber Juſtiz⸗, Cameral- und politifchen: 
Targefchäfte aufzulöfen,. und bie noch vorkommenden früher von den 
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Provinzial⸗Taxämtern beſorgten Taxgeſchäfte vom 1. November 1842 
an die Cameral⸗ — Verwaltungen der Provinzial: Hauptſtädte zu 
übertragen. 

Im Einklange mit dieſen Beſtimmungen werden alle jene Behörden 
und Aemter, welche ihre taxpflichtigen Geſchäftsſtücke oder ſonſtigen Mit- 
theilungen bisher dem General-Hoftaxamte zum Behufe der Taxbehand⸗ 
lung zu überſenden hatten, dieſelben noch ferner dahin ſenden, und es 
bleibt für dieſe Behörden und Aemter, ſo wie überhaupt für die Fälle, 
wo die Tarbemeffung durch das General-Hoftaxamt zu geſchehen bat, 
der Unterricht für die Verpflidtungen, welde das Et, u. T. Gef. vom 
27. Zänner 1840 den öffentlichen Behörden und Aemtern bezüglich auf 
die Beobachtung und Handhabung dieſes Grfeges auferlegt, fo wie ber 
Unterricht in Betreff bed tarämtlichen Dienſtes de praeterito unveräns 
dert in Wirffamfeit. 

Dagrgen treten für jene Aemter und Behörten, welde ihre tar: 
pflichtigen Geihäftsftüde oder die fonftigen Mitiheilungen zum Behufe 
der Taxbehandlung bieher an die Provinzial-Tarämter gefendet haben, 
und überhaupt für jene Fälle, in welden bie Taratur bisher von den 
Provinzial» Tarämtern beforgt wurde, in den oben berufenen wo 
Inftruetionen folgende Modificationen ein: 

Bom 1. November 1842 an haben diefe Behörden und Aemter jene 
Geſchäftsſtücke und Mittheilungen, deren der Abf. A,a.u.b. ($$. 24. und 
25. des Unterrichted für die öffentlichen Behörden und Aemter) ermähnt, 
fo wie jene, welche in dem oben berufenen Unterrichte über den Dienft 
de praeterito angedeutet find, flatt an das Provinzial» Taramt, an 
die Sameral : Bezirks = Berwaltung der Provinzial: Hauptftadt zu Ieiten, 
unter der Ueberfchrift an ihren Vorftand, und übrigend ganz nach den 
Beftimmungen, welche die oben erwähnten beiden Paragraphe vorſchreiben. 
(Hoftd, vom 8. Juli 1842, 8, 24,535.) 

e) Man findet dem k. k. Gameral:Magiftrate aufzutragen, die Ber 
fügung zu treffen, daß in Fällen, mo eine Rectifieirung der vom Grne- 
raleHof-Taramte ausgemeffenen Dienft-:Tare auf Grundlage der befteben- 
ben Vorſchriften fonad) von Amtswegen ohne höhere Ermächtigung ein: 
treten fann, die Finanz-Intendanzen fid) ftetd unmittelbar im Correſpon⸗ 
benzivege an das General:Hof-Taramt zu wenden haben. (Hoftd. vom 
9. Dctober 1844, 3. 26,700, an bie Icmb, veret. Gameral:Magiftratr.) 

.. N Seine Majeſtät haben mit alleröhfter Entfhlie- 
Bung vom 8. Detober 1, J. in Bezug auf die Regulirung des Le- 
hentaxweſens in Böhmen folgende Beſtimmungen allergnädigſt zu geneh⸗ 
migen geruhet: 
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1. Die Lehenconfenstare ift wie bisher für alle Reben im gleichen 
Betrage von 20 fl. C. M. zu bemeſſen. Die Bemeſſung ſteht dem k. k. 
General⸗Hoftaxamte zu, und es ſind in dieſes Verfahren auch die ar 
mifchen Kronlehen wieber einzubeziehen. 

2. Die Inveftiturtare ift gleichfalls wie bisher mit 8 fl. C. M., 
und bie Homagialtare mit 9 fl. C. M. per mille, und zwar in beiben 
Fällen ohne Unterſchied, ob die Lehenveränderung in der Perfon des Le- 
henherrn oder des Vaſallen eintritt, zu entrichten. Hierbei verfteht es fich 
von ſelbſt, daß nebft der Inveſtiturtaxe der allerhöchften Entſchließung 
vom 5. Juni 1834 gemäß auch die in der Landtafel:Tarordnung vom 
Sabre 1812 gegründete Ingroffirungstare in vorfommenden Fällen zu be— 
zahlen kömmt. 

3. Die Bemeſſung und Einhebung dieſer, fo mic der fonftigen Le— 
bentaren und Gebühren mit Ausname ber Lehenconfendtare wird der ELF. 
CameralsBezirfö-Berwaltung für die Provinzial-Hauptitadt Prag über- 
tragen. Es werden daher die bezüglichen tarpflichtigen Gefchäftsftüde 
nad) der Vorſchrift des 8. 24. des Unterrichtes für die öffentlichen Be— 
hörden und Aemter zu dem St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 von 
ten betreffenden Behörden in dem Falle, als es fih um Lehenconfensta- 
ren handelt, an das k. f. General=- Hoftaramt, in den anderen Fällen 
an den Borftand der erwähnten Cameral:Bezirfd-Verwaltung übrigens 
ganz in der Art zu leiten fein, wie ed in dem — Paragraphe des 
gedachten Unterrichtes vorgeſchrieben iſt. 

4. In Anſehung der Einbringung der Lehentaxen und deren Claſſifiei⸗ 
rung in Concursfällen hat es bei den beſtehenden Vorſchriften zu verbleiben. 

5. Für die in Mähren gelegenen Lehenherrſchaften der Fürſten von 
Lichtenſtein, welche als ein ſelbſtſtändiges böhmiſches Kronlehen zu- bes 
trachten ſind, in Anſehung deſſen eine eigene dem böhmiſchen Oberſtle— 
benrichteramte zuſtehende Inveſtitur Statt findet, iſt die landesübliche 
Inveſtiturstaxe von 8 fl. C. M. per mille zu entrichten, wogegen für 
diefelben Feine befondere Homagialtare zu fordern ift, da diefe ſchon in 
dem herkömmlichen Paufchalbetrage von A400 fl. C. M. beim k. f. Ge— 
neral-Hoftaramte in Anrechnung gebracht, und in demfelben mitbegriffen iſt. 
(Hoitd, vom 12. December 1842, 3. 44,228.). 

B.pflichten der öffentlihen Behörden und Aemter in 
Betreff der Zahlung ber gefeglid bemeffenen Tare 
von Seite der Zahlungspflidtigen. 

Bezüglich auf die Sorge für die richtige Einzahlung der bemeffenen 
Tare legt das St. u, T. Gef. den öffentlichen Behörden und Nemtern 
nachftehende Verpflichtungen auf, und zwar: 
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1. Bei. landesfürfliden Gnadenverleihungen. 

In Folge der in den g$. 219., 220., 221. und 222. des St. u. 
T. Gef. enthaltenen Beftimmungen find die öffentlichen Behörden und 
Aemter verpflichtet, bei erfolgten allerhöchſten Gnabenverleihungen die 
Betheiligten von der erfolgten Gnadenverleihung, jedoch ohne Ausfer— 
tigung eines Diploms oder einer fonftigen Urfunde über die Verleihung 
felbit, zu verftändigen und fie anzuweifen, bei dem Amte, weldyes die 
Taxe zu bemeffen hat, und dem Betheiligten nambaft zu maden it, die 
Befanntgebung der Targebühr zu verlangen, und dieſelbe dort zu berich: 
tigen. Zugleich find die Betheiligten aufmerffam zu machen, daß erſt 
nad) erfolgter völliger Berichtigung der Tare, und wenn über diefe ge 
ſchehene Berichtigung die Partei fi mit einer tarämtlihen Quittung 
aus gewieſen haben wird, ein Diplom, Deeret oder eine fonftige Urfunde 
über die Landesfürftliche Gnadenverleihung felbit auögefertiget werben 
wird, und wenn die völlige Tarberichtigung nicht längſtens binnen einem 
Jahre, von dem Tage der dem Betheiligten befannt gemachten Bewilli- 
gung, Berleihung oder Beftätigung an, erfolgt, die landesfürftliche Gna= 
denverleihung in Gemäßheit de $. 222, des St. u. T. Eef. als erlo- 
fchen zu betrachten ift. | 

Die Tarämter find angewiefen, die gefegliche Zahlungsfrift in Evi- 
denz zu halten, und im Falle der nach der Anordnung des eben erwähn⸗ 
ten Paragraphes von Amtswegen vorgenommenen Gebühren = Löfchung 
der Behörde, von welder das Gefhäftsftüd zur Amtshandlung dem 
Taramte zugefendet wurde, die Anzeige zu machen, damit bie erfolgte 
Löſchung der Iandesfürftlichen Gnadenverleihung auf DemActe vorgemerkt 
und der Betheiligte hiervon verftäntiget werben könne. ($. 27.0. U. 3. 1.) 

2, Bei Dienftverleihungen. 

Sind die Tarämter angewiefen, von der Gebühr und deren Berthei- 
lung inzwölfgleiche Raten die Caffa, die ed betrifft, auf. die übliche Weife 
in die Kenntniß zu fegen, und die Pflicht der Gaffen wird es fein, bei 
perſönlicher Haftung ihrer Beamten diefe Abzüge regelmäßig vorzuneh- 
men und an dad Taramt abzuführen. 

Wenn ein Beamter ftirbt, jubilivt, penfionirt, quiedeirt oder ab- 
gefertigt wird, oder überhaupt aus dem Dienſte austritt, fo ift folch ein 
Ball von den Behörden und Aemtern, denen der Beamte zunächſt unter= 
ſteht, nebit der Caſſa, aus welcher der Gehalt bezahlt wurde, jedesmal 
aud) dem Taramte befannt zu geben, und es hat die Caſſa die Taxabzüge 
einzuftellen, und dad Taxamt die zur Zeit des eingetretenen Falles der 
oben erwähnten Art noch nicht zur Zahlung füllig gewefenen Monatöra: 
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ten der Dienft-Tare von der Gebühr abzufchreiben. ($. 186. des Stu. T. 
Gefeged.) ($. 27. d. U. 3. 2.) 
3. Bei Befegungen geiflider Beneficien. 

Bezüglich) auf die Einhebung. diefer Gebühren ift das Verfahren 
verfchieden, je nachdem es ſich 

a) um geiſtliche Pfründen handelt, welche mit einer firen Geld-Do- 
tation aus einer öffentlichen Caſſe betheilt find, oder 

b) um folde Pfründen, welche mit liegenden Gütern, Zehenten, 
Unterthansgefällen u, dgl. dotirt find, oder aus ben Renten geitifteter 
Gapitelien beftehen, oder endlich 

c) um Wahlbeftätigungs-Taren. | 

Bezüglich auf die Einbringung der Tare bei Pfründen der erften 
Art, unter dem Buchſtaben a) ift fo vorzugehen, wie ed oben zur Zahl 2 
rückſichtlich der Dienft:Taren vorgefchrieben ift. ($. 224. des St. u. T. Gef.) 

Die Tarämter werden den Caffen bie Gebühr befannt machen, und 
die Caffa-Beamten find für die regelmäßige Einbringung derfelben mittelft 
Abzügen und für die richtige Abfuhr der abgezogenen Gebühren an das 
Taramt perfönlid verantwortlich. 

Die Zaren für die Pfründen zweiter Gattung unter dem Buchſta— 
ben b. dagegen find binnen 12 Monaten vom Tage der Ausfertigung 
des Verleihungs⸗Decretes an, und die Wahlbeftätigungs:Taren, Buch— 
ftabe c. find binnen -12 Monaten von dem Tage der erfolgten Wahlbe: 
fätigung an in chen fo viel gleichen Raten zu berichtigen. ($$. 225. und 
226. des St. u. T. Gef.) 

Die Behörden werben demnach dieſe Pfründner der zweiten Gattung, 
Buchſtabe b., in dem auszufertigenden Berleihungs = Decrete, und bie 
Stiftövorfteher, Buchſtabe c,, in dem WahlbeftätigungssDecrete anzus 
weiſen haben, fi wegen der Befanntgebung der von ibnen zu zahlenden 
Targebühr an dad Taramt, welches die Tare zu bemeffen hat, und dem 
Betheiligten nambaft zu machen ift, zu wenden, und die vorgefchriebene 
Tare binnen der gefeglichen 12 gleichen Raten vom obigen Termine an, 
bei Berluft der Friften und Einbringung der Gebühr nad den Beftimmun- 
gen bed $. 227, ded St. u, T. Gef. zu berichtigen. ($. 27. d. U.3. 3.) 
4. Bei Taren für Privilegien, für die Zulaffung zur 
Advocatur, für Die Aufname zum öffentlihen Agenten, 
Notar oder Senfalen, und für die Erridtung, Ber 

wandlung oder Erweiterung eines Fideicommiffes. 

Bei den Privilegien ift zu unterfcheiden, ob es Erfindungs-Privile— 
gien find, wovon der $. 206. ded St. u. T. Gef. handelt, oder ob es 
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Marft:Privifegien, oder Privilegien zur Errichtung von Actien-Geſell— 
fchaften find, wovon die.$$. 207. und 208. des St. u. T. Gef. handeln. 

_ Für die Privilegien der erfteren Art muß die ganze Tare vorhinein 
fhon mit dem Anfuchen um das Privifegium oder deffen Verlängerung 
entrichtet werden, und es ift den Behörden nicht geftattet, vor der Er- 
fülfung diefer Verbindlichkeit ein Privilegium zu ertbeifen, ober zu vers 
längern. ($$. 206., 209., 228. des St. u. T. Gef.) 

Rückſichtlich der Privilegien der zweiten Art, fo wie rüdfichtlid) der 
Zulaffung zur Advoratur, der Nufname zum berechtigten öffentlichen Agen- 
ten, Notar oder Senfalen, und der Bewilligung zur Errichtung. Ber: 
wandfung oder Erweiterung eined Familien: Fideicommiffed tritt die Be- 
fimmung der 88. 229. und 230, des St. u. T. Gef, ein, vermöge wel: 
der bierüber Feine Decrete oder fonftige Urfunden ausgefertigt werben 
dürfen, bevor nicht die Tare vollftändig berichtiget ift, und der Betheis - 
ligte fi) hierüber mit einer tarämtlidien Quittung ausgewieſen hat. Es 
treten rückſichtlich der Einbringung diefer Taren alle die Beftim- 
mungen ein, welche rüdfihtlih ter Taren für landesfürſtliche Gna— 
denverleibungen zu gelten haben, und bie Verpflichtungen der Behörden 
find dießfalls Diefelben, wie fie rüdfichtlid) der Iandesfürftlichen Gnaden— 
verleihungen unter der 3, 1. dieſes $. ($. 27. d. U. 3. 4.) angedeutet wurden. 

5. Bei Taren für die SERRUERAR gerichtlich bin- 
terlegter Güter, 

die veridiedenen Bewilligungen, Berechtigungen, 
und Zugeſtändniſſe in Lehenſachen, 

die verſchiedenen Erläſſe, welche den Iſraeliten 
als ſolchen Befugniſſe und Zugeſtändniſſe einräumen, 

die Ausfertigung der Flaggen-Patente zur weiten 
und der Seepäffe zur Küften- Schiffahrt (Cabotage), 

die Erläffe der Militär= Behörden, infoferne für 
diefelben in den Tarordnungen vom 11. Juni 1785 und 
vom 3. April 1786 eigene und ausfchließend für diefe Erläffe zu be— 
meſſenden Taren vorgefchrieben find. 

Rückſichtlich dieſer Taren bleiben die bisher für die Einzahlung und 
Einbringung beftandenen Vorſchriften noch ferner in Wirkſamkeit. ($. 27. 
d. 1. 3. 5.) 

Vei der Einhebung der Tarın, in foweit Diefelben dem Dienfle de 
practerito angehören, alfo noch nad den, Turd das neue Et. u. T. 
Gef. aufgebobenen gefegliden Teitimmungen vorgefchrieben wurden, und 
bei der Einhebung der Taren, welde nad den durch das neue St. u. 
T. Gef. nicht aufgehobenen älteren Borfgriften auch jegt noch vorge 
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fchrieben werden, ald Judentaxen, Lehentaxen u. f. w., muß ſich an 
die für die Tareinhebung vor dem neuen St. u. T. Gef. beftandenen 
Vorſchriften gehalten werden. 

Bezüglich dieſer Taren enthält das an ſämmtliche Appellations- 
gerichte ergangene Hofderret vom 21. Juli 1783 (sub Nr. 160. 3. 
G. ©.) wörtlih die nachitehende Beitimmung : 

„In Folge $. 12. der Taxordnung follen alle jene Taren, die 
über einen Monat rüdftändig, nad) Ausfegung fohiniger fruchtlofer Ver- 
freihung einer Frift von acht Tagen durch bie wirkſamſten Mittel 
ber Ereeution, nämlich andurch eingeirieben werben, daß von dem Ges 
richte fogleih ein Gerichtödiener an die Partei, ihren Gefchäftsträger 
oder Advoraten zu dem Ende abgeſchickt werbe, daß er fogleich fo viel 
ald der Betrag der Tare ausmacht, von dem vorfindenden Vermögen 
abnehme, wo ſodann dad abgenommene, fomweit ed in Mobilien und 
Efferten beftünde, bei der nächft vorfallenden gerichtlichen Feilbiethung 
verfauft, das Taramt befriedigt, der allfällige Reit aber. der betreffen- 
ben Partei ausgefolgt werte. 

Uebrigens ergebe der ausdrüdliche allerhöchſte Befehl dahin, daß 
welche der Gerichtöperfonen fih in Eintreibung der Taren eined Saum— 
ſals ſchuldig machen, zu Abzahlung des Tarrädftantes mittelſt Ein- 
ziehung der Befoldung angehalten werden folle.” 

Es iſt alfo die gerichtlide Ererution das vorgefchriebene Mittel, 
von dem ſäumigen Taxſchultner die Gebühr einzuheben; und Gehalts: 
abzüge find das Mittel, den füumigen Beamten zur Tareinbringung 
zu verhalten, und biefes letztere Mittel Fann ſewohl gegen I. f. als 
Patrimonial- und Communal:Beamte in’ Anwentung gebradt werden. 
(Note der kak Hoftan mer an tie kak. Eoffanzleirem 15. Apıi 1844, 3.8462. — 
Hofkd. vom 22. Auguſt 1844, 3. 28,891, Hofkzld. vom 7, Vuli 1844, 3.21,312.) 

6. In allen, im $.27, des Unterr. (ſ. Abſ. B.1.) für die öffentlichen 
Behörden und Aemter angebeuteten Fällen, wo die zahlungspflichtige 
Partei fi den Behörben und Aemtern gegenüber mit einer Duittung 
des Provinzial» Taramted über die bezahlte Targebühr audzumeifen 
hatte, wird fie fünft'g eine von ber Cameral-Bezirks-Caſſa der Pro= 
vinzial:Hauptftabt ausgeftellte Quittung beizubringen haben, 

Die Evidenzhaltung der gefegliden Zablungsfriften Tiegt Fünftig 
der Cameral⸗Bezirks-Verwaltung der Provinzial: Hauptftadt, rückſicht⸗ 
lidy der von ihr bemeffenen Gebühren, ob, und es werben daher auch 
künftig die in dem Abſatze B. 1. (8. 27. 3.1. des Unterrichtes für bie 
Öffentlichen Behörden und Aemter) angedeuteten Eröffnungen über die 
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Löſchung der Gebühren, welche die Cameral-Bezirks-Verwaltung vor- 
nimmt, den Behörden und Nemtern von der Eameral»Begirtö-Berwal- 
tung der Provinzial-Hauptfadt zufommen. 

Eben fo werden Fünftig die Gameral: Bezirkd- Verwaltungen der 
Provinzial⸗Haupiſtädte, rücfichtlich der von ihnen bemefjenen Gebüh- 
ren an die Gaffen, die es betrifft, die in dem 8.27. des Unterrichtes 
für die öffentlichen Behörden und Aemter, Zahlen 2. und 3. angebeu- 
teten Mittheilungen erlaffen; damit die Caffen die bemeffenen Gebüh- 
ren von den Genüffen der Bebienfteten oder den Pfründen in Abzug brin= 
gen, und an bie Bezirks⸗Caſſa der; Aroviciel· Haryiadi im vorge⸗ 
ſchriebenen Wege abführen. 

Die Mittheilungen, welche der Abſ. B. 2.($. 27. des Unterrich⸗ 
tes für die öffentlichen Behörden und Aemter, 3. 2.) , für den Fall 
des Todes, ter Yubilirung, Penfionirung, Duicseirung , Abfertigung 
oder bed Austritted eined Beamten den Behörden und Aemtern zur Pflicht 
macht, haben fünftig, infofern fie früher dem Provinzial= Taramte zu 
machen waren, an die Cameral= Bezirks : Verwaltung der Provinzials 
Hauptftadt zu geſchehen; fo wie auch die zahlungspflichtigen Parteien, 
dort wo es vorgefchrieben ift, wegen der Befanntgebung der zu zahlen: 
den Gebühr an die Cameral-Bezirfs: Verwaltung der Provinzial = Haupt- 
ftadt, infofern fie Die Tare zu bemeffen hatte, zu weiſen find. In allen 
übrigen Punften bleiben der Unterricht für die öffentlichen Behörden und 
Aemter zum St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 und der Unterricht 
in Betreff des tarämtlichen Dienfted de praeterito unverändert i in Wirk⸗ 
famfeit. (Hoftd. vom 8. Juli 1842, 3. 24,535.) 

7, Revifionen. 

Bei den in den $$. 20. und 21. d. U. vorgefchriebenen Revifionen 
(ſ. $. 129. A. VL) wird ſich auch in Bezug auf die unmittelbare Tareinhebung 
die Ueberzeugung zu verfchaffen fein, ob die Vorfchriften des St.u.T. ©. 
und dieſes Unterrichted genau befolgt werben. ($. 29. d. U.) 

Um in Abficht auf die, bei den landesfürftlichen Städten und Märf- 
ten, dann bei den Ständen vorfommenden, nad ten $$. 176. und 188. 
des St. u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840, der Dienft-Tare unterliegen- 
den Ernennungen und Beförderungen, Beeinträdhtigungen bed Tar-Ge- 
fälled hindanzuhalten, welche daraus entfteben fönnten, daß die landes⸗ 
fürftlihen Städte und Märkte, und die Stände die Verpflichtung überfe- 
ben, oder außer Acht Iaffen, die ihnen durch die $$. 24. und 25. des Un⸗ 
terrichtes für die öffentlichen Behörden und Aemter zu dem St. u. T. 
Bei. (ſ. Abf. A. a. u. b.) auferlegt wird, ift angeorbnet worben, bei 
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den vorgefchriebenen Stämpel-Revifionen, überhaupt auch die Intereffen 
ded Tar-Gefälles wahrzunehmen, und ſich die Ueberzeugung zu verfchafs 
fen, ob der in den $$. 24, und 25. bed erwähnten Unterrichted, den öf- 
fentlichen Behörden und Aemtern auferlegten Pflicht, in Betreff der Mit- 
theilung aller, bei ihnen vorfommenden , der Tare unterliegenden Acte, 
entfprochen werbe, und ob insbeſondere bei den Ständen, Städten und 
Märkten, die Ernennungen und Beförderungen vorfchriftmäßig der, 
rüdfichtlich der Tar-Bemeffung zuftändigen Behörde, angezeigt werben. 

Auch haben ſich die untergeorbnneten Sameral» Behörden, nöthigen= 
falls, zum Behufe der Eontrolle in Bezug auf die Dienft- Tare, von 
Zeit zu Zeit, die betreffenden Status : Nachmeifungen der einfchlägigen 
Behörden oder Aemter, im geeigneten = zu (Hoftd, vom 
2. Jänner 1343, 3. 46,360.) 


Ä $. 233. 
Auf gleiche Weife (8. 232.) haftet dem Staate aud) 
derjenige, welcher ihm durch eine unrichtige Tarbemeffung, 
die in einem Rechnungsverftoße gegründet ift, einen Nach— 
theil bereitet. 


$. 234. 


Hat in den Fällen der 88. 232. und 233. der dadurch 
Mitverpflichtete Die Tare berichtigt, fo ift er befugt, von 
dem Hauptſchuldner den Erfaß der bezahlten Taxſchuld zu 
fordern. 

$. 235. 


Iſt durch einen bei der Bemefjung der Tare unterlau= 
fenen Rechnungsverftoß eine Partei verkürzt worden, ſo ift 
fie berechtiget, den ungebührlich bezahlten Betrag zurüdzu- 
fordern. 

$. 236. 

Das Recht, von dem Hauptſchuldner für den wegen 
eines beider Tarbemeffung unterlaufenen Rechnungsverſto⸗ 
Bes fatt feiner bezahlten Taxbetrag den Erfab zu fordern 
($$. 233. und 234.), fo wie dad Necht einer Partei, die 
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Zurüdftellung eines in Folge eines Rechnungsfehlerd unge: 
bührlich bezahlten Taxbetrages anzuſprechen (5. 235.', er: 
liſcht nach zwei Jahren von der Zeit an, in welcher die 
— die unrichtig bemeſſene Taxe entrichtet hat. 


| $. 237. 
Das Recht des Staates, die geſetzmäßig vorgejchrie: 
bene Tare zu fordern, kann nicht verjährt werden. 


$. 238. 

Wenn eine Partei ſich durch die Bemeffung der Tare 
befchwert glaubt, fo kann fie bei der die Gefälld-Angelegen: 
heiten leitenden Randesbehörde der Provinz, in welcher die 
Zarbemefjung gefchehen ıft, und wenn fie auch Durch deren 
Ausſpruch ſich nicht beruhigt findet, bei der allgemeinen Hof: 
kammer Dagegen eine Vorftellung machen. Es findet jedod) 
weder über die Forderung noch das Ausmaß der Taren ein 
gerichtliche Verfahren Statt. 


$. 239. 

Durch die Ueberreichung einer Vorftellung gegen die 
Bemeffung der Tare ($.238.) kann die Einhebung der vor: 
gejchriebenen Tare nicht gehemmt werden. Hat aber eine 
ſolche Vorftellung eine Verminderung der Tare zur Folge, 
jo wird der Partei das ungebührlich Bezahlte zurückgeſtellet. 


$. 240. 


In Concurs⸗ Fällen find die Taxen wie andere landes⸗ 
fürftliche Steuern zu claffıfieiren. 
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| Unterricht 
über die Anwendung des Stämpel- und Tar-Grfeges 
vom 27, Jänner 1840 auf die Berfahgefhäfte in Tirol 
und Borarlberg. 


$. 1. 
Die zur Berfahung beitimmten Urkunden fönnen entweder außer: 
gerichtlich oder gerichtlich verfaßt und ausgefertigt werden. 


$. 2. 

Im eriten Falle hat der Beamte, der die Eintragung in die Ver⸗ 
fachbücher ſelbſt oder mittelft der ihm beigegebenen Gehülfen vollzieht, 
in Abjicht auf dergleichen zur Eintragung in die Verfachbücher beigebradhte 
Urfunden die befondere DVerpflihtung, über die genaue Beobachtung 
des Stämpelgefeges zu wachen, und im Falle der Entdeckung einer Ueber⸗ 
tretung die Anzeige zu machen. ($. 129. des St. u. T Geſ. — 86. 3.,14—16. 


des Unterrichtes zum St. u. T. &f. — 88,410, 3.3. und 413, des Strafge: 
»ſetzes über Gefälls:Urbiriretungen.) 


F. 3. 

Insbeſondere hat ſich bei Beurtheilung des Stämpels der zu ver- 
fachenden außergerichtlich verfaßten Urkunden der betreffende Gerichtd: 
beamte den $. 96. des St. u. T. Gef. gegenwärtig zu halten, welcher 
den zu wählenden Stämpel für Urfunden von mehrfachen Beftinmungen 
feitfegt. 

Was die bier häufig vorkommende Bewilligung des Eigenthümers 
zur Einverleibung in das Verfachbuch betrifft, fo it zu unterfcheiden, 
ob dieſe Bewilligung in einer befontern Urkunde ertbeilt, oder ob fie 
einer andern Urfunde beigefert iſt, und als eine auf das in diefer Ur— 
funde enthaltene Geſchäft Bezug nehmende Beftimmung erſcheint. (1. Ab⸗ 
ſatz des F. 96. des St. v. T. Geſ.) 

| Im erften Falle it der im $. 22. des St. u. T. Gef. vorgefchries 
bene Stämpel zu verwenten. — In dem zweiten Falle fordert die beige- 
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feste Beftimmung der Einverleivung an und für fih, je nachdem in 
diefer Einverleibungsbewilligung ein eigener Werth ausgedrückt it oder 
nicht, entweder den im $. 7. oder ben im $. 17. des St. u. T. Gef. 
vorgefchriebenen Stämpel, und der Stämpel für die Urkunde, welcher 
die Einverleibungd-Bewilligung beigerüdt ift, wird nad der Vorſchrift 
des 1. Abſatzes, $. 96. ded St. u. T. Gef. in der Art zu ermitteln 
fein, daß fie nur dann jenen Stämpel, den die Beitimmung der Ein- 
verleibung an und für fich fordert, zu erhalten hat, wenn diefer Stäm- 
pel in Bergleihung mit den übrigen in derfelben Urfunde enthaltenen 
und auf dasjelbe Geſchäft Bezug nehmenden Beftimmungen der. höchfte ift, 


$. 4. 

Im zweiten Falle, wenn nämlih die zu verfachende Urfunde 
unter ämtlicher Mitwirkung des Gerichtes errichtet wird, müffen ſich 
die Beamten die Wahl des vorfchriftmäßigen Stämpeld um fo mehr 
angelegen fein laſſen, als fie für die Entrichtnng der Stämpelgebühr 
und für den vorſchriftmäßigen Gebrauch des Stämpels haften. (88. 115., 
3. 6. 9.125., 3.1. des Et, u, 8, Geſ.) 
4.5. 

Die Verträge, welche von den Parteien freiwillig vor Gericht 
errichtet, und die Urkunden, welche unter dieſer Vorausſetzung unter 
ämtlicher Mitwirkung verfaßt werden, gehören zu denjenigen ämtlichen 
Verhandlungen in Parteiſachen, von welchen der dritte und vierte Ab⸗ 
ſchnitt J. — erſten Haupſtückes des St. u. T. Geſ. handelt. 


$. 6. 

Werden die zu verfachenden Urkunden in Form von Protokollen 
aufgenommen, fo richtet fih der Stämpel nad demjenigen, - was in 
nicht gerichtlichen Angelegenheiten der $. 73., und in gerichtlichen Acten 
außer Streitfachen bei Iandesfürftlichen Gerichten der $. 54., und bei 
Patrimonial: und Kommunal-Gerichten der $. 63, des St. u. T. Gef. 
beftimmt, Der Urfunden-Stämpel, findet für ſolche Protofolle nur dann 
Anwendung, wenn er höher ald der Protofolld-Stämpel ift, wobei auf 
alfe die Höhe ded Stämpeld bedingenden Umftände, folglich auch auf 
die Einlagsbogen ($. 16. bed St. u. T. Gef.) Rüdfiht genommen wer— 
den muß. 

$. 7. 

Es verſehi ſich von ſelbſt, daß nad $. 92, des St. u, T. Gef. 

auch die unter ämtlicher Mitwirkung aufgenommenen Berfahungsd-Urs 


Anhang A, $. 8-10. | 513 


funden und Protokolle gleich urfprünglich auf dem vorgefchriebenen Stäm- 
pel audgefertigt werden müffen, und daß für den Fall der mehrfachen 
Ausfertigung die Beftimmung ded $. 99. ded St, u. T. Gefeged 
Platz greife. Sollte fi) während der Ausfertigung der gewählte Stämpel 
zu gering darſtellen, oder fonft dad zu Urfunden- oder Protofolld-Auf- 
name beflimmte Stämpelpapier verborben werben, fo ift fich wegen 
Umtaufchung des von der Partei beigebrachten und verborbenen Stäm- 
pelpapierd ($$. 103. und 104. des St. u. T. Gef.) nach den Beſtim⸗ 
mungen bes $. 107. diefed Geſetzes zu benehmen. 


$. 8. 

Die Gefude der Parteien Cinfoferne ihnen nicht aus dem St. u. 
T. Gef. eine Befreiung zufommt) um die Verfachung einer Schuldfor= 
derung eines die Freiheit des Eigenthümers befchränfenden Verhältniffes, 
und überhaupt jedes Rechtes. oder Anſpruches und jeder wie immer ges 
arteten Verbindlichkeit, fo wie um deren Löſchung, unterliegen bei lan— 
desfürſtlichen Collegial-Gerichten dem Stämpel von drei Gulden, bei. 
andern landesfürftlichen Gerichten dem Stämpel von Einem Gulden, und- 
bei Patrimonial= und Communal-Gerichten dem Stämpel von 15 fr. 
für den Bogen ($. 27., 3. 1.5 40., 3. 1.5 50, 3. 4.3 61., 3. 3. des 
St. u. T. Gef). Der in den zu verfachenden Urkunden vorlommenbe 
Geldwerth nimmt auf den Stämpel der Einverleibungsgefuche eben fo 
wenig einen Einfluß, ald der Umſtand, ob es fih um bie erfte Erwer⸗ 
bung eines dinglichen Rechtes, oder, wie bei der Unteritellung neuer 
oder befferer Hypothefen, um die Veränderung, Erweiterung , Befeftis 
gung bereits erworbener Rechte handelt. - 


$. 9. 
Mit — Geſuche kann die Verfachung oder Löſchung nur für 
Ein Rechtsgeſchäft und die gleichzeitig darüber aufgenommenen Urkunden 
unter Einem Stämpel angeſucht werden. Handelt es ſich um mehrere 
Urkunden oder Protokolle, deren jede oder jedes beſtimmt iſt, ein ver: 
fchiedened Recht oder einen andern: Anfprud zu begründen, oder eine 
neue Verbindlichkeit zu beftätigen, fo müffen eben fo viele gehörig ge— 
ftämpelte Berfachgefuche überreicht werden. (86. 50., 3. 4., und 95, be# 
St, u. 8. Geſ.) 
$. 10, ’ 
Wird über ein. gehörig geftämpelied Verfachungs-Geſuch die gebetene 
Berfügung vom Richter erfter Inſtanz verweigert, fohin aber über den 
r. Schwarz Stämpelvorfchriften. 33 
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ergriffenen Recurs von dem höheren Richter bewilliget; fo unterliegt 
das in Folge diefer höheren Bewilligung etwa überreichte Verfachungs— 
Geſuch bei landegfürftlichen Collegial- und bei Patrimonial= und den 
Communal-Gerichten dem Stämpel von 15 fr, für ten Bogen, bei an- 
dern Sandesfürftlichen Gerichten aber dem Etämpel von 10 fr. für ben 
Bogen. ($$. 50, 3. 4. und 61., 3. 3. des St. u. T. Geſ.) 


$. 11. 

Werden Verfachungs-Geſuche nicht unmittelbar bei der Real:Initanz, 
fondern bei einer Behörde oder einem andern Amte zur Beförderung an 
die erftere und zur Beranlaffung der Borname der Verfachungs-Acte 
überreicht, fo müffen dieſe Gefuche mit denjenigen Stämpel verfeben 
fein, weldyer für berlei bei der Real» Inftanz unmittelbar überreichte 
Geſuche beftimmt ift. (SS. 50., 3. 4. und 61., 3. 3. des St. u. T. 
Gef.) Die dießfälligen Erfuchfchreiben der Behörde oder des Amtes 
an die Neal-Inftanz find, zu Folge $. 81., 3. 5. des St. u. T. Gef. 
unbedingt ftämpelfrei. Es müffen bdenfelben jedoch die gehörig geftäm: 
pelten Gefuche der Parteien beigefchloffen fein. Die Real-Inftanz bat diefe 
Geſuche fowohl als die unmittelbar an fie gerichteten Verfachungs-Geſuche 
in den Acten aufzubewahren, um ſich damit über die Erfüllung der ob- 
liegenden Berbindlichfeit in Abficht des Stämpels ausweiſen zu können. 
($. 120. des St. u. 8. Gef.) 


$. 12, 

Die Stämpelbemeffung des vorigen Paragraphes bei Einverfeibungs- 
Geſuchen, die nicht unmittelbar an die Real-Inftanz gerichtet find, bat 
auch dann Statt zu finden, wenn die Real- Inftanz im lomb. venet. 
Königreiche ſich befinden follte, oder umgekehrt, durch Behörden und 
Aemter im Namen von Unterthanen des lomb,= venet, Königreiches bei 
tirolifch- vorarlbergifchen Gerichten eine Verfahung angeſucht werden 
ſollte. Es genügt hierbei, wenn das entfprechende italienifche und rück⸗ 
fichtlich deutfhe Stämpelpapier nicht zu erlangen ift, das eine oder das 
andere zu benügen, falld nur der Stämpel-Geldbetrag @2 B. 3 Lire und 
1 fl) übereinftimmt,. 


$. 13. 

Wird von einer ftämpelpflichtigen Partei um die Verfachung nicht 
“ durch eine gehörig geftämpelte Eingabe angefucht, fo muß ftatt derfelben 
jederzeit ein befondered Protofoll aufgenommen werden (88. 51. und 
62. des St, u. T. Gef.) — Die $$. 54. und 65. des St. u. T. Gef. 
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beftimmen, welchen Stämpel die Partei zu diefem Protokolle ſowohl 
bei Tandesfürftlichen ald bei Patrimonial- und Communal-Gerichten bei- 
zubringen hat. In wie ferne mehrere Protokolle ftatt gleich vieler 
Gefuche aufzunehmen find, enthält der $. 9. des Unterrichted. Der Pro— 
tofolld-Stämpel ift hier demjenigen ber dadurch vertretenen ſchriftlichen 
Eingabe ftetd gleich. 

$. 14. 

Eine Bereinigung des Verfachungs⸗Geſuchs⸗ Protololls m mit dem 
die Verfachungs⸗ -Urfunde enthaltenden Protokolle ($. 6. dieſes Unterrichtes) 
fann nur in der Weife Statt finden, melde der $. 98. bes St. u. T. 
Gef. angibt. Es muß nämlich jeder einzelne Act mit dem feiner Eigen- 
fchaft entfprechenden Stämpel verfehen fein, und es darf daher auf dem 
Stämpelbogen, welcher dad Verfachungs-Geſuchs-Protokoll enthält, 
Nichts von der Berfachd -Urfunde vorfommen, wenn es auch der leer 
bleibende Raum geftatten follte. ($$. 95 — 98. des St. u. T. Gef.) 


$. 15. 


Das die Stelle des Berfahungs-Gefuches vertretende Protokoll 
iſt in den Acten aufzubewahren, und dient zur Nachweiſung der erfül« 
ten Verbindlichteit. ($. 13. d. u.) 


$. 16. 

Wird eine Verfachung vollzogen, ohne daß 

1. eine mit dem vorſchriftmäßigen Stämpel verſehene Eingabe über: 
reicht, oder ftatt der Eingabe, 

2. ein Protokoll auf dem vorfohriftmäßigen Stämpelpapier auf- 
genommen worden it, fo ſoll dieſe Uebertretung des Gefeßed als eine 
Gefälls-Verkürzung nad dem Strafgefege über Gefälld-Uebertretungen 
($. 413.) geftraft werben. ($. 120. des &t. u. T. Gef.) 


$. 17. 

Infoferne ſtämpelfreie Perfonen oder öffentliche Behörden und Aemter 
in den Fällen, wo fie vom Stämpel befreit find ($. 84, ded St. u. T. 
Gef.) um Berfahungen in ihrem Intereſſe anfuchen, findet eine Aus— 
name vom $. 16. Statt. — Wird aber das Anfuchen im Namen oder 
zu Gunften ftämpelpflichtiger Perfonen von Aemtern oder Behörden ges 
macht, fo muß ſich auf die im $. 11. angedeutete Weife benommen werben, 
($$. 81., 3. 5., 84—91. des St. u. T. Gef.) . 

R‘ 33* 


* 
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$. 18. 

Die 88. 122. und 125., 3. 4 des St. u. T. Geſ., welche ſich 
auf den $. 120, beziehen, und beftimmen, wer ald Thäter der Gefälls— 
Verkürzung zu betrachten Sei, und für die Vermögensſtrafen hafte, kom— 
men auch in Berfahungs-Angelegenheiten anzuwenden. | 


$. 19. 

Die Berfahbücher find nach $, 81., 3. 7. des St. u. T. Gef. un: 
bedingt ftämpelfrei, Befondere Borfohriften beftimmen, ob in die Ver— 
fachbücher die geftämpelten Driginal-Urfunden und deren Stelle vertre: 
tende Protofolfe, oder aber. Dupficate und Abfchriften derfelben eingetra= 
gen und rüdjichtlich eingelegt werden. Dergleichen im Verfachbuche be= 
findfihe Duplicate und Abfchriften find nach $. 81., 3. 7. des St. u. 
T. Gef. unter der Borausfegung unbedingt flämpelfrei, daß bie in den 
Händen der Parteien befindlichen Urkunden mit dem gehörigen Stämpel 
verſehen feien. Es müffen deßhalb die ftämpelfrei behandelten Duplicate 
und Abfchriften in den Verfachbüchern ämtlich unentgeldlich vidimirt 
fein. — Wegen der Angabe des Stämpeld in den Vidimirungen und der 
Folge einer dießfälligen Unterlaffung wird fid) auf den $. 103. des St, 
u. T. Gef., und $. 419., 3. 2. des Strafgefebed über Gefällg-Leber- 
tretungen bezogen. 


$. 20. 

Die Abfchriften, welche das Gericht von den verfadhten Urfunden 
binausgibt, müffen mit dem vorfchriftmäßigen Stämpel verfehen fein. 
Sonftige Ausfertigungen, Decrete oder Befcheide u. dgl, an die Par— 
teien in Berfachungs-Angelegenheiten find nad) $. 81., 3. 6. des St. u. 
Geſ., injoferne fie nit etwa ald Abfchriften zu betrachten und. dem—⸗ 


gemäß auch zu ſtämpeln wären, unbedingt ftämpelfrei, 


$. 21. 

- Die ämtliche Betätigung über die vollzogene Verfachung auf den 
Driginal:Urfunden der Parteien erfordert feinen eigenen Stämpel. Wer- 
den jedoch eigene Ertracte aus den Verfahblichern den Parteien hinaus- 
gegeben, fo unterliegen dbiefelben für den Bogen bei Iandesfürftlichen 
Gollegial-Gerihten dem Stämpel von 45 fr., bei anderen Tandesfürftli= 
chen Gerichten dem Stämpel von 30 fr., und bei Patrimönial: oder Com= 
munal:Gerichten dem Stämpel von 15. fr. (88.58. und 67, d. St. u. T. Geſ.) 

Hofkd. vom 13, April 1842, 3. 12,379. 
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Anhang B. 


Bon den Uebertretungen der Vorſchriften über die Ab— 

gaben, die aus Anlaß der Verleihung, Erwerbung, 

Uebertragung, Geltendmachung, Vertheidigung oder 

Auflöſung von Rechten und Befugniſſen durch den Pa— 

pierſtämpel eingehoben werden *). (Auszug aus dem Straf 
geſetze über Gefälld-Uebertretungen.) 


I, Straffälle, 
1. Gefällsverfürzungen **). 


a, Gegen die Abgaben, welche aus Anlaß der Verleihung, Erwer- 
“bung, Uebertragung,, Befräftigung, oder Auflöfung von Rechten und 
Befugniffen durch den (Papier-) Stämpel eingehoben werben, wird eine 
Gefälldverfürzung verübt: | 

1. Wenn eine Urfunde oder Schrift, die bei der Ausfertigung ber 
Stämpelabgabe unterliegt, (S. $. 92. des St. u. T. Gef.) 

a) auf einem ungeflämpelten, oder mit einem geringern ald dem 
gefesmäßigen Stämpel verfehenen Papiere, worunter überhaupt jeder zur 
Ausfertigung ftämpelpflichtiger Urkunden oder Schriften beftimmter , ober 
verwendeter Stoff verftanden wird, oder, 

dbDy zwar auf gehörig geftämpeltem Papiere, jedoch auf eine vor 
fchriftwideige Art, zu Folge welcher die Urfunde oder Schrift nad dem 
Geſetze ald nicht geftämpelt anzufehen iſt (S. $. 119. des St. u. T. ©.) 
ausgefertigt, und wenn, fo weit dad Gefeg die nachträgliche Stämplung, 


— — 
*) 4. Alle Gefälls-Uebertretungen, welche dad Geſetz nicht ausdrücklich für 
uebertretungen einer andern Gattung erklärt, gehören zur Gattung 
der einfachen Gefälls-Uebertretungen. ($. 11. d. Gef, Strfgſ.) 
2° Die Angabe des Uebertreters, daß er die übertretene Vorſchrift nicht 
kenne, hebt die Zurechnung der Gefälls-Uebertretung nicht auf. ($. 13, 
d. Gef, Strfgſ.) 
**) 3: Die Gefülls:Berkürzungen umfaffen diejenigen Hebertretungen, durch 
welche eine indirecte Abgabe dem Staatsſchatze, oder derjenigen Per: 
* fon, der das Recht zum Bezuge mit den VBefugniffen des Stantöfhnges 
eingeräumt wurde, entzogen wird, ($. 8. d. Gef. Strfgf.) 
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oder Ergänzung des Stämpeld geftattet, auch nicht nachträglich der 
Stämpelpfliht, auf vorfehriftmäßige Art, binnen der hierzu eingeräum« 
ten Frift, Genüge geleiftet wird. j 

2. Wenn Bücher, die der Stämpelabgabe unterliegen, in einer, 
die Verbindlichkeit zum Gebrauche gefämpelten Papiered begründenden 
Art, auf ungefämpeltem, oder mit einem geringern, ald dem gefegmä- 
Bigen Stämpel verfehenen Papiere geführt werben, 

3. Wenn Jemand, dem die Vormerkung der Stämpelgebühren nicht 
bewilligt ift, die gebührende Stämpelabgabe von einer ftämpelpflichtigen 
ämtlichen Ausfertigung, die ihm nach dem Gefege unter der Bedingung, 
ba er die Gebühr nachträglich Teifte, ungeftämpelt erfolgt worden ift, 
binnen der vorgefchriebenen Frift nachträglich zu entrichten unterläßt. 
(S. $. 100. d. &t. u, 8. G.) 

4. Wenn, ohne vorſchriftmäßige Entrichtung der Stämpelabgabe, in 
Fälfen, in denen die Borfchriften die unterlaffene Anwendung des ge= 
feglichen Stämpels nicht mit einer andern nachtheiligen Folge (S. $. 117.d. 
St. u, %. ©.) ald der Beftrafung, verbinden, von einer Urfunde, oder Schrift, 

a) ‚Die bei der Ausfertigung der Stämpelabgabe nicht unterworfen, 
und mit dem Stämpel auch nicht verfehen ift, ein Gebrauch, der bie 
Berbindlichfeit zur Leiftung der Stämpelabgabe begründet, (S. 86. 82., 
83., 30., 42., 53., 64., 72., 92. bes St, u. T. Gef.) oder 

b) die zwar vorfchriftmäßig mit einem Stämpel verfeben ift, ein 
Gebrauch, der eine höhere Stämpelabgabe, ald jene, die der vorhan- 
. dene Stämpel ausbrüdt, nad) fi zieht, gemacht wird, 

5. Wenn Jemand den Stämpel nachmacht, von einem geringern 
auf einen höhern Betrag umftaltet, oder von einem Blatte auf das an: 
dere überträgt, und das mit dem nachgemachten, verfälſchten oder über- 
tragenen Stämpel verjehene Papier an Jemanden überläßt, oder an 
einen andern Ort — 

6. Wenn Jemand geſtämpeltes Papier, dad zur Ausfertigung einer 
Urfunde der Schrifl gedient hat, auf eine Art, zu Folge welcder zwar 
ber Stämpel unverfehrt bleibt, die auf dem Papier ausgefertigte Ur- 
funde oder Schrift hingegen unfichtbar, und das Papier zu einer neuen 
Ausfertigung geeignet gemacht wird, umftaltet oder zurichtet, und das 
auf diefe Art umgeftaltete oder zugerichtete Papier an Jemanden über- 
läßt, oder an einen andern Drt verfendet, Dabei begründet es feinen 
Unterſchied, ob das Gefchäft, in welchem die von dem Papiere hin- 
weggenommene Urkunde oder Schrift ausgefertigt wurde, zu Stande 
fam, ob diefelbe bei der Ausfertigung ftämpelpflichtig war, ob von der⸗ 
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felben ein Gebrauch gemacht worden, ob die Ausfertigung vollftändig 
oder nur begonnen war, und ob bie Bedingungen zur Auswechslung 
des Papiered als verborbenes Papier ‚gegen reined® Stämpelpapier vor: 
handen waren oder nit. ($- 408. d. Gef. Sirfgſ.) 


2, Mitfhulbige * N. 

Die Advocaten, Rotare, und die unter öffentlicher Beglaubigung 
aufgeftellten Agenten oder Sadwalter unterliegen, in Abſicht auf Urfun- 
den oder Schriften, die unter ihrem Einfluffe oder ihrer Mitwirkung 
errichtet ober ausgefertigt worden find, als Mitfehuldige der gefegmä- 
higen Strafe, fo fern die Bedingung zur Zurechnung der Mitſchuld vor⸗ 
handen iſt ($. 26.)* 0) und fo fern dieſelben nicht als Urheber oder Thä— 
ter der Uebertretung anzufehen find. ($. 409. d. Gef. Strfgf.) 


*)4- Mitfchuldige einer Gefällsübertretung find die Perfonen, melde 
4. diefelbe auf eine, nicht die Zurechnung als Urheber gegen fie be: 
gründente Art veranlaßten, oder herteiführten; - 
9. die Berübung beförderten, unterftügten oder erigichterten; oder 
3. ſich vor, oder während der Verübung der Mebertretung mit dem 
" Urheber, dem Thäter, oder einem andern Mitfchultigen über eine nad) 
vollbrachter That zu leiftende, außerdem als Theilnehmung anzufehende 
Hülfe, oder über einen Antheil an dem Bortheile aus der Uebertre: 
tung einverftanden haben. ($. 24. d. Gef. Strfgſ.) | 
5. Als Theilnehmer einer Gefällsübertretung werden diejenigen be= 
trachtet, welche, nachdem diefelbe vollbracht war, ohne, vor oder bei 
der Mebertretung Statt gefundenes Einverftändniß mit dem Urheber, 
Thäter!, oder Mitfchuldigen, F 
1) Vortheil von der Uebertretung zogen, oder 
9) einwirkten, den durch die Nebertretung bezweckten Vortheil zu vers 
wirklichen, zu erhöhen, ober zu fihern; oder 
3) der Mebertretung auf eine ber im $. 176. bezeichneten Arten Bor: 
fchub geleiftet haben, ($. 26. d. Gef. Strfgf.) 

*) 6° Die Mitfhuld oder Theilung an einer Gefällsübertretung kann 
nur demjenigen zugerechnet werden , der entweder A 
a) von der Nebertretung und vom Umftande, daß feine Handlung, ober 
Unterlaffung mit derfelben in dem die Mitfchuld, oder Theilnehmung 
hiervon nach dem’ Geſetze begründenden Zufammenhange ftehe, Wiſſen⸗ 
ſchaft hatte, oder doch 

y die Uebertretung, und den bemerkten Zuſammenhang ſeiner Hand⸗ 
lung, oder Unterlaſſung mit derſelben aus den obwaltenden Umftän: 
den, bei Anwendung der gehörigen Aufmerkſamkeit, offenbar hätte wahr: 


nehmen ſollen. ($. 26. d. Gef. Strfgf.) 
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3. Theitlnehmer oder Mitſchuldige. *° 8) 

Als Theilnehmer, *5) wenn aber der im $. 24. 3. 3. *%) bemerfte 
Fall eintritt, als Mitſchuldige der Gefällverfürzung find, wenn die 
Bedingung zur Zurechnung der Theilnehmung oder Mitfhuld vorhanden 
it, ($. 26. *6) zu ſtrafen: 

1. Wer zu feiner Berfiherung oder Ausweifung eine ſtämpelpflich— 
tige, jedoch ungeftämpelte, oder mit einem geringeren, ald dem gejeg- 
mäßigen Stämpel, verfehene Urkunde oder Schrift annimmt. 

2. Die Advocaten, und die unter öffentlicher Beglaubigung aufge: 
ftellten Agenten oder Sachwalter, welche ftämpelpflichtige Urkunden oder 
Schriften, ald deren Ausfteller fie nicht zu betrachten find, auf ungeſtäm⸗ 
yeltem, oder mit einem geringeren, als dem gefegmäßigen Stämpel ver- 
fehenen Papiere bei einer Behörde oder bei einem Amte felbft, oder durch 
Andere überreichen, oder anbringen. 

3. Derjenige, dem das Gefeg die Verbindlichkeit auferlegt, über 
den richtigen Gebrauch des Stämpels zu wachen, und die Anzeige über 
die Verletzungen der Stämpelpflicht zu machen, wenn er eine ihm 
bekannt gewordene Verkürzung der Stämpelabgabe, zu deren 
Anzeige er verpflichtet iſt, vorſchriftmäßig anzuzeigen unterläßt. 

4. Der Beamte, der in einem Falle, in welchem das Geſetz eine 
ſtämpelpflichtige ämtliche Ausfertigung unter der Bedingung ohne Stäm⸗ 
pel zu erlaffen geftattet, Daß derjenige, an den die Ausfertigung gerichtet 
iſt, nachträglich die Stämpelgebühr zu entrichten hat, bei der Beranlaffung 
einer ſolchen ungeftämpelten Ausfertigung die vorgefchriebene Anzeige 
der Gefällsbehörde mitzutheilen unterläßt. ($. 100. d. St. u. T. Geſ.) 

5. Wer Papier, das von einem Andern mit einem nachgemachten, ver⸗ 
fälfchten oder übertragenen Stämpel verfeben, over auf die im $.408., 
3. 6. (Abſ. I. 1.) bezeichnete Art umgejtaltet, oder zugerichtet worden ii 

a) zum Abjage übernimmt, oder 

‚b) an einen Andern überläßt. ($. 410, d. Gef. Strfgf.) 


*7) Die Mebertretungen, rücfichtlich welcher die Mitfchuldigen oder 
Theilnehmer zur Strafe zu ziehen find, werden durch diefes Geſetz 
ausdrüdlidy bezeichnet. ($. 27. d. Gef, Strfgf.) 

8 Die Mitfhuldigen und Theilnehmer an einer Gefüllsübertretung, 
rückſichtlich deren das Gefes die Mitfchuld oder Theilnehmung einer 
Strafe nicht unterwirft, werden zwar außer den duch das Geſetz 
bezeichneten Fällen ($. 27. und 28.) nicht zur Strafe gezogen; die: 
feben haften aber nah Maß ihrer Mitfchuld oder Theilnehmung 
($. 99.) für diejenigen Uebertretungen, rüdfichtlicy welcher das Gefeg 
nicht felbft einer Strafe unterwirft. ($. 137. d. Gef. Strfgſ.) 
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4. Gegen wen bie mit einem unehten Stämpel verfehene 
Urkunde oder Schrift als ungeflämpelt zu betragten ift. 

Die mit einem nachgemachten, verfälfchten, oder übertragenen 
Stämpel verfehenen Urfunden, Schriften oder Bücher find. zur Anwen 
dung der in dem gegenwärtigen Gefege enthaltenen Strafbeftimmungen 
gegen folgende Perfonen-ald nicht geftämpelt zu betrachten: 

1. Wer den Stämpel nachgemacht, , verfälfcht oder übertragen hat; 

2. Wer bei der Erwerbung des Papiere, oder bei der Ausferti— 
gung oder Anname der Urkunde oder Schrift, oder bei dem Gebraude, 
den er von berfelben madte, wußte, daß der Stämpel nachgemacht, 
verfälfcht, oder übertragen fei; 

3. Wer feinem Dienfte, feiner gegenwärtigen oder vergangenen Bes 
ſchäftigung oder überhaupt feinen perfönlichen Berhältniffen nad in der 
Lage ift, den echten Stämpel zu erfennen, und 

a) ein mit einem nachgemachten, verfälfchten oder übertragenen 
Stämpel verfehened Papier zur Ausfertigung einer ftämpels 
pflichtigen Urkunde oder Schrift verwendet, oder - 

b) eine auf einem folhen Papiere ausgefertigte ſtämpelpflichtige 
Urkunde oder Schrift zu feiner Berfiherung oder Ausweifung 
angenommen, oder 

c) von einer auf einem folchen Papiere ausgefertigten Urkunde 
oder Schrift einen ämpelpflichtigen Gebraud gemacht bat, 

ungeachtet der Stämpel fo auffallende Zeichen der unechten Beichaffen: 
beit an ſich trägt, daß er biefelbe, bei.der Anwendung der gehörigen 
Aufmerkfamfeis, leicht hätte erfennen follen. ($. 411. d. Gef. Strfgſ) 


5. Gegen wen ber echte Stämpel als nidht vorhanden 
.3u adten ift. 

Auch der echte Stämpel auf dem Papiere, das auf die im $. 408. 
3. 6. bemerfte Art umgeftaltet oder zugerichtet wurde, ift in Abjicht auf 
bie, nad) biefer Umftaltung oder Zurichtung auf demfelben ausgefertigten 
Urfunden oder Schriften zur Anwendung der in dem gegenwärtigen Ge— 
ſetze enthaltenen Strafbefiimmungen als nicht vorhanden zu betrachten: 
1. Gegen denjenigen, der das Stämpelpapier auf die erwähnte 
Art umgeſtaltet oder zugerichtet hat. 

2. Gegen denjenigen, welcher bei der Erwerbung des Papieres, bei 
der Ausfertigung oder Annahme der Urkunde oder Schrift, oder bei dem 
Gebrauche, den er von derſelben machte, wußte, daß das Papier auf 
bie bemerkte Art zugerichtet oder umgeſtaltet worden iſt. (.412. d. Gef. Strfgf.) 
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1. &S trafen. 
1. Wegen Gefällsverfürzungen. 
a. Wegen der Gefällsverfürzungen, die mit einer der folgenden 
Urkunden oder Schriften Hattfinden , als: | 
41) Eingaben, die an eine Behörde, oder an ein Amt gerichtet 
find, 
2) Abfchriften,, die diefen Eingaben beiliegen, 
3) Urfunden oder Schriften, die außer dem ämtlichen Gebrauch 
niht ftämpelpflichtig find, oder. 
4) Aemtliche Ausfertigungen, — find die Uebertreter, denen Feiner 
der im $. 408. 3. 3.5. u. 6., $. 410. 3. 4, und 5., und 88. 411. 
und 412. (Abſ. J. 1. 3—5.) aufgeführten Umftände zur Laft fällt, mit 
dem Zweifachen bid zum Fünffachen des Betrages, um welchen bie 
Stämpelgebühr verkürzt, oder der Gefahr, verfürzt zu werben, aus— 
geſetzt worden ift, das iſt: 
a) Wenn der Stämpel an der flämpelpflichtigen Urkunde gänzlich 
mangelt, des vollen gefegmäßigen Stämpelbetrages ; | 
b) wenn aber fi) an der Urkunde oder Schrift ein echter Stäm- 
pel befindet, ded Betraged, um ben biefer Stämpel geringer 
ift, als die gefegmäßige Stämpelgebühr, zu firafen *). (d. 413. 
d, Gef. Strfgf.) 





*) 9 Die Vermögensſtrafen find mit einem, im n Zolge einer Unterfuchung 
geſchöpften Straferkenntniſſe gegen einen und denſelben Uebertreter 
nie geringer, als mit zwei Gulden zu bemeſſen. 

Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich dagegen nicht auf die Fälle, in 
denen der Uebertreter bei der Entdeckung der Uebertretung den ent⸗ 
fallenden Strafbetrag an ein zur Uebername desſelben befugtes Amt 
erlegt, oder vollſtändig ſicherſtellt, und von feiner Seite die Bedin- 
gungen erfüllt, unter denen nach dem Geſetze von der Unterfuhung 
der Straffalles, und der Schöpfung eines Straferkenntniffes abge: 
laffen werden kann. . 38. d. Gef. Sirfgſ.) 

40° Derjenige, der wegen einer Gefällsübertretung angehalten wurde, oder 
zur Rede geftelt wird, kann bei einer, zur Gewährung diefed Anſuchens 
berufenen Behörde, oder einem hierzu ermächtigten Amte anfuchen, daß 
von der Vollziehung ded gefesmäßigen Verfahrens angelafien werde, 
wenn 

1) derfelbe-vor dem Beginne des ordentlichen Verhöres den Straf: 
betrag, welcher nach dem für die Nebertretung , um die es ſich Handelt, 
ohne Rückſicht auf befondere mildernde Umftände feftgefesten mindeften 
Strafausmaße entfällt, baar erlegt, oder doch auf eine Art, zufolge wels 


Anhang B. I. 1, b. 523 


b. Fortſetzung: 
Die im 8. 408. 3. 3. angeführte Uebertretung und die im $. 410. 
3. A. bemerfte Mitſchuld oder Theilnehmung an berfelben wird mit 
der Hälfte bis zum Doppelten des Betrages, um welchen die Stäm: 
— verkürzt wurde, geſtraft. ($. 414. d. Gef. Strfaſ.) 


— — — 





cher der Strafbetrag längſtens binnen einem Monate einfließen wird, 
vollſtändig ſicherſtellt, wenn zugleich 

2) derſelbe auf die Vertheidigung Verzicht leiſtet. (9. 541. d. 

Gef, Strfgſ.) 
44° Derjenige, der dad Geſuch ſtellte, daß von dem geſetzmäßigen Verfah— 
ren abgelaffen werde, darf von diefem Anfuchen, ehe ihm die Gewäh: 
enng oder Zurüdweifung bekannt gemacht wurde, nicht zurüditreten, 
wenn nicht feit dem Zeitpunkte, in welchem das Anfuchen geftellt worden 
ift, ein Zeitraum von 6) Tagen, ohne die Bekanntmachung der Gewähr 
rung oderdurüchmeifung des Anſuchens, verftrichen ift.($.547.d.Gf.Strfgf.) 
‚412° Die zur Unterfuchung der Gefillsübertrerungen beftimmten Behörden 
find in den Fällen, in denen es fih um eine nicht mit Arreftjtrafe be— 
drohte Gefällsübertretung handelt, berechtigt, den Befchuldigten zu der 
Zagfagung auf zweierlei Art vorzuladen, und zwar: 

a) Entweder unbedingt und ohne nähere Angabe der Beſchuldigung/ 
über die ſich zu verantworten iſt; 

n) oder bedingt, mit dem ausdrücklichen Beiſatze: daß, im Falle 
derſelbe nicht an dem feſtgeſetzten Tage erſcheinen, oder bis zu 
demſelben, wenn dieſes ausdrücklich in der Vorladung freige— 
laſſen ward, eine ſchriftliche Aeußerung überreichen, oder endlich 
aus gültigen Gründen die Beſtimmung einer neuen Friſt anſu— 
chen ſollte, dieſe Unterlaſſung als ein ſtillſchweigendes Geftänd- 
niß werde betrachtet, und im Grunde des letzteren, ohne noch: 
malige Bernehmung des Befhuldigten, zur Entſcheidung ge⸗ 
ſchritten werden, ($. 616. d. Gef. Strfgſ.) 

45° Die bedingte Vorladung muß ſtets ſchriftlich geſchehen, und gegen ſchrift⸗ 
lichen Empfangsſchein zugeſtellt werden. Es ſind in derſelben die Um— 
ſtände beſtimmt und deutlich auszudrücken, über welche ſich der Befchul: 
digte zu äußern hat. ($. 617. d. Gef. Strfsf.) 

44° Gegen Urtheile finden Berufungen, infofern die Prüfnng der Recht⸗ 
mäßigkeit des Urtheils bezweckt werden ſoll, und Gnadengeſuche an das 
höhere Gericht oder die vorgeſetzte Gefällsbehörde, je nachdem das Er- 
kenntniß von einem Gerichte oder von einer Gefällsbehörde gefchöpft 
wurde, binnen 30 Zagen, vom Tage der Belanntgebung des Urtheildan 
gerechnet, wenn nicht eine Zrifterweiterung erwirkt wurde, Statt. Sie 
find im erjten Falke*bei dem Bezirkögerichte, im zweiten bei der Bezirks: 
verwaltung getrennt, oder in einem Anbringen vereint zu überreichen, 
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c. Fortſetzung: | 

Die im $. 410, unter 2 und 3 bezeichneten Theilnehmer ode 
Mitfhuldigen, welchen rüdfihtlihd der Urkunden oder Schriften, mit 
denen die Uebertretung Statt fand, feiner der im $. 408, unter 3., 5. u. 
6., $. 410. 3. & u. 5., 88. All. u. 412. aufgeführten Umftände zur 
Laſt füllt, unterliegen nicht nur in den Fällen, von denen der $. 413. (Abſ. II. 
1. a.) handelt, fondern aud) bei andern Gefälldverfürzungen der Stämpelab=- 
gabe, einer Strafe zwifcheg dem Zweifachen bis zum Fünffachen des 
Betrages, um welden die Stämpelgebühr verkürzt, oder ber Gefahr, 
verkürzt zu werben, ausgefeßt worden iſt. ($. 413. a. und b.) S. Abf. 3. 

Bei erheblichen mildernden Umftänden, welche nicht durch entgegen= 
ftehende erfchwerende Umftände aufgehoben werben, kann bie Strafe bis 
zur Hälfte des gedachten Betrages gemildert werben. ($. 415. d. Gef. Strfgf. 


- d. Sortfegung: 

In allen andern, ald den unter $$. 413., 414. und 415, (Abf. II. 1. a-c.) 
begriffenen Fällen, fol die Strafe wegen der Gefälldverfürzung der Stäm- 
pelabgahe mit dem Fünffachen bis zum Fünfzehnfachen des Betrages,- 
um welchen die Gebühr verfürzt, oder der Gefahr, verfürzt zu wer— 
den, ausgefegt worden ift ($. A413. a. und b.) beitimmt werden, 
Bei. befonderd erfchwerenden Umſtänden kann die Strafe gegen einen 
Uebertreter, der bereitd wegen einer Gefällsverfürzung der Stämpelab- 





Gegen Verfügungen und Entfcheidungen, welche feine Urtheile find, 
tann.binnen 14 Zagen, vom Zage der Bekanntmachung gerechnet, der 
Recurs an die vorgefegte Gerichts: oder Gefällsbehörde ergriffen werden. 

Hierzu find berechtigt: der Befchuldigte, deffen Verwandte in auf: 
‚und abfteigender Linie, deffen Ehegenoffe;, veffen Vormund, derjenige, 
dem die Haftung für die Vermögens ſſtrafe obliegt. 

Gegen Entfcheidungen, wodurd das Erkenntniß erfter Inftanz 
beftätigt oder gemildert wurde, fo wie gegen Entfcheidungen des ober- 
jten Gefüllögerichtes und der k. k. allgemeinen Hoftammer findet we— 
der eine weitere Berufung, noch das ordentliche Gnadengeſuch, noch ein 
Recurs mehr Statt, 

Auch ift das Recht der Befchwerveführung bei dem Gefälls-Be— 
zirksgerichte (in der Regel bis zur Schöpfung des Nrtheiles) gegen 
al: jene Verfügungen mit wenigen Ausnamen eingeräumt, welche von 
den die Erhebung des Zhatbeftandes oder die Unterfuchung pflegenden 
Behörden, Aemtern oder Beamten vor Schöpfung des Urtheiles und 
zur Bollführung oder Sicherftellung des rechtlichen Berfahrens ge— 
teoffen werden, ($. 834—836. $: 843 — 843. d. Gef. Strfaf.) 


Anhang RB. II, 2. 3, 4, | 525 


gabe geftraft wurbe, bis zum Zwanzigfachen ded gedachten Betrages 
gefteigert werben. Bei erheblichen mildernden Umftänden hingegen, die 
nicht durch entgegenftehende Erfchwerungsgründe aufgehoben werden, 
fann die Strafmilderung bis zu dem Zweifachen des bemerften Betras 
ged Play greifen. ($. 416. d. Gef, Strfgf.) 


2. Bei dem Umfage unehten Stämpelpapieres. 


Diefe Strafe ($. 416.) wird auch in den Fällen, welche $. 408. 
3. 5. und 6., dann $. 410, 3. 5. (Abf. I. 1, u. 3.) bezeichnet, jedoch 
ſtets nach dem vollen, auf dem Papiere, mit welchem bie llebertretung Satt 
fand, ausgedrüdten Stämpelbetrage verhängt. ($, 417. d. Gef. Sirfgſ.) 


3. Wegen Fahrläffigkeit in der Entdedung der Stäm- 
pelübertretungen. 

Perfonen, denen das Geſetz die Verbindlichkeit auferlegt, über den 
richtigen Gebraudy des Stämpeld zu wachen, die Verlegungen der Stäm: 
pelpflicht zu entdeden, und den Behörden anzuzeigen, find, wenn fie 
diefe Verbindlichkeit, außer dem im $. 410. 3. 3. bemerften Kalle (der 
Mitfhuld oder Theilnehmung) aus Fahrläffigfeit nicht erfüllen, und eine 
Gefällöverfürgung, die fie hätten entdeden follen, nicht ent- 
been, mit Rüdficht auf die Größe und Zahl der Stämpelverfürzungen, 
bei denen diefe Bernadhläffigung Statt fand, einer Strafe 

1) zwifchen fünf bie fünfzig Gulden, wenn eine oder mehrere Ur— 
funden oder Schriften, rüdfichtlich deren die Entdedung und Anzeige der 
Stämpelverfürzung unterblieb , ungeftämpelt find. . 

2) Zwifchen zwei bis zwanzig Gulden, wenn bie Urfunden oder 
Schriften, rüdfihtlid) deren die angeordnete Entdeckung und Anzeige un« 
terblieb, mit einem geringern, ald dem gefeumäßigen Stämpel verfehen 
find, zu unterwerfen, Auch in dem mit $. 410. 3. 3. bemerkten Falle ift 
die nach den $$. 413—4A16. zu verhängende Strafe nicht unter dem hier 
(1. und 2.) feftgefegten geringjten Ausmaße von fünf Gulden für die un- 

geſtämpelten, und zwei Gulden für bie unter der gefeßmäßigen Gebühr 
geſtämpelten Urkunden oder Schriften zu beftimmen. ($.418.d. Gef. Serfgſ.) 


4. Wegen Uebertretungen in Abfiht auf bie äußere Ge— 
ftalt der Ausfertigung u, die Bidbimirung von Abfchriften. 


Einer Strafe von zwei bie zehn Gulden unterliegt: 
I) Wer in Abſicht auf die Äußere Geftalt der Ausfertigung flämpel- 
pflichtiger Urfunden oder Schriften einer Anordnung der über die Ein- 
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richtung der Stämpelabgabe beſtehenden Vorſchriften auf eine Art, mit 
welcher dieſe Vorſchriften nicht die Folge, daß die Urkunde oder Schrift 
als ungeſtämpelt zu betrachten iſt, verbinden, entgegen handelt, oder 

2) wer bei Vidimirung einer Abſchrift die Größe des Stämpels, 
womit die Original⸗Urkunde oder Schrift bezeichnet iſt, oder den Umſtand, 
daß Das Original nicht geſtämpelt it, beizuſetzen unterläßt, oder über— 
haupt die bei den Vidimirungen zu beobachtenden Beſtimmungen der Stäm- 
pelvorſchriften, außer den Fällen, in denen die Außerachtlaſſung nach einer 
andern Strafbeſtimmung des gegenwärtigen nn zu behandeln ift, 
außer Acht läßt. ($. 419. d. Gef. Strfgſ.) 


5. Wegen unbefugten Handels mit Stämpelpapier. 
Wer unbefugt mit Stämpelpapier handelt, verfällt in eine Strafe 
von fünf bis fünfzig Gulden. ($. 420. d. Gef. Strfgſ.) 


II. Verfügung über die Gegenftände der kehrte ekune | 
1. Ueber die firaffälligen Urkunden, Schriften oder Bücher. 


Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes über die auf dem Ge— 
genſtande der Uebertretung ruhende Haftung für die den Straffall treffen- 
den Vermögensſtrafen erfireden fi weder auf die Urkunden, Schriften 
oder Bücher, mit denen bie Berlegung der Stämpelpflicht Statt fand, noch 
auf. die Durch diefelben begründeten oder beftätigten Rechte und Befugniffe. 

Mit diefen Urkunden, Schriften und Büchern ift nad) den für das 
Berfahren bei Gefälldübertretungen feftgefegten Beftimmungen vorzuges 
„ben 15*). ($. 421. d. Gef. Strkgſ.) 


») 45° Urkunden und Schriften follen, fo weit e8 für den Zweck des Ber: 
fahrens nidyt erforderliy ijt, dem Inhaber derfelben nicht abgenom: 
men und vorenthalten werden, 

Kanı dem Zwecke des Verfahrens duch beglaubigte Abfchriften 
oder Auszüge unbedenklich entfprochen werden, und liefert der Inha⸗ 
ber diefelben, oder find foldye ohne bedeutenden Zeit: und Koftenaufs 
wand zu erlangen; fo find die Urfchriften, mit Anwendung der gehö- 
rigen Borfiht, in den Händen des Inhabers zur belaffen. In jedem 
Falle werden diefelben, fobald deren Zurückbehaltung nicht mehr not: 
wendig ijt, demjenigen, dem ſolche gehören, unverweilt zurückgeſtellt. 
($. 556, bes St. ©,) 

46° Ueber die zur Sprache gebrachte Frage: ob der Beweis, daß eine Ur 
funde ordnungsmäßig geftämpelt fei, auf die Bormeifung derfelben 
beſchränkt werden fol, hat die k. k. allgemeine Hoffammer entfchie: 
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2. Ueber das unehte Stämpelpapier. 


Das mit einem nachgemachten, verfälfchten oder übertragenen Stäm- 
pel verfehene, auf die im $. 408. 3. 6. bemerkte Art umgeftaltete oder 
zugerichtete Papier, auf welchem fich feine Urkunde oder Schrift befindet, 
ift zur Berwendung ald Stämpelpapier unbrauchbar zu machen. ($. 4:2. 
d. Gef. Stefgf.) . 

IV. Berjährung. 

1. Die Verjährung bewirkt, daß wegen ber Gefällsübertretung, rüd- 
ſichtlich welcher die Verjährung eingetreten ift, gegen den Beſchuldigten, 
zu deffen Vortheil diefelbe erfüllt ift, weder Unterfuchung, noch Strafe 
ftait findet. ($. 480. d. Gef. Strfgſ.) 

2. Die Zeiträume der Berjährung der durch ein Straferfengtniß nicht 

ausgefprodenen Strafen find : 
Fiünf Jahre bei ven Berfürzungen der Stämpefabgabe durch die Aus⸗ 
fellung oder Anname von Urkunden, Schriften oder Büchern, die gleich 
urſprünglich bei der Ausftellung oder Errichtung tämpelpflichtig find, 
($. 408. 3. 1. und 2.) 

Ein Jahr in allen andern Fällen. G. 432. d. Gef. Strfgſ.) 

3. Die Verjährung der durch ein Straferkenntniß noch nicht ausge⸗ 
ſprochenen Strafe wegen Theilnehmung an einer Gefällsübertretung 
($. 25 ) tritt nach Ablauf der Hälfte des für die Uebertretung, an ber bie 
Theilnehmung ftatt gefunden hat, vorgegeichneten Zeitausmaßes ein. 
($. 483. d. Gef. Stefaf.) 

4. Die in dem $. 482, beftimmten Zeiträume fangen von demjenigen 
Zeitpunfte an, in welchem die Llebertretung ald begangen anzufehen ift. 
Für die Urheber und Mitfchuldigen einer Gefäusübertretung beginnt die 
Verjährung nicht vor dem Zeitpunfte, in welchem ber Thäter die Ueber— 
tretung begangen hat, Für die Theilnehmer fängt die Verjährung von 
dem Zeitpunfte an, in weldem ihre die Theilnehmung begründende Hand— 
lung oder Unterlaffung ftattgefunden hat, ($. 484. d. Gef. Strfgſ.) 

5. Die Verjährung wird unterbrochen: 

a) Durch das Beginnen des geſetzmäßigen Strafverfahrens wegen 
der Gefällsübertretung, d. i. durch jeden ämtlichen und vorſchriftmäßigen 
Schritt, um den Beſchuldigten von der gegen ihn anhängigen Verhand- 





den, daß eine folche Beſchränkung mit dem neuen Strafgefege (II. 
Theil, 7 .Hauptſtück), wornach mehrere Beweisarten für alle, daher 
auch fir die Stämpelgefalld-Uebertrrtungen gelten, im Wiverfpruche 
ftehen würde, und daher nicht Statt finden kann, (Hoftd. vom 13. Juni 
1837, 3. 23,262.) 
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fung in die Kenntniß zu fegen, und wenn zugleich ein Verbrechen oder eine 
fchwere Polizei⸗Uebertretung concurrirt, durch den aus rechtlichen Anzei= 
gungen gefaßten und ausgeführten Befchluß der zuftändigen Behörde, den 
Befchuldigten zur Rede zu ftellen. Wird jedoch das Verfahren nicht fort= 
gefegt, oder erfolgt die Schöpfung eines Erfenntniffes aus was immer 
für einem Grunde nicht, fo ijt Die Verjährung von demjenigen Zeitpunfte 
an, in welchem die legte Handlung des gefegmäßigen Verfahrens gegen 
den Defchuldigten, oder gegen eine oder mehrere andere Perfonen, gegen 
welche die Unterjuchung wegen derfelben That eingeleitet worden it, Statt 
gefunden: hat, wieder zu rechnen. 

Wenn das Berfahren für nichtig, oder der Befchuldigte wegen der 
Gefällsühertretung für ſchuldlos erflärt wird, fo ift die Verjährung ald 
ununterbrochen anzufehen, wenn aber die eingeleitete Unterfuhung aus 
Abgang rechtlicher Beweife aufgehoben wird, von dem Zeitpunfte, als 
dieſes Urtheil gefchöpft wurde, zu berechnen. 

b) Durd jede Gefälldübertretung innerhalb des zur Verjährung 
vorgezeichneten Zeitraumd. Die Berjährungsfrift beginnt erft wieder mit 
dem Zeitpunfte der zulegt begangenen Uebertretung zu laufen. 

War jedoch zur Zeit fchon mehr als die Hälfte der VBerjäprungsfrift 
verftrichen, und iſt die letzte Mebertretung eine der frühern nicht verwandte, 
und einer mindern Strafe unterliegende einfache Gefällgübertretung, fo 
ift zur Verjährung der erfteren Uebertretung nur das Doppelte des noch 
nicht abgelaufenen Zeitraumes erforderlich. ($. 487—489. d. Gef. Gtrfgf.) 

6. Die Zeiträume der durch ein Straferkenntniß ausgefprocdenen 
— ſind: 

Zehn Jahre, im Falle der unberichtigte Strafbetrag 5000 fl. erreicht 
oder überfteigt, und fünf Jahre in allen andern Fällen von dem Zeit: 
punfte an, in welchem das in Nechtöfraft erwachſene Urtheil gefchöpft 
wurde, wenn ed im Ganzen unvollgogen geblieben ift; oder wenn die Boll» 
ziehung nur zum Theile fattgefunden hat, von dem Zeitpunfte an, in 
welchem die Vollziehung unterbrochen worden ift, 

Diefe Verjährung wird unterbrochen: 

1) Durd jeden, vor Ablauf diefer Friften auf gefegmäßige Art zur 
Vollſtreckung der Strafe, oder zur Einbringung derfelben von bem Ver⸗ 
urtheilten oder einem Haftenden, vorgenommenen Schritt. 

2) Durch jede Gefällgübertretung, deren fi der Uebertreter vor 
Ablauf der Verjährungsfrift ſchuldig macht, in welcher Beziehung das 
oben (5. Abf. b.) Gefagte gilt. ($. 490. und 491. d. Gef. Gtrfgf.) 


— — — — — — 
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Ueberſicht 
dercorreſpondirenden Paragraphe des beutfhenGefeg- 
Textes und des Textes für das lomb. venet. Königreich 

und bed Textes für Dalmatien. . 
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Anmerkung. Die verfhieden lautenden Paragraphe find mit compacten 
Ziffern bezeichnet, 


Barianten 
der brei verfhiedenen Öefeges-Terte in den mit compac 
ten Ziffern bezeihneten Paragraphen. 

Im Terte für das lomb. venet. Königreich ift die Gebühr allenthalben 
in Lire und Centesimi ftatt in Conv. Münz = Guldenfuße ausgedrückt. 

Die $$. 39. bis A8, und die $$. 60. bie 67., ferner $, 115. A, 
welche fich auf die in Italien und Dalmatien nicht beftehende Patrimo— 
nial= und Communal:Gerichtöverwaltung beziehen, die Beftimmungen 
des $. 81. 8., 9., 10., 17., welde die in Jtalien und Dalmatien nicht 
beftehenden Unterthang:Berhältniffe berühren, und $. 81. 19., welcher 
die Waifenamts-Verwaltung betrifft, fehlen im Terte für das l. v. Kö— 
nigreid und Dalmatien, und der Abf. 6. des $. 117., danns 175. vonder 
Indigenats ⸗ oder Incolats-Taxe, im Terte für das l. v. KRönigreid ganz. 

Statt der Bezeichnung: „Collegial-Gericht und eine andere (nicht colle⸗ 
giale) Gerichtsbehörde” des deutfchen Terted und des Textes für Dalma— 
tien enthält der Tert für das lomb. venet. Königreich allenthalben die 
Bezeihnung: „Tribunal und Prätur.” 

$. 19. im Terte für das. v. K. und für Dalm. heißt es ftatt förmliche 
und trodene Wechfel „lettere di cambio, i vaglia o pagherö all’ ordine 
ed altri effetti girabili.“ 

$. 21. 4. heißt es im Texte f. d. l. v. Königr.: Dem Stämpel von 
15 Cent. für den Bogen die Zeugniffe über den wegen Streitigfeiten 
zwifchen Privaten (und Gemeinden vor. den k. k. Provinzial-Delegationen 
ober überhaupt zwijchen Privaten) vor den Gerichtöbehörden gemachten 
Bergleihöverfuh. Im Texte für Dalmat, fehlen die eingeffammerten Worte, 
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$. 22. beißt es: die in einer befondern Urfunde ertheilte Bewilligung 
per far seguire nei registri dell’ufficio delle ipoteche la trascri- 
zione, inscrizione, cancellazione, riduzione o il subingresso. 

Der im Terte für das lomb. venet. Königreich und Dalmatien ent- 
haltene $. 25., welcher im deptichen Terte nicht vorfommt , Tautet: 

Die Notare find verpflichtet, zur Errichtung der Driginal-Notariate- 
Inſtrumente (per la stesa delle minute dei rogiti) den in dieſem 
Gefege für die Urfunden vorgefchriebenen Stämpel zu verwenden, und 
ſowohl im Repertorium als auch auf der dem Notariats-Archive zu über- 
reichenden Abfchrift desfelhen die Claſſe ded verwendeten Stämpeld ans 
zumerfen. 

Nachträge. 

Die Notare find nicht nur verpflichtet dem F. 25. des St. u. T. Gef. 
(für das lomb. venet. Königreih) gemäß, den bei der Errichtung der 
Driginal:-NotariatS-Inftrumente verwendeten Stämpel, fowohl im Re- 
pertorium, ald auch auf der, dem Notariatd - Archive zu Überreichenden 
Abſchrift desfelben anzumerfen, fondern es ift aud) der $. 86. diefes Ge— 
feges, rückſichtlich der Vorſchrift, daß bei der Vidimirung (autentica- 
zione) einer Abſchrift, die Größe ded Stämpeld, mit welchem bie Ori⸗ 
ginal-Urfunde oder Schrift bezeichnet ift, oder der Umftand, daß das 
Original nicht geitämpelt ift, beigefegt werden foll, auf diefelben anzu= 
wenden. (Hoftd, vom 7. Mai 1842, 3, 2794, an die lomb. venet. Gameral: 
Magiftrate.) 

Zum Behufe einer leichteren Leberwachung ver Befolgung der Stäm- 
* yelvorfchriften in den Notariats-Geſchäften it von der k. f. allgemeinen 
Hoffammer,, im Einverftändniffe mit dem k. k. oberften a in 
Berona Nachftehended angeorbnet worden: 

1. Die Nofare werden verpflichtet erklärt, in den Driginal-Auffä- 
gen oder Original-Inſtrumenten Crogiti), weldye diefelben errichten, ben 
Stämpel anzumerfen, mit welchem die Beilagen verfeben find, deren in 
dem Inftrumente Erwähnung gefchieht, oder auf welche ſich in demfel- 
ben bezogen wird, 

2. Die Notare haben in den Protofolfen oder Inftrumenten (rogiti), 
welche diefelben über die ihnen von den Parteien zur Verwahrung gege- 
benen PrivatsUrfunden aufnehmen, und von denen ſonach diefe Privat- 
Urfunden die Beilagen bilden, jederzeit auch den, auf diefen zur Ver⸗ 
wahrung übergebenen Urkunden vorhandenen Stämpel aufzuführen. 

3. Nachdem die Notare öffentliche Perfonen (publici funzionarj) 
. find, und als ſolche, wie öffentliche Beamte, in höherem Grabe verpflich⸗ 
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tet find, fich nicht zu einer Handlung berbeizulaffen, welche mit dem St. 
u. T. Gef. vom 27. Jänner 1840 im Widerſpruche ſteht, fo ift denſelben 
nicht geftattet, ftämpelgebrechliche Urkunden in Verwahrung zu nehmen, 
und ed find biefelben verpflichtet, von derlei ftämpelgebrechlichen Urfun- 
den, zum Behufe des Strafverfahrend, der die Gefälld-Angelegenheiten 
leitenden Bezirksbehörde, mittelft folder Anzeigen Kenntniß zu geben, 
wie diefelben in dem, mit dem St. u. T. Gef. für die öffentlichen Be— 
hörden und Aemter, über die Beobachtung ded erwähnten Gefeges hin- 
audgegebenen Unterrichte $. 5. vorgefchrieben if. ' 

4. Um fich zu verfihern, daß die Notare die Vorfchriften des St. 
u. T. Gef. genau erfüllen, find bei denfelben von Zeit zu Zeit Revifto- 
nen vorzunehmen, 

Bei diefen Revifionen ift fich im Allgemeinen an die Beitimmungen- 
des ſchon erwähnten Unterrichted 8.21. zu halten, mit der Modiftcation jedoch, 
daß bei diefen Nevifionen, ald Beiltand, jedesmal ein von der Notariats- 
Kammer, welcher der zu revidirende Notar unterworfen it, abzuorb- 
nendes Individuum zu affiftiren hat, weßhalb die Notariatö:Rammer je: 
desmal zu begrüßen ift, die ibrerfeitd in folchen Fällen jede vorzeitige 
Berlantbarung der beabfichtigten Reviſion, nach den Beftimmungen des 
fchon erwähnten Unterrichted $. 21. zu vermeiden haben wird, 5 

5. Rüdjichtlih der Anwendung der Borfchrift des $. 86. des St. 
u. T. Gef. (ital. Tert), wornach bei der Vidimirung (autenticazione) 
einer Abfchrift, die Größe des Stämpeld, womit die Original-Urfunde 
oder Schrift bezeichner it, oder ber Umftand, daß das Original nicht, 
geſtämpelt ift, beigefegt werben muß, — auch auf die öffentlichen Notare, 
wird fih auf das Hoffammer-Deeret vom 7. Mai 1842, 3.2794 berufen. 
(Hofkd. vom 4, November 1843, 3.36,419, an die lomb, venet.Gameral-Magiftrate,) 

In dem $.28. 1. und Al. 4. des Tertes für das lomb. venet. Kö⸗ 
nigreich und Dalmatien find die bortländigen Hppothef-Einrichtungen ber 
rüdfichtigt: die Terte find zums$. 50. k. in der Anmerkung mitgetheilt. 

In den $$. AO. 1., 49. und 86. im Terte für das lomb. venet. Kö— 
nigreich heißt es ftatt : „die Gült⸗ oder Gewähr- und die Satzbriefe, dann bie- 
Sandtafel- und Grundbuchs⸗Extraete,“ — „die Eertificate der Hypotheken⸗ 
Aemter über die in den. Hypothefen-Büchern enthaltenen Eintragungen“, 
und im Terte für Dalmatien: „die Certificate der Hypothefen » Yemter 
und die Auszüge aus den Notififen-Büchern über die in den betreffenden 
Regiftern enthaltenen Eintragungen.“ 

Im $. 52. 2. des Tertes für das lomb. venet. Königreich ift flatt: 
„an den Magiftrat der Hauptftadt einer Provinz“ fubftituirt: „congre- 
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' gazione municipale della citta capitale del governo” und Abf. 3. 
beigefügt: „alla congregazione d’uno dei capiluoghi delle provincie.“ 

Im $. 53. 3, und A, des Textes für das lomb. venet. Königreich 
fehlen die Worte: „Waarenbeſchauers“ und „mithin auh um die Aus— 
fertigung von Haufterpäffen, Verſchleiß-Licenzen u. dgl.“ 

Im $. 53. des Tertes für Dalmatien ſehlen im Abſ. 4. die Worte 
„an Hauſierpäſſen.“ 

Im 8. 51. 4. b. und im $.57. des Textes für das lomb. venet. Kö— 
nigreich und Dalmatien find die Worte beigefügt : | 

„Demfelben Stämpel unterliegen aud die von den Parteien felbft 
beforgten Abfchriften, welche von den Notaren beglanbigt werben.” , 

Im $. 60, des Tertes für das I, v. Königreich heißt e8 ftatt Päſſe: 
„tutti ipassaporti ed altre simili licenze,” und ftatt: „Handwerfögefellen 
und Arbeiter”, „per igarzoni lavoranti.“ Die Worte „oder zum Haufier- 
handel,” und im $. 61. dad Wort „Lehrjungen,” find binmweggelaffen; 
eben fo fehlen im $. 60. 2. und 3. die Worte „einem Kreisamte,“ voneinem 
Magiftrate.” Im Terte für Dalmatien heißt ed gleichfalld: „perigarzoni 
lavoranti” und fehlen gleichfalls die Worte: „oder zum Haufterhandel.” 

Der Abf. 7. des $. 64. lautet im Texte für die lomb. venet, König: 
reihe: Die in dem italienifchen Reglement vom 19. April 1806 vorge: 
fchriebenen Regifter di consegna, trascrizione ed inscrizione, wie 
auch die von den Notariatd-Archiven der Notaren gelieferten Repertorien 
und die den Archiven nad Vorschrift des ital. Neglementd vom 17. Juni 
1806 zu überreichenden Abfchriften diefer Repertorien, 

Im Terte für Dalmatien lautet er: „Die Regifter di consegna, 
trascrizione ed inserizione bei den Hypotbefen-Aemtern und dem No: 
tififen-Amte fo wie auch die von den Gerichts = Behörden den Notaren 
gelieferten Repertorien und die den Gerichts-Behörden zu überreichenden 
Abfchriften diefer Repertorien.” 

Im Abſ. 14. des $. 64. heißt e& im Terte für das lomb. venet. 
Königreih und Dalmatien ftatt Zehent » Reluitiong - Gelder: „Zehent⸗ 
Geld-Aequivalente.“ 

Im Abſ. 25. fehlt im Texte für das lomb. venet. Königreich das 
Wort „ſtändiſchen.“ 

Im Abſ. 31. iſt den Worten „auf den Wechſeln⸗: „und den Billets 
auf Ordre“ beigefügt. 

Im $. 80. des Textes für das lomb. venet. Königreich und Dalma— 
tien fehlen die Worte „oder Amts (Tagen).“ 

Im $. 90. heißt es im Texte für das lomb. venet. Königreich] ſtatt: 
„derProvinzial-Hauptftabt"delle cittä capitali diresidenza dei governi. 
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Der $. 97. lautet im Terte für das I. v. Königreich und Dalmatien: 
„Sm Goncuröverfahren genießen die Stämpelgebühren bie Priorität, wie 
andere landesfürſtliche Steuern.” 

Der Abfat A. des $. 98. (5. d. $. 115. d. deutichen Terted) lautet. 
im Terte für das I, v. Königreich und Dalmatien: „Die Gemeinden und 
deren Beamte hinfichtlich der von den Iegtern in ihrer Eigenfchaft ald Com⸗ 
munal= Beamte errichteten Urfunden oder Schriften,“ und im Abfage 5, 
des $. 98. (6. des $. 115. des deutfchen Tertes) find die Worte: „bie . 
ftändifchen, die gutöherrlichen und die bei Gemeinden angeftellten Be— 
amten” hinweggelaffen. 

Im $. 101. des Textes für Dalmatien ift ftatt der Worte „als rüd- 
fihtlic des zu beobachtenden Verfahrens“ fubftituirt, und in Bezug auf 
das hierbei zu beobachtende Verfahren wird dasjenige, welches bei Ueber— 
tretungen des Zollgefeges vorgefchrieben ift (regolamento daziario) zur 
Richtſchnur zu dienen haben, und dasfelbe regolamento ift auch im$. 113, 
fubitituirt. 

Im $. 108. fehlen Im Terte für das Iomb. = venet. Königreich und 
Dalmatien die Worte „ſtändiſchen, gutsherrlien und die bei Gemeinden 
angeftellten Beamten, daher aud die Gutöbefiger, welde die ihren Gü— 
tern anklebende Gerichtsbarkeit oder volitifge Geſchäftsverwaltung per⸗ 
ſönlich ausüben” 

Im $. 110. fehlen im Texte für dag l. v. Königreich und Dalmatien 
die Worte „ſtändiſchen, gutsherrlichen oder für eine Gemeinde beftellten.” 

Im $. 112. 3. ift in beiden Terten ftatt der Worte „in den öffentlichen 
Büchern“ fubftituirt: „nei registri dell’ ufficio delle ipoteche.“ 

Der $. 143. lautet im Texte für das lomb, = venet. Königreich : Le 
dignita e le cariche d’onore, il di cui conferimento soggiace a 
tasse particulari sono: a) le grandi dignitä della corona del regno 
lombardo veneto, 5) alcune cariche esterne di corte und der 

$. 144. per il conferimento delle grandi dignita della corona 
del regno lombardo veneto si paga una tassa di 1500 lire (500 
Gulden Conv,- Münze). 

Im $. 144. des Textes für Dalmatien Tautet der Anfang: Für bie 
Verleihung was immer für eines Landesamtes ift, wenn dad Amt zu dem 
Herrenftande gehört, eine Tare von 500 fl., wenn aber das Amt für den 
Ritterftand beftimmt ift, eine Tare von 250 fl. zu entrichten, 

Der $. 145. lautet im Terte für das lomb,=venet. Königreich: Wenn 
eine Landeswürde mit einer geiftlichen Würde, deren Verleihung der lan— 
desfürſtlichen Pfründen : Berleihungstare unterliegt, fyftemmäßig verbun: 
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ven ift (per sistema congiunta) fo findet bei Verleihung der Landes: 
würde feine Tar =» Entrichtung ftatt. 

Im Terte für Dalmatien fehlen blos die Worte: „oder Landes-Erz- 
amt” aus dem beutfchen Texte. 

Der $. 146, lautet im Terte für das lomb.-venet. Königreich : „Wer 
von einer Landedmürde zu einer andern Würde übergeht, bat für die 
Berleihung der neuen Würde feine Tare mehr zu entrichten.“ 

Im Terte für Dalmatien fehlen die Worte „oder Landed-Erzamtes“ 
aus dem beutfchen Texte, 

Im $. 147. für Dalmatien fehlen gleichfalls bie Worte „oder Lanz 
des⸗Erzamt“ aus dem deutfchen Texte. 

Der $. 148. für Dalmatien lautet: „Für die Verleihung was immer 
für eines Erbamtes ift in jedem Falle eine Tare von 500 fl. zu entrichten,“ 

Der $. 171. für Dalmatien Tautet: „Nach den in diefem Abfchnitte 
aufgeftellten Grundfägen find in Anfehung der Dienft-Tare aud die aus 
einer öffentlichen Gaffe (cassa publica) oder aus den Gemeinde Renten 
einer königl. Stadt befoldeten Beamten zu behandeln.“ 

In den 88. 170, und 182., 204. des Tertes für das Iomb,=venetian. 
Königreih und SS. 174. und 186., 208. des Tertes für Dalmatien ift 
ftatt der Worte: „mit Zehenten, Unterthand-Gefällen u. vergl,” ſubſti— 
tuirt „oder Grundrechten,” ferner ftatt der Worte: „der Grund, Ge— 
bäude-, Urbarial⸗ und Zehent-Steuer“ — „der Directen Abgabe.” 

Im $. 197. des Terted für das Tomb, =venet, Königreich und 201. 
des Tertes für Dalmatien ift für Die Worte „welche durch die beftehenden 
Borfchriften feſtgeſetzt find” fubftituirt : „welche durch die Vorſchriften über 
bie Depofiten-Tare für die in Streitfachen gerichtlich hinterlegten Güter 
feftgefegt find.“ 

Im $. 200. und 201. des Textes für das Tomb. »venet. Königreich 
fehlen die Werte: „eined Landes-Amtes, Landes-Erzamtes, Landes-Erb⸗ 
amtes,“ wofür fubftituirt ift: „einer Landeswürde.“ 

Der $. 219. ded Tertes für das Iömb, » venet. Königreich und 223. 
des Tertes für Dalmatien lautet: „Im Concurs-Verfahren genießen die 
Zaren die Priorität wie andere landesfürftliche Steuern,“ 
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Anhang D. 


Bemerkungen des Verfafſers 
zu dem erſten Theile des Stämpel- und Targefeges. 


1. Der Papicrftämpel ift eine Abgabe ($. 3. des St. u. T. Geſ.), 
und fett daher gleich jeder Angabe, wenn fie nicht illuforifch fein ſoll, in 
Demjenigen welcher fie zu kijten hat, eine von der Staatdverwaltung 
verschiedene Perfon voraus. Da er eine Auflage auf gewiffe Ausfertigun: 
gen ift, welche er nicht gebietzt, fondern vorausfegt, und in Abſicht, auf 
welche er einen Theil des damit verbundenen Koftenaufiwandes bildet, fo 
ift ed an fich Flar, daß nur folche Ausfertigungen, welche im Intereſſe von 
PBrivatperfonen gemacht werden, und zu deren Gebrauch eine in der Na— 
tur des allgemeinen oder eined befonderen Gefchäftsverfchres Tiegende, 
nicht leicht zu umgebende Bemüffigung befteht, ein Gegenftand diefer Abs 
gabe fein können, 

Alle Ausfertigungen, welche nur in Öffentlichen Rüdfichten und Zwe— 
den ihren Eriftenzgrund haben, fünnen dagegen fein Gegenftand ded Pa— 
pierſtämpels fein, weil dieſer — als ein Theil des mit diefen Ausferti= 
gungen verbundenen Koſtenaufwandes — nur wieder dem Staatsfchage 
zur Laft fallen müßte. Aus diefem Grunde fpricht der $. 84. des St. und 
T. Gef. den öffentlichen Organen in allen Gefchäften, in welchen, wenn 
fie von Privatperfonen unternommen worden wären, die Urfunden und 
Schriften der Stämpelabgabe unterzogen werden müßten, die Stämpel- 
freiheit in dem Falle zu, wenn die Abgabe aus dem GStaatsfchage beftrit- 
ten werben müßte, d. i. wenn dad Gefhäft nur im Intereffe oder zum 
Bortheile ded Staates oder Staatsſchatzes, oder eines aus demfelben do= 
tirten Fondes, und nicht eines Privat- oder demfelben gleichgebaltenen 
Vermögens beforgt wird, 

Hieraus ergibt fih, daß in die Möglichfeitögrängen der Papier: 
ftämpel:Abgabe nur Privat» Ausfertigungen zu Privat Zweden, dann 
ämtliche Ausfertigungen in Privat- Angelegenheiten und endlich folche 
Schriften fallen, welche mit den beiden zuerft gedachten Ausfertigungen 
zu ihrer Ergänzung oder Bekräftigung durch Berufung und Beilegung 
in Verbindung gebracht werben. 
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2, Die Gegenftände, welche in dem St. u, T. ©. vom 27, Jän⸗ 
ner 1840 der Stämpelabgabe wirklich unterworfen wurben, find ($. 5.) 
a) Urfunden, b) gerichtliche und Amtliche Acte, 

Diefe Eintheilung. der Gegenftände der Stämpelabgabe berubt zu— 
nächſt auf der Verſchiedenheit des Grundes, von welchem Die Verpflich— 
tung der Stämpelabgabe hergeleitet wurde; indem berfelbe bei der er— 
‚fen Gattung diefer Gegenftände, den Urkunden, ihre Beftimmung zum 
Beweife (nicht ihre Ausfertigung, wie im Verfolge nachgewieſen wer- 
den wirb), bei der zweiten Gattung aber ber gerichtliche oder ämtliche 
Act, welcher bei einer Gerichtd= oder antderweitigen Behörde der Län— 
ber, in welden das St. u. T. Gef. Gültigfeit hat, vor ſich gebt, in 
der Art ſelbſt ift, daß die Verwendung des Stämpeld auf die Schrift, 
welche die Amtshandlung veranlaßt oder enthält, nicht als Entrichtung 
einer Abgabe für die Schrift, fondern für den Act, den fie veranlaßt 
hat, oder daritelft, anzufehen if. . 

So iſt ein Geſuch an fi) nicht ftämpelpflidtig — der Grund der 
Stämpelabgabe ift der Act, wodurch es zur ämtlichen oder gerichtlichen 
Eingabe wird, Eben fo wenig ift ed eine Abjchrift an fich; fie wird ed 
aud nicht, wenn fie einem Geſuche zugelegt wird — jie wird ed aber 
durch jenen Act, durch welchen das Geſuch felbit ftämpelpflichtig wird, 
oder durch jenen Act, durch welchen fie zur Amtlichen, gerichtlichen, vis 
dimirten Abſchrift erhoben wird, 

Diefer Unterfihied ift allerdings wichtig für jene ämtlichen und 
gerichtlichen Ausfertigungen des Auslandes oder ftämpelfreien Inlandes, 
welche im ftämpelpflictigen Inlande ald Beilage einer Eingabe ver- 
wendet werden, oder wovon überhaupt ein ämtlicher Gebrauch gemacht 
wird; weil, nachdem die Stämpelabgabe nur im Grunde eined im 
ftämpelpflichtigen Inlande vorgenommenen gerichtlichen oder ämtlichen 
Acted gefordert wird, nicht die für den Act, welcher laut derfelben von 
einer auswärtigen Behörde vorgenommen wurde, und für welchen ber 
Anſpruch auf eine Stämpelabgabe nicht befteht, fondern nur die für dem 
Act, welder eben vorgenommen wird, alſo die für den Beilegungsdact 
vorgezeichnete Gebühr zu entrichten iſt, welche, infoferne eine der— 
lei Ausfertigung unter den $. 6. fubjumirt werden kann, zufolge der 
Beſtimmungen der $$.10., 42., 53., 64. und 72. nur nad) den Anord= 
nungen für den Urfundenftämpel, d. i. nad den dießfälligen Grund: 
fügen und Ausnamen beftimmt werden darf. Diefe Anficht wird durch 
bad zum $. 70. 11. i. k. angeführte hohe Hofkammerdecret vom 2. Fer 
bruar 1842, 3. 47,857, beftätigt, wornac die Legalifirungen der im 
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Ausfande ausgefertigten Erifterz:Zeugniffe dur ausländifche Behörden 
dem Legalifirungd = Stämpel nıht unterliegen, und die Legalifirung — 
welche an ſich nur ein Zeugnif der Echtheit der Unterfchrift ift — was 
auch in einem weiteren Abfagı Diefed Hofdecreted ausgeſprochen wird, 
nur deßhalb nicht dem befontern Stämpel für Zeugniffe zugewieſen 
wurde, weil die Legalifirung, iiſoferne fie ald ämtlicher Act nicht beſon— 
ders zu berüdjichtigen fommt, rur ald Bervollftändigung des Zeugniffes 
erffärt wurde. (Sieh aud $. 8. h.) 

Hieraus ergibt fih aber, daß die Abſicht des Geſetzes nicht die 
war, eine Togifche Eintheilung der mit der Stämpelauflage belegten 
Schriften aufzuftellen, wie diet auch wirklich nicht der Fall ift — da 
diefelben Schriften — melde as Acte inländifcher Behörden und Ge— 
richte befondern Beftimmungen unterliegen — als Acte auswärtiger 
Behörden und Gerichte unter de Urfunden fubfumirt werden, und jene 
Acte inländifher Behörden und Gerichte, welche Zeugniffe find, theils 
den Urkunden ($. 21.), tbeild den gerichtlichen und ämtlihen Acten 
einverleibt wurden; den letztern 3. B. die ämtliche Vidimirung, die Les 
galifirung, der Grundbuchs- um Depofiten- Ertract, von den erftern 
“die Geburtd-, Trau⸗ und Tobterfcheine, während alle diefe Acte nichts 
andered, ald Beftätigungen vor Thatfadhen find, und zwar: daf der 
Inhalt der Abfchrift mit‘ jenem ded Driginals übereinftimme, daß die 
Unterfhrift der Urkunde echt un) diefe dem Willen des Verfaſſers ge— 
mäß ausgefteflt: worden fei, daf 3. B. eine Nealität diefer oder jener 
Perfon ald Eigenthum zugefchrisen, und mit feinen oder mit welchen 
Servituten und Pfandredhten ꝛc. belaftet fei, daß diefer oder jener Be: 
trag in gerichtliche Aufbewahrung genommen wurde, oder ſich noch dar— 
in befinde; — daß der Geburts, Trauungd = oder Sterbefall in ben 
öffentlichen Büchern in diefer ode jener Art eingetragen fe. | 

3. Es ift im zweiten Abfige bemerft worden, daß der Befteue- 
rungsgrund der ftämpelpflichtigen Urkunden ihre Beftimmung zum Ber 
weiſe (nicht ihre Ausfertigung) A; die Begründung diefer Anname er- 
gibt fih aus dem $. 82, des Gt u. T. Geſetzes, wo allen im Aus— 
lande oder iin ftämpelfreien Inlanie ausgefertigten Urfunden und Schrif— 
ten, welchen nad den Beftimmingen des $. 81. nicht die unbebingte 
Stämpelfreiheit zu Statten fomnt, die bedingte Stämpelfreiheit, d. i. 
die Stämpelfreiheit in fo. lange angeräumt ift, als davon fein ämtli= 
her Gebrauch gemacht wird. Eite Ausname von der Regel fest vors 
aus, dag die Ausname in ber Regel enthalten fei, folglih daß auch 
die im Auslande ober im flämpefreien Inlande ausgefertigten Urkun— 
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den und Schriften in der Vorfchrift enthelten fein müffen, durch welche 
Urkunden und Schriften dem Stämpel ınterworfen werden. Da aber 
jede Verpflichtung zu einer Abgabe bie bauernde oder zeitliche Unter: 
werfung unter die Gefege ded Staates, welder die Abgabe fordert, 
oder doch wenigſtens ein folhes Verhältniß vorausfegt, welchem zufolge 
die Abgabe ald Entgelt für eine angefomene Leitung bebungen werben 
fann — fo fann aud nicht angenommen werben, daß bei einer Urfunde 
oder Schrift, welche im Auslande und yon einer Perfon, weldye weder 
dauernd, noch zeitlich den Gefegen des Landes, in welchem die Stäm- 
pelabgabe bejteht, unterworfen ift, ausgefertigt erfcheint, Die Verpflic- 
tung zur Stämpelabgabe von dem te der Ausfertigung hergeholt 
werde. Es tritt daher die Nothwendigkit ein, einen Beſteuerungsgrund 
aufzufuchen, welcher den im Inlande fiwohl, ald im Auslande ausge: 
fertigten Urkunden oder Schriften genein fein kann, und als folder 
ergibt fich fein anderer, ald die Beltinmung zum Beweiſe. 

4. Welche Urkunden und Schriften als foldhe Gegenftand der Stäms- 
pelauflage find, darüber enthält der $. 5. die nähere Beftimmung. 

Diefem Paragraphe zufolge find s ihrem Inhalte nad) diejenigen, 
welche die Beftätigung einer eingegangaıen Verbindlichkeit, ihrer Erfüls 
lung oder Aufhebung, die Einräumung ened Rechtes, die Auftragung einer 
Pflicht (wie im ſchiedsrichterlichen odergerichtlichen Urtheile) den Beweis 
einer Gerechtfame , den Beweis gegen einen Anfpruc enthalten, wobei 
(in diefem Paragraphe ſelbſt) nicht untrfchieden wird, ob das Recht oder 
die Pflicht, um welche es ſich handelt, yrivatrechtlicher oder ftaatöbürger- 
licher, öffentliher Natur fei, ob die Ausfertigung von einer Privat- oder 
einer öffentlichen, phyfifchen oder moralithen Perfon, ob fie im Inlande oder 
im Auslande, und zu weldyer Zeit fie fattgefunden habe. Auf die aus an- 
dern Beitimmungen des St. u. T, Geetzes hervorgehenden Befchränfun- 
gen diefed Paragraphes kann erft ffüter eingegangen werden. (Sieb 
Abſatz 11. 12.) 

Der $. 6. umfaßt ferner nicht bi jene Urkunden, ohne welche ein 
beftimmtes Rechtögefchäft nad) den poftiven Gefegen oder nach dem Wil 
len der pactirenden Perfonen, weil fie sad Gefchäft nur fchriftlich abſchlie— 
fen wollten, nicht als beftehend anzuſhen ift, fondern auch ſolche, welche 
6108 zum Beweife ber Verleihung, werbung, Uebertragung, Befräf- 
tigung oder Auflöfung von Rechten um Befugniffen errichtet werden, oder 
welche nur Thatfachen, Umftände, Egenfchaften beftätigen, von welchen 
der Beftand oder Nichtbeitand eines rechtlichen -Anfpruches oder einer 
Verpflichtung bedingt iſt. 
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5. Die Urkunden des $.6. find daher indgefammt Beweis-Urfunden 
und zerfallen mit Rüdiicht auf den $. 21. des St. u. T, Geſetzes in zwei 
Gattungen: 

a) In folde, durd) welche Jemanden sunächft nur im Berbältniffe 
zur Perjon des Ausftellers ; 

b) in folde, durch welche Jemanden zunächſt nur im Berhältniffe 
zu dritten Perfonen ein Beweismittel gewährt werben foll. 

Bei beiden Gattungen von Urkunden fommt es weiter nicht darauf an, 
ob fie außerdem aud für odergegen Jemand andern beweifen; bei erfteren 
nämlid, ob aud) für eine dritte Perfon, bei den letztern, ob auch gegen 
den Ausſieller. Auch beitebt der wefentliche Unterſchied letzterer nicht darin, 
daß fie gegen dritte Perfonen beweifen follen CHoffo. vom 4, Juni 1841, 
$. 21. A.), fondern daß fie zunächſt die Beftimmung nicht haben, gegen 
den Ausſteller zu beweifen, 

So iſt ein Schuldfchein, eine Quittung, auch für eine dritte Perfon 
ein Beweis, daß bie darin ald Gläubiger und rüdfichtlich Zahler bezeich- 
nete Perjon eine Forderung zu machen, cine Schuld abgetragen habe — 
allein die Abjicht des Ausſtellers war es nicht, Dieß einer dritten Perfon, 
fondern lediglich feinem Gläubiger oter Schuldner zu betätigen. 

Wenn aber der Schuldner einer andern Perfon, ald feinem Gläubi- 
ger beftätigt, daß dieſer an ihn eine Forderung habe, fo fünnte zwar aud) 
der Gläubiger damit fein Forderungsrecht gegen den Ausſteller beweifen 
— allein die Urkunde gehört deffenungeadhtet in die zweite Claſſe der Ur— 
kunden, wenn darin das zwifchen dem Ausfteller und feinem Gläubiger 
beftehende Rechtsverhältniß nur ald eine Thatſache und nicht zu dem Ende 
beftätigt wird, um gegen den Ausfteller. felbit einen Beweis zu bilden, 
fondern blos um der Perfon, für welche fie ausgeftellt wird, zunächſt im 
Berhältniß zu dritten Perfonen, 3. B. zur Bewirfung eines Berbotes zum 
Beweiſe zu Bienen. 

6. Die Urkunden der erften Claſſe theilen fich wieder in zwei Rates 
gorien : 

a) In ſolche, welche dem Werthſtämpel und fubfidiarifch dem firen 
Stämpel von 30 fr.; Ä 

b) in folche, welde dem Werthftämpel und ſubſidiariſch dem firen 
Stämpel von 10 fr. unterliegen. 

Zur erften Gattung gehören nach den $$. 7., 8., 17., 18. alle jene, 
welche Jemandem den Titel zur Erwerkung eines dinglichen oder perſön⸗ 
lichen Rechtes einzuräumen beftimmt find, dann Urkunden über Verzicht- 
leiſtungen auf Rechte oder beftimmte Saden. 
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Zur zweiten Kategorie gehören nach den $$. 9., 10., 17. und 23. 
jene Urfunden, worin ber Berechtigte dem BVerpflichteten die gänzliche oder 
theilweife Zahlung feiner Forderung beftätigt. 

Durch diefe beiden Kategorien werden alle auf dad Sachenrecht Bes, 
zug nehmenden Urkunden, infoferne fie zwwifchen den Berechtigten und Ver— 
pflichteten gewechſelt werben, und bie Lebertragung von Rechten, die Er— 
faffung oder Erfüllung rechtlicher Berpflichtungen zum Gegenftande haben, 
erfchöpft; es erübrigen daher nur foLche Urkunden, welche auf Perfonenrechte, 
auf die aus dem Obereigenthume, der Gutöherrlichkeit oder Dem obrigkeitli⸗ 
‚chen Verhältniſſe fließenden, die perfönliche Freiheit oder die Ausübung des 
Eigentbumsrechtes befchränfenden Rechte, und auf politifche Gerechtfame 
Bezug nehmen, oder rechtliche Förmlichkeiten, 3. B. die lebergabe, Befigan- 
fhreibung zum Gegenftande Haben ; endlich jene, welche Thatfachen, IIm= 
ftände, perfünliche Eigenfihaften beftätigen, wobei der Ausfteller ſelbſt nicht 
in dem Falle ift, ein Recht einzuräumen, 

Diefe Urkunden haben das gemein, daß fie in der Regel zu dem Ende 
ausgefertigt werden, um derjenigen Perfon, für welche fie ausgeſtellt 
werden, im VBerhältniffe zu dritten Perfonen ein Beweismittel zu fein. 
Die Beihränfungen der perfönlichen Freiheit, oder in der Difpofition des 
Eigenthums find eigenlid nur Schranfen im Berhältniffe zu dritten Per— 
fonen, und deren Befeitigung ift dem Befchränften nur in biefer Beziehung 
- von Wichtigkeit. 

Sie gehören daher indgefammt in die zweite Claſſe der Urkunden, 
wovon im Eingange diefed Abfages die Rede war. 

Diefe Claffe zerfällt mit Rüdficht auf die $$. 21. und 23, des St. 
u. T. Geſetzes wieder in zwei Kategorien: 

wovon die erfte mit dem firen Stämpel von 30 fr, für den Bogen 
jene Urkunden, welhe Thatfachen, Umſtände, perſönliche Eigenfchaften 
beftätigen, 

die zweite mit dem firen Stämpel von 10 Fr. aber alle übrigen Ur— 
funden biefer Kategorie, abgefehen von dem für einige wenige Urkunden 
diefer Claſſe feitgefegten eigenen Gebühren: Ausmaße umfaßt. 

Schon nad dem Wortlaute ded$. 21. dürfte man nicht berechtigt fein, 
Urkunden, wodurd einer in ihrer perfönlichen Freiheit oder in der Difpo- 
fition mit ihrem Eigenthume befchränften Perfon die Zuftimmung oder 
Berechtigung zu irgend einem Acte ertheilt, oder eine wie immer geartete 
eivilrechtliche oder politifche Beſchränkung befeitigt wird, blos aus dem 
Grunde unter diefen Paragraph zu fubfumiren, weil die Urkunde die Be- 
ftimmung bat, derfelben zunächft im Berhältniffe zu dritten Perfonen zum 
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Beweiſe zu dienen, nachdem diefer Paragraph nicht dieſes Griterium allein 
enthält, fonbern überbieß den Gegenftand.ausdrüdlich bezeichnet. 

Es ergibt fi die aber auch) aus den zu dem $. 81. 6. des St. u. T. 
Geſetzes erfloffenen hohen Hofdecreten, welche Handelsbefugniffe, Licen— 
zen aller Art (welche fich nicht als Päffe daritellen) für im Grunde des 
$. 81. 6. vom Stämpel befreite Ausfertigungen erklären, wozu bei ber 
Allgemeingültigfeit des $. 21. ſowohl für ämtliche, ald Privat = Ausfertis 
gungen, dann der Clauſel des $. 81. 6. felbft eine formelle Bemüffigung 
nicht vorhanden geweſen wäre, wenn diefelbe nicht in der materiellen Bes 
ftimmung des $. 21. felbft läge. Aud das $. 23. 2. angeführte Hofdecret 
über die Conſenſe der Rentämter in Tirol zu Öutöveräußerungen und Zer⸗ 
ftüclungen beftätigt diefe Anficht , dann jenes $. 7. C. 1. c. 

Richt minder werden obervormundfchaftliche Ebe:Confenfe, Heiraths⸗ 
Licenzen für Iſraeliten ($. 81. 6.) unter die Rämpelfreien ämtlichen Aus— 
fertigungen gereiht, wiewohl diefe Urkunden au beftimmt find, dem Be— 
rechtigten zunächft im Verhäftniffe zu jenen dritten Perfonen, mit welchen 
und vor welchen die Ehe gefchloffen werden foll, zum Ausweis über bie 
Berechtigung zu dienen, und der Umftand, daß fie ämtlich ausgefertigt 
werden, nach $. 21. noch fein Grund ihrer Befreiung wäre, Eine fchein- 
bare Schwierigfeit verurfacht das hohe Hofvecret vom 3. Mai 1841, 
3. 12,844, $. 21. E. 43., wornad die von dem Vater eines Minder⸗ 
jährigen dem letztern ertheilte Bewilligung zur Berehelihung als ein 
Zeugniß nad) $. 21. für ftämpelpflichtig erklärt wird, 

Der obervormundfchaftlihe Ehe-Conſens und die väterlihe Einwil: 
(igung zur Ehe find ihrem Weſen nad) durch nichts verfhieden. Beide Ge⸗ 
walten find gefeglich eingefegt, den Willensact einer in dem Gebraude 
ihrer perfönfichen Freiheit befehränften Perfon zur Vollgültigfeit zu erhe— 
ben. Wenn die väterliche Einwilligung ſchlechtweg ein Zeugniß im Sinne 
des $. 21. wäre, fo müßte ed auch der obervormundſchaftliche Conſens 
fein, und die Befreiung des $. 81. 6. würde auf denfelben um fo weni- 
ger Anwendung finden, als diefe gerade durch die Beſtimmung bes $.21. 
befchränft if. Es wird daher aud die väterliche Ehebewilligung nicht 
ſchlechtweg als ein Zeugniß anzufehen fein, fondern nur dann, wenn die 
Bewilligung ald eine ertheilte, ald eine Thatfache darin beftätigt wird, 
Das St. u. T. Geſetz gebietet nicht die Ausftellung einer Urkunde, noch 
weniger aber ihre Stylifirung, es fordert nur, daß ber Stämpel auf 
die audzufertigenden Urfunden nad derjenigen allgemeinen Beltimmung 
verwendet werde, unter welche bie Urkunde nad) dem concreten Falle 
‚paßt. Ä .n I | 
v. Schwarz Stämpelvorfchriften. | 3) 
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Stellt fih aber eine derlei Urfunde als der Berechtigungsact ſelbſt 
dar, fo fällt fie nicht unter die Beftimmung des $. 21., fondern unter jene 
des F. 23., fo wie umgefehre, wenn die (ſchon) ertheilte Berechtigung 
ſchriftlich beſtätigt wird, nur der $. 21. in Anwendung fommen kann. 

Urfunden, welche weder gegen ven Ausſteller, noch für oder gegen 
eine von dem Ausfteller verfchiedene Perfon zu beweifen beftimmt oder 
nicht gefertigt find, find feine Beweis = Urkunden und folglich Fein Gegen= 
ftand des Urfundenftämpelö, wie bie 88. 6. a. b. 30. g. und 72. a, b. 
angeführten Hoffammerbecrete beftätigen. — Hiervon maden nur die im 
$. 23, angegebenen seripturae propriae eine Ausname, welchen durd die 
pofitiven Geſetze eine Beweiskraft für den Ausiteller eingeräumt ift. 

7. Hinſichtlich der Form ftämpelpflichtiger Urkunden enthält der $. 6. 
des St.u.T. Gefeges feine ausdrüdtiche Beftimmungz; da aber nach) dem 
Gefagten alle ftämpelpflichtigen Urfunden Beweis = Urfunden find, deren 
Beweisfraft yon dem Ausfagenden und feinem Berhältniffe zu dem Ge— 
genftande der Ausfage bedingt ift, fo folgt fhon daraus mit Nothiwendig- 
feit, daß aus der Urkunde die Individualität des Ausfagenden und fein 
Wille, etwas mit der Folge der Vertretung ausfagen zu wollen, erficht- 
lich fein müffe. Da diefe Bedingung nur durch die Unterfchrift ded Aus— 
fagenden erfüllt werben fann, infoferne es fih um Schriften handelt: fo 
ift die zweifellofe Fertigung ded Ausfagenden, fei e8 durch feine Namens 
unterfchrift, fei ed durd) fein Handzeichen ein unerläßlich formelled Erfor- 
berniß zur Stämpelpflichtigfeit einer Urkunde, was auch die zum $. 6. un= 
ter c. angeführten Hoffammerbdecrete beftätigen. | 

8. Der bisher befprochene Inhalt und die eben ald nothwendig nad)- 
gewiefene Förmlichfeit gehören fhon zu den Gattungs-Erforderniſſen, mo= 
durch ſich rechtliche Beweis-Urkunden yon andern Urkunden oder Schriften 
unterfcheiden müffen, 3. B. von einer biftorifchen Urfunde, von einer 
Abſchrift. Der $. 6. erklärt aber nicht ſchlechtweg jede Beweisſchrift 
von der befagten Gattung für ſtämpelpflichtig, fondern fagt vielmehr, 
daß jede Urfunde oder Schrift, welche zum Beweiſe oder zur Erthei— 
lung eined Rechtsanfpruches ꝛc. beftimmt iſt, fämpelpflichtig fei. 

Es ift daher nothwendig, den aus biefer Textirung hervorgehen- 
den Unterſchied genau zu erörtern, 

Da von ber Beftimmung einer Sade 

a) der Act, wodurch diefelbe zur Eriftenz gelangt, fo mie fie 
ſelbſt, | 

b) die Eignung zu ihrem Zwede, db. i. jene Eigenfhaft, dur 
welche fie ihrer Beftimmung entfprechen fann, 
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ce) die Verwendung zu ihrem Zwecke, d. i. die Vollziehung ihrer 
Beftimmung verfchieden iſt, fo folgt aus der Anordnung des $. 6.: 

a) daß nicht jede Urkunde, welche nach ihrem Inhalte von ber 
oben angezeigten Art und ihrer Form eine Beweis-Urkunde darftellt, 
ftämpelpflichtig it, wenn fie nicht zugfeich dazu die Beftimmung hat ; 
denn der $. 6. lautet nicht: jede Urkunde, welche eine eingegangene 
Berbindlichfeit ꝛc. beftätigt, fondern jede Urkunde, welche beftimmt ift, 
eine eingegangene Verbindlichkeit 2c, zu beftätigen. Hiermit ift aber nicht 
gefagt, dag die Beſtimmung als ein für fich beftehender Willendact der 
Erijtenz der Urfunde nachgehen müſſe; indeffen fann man von einer 
Sade, die noch nicht iſt, auch nicht fagen, daß fie eine Beſtimmung 
babe; fondern man kann nur fagen, daß man beabfichtige, ihr dieſe 
oder jene Beftimmung zu geben, fobald fie fein wird, oder fie zu die— 
fer oder jener Beitimmung in die Erijtenz zu rufen; 

b) daß die Eignung zum Zwecke nicht in Frage zu ziehen ift, weil 
der $. 6. nur die Beſtimmung und nicht die Eignung berückſichtiget hat 
und nicht geleugnet werden kann, daß eine Sade, welche nicht geeignet 
it, eine gewiſſe Beitimmung zu erfüllen, dennoch dieſe Beſtimmung er⸗ 
halten könne. 

Hiernach kann auch die Frage nicht in Erwägung gezogen — 
ob die Urkunde alle zur poſitiven Beweisfähigkeit erforderlichen Rechts⸗ 
förmlichfeiten befige ; 

g daß der Umſtand an ſich gleichgültig fei ‚ ob die Urkunde zu ihrer 
Beitimmung fchon verwendet wurde oder nicht, — indem die Beftimmung 
und die Berwendung einer Sache dazu in der Zeit nicht —— zu⸗ 
ſammenfallen müſſen. 

Der Inhalt und die Fertigung, welche erforderlich ſind, um eine 
Schrift objectiv als rechtliche Beweisſchrift erkennen zu laſſen, ſind daher 
das objective, die Beſtimmung derſelben dazu aber das ſubjective Erfor— 
derniß, welche vereint vorhanden ſein müſſen, um die Verpflichtung zum 
Urkundenſtämpel zu begründen. Wenn das objective Erforderniß allein 
genügen würde, ſo könnte dieſelbe Urkunde, z. B. der Taufſchein einer 
Perſon, ein ärztliches Zeugniß nicht einmal ſtämpelfrei, das andere Mal 
ſtämpelpflichtig ſein — denn Inhalt und Form ſind in beiden Fällen nicht 
verſchieden — die Verſchiedenheit kann alſo nur in der Beſtimmung der 
Urkunde liegen — und wenn gleich die Freiheit eine Ausname von der 
Regel iſt, ſo beweiſet doch der Umſtand, daß die Ausname ſich blos auf 
das ſubjective Erforderniß bezieht, d. i. in der beſondern Beſtimmung der 
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Urkunde liegt, das chen das fubjertive Erforberniß die wefentliche Be: 
dingung der Stämpelpflidhtigfeit ift *), - j 

9, Hierin allein findet nad dem Erachten des Verfaſſers die ſchwie— 
tige Frage ihre Löfung, ob und inwieferne Briefe unter die Beſtimmun— 
gen des St. u, T. Geſetzes für Urkunden fallen. 

Briefe find Stellvertreter mündlicher Mittheilungen zwiichen Per— 
fonen, welchen dieſe entweder wegen Entfernung nicht möglich find, ober 
melde aus andern Rüdfichten den Weg der fhriftlichen Mittheilung vor=. 
ziehen. 

Man iſt daher in der Regel nicht berechtigt, Briefen eine andere Be— 
ſtimmung, als die einer Mittheilung unter Abweſenden zu unterſchieben. 
Auch der Inhalt des Briefes, obgleich er die Rechtsverhältniſſe der ſich 
zuſchreibenden oder dritter Perſonen zum Gegenſtande hat, wird dazu 
noch nicht berechtigen, inſoferne er lediglich die Stelle der mündlichen 
Mittheilungen vertritt, und das Geſchäft, um welches es ſich handelt, 
wenn kein Hinderniß der perſönlichen Mittheilung entgegen ſtände, nach 
feiner Beſchaffenheit oder nach dem Verhältniſſe der Perſonen nur münd- 
lich abgethan worden wäre — oder wenn die correfpondirenden Perſonen 
den Gegenſtand ihrer Correſpondenz gar nicht als ein Rechtsobject berück⸗ 
ſichtigen, oder wenn die Mittheilung factiſcher Umſtände, wenn gleich von 
Augen- oder Ohrenzeugen gar nicht in der Abſicht eine Zeugenſchaft 
abzulegen, ſondern nur aus dem Bedürfniſſe der Miltheilung, zur Be— 
richtigung eines Irrthums, um der Wahrheit ihr Recht zu verſchaffen, 
oder über eine Frage, welche die Abſicht von der Mittheilung einen 
Gebrauch als Zeugniß zu machen, nicht erkennen läßt, u. ſ. w. geſchieht. 

Wenn ein Kind feinen Aeltern den Empfang eines zu feinem Un: 
terhalte beftimmten Betrages durch einen Brief beitätigt, fo ift es nicht 
die Abficht ded Kindes, den eltern eine Urkunde oder Schrift, melde 


*) Die Argumentation, daß die Abficht des Gefeges, nachdem e8 jede Ur— 
funde, wenn fie auch nur beftimmt ift, eine eingegangene Berbindlich- 
feit zu beftätigen, dem Stämpel unterwirft, um fo mehr jede Urkunde 
treffen müffe, welche fie (wrklich) beftätigt, wäre logiſch nicht richtig, 
weil der letztere Sa kein Minus von dem erfteren ift, fondern beide 
qualitativ verfchieden find; indem es fich fehr gut denken lüßt, daß 
irgend eine Sache eine Beftimmung erhalten haben könne, ohne die dazu 
nöthigen Eigenfchaften zu beſitzen, und andererfeits, daß fie diefe Eigen: 
fchaften befige, ohne daß der Wille befteht, ihr die mögliche Anwen- 
dung zu geben. 
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beſtimmt ift, eine erfüllte Verbindlichkeit zu beftätigen, auszufertigen, 
mithin ift auch der Brief dazu nicht beftimmt, — denn der Wille oder. 
die Abſicht mit einer Sade ift die Beftimmung der Sache, 

Wenn aber über die Erfolgung des gedachten Betrages, der Vor: 
mundfchaftöbehörde oder fonft einer Perfon, von welcher die Unterftü- 
gung herrührt, der Beweis zu liefern ift, fo wird der Brief, voraus- 
gefegt, daß das Kind von biefem Umftande wiffe, allerdings bie im 
$. 6. vorausgefegte- Beſtimmung haben, 

Wenn Jemand einem Freunde, oder auch einer fremben Perfon, 
von dem oder der er um ein Darlehen angegangen wurde, dieſes mit 
einem Briefe auf Treue und Glauben fendet,- ohne einen Schuldfchein 
zu fordern, oder gar mit Ablehnung jeder angebotenen Verſicherung, 
und der Schuldner, um feinen Danf abzuftatten, antwortet, und dabei 
den Empfang bed Darlehens mit der Zufage, ed eheſtens oder bis zu 
dem von ihm beftimmten Zeitpunfte abzutragen, berührt; fo fann man 
von beiden Briefen nicht fagen, daß ſich die fehreibenden Perfonen wech— 
felfeitig Urkunden auszuftellen beabfichtigten, welche die Beftimmung ha— 
ben, einerfeitd das Recht einzuräumen, mit dem überfchidten Betrage 
zu difponiren, andererſeits eine eingegangene Verbindlichkeit zu beftäfi- 
gen, fondern daß fie Tediglich zur Stellvertretung derjenigen Mitthei- 
lungen beftimmt waren, welche unter diefen Perfonen, wenn fie zufam- 
men gewefen wären, nur mündlich flattgefunden hätten, 

Die Tertirung bed $. 6. enthält daher, wenn fie auch einerfeits 
die Unfenntniß der Rechtsförmlichkeiten nicht berüdfichtigt,, wo die Ab- 
fiht auf die Auöftellung einer Beweis-Urfunde gerichtet iſt, andererfeits 
feinen. unnatürlihen Zwang für ſolche Deittheilungen, in welchen die 
Abſicht auf Die Ausfertigung von Beweisfchriften nicht gerichtet ift, und 
läßt daher Perfonen, welche gegen einander auf Treue und Glauben 
handeln, oder. deren Handlungen nicht durch die Rechtsgebote, fondern 
dur jene der Freundfchaft beftimmt werben, frei gewähren. 

Da dad St. u. T, Gef. nur die urfprüngliche Beſtimmung einer 
Schrift oder Urkunde berüdjichtigt (S. $. 10. 1.), fo kann ein berlei 
Drief durch die nachträgliche Beſtimmung eined andern, als des Aus: 
ftellerg, zum Beweife gegen benfelbert, für oder gegen eine dritte Per— 
fon nie zu einer Urkunde im Sinne des St, u. T. Gefeßed werben, 
d, i. nicht mehr dem Urkundenſtämpel unterliegen. 

10. Die Beftimmung einer Sache beruht auf einem Willendact, 
welcher, damit man, die Beftimmung der Sache erfennen fünne, durch 
eine Erklärung oder Handlung ausgefprochen werden muf. 
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Die Frage ift daher weiter: wann ift man berechtigt zu fagen, daß 
eine Urkunde beftimmt fei, eine eingegangene Verbindlichkeit zu beftäti- 
gen 2c., oder was ſind die Merkmale diefer Beltimmung ? 

Bei einem zweis oder mehrfeitig verbindlichen Vertrage wird bie 
Beftimmung der Urkunde im Sinne ded $. 6. ded St. u. T. Geſetzes 
fhon durch die Fertigung der ſich verbindenden Perfonen, aber auch 
nicht eher ausgeſprochen, denn dadurch ift das Geſchäft gefchloffen. 

Bei allen Urkunden dagegen, welche nur von dem Berechtigten oder 
dem Berpflichteten ausgeftellt werden, läßt die bloße Unterfertigung bie 
Beftimmung der Urfunde nicht entnehmen. Durch die Unterfertigung ift 
zwar effennbar, daß der Inhalt der Urfunde von dem Ausſteller aus— 
gehe, aber fo lange die Urfunde in feinen Händen ſich befindet, bleibt 
es zweifelhaft, ob die Verbindlichkeit, deren Eingehen oder Erfüllung 
fie beftätigt, wirflic eingegangen, wirklich erfüllt, ob das Recht, deffen 
Beräufßerung fie enthält, wirflic veräußert wurde, und ber Ausfteller 
folglih mit der Urkunde einen Beweis gegen ſich gewähren wolle. Es 
kann daher auch nicht mit Gewißheit gefagt werden, daß die Urfunde 
bie Beitimmung babe, eine eingegangene, erfüllte Verbindlichkeit ꝛc. zu 
beftätigen, 

Wer 3.2. ein Anleihen von einer beitimmten Perfon aufnehmen will 
und ſich zu diefem Ende mit einem Schufdfcheine verfieht, hat den Schuld⸗ 
ſchein bei feiner Ausfertigung nicht zur Beftätigung einer eingeganges 
nen Berbindfichfeit beftimmen fönnen, weil die Verbindlichkeit nicht ein= 
gegangen war, und müßte dem Sculbfcheine diefe Beftimmung auch ge= 
geben haben, wenn er das Darleihen nicht erhält; der Schuldfchein hatte 
daher nicht die Beitimmung , etwas gegen ihm zu beweifen, fondern diefe 
war ihm nur bedingt für den Fall zugedacht — als er das Darleihen er- 
balten follte. Wenn in dem Nachlafje eines Verftorbenen ein Schuldſchein 
oder eine Quittung von ihm gefunden wird, fo kann aus dieſen Documen⸗ 
ten allein Niemand entnehmen, welche ihre Beſtimmung war, ob das 
Darleihen zurüdgezahlt, der Schuldfchein wieder eingelöft, oder eriteres 
gar nicht gegeben, ob die Leiſtung, melde die Quittung beftätigt, wirf- 
lich erfolgt oder die Quittung blos vorbereitet war. Es bfeibt daher auch 
ihre Beitimmung zweifelhaft. 

Ebenfo verhält es fich mit jenen Schriften, weldye Thatfachen beitä= 
tigen. Abgefehen von den Beftimmungsgründen, welde, nad) der Erör— 
terung über die Stämpelpflichtigfeit der Briefe, den Mittheilungen von 
Thatfachen zu Grunde liegen fünnen, welche hintendrein als Zeugniffe 
benügt werben können — ift ed, fo lange fie fidy in den Händen des Aus— 
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ftelferd befinden, noch immer ungewiß, ob biefer fie nicht wegen irgend 
einer Unrichtigfeit zurüd behalte, oder ihre Beftimmung eine anderweitige, 
als die ift, für oder gegen Jemanden zum Beweife zu dienen, 3. B. ein 

hiftorifcher oder Archival-Zweck. 

Bei diefen und allen Urkunden, welche nur die Unterfchrift des Aus— 
ftellerd tragen, und fich noch in feiner Verwahrung befinden, ift ihre fub- 
jective Beftimmung an und für fi nicht erfennbar, wenn nicht mit dem 
Inhalte, welcher derfelben ald Objeet der Stämpelabgabe eigenthümlich 
ift, eine Erklärung hierüber verwebt oder durch eine anderweitige That- 
ſache, ald: die Uebergabe an eine Mitteldperfon mit der Erklärung, die 
Urkunde demjenigen, für den fie beftimmt ift, zu übergeben, oder bie 
Uebergabe an die Perfon felbft ihre Beitimmung ausgeſprochen wird, 

Die Erörterung diefer Frage könnte überflüffig erjcheinen, weil 
nah dem $. 92. jede ftämpelpflichtige Urkunde gleich urfprünglih auf 
geftämpeltem Papiere gefchrieben werden muß, und eine Nachſtämplung 
derfelben nicht geftattet ift, — allein es ift nicht dasfelbe, ob von einer 
Urfunde, weil die gefeliche Anforderung nicht erfüllt wurde, fein Ge— 
brauch gemacht werben fünne, oder ob ſchon wegen ihrer Eriftenz der 
Anſpruch auf eine Gebühren und Strafentrichtung beftehe — welches 
Vegtere um fo mehr in Abrede geftellt werden muß, ald ber $. 92. die 
Forderung nur an fämpelpflichtige Urkunden ftellt, welche Eigen- 
fchaft derlei Urkunden unter den erörterten Umftänden noch nicht, oder 
wenigftend nicht zweifellos befigen. | 

Es erübrigt noch die Frage: ob, wenn die Urkunde die objectiven 
Erforderniffe einer ſtämpelpflichtigen Urkunde befigt, die Beftimmung 
der Urfunde zu dem Zwede, zu welchem fie verwendbar erfcheint, ver= 
muthet und fie folglich fo lange für ftämpelpflichtig gehalten werden 
dürfe, bis dieſe Vermuthung entfräftet wird, 

Es ift ſchon oben nachgewiefen worden, daß die Beftimmung zum 
Beweife zu den Erforderniffen der Stämpelpflichtigfeit einer Urfunde 
gehört, und mit den objectiven Erforbernifen vereint vorhanden fein 
müffe, damit bie Urkunde als ftämpelpflictig erkannt werden Fönne, 
woraus fich zugleich ergibt, daß Demjenigen, welcher die Stämpelpflich- 
tigfeit der Urkunde behauptet, aud obliegt, das Vorhandenſein dieſer 
Erforderniffe nachzumeifen, und eine derlei Vermuthung, welde zugleich 
die einer Gefegübertretung in ſich fchließt, nicht zuläffig erfcheine. 

Anders ift ed, wenn nebft den objertiven Erforderniffen noch ein 
anderes Fartum, welches zu dem Schluffe berechtigt, daß die Urkunde 
die Beftimmung zum Beweife habe, oder gar ſchon dazu verwendet 
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wurde, vorliegt, z. B. wenn die Urkunde in den Händen der Partei, 
der ſie nach ihrem Inhalte zum Beweiſe dienen ſoll, oder ihres Bevoll— 
mächtigten gefunden wird, oder wenn bei einem, in den Händen des 
Adreſſaten gefundenen Briefe die Art und Weiſe, in welcher ſich darin 
über ein Rechtsgeſchäft ausgedrückt wird, und überhaupt ſein ſonſtiger 
Inhalt, das Verhältniß der Perſonen, zwiſchen welchen er gewechſelt 
wurde, und andere Umſtände zu dem Schluſſe berechtigen, daß der Brief 
nicht ausſchließlich die Stelle der unmöglichen oder durch beſondere Um— 
ſtände verhinderten mündlichen Mittheilung vertrete. 

In dieſen Fällen wird es der Partei allerdings obliegen, den Ge— 
genbeweis zu führen, daß die Handlung, welche zu dem Schluſſe be— 
rechtigt, nicht von ihr geſetzt worden ſei, die Urkunde nicht von ihr 
erfolgt, ſondern wider oder ohne ihren Willen in den Beſitz deſſen 
übergegangen ſei, bei welchem ſie gefunden wurde, oder daß der Brief 
dennoch nur die gewöhnliche Beſtimmung der Mittheilung unter Abwe— 
ſenden hatte, 

11. Die Urkunden des 8. 6. zerfallen mit Rückſicht auf den Ort 
der Ausftellung in Urfunden oder Schriften, welche innerhalb der mit 
ber Stämpelabgabe belegten Ländern, und in folde, welche außerhalb 
derfelben ausgefertigt werben, 

Bon den eritern find nah $. 5. alle Augdfertigungen an Privat: 
perfonen auszufcheiden, welche. ſich ald gerichtliche oder Amtliche Acte 
darftelfen, für welche nad) $. 81. 6. die Stämpelfreiheit als Negel zu 
gelten hat. 

Die Ausnamen von diefer Negel find: 

1) Alle Ausfertigungen Öffentlicher Behörden, Nemter und Obrig— 
feiten, worin perſönliche Eigenfchaften, Thatfachen oder Umjtände beitä- 
tigt werden, um Demjenigen, für welchen fie ausgeftellt werben, zu= 
nächft im Berhältniffe zu britten Perfonen, ald Beweismittel zu dienen, 
unterliegen dem Urkundenſtämpel. 

2) Unterliegen nachſtehende Ausfertigungen öffentlicher Behörten, 
Aemter und Dbrigfeiten als gerichtliche oder Amtliche Acte dem Stäm- 
pel: Protokolle in Parteiſachen, gerichtliche und Amtliche, einfache und 
vidimirte Abfchriften, die tarativ angegebenen gerichtlichen Erfenntniffe 
erfter Inſtanz in Streitfadhen, die gerichtlichen Verordnungen zur Ein— 
antwortung der Verlaffenichaft, oder zur Uebergabe des Pupillar- oder 
Gurateld : Bermögend, einige auf Fideicomiffe Bezug nehmende gericht- 
liche Ausfertigungen, Depofiten = Exrtracte, Gült-, Gewähr: und Gag: 
briefe, Landtafel- und Grundbucds-Ertracte, Päffe und Wanderbücer. 
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3) Unterliegen aus ben erwähnten ftämpelpflichtigen gerichtlichen 
und ämtlichen Acten Protofolfe dann dem Urfundenftämpel, wenn fie 
tie Stelle von Urkunden, welche einen höheren, als den Protofollsftäms 
pel erfordern, vertreten. 

4) Bleiben zufolge $. 84. alle Ausfertigungen öffentlicher Behör—⸗ 
den und Aemter, in Geſchäften, rückſichtlich deren, wenn ſie von Pri— 
vaten unternommen würden, die Urkunden und Schriften dem Stämpel 
unterworfen wären, auch dem Urkundenſtämpel (inſoweit hier blos die— 
ſer berückſichtigt wird) in dem Falle unterworfen, wenn die Stämpelge— 
bühr nicht aus dem Staatsvermögen für ſie beſtritten werden müßte 
(S. $. 7. C, 34.). 

Dieß ift der Fall bei allen zwifchen Privaten und den verſchiede⸗ 
nen Zweigen ber Staatdverwaltung abgefchloffenen zweijeitig verbind- 
lichen Berträgen hinſichtlich jenes Eremplares, welches die Behörden 
erhalten ($. 94.), ferner tritt dieſer Fall ein, wenn öffentlihe Behör— 
den und Aemter ein Privat» oder ein demſelben gleichgeftellted Vermö— 
gen verwalten, oder in Vertretung von Privatperfonen oder denfelben . 
gleich zu haltenden Gorporationen oder Sonden Rechtsgeſchäfte beforgen. 

Meberhaupt aber können nur ſolche Ausfertigungen öffentlicher Be: 
hörden, Aemter und Obrigfeiten unter ämtliche oder gerichtliche Acte fub- 
fumirt werden, wozu Diefelben nach ihrer Amtswirkſamkeit berufen find, 
und insbeſondere fünnen nur folche obrigfeitliche Ausfertigungen darunter 
gezählt werden, welde lediglich die Ausübung der Ten Obrigfeiten über- 
tragenen Amtsgewalt, nicht aber ihre Privatrechte zum Ed 
. haben. 

Mit Rüdjicht auf diefe Befchränfungen redueirt fi ch die Anwendung 
des $. 6., bezüglich der Ausfertigungen des ſtämpelpflichtigen Inlandes 
auf ůrtunden welche nur zwiſchen Privatperſonen über Rechte oder Ver: 
bindlichkeiten errichtet werden, und auf Urkunden über Privatrechte und Ver— 
bindlichkeiten, welche von Privatperfonen unter öffentlicher Autorität oder 
yon Öffentlichen Behörden und Aemtern in Bertretung von Privatperfonen 
oder jure privatorum errichtet werden, und auf bie Urfunden des $. 21. 

Was die nicht im Hämpelpflidtigen Inlande ausgefertigten Urkunden 
und Schriften betrifft, fo find nach $. 82. alle im Ausfande oder im ſtäm— 
pelfreien Inlande ausgefertigten Urkunden und Schriften, welden nah 
ben Beftimmungen des 8. 81. nicht die unbedingte Stämpelfreibeit zu— 
fommt, nur bedingt vom Stämpel befreit. Sobald von diefen Urkunden und 
Schriften ein ämtlicher Gebrauch gemacht wird, müffen fie zuvor der gehörigen 
Stämplung unterzogen, d. i. es müffen bie bis zu ihrem ämtlichen Gebrauche 
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ſuſpendirten allgemeinen Beſtimmungen über den Urkundenſtämpel auf ſie 
in Anwendung gebracht werden. 

Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß alle jene Urkunden 
des Auslandes und des ſtämpelfreien Inlandes, welche nach der voraus— 
gehenden Auseinanderſetzung im ſtämpelpflichtigen Inlande ausgeſtellt, dem 
Urkundenſtämpel unterliegen, ſodann gleichfalls demſelben unterworfen ſind. 

Im ſtämpelpflichtigen Inlande ſind jedoch gerichtliche und ämtliche 
Ausfertigungen nur zum Theile dem Urkundenſtämpel zugewieſen, und 
einige davon einer für ſich beſtehenden Abgabe unterworfen, die ans 
dern aber unbedingt vom Stämpel befreit, — Diefe Ausfertigungen 
fönnen gleichfall8 die Hebertragung von. Rechten, die Erlaffung von Ber: 
pflichtungen, die Betätigung ihrer Erfüllung enthalten, perſönliche Eigen- 
fchaften, Thatfachen, Umftände beftätigen, fomit jenen inhalt haben, wel: 
hen der $. 6. ald ein Griterium ftämpelpflichtiger Urkunden angibt. 

Es ijt bereit3 im zweiten Abſatze nachgewiefen worden, daß auf ämt- 
liche oder gerichtliche Audfertigungen des Auslanded, welche im ftämpel- 
pflichtigen Inlande dem Stämpel für gerichtliche oder ämtliche Acte un— 
terliegen würden, wenn von ihnen ein ämtlicher Gebrauch gemacht wird, 
die Beftimmungen für gerichtliche und ämtliche Aete nicht in Anwendung 
fommen fünnen, und daß biefelben folglich, weil fie unter den Ausnams— 
beftimmungen, welche der $. 81. enthält, natürlich nicht erfcheinen, dem 
Urkundenftämpel unterliegen, Es wird alfo darauf anfommen, ob fie den 
Titel zur Erwerbung eines dinglichen oder perſönlichen Rechtes einräumen, 
Berzichtlerftungen auf Rechte oder beftimmte Sachen find, oder ald Zah— 
lungsbeftätigungen des Berechtigten an den Verpflichteten ſich darftellen, 
um unter bie Beftimmung des $. 7., 17. und 23., oder ob fie blos die 
Anerkennung eined Rechtstiteld, perfünliche Berechtigungen u. f. w. enthals 
ten, um unter die Beftimmung bed $. 23, fubfumirt zu werden. Grund: 
buchs⸗ und Depofiten = Ertracte, die Vidimirung oder Beglaubigung einer 
Abſchrift, werden nad) ihrer Wefenheit unter der mau des $. 21. 
begriffen werden müſſen. 

Nach dem $. 82, bleiben jedoch auch alle Urfunden oder Schriften 
des Auslandes, welchen nad) den Beftimmungen des $. 81. die unbedingte 
Stämpelfreiheit zu Statten fommt, unbedingt vom Stämpel befreit. Hier: 
durch ſcheint aber nicht gefagt zu fein, daß alle" Ausnamen des $. 81. auf 
biefelben unbedingte Anwerdung haben — fondern nur, infoferne welde 
für fie im $. 81. enthalten find, 

Wirflic enthält der 9.81. nicht blos Ausnamen vom Urfundenftäm- 

pel, jondern auch Ausnamen von den Stämpelbeftimmungen für ämtliche 
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oder gerichtlidye Acte. Jofoferne aber die Beftimmungen über den Stäm- 
pel für gerichtliche und Ämtlihe Acte auf Ausfertigungen ausländijcher 
Aemter oder Behörden nicht anwendbar find, fcheint ed auch nicht zuläffig, 
daß ed die Ausnamen fein, insbefondere, da der Grund diefer Ausname 
nur die Umlegung der Gebühren von den Ausfertigungen auf die Einga- 
ben ift. 

Es fünnen daher nad) dem Erachten des Berfaffers die im $. 81. 6. 
angedeuteten ämtlichen Ausfertigungen ded Auslandes und ftämpelfreien 
Inlandes an Privatperfonen die unbedinate Stämpelfreiheit nicht in An- 
ſpruch nehmen, und müffen folglich bei einem ämtlichen Gebraude, wenn 
fie unter den im $. 6. aufgeftellten Begriff von Urkunden nicht fallen, mit 
dem Beifagenftämpel verfehen werben. 

Ferner enthält derg. 81. Ausnamen, welche bIos für das Inland gel= 
ten, und auch bier nur im befchränften Umfange ($. 7. C. 19.) — was 
ſchon daraus zu entnehmen ift, weil einige dieſer Ausnamen ($. 81. 8. bis 
10. 17. 19.) aus den Terten für das Tomb, =venet. Königreich und Dal- 
matien, mo bie den Ausnamen zu Grunde liegenden Berhältniffe nicht 
vorhanden find, hinweggelaffen wurden, was bei einer Allgemeingültig- 
feit derfelben für derlei Schriften, ob fie im, In= oder Auslande ausge: 
fertigt werden, nicht hätte geſchehen fünnen — nachdem der $. 81. aud) 
für die Anwendung des Beilagenftämpeld in * 68. 30., 12., 53., 64. 
und 72. berufen ift. 

Ueberhaupt fcheint Daraus zu erhellen, daß nur ſolche Ausnamen auf 
Urkunden und Schriften des Auslandes oder ftämpelfreien Inlandes An= 
wendung haben fünnen, wo der Grund der Ausname nicht ein perfünlicher 
oder particulärer, fondern ein allgemeiner ift, wie die Ausnamen der Abs 
füge 23., 27., W., 29, 30., 34—39. 

Hieraus ergibt fi, daß die Anwendung des $. 6., binfichtli der 
Urfunden und Schriften des Auslandes und des ftämpelfreien Inlandes 
eine ausgedehntere fei, als hinſichtlich der im ftämpelpflichtigen Inlande 
felbft ausgefertigten Urkunden und Schriften. 

12, In Beziehung auf die Zeit äußert das Stämpelgefeg eben fo 
wenig, wie andere Gefege, eine rückwirkende Kraft (Rundmachungs-Pa- 
tent), und hat daher nur auf bie, feit feiner Wirkfamfeit im ftämpelpflichs 
tigen Inlande ausgefertigten Urfunden und unternommenen: gerichtlichen 
oder Ämtlichen Acte, dann auf jene außerhalb deöfelben ausgefertigte Ur= 
funden, welche ſeitdem zu einem ämtlichen Gebrauche verwendet werden, 
Anwendung. 

Dagegen haben nach dem Kundmachungs- Patente die früheren Stäm- 
pelvorfchriften ihre Wirkfamfeit bezüglich. jener Urkunden, für welche bie 
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mit diefen Gefegen vorgefchriebene Abgabe nicht entrichtet wurde, nicht 
verloren, fondern binfichtlich diefer Urkunden ift nach den früheren Gefe- 
gen zu verfahren, 

Werden ftämpelpflichtige Urkunden als Beilagen zu einem gerichtli⸗ 
chen oder ämtlichen Acte verwendet, ſo können möglicherweiſe folgende 
Fälle eintreten: 

Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stämpelabgaben fällt 

a) in die Zeit der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes, 

b) früherer Stämpelgeſetze, 

c) vor dem Beitande einer Stämpelgefeggebung , oder 

d) fie beftand nach den früheren Geſetzen ausnamsweiſe nicht, oder 

e) die Urkunde iſt im Auslande oder im ſtämpelfreien Inlande in 
einem diefer drei Zeiträume audgefertigt worden. | 

In den beiden erften Fällen ift die Verwendung ald Beilage, obne 
eine neuerliche Abgabe geftattet, wenn die Urfunde den jeweiligen Vor— 
ſchriften entſprechend geftämpelt ift — im Uebrigen ift die Gebühr, welche 
nad) den früheren VBorfchriften für die Urfunde an und für ſich hätte ent- 
richtet werden follen, nachträglich zu entrichten. 

- In den beiden folgenden wird nicht der Urkunden, fondern blos der 
Beilagenftämpel gefordert (S. $. 30. a, b.), im legten Falle wird ohne 
Rückſicht auf die Zeit der Ausftellung derjenige Stämpel gefordert, der 
nad dem gegenwärtigen. Gefege für Urkunden entfällt, wenn nicht eine 
unbedingte Befreiung im Grunde des $. 81. befteht. 

Hiernach ist die Verpflichtung zur Entricptung des Urkundenſtämpels 
binfihtlic der im Inlande ausgefertigten Urkunden in Abficht auf Die Zeit 
ihrer Ausfertigungen, auf die Zeit des Beſtandes der Stämpelgefegge: 
bung und das zur Zeit ihrer Ausfertigung beftandene Gebührenausmaß 
beſchränkt — während fie hinfichtlidy der im Auslande oder im ſtämpel⸗ 
freien Inlande ausgefertigten Urkunden durch die Zeit ihrer Austellung 
feine Beihränfung erleidet, weil die Verpflichtung zur Entrichtung der 
Abgabe nicht mit dem Zeitpunfte ihrer Errichtung, fondern ihres ämtli— 
chen Gebrauches eintritt. 

13. Nach den $$. 31., 43., 54., 65. und 73. des St. u. z. G. 
ſind jene Protokolle, welche die Stelle ſolcher Urkunden vertreten, die 
einem höheren Stämpel unterliegen, als welcher für Protokolle, als ge— 
richtliche oder ämtliche Acte bemeſſen iſt, dem Urkundenſtämpel unterwor⸗ 
fen, wobei auf die $. 6. bis 24, über den Urkundenſtämpel durch Berufung 
bingewiefen wird, 

Durch dieſe Berufung und Hinweiſung entſteht der Zweifel, ob auch 
jene Protokolle, worin perſönliche Eigenſchaften⸗, Thatſachen oder Um⸗ 
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fände beftätigt werben, um demjenigen, für welchen fie aufgenommen 
werben, zunächſt im Verhältniſſe zu dritten Perſonen zum Beweiſe zu 
dienen, dem im $. 21. feſtgeſetzten Stämpel — nur dem Protokollsſtäm⸗ 
pel unterliegen. 

Für die letztere Amame ſpricht der Wornlaut der s$. 31. und 54,, 
wornach Augenfcheind:, Schätzungs⸗, Licitations⸗ und andere dergleichen 
Protokolle als folche dem Protokollsſtämpel ausdrüdlich zugemiefen wor= 
den find, Ein Augenſcheins⸗, ein Schägungs - Protofoll it aber an 
und für fich nichts als eine der im g. 21. befchriebenen Urkunden mit dem 
Unterfchiede, daß dieſe unter öffentlicher Autorität in Protokollsform 
aufgenommen iſt. Da ferner nad) dem Wortlaute der $. 31., 52. und 73. 
ein Protokoll, welches die Stelle einer Urkunde vertritt, nicht zugleich dem 
Protokolls und dem Urfundenftimpel, fondern nur alternativ dem einen 
oder dem andern unterliegt, da ferner in den $$. 31. und 54. die Augen 
ſcheins⸗, Schägungs : und Licitationd = Protofolle nicht tarativ aufgeführt 
find, fo dürfte man zu der Folgerung berechtigt fein, daß Protokolle, de= 
ren Inhalt mit dem Inhalte der im $. 21. befchriebenen Urkunden über- 
' einfommt, nur den Protofofls: und nicht den Urkundenftämpel des $. 21. 
erfordern, und daß durch die Beziehung auf die 89. 6—24. nur im All⸗ 
gemeinen auf die Borfchriften über den Urkundenſtämpel hingedeutet, nicht 
aber angedeutet werden wollte, daß jede der im $. 6—24. enthaltene Be- 
ſtimmung auf Protofolfe Anwendung haben müffe, was ſchon deßhalb nicht 
gefchehen fonnte, weil mehrere wie die Beftimmungen für Wechfel- und 
Handelsbücher auf fie ganz und gar unanwendbar find, 

Diefe Anficht fcheint durch das zum $. 81. 2. a. und $. 54. f, ange= 
führte hohe Hoffammerbecret vollfommen beftätigt zu fein, in welchem 
festeren nad) Anführung aller Beitanbtheile eines Schägungs-Protofolfes, 
darunter des Befunded der Sachverſtändigen, ausdrücklich erklärt wird, 
daf es dem Protokollsſtämpel unterliege, weil es, wenn ed nichtd anderes 
als dieſe Beftanbtheile enthafte, weder Die Stelle einer Urkunde, wodurch 
der Titel zur Erwerbung eines Rechtes auf eine Sache oder Leiftung, 
oder einen Geldbetrag eingeräumt , oder die Berzichtleiftung auf diefelben 
ausgefprochen, oder die Erfüllung eingegangener Verbindlichkeiten beftä= 
tigt, oder die Abtretung von Redten oder deren Befeftigung ftattfinden 
würde, noch die Stelle einer Eingabe vertrete, 

Es iſt daher aus biefer Erläuterung offenbar, daß fie den Begriff 
von Urfunden, in deren Stellvertretung das Protokoll dem Urfundenftäm- 
pel unterliegt, auf diejenigen befchränft, welche die Uebertragung von 
Rechten, oder die Erfüllung oder Erlaffung von Verpflichtungen zum Ge: 
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genſtande haben, wornach die im $. 21. bezeichneten Urkunden, went jie 
den inhalt eined Protofolfes bilden, den höhern Stämpel des g. 21. nicht 
erfordern. | - 

Das zu $. 43. unter b. angeführte Hoffammerbecret bemerkt, daß 
die artieulirten Zeugenausfagen vermöge des $.43. ſchon urfprünglich auf 
geitämpeltem Papiere aufgenommen werden müffen, und das unter c, mit⸗ 
getheilte, daß auch Ämtliche nicht gerichtliche Schägungen bei einem, Do: 
minium dem Protofollsftämpel von 6 fr. nach $. 73. unterliegen, un= 
geachtet diefe Protokolle ihrer Wefenbeit nach nichts anderes, ald Urfuns 
den der im $, 21. bezeichneten Gattung find, 

Ein weiterer Grund dürfte auch der fein, daß der $. 21. zunächft fol: 
he Ausfertigungen vorausſetzt, welche in die Hände deren, denen fie be- 
weifen follen, zu fommen haben, was bei ämtlihen Driginal-Protofollen 
nicht der Fall ift, ob aber die gerichtlichen und Ämtlichen Ausfertigungen 
darüber an die Parteien nicht ald Urkunden des $.21. zu behandeln feien, 
it eine. andere Frage, deren jedesmalige Entfheidung ($. 81. 6. b:) zu⸗ 
nächſt von dem Inhalte derfelben bedingt ift. 

Die weitere Frage ift: wann fünnen Protofolfe ald Stellvertreter 
von Urkunden mit der bereits erörterten Befchränfung angefeben werden ? 

Aus den 88. 31. e., 43. d., 73. 1. angeführten hoben Hoffammer- 
deereten erhellet, daß eine unerläßlihe Bedingung die Unterfchrift der 
Parteien ift, ohne welche überhaupt eine fHämpelpflichtige Urfunde nicht 
beſteht; ferner aus den zu $. 31. h. k., 54. g. h., 65. a. b., 73. d—i, 
1. mitgetheilten, daß mit der Unterfehrift die Verpflichtung zum Gebrauche 
des Urfundenftämpels fihlechtiweg verbunden ift — und daß nicht blos für 
die erfte, fondern jede weitere Driginal-Ausfertigung, fo wie für die Aus- 
fertigung jeder befondern Vertrags » Urkunde im Grunde des Protokolls 
diefelbe Verpflichtung befteht. 

Nur Licitationd = Protokolle, welde ſich zugleich ald Vertrags = Ur- 
funden darftellen , werden, weil der zu verwendende Urfundenftämpel ſich 
im Vorhinein nicht beftimmen läßt, nad) den $$. 31. f., 43, e., 73. o—r. 
angeführten hohen Hoffammerbecreten nicht ald Die Stelle von Urfunden ver⸗ 
tretend angefehen — wenn im Grunde derfelben nachträglich eigene Ver⸗ 
trags⸗ Urkunden ausgefertigt werden, worüber die Nachweifung jedesmal 
geleijtet werden muß. 

Zwar foheint das zu $. 31. unter g. angeführte hohe Hoffammerbde: 
eret vom 8, März 1843, 3. 4186., im Allgemeinen zu erflären, daß Proto— 
folle die Stelle der Urfunden nicht vertreten, wenn über das aufgenom- 
mene Protofoll eine eigene Bertragsslirfunde ausgefertigt wird — allein 
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das zu $. 92, unter 8, angeführte hohe Hoffammerdecret vom fpäteren 
Datum, nämlich vom 10. Juli 1843, 3. 19,658, befchränft dieſes Zu— 
geftändniß überhaupt nur auf den Fall, wenn nicht fchon im Beginne der 
Berhandlung, oder. der Aufname des Protofolls, die Größe des Stämpels 
erfennbar-ift, und dem Gefege aud; nicht auf die Weife Genüge gefche- 
ben kann, daß die betreffende Stelle auf dem gehörigen Stämpel gefchrie= 
ben und dem Protofolle eingeheftet werde. 

14. Die im $. 82. angeführten Urkunden find bedingt befreite, mit⸗ 
bin ſolche, welche ohne dieſe Beitimmung der Regel des $. 6. folgen müßten. 
Hieraus ergibt ſich aber die weitere Folge, daß unter demfelben Feine Ur— 
funden verftanden fein fünnen, welde nicht unter den Begriff des $. 6. 
fallen, indem diejenigen Urfunden oder Schriften, bei welchen die Crite— 
rien einer ftämpelpflichtigen Urkunde nicht — ſind, einer Ausname 
gar nicht bedurften. 

Rechnungen und Gegenrechnungen, welche von dem Rechnungsleger 
oder Demjenigen, welchem die Rechnung zu legen iſt, nicht gefertigt ſind, 
welche Jemand verfaßt und fertigt, der nicht in dem Falle iſt, ſelbſt Rech⸗ 
nung zu legen, und über bie Verwendung eines anvertrauten Gutes Re= 
chenſchaft geben zu müffen, und welche daher eigentlich nur eine Zuſam— 
menftellung im Grunde vorhandener Recdhnungsbeilagen find, Rechnungs- 
beilagen, welche nur unfaldirte Conti oder Berechnungen ven Forderun- 
gen oder überhaupt nicht ftämpelpflichtige Urkunden find, können auch durch 
den ämtlichen Gebrauch feine Urkunden im Sinne des $. 6. werben, und 
daher im Falle desſelben nur den Beilagen-, nicht den Urkundenftämpel 
erforderlich machen. 

Ob fie im Falle, daß fie als ſtämpelpflichtige Urkunden angefehen 
werden fünnen, dem Claſſenſtämpel oder dem Stämpel des '$. 23. unter= 
liegen, wirb lediglich Davon abhängen, ob fie den Rechtstitel zu einer For- 
derung einzuräumen, ober bie Leiſtung einer Zahlung zu beftätigen beftimmt 
waren ober nicht, 

Daß fie Geld oder Geldeswerth zum Gegenftande haben, ift allein 
zur Anwendung des Claſſenſtämpels nicht genug, fo wie ed auch nicht 
darauf anfommt, was damit bewiefen werben will, oder zu welchem Zwede 
fie verwendet werden — weil’die Stämpelpflichtigfeit einer Urfunde nur 
durch ihre urfprüngliche Beftimmung begründet wird, und dieß auch von 
den bedingt ftämpelfreien Urkunden gilt — nachdem für fie ald Ausname 
von der Regel feine andern Griterien der Stämpelpflichtigfeit, ald für die 
urfprünglic ftämpelpflichtigen feitgefegt worden find. (S. $. 83. i.) 

45. In dem zum $. 95. D. 1. angeführten hohen Hoffammerbecrete 
ift es als eine Webertretung bes $. 95. des St. u. T. Geſetzes erklärt, 


560 F Anhang D. 13. 


wenn der Gläubiger in einem von ihm gefertigten Löſchumzsgeſuche ohne 
Beilegung der Zahlungsquittung die geleiftete Zahlung beftätigt, und um 
Löſchung der Schuldpoſt das Anfuchen ftellt. Diefer Fall Teitet überhaupt 
auf die Frage hin, ob Eingaben, welche ſich en:weder nur als rechtsver⸗ 
bindliche Erklärungen darſtellen, oder in welchen diefelben mit einem Petit 
verbunden werben, dem Eingaben=, dem Urfundenfkimpel, oder beiden zus 
gleich unterliegen. Eine ausdrückliche VBorfchrift it in dem St. u. T. Gel. 
darüber nicht enthalten. Der $. 96. iſt nad) feinem Wortlaute und mit 
Rüdficht auf den Schlufabfag des $. 98. nur aftf' Urkunden anwendbar, 
Es fann daher nicht angehen, Daß der Stämpel für eine derlei Schrift, 
welche ſich zugieic) ald Eingabe umd eine rechtöverbindliche Erklärung dar: 
ftellt, nad) derjenigen Eigenfchaft gewählt werde, welde den höhern Stäm: 
pel erfordert, auch fteht die Beitimmung des $. 95. nach der in dem bezo— 
genen hohen Hoffammerdeerete gegebenen interpretation im Wege. Es 
wird daher, um nicht gegen die Stämpelvorfchriften zu verftoßen, noth— 
wendig fein, die Erklärung von der Eingabe zu trennen, ed wäre denn, 
daß die Eingabe oder die Erflärung, oder beide ausnımaweife vom Stäm: 
pel befreit wären (S. $. 81. 16. m.), wo dann diefe Nothwendigfeit 
entfällt. 

Anders fcheint fich jedoch die Frage zu geftalten: wenn eine öffentliche 
Behörde nicht als foldhe, fondern in der Eigenfchaft eines Privat - Unter 
nehmers verbindliche Erflärungen entgegen nimmt, wozu nicht gerabe er: 
forderlich fein dürfte, daß fie ein der Privat » Induftrie fonft überlaſſenes 
Gefchäft regelmäßig betreibe, welche Borausfegung die zu $. 68. unter e. 
f. angeführten Hoffammerbdecrete enthalten, fondern daß fle ſich überhaupt 
in einzelnen, fei ed vorübergehenden oder wiederkehrenden Fällen in die 
Stellung eines Unternebmers von privatrechtlichen Geſchäften verfege und 
dadurd die Parteien, welche mit ihr in Gefhäftsverbindung treten wollen, 
oder getreten find, berechtige, fie nicht als öffentliche Behörde, fondern 
als Gontrahenten, ald Privatperfon, anzufehen, wornad daher zur Trens 
nung der verbindlichen Erklärung von der Eingabe ebenfalls Feine Noth— 
wendigkeit beftehen wird, weil fie nicht ald Eingabe an eine öffentliche Be: 
börde ihrem Weſen nach anzuſehen * dürfte. 
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CEhronologiſche Heberficht 
der in dieſer Sammlung enthaltenen Allerhödften und 
Hof-Entfheidungen mit Angabe der Orte, wo fie ein 
geftellt wurden, wovon die Unterfirihenen durd die 
Tänderftellen öffentlich fund gemacht worden find, 


‚1840. 
Hoft.= Präfidialdeer. vom 24. Mai, 3. 3049 Geite 97. 3.1.1. 98.3. 6. 
» » 20, Juli, » 4116 Ein. B. V. 1. 
» » v » 4263 $. 85. B. 96. 
Hofkanzleidecr. » 21, » » 21,°16 Einf, B. V. 4. ds 
R 55h. 9, 90, A, 1. D. 
Hoft. = Präftvialderr., » 26. » » 3743 : $ 1. ö 
Hofkammerdeer. » 1. Auguſt, » 30,641 Einl. B. Ihr, 
Hofk.-Präſidialderr. 4. October, » 5365 $. 85. B. 18. 
Hofkammerdecr. » 6.» » 39,506 $. 93. a. 
» » 10. » » 41,421 $. 85. B. 10. 
Hoff. Präfidialder. » 11. » » 2975 $. 84. A, bb. 
Hoffammerdecr. » » » » 40,391 $, 1. B. &, 81. 5 dd, 
Einl. B. IL, yy. 1., Anm. 
w c. IV. Wer $. 73. 
2 2 h. :85.B.9. . 136.1. 2, 
Hof. Praͤſidialdetr. » 12, En 5592 5.146, 1.,8.152.1.,8.196. 
. . B.,$. 179. 9. Anm. 12., 
d. 205. 2, 
Doflammerderr. » 20. » » 40,118 $, 84 E. i. 
» » 93» » 40,119 6. 81, 1. c. 
» » nm» » 40,420 9. 73.4, 
» » » » » 40,392 $, 84, E, h. 
» » » » » 40,455 §. 85. B. 9. 
» »»» » 41,287 | 3 — F * 84. B. 
» — » 41,403 $. 84. D. h. 
» » 2%,» » 42,255 $. 81. 16. a., 34. a.” 
» » 23.» » 42,472 9, 84, D. h. 
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1a, 1840. 
Hoffammerderr. vom 24. Dctober, 3. 43,357 $. 50. 4. cu 9. 85. B. 31. 

» » 25.» » 39,386 $. 85. B. 16. 

» » DD» » 39,506 $. 85. C. c. 19. 

» » >>» » 40,121 9. 85. C. ec. 14. 

» » 26. » » 40,855 $. 81. 8. b. 

» »»» » 42,136 $. 85. B. 17. 

» \ » 9» » » 42.865 9. 7. C. 4 

» » 27,» » 40,122 9. 85. A. 1. 

» » » » . » 40,817 ne $. 81.5.f,, 

» » 93» » 41,265 9. 7. €. 4. 13. 

» u » 41,948 8. 85. B. 24. 

» »»» » 42,151 9. 85. A. 1. 

» » >» m» » 42,155 9 85. B. 1. 

» » »» » 42,292 $. 25, B. 6. 
Hoft.:Präfidialder. » 30, » » 5561 $. 85. B. 8., €. c. 20. 
Doffammerderr, » »D» >» » 41,422 Seite 98. 3. 3. 

» » 31. » » 41,506 6. 7. C. 36. 

» » »» » 41,842 Einl. B. V. 4. c. 

» » v » 42,471 9 85. C.o. 

». »»» » 43,623 9 85. B. 5. 

» » 1. November, » 41,139 9. 81. 2. k. 

» »»» »„ 41,841 9. 81. 6. pp- 

» »»» » 42,305 9.81. 16.8. 

» »»» » 43,108 9. 85. B. 13. 

» » 3,» » 43,622 8. 84. D. k. 

» » 5.» » 43,234 9. 77. b. 

» » 10, » » 41,421 % 85. A. 4., B. 10. 

» » 2» » 43,358 9» 81. 6. ss. 

» »>»» » 43,423 8. 70.4. b. 

» » »»2 » 44,46) d§. 81. 8. h. 

» » »» » 44,598 $. 77. f. 

» » 17. » » 45,198 $. 21. E. 1., 26., 35. 

» » 3.» .* » 45,589 $. 85. C. 8. 9. 

» » 24 » » 46,356 — IV. 42 Seite 
Hoffammer:Mote » 29. » » 44,789 $. 78. a., $. 81. 33. e. 
Hofkammerdeer. » 4, December » 37,812 8. 7. C. 61. 

» » 14. » » 36,457 9. 81. 33. d. 

$. 81. 15. a, 16. f. 16. 

» »»» » 44,572 Y 21. a, d. 84, F. c. 

d. 89. 4, 
Hoflammer- Mitte » * 5 » 44,897: 8. 69. 3. a. 
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1840, 
Hoflammerdeer. vom 14. October, 3. 44,915 $ 81. 1. f. 

» »»» » 45,582 $. 77. m. $. 81. 6. kk, 

» » »» » 46,399 8.84. A, cc, 

Einl. B. II. yy- 4. Anm. 

» » 15. » » 43,470 6. 81. 6. mm. 
Hoffanzfeideer. » 17.» » 37,752 9. B. a. $. 81. 33, e, 
Hofkammerdeecr. » 28. » » 45,190 . 6. 21. E. 22., 6. 81.6. y. 

» ».Ddy » 46,242 8. 77. d. 

» »»» » 46,497 Eint. ®. II. d. 

» » am » 46,585 9. 89.7. 

» 7 » » m» » 49,403 $. 81.1. 6. 

» » m» » 50,056 Ein. B. V. 3. 

» » 29 » » 39,916 $. 81. 1. d, 

» » 30. » » 48,083 8. 81. 2. t. 

» » 31. » » 48,202 §. 81. 16. i. 

1841. 
:» Hoffammerder. vom 1. Iänner, Zahl 47,111 $. 77. m. 
» » 6. » » 46,584 $, 81. 13. a. 25 b, 
» » 11. » £ » 47,160 %.43.f., 8,50. 3.2.9.84,A.f. 
\ 

» » 2» » 48,573 a C.35.,9. 81. 2.88. 

» »D»» »n 49,595 8. 85. B. 25. 

» » 12. » » 48,197 6. 87. 1. 

$. 7. C. 21., $ 81. 4. 8. 

» » 13. » >» 49,970 K 81.16. ei Eh oe 

» » 25 » » 43,887 86. 128. u. 129. B. 

» » »» » 49,667 $. 73. i. 

» » 31. » » 51,148 8. 117. 1. 
HoffammerMote nn» » » 50,197 $. 74—76. a. 
Hoffammerdecr. » 8. Zebruar, » 4204 — Fa $.19,2. h,, $. 82. 

» » 2» » 49,419 9. 81. 6. €. 

» » » » » 51,222 $. 7. C. 5. 

» »»» » 51,782 - $. 81. 1. 0. 

» » 15. » » 50,829 $. 70. 9. b, 
Hoffammer:Rote » 17. » » 598 $. 77 i. 
Hoftammerderr. » » 5 » 4298 $. 85.0.8. 2. 

« » » » » 49,406 Eint. B. IV. 1. 

» » 19. » » 7106 K — — N 

» »»» » 50,826 Einl. B. II. a, 

» » >» » » 51,276 §. 69. 1. a. 
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2841. 
Juſtiz⸗Hofdecr. vom 23. Februar, Zahl 11296 6. 81. 5. &. $. 90. D. 2. 
Hoffammerdecr. » 9°» » 51,892 9 69, 2. g- 9.85, B, 23. 

» » 24 » » 51,047 $. 7. C. 6. 

» » 1. Mär, » 198 981.2, h. 

» »» » 1087 $. 85. C. m. 
HoffammerRote » nn » 3925 8. 69% 2. f. 
Hoffammerder. ».» » » 73516 $. 77. n. 

$. 43. b. d. 8. 55. c. 

» »>»»»5b » 59,803 5 55, k.$. 73. €. $. 81. 

+ A. 

» » nm» » 50,975 6. 50. 4. e. 

» »»» » 51,979 8. 96. 5. b. 
SuftizsHofdeer. >» 2. 5 » 1134 8. 40. h. 
Hofkammerdeer. » m») » 8855 $. 50.4. 0. $. 85. B. 3%. 

» a en 
Hoffanzleiderr. » 4. » » 5273 Einl. B. V. 4. b. 
Hofkammerdecr. » 4. » » 41,505 6. 1. B. g. 

» »»» » 9385 9. 85.0.0. 1. 

» » & » » 5233 $. 87. 1. 

» » 8.» '» 453 % 7. C 76 

» » 17 » » 12,843 Einl, B. V. 3. 

» 22. 5 » 329 6. 73. d. 
Hoffammer:Mote » 2.» » 587 % 4 - e Pr * — 
Hofkammerdeer. » >» » 1088 9. 1. B. 2.9. 7.0.7. 

» a een 

» »»» » 23393 9. 95. ©, 3. 

» » 22» » 2396 $. 21. B. 1. 6. 81.33. g. 

» » 9» » » 8340 9. 78. 0. $. 81. 33. f. 
Juſtiz⸗Hofdeer. » 23. » » 1528 $. 97 1. 6. 100. 3. 
Hoffammerdecr, » 30. » » 8711 $. 176. 5. 

» | » 2, April, » 554 6. 73. e. 8. 74—76.8- 8.78.e. 

» » aD m». » 9356. 9. 7.0.8. 

» » 3» » 9004 $. 81.2 b. 

» » 5» » 2320 6. 92.10. 

» » 2» » 3898 $. 72. c. $. 92. 9. 

» »» » » 7190 969.1. h. 

» » 6» » 6926 $ 86. 9. 

» » un » 7020 $. 84. D. b. 

» » 8» » 8257 6. 70. 4. c. 
N » 10. » » 6591 $.90.B.8.$.81.2.kk$.69.2.h 

offammerdecr. »»» » 14,721 $. 178. 2. 


Hoffammerbderr. 
» 
» 


Hoffammer-Mote 


» 
Hofkammerdecr. 
» 


» 
» 
» 


Juſtiz⸗Hofdeer. 


Doffammerdecr. 
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$. 214. 1. 

%. 84. C. a. 

d. 7. 6,71. §. 84. A, an, 
8.7.0. 28 8. 73. n. 
$. 81.23. h/a. % 84,A, B» 

$, 21. E. 17. u, 36. 

$,7.0.28.$-81.25.b/4. u.h7. 

§. 40. a. 

$, 96. 6. Anm. b. 

§. 81. 6. dd, 


8,7. 0.77. $.50.4.k. 8.55. 
1 $, 70. 11. e. $. 84. 
A. h. % 96. 1. 


§. 7. C, 80. 

6, 70. 37. $. 81. 25. k. 
$. 7. C. 83. $. 81. 25. d. 
§. 179. 10. 

§. 21.E. 19. 9.81. 2. n. 
8.7. C, 38. 


N 27.1. b.2. a. $. 43. a, 
+ 81. 6. 0. Us 


$. 31. u. 32. a. 
§. 87. 2. 
6. 96. 8. 


8 21. B. 2. 6. 70. 11. 1. 
§. 95. D. a 


6, 77. k. 
$.7.C.29. 21. E.30, 40. 
45. 8.81.11.b. 9. 83. 8. 
§. 81. 2. e. 1. 
$. 70.6. a, $, 81. 6. fl. 
$. 73. h, 
$. 21. E. 43, 9 81.'6. =. 
$. 72. 8. 
$. 73. 1. 


— 


1841. 
vom 11. April, Zahl 9619 
».:»» » 14,007 
» 12. » » 7798 
» 15.» » 471 
» »» » 5365 
» 2» » 12,847 
» 18. » » 10,829 
» 20. » » 477 
» »» » 8441 
» 24. » » 3421 
»»» » 5787 
»»» » 6267 
»m»» » 6793 
v » 7622 
» m.» » 7812 
» 2 » » 10,455 
» 26. » » 472 
» 29. » » 5961 
» 30. » » 7594 
» 3 Mai » 1116 
»»» n„ 3475 
» »» » 4979 
» * » 4233 
v»» » 10,459 
2 Be » » 10,674 
a.» » 12,423 
»D»» » 12,844 
» 6.» » 12,899 
» 10. » » 2661 
»»» » 8984 
»»» » 10,887 
»»» » 11,810 
»»» » 13,706 
» 11. » » 11,419 
» 12, » » 8134 
» »» » 18,892 
» 13, » » 3473 
» 15. » » 19,981 


+ 81. 6. f, \ 


6, 128. u. 129. A, VI. 3. 
$. 70. 11: f. 

§. 7. C. 25. 

$, 7. C. 69. 

$. 87. 4, 

$, 243. 2. 

$. 31. h. 

d. 86. C. c. 4. 


70. 6. B+ $, 70, 11. C 
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» 


DIENT, der Der: 
m M. u. B. 


a, 
» 


» 
» 
» 


» 
DHoffammer:Mote 


vom 
» 
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8.7.0, 81.9. 81. 1. r. 25. 8. 
9.7. 0. 74. 

Einl B. IV, 16. a. $. 26. 
Anm.$.90.B 10.S. 98. 3.4. 
8. 7. C, 61. 

$. 81.1. k 

§. 81. 25. d. 

$. 21. E. 30, 

§. 61. 1. a. 


§. 68. 1. e 8. 69. 2. 1. 
§. 81. 1. 1. 2. hh. 6. tt. 
9. 82. 3. c, $.83.d.$. 8. 4. 
2. $. 84. A, cc, 8. 91. 5. 


Is 81 2. p. 


9.1. 4. 4. 

§. 85. C. c. 18. 

9. 73. 1. §. 74 - 76. h 
— 7.C. 39. 

8§. 106, 1, 


\ 31.2. 9.43 8.9.55... 
70. 1.2..70.9. e.$. 73. 

f, 9.81. 1. 5. $. 81. 5m, 
g. 89, 5. 


s 70. 11, h. 8§. 81. 1. O. 
2.f,0.9: 5. s8. 8. c. 


$. 7. C. 9. $. 81. 21. b. 


$. 7. C. 319, 6. 21. E. — 
* 33. — . 70. 4. 

d. $. 73. J ie d. $. 
$. 81. 4. E 6. 00. 33.b. 


$. 81.6. e, 

$. 70. 9. e. $. 81. 4. K. 
d. 85. = — 6. 

%. 69. 

d. 21. E 3. — 

$. 70. 11. ec 

$ 


+81. 2. bh. 9. 81, 16. h. 
| . 84, A. cc. 


$. 178. 3. 
$, 6. d. 
$, 70, 11. 1, 


1841, 
16. Mai, 3. 11,239 
17.» » 2539 
18. » » 4551 
19. » » 11,427 
»» » 11,470 
»» » 11,955 
» » » 12,919 
» » » 12,930 
23. » » 9384 
26. » » 12,845 
» » » 13,118 
» » 12,940 
» » » 19,618 
27. » » 21,945 
28.» » 16,169 
3. Juni, » 7111 
» » » 7275 
»» » 9861 
» » » 11,465 
» » » 11,609 
» » » 16,259 
»» » 16,524 
»» » 17,794 
»» » 17,795 
92070 
»» » 20,731 
4, » » 13,921 
»» » 16,851 
5.» » 16,684 
6.» » 3474 
»2» » 13,923 
»» » 14,733 


$. 86: 10. 


Hoffammerdeer. 


Juſtiz⸗ Hofdecr. 
Hofkammerdeecr. 


Hofkammer⸗Note 
Hoffammerdeer, 
» 
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» 
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» 

» 

» 


» 


1841. 
‘6. Juni, 3. 19444 
»» » 23,274 
7.» » 11,413 
»» » 17,286 
10. » » 23,273 
14. » » 1529 
»» » 1659 
» » 5596 
»» » 12,194 
16, » » 18,243 
17: » » 21,364 
18. » » 19,523 
20. » » 18,890 
21. » » 21,079 
» » » 21,512 
25. » » 19,235 
30. » » 22,227 
» » » 22,550 
1, Zuti, » 18,747 
»» » 22,410 
4.» » 22,105 
6.» » 
7)» » 1553 
»» » 19,897 
8.» » 19,270 
» » » 23,023 
13. » » 3564 
»» » 23,499 
»» » 24,838 
»» » 26,660 
14. » » 3418 
15.°» » 24,044 
» » » 25,427 
27. » » 27,518 
10. Auguft, » 2,6659 
12. » » 22,942 
» » » 29,963 
»» » 31,444 
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$. 81. 1. p. 
$. 81. 30. a. 


ns 31. "Bis, . 68. 1. a. §. 73. 


u 2.20, $. 81.1.1. 
$. 84. D. k. d. 176. 2. 


§. 7. 0.33. 75. $. 17.2. 
8. 81.5. 1.8. 81. 16. p- 
§. 81. 25. f $, 81. 33. h. 


$. 81. 6. h. & 97. 2. 
$. 81. 4. 6. 

‘. 110. a, 

$. 95. P. 2. 
$, 7. €. 10.8. 70, 11. 4. 
$. 84. F. h. 

$. 176. 1. 

§. 72. a 

A. aa. $. 7.C, 71. 
. F. i. 
5. A. 
f 


9. i. $. 81, 12. a. 
85. C. c. 8. 
0. 3 


N 
$ 
$. 
$ 
$ 
$ 
h 

$. + Ar $. 81.3. b, 
R b.$. 81.5. m. n. 
$ 


84 

84 

81 

55. 

70. 
5 
6 

54 
73. 
81. 6. b. 

+ 86. 4. 

$, 73. 8. $. 81. 6,c.,. 85.C,is 

§. 1, A.d, 

$. 50. 4. n. 


§. 81.1.q 
Id. 32. 3 


$. 74— * e. 

$. 70. 4. h. 8. 81. 6. ii, 
§. 81. 25. c. 

$. 7. C. 54. 

& 84. E, f. Anm. 

$. 81. 2. m. 

$. 10. 3. $.91. 4. $. 92.2. 
6. 81. 15. c. 

§. 50.4. n. 
8.81,3.6.9.97.4.9.54.2, 


19 81. 25.0 
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» » » » 


$. 31. 33. a. $, 81. 41. 
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1841. 
dom 13. Auguft, Zahl 29,398 $. 81. 40. 


$, 81. 6. qq. 

$. 105. 2. 

§. 831.5. x 

$. 81. 20. a. 

$. 81. 1. i/2, 

$. 176. 9. 

$. 85. C. e. 

. 7. C. 30. 8§. 65. 4. 
Einf. B. IL oo, 

§. 7. C. 1. 4. 

8§. 86. 6. 

$. 85. B. 297. 

$. 74. 11. 4. 

$. 81. 15. b, 

$. 179. 11, 

$. 87. 1, 

— 7. €. 72. $. 81. 2. i. 


81. 30. h. 0. 81. 42. c. 
. 84. A. d. F. g. 


$. 81. 11. cc, 

§. 90. C. 1. 

6. 84. A.dd, . 

$. 105. 2. 

$. 21. E. 29. $. 81.10. a. 
9: 70. 9% c. $. 81.5. p. 


§. 81.5.0. 


$. 81.2.6. 0.9.95. A. 3. 
81.6 f. 


2 §. 70. 11. C, 
nn — — ———* 


zv x 


ESSEN NK N 


» 15. » » 29,203 
» 16. » » 23.137 
» DD» 9 » 23,960 
»»» » 25,898 
»D»» » 26,650 
»»» » 27,146 
» mn. » 29,514 
» 1%. » » 24,999 
»»» » 26,582 
» nn 9 » 26,869 
» m» » » 33,152 
» 18. » » 53,390 
» 20. » » 30,397 
» Do» » 31,452 
» v » » 33,019 
»»» » 34,134 
» 21. » » 24,038 
» 22» » 27,524 
» 2%» » » 27,025 
» 09 .» 28,012 
» »» » 31,450 
» 24. » » 27,149 
»»» » 27,487 
» 2» ». » 27,722 
» 27,970 
» 25. » » 23,141 
» 26. » » 30,554 
» 28. » » 29,122 
»»» » 32,885 
» 29. » » 14,037 
» m» » 28,487 
» »» » 31,265 
» 30, » » 24,472 
» m» » » 26,870 
» » » » 29,885 
» mm » 24,475 
» 31. » » 27,832 
»»» » 29,403 


§. 96. 2. 

$. 91.2. $. 97.1. $. 100.3. 
9.7. C, 49, 

$. 7. C. 77. $. 17. 4. 

$. 176. 10, 

§.'6. e. 

§. 1. B. i. 

d. 81. 1. h. 

§. 70, 11. f. 

% 11-13. 


Hoflammerdecr. 
» 
»- 
» 


» 


» 
Juſtiz⸗Hofdecr. 
Hofkammerdeecr. 
» 
» 


» 
Hoff. Präfidialdeer. 
Hoffammerdeecr. 

» 


ES SUEUNNI LSV NS —ıNyh En NH NS SE u u 2 


» 


vom 2. September, 3. 29,123 


EZ Zur Zur Zu Zu Zu 


zus us uyy sy u usw N 


= 


3. 
» 
» 


Aubang E. 
2841. 


» 
» 
» 


October 
» 


SS EN KB u u NT ug r vr ur —8 


S Ss 


z 


» 22,665 
» 28,180 
» 30,390 


» 7,273 


» 27,457 


» 7,939 
» 5,524 
» 23,494 
» 29,766 
» 38,617 
» 27,970 
» 4,504 
»2 441 
» 27,518 
» 293,865 
x 29,090 
» 33,110 
» 33,979 
» 34,700 
» 31,699 
» 7,275 
n 24,987 
» 32,707 
» 35,480 
» 35,049 
» 35,177 
» 35,143 
» 32,011 
» 34,631 
» 38,040 
» 39,504 
» 39,506 
» 39,538 
» 41,108 
» 36,123 
» 28,567 
» 35,991 


» 39,593 
» 35,995 


$. 84. A, i. 
$, 21. E. 34. 
§. 73. 0. 

§. 81. 26. a. 


8.63. 1. h. §. 70. 9.h. 
.73. a.k. 9. 81. 2.d. 
. 104. 2. 
fx 7.0, 16.22. 37.57. 58. 
d. 81. 25. m. 


§. 36. c. 81. 6. n. 

$. 31. b. 

§. 85. B. 7. 

$. 83. h. $. 90. D. 3. 

$, 31. b. $. 97. 3. 

$. 81. 41. 

$, 70. 11. 4. 

6.1. B. f. $. 81, 5. ee, 
6,70. 4. g. 9. 81.2.m, 

$. 81.8. a. 


9,8 
5. ©. c, 17. 


2* 


§. 7. 0.48. §. 81. 21. c, 
Einl, B. IV. 2. 9.69. 2.c. 
§. 73. 8, 

$, 176, C. A. 

§. 85. C. c. 15. 
9.85.08. 4 

6. 85.0.c5. 
85.0.8353 

Geite 97, 3. 2. 

8.70, 9.c. 9.81.5.b 

d. 77.1.8 $. 81.53. €. 


K 7.C 16. 22. 37.57. 58. 
‚81. 16. G 25.n. 8.105. 2. 


% 178. 1. 
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vom 6. November 3. 7959 
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Allerh. Entſchließung » 


Hoffammerdecr. 


» 
» 


» 
» 
» 


Allerh.Entſchließung » 


Hoffammerdecr. 


» 


» 
» 


9. 
10. 
11. 
14. 


» 


Einl. B. IV. 3. $. 31. e. 

$.36.c. $. 50. 4. m. o. 86. 
55. C i. §. 81. 1.t., 5 f., 6. 
n. 0,39. a. 9.89. 3.9. 90. 
B.3.D. 5.9.91. 3. N 99.1. 
6.103. 1. 0. 104. 4,9.132.b. 


d. 72. d. 
d. 92. 15. 
$. 81. 6. w. 
$, 54. & 
$. 82. IV. h. 


§. 178. 1. 2. 9.179. 12. 
$. 54. © 
$. 90. B. 6. 


6 7.C.15.20. 9.31.14... 
.84. A. bb. 


8.90. A. 2. 

9.7. C. 83. 

$, 23. A, 2. 

$. 81. 5. w. 

§. 21. E. 35. 

$. 85. C. e. 1. 

$, 40. d. 

$. 178, 4. 

§. 85. C. c. 16. 

$. 85. B. 28. 

$.81. 15. d. 9.84. F. n. 
$. 86. 1. $. 128, 129. C, 
§. 8t. 6. bh. 

$. 81. 27. h. 

6:-147:. 2% 

$. 100. 1. 

§. 92, 11. 

Einl. B. IV. id. a, 

d. 86. 2. 6. $. 92. 21. 
$. 95. A. 6. 

$. 84, B. c. 9.85 C.h.1. 
§. 90. A. 4, 

$. 85. B, 15. 

%. 81.5. w.9.81.2,w.X, 
$, 70. A. e. 

$. 203. 1. 

$, 81.1. d, 

8. 85. A, 3. 


» » 38,034 
» » 40,953 
» » 36,291 
» » 39,507 
» » 46,214 
» » 38,923 
» » 39,605 
» » 39,72 
»» » 26.467 
» » 43,095 
» » 39,594 
» » 59,919 
» » 29,000 
» » 39,933 
» » 45,279 
December » 40,342 
» » 46,715 
»538,993 
» » 37,812 
» v 56,509 
» » 45,579 
» » 43,954 
» » 47,000 
» Hofſk.3. 152 
» » 7492 
» » 40,964 
» » 41,509 
» Hoff.3. 51,185 
» » 39,243 
» » 43,962 
» » 42,385 
» » 46,215 
:» » 41,113 
» » 43,438 
» » 46,216 
» » 39,916 
» » 43,225 
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1841. n Ä 
vom 30, December, 3. 43,831 K er 6. * nr nr h.2, 
» »’ » 48,083 $.81.2.t. 
.» » » 50,902 $. 107. 3. 
31. » » 43,099 $. 81.1.8. 9.82. 3.d. 
.90.B.10. 9. 26. a. . 
? ? „46,553 Ent B. ” e a 
» » » 48,432 8. 21. E. 10, 
4. Sänner, 3. 7,469 $. 90. A. 5. 
3. » » 739.90. A 4 
» » » 45,560 §. 107. 1. 
» » » 50,577 6. 20.89.84. E a. 
14. » » 47,733 9. 179. 1. 4. 
» » » 49,709 $. 84. F. f. 
18. » » 45,581 $. 84. D. b, 
» » » 47,028 $. 7. A. 1. 
19. ’ » 41,483 Ye $.70.4. b. 
20. » » 45,369 $. 107. 1. 
» " » 45,881 De 1.1. 16.0, 
24. » » 523,119 6. 73. t. & 81.5.0. 
26. » » 51,452 6. 81.5.9. 
29. » » 50,150 $8.81.6.i.k.1. $.84.E.f. 
31. » » 32,302 Einf. B. II. b, 
2. Februar » 117 $. 21. C. $. 81.5. y. 
» » » 316 $. 30. a. 
»» » 41,857 $.21.E.23.9.70.11.k.$.83.c. 
3. » » 9 8. 100. 1. _ 
5.» » 4,110 8. 81. 1. 0. 
| Einl. B. III. e. IV, 5.6. 
# 21. E.18. ©. 93. 3.3. 
ee ee TE 
. 83. a. i. d. 95. B. 3. 
$. 132. a. 
» » » 49,437 8. 84. E. x. 
s 8.81. 21. f. $.82.3. e. 
8. » » 34,916 N 84.C.b. D,a.c.E,b. 
.84. F. h. 
» » » 51,275 6. 84. C. c. 
9. » 48,453 $. 81. 31. a. $. 87. 3. 
10. » » 5,878 $. 50. 4. d. $. 58. d. 
11. » » 3,928 9. 85. C. c. 2. 
12. » » 4,985 9. 85. C. c. 3. 
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vom 15, Februar, 3. 877 
19. » » 3,864 
» » » 5,272 
» » » 5,690 
26. v » 6597 
28. » 3,587 
» » » 5,032 
2. März » 2,561 
3.» » 4,183 
»» » 46,051 
»» » 4,664 
5.» » 5,281 
6. » » 2,837 
» » » 3,258 
» m» » 5,854 
8.» » 6,309 
» » » 43,957 
»» » 51,908 
14. » * 7,329 
» » » 1,522 
» » » 6,959 
18.» » 7,021 
» » » 7,123 
24,» » 7,537 
»» » 9,661 
»» » 9,959 
25.» » 11,581 
283,» » 12,692 
29.» » 12,034 
31. » » 8,470 
4. April » 5,883 
» » » 8,754 
7. » » 6,773 
11. » » 6,308 
12, » 7,789 
13. » 12,379 
15. » » 11,213 
21. » » 299 
24. » 2,246 
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$. 205. 1. 
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§. 96. 4. d. 104. 1. 





BUELL GIS HEN 


x 


= 


sn uy_ u—_ xy 5 


zus us uw vu ss &© 


» 
Juſtiz⸗Hofdeer. 
Hofkammerdecr. 


EZ Ze Zr Zu 


» 
Hoff. Prafidialder. 
Hoffammerdecr. 


Er uwyy iu wur Y „ey sy u su 


vom 


Vu u xy 


Anhang E. 
184%. 
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6. » 
23.» 
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” » 
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Y » 
» » 
3,» 
» » 
» 
4.» 
» » 
6. » 
7. » 
» » 
10.» 
30. » 
» » 
31. » 
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7. » 
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» » 
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5 » 
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7. » 
8.» 
» » 
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14. »* 
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» 7,130 
» 7,538 
» 10,357 
» 5,809 
» 6,634 
» 7,334 
» 8,758 
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Einl. B. IV. 14. c. 
$. 107. 2. 

$. 30. g. $. 83. f. 


» 11,180 9,78. f. 9.90, B. 7. $.95.D.5. 


n 11,244 
» 8,214 
» 12,934 


» 12,173 


» 2,794 
» 2,794. 
» 16,387 
» 6,466 
» 18,866 
» 20,856 


» 20,570 
» 15,194 
» 15,746 
» 16,004 
» 16,570 
» 18,105 
»n 14,379 
» 24,204 
» 15,553 
» 1,470 
» 14,197 
» 15,599 
» 17,357 
» 14,382 
» 19,661 
» 19,690 
» 22491 
» 24,535 
» 4,471 
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$. 30. e. 
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§. 84. F. 1. 

Einl. B. III. f. 

$. 85. C. c. 10. 

$. 73. 8. 

$. 84. A. k. 

$. 21. E, 13. 

8. 1. B. c. 984,4, x. 
§. 69. 2. h. 
$. 81. 1. u. 
$. 7. C. 62. 
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. Suli, 3. 16,363 $. 50.4. & 
» »19,943 9. 68. 1. b. 
» » 22,030 9 7. C 17. 
» » 25,479 9. 85. C. c. 18. 
$. 29.b. $. 31, f. $. 33. 
d. 9, 54. 2.958 u 
» » 15,882 — 61. a. $. 81. 6. d.r. 
« 70. 11. a. $ 100. 2. 
Einl. B. V. 1. h. Anın. 
» » 16,527 $. 81. 2, aa. 
» » 18,873 $. 21. E. 16. 
N) » 26,698 $. 92. 16 $. 95. 
» » 21,267 6. 84. D g. 
» 22,889 6. 176. 8. 
» » 18,136 6. 81. 43. 
» » 14,308 6. 15. a, 
» » 19,383 6. 21. B. 3, 
» » 20,323 $. 7. C, 82. 
» » 20,523 9. 05, 0.4. 
» » 25,551 6. 70. 9. f 
Auguft, » 24,001 $. 21. E, 12. 
» » 27,504 $. 84. D. a. 
» » 25,481 8.7. C. 59. 
» » 24,825 $. 85. B. 11. 
» » 23,317 9 84. E. c. 
» » 25,018 9. 89. 6. 
» » 25,885 9. 7. C. 23. $. 23 A. 1. 
» » 24,750 $ 30. b. $. 92. 1. 
» » 24,751 8. 81. 25. 0, 
» » 26,089 $. 7. C. 50. $. 81. 22. a. 
» » 26,235 9. 7. C. 67. $. 84. F.d 
» 123216 97.4.0. 5.00.00 
» » 24,211 $. 21. E. 8. d. 54. 
» » 15,201 8. 74. b. 
» » 29,109 $. 21. E. 13, 
» » 27,795 9.85 C. c, 11. 
» » 30,915 6. 83. bh. 
» » 31,591 $. 84. F. m. 
» » 26,09) 6. 90. B. 13. 
» » 27,394 6. 7. C. = §. 95. A. 7 
» » 27,964 $.'84 A. 
» » 31,523 $. 74. — * 81. 4. h. 
» n31,695 6. 1 
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1848. 
Hofkammerdeer. vom 29. Auguſt, 3: 32,052 $. 21 E, 44. 
» » 92» » 34,516 $. 85. B. 20. 
» » 30. » » 27,970 $. 21. E. 26. 
» » » .» » 29,894 8§. 81. 2. h. 
» » 3. September, » 29,040 §. 92. 18. §. 95. C. 5. 
» »»» » 36,903 $. 21. E. 27 
» 6. » 31,425 8. 84. C.d. 
» 8. » 30,458 Einl. B. IV. 7. 


10. » 32,209 6. 36. d. 
13. » 34,522 $. 231. 1. 
f I 23. B. 1. 6. 27. 1.8. 


» » 
» » 
» » 9.» » 29,107 % 90. B. 11. 
» » 
» » 


; — wre een 
= 2. $. 90. B. 2. 

» » » 33,219 $. 1. B. h. $. 81. 44. 

» » 2» » 36,993 9. 81. 2. y. 
Hofkanzleideer. » 26. » » 21.271 $. 84. D. aA. 
Hofkammerdecr. » 27. » » 29,046 8. 81. 5. p. 

» 28. » » 33,086 6. 84. A. b. 9. 84. D. g. 

» » 30. » » 33,273. 9. 7. B. 2. C. 24. 

» ee ae » 34,738 $, 104. 3. 

» » 2. October, » 35,577 6. 73. m. 

» f » 3.» ‘» 33,086 $. 190. 1. 

‘ . 54. d.d.62.a 9.66 a 

» » 5. 22729.868 70. 4. b. $. 74. i. 

. 84. F. K. 

» um » 32,356 8. 7. C. 66. 70. 
Hofkammer⸗-Note » nn » 34,740 9-1. A.e. 9.2.2.9. 7.0.64, 
Hoffammerdeer. » 8%» » 34,477 9 7. C. 18. $. 81. 25. ©. 

2 5 or . 86. 3. 9. 103 A. 
Hoffriegsräth, Berord,.» 19. » » 100% 1 54. b. 

. 65. ec. 9. 81- 6. t. 
Hoftammerdeer. » 2. » » 29,897 K 33. f. 9. 95. B. 7. 

. 9. 5, 
Hofkanzleider.. » 23» » 31,156 $. 1. B. h. 
Hoffammerdeer. » m» » 40,828 $. 72. f. 

» » 24. » » 40,309 $. 7. C. 44, 

n ,. ae hä 

» » 26. » » 40,027 $. 7. C. 52. 

» » 31. » » 38,736° $. 7. B.1. 

» * » 38,742 ‘, 81. 5. aa, 
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21548. 
Hoffammerdeerr. vom 1. November 3. 38,735 9. 99. 4 

» » m.» » 38,743 9. 62. b. 

» » 2.» » 40,432 8. 55 f. 1. 

» » 3. » » 37,385 8. 106 1: 

» » 2» » 39,415 9. 84. A. 0 

» » 4.» » 39,364 8. 84. — e. 

» » 5.» » 37,526 9. 84. C 

» 26» » 39,574 9. 117. 

| 27 = 3. c. 9. 31. c. 
8; 
EHE a 95. 
| D. 4. $. 98. 8. . 

» » 11. » » 46,865 $. 81.3-11- 4. 85. C. 8-5 
Hofkammer-Note » 15. » » 41,254 $. 211- 2- 
Hofkammerdecr. » 18. » » 30,913 $. 36. b. 

» » 19. » » 41,970 $. 85. C. c. 12. 

» » 21. » » 43,098 $. 92. 17. 

» » 22.» » 48,280 $. 21. E. 38. 

» » 23. » » 43,302 8. 73. U. 

» 25» » 42,456 $. 66. & 

» » 30. » » 48,255 9 176. 6. 

» » 1. December » 42,461 $. 91. 6. 9. 99. 3. 

» ».2.» 0» 45,334 $. 188. 1. 

» » 4.» » 42,464 $. 6. c. $. 7. C. 53. 

» » 5.» » 41,435 6. 70. 9. d. 

» » 6.» » 44,229 %. 21. E. 31. 
SuftizeHofteer. » 9.» » 2664 Eint. B. IV. 8. 
Hofkammerdec. » »» » 43,466 8. 83. © 

» v —» » 45,605 8. 86. B. 2. 

» » 10. » » 43,797 9. 92. 3. 

ade 

» „412 » » 44,228 $. 232. A. f. 

» » 15. » » 43,099 $. 81. 25. P- 

. Hoffanzleideer. » 20. » » 38,340 $. 82. V. a. 
Hoffammerdecr. » 23. » » 44,379 $. 81. 11. d 

no. » 2» m» » 46,974 6. 85 C. & 8. 

» » v » 47,150 8. 2. b 

» »»» » 48,818 8. 105. 3. 

» » 24 u » 43,945 6. 130. a. 

» » 25. » » 44,485 9 7. C. 77. 9. 17. 4 

» 27.» » 44,090 $. 30. f. 


» 
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184%. 
Hoffammerbecret vom 29. December, 3. 44,642 $. 50. 4. i. 
» » 30. » » 44,053 6. 84. A. m. 
» »» » » 44,915 — 84. A. r. 
» ».» » » 46,457_ 5% ni 81.5. a. 
1843. 

Doftammerderret vom 41. Jänner, 3. 44,414 $. 84. F. a, $. 92. 4 
» »n» » » 46,466 IE 2 p- 9. 81.5. b. $. 85. 
» »» » » 46,876 $. 7. C. 42 
N) » 2 » » 46360 86. 232. B. 7 
» »» » » 47,277 K an $. 81. 21.0. 
” »» » » 47,865 $. 10. 1. 

» »» » -» 48,929 $. 81. 21.d. 9.85. C. b, 
” »» » » 49,077 Einl. B. IL B. b. 
» » 3 » » 41,345 §. 50. 4. 1. 
» » 7 » » 47,640 8. 84. C. e. 
» ».» » » 50,647 $. 70. 11. f. 
» » 8. » » 48,668 $. 96. 7 $. 99, 2. 
» » 9 » » 47,697 $. 92. 5» 
» » 10. » » 42,178. 9. 81. 2. u. 
» » » » 46,975 $. 26. 2. 
u »» » » 42,662 $. 81. 16. h. 
v »» » » 49,703 $. 19. 2. 
» » 11. » » 46,359 6. 26. c. $. 81. 5. ©. 
» » 14. » » 53,491 $. 81. 45. 
» » 16. » » 45,814 $. 1. B. b. 
— »» » » 52,505 $- 82. V. a. 
» » 17. » » 820 $. 81. 5.d. 
» » 20. » » 44,635 $. 107. 5. 
» nn 24. »..» 1134 Ein. 8, IV. 16, b, 
N) »» » » 34,344 $. 179. 7. $. 190. 3, 
» 3» » » 47,201 86. 81. 6. 88. 
» »» » » 42,638 $ 18. 7. b. 
» n 28. » » 3,896 $. 194. 1. 
» » m » » 40,826 9. 74-76. ©. 
» »» » » 52,529 Eint. B. IV. 8. 
» » 31. » » 50,338 $. 21. E. 2. 39, 
» » on » »51,729 $. 21. Di. 
» » 41. Februar, » 50,713 9. 84. C. e. 
» v 3. » » 1,4953 $. 26. a. 
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3,660 
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1,301 
3,013 
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53,755 
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$. 92. 19. 

$, 81. 16. e. 
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41,300, iſt vom Jahre 1842. 
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Abfuhrsbögen der Obrigkeiten über die Zahresbeilräge 
zur mährifch = fchlef. Brandihadens Berfiherungsanftalt. 
Abgaben, Öffentliche und Gemeinde-, Quittungen darüber, 


» ex nexu subditelae, Quittungen, . . 
» Keftitutionen, Quittungen. . . 
Ablaffung vom Strafverfahren. Bedingungen. S. 522. 
Abonnements-Scheine. 


Abſchriften. ©. das Inhalte: Berzeihniß ®. xxi. 
» von den Berhandlungsacten wegen Verbrechen 
und ſchweren Polizei-Uebertretungen, 
» der Berhörd: und Straf:Protofolle nad d. 7. 
des Unterthand=Patentes, er 
» Berbot, mehrere unter einem Stämpel au cu⸗ 
muliren, . 
» einfache der Parteien als Seiudäbeilagen. Ber- 
fahren, wenn fie ungeftämpelt oder zu gering 
geftämpelt find. B A ; . 5 


Strafe. R i A N s 

Abufiv- Währungen, wie bei der Bemeſſung des 
Werthſtämpels zu berechmen, R — 
Abweſende, Gebühren-Vormerkung. we . 
Accord:Protofolie, adminiftrative. 5 nt 
Actiens®efellfhaften, deren mögliche theilweife 
Enthebung vom Gebrauche des unenen gegen 


baare Sebühreneinzahlung- ’ i . ; 
Welchen diefe Begünftigung zugeftanden — 
Adeliges Richteramt. Prüfungs-Decrete. 
Adelsbeftätigungen . . . . 


Adels-Diploms— —————— Taxe. 
Adels-⸗Taxen.. 


§. 85. B. 14. 
§. 81. 16. 24. 
§. 81. 17. 
$, 81. 16. 
Anm- 10. 11. 
$. 81. 37. 


$. 81.4. c. 
$. 81.8. d. 
d. 95. D. 6. 
§. 117. 7. 8. 128. 


u. 129. A. III. h. 
Anh. B. II, 1. a. 


$.135-155. 9.219. 
d. 222. 


Materien : Inder. 


Arjuten. Gefuhe um Verleihung derfelben, . 
» find keine tarpflihtigen Bezüge. » 
Adoptions-Geſuche. 
Adoptiv-Kinder. Taxe für die Adelsubertragung auffe 
Adoocaten. Disciplinar Verhandlungen, 
» Erfenntniffe über ihre Gebühren,  . R 
» als Stellvertreter des Fiscus, in wie ferne 
fämpelfrei, . . n r R 
Haftung für die Gebühren, ß . . 
Haftung für die Bermögensitrafen, . N 
In wie ferne ihnen Mitſchuid oder Theilnet: 
mung an einer Stämpelgefälldverfürzung 
zuzurechnen ifo . — — 
Strafe. - ; . f B 
Advocaturs:Tare, i . . 
Aemtliche Acte, welche, ſtaͤmpelyflichtig ſ find; . } 
» Ausfertigungen an Private, Ihre Stämpel: 
freiheit ift Regel und ne. E j 
» Abfchriften davon. . — 
Aerztliche Zeugniffe . ä 


£ Hirn che 


Agenten, in wie ferne ihnen Mitihuld oder Theilnante 
an einer SEEN zuzu⸗ 


rechnen if. . A a s . 

Strafe, ch i ; e s . 

» Prüfungs = Decrete, ; j . . . 

»  :Tare. I 
Alademien, Gefuhe um Abhaltungebewilligung. 
Akatholiken. Gemeindevorſteher derfelben. 
Almoſen. Quittungen. W 


Ammen unehelicher Kinder, deren Lohnquittungen. 
Amministrazionedellospedale ed altriluoghi pii. 
Anftalten, öffentlihe. S. Inſtitute. 
Anſtellungs-Geſuche. * 
Decrete für Schuilehrer, Sqhulgehilfen 
» » fürdieß.E. Patrimonialz, Anitical: u. Fa⸗ 
milien = Fonds: Buchhaltungs = Beamten. 
Anzeige von Öefegübertretungen, . ö A 
» von Stämpelgefälldverfürzungen, wen tiefelbe 
zur Pfliht gemacht if, , j . 


Theilname juzurechnen iſt, 
Strafe in diefem Falle, Da 
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Anh. B. 1. 2. 3. 
Yntı.B.II. 1.c.d. 
d. 211. 6. 230. 
d. 63. 


$. 81. 6. 4. 

$. 74-76. h. i. 
§. 21. E. 1-6. 
28. 30. h. c. 42. 


Anh. B. I. 2. 3. 
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§. 21. E. 28. 

$. 211. $. 230. 
$. 70. 4. e. 

§. 81. 1. 1. 
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§. 7. 0. 55. 
9. 84. F. h. i. 


§. 70. 2. 


$, 81. 6, ee/1.2. 


$. 81. 6. ee/3. 
$,81,2,ee.,d.81.4,f 


$$. 128. 129. A, 


I—IV. Anh. C. ©, 534. 
warn teren Unterlaffung als Mitfchuld oder- 


Anh, B. 2 
Anh. B. II, 1.c, 


588 Materien : Inder. 
Strafe, im Falle der ee aus Fahr: 


laͤſſigkeit . Anh. B. IL 3. 
Anzeigen von Stämpelgefällöverfürjungen * Seite 
des Empfängers einer Urkunde, . i « $. 125. 131. 
von Seite eines — . 6. 130. a, 
Anzeigers-Belohnung. . d. 130. 
Appellationt: Anmeldungen md Befihwerden. ©. 
dad Inhalts: Berzeihnif. ©. XVI. . . 8. 27.2. $.40.2. 
Arbeitszeugniffe . i ie r ä $. 21. E. 29-34 
Archivs-Taxen find nicht aufachesen. A & 8. IV. 1.8 
Arm; wer ais folder bezüglich des — im Rechts 
ſtreite anzufehen if. . . . 6. 90. A. 1. 4 
Arme Volksclaſſen. Begünftigung im vahtanme. . 6. 78. a—d. 
Armenhäuſer und Infitutee . $.84.D.2.6.85 C.b.c. 
Armen:Infitute. Welhe Einflüffe als Almofen Ram: 
pelfrei quittirt werden dürfen, welche nicht. — — 81. 21. b.e.d.f 
Armenrecht. Gränzen desſelben. $. 90. B. 1—14 
Das vor der Wirkfamfeit des neuen St. u. 
T. Gef. erwirfte, behält feine Gültigkeit, E. B. V. 2. 
Armuthszeugniffe. ©, die Inh.-Verz. S. XLI. ,81.29.9.90.1-5- 
fönnen mehrfach beftätigt fein. . r . 6.81. 29. a. 21. D. 1. 
Atzungs-Ausweiſe. . 9. 81. 1. 4. 
Auditoriate. Anwendung der Stämpeivorfärifie auf 
diefelben. . — . &.99. 3.6.c.$.86- 
a.u.2.3. 
Aufenthalt8-Befätigungen, . 0.0. % 81. 30.2 
» = Eonfenfe, Eingaben und Protokolle aus Anz 
derfelben. . R 5 A %. 81. 10.a.33.g- 
YAufgebotsjheine. Stämpeitemefung, ; . $. 21. 1. 
»  ausländifche. 2 ee ’ $. 83. 8. 
Aufgebots=:Difpenfen, . d. 81. 6. ff. 
Geſuche um diefelben, ; . 8. 70.6. % 
pfarrämtliche Beftätigungen auf un Geſuchen. %. 81. 5. y. 
Aufſandungen. S. Einverleibungs-Urkunden. 
Ausbeute-Anticipations-u. Nachtrags-Quittungen. 6. 7. C. 16. 
Ausfertigungen, gerichtliche oder ämtliche, wer dazu 
den Stämpel beizubringen hat. « % 109-106. 
» ämtlidhe. Strafe, im Falle einer Gefällt: 
verfürzung. . + Anh. B. U. 1. 


Ausfuhrs-Geſuche, bezüglich son Monopols-Gegen: 


ſtaͤnden. A 
Aushilfe: ——— 
Ausrufergebühren für Licitationen, wie als Taren 

aufgehört haben. . . . . 


§. 70. 11.9 
$, 70. 11. 4: 


Im, e. IV. 5. 


Muaterien: Inder. 


Ausftattungs=@ffecten. Geſuche, um deren zolffreie 
Einfuhr. 

Auswanderungs: 8: fuse und Verhandlungen übers 
haupt, insbefontere nah Preußen. P 

Auszeichnungen. Geſuche um — derfelben. 


Bälle, Gefuhe um Abhaltungsbemilligung. } : 
Banco:, Banco-Lotto-, Banco=Leibrenten- 
Obligationen, Die Zinfengquittungen darüber. 
Bank, ?. k. privil, öſterr. Nationalz, — 
Banknoten, Quittungen über den en falſcher. 
Bauriſſe, als Beilagen. . . A 
Bauſachen. Prüfungs-Decrete aus — Baufache, 
Baubewilligungs-Geſuche, 
Augenſcheins⸗Protokolle, Protokolle Behufs des 
Conſenſes, der Baulinie, der Grundabtheilg. 
Befunds-Protokolle und un über öffent: 
liche Bauten, g X : 
Buu-Vollendungs: Sertificate. . 
Begräbnif:Gebühren, Quittungen, 
Befähigungs:Decrete für Schiffscapitäne. 
Befunde der Sachverſtändigen bei Realitäten: 
Schätzungen. 
Beilagen. S. das Inh. Ber. &. xvin. 
Beiurtheile . j 
Berechtigungs-Taxen. ©. d. Inh. wei s. LIV. 
Berageridte, 


Berggerichts— Enökitsiisnen in Böhmen und 


Mähren, welchen Öerichten gleichaehalten. . > . 
Berg: u. Cameral-Lehentaxen, deren Fortbeſtand. 
Sichtung der dießiälligen Taxordnungen, 
Aufhebung der Schägun;dtare . 
Berufungeen. .» . . ; * 
Beſchäftigungen, ve Angeigen darüber an die 
Behörden. ; 
Befhmwerden . 
Befolidungs-Quittun gen n. s. Gehalts⸗ uittungen. 
Bezirksbehörde, Rechtt, die Vorzeigung einer Urkunde 
oder Schrift zu fordern. Mittel, dieſes — 
geltend zu machen. 

Recht, die Namhaftmahung des Beamten n 
fordern, welchem eine Außerachtlaſſung der 
Stimpeivorfhriften zur Laſt fällt, 

an welche die Befunde über aan 
einjufenden find. . . . i 


’ * + « * 
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$. 70. 11. 4. 


870.5. 8.81.44. 
$. 70. 1. 


$. 70.4 e. 


$. 81. 15. c. 

$. 85. B. 18—20. 
§. 81. 25. c. 

$. 72. 0. d. $.92.9. 
$ 21. E. 28. 

§. 70. 4. h. 


$.73.1.9.81.5.n-p. 


©. 93. 3. 5. 

& B.IV. 16.a.b.d. 
E. B. IV. 16. d 
E. B. IV. 16. e, 
®.523. Anm. 14. 


§. 79. 4. C. 
S. 5 3. Anm. 14 


. 4. 128. 129. 0. D. 


$.128, 129. B. 


590 Materien = Inder. 
Bezirks-Gerichte auf den Cameral: und Fonds-Herr⸗ 
fhaften, welchen Gerichten gleichzuhalten. R R 
Bezugd:Bewilligungen außer Handel gefegter Waa— 
ren und von Monopold-Öegenftänden. . . r 
Bilanzen der Handeldleute, Fabrifanten, Apothefer, 
Künftfer oder Handwerker, . . . ° j 
Blanquetten, deren Stämplung. Er u 
In welcher Art von den Behörden für die 
Beifhaffung geftämpelter zu forgen ift. . ; 
Blattern, Zeugniffe über die überftandenen. ; . 
Blinden-Infitute. . 0. Eu 
Brandfhaden-Vergütungen, —— 
» :Berfiherungsgefellfchaften. . R e 


Brennholz: Ausfuhrssficenzen -. a 1% 
Brief:Couverte, ald Beilagen. . 
Briefform, entfcheidet nicht bezüglich der Stämpeinid: 
tigkeit einer Urkunde. . . - R 
Bruderladen. — n ; i j A 
Bücher: Revifions:-Aemter, Anwendung der Stäm: 
pelvorſchriften auf fie x i k . . i 
Bücher, als Beilagen. a AZe N ’ 
Bürgerrechts-Urkunden. — Re 
» -Berleihungs:Gefuhe, + ö R 
Erfedigungen der Zunft-Bernehmungs: 
Protokolle. ‘ 


Bürgſchafts-Urkunden im Bollanweifungs- Verfahren. 


Ca merals Herrſchaften find nit vom Stämpel be= 

freit. . . . . 

Remanenz-Geſchäfte. 

Quittungen über die Geldab— 

fuhren. .» . 

« Bidimirte Rechnungs: Beilagen. . 

Zahlungsbögen. . 

&ameral:Tare, die bezahlte 51/40/9 ift von der Dienf- 
tare nicht abredenbar, } 

Saffa:Beamten. BVerpflihtung bezüglich des Stämpelds 

Caſſa-Weſen. Prüfung zur Anftellung bei den Same: 
rals3ahlämtern. . . . 

Sataftral:Bermeffungs: Grotstafie. Abſchriften. 

Cautionen, beim Monte depoſitirte. Correſpondenz und 
Urkunden dieſelben betreffend. 

Ca utions⸗ Quittungen, welche fämpeflihtig find. 


©. 98. 3. 3. 


wo 


. 177. m—p. 


19.2. u. h. 
93.2. 


* 


106. 2. 

21. E. 6. 
85. C.c.1—3. 
: 85. B. 1—16, 
85. B, 1-16. 
81. 6. gg. 
30. 8. 


+ 


* 


6- d. 
92, 3. c. 


®” 


un won en 


. 69. 3. a. 
72. &- 

21. E. 9. 
70. 1: a, 


un un 


. 81. 6. hh. 
81. 34. c. 


won un en 


’ 84. D, b, 
* 84. O. d. E. 


.82. 3. e. 

.82. 3. h. 
2 

« 179. 12. 

. 128. 129. 4. V. 


. 21. E. 28, 
:82, V. a. b 





Materien z Inter. 


Cautions— -Quittungen, welche ſtämpelfrei ſind. 
Certificate. — 
Certificati d'iscrizione. J 
Ceſſionen Stämpelbemeſſung. 
Charakters-Taxe, die gezahlte, it von der Dienſt 
Taxe nicht abrechenbar. 
Chriſtenlehr-Zeugnifſſe. — — % 
Civil: und Criminal— Richteramts— vprauig. 
Civil-Mädchen-Penſionat. — der 
Cameral⸗Zoglinge 
Collegial-Gerichte. Definition uf. w. : . 


Communitäten. Pi ; ; ’ 
Eompetenten: Tabellen. } R ; 
Communal:®erichte. Definition. . . 
Grund des verfchiedenen Sebüh- 
ren-Ausmaßes.. 


welche a im . 


Eoncepte ald Beilagen. - x 


Co — ptsbeamten. Verpflichtung sesüglic da Stim: 
pels 


Concerte, eſuche um Abhaltungs⸗ Bewill — 
Conceſſions-Taxen, die, für Schmelz-, Zerrenn-, 
Hammer:, Streck- und Hütten-Befugniſſe bleiven aufrecht. 


Eoncurs: :Maffa:Vermalter. ; : ? 
» = Bertreter und Verwalter. Stämpel: 
befreiung. . . . 


Conſiſtorial-Gutachten über Difpenfen von Erdhlie 

hen Ehehindernifen. . 4 
EonfiftorialsTaren find nicht aufgehoben. gr 
I Consorzi di utenti d’aqua. . . . 
Eonfulate, auswärtige, wie in Abfiht auf die Stäm— 


pel:Borfohriften anzufehen. . : 
» fremde, Eorrefpondenz derfelben in Partei 
ſachen. » N 
s Geſuche aſterreichiſcher Unterthanen im Aus: 
lande an dieſelben, wie bezüglich des Stäm— 
pels zu behandeln. ee Ge er 
Conti, in wie, ferne ſtämpelpflichtig. . r . . 


» an die Gifenwerfs-Direftion in- Eifenerz. 5 
» nicht faldirte ald Beilagen. . R R R 


» eorrenti der Eifenwerfd = Direction in Eifenerz. 
Contributiondg: Fond. Grundbuchs:Ertracte. : 
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d§. 81. 25. d—g. 
‘. 31, E. 10— 15. 
$. 81. 6. an, 
68. 18. 96, 


§. 179. 10. 11. 
§. 81. 27. a. 


$. 81. 5. cc. 
S. 97. 3. 2. 


Ebend. 3. 1. 
$. 40.a.b, 
$. 30. g 


$.128. 129.4. V. 
$. 70. 4. © 


Einf. B. IV. 13. 
8. 81.6.8 


§. 89. 3 1. 


$. 21. E. 
Einl. B. 


44. 
IV. 2. 


. 6. 83. €. 4. 


. 1. B. e. 


. 8. 81. 5. dd. ee. 


$, 83. d 


9, 6. b., 30. d 
$. 72. a. b 


d. 84. A. z. 
$. 84. D.g. F.k. 


392 Materien : Inder, 
Eontracte mit dem Xerar. i $. 91. 4. 5. 
Eontumaz:Urtheile. Es horäri des Stam⸗ 

pels.. $. 100. 1. 2 
Soramifirungen : §. 21. B. 1. 2. 
Coupons der Staatsſchuld⸗ —— a Anters 

effen: Quittungen ftatt der Coupons der virenlirten. . $. 81, 14. u.a. 


Quittongen über von den ee erfolgte 


Coupons. ; . 8, 81. 25. h. i. 
EreditsAnfalt, galisifc: Ränzifae . 8. 85.B. 21. 22 
Ereditoren-Ausfhuß. N . 8. 89. 2. 
Cridatare. §. 89. 1. u. 7. 
Criminal-⸗ Ankalten. §. 84. C. a. 


»  zAngelegenheiten. Kerztlicegeugnide über 
erlittene Berlegungen. Strafgerichtliche Entſchä⸗ 
digungs-Erfenntniffe. Quittungen der Aerzte 
und anderer KRunftverftändigen. . — — 

»Inquiſiten. Meilengelder der Transports⸗ 
Wächter. 

Curatels-Decrete. 
» Rechnungen. Geſuche — fie sur Gr: 
ledigung vorgelegt werden. n 
Schriften in des orten auf 
| fihte=:R. hieß. 

» Tabellen, . . ? 

»  Bermögen. Uebergats- Berertmung. 

Curator ahbsentis, massae jäcentis und einer todt 
zu erflärunden Perfon. 


Darlehens: Berträge. Stämpelbemeffung. Sieh aud 
Yianturfunden. . . 

Datums: Certificirungen — die Sertitan 
feien in Ita'ien 

Defluidationd:Päffe. i 2 

Depofiten:Ertracte. . ; A F = 


» :Gmpfangs-Beftätigungen, (Recognis 
tionen) welche ſtämpelpflichtig, . 
»  ftümpelfrei find. 


» :Scheine ter Bafenämter. . i . 
” :Tare (Zählg:le) hat fortjubeftehen. . 


DeputatzBefheinigungen * IN und 
in welcher Art. . . 


$. 81. 4. a—d. 


d. 7. C. 54. 
$. 81. 6. =. 


$%. 50. 1. 61. 1. 
8. 81. 5. gi. 
§. 81. 1. k. 

88. 55. 1. ku, 66. 


‘. 9. n. 1-4. 


88. 7. 96. 
§. 21. E. 13. 


99. 
08. 33. 48. 59, 
67. 


$. 7. C. 21-26. 


Materien = Inder. 593 
Devofutiond-Protokolle. .. E ; . 8.62. 
Diäten:Quittungen find Rämvelrilihtia,. . 9. 7. O. 35. 

aud die der Poſt-Conducteurs.. .« 9. 7. C. 36. 
Dienerjtelle. Gefuhe um Erlangung einer ſolchen. . $. 70. 2. 
Dienerfhaft. Tarpflichtigkeit derfelben. £ . %. 176.A. 5-6. 8, 

» auf den Werften und Werkſtätten des Arſe— 
nals in Benedig. Tarbehandlung, 8176 A 7, 
» an der Militärgränze. . 6. 176. 0. d 
Dienftboten und deren Sinder. Pasitämpel, Dienf: 
jeugniffe. 68. 78. f. 21 
Dienft: Eonfenfe für unterihänige Dienfoten und 
Taglöhner. . M . %. 81. 33. 8. 


Dienftgeber und Dienfboten, Streitigkeiten. . 
Dienftgenüffe, für melde, die Tare zu bemeifen ült. - 
» in verfhiedener Währung vertarirte,. in 
welder Art die dafür gezahlte Tare in Abs 
rechnung zu bringen. . 
Dienftverleihbungen, welde die Tarfreiheit geniehen. 
Dienfttare. (Sieh das Inhalts-Verzeichniß. ©. LI.) 
» Zahlungsfrift und Einbringungsart. 
Die frühere, für Dienfivläge in Ungarn und 
Siebenbürgen bleibt aufrecht 
Diplome . u . ä R 
Disciplinar— Engelegenheiten. Recurfe. 4 


gegen Advofaten. 


» » 
Domefticalfonde . . P 2 
Mährifher. Quittungen über die Intereffen 
feiner Capitalien. n . R . 
Domainen. Siehe Cameral- und zonde⸗ Herrſchaften. 
Dominien. Correſpondenz in Parteiſachen, 
» indbefondere in Conſcriptions-, i 
» in Paß:, in Wanderfahen. . . . 
Dotirte Fonde und Anftalten - R . 
Was nicht als Dotation anzufehen in . 
Drahtbinder. Papitämpel, . 
DrittelsSteuer:Bergütung. Quittungen, . 
Drudfhriften als Beilagen. — . . 
Duplicate, von Urkunden oder Schriften. ee 


» der Intabulations-Geſuche. S. Eingaben. . 
Durchfuhrs-Geſuche RN von Monopold:Gegen: 
ſtänden. 


Edelfnaben, Begünſtigung bezüglich dergämmerers-Taxe. 
v. Schwarz Stämpelvorfchriften, 


$. 73. h. 
8%. 176. 178. 


$. 180. 1. 
$6. 176. B. 177. 
8§. 176- 188. 


$. 223. 1. 2. 


E. B. IV. 14. 
§. 21. E. * 17. 


§. 81. 4.’k. 70. 
= o. 


§. 81.5. f. 
$. 84. C.a.D.h. 
§. 84. F. n. 


$. 81.5. B. b. 


» — c 
» — d. 
§. 84. C. a—g. 
§. 84. B. c. 
$.. 78. a, 
$. 81. 16. f. 
$. 30. e 
$. 99. 
$. 50. 4. 1. 


§. 70. 1, 4. 


d. 159. 2. 
38 


594 Materien : Inder, 


Edicte. ; : z 
» Gefuhe um "Ausfertigung derfelben. (Sieh das In⸗ 
haltöverzeihnig S. XVI. e). 2 i . 
Eheband, Bertheidiger desſelben in wieferne en 
Ehe-Conſens, väterliher.  - ae" 
Ehe-Conſetnſe, BERNER A ; . 
Ehe:Difpenfen. . ; . j : 
» Gefuhe um diefelten a r R 
Ehe-Licenzen für Sfraeliten. } A 


Ehepacten über dad Miteigenthum einer Realität und 
die Leiftungen für den finderlofen Todfall , wornac ber 
Werthſtämpel fih richtet. i 

Ehe-Verhandlungen. Wegen Ungiltigfeits: Grefärung, 
Trennung, Scheidung, Vermögens-Ausgleichung. 


Ehe. Zeugniffe, welhe auf diefelbe Bezug dee . 


Ehrentitel, weltlide. Taren, W er 
» geiftliche. Taren. . = s In Sa 
Einantwortungs=lirfunden, gerichtliche, 
» » von Verlaſſenſchaften. (S. 
das Inh.-Verz. S. XXII. 
3. IX.) 
Einfuhrs-Geſuche bezüglich von Monopols⸗ Bi 
finden, & — 
Eingaben. (©. das Inhalts-⸗Verjzeichniß. ©. XIV. 3.1). 
» deren Duplicate, . . ; . 
» welche von öſterreichiſchen Unterthanen im 


Auslande oder von auswärtigen Perfonen 


an die dortigen Eonfulate, Geſandtſchaften, 


d. 81.6. 


sg. u 40. 3, 
50. 2., 61. 2. 


$. 84. * 2 
$. 21. E. 
$. 81 6. z 
8§. 81. 6. ff. 
$. 70. 6 
$. 11. 6 


. 171 — 176. 
221. 222. 

§. 81. 6. 

§0. 55. 66. 


$, 70. 11. q. 


68. 28. 52.41.63. 


§. 1. B. f. 8g. 


Stämpelbehandlung, wenn fie an öſterreichiſche 


Behörden gerichtet find. . ; . . 

In wie ferne eine mehrfahe Fertigung die 

Verpflichtung zueiner mehrfahen Gebühr zur 

Folge hat, . . ; . . 

und in wie ferne eine Mehrheit der petita. 
ungeſtämpelt oder nicht vorſchriftmäßig geſtäm— 

pelt überreichte, Verfahren. 


Strafe. - "ee rue" u . 
Ginregiftrirungs-®ebühren im lomb.: venet,. Kö: 
nigreiche find aufgehoben. . : A r ; 


§. 1. B. t. g 
. 6, 95. 4. 1-3 
$. 95. = 1- 7 


66, 117. 128. u. 
129. 


Anh. B, II. 1. a. 


. E. B. Il. a. 


Materien : Inder, 
Einreihungs:Protofolis= Beamten. he 


tung bezüglih des Stämpels. } ä x . 
Einverleibungs:Urfunden, befondere . . 

» » ald Beltandtheil einer 

Urkunde. —W 


Einvernehmungs— Prototol ie über Requifition . 
Eifenbahnen. Beihädigungen kei Traffirung derfelben 
(Sieh Exrpropriationen, u. $. 92. 20.) ’ . . 
Eifenbahngefellihaft, erfte . k. privilegirte, und 
der Raifer Ferdinands Nordbahn.Eoupons. 
» lombardiſch⸗venetianiſche. — — 
Eiſenerzer Mildthätigkeits-Fond.. 


Elementar-Schaden-Verſicherungs-Anſtalten. . 

Elifabethinerinnen. IntereffensQuittungen. . 

Empbiteutifhe Berträge. Bemeflung des Werth: 
ftämpeld. . . . 


Englifde Grähtein zu Et. Polten. Beiträge * 
nied. öſterr. Staͤnde. . . . . . + 


Entlaffheine der Dienkteten. . ö 
» Eingaben und Protokolle aus Unlaß derfelben. 
Entfhädigungs: —— (Sieh das Inhalte: 
Berzeihnig S.VID . .» . ee 


Entfhädigungen für Fahrpoften-Sentungen. . . 


» für gebotene Leiftungen an das Mi: 
litär. » . s ä 
»_ der Gemeinden für den Transport 


der Berurtheilten in die Strafhäufer, 
» verficherte. . s 
Equipirungs-Fond der Degimenter, Duittungen. nn 
Erpfleuer wird aufgehoben. . 
"Für welche Fälle dieſelbe nach ver Wirkſam⸗ 
keit des neuen St.u. T.Geſ. noch zu bemeſſen iſt. 
Behandlung der Annual-Erbſteuer, der ſicher⸗ 
geitellten Erbfteuer = Beträge und des Aequis 
valents der Geiſtlichkeit. A 
Fortdauer der Srämpeltreinen der Eröfener 
Verhandlung . Fe Fr : 
Ergreifers-Belohnung. * ae 
Ertenntniffe, gerichtliche, Rönsyelfreie, — 4 
Erſatz für falſche Banknoten. Quittungen. . . 
Erwerbs:Befugniffe oder Beredhtigungen. — 
um Erlangung derſelben. 
38* 


i §. 81. 16. i. k.f. q. 
25 
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$, 129.A.IL.1IT.B. 
- & 22. 


‘. 96. 1-6. 
§. 73. c. 


$.34.A.8.5.7.0,45. 


$. 92. 16. 

d. 92. 18. 

$. 81. 21. b. 
$.85.B.1-— 16, 
6, 84. F. c. 7. 


$, 11-13. 

‘ 84. F. c. 2. 
« 85. C. e. 

§. 21. E. 18. 


6. 81. 10. u, A. 


$. 7. O. 44.—47, 


$. 81. 16. h. 
$. 81. 22. 

$. 81. 22. b. 
$. 85. B. 1—17. 
§. 86. 8 

E. B. II. e 


E. B. V. 4, a. 


E. B. V. 4. bp. 


E. B. V. 4. c. 
$. 130. 

§. 81. 6. i— q. 
9. 81. 25. c. 


d. 70. 4 


596 Materion : Inder. 


Erwerbfteuer:Erflärungen, Gewerbs-Kücklegun⸗ 
gen, ‚Gewerbe - Verzichts = Neverfe, Crwert aſtenerſchein⸗ 


Duplicate, Umſchreibungen. — 
Erwerbſteuer. Wiener ſtädtiſcher Zuſchlag. 
.» Scheine. 
Vorſchreibungen, Vorſtellungen N 


Erscutions: Geſuche, die Sicherftellung im Grund: 
buche oder in der Landtafel beswedend. s i 

Eriften;: Z3eugniffe, fämpelpflichtige, zur Behebung 

der Intereffen von Banco-Öblis 

‚gationen, eines Fruchtgenußes. 

—W fremder Regierungen über die 

Exiſtenz einer Kirche, Stiftung ıc. 


Erpedits-Beamten, Verpflichtung bezüglich des Stäm- 


pels. J 


Erpensnoten der Curatoren als Bela, ae 


Erpropriationen. Urkunden und Gchrifien, welche 


darauf Bezug nehmen. R . ; P ; 
Ertabulationg:-Erfenntniffe - . — 


Fiaker-Befugniſſe. Geſuche um Erlangung derfelben. 
Fideicommiſſe. Geſuche um Errichtung oder Erwei— 
terung eines Familien-Fideicommiſſes. 
Finalerledigung über die Abſonderung von 
Allod. Bewilligung zu ihrer Vertauſchung, 
Verwandlung, Belaſtung, zur Aufhebung 


des Fideicommiß-Bandes. 
Fideicommiß-Taxe. 

Zahlungs=Frift derſelben und gofge der un: 

terlaffenen Zahlung. - . a . . 


Findelhaus. Urkunden und Schriften, melde, wenn 
fie bei den Directionen vorfommen, ftämpelfrei find, 
bedingt befreite. . 

Kindlinge, die noch feinen Erwerb haben Begünkigung 

im Papßitämpel. . , . . 
Protofolld = Auszüge ftatt der Tauffcheine für 
diefelben. - + . . * 
Beſchwerden der Angehörigen über ihre Behand: 
lung. 

Aerztliche Zeugnife in Betref der — den 
Findelhäuſern verpflegten Findlinge. 
Reverſe der Pflege-Eltern.. 


§. 81. 2. k- 4. 
§. 81. 2. t. 

§. 81. 16. e@. 
$. 70. 9. h—k. 


$. 27. 1. 2. 


§. 21. E.22.24.2 25, 
. 21. E. 25. 


$ 

$. 129. A. IV. 
§. 30. e. 

N 


. 84. A. qu. 
. 7. C. 46. 


$ 
$, 36. a. 


%. 21. E. 28. 
$. 70. 4. d. 


$. 70. 8. 


$. 57. 


$. 230, 


5 81,.42.$.84.F.g- 
$. 82. 3- f. 


$. 78. R. 
$, 21. E. 21. 
$. 81. 2. M. 


8. 81. 30. b 
$.84, A, d 


Materiens Inder. 


Die Berpflegs : Eontracte für diejelben find 
ftämpelpflichtig. ’ . e 
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Finanzwach-Schriften, welde ftämpelfrei und wel: 
che ſtämpelpflichtig find. i . a . , . 
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$%. 81. 31. 32. 


Finanzwach-Mannſchaft. In wie ferne derſelben 


eine Stämpelbefreiung zukomm.. 20. 
Fiscal: Prüfung - 

Fiscus. In wie ferne er als verireter öffentticher Fonde 

| und Anftaften ftämpelfrei if. .- — . 

» in Concurrenz oder im Streite mit nicht be- 
freiten Perfonen. . . 

Stämpel für die Eingaben in Rechts ſtreiten 

mit dem Fiscus. 

Fixer Stämpel, welcher und wann derſelbe auf Mr: 

kunden anzuwenden iſt, welche ſonſt dem 


Werthſtämpel unterliegen. et 

» weiche Urfunden unbedingt ——— zugewie⸗ 

ſen ſind. 4 i 

Flaggen: Patente . . . 


Fonde. Eintheilung und —— — 
Fondsgüter. Remanenz-Geſchäfte.. a" ; 
» find nicht vom Stämpel befreit. . 5 . 
» Adfuhrs - Duittungen, ; on & 
» Bidimirte Rehnungsbeilagen. . . ; 
»  BZuhlumgsbögen. . . . . —— 
Forſtlehranſtalt in Mariabrunn. . s A a 
Forza armata in Dalmatien. '., . . — — 
Frachtbriefe.. 
Frauens-Perſonen. Adelstare. — * 
Freiheiten, Geſuch um Erlangung derfelben, i 
Greifaßen: u R. in Böhmen wird aufge: 
hoben. . 
Freifaßen:Re alitäteni in Denken, Begünfti- 
gung bei grundbücherlichen Acten. ‘ . . 
Frühten-Abfonderungs: Protokoite. ; . 
Suhrfpefen-PBergütung. — . . . P 


SebärzAntalten. >: 
Gebühren-Vormerkung. 
Geburtsſcheine, Stämpelbemeſſung. 
Gefällsbeamte. In Betreff der Reifepaufglien für 
SP: R . . , . ö 
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Gefällsgeſetze. urkunden und Schriften, welche durch 
ſie geboten ſind. 

Gefällsprüfung, —— u: 


» jur Erlangung von Amtspraftitantenftellen, . ; 
» aus der Wanrenkunde, 
SGefältsfträflinge. — die Beiegtregnungen 


betreffen. * . . . 
Gefällsftrafen. Gefuhe um em oder Rück ſtel⸗ 
lung. 


Gefälls— ueb —— ngen, Quittungen über — 
geſtellte Contraband-Waaren, Straf-Depoſiten, Stras 
fen. Verſteigerungen im Strafverfahren. Quittungen über 
Verpflegskoſten der Sträflinge. Eingaben zur Sicher— 
ſtellung und Einbringung der Strafen. «+ . . 

Gefällsverkfürzungen. Begriff derfelben. : 

Gehaltsabzug der 2%/, im lombardifd = venetianifhen 
Königreih wird aufgehoben. er a, un 

Gehaltsvorſchuß-Geſuche. er a 

Sehalts-Quittungen mit Abzügen. . . s 

Geleitfheine. . . + . 5 . . 0 


Gemeinden « . — 
Haftung für die Gebühren. . . . 
Rechnungen, * . . . ° . 


» der Religiofen. . : . . ; ’ . 

Gens d’armerie. Quittungen über Taglien. a 

Gerichtliche Acte, welche ftämpelpflichtig find. ; 

Sefandtfhaften, die von ihnen ausgeftellten Ur: 
funden. . 

Gefellen. Dienftjeugniffe. Streitigkeiten mit ven Dienf- 
herren. . . . . . . . 

Geſuche. ©. Eingaben. 

Geſuche um Bewilligung zur Austellung von Ge: 
hensmwürdigfeiten, zur Production von Reitfünften und 
symnaftifchen Hebungen. ; s . 

Gefundheits:Eertificate für Soiadwed * 

Gewährbriefe. 

Gewerbs-Befugniſſe. Geſuche um | —— — 

ſelben. . . 
Anzeigen über freie Berhäftigungen. P i . . 
Gewerbsbücher, weldhe vor der Wirffamfeit des neuen 
Stämpel= und Targefeßed begonnen wurden, 

können fortgeführt werden. . , 

» deren Gültigkeit hängt nicht von dem vor: 
fhriftmäßigen Gebrauche des Stämpels ab. . 
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Erläuterung der gefeglihen Anordnung. ; 
In weicher Art der Stämpel zu bemeifen, . 
und aufzudrüden if. 5 . . . 
Gewerbe:Bormerfbüder. j 
Gewerbsſachen. Protokolle zur Ausmittlung des — 
mal⸗Preiſes von Real-Gewerben,. 
des Local-Bedarfes von Perfonal: und poli⸗ 
jeis&ewerben, e 
wegen Gewerb#: ‚Zurädfegungen, Erwerbfteuer- 
fhein:Dupficaten, . .» . . A 
Gewerbs:Taren haben aufgehört. u 
Giftbezug. Certificate dazu. . ’ . . . 
Giri. . . . . . . . . 
Önadengefudhe, orbenttice, F e . 
außerordentliche, im Gefälle-Strafoer: 
fahren, . . 
®nadenverleihungen, I. f., welde, der Tare unters 
liegen, . . 
Zahlungsfrit und Folge der Zahlungs⸗ unter⸗ 
* laſſung,. 
Wann die Subfertigungmn Darüber Statt fin: 
den dürfen, . . 
& örz. Begünfigung der Realitäten außerhalb Bär; bei 
grundbücherlichen Acten. . 
Gränzbewohner. Gränz- — — Certiſicate 
Gränzkämmerer, welche Geſuche derſelben nicht offi⸗— 


cios ſind. 
Der Botenlohn der Amtödiener. derfelben if 
nicht aufgehoben, . . — 


Entſcheidungen in Vroriſorial Ange legenheiten. 
Graͤnz und Gefählenwache. ©, Finanzwache. 
Gronner'ſche Armenſtiftung. SE Te ——— 
Großjährigkeits:Erflärung . i 
Grundbuchs-Aemter auf den Cameral: und Fonds 
herrfchaften, welhen Aemtern gleich zu halten, 
Grundbuhs:-Amtshandlungen, in wie ferne 
mehrere in einem einfach geftämpelten Gefuche u... 
fucht werden dürfen. . . 
Grundbuhs: Beamte Verpflichtung bezüglich de⸗ 
Stämpels. ©. . . . 
Grundbudhs: Estracte, . R . 
». » für die Eontriöutiondsgondscafa. 
» » zu Steuernachſichts-Operaten. 
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Grundbuchs-Extracte zu Stiftungs-Darleihen an arme Un: 
terthanen. ; . . . 
» »  juden Zehent:Faffionen. . . 
Grundbuhsfadh. Prüfung aus demfelben. R j 


Grundbuchs-Gebühren. Quitiungen. . 
Grundbuchs-Taxen. Befhränftung der über dieſelben 
beſtehenden Vorſchriften in euer Birkfamfeit. .  . 


Grundfteuer. Steuer:-Abfchreibungen. R ; 
a ——— und — — 


gen. 3— ⸗ * ’ E23 * * “* 
Gültbriefe. — FR a 
Gutsbeſitzer. Haftung für Die Sebühren, ut. Ay 


für die Bermögensftrafen, infoferne fie die 
Gerichtsbarkeit felbft ausüben. . A 
Gutsveräußerungd und Zerſtücklungs-Con— 
ſenſe der Tirofer Rentämter. — 


Hainburger Magiſtrat. ——— über die Ber: 


gütungen für die Fabriks-Militär-Wache. P : 
Handelsbüdher, ©. Gewerbsbücher. 
Handels-Correſpondenzen. A 


Hundel8:Befugnifie . j 
Handlungd:-FondssTaren haben aufgehört. R 
Handzeihen. Beitätigungen der Echtheit derfelben. 
Hauptbüder der Handeldleute, Fabrikanten, 
Apotheker, Dandwerter. x ; a" ; : 
Hausbüder . i 2 . F . . . 
Hausfteuer, fteuerfreie Jahre, Leerſtehen und Wieder: 
vermiethen der Dausbeftandtheife, Hausbefchreibungen, 


+ * 


Hauszins-Bekenntniſſe, Verifications-Protokolle. 
Heimfälligkeits-Ablöſungs-Verträge. Stäm— 
pelbehandlung. FRE Zr: h 


Heiraths-Licenz— Zaren, die, der Joraeliten, ha⸗ 

ben fortzubeftehen. . . . . 

Die Befreiung der Görzer und Gradiscaner 

Juden bleibt aufrecht. i } R 

Hirtenfinder unter 13 Jahren, Legitimationen zur 
Gränzüberichreitung. . > i ä 

Hof=:Almofen für das Armen: Zuſtitut. . ö 

Hofdienerfhaft,. Tarpflictigkeit derfelben, ——4 

Hofkammer-Obligationen, ungar. Zins-Quittungen. 

Dofftaat, äußerer, Verleihungs-Taxe für Aemter 

desfelben. '. . . . R r r 
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Hof:-Tarordpnung. Beſchränkung ihrer Wirffamteit. 
Dol3:Deputate. ©. Deputate, 
Honorar-Bedienſtungen. Behandlung, bezüglich der 
Titel⸗Taxe. 
Die dafür bezahlte Charakters⸗Tare if von 
der Dienſt-Taxe nicht abredenbar. .. . 
Hufbeſchlags-Beiträge. . i 
HOypotheten:Aemter. Certificate und Grtracte für 
den Vertreter oder Verwalter einer Concurs-Maſſa.. 
Hypothef:Gebühren in — und Dalmatien ſind 
aufgehoben. ‘ 
Hypothek-Ve rfare ibu er u. ©. Pfandverſchrei⸗ 
bungs⸗Urkunden. 


Impf-Anſtalten. ee . 
Impfungs-Zeugniſſe. 2. 
Incidenz-Punkte. Urtheile darüber, . . 
Incolats-Taxen in Böhmen und Krain, frühere, dern 
Auflaffung. Tan, P R . r ‘ R 
Incolats- oder Indigenats: Taren. . . 
Indoffirung des Stämpels, in welcher Art fie zu * 


ſchehen hat. 
Inſcriptions-C ertificate im lombart iſch⸗ venetia⸗ 
niſchen Königreihe. . R R . 


Snfpruder Berein der Sarmdersigen Sdwe 
tern. In Berreff der Pachtgelder für die Ausfpeifung 


ver Kranken und Pfründner.. . j 
Inſtitute. Eintheilung in öffentliche, botirte, nicht do⸗ 
tirte, und private, . . 


Quittungen über Beiträge, Verpflegsaelder 

u, andere Einflüffe, ald Legate, Liritations: 
Percente, Strafgelder, . M . 

über die Intereſſen von Eapitalien derfelben, 

über Vorſchüſſe, s R — 
öffentliche, wohlthätige, welche Rehnungsbei- 
lagen bedingt ftämpelfrei find. — 
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Intabulations-Geſuche. (S.dasInh.⸗Verz. S.XV. a.) 6. 27.50.40, 61, 


Intabulations-Certificate. W 
Intereſſen— —— gerichtl. 
Intereſſen-Quittungen. S. Zinſen. 


Invaliden. 
Invaliden-Fond.. 
Inreater der Verlaſſenſchaften. 


Joſephſtadt. Päſſe für Anſiedler dahin. '. 
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ISrrenzAnftalten. . . 9.84. C. a. 
Sfraeli ten, die für dieſelben ausſchließlich —— 
benen Taxen bleiben aufrecht; ⸗ 
auch die Heiraths-Licenz-Taxen. Eint. B. .yy.4. 
Befreiung der Görzer und Öradiscaner Juden. 
von den Ehe-Licenz-Taxen. . 
Sie zahlen für Gewerbs-Befugniſſe feine Zaren. Einl.B. III.h. 
Iſtrien. Behandlung der Intabulations-Geſuche.. . 9.50. 4. e—h. 
Juſtiz-Beamte in Italien. In Betreff deren Reiſe— 
Pauſchalien. A ‘ . . 7. €. 39. 


Kaffehhäuſer. Geſuche um Offenhaltung derſelben 
über die Nachtsſtunde. A a A r . 6. 70. 4. 0.d 
Kämmerers-Decretiſten. Taxe.. . 6. 159. 1. 221. 
| j 222. 
Kämmererswürde, Tare Pe 5 - 9.159. 221.222. 
KRammer:Procuratur, LE Hof: und nied. öfterr., 


Eingaben. » u — a Sa — . 8.69. 1. b 
Kanzlei: Paufdhalien, Quittungen darüber. . . 9.84. A. cc. 
Katehetit, PrüfungssZeugniffe für Theologen. . 9,81. 27. b 
Kaufz:Berträge. Bemeflung des Stämpels. .686. 7. 17.96. 7. A.2. 


Kerzen-Deputate. Sieh Deputate. 
Kiefer. Die Rechnungsbeilagen des Hüttenamtes daſelbſt. 6. 84. A. dd. 


Kirchen-Baulichkeiten. Licitations— pre 88. 84. F. a. 92. 4. 
Kirchen-Rechnungen. . . 0.20. 83. 3 
Kirchenverwaltungen. — . 8.85. C.h. _ 
» Quittungen über ihre Empfänge. + 9.81. 25: hu 
Kirchenzucht. — dieſelbe betreffend. . 6. 81. 11. a-—e. 
Klöfter. . er 2 2 er 85. G. 8. 
Krankenhäuſer. . 0.985. C. a—c. 
Kreis:Eaffas:Beamte ın Balizien vu. Betref ihrer 
Reiſe⸗Pauſchalien. . 9. 7. C. 43. 


Kreishauptleute. In Betreff ihrer Reife-Paufchalien. §. 7. C. 38. 
Krainer Zwangs-Darlehens-Forderungen. $. 7. C. 52. 


Sänder:Tarordnung. Beihränfung ihrer Wirkſamkeit. Einl. B. I. yy. 
Landesämter, Landes:Erjämter Ta. . 6. 161—164. 221- 


222. 


gandes:Erbämter,. Tare. . . $. 165. 221..222. 
» und zugleich Dignitäts : gehen; dortbe⸗ 
ſtand der Lehentaxe. . Einl. B. IV. 15. 


Landgerichte in Eu In — * Reiferpan 
falten. 5 . . . ds 7.6. 40. 
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Landtafel-Certificate. ee. 4. Ai. 6. bb. 
Landtafel-Extracte. . 8.58. 
Landtafel:Tarordnung if — für tat Tefchner 

Landrecht aufgehoben. R ä . Einf. B. II. b, oo. 


Landwirthſchafts— Sefeltfhaft, k. — —— $.85. B. 24. 
Laudemium in Tirol. Quittungen darüber. »  . $.81. 17. a 
Lebensbefätigungen für Fruchtnießer vinculirter Gas 
pitafien. Sieh Exiſtenz-Zeugniſſe. ä . . &21. E. 24. 25. 

Lebensbeſtätigungen zur Behebung eines Bezuges 

aus ärariſchen, ſtändiſchen, ſtädtiſchen öffentli— 

chen Fonds-Caſſen, . . 6. 81. 30. c—e. 

aus wohlthaͤtigen Privar⸗Anſtalten . 6. 81. 30. a 

zur Behebung periodiſcher Bezüge aus der 

Wiener allgemeinen Renten⸗Verſicherungs⸗ An⸗ 


ſtalt.. . 6.85. B. 17. 

Lebens: und Leibrenten— Verfigerunge: An⸗ 

alten . P . 6. 85.B. 15.4. 17. 
Lebens: Rettung. Erbebungen ser PrämiundsErthei 

lung. » e . 9.81. 5. t. 
"Begalificungs: Sefnne- (Sieh das Snhalts + Ber: 

zeichniß S. XVI. e.) . . . . 88,50.3.61.1.73 11. 
Legaliſirungs— Clauſel, — ſie nicht zu — 

braucht. . 64.115. 2. 3. 


Legaliſirungs— Stim seh, zolge der unterlaffenen 

Beibringung- ee en ee 1.- 
gegitimationen, gerihtlihe.e - = 0.0. 8.6. w. y. 
Lehengüter. —— über die Abſonderung 


vom Allod. rar 6. 5. 
Lehen-Taxen. tZortbeand. .. —Einl. B. II. yy. 2. 
| §. 233... 5. 
Lehramts-Prüfungen. . 6. 21. E. 39. 


Lehrjungen. Verhaltungs-Zeugniſſe, Pabſtãmpyel. . 66. 21. 2. 78. h. 
Leichen-Vereins-Büchel. Stämpelbehandlung. . 9. 7. C. 31%. 
Leitungs =-Berträge. Bemellung des Stämpels. 


Sieh auch Vollmachten. .. + 8.7.10—13.17.96. 
Lemberger geiſtliches Seminerium. Reife: und 
Stiefelgelder der Zöglinge, ; .. 6. 7. O. 69. 
ange Anordnungen und ihre Parien . 9.81. 39. & 
» als Beilagen. . . 85. h 


ROTE Protokolle. (Sieh im Inhalts⸗Verzeich⸗ 
niſſe: Protokolle S. XIX. 3. V.) 
» » in wieferne fie die Stelle von Ir: 
funden vertreten. A . . 31.0 —g.43.d. 
73. r. 82. 5. &- 
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Licitations-Protokolle der Dominien und Gemein: 
den über Berfteigerungen von Bieh, 


| Naturalien, Rechten, . . 
» » adminiftrative, . ; 
» » über Veräußerungen mit ſogieicher 


Uebergabe des Gegenſtandes, A 


» » über Eontraband:WBuaren, . . .» 

» » adminiftrative Nachftämpelung . 

» » nicht .adminiftrative, deren Nach— 
ftämpelung findet nicht Statt, 

Liedlohnd:Erfenntniffe . : ; ü 


Lieferungs-Berträge. Bemeſſung des Staͤmpels 
Sieh auch Subarrendirungs-Verträge. in ee 
Liquidations-Protokolle, ämtlide, - . ; 
» » in Ötreitigfeiten der Unterthanen 

ex nexu suhditelae, über die For: 


derungen der ®utöherren, . . 

» » mit Waifenfchuldnern im Sntereife 

der Pupillen, i R ; R 

» » in Goncurd:Angelegenheiten. . 
Livrces und andere ®enüffe der Amtsdiener, in 
wieferne tarpflichtig. i ; . s ; r 


Lohnliften, in wieferne ftämpelpflidtig. + Fe 
Lohnsquittungen find nach dem quittirten Betrage 
dem Stämpel unterworfen. . s s 
Löfhungs:-Bemilligungen — — 
Löſchungs-Geſuche. (Sieh das Inh. Verz.S. XV.a.). 
mit der Erklärung über die erfolgte Zahlung. 
Lotto-Collectanten. 


Lotteriestofe . , . 
Lotto:Dbligationen, ni, öferr. ſtandiſche, Vanco, 
Lotto. Zins-Quittungen. 
Majorats- Webertragungen mit em Duca-Titel in 
der Pombardie. Tare. i . A i : r 
Mandatisemplici gratuiti, « . N 
Mantelbogen der Eingaben. : Pe : 
Manufcripte, . n ; ; a 


Marinairs. Licenzen für Seereifen. 5 
Maſchinen. Gefuh um zollffreien Bezug. . + . 
Matritel: Eorrecturen. Sieh Tauf-Matrikel. 
Matrikel-Scheine für Studierende, — ——2 
Matroſen. 
Maut-Befreiungs— ———— — —A 
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Mehlwag-Aequivalent ded Wiener Magiitrates, 6. 7. C. 44. 
Meilengelder, die, der Gerichtsdiener — nicht 


unter die aufgehobenen Gebühren, . + Einl. B. IV. 6. 
Meifterrehtd:Urfunden . . 9.21. E. 9, 
Meiſterrecht. Erledigungen der Zunft ——— 

Protokolle. . 8.81. 6. hh. 
Meiſter und Sefelten. Streitigteiten. s « 8.73. h. 
Meldzettel Studierender. R . :d.81. 33. a; 
Mendicanten. Schriften die Seelſorge und Kirchen: 

uucht betreffend. . ie a 


Miethverträge. Bemeflung des Stämpeld. . . 98.7.10-13 17.96» 
Militär: 5 rauen. Quittungen über dieihnen von ihren 


Männern zufliegenden Gage-Rückläſſe. a 8§. 86. 6. 
Militärs Gerichte. Anwendung der Stämpeloorichrif: 

ten auf fie. P s . . ©. 9.3. 6. 
Militär: Schriften, ee Rämpelfrei find. .« 81. 31. 32, 
Militäriften, gemeine und Unteroficiere. Tarbehand: 

lung bei Dienftesverleihungen. . . .« 176. 9. 


MilitärsDfficiere. Behandlung bezüglich derAdels:Tare $. 144, 147. 
Tarbehandlung bei Dienftverleihbungen. 9.179. 5—9 

Militärs, deren Quittungen über Penfionen des Ordens I 

der eifernen Krone, . ; ; } .6. 7.C. 56 
Militäritand. Stänpelbefreiung. . . 8.86. 1-9. 
Militärs Taren, welde, noch fortzubeftehen haben. « Emil. B. I, yy. 
Milty-Kerzen-Fabriks-Geſellſchaft, t. f. priv. . . 992. 19. 
Mitfhuld. Besrif derſelben. Bedingung der —— Anh.B. Anm, 4.6. 


In wieferne jtr.fbar. ‘ » 7 
Haftung im Falle der Strafloſi gieit. 8. 
Montan: Derrfhaften und Werke, ka f., Stäm: . 
pelbehandlung. = + 884. D.d. 


Montaniſtiſche Beh rde ei amtlich⸗ — 8. 81. 6. tt. 
Montaniſtiſche-Producte oder Fabricate. Quittun⸗ 
gen darüber. §. 7. C. 57. 
Werke, Geſuche um die Errihtungs-Be: 


willigung. R . ; A . 970.4 f. 
Monte,grani, — Pe TR . F. = 
Monte; Iomb. venet. Stämpelbehandlung der Urfunden $. 7. C. 


und Quittungen an denfelben. — * A. * 
Quittungen desſelben über feine Einkünftẽ. 6. 84. A. bb, 
Mortuar-Vorſchriften, welche, aufgelaſſen und Einl. B. II. t—k. 
welche in. ihrer Wirkſamkeit be- 2 IE. bh. kk. II. 
fchränft wurden. . r N — gg. as. vv. 
Mülknitz''ſhe Stiftung. Geſuche um Unterſtützung 
aus derſelben. . $.90. B. q. 
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Muſik-Licenz-Taxem haben aufgehört, ; « Eint, ®. IH. h. 
nicht aber die in den Armen= oder Bocal- 
Polizeifond dafür RE Einl. B. IV. 11. 
Muthfheine -. . r « 9.81. 6. rr. 
Nachtrags— — Urkunden. . : . 9.98. C. 3 
Naturals-Deputate. Sieh Deputate. 
NaturalsGenüffe, in wiefern tarpflichtig. : . 9178. 1. 


Nicht-Verbrüderungs-Reverſe. 0000.84 4. a. h. 
Normal-Alter. Geſuche um Nachficht der Ueberſchrei— 

fung. . + . . . . . . . . 8 70. 11. 9. 
Normalfhut:gond. ü a . 9.84. C. a. 


- Motare: Ihre Regifter und Protokolle über Weqhſel⸗ Proteſte 9.81.7.b. 
Verpflichtungen der Notare im lomb. venet. 

Königreihe und in Dalmatien. . . Anh. ©. $. 25. 
Haftung für die Gebühren, ; a .« 9.115. 

» für die Bermögensftrafen, — . 8. 126. 

Sn wieferne ihnen Mitfhuld oder Theilname 

an einer Stämpel:Gefallsverfürzung zuzus 

rechnen ift. 5% . 2:2: BL 2. 3. 


Strafe. . = > s s -» Anh, B. II. 1. e.d. 
Notars-Tare. — . 66. 212. 230. 
Notariats-Inſtrumente, die Driginal⸗ unterliegen 

dem Urkunden = Stimpel. 00.00. Anh. C. 8. 25. 
» :Taren, die, find nicht aufgehoben, . Ein. B IV. 


Noti fiken-Aemter. Eintragungs-Aufträge an dieſelben. 9.81. 6.{aa. 
Obrigkeitliche Conſenſe. .6.81. 6. pp. 
Annams- und Entiag-Gertificate. ge 
Eingaben, sec aus nn. derfeiben, 
Dfferte, W . 6.81. 2. gg-ii. 
Protokolle darüber. . . 9,73. 
DOrdensritter, öflerr. Behandlung bezglich der Adels⸗ 

Ordens- und geh. Wathd-Taren. . . a 66.145.155.153.220. 
Oſſolinski'ſches literarifches Inftitut in — §. 85. B. 25. 
Pachtverträge. Bemeſſung des Sämpels.. . 686. 7. 10- 13. 17. 96 
Pädagogik, Prüfungs-Zeugniſſe für Theologen. . . 9.81. 27. b 
Pädagogifhe Zeugniffe für Militäriften. .  . 6.84. A. e. 
Pamatken, mährifche. Zins:Quittungen. . ; . 81. 15. d. 

Haupt: und Berzihtd: Quittungen zu ihrer 


Umfhreibung. . ..$.81. 25. b. 
Papier, was darunter bezüglich der Stämpeläbgabe der: . 
flunden wird, er ce . + Anh. B. 1. 1. 


Däffe, Eingaben in Betreff derfelben, . : . 9.81. 2. kk. 
(©. Reife, Waaren » Einfuhrs= ıc. Paſſe, Inh. 
Verz. ©. XXIV,) 
» für Anfiedler nad Zofephftadt und Therefienftadt. $.81. 45- 


$. 81. 9. 10. u. a. 


Sun 
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Päffe, Paifierfheine, ausländifhe, wann ftämpel: 


pflichtig. 08 . . 
Mer den Paß-Stämpel — hat. 
Passavanti. . i 


’ * 


Paß-Certificate für ruſſiſche Dandelsiente, 0. 
PBaffierfheine, welche ftämpelpflidtig- A ; 
Paftoren, deren Gehaltsheiträge. 
Patrimonial:®erichte. Grund des verfihiebenen Ge⸗ 
bühren:Ausmaßes. Definition . . i 
Patrone vonGtiftungen,in wictene Rämpelpflichtig. 
PBenfionsz:, Provifions:Befudee . . 
Berfonal:Steuer in Italien. Dießfällige Urkunden 
und Schriften.. . 
Verfonal-Zulagen kein Segenfand = Tarbemeflung. 
PBerfönlihe Befreiung, was fie in fib fchließt . 
Pfand-Verſchreibungs-Urkunden, mornadh der 
MWerthfiämpel fich bei denfelben richtet. * 
Pfäandungs:Berzeidhniffe . P 
Uebertragung des Stämpels bei Gurerpläns 
dungen auf die Relation des Gerichtsdieners. 
Pfarrhof-Baulichkeiten. Licitations-Protokolle. 
Pfleggerichte, die, find l. f. Gerichee. 
Welche Gebühren von ihnen fortan einzuhe⸗ 


* 


* 


ben find, . , 
In Betreff der Reife-Paufchalien — Be⸗ 
amten und Diener. — 


Pferdetnehts:Beiträge - : 

Pferde:Paufchalien, Perdelinterpalts-Beiträge, Quit⸗ 
tungen. 

der Gefaͤllen— — 

Pfründen- —— Tare (S. Inh. — 


+ + 


d.83. 1 
8.106. 1. 2. 
9.77. c 
§. 81. 6. qq. 
8.77. f—h, 
8,7. C. 70, 


S. 97. 3. 1. 2. 
§. 81. 1. ifa. 
$,70. 11. q. 


d. 81. 2. 4. 
9.173. 3. 
0,33. a. 


. 98. 7.4.4.96.6.a.b, 


ss. 31. d, 73.m, 
9.31. © 

§. 84 F.a. 0. 92.4. 
©. 98. 3. 5. 
Einl. B. IV, 4 


‘. 7. c. 41. 
— C, 37. 


— C. 37. 


% 81. 25. P- 


@. LIN). . . 189— 204. 
Zahlungs⸗Friſt und Cintreibungs / Art. 08. 224. 225. 227. 
Piariſten-Orden. Beiträge der nied. — Stifte für 
denſelben. . 6. 7. C. 68, 
DIEEIRER? Ordens: Srosinsiale. . - 81. 1. 8. 
Nechnungen. . 6.82. 3. 4. 
Pläne als Beilagen. ,72.c.d.$.92.9 
Politifhe Prüfung für die — Praris, aus den 
ſchweren Polizeisliebertretungen. . $.21. E. 28. 


Polizei-Uebertretungen, ſchwere. MRecurfe, Öna: 
dengefuche, Recurs = Anmeldungen, Protofolle darüber. 
(&, Eriminal:Angelegenbeiten.) Prüfung. 

PolizeisBergehen. Verhandlungen. ; 


+ 


+ 


$. 81. 4, af. 
9.21. E. 28. 
81.41, 
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PBolizeisfocalsBorfhriften. Urkundenu. Schriften, 


welche durch fie geboten find, . Gh > 
Polizei-Wache, Militär. Schriften, weige Rämpeife 
find. . y . 


Polytehnifhes Sakitarın Wien. ö ö 
-PMortofreiheit. Wem das.Urtheil zufteht, 06 ein Judi⸗ 
cial⸗Gegenſtand officios und ſomit portofrei ſei.. — 
Poſt-Angelegenheiten. Zuſchriften der Reiſenden an 
die kek. Poſtämter. Porto-Rückvergütungen. Entſchädigungen 
Poſt-Conducteurs. Quittungen an fie. — 
Poſtmeiſter. Protokolle über ihre Entfhädigungs-An- 
ſprüche für Pferde: Bertufte, Ba R A J 
Poſtporto-Reſtitutionen. Quittungen. 
Poſtporto, taxämtliches, wird aufgehoben. 
Dan, i . ; : ; . ä 
» deren Legalifirung ; . . ; 
—— oberſte Hof⸗, Eingaben. 
Prager eurator publiei, in wieferne ftämpelfrei. . 
» Steuveramts-Bertreter. » 
Prädicats-Taxen. 
Praktikanten— Stelle, Geſuche um eine ſolche. 
Prämien für Lebensrettungen, erlegte Raubthiere. 
Erhebungs-Protokolle. Quittungen.. W 
Pränumerationsſcheine. Be 
Präparanden: Curs. Zeugniffe. r s 
Praſentations-Geſuche bezüglich geiſtlicher Pfrunden. 
Praterhütten-Gebühren haben aufgehört. . 
Praterhütten. Geſuche, jährliche, der Beſitzer um 
die Bewilligung zum Ausſchanke oder zu einem andern Ges 
mwerböbetriebe. - . 
PBredigen. Geſuche der Gandidaten bei Torongi um 
die Bewilligung dazu. ; . ü 
Preis-Certificate bei Ausftellung des —— 
und Certificate über die eigene Zucht. a } : 
Preis-Erhebungs-Protokolle, adminiftrative. 
Privat: Anftalten und Fonde. 
Privilegien. Gefuhe um Erlangung derfelben. e 
» Taxen, die früheren, werden aufgehoben 
» Tare, (Sieh das Inhalts: Verzeichnif 
S. LIH.) . . . + 
Zahlung, Rüdzahlung. . 
Profeſſoren. Benehmen in Abficht auf die Zarvorfärei- 
bung. » . 5 . 2 
Tarfreiheit der Remunerationen der Pro: 


$, 81. 33. a—i. 


d. 81. 31. 
§. 84. C. h. 


Einl. B. I. r. 


$. 81, 2 aa, bb. 
$. 92. 10. 


9.73. 8, 
9.81. 16 h. 
Einl. B. II. r. a. 
$. 81. 26. 
$, 81. 26. a. 
8,69. 1. a. 
6,84. E. h. 

— Ei. 
9. 147—151. 
$, 70. 2. 


8.81. 5. t. u. 

§. 81. 37. 

§. 21. E. 37. 38. 
$.70. 2. a. 
E.B. III.h.IV. 11. 


§. 70. 4. e. 


§. 70. 4. 4. 

§. 21. E. 10. 
§. 21. K. 12. 
0,84, A. 8. 
0,85. C, a-—ec. 
§. 70. 1 
Eint.B. II. m, 


$. 205 — 209. 
8. 228. 229,231. 


$. 176. A. 10, 
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feſſoren aus dem Piariſten- und Sefuiten: 


Orden. . . 9.176 C, a,b 
Protokolle in Barteifehen (Sieh das Inpat 
Berzeihnig S. XIX) . « 89.31. a. 54. 43, 
65. 73. ». b 


» welche, im St. ut. Gef. bedingt gekoten find, $%.51. 62. 70.11. 
27. 1.3. 40.1.3. 


außerdem. . R . 9.31. h. 54.d, 
Erläuterung darüber, wann fe Rämpeloflichtig 

find, . e 2 . . s . 9.81. 2. 4. 
Widerlegung der Bedenken gegen deren ſo— 

gleiche Ausfertigung auf dem fixen oder 

Claſſenſtämpel. A . %.92. 8. 
In wieferne deren Fortfegung an verfchiedenen 

Tagen und überhaupt unter Einem Stämpel 


geftattet it. . R . 88.97.1—4. 98, 
Mer dazu den Stämpel beiqubringen at . 6. 104. 
Folgen der Iinterlaffung. . ; .  $%. 100.1.103,3.4. 


104. 1—4, 105.1. 


Protokolls-Abſchriften, einfache. . . . 88.33. c—f, 74, 
bis 76. g. k.l, 


Provifions-Quittungen find nad dem quittirten 


Betrage ftämpelpflihtige - ‘ . 6. 7. C. 4-11. 
Provinzial-Zuſchüfſſe der Refpicienten fein &e: 
genftand der Tarbemeflung. —* . 9,178. 5. 


Prüfung zur Erlangung einer Anſtettung. 

Geſuche um Zulaſſung. 0 
Prüfungs-Decrete. . 6. 21. E. 27. 28. 
Prüfungs- und Ausfertigungs Gebühren 

für einen Eivil-Ingenieur, Arditecten, Feldmeſſer, Ra- 

gionere im lomb. venet. Königreiche. . + Ent. B. IV. 12. 
Prüfungs-Protokolle über die Qualification jüdi- 

fher Heirathöwerber. . R . +, 73.0 


» :Zeugniffe, Räimpelpflichtige, . . «+ %21.E. 27—28. 
35—39. 
‘ 81. 11. h. c. 
»  ftämpelfreie. ; 2 R 81.27. a.b,$.84, 
, A. ®, 
Pupillen . -»- . + 835.0 i. 


PBupillar:Bermögen. Webergabs- Bersrduung (Sieh 
Inhalts⸗-Verzeichniß S. XXUL 3. X.) « $6,55.1.k. 66. 
» Tabellen. D . + * ) . . §. 81. 1. k, 


Qualifications=:Tabellen. ; r s . « 31. 5. cc, 
Quatember:Öelder, . R ; x . $. 7.6. 59. 
Quartier:Geld: EntfHädigungen. = " . — C58 
— 39 
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-Quartier: USE Re 
Gegenftand ter Tarbemeflung. . ’ ; 
QDuittirungs:Reverfeder k.k. Officiere. . 


Quittungen, Stämvelpflihtigkeit der bei Caffen im 


ftämpelpflihtigen Inlande für. auswärtige Ned: 
nung überreichte. . . . . . 
» über die Dotation ded Pazmaneumd. - « 
Ausnamen im Grunde beftehenter Berträge. 
Stämpelpflihtigkeit derjenigen , wofür im 
ftämpelfreien Inlande für Rechnung des ſtäm— 
velpflihtigen die Zahlung geleiftet wird. . 
Die-Uebereinftimmung ter Quittung mit ber 
Thatfahe der Zahlung wird gefordert. 
Bemeifung des Stämreld . . 
» über Geldbeträge unter 2 fl. find "Rämpelfrei. 
» in wieferne fie bei einer Mehrheit ter Aus: 
fteller ald mehrfahe anzufehen find. » . 
Empfangsbeftätigung mit Bezug aufeine Quit: 
tung als Duplicat, Stämpelbehandlung. R 
» an die Privat-Caſſe Sr. Majeftät. Stämpelbe: 
handlung, . ; e ; R ; . 
an den italienifchen Monte . . . ; 
» über affecurirte Schaden: Vergütungen. . 


Raten: Zahlungen. Geſuche um Bewilligung derfelben. 
Rathichläge. Erläuterung der 99. 29. und 44. . A 
Ratificationen, wie in Abficht auf .—... 


tung anzufchen. . ; . . . 


Raubthiere erlegte. Erhebungen — der Prämien⸗ 

Ertheilung. W 
Real⸗-Inſtanz. Geſuche und ——— Bi fh 
nad derfelben richten. . . . . 


Stämpel, wenn diefelbe im lomb, venet. Kö: 

reihe ift. R . r . . 
Realitäten: Berfaufs: Krtunden, wornach bei 
ihnen der Werthftämpel fih rihte. - -» —— 
Recepiſſe. 
Recepte, ärztliche als Beilagen, — 

als ArzneisAnweifungen öffentlicher Organe, 

Recurs-Anmeldungen in außergerichtlichen Angele— 
genheiten. . . . 


. * * . 


Recurfe gegen richterliche Entf&eidungen, . . ö 
gegen richterliche ftämpelpflichtige Erfenntniffe, 


in nicht gerichtlihen Angelegenheiten. . 


9.178. 2. 
6.84. A. c. 


. 1.A.a. B.e. 
§. 1. 4. h 
. 1. B. i. 


$, 1. B. a. h 


4,7. 0,7312. 
89.9. und 23. A. 
d. 81. 23. 


§. 95. A. 6. 7. 
‘. 93, 2. 


8. 7 C. 13. u.14. 
$, 7. C.15. 
§. 85. B, 1—17. 


8,70. 11. 4. 
$.81. 6. eg. 


$, 6. f. 
« 9.81.5. u. 


$.27.1.40. 1.50. 
4. 61. 3. 53. 67. 


$.50. 4. k. 


§. 7. 4. 2. 
8§. 81. rx. = t. 
$.72. b. 
9.72. b. 


$$. 81. 4.1.70.9,8. 
$,50. 4. 0. 
: 27.2. 4. 2- 


§. 31. 2, d 
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Erläuterung des geſetzlichen Begriffes $. 70.9. 8. 70. 9. c.d.h.k,l, 
Recurſe in ſchweren Polijzei-Uebertretungen, . 81.4. ef. 
» in Gef. Hebertretungen. x I . Anh.B. Anm, 14, 
Rebhnungen und Rehnungsbeilagen. (Sieh das 
Inhalts: Berzeihnig S. XXXVII.) ; a R . 9.82. 3. 


RehnungszAbfolutorien 2 2 0.0. 22. 
in wieferne darunter auch die Jahres: und 
und Schluf:Rebnungen der, Bormundfchafts: 


Behörden zu rehnen fin . . $.22. a. 
Redhnungs-Erledigungen. Recurſe und Onaden: 
geſuche gegen diefelben. . . ‘ . 970.9. 1. & 


Rehnungsmwefen. Prüfungen für — Practikan⸗ 

tenſtellen beim kak. General-Rechnungs-Directorium, 

Practikantenſtellen bei den Buchhaltungen, zur Verwendung 

zu Waiſenamts-Unterſuchunge. 060.21. E. 28. 
Reiſeaufnams-Karten. . 6. 7. C. 60. 
Reiſe-Certificate für Militärs nit Aubſchluß der 

Mannſchaft vom Feldwebel abwärts. . .. 6. 77. 6. 


Reiſekoſten-Vergütungen. — . 8.31. 25. n—q. 
Zeugniffe zur Erlangung derfelden. . . 9.81. 25. 0. 
ReifesParticularien . . . 9.81, 1.0. p. 


Reifevaß:Gertificate für die —— Handelsteute. $.81. 6. qq- 
Reifepäffe (Sieh das Inhaltd:Berzeihnif S.XXIV.) 8. 77. 78. 
NReifepäffe. Stellvertretende Urkunden: 


Paſſierſcheine, .86.81. 33, © 
SränzeNeberfareitungs5ßertificate, . .. — — d. e. 
Dienſt- und Aufenthalts-Conſenſe. . — — 8. 


Verbot, dieſelben unter einem eiunfachen 
Stämpel für mehrere Perſonen auszuſtellen. 8. 95. D. 5. 
Wohnungs-Beſtätigungen zu ihrer Erlangung. 8. 81. 33. b 
» iu Dienitreifen, R r ö S . 8. 77. u. 
Reiſe-Pauſchalien, in wieferne die Quittungen dar— 


über ſtämpelpflichtig oder ſtämpelfrei ind . . 6. 7. €. 37-43. 
Religions-Fond. = 84. 0. ame 
Religionsfonds:Steuer. Quittungen. + %81. 16. m. 
Religionswechfel. Hierzu erforderliche Zeugniffe, $. 21. E. 45. 


die Dießfälligen Protofolle, 20.00. 8.87. 5. aa. 
Religions: Zeugniffe der Brautleute, . . 81. 11. b. c. 
Remanenz-Geſchäfte der Staats- und Fondsgüter. 9.84. C. d. e 
Remunerations-Geſuche. . 6. 70. 11. q. 
Renten-Certificate des Monte im lomb. venet, 
Konigreiche. — — . $.21. E. 14. 
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Renten: Quittungen, die,anden italienifhen Monte, . 7. C. 15. 


Reverſe, jtimpelfreie, oo. r j . . 9.86. A. a—ı. 
» der beurlaubten Soldaten bei ihrer Berehli: 
dung. . u. i . A . 6.81. 11. d. 
Reviſionen der Behörden und Aemter ö . 68. 128—129. A. 
| VI,4nh.C.©.535- 
Revifionsg-Anmeldungen (Bieh das Inhalts-Ver— 
jeihnig ©. XVLh.) . . z =, 898. 2. 41. 2. 
Robot: Abolitions- undftelnitiond: Berträge 8.7 = 
Parien, ; ge er —— — — 


Rotulus actorum. — der Stämpelvorfchriften 
auf denfelben, : SUR : . 8. 30. h. i. 
Erkenntniſſe auf Auflaſſung. > : 5. 81.6. n. 


Rubrifen, certificirte . . hut 
Rubrit:Abfhriften (Sieh dasInhalts— Ben. S.xvm. ) 66. 29. 41. 52. 63. 
von Amtswegen. — — . 8. 81.6.h 
Benehmen, wenn fie nicht in vorgefchriebener 
Zahl beigebracht werden ; R . 8.103. 2. 


Ruftical- Contribuenten, verarmte, Quittungen über 
Unterftüßungen. . . . . . . . . 8.81. 21. a. 
Salzabgaben, in wieferne die dar⸗ 


über ſtämpelpflichtig ſind. . . 8. 7. C. 25. 26. 
Salzburger Gebäranfalt. Quittungen * Bebi: 
renden für geftatteten Unterricht. a . R . 8. 7. C. 47. 
Sardari ©, füorza armata, . 
Sapbriefe. ; 0. $9.58.a-d. 67. 
Schätzungen, gerid tie us im tlice, Proitoe 
darüber, ou. 00. 54.01.43 c 
bei Elocirung von "Fonds: und Waifen-Eapi: 
talien. ; F n . 6.5*. e. 


Scheidungsklagen. Protokolle darüber. 0.0 + 34.1 
Schenfungs:Perträge, Bemeflung des Stämpels, 2.1.10 13.12.96. 
7. B. 1. 

Schiedsridhterlihe Urtheile,. Stämpelbemeffung. $.20, 
Shiff-Abaihungd-Gertificate. : . 6. 21. E. 11. 
Schiffs-Capitäne. Befähigungs-Decrete. 21. B.. 
Schiff-Fahrts-Patente, Licenzen. «+ 881. 6. ii. kk. 
Schlußzettel der beeidigten Senfale, Stämpelbemeffung. $.21. 3. 
Schneefbhaufeln, QDuittungen der Gemeinden über da: 

für bezogene Paufhalien. 2 2 20 u . u 7. C. 50. 
Schreib- und Vidimirungs-Gebühren haben 

aufgehört.  » 8 = EB 
Skhulen, . . . . - $.85.C.k, 
Suul: Banligfeiten. Lieilatione⸗ —— 0. 84. F. a. 


Materien: Inder. 
Shul:Diftrict8:Auffeher, Berpflidtung bezüglich 


des Stämpeld. . . . . 
Schul-Diſtricts- Infpertoren in der Prosin Be: 

nedig. Reifefoften:Bergütung. r . r 
Schulgelder:-Quittungen . W 


Geſuche um Einbringung derſelben. W 
Schullehrer, Schulgehilfen. —— 
Schullehrer. Brennholz-Quittungen. 
Schulzeugniſſe, ſtämpelpflichtige. 

ſtämpelfreie.. A . . 
für jwei Gemeftral: —— 


Schurf-Licenzen. . 
Scontobeträge der adnehnet montaniRifger Producte, 
Seebriefe, . ; . 


Geelforg e. ‚Schriften, — dieſelbe —— 
Seelſorger. a a ER 5 


Senſalen beeidigte, deren Bücher über die vermittels 


ten Käufe und Berfäufe. . . . 
Sequeſtrations-Geſuche, deren Erierigungen, . 
SequeftersBeftellungen. . . 


Seffelträger-Befugniß. —— um dieſelbe. 
Sicherheits-Karten, die, im lomb.- venet. Königreiche. 
Sitten-Zeugniſſe. — 
Spar-Caſſen, Epar⸗Caſſaduchein, Pfandſcheine. 
Speicherfond der Gemeinden in Galizien.. 
Sperr:Relationen. . . 
Spitäler. j i 
Staatsbürgerfhaft. Befuhe ı um dieſelbe. R 
Staats:Eiienbahnen. QDuittungen über Entihädi: 
gungen für Befchädigungen bei der Traffırung und für 
abgetretene Örundftüde, Erhebungs:Protofolle ıc. 


* + 


StaatsgätersBeräußerungs:Protatolle. -. 
Staatsfhuld, lomb.- venet. Eingaben bei der dieß: 
fälligen Liquidirungs-Commiſſion. ; 
Beilagen der Anmeldungsgefuche. - ; 
Staatsfhuldverfhreibungen und Ceſſionen der- 


felben, . » 
welche der letztern nicht —— ſi nd 
Stammbäume. 


Stämpel:Abgabe, Gegenftände —— — 
Stämpel-Auswechslung. Umſtämplung. 
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9,129. A, 1, 


6,81. 25. q. 
8.81. 20. 

ee 
$ 81. 6. ee/1.2. 
§. 81. 20. b. 
$. 21. E.35 - 39. 
$. 81. 27. a. b. 
$. 95. D. 7. 
$. 81. 6. rr. 
%. 7. C. 62. 
68.81. 35. 83.1. 
§. 81. 11. a—e, 
$. 81. 1. h. 


§. 23. 
d. 81. 6. q. 
— — 
§. 70. 4. d. 
d. 77, d 
$. 21. E.29—34. 
$. 85. B. 2630. 
§. 84. D. 8. 
$. 81. 3. a, b 


‘. 95. D. 3, 
§. 5 


Stämpelbefreiungen, fählide. (S.d. J. V.S. xxvni) 6. 8183. 
» perfönliche.(S.0.3:-B.8.XXXVIL) 60. 84—91. 


614 Materien: Inder. 


Stämpel-Ereditirung findet nicht Statt. » -» 
Stämpelgebühr. (©. das Inh. Verz. S. XLV.) 
Stämpelgebühr. Abftufungen derfelben. . 


[2 “ 


d. 106. 2. 


$. 4 


Wem die Zahlung obliegt, Negreßredht. $. 2. c. d. 


Stämpelgefälls:Uebertretungen, welder Gat— 
tung Webertretungen fie angehören. Fa er 
Stämpelgefälld-PBerfürzgungen . . 
Stämpelpapier. Beitrafung des Verkaufes um höhere 
Preife. » ; 
Beftrafung des undefteten Verſchlei⸗ 
ßes.. 
» unechtes oder zu einer neuen Aus- 
fertigung aubereitetes. Gefälldver: 
i kürzung. — 


Strafe. * 
» unechtes. Verfügung mit — 
Stämpel:Bormerfüng. . j 


‚Stämpel:Borfhriften. Aufhebung der älteren. F 
Stämpel- und Tax-Geſetz. Umfang der Ber 
hen Verbindlichkeit dieſes Geſetzes. i 
Stände, die, der Provinzen. — — — 
Statuten, gedrudte, als Beilagen. Et 
Steuer:-Atjhreibung, Nahfiht, =Friften, -NRück- 
zahlung. Anzeigen unrichtiger oder un: 

gefegliher Vorſchreibung. .. 


Steuer:Caffen, in wieferne bei Eintreibung von Ge— 
bühren ftämpelfrei. r . : € 
Steuer-Einhebungs— vereeate. Duittuugen. s 
Steuer:Reclamationen. — - j ; 
Stiftbriefe und Gtiftungß: er 
Urfunden. Stämpelbehandlung. . 
Stiftbriefe, woher dir Stämpelgebühren für fie u 
beftreiten find. . N . ’ ‚ . . . 
Stiftbriefs:-Entwürfe, . ; . 
Stiftbriefe find keine Verträge mit den Behörden. . 
Stiftbriefe. Stämpelpjlichtigfeit aller Parien. 
Stiftshäufer. Stämpelbehandlung der — 
Stiftungen. 
Stiftungss@apitäfien. Grundbuchs Grtracte über 
elocirte, .» . 0% . . . e 
Quittungen über deren Empfang. 
Stiftungs:Verbindflidhfeiten die Geelforge be: 
treffend. Zeugniffe über deren Perfolsirung. s F 


Anh. B. Anm. 1. 
Anh. B.I.1I. 1. 2. 


$. 124. 


Anh. B. II. 5. 


Anh. B. 1.1.2. 
Anh. B. II. 2, 
Anh. B. IV. 2. 
6. 90. 100. 1. 
E. B. M. a. 


§. 1. A. B. 
$. 84. D. h. 
7 


$. 81. 2. b—d, 
e.g.n,p. r.3.w. 


§. 84. E. x. 
§. 61. 43. 
$. 81. 12. u. a. 


$. 7. 0.63. 64. 


$. 2. a. 
$. 72. f. 
§. 91. 6 
$. 99. 3. 
$. 84. D. c. 
$. 83.0.1 


$. 90. B. 13, 
§. 81. 25. b/;- 


%. 81. 11. e. 


Materien: Inter. 


Stola:®ebühren . . — 
Stock-Urbarien in Oeſterreich * er Emi. J 
Strafen für en Uebertretun: 

gen. . , 


Strafe, deinen: im zalle sus) Ertenntniſſes. 


Strafhaus, nied. öſterr. — F 
» vBetheilungsfond, nied. Öfterr., iſt fein dotirter. 
Sträflinge. Verträge oder LicitationgsProtofolle be: 

. jüglic ihrer Ausfpeifung. - : 
Strafverfahren. (Sieh das Inhalts⸗Verj. S. xuvi. 

und Anhang B. S. 517.) 

Straßen-Anſtalten. 
» “Bauten. Licitations⸗ protorolle. W 

» :Derfellungs:Kofen . . . 


Strazzenſammler. Licenzen.. RR 


Streitfahen. Protofolle über das Ausbleiben Biber 
Theile. & W — 

Studienfond. . . 

Studien: und auf den Unterrigt Berug nehme 
Zeugniffe - .. TE 


Stud —— — deren auge und Umftäm: 
plung. . f . . 
— — ——— — des 
Werthſtämpels. 


Nachſtämplung. 
Subſcriptions-Scheinen. 
Subſtitutions-Güter.Final-Erledigung über die Ab: 

fonderung vom Nilod, . . . 
Syndifat8:Befhmwerden, sErkenntniffe, . 
Synagoge. Aufhebung der Errichtungs-Taxe in Galizien. 


Tabak-Verleger. . | W 
Fracht⸗, Calo⸗ is Material- Bei alitwagen, R 

Deren Schulöverfchreibungen im Grunde der 
Abrechnungs-Vorſchrift. . W 
Tabular-Gläubiger. 
ſtückungen. Be or . 

Ertenntniffe der Ordnung ihrer Befriedigung. 
Taglöhner, Begünftigung im Paßſtämpel. Dienft: und 
derlei Zeugniffe, - . . . . . . . 
TZalond, . . W — * 


Conſenſe zu den Grundzer⸗ 
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$. 7. €. 66. 
% 81. 46. 


Anh. B, IL 


Anh. B. Anm. 9, 
und II, 3. 


$. 84. 0. b, 
§. 84. Fe b. 8. 


7.0.7. 

§. 84. C. a 

$. S4.F.a.$. 92.4. 
$. 81.2. 1 
8.78. d. 


8. 81. 5. m, 
$. 84. C.a.b. 


d. 21. E. 35-39. 


66. 81.27. 64. A. o. f. 


$. 92. 13. 


§. 7. A. 1. 8.10. 
3.4, 5. 

d. 96. 

$, 81, 36. 


$, 57. 
$, 26. c 8.81.5.e. 


E. B. II. yYy. 4. 


$. 81. 1. b. 
§. 7. C. 49. 


§. 7. ©. 61. 


Ey 7. C, 1. 
$. 81. 6. i. 


$. 78. f. 21. 2. 
$, 81. 14. 


616 Materien: Inder. 


Tanzmeifter-Ricenz. Gefuche um diefelbe. . . 

Tanzmuſik-Licenzen. Gefuhe um diefelden. .  -» 
TZaubftummen:Inftitute . . 

Taubftummen-Infitut, Wiener, Berpflegägelder 

der Cameral:Zöglinge, ee N 
Tauffheine,. Stämpelbemeilung. . 

Tauf:, Trau= und Todtenfdheine, Verbot — du 

mulirung unter einen einfadhen Stämpel, . r . 

Tauf-Matrikel-Correcturen. Protokolle, darüber. 

Tauffheine, ftämpelfreie. . ä 

Taren. Die alten Borfchriften bleiben für Ungarn, Sie- 

benbürgen und die Militärgränge aufrecht. 

„ die politifhen und Gameral:, im fomb,: 

venet Königreiche werden aufgehoben. (Sieh 

auch Ränder-Tarordnungen). » +  » 

Behandlung der vor der Wirkſamkeit des neuen 

St. u. T. Gef. begonnenen tarpflichtigen 

Geſchäfte. 

Abfchreibungs = Gefuche der Advocaten — 


lich der alten Tarken. 


neue, Gegenſtände derſelben. 
Einhebungs-Vorſchriften. (Sieh das Inhalts 
Verzeichniß ©. LIV.) 
Zahlungsfriſten für die verſchiedenen — 
gen derſelben. 
Ob eine Rückvergütung — Taren Statt 
finde. i E 
Mer für die Einbringung — haftet. ; 
Regreßrecht des Haftenden und Befhränfung 
desfelben, . r 5 A . . 
Unverjährbarfeit der Tarforderungen, . 
Recurszug gegen Tarbemeilungen. . ä 
Glaffification derfelben in Concursfällen. R 
Behörden, welhen die Verpflichtung der Eins 
hebung obliegt. Unterricht für diefelben. » 
Recurje gegen Tarvorfchreibungen. A ’ 
Tar:Freiheit ift der Tarentrichtung bei weiteren Dien— 
ſtes-Verleihungen gleich zu'halten. ; 
Tar:Drdnungen in Streitfaden und in Geſchäften des 
adeligen Richteramtes. Befhränfung ihrer Wirffamteit. 
Taz-Entſchädigung. Auittungen, Eingaben und Bei: 
lagen, ‚ 
Tefhner —— akathoͤliſches. uitungen 
über die Gemeinde-Beiträge. — 
Teitamente. A R j ? R r ; . 


$. 70. 4. d, 
$, 70. 4, C d. 
$, 85. C a—c, 


§. 7. C. 67. 
$, 21. 1. 


$. 95. D 
$, 81, 5,2. 
$. 81. 2. u, 


2 
Y. 


E. B. IV. 14. 


* 


E. B. II. pP» 


E. 3. V. 1. 


6. 81. 2. cc. 
8§. 133. 


6, 219-240. 


6. 222—230. 


68. 231. 235. 236. 
§0. 232. 233. 


$$. 234. 236. 
6. 237, 
$$. 238. 239, 
$. 240. 


d§. 232. A, B. 
$. 70.9, b, 


$, 179, 1 -9. 
E. B. II. aa-. xa. 
8§. 81. 16. i—nm. 


$. 81. 16. 0. 
d. 81. 39. 


Materien: Inder. 


Teſtaments-Publications-Clauſeln. . n 
Theil-Libell. . ; . : 
Theilungs:Urfunden. Bemefung ves Staͤmpels. 
Theilnehmung. Begriff derſelben. — der Zu⸗ 
rechnung. 
In wie ferne ſtrafbar. i ‘ . 
Daftung in Falle der Straflofigfeit. A . 
Theologifhe Lehranſtalt für Proteftanten in Wien. 
Therefianifhe Ritter-Afademie, ; . 
Quittungen über die Verpflegsbeiträge der 6 
ftändifhen Zöglinge. g A . 
Tarpflichtigkeit des Perfonals, der juridifchen 
Profefforen und der Beamten der Fonds: 
Derrihaften. . a . 
Niht:Tarpflichtigkeit der Remunerationen der 
Brofefforen aus dem Piariften:Orden, . 


Therefienkadt. Päſſe für Anfiedler dahin, . 
Tiroler Landes-Vertheidiger, deren Proviſions— 
Quittungen find ftämpelpflichtig. . ; . 


Thierarznei-Infitutin Wien. . : M r 
Titel:-Tare (Sieh Eprentitel.) 

Todeserklärungen. F A — 4 
Todtenſcheine. — — Erläuterungen. 


» ftämpelfreie. R A . A 
Todtenfalls-Anzeigen. — — 
Trauſcheine.. 
Trieſt. Begünftigung der Bandbewohner bei Sntabula- 

tions: ꝛc. Sefuhen. . : Fe a 
Triefter Dandelsftand. r . . R 
Trumauer Baummwollgarn = Bein « Spinn 

fabrik. Eoupond. . . : . 8 . R 


- Heberfegungen beeideter Dolmetſcher. » ; ; 
Ueberſetzungs-Geſuche. .. 
Ueberfiedlungs-Bemwilligung. Sefuche um diefelde 
Veberfiedlungs=Effecten. Gefuhe um deren jolls 
freie Einfuhr. .» 0 > 4 . . “ 
Ueberfiedlungs-Urfunden, . . . 
Ungarn, in wie weit die. Stämpelvorfchriften auf die- 
felben Anwendung finden. - i . . 
Eingaben aus Ungarn und Siebenbürgen. . 
Unterricht zum Stämpel: und Targefege für die öffent- 
lihen Behörden und Aemter. I, Abth. bezüg⸗ 
lich des Stämpels. « oe 
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d. 81. 6. . 
£8,54. g. h. 65. h. 


§. 7. B. 1. 
Anh. B, Anm.5.6. 
u — 7. 
— — — 8. 
. 84. 0. h. 
$, 84. — k. 


6. 34. F. c. 1. 


$, 176. A, 2—4. 


$. 176. C, a, 
d. 81. 45. 


§. 7. C. 10. 
$. 84. C. h. 


§. 81. 6. p. 


. 6. 21. 1. E. 19.20. 


§. 92. 21. 22. 
§. 81.2.u. 0. 82. 3. f. 
§. 81. 2. dd, 
$. 21. 1. 


$. 50. 4, c. 
$. 85. B. 31. 32, 


$. 92, 16, 


$, 74, e 
§. 70. 1 1 9. 
§. 70. 5. a, 


$, 70, 41: 9. 
§. 77. b. 


$. 1. A, $, 82. 3. b. 
$$, 92. 14.117. 3, 


.66. 128. 129. A 


» » II, Abth, bezüglich der Taren. ,. 5 — 232. 


618 Materien- Inder. 


Unterrichtsgeld. Geſuche um Befreiung. + % 81. 4. 
Unterthanen, herrihaftlide. Erläuterung dieſes 
Ausdrudes im $. 81. 7. x j . 9 81.7. 
Schriften in Streitigkeiten ex nexusubditelae, $. 81. 8. a-e. 
Rechtsſtreite. . 6. 81. 8. b. 
Quittungen über Eatſchadigun⸗ gen für Mifhand- 
lungen. . . 6. 7. C. 4. 


Quittungen über Vergütungen au den Ca⸗ 
meral-Renten für Arbeiten in Inventarial⸗ 
oder Abolitions ⸗Preiſenn. 98.81. 47. 
(Sieh Ruſtical-Contribuenten.) 
unterthans-Mißhandlungen. Verhandlungen dar: 


über, . . . . . . . — 4]. 

Abſchriften davon. . . — 8.d. 

Urbarial:-Abgaben. Schriften wegen deren Einbringung. — 86 
Urbars=-Bereitung. . . . . 9.85.C.m 


Urbar:-SteuersBergütung. Quittungen. — . 6. 81. 16. f. 
Urkunden oder Schriften, welche tämpelpflichrig find. $. 6. A. B. 
Was als Beſtandtheil eineriirfunde anzufehenift. 9.6. e.f.9.21.B. 
» weiche, dem MWerthftämpel unterliegen. Sieh 
Werthftämpel. 
»- welche, firen Stämpeln unterliegen. Sieh firer _ 
Stämpel. 
Erneuerte Urkunden. © 00000. 24. 
Dupficate und mehrfache Ausfertigungen. . %. 99. 
» weiche, unbedingt ftämpelfrei find, (Sieh das 
Inhalts-Verz. S. XXVII—XXXVID. 6. 81. 
welche, bedingt ſtaͤmpelfrei ſind. (Sieh das 
Inhalits-Berze ichniß S. XXXVI.). 8. 82. 
» welche, auf geftämpeltem Papier ausgefertigt 
werden müffen, und weiche nachaeftämpelt 
werden dürfen. (Sieh Inh. Berz. S. XL.) $. 92. 
An welchem Orte des Stämpelbogens die Aus: 


fertigung beginnen muß. r . . %. 9. 
» beanftändete, deren TERN oder Ins 
doffirung. ——— .. 8. 9. 11. 12. 
§. 110. a. 
Berbot mehrere unter Einem Stämpe | auszu: 
fertigen. . . 86. 9. C. 1-6. 
» in welchen mehrere Bekimmungen oder meh: 


rere Gefchäfte zuſammengefaßk werden. . $. 96. 1-8. 
» welche, als ungeftimpelt zu betrachten find. . $. 119. 
» auf unechtem oder zu einer neuen Ausferti: 
gung zubereitetem Papiere, gegen wen fie 
ald ungeftämpelt zu betrachten find. . Anh B. 1.4.5. 


’ . Materien: Inder: 


Urfunten find fo wie die darauf begründeten Rechte 
fein Gegenſtand der Haftung für die Ver: 
mögengitrafen. 

Strafen in Uebertretungsfällen. Rechtemittel, 
(Sieh das Inhaltt-Berzeihnig S.XLVIII.) 

Urlaubs: Päffe für Militärs vom Feldwebel aufwärts. 

Urtheile, gerichtliche. (Sieh das en 
S. Xxu.) . 0°. u 

Ausnamen. ; R R . . . 

Urtheild:-Duplicate, i 

» Stämpel, warn und wo beisubringen. Sol: 
gen der Unterlaffung. Bon wen zu beftimmen. 
Strafe im Falle der Erfolglaffung ohne Stäm- 

pel, wegen Michtverichtigung der Gebühr in 

der gefeglichen Frift. : ; . . 

Strafe für die unterlaffene Anzeige der Er: 
folglaffung ohne Stämpel an die Gefälld: 
Behörde. ; — 


Vadien. Sieh Cautionen. 
Vaglien und die Quittungen über die beim Monte an 
-gewiefenen Beträggee. 
Berbote, gerichtliche.. P : ö . 
Verdienſt-Zeugniſſe. 0 
Verfach⸗Gebühren. Beſchränkung der Wirkſamkei 
der dießfälligen Vorſchriften. FR" OHR Er 
Berfahmefen in Tirol und VBoralberg. Inter: 
richt über die Anwendung des St. u, T. Geſ. auf dasfelbe, 
Bergleidh. Wenn durch Einen mehrere Klagen erledigt 
werden. 
Be ea: Protofolle im Greitigen Berfahren, . 


außerdem. 5 Ba: 5 


Aemtlihe Ausfertigungen darüber. . . 
Bergleihd:Tare in Krain und im Villacher Kreiſe, 


Beſchränkung derſelben. dere 
Vergleichs-Verſuche. Zeugniffe darüber für Unter: 
thanen. . . . . . . 


Vergleichs— —— —— — 

Verhaftete. Stämpelbefreiung. 

Verhaltungs-Zeugniſſe für Dienftboten, Toglöf: 
ner, Gefellen , Lehrjungen.. . IE ar ur 

Bergütungen. ©. Entihädigungen. 

Berjährung der Stämpelftrafen. . Ve 


619 


Anh. B. IM. 1. 


Anh, B. I, 
$ 77. e. 


8. 35. 36. 46. 
$, 37. 47. 
$. ‚99. 1. 


$, 100. 1-4 


Anh. B. II. 1, b 


Anh. B, II, 1. b. 


$. 84. A. bb, 1.2. 
$, 81.6.3 
$, 21. E, 42. 


E. 8. I. ww, 
Anh. A. ©, 511. 


$, 31.1, 9,95. D.4. 


§. 31. 2. 6. 43. 
2. f. x. 


$, 31.h. 65. 0,73. 
d—g. 9%, Ds 


ß, 81. 6. b; c 
E. B. n. rr. 


$, 21. 4. 
$. 81, 6. dd, 


$ 85. B, 33. 


8§. 21. 2. 


Anh. B. IV. 


60 x Materien- Inder, 
VBerfündigungs:-Scheine . —W 


VerlagsQuittungen, 
zwiſchen den Kriegscaſſen. . 
Verlaſſenſchaften unter 100 fl. nicht befreit. . 
Verfaffenfhafts:Abhandlungs= Protofolle, 
(S. im Inh.Berz.: Protofolle, S. XIX.) 

» bei den Militär-Öerichten, A i 

» bei cridamäßigem Stande des Nachaſfes. — 

S. Theil-Libell, Inventar, Einantwortungs⸗ 

Urkunden. 

Unzuläſſigkeit ihrer Nachſtämplung. 
Verlaffenfhafts:Erledigungen. . . . 
Verpflegsdbeiträge, die, an verfchiedene wohlthätige 

oder gemeinnügige Anftalten. . . . 
Berpflegdgebühren, vom Wiener Kranfenhaufe zus 

rückgeſtellte, Quittungen. 
Verſatz-Aemter. 
Verſicherungs— Gefellſchaften. (@. * Jahalto⸗ 

Verzeichniß S. XL.) 
Verſicherungs-Polizzen. ee . 
Berforgungs:Anftalten. R er" 
Verträge der Gerichts— Snfaffen. proiokolle 

darüber. . . 
Verträge, welhe als — anzuſehen find. . 
Verwahrungs-Verträge. Bemeffung des Stämpels. 


Verzehrungsfteuer, allgemeine. Geſuche um ge: 
fällsämtlihe Erlaubnißſcheine, Abaihung, Bezeihnung 
der Werksvorrichtungen, Anzeigen der eingetretenen Be: 
triebshinderniſſe, Abfind-Anbote. ur . ; 
Anzeigen der Obrigfeiten von Veränderungen unter den 
fteuerpflichtigen Parteien. . . 
Verzehrungsſteuer-Afterpacht— Berträge * 


-Afterpachtſchillings-Quittungen. 
» Pacht: und Abfind-Verträge. 
* BGebühren unt=Strafen,Quittun: 
gen der Pächter undSubpädter. 
» -Reftitutionen,. Quittungen. . 
» Zuſchläge. Quittungen. . 
» -Bemeffung. Recurfe — 
Verzehrungsſteuer-Pächter. ge ’ 


Berzichtleiftungen. Bemeſſung des Stämpels, i 


$. 21. 1. u. E. 
40. $. 83, g. 

§. 7. C. 71. 

$. 84, A. aa, 

$, 85. O. n. 


68, 54. EB 65. 2. b. 
$, 54. h. c. 
§. 54. a. i. 


$. 92. 8. 
§. 81. 6. t. 


6. 84. F. p. 


$. 81. 16. 0. 
$, 85. B. 34. 35 


$. 85. B. 1-17. 
$. 85. B.2. 3, 4,7. 
$, 85. C, a—c, 


$. 73.1, 

$. 95. A, 5. 8. 

8. 7. 10 — 13. 
17. 96. 


$. 81. 2, Ww. Lu 
d§. 81. 5. W. 


d§. 7. C 78. 79 
$. 10. 1. 


d. 81. 16. c. 
$. 81. 16. d. 
§. 81. 16. e 
$. 70. 9. b. 
$. 81. 1. c-e. 
68. 8. 17. 96. 


Materien:Ynder. 


Bidimirte Abihriften, A n R ; 
was unter denfelben verftanden dverde, . 
ihre Beſchaffenheit, ; i an i 
was ihnen gleihgehaften wird. . f 


Bidimirungb: Staufel. Was fie zu enthalten Sat. . 
Strafe, wenn dieſe Vorſchrift außer Acht ges 
laffen wird. e . : 


Vidimirungs-Gebühren haten aufgehört. ao 
Bidirumngen, einfache. ; : : ä ; 
Vollmachten. Stämpelbehandfung. j N : s 
Vollmachts-Subſtitutionen. . | . 
Borladung der Befhuldigten, Arten derſelben. 
Vormundſchafts-Decrete. 
Vormundſchafts-Rechnungen. 
Geſuche, womit ſie zur Erledigung vorgelegt 
werden — 
Vormundſchafts— Berbandiungen der Obervor⸗ 
mundfchafte:Behörden. n f R . 


Vorrechte. Geſuche um Erlangung —— — 
Vorſchriften, welche durch das neue St. u. T. Geſ. 
außer Kraft —— oder in ihrer Wirkſamkeit beſchränkt 


wurden. ; A . } 
Vorſchüſſe gegen ut Quittungen. R . 
» für Eontrahenten. - j 


Borfpanns-Vergütung,. Quittungen. . F ; 
Gene der Vorſpanns-Commiſſariate. 


Waaren-Ankunfts-Certificate. 
Waaren-Ceſſionen zum Behufe der gefäheämticen 
Manipulation. » » 
Waaren Ein, Ausb: und Durafubre: Bewitti 
gungen. 
Waaren-Mu 8er. Gefuche * — Sam gem Zoll: 
begünftigung. . 
Wahlbeftätigungs: Taxen, welche feribeßehen. n 
Wahlbeftätigungs:Tare, neue (S. das Inhalts: 
Berzeihnif ©. LI.) . . . . ; 
Wahl-Renovations-Taxen haben aufgehört. R 
Waiſenbüchel für die Bormünter und Quratoren, . 
für die Waifenfchuldner, . : i 
Waiſenhäuſer und ISnfitute . R ; i 
MWanderbüder. Die Ausfertigungd zo find auf: 
gehoben. .» ä R . . 
Wanderbücher. GStaͤmpelgebühr. —W 
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09 32.44.53.64.76 
$. 74. 8. 

$. 74. h. 

§. 74. e—f. 

d, 103. 


Anh. B. II. 1. 
E. B. II, a, 

a 21. B. 2. 
4.c. 7.4.47. 3.4. 
§. 95. 

Anh. B. 12. 
§. 81.6. 8 
$, 83. f. 


13. 


68. 50. 1. 61. 1. 


$. 81. 5 
$. 70. 1. 


g-i. 


Einl. B. I. 

$. 81. 25. k. m, 
d. 81. 235.1. 

81. 22. 

6. 84. A. ee, 


d. 81: 6. ss, 
$. 81. 34. a. 
§. 77. m—p, 


$. 70. 11. q. 
E. B. IV, 9. 


. $.202-204.226.227. 


E. 8. II. b, 
§. 81. 19. 

$, 81. 19. a. 
$. 85. C. ad. 


E. B. II. n. II. f. 
§. 77. 


622 Materien: Inder. 
Wanderbücher, ausländische, wann ftämpelpflichtig, » 
» vor dem 1. Nov. 1840 ausgefertigte, 
Wapenbriefe NO" Sa a ee a Ge 
Mapen:Placate . .» . . W 
Wapen-Vereinigung. Erlaäuterung bezüglich der 
galiziſchen Landes⸗Aemter. 
Wapen-Taxen. ne De 


Waſſerbauten. Licitations-Protokolle. — 
Waſſerbau-Anſtalten, niederöfterr. 


Wechſel. Stämpelbemeſſung. — 

Was zur Weſenheit eines Wechſel⸗ 8 

Wechſel-Acceptationen. —V——— 
» Bürgfeaften. . . . . . 

» Quittirungen, . . . 

» an die Linzer ®. . Teppichfabrik, . . 


Wechſel, teren Stämplung auf dem Rüden. 
Wechfelgerihte, die zu Graz und Lemberg, nd 
Communal:®eridte. r e ’ 
Wechſelgerichtliche 
Wechſel-Proteſte. Regiſter und Protokolle der Notare 
darüber. 
Wechſel-Proteſt-Taxen — —“ 


+ + * * 


Wechfelfenfale. Aufnams:Tare. FE Sue" 

Weg: und Brüdfengelder, zurüdgeftelte. . 

MWeiberverzihts:-Repverfe. z . 

Weltpriefterlihes Bildungs: Snfitut, höhere, 
in Bien, 4 — 


Werthſtämpel. Claſſen desſelben.. — 
Stämpel für den Einlagsbogen der mit dem 
Werthſtämpel belegten Schriften. — 

Ob die Beziehung auf den Steuer-Cataſter 
die Verpflichtung zum Werthſtämpel mit 
ſich bringe. . 

Zur Angabe des Werthes oder der Berichung 
desfelben in einer Urkunde befteht feine Ber: 
pflichtung. 

Welche Urkunden dem Werthfämpel —— 
liegen. . 

Welcher Geldbetrag zur — des Werth⸗ 
ſtämpels zur Richtſchnur zu dienen hat. 

Welche Währung der Bemeſſung zu Grunde 
zu legen if. .» . . . . . 


§. 153. 1. 
$8.152— 154.219. 
222 


68,84. F. a. 92.4. 
$, 84. C. a. 

$. 19, 1. 

d§. 19. a. 

8. 81. 36. 

$. 81. 36 

$. 81. 36. 
$.83 e 

$. 94. 1. 


$, 45. a 
%.35 a. b. 


§. 81.7. h 
E. B. I. d. 
§0. 213. 230. 
$. 81. 16. q. 
§. 17. 1. 


$, 84. C. g- 
$, 14. 


$. 16. 


9.7. B. 1. 


.7.B,2, 8.96.6.b. 


§. 7-9. 


.6 T. 10-13, 18.96. 


§. 15. 


Materien: Inder. 


Widmungs-Urkunden zu Heiraths-Cautionen. Stäm: 
pelbemeifung. . . . —— 

dürfen den öffentlichen Obligationen nicht in⸗ 

doſſirt werden, 

zu Cautionen für Aerarial⸗ Bieferuingen oder 

feiftungen. , r . 

Wiener Blinden: Inkitut if nicht dotirt. . . 
Wiener DAWNIMBIRLDENE Geſellſchaft. Eou: 
pons. 
Wiener Civil— Mädchen: rsiehungs: Inſtitut. 
Suſtentations-Beiträge aus der Privat-Caſſe Sr. Maje- 

. fät, aus der niederöſterr. ſtändiſchen Caſſe, aus dem 

Cameral⸗Fonde. * 

Wiener Ingenieur-Akademie. 0. 

Wiener Krankenhaus if feine dotirte Anftalt. x 

Wiener Kranfenhaug, Protokolle mit den Innuns 
gen über die Verpfleadgebühren. .  . 


Reverfe bezüglich der Verpflegung. — 


Quittungen über die Berpflegsgeider und ihre 
Rückſtellung. 
Zeugniſſe zur Aufname in dadfelte. . 


Wiener DIT N! zu 
Hernals. . z 
Wiener Stadt: Eonvict. Berpflegsgelder a dem 
Eanıeral:Fonde. i i ; ; : } ; 


Wiener Taubſtummen-JInſtitut iſt nicht dotirt. 


Wiener Univerfität, deren Stämpelfreiheit bezüglich 
einiger Urkuuden hat aufgehört. j M j R 
Wiener BWaifenhaus ift nicht dotirt. . ; — 
Wirthſchafts-Aemter. Rechnungsbeilagen, Corre— 
ſpondenzen mit andern Behörden. ee 


Birthbfhafts:-Angelegenheiten der Gemeinden 
und Magiftrate, Verhandlungen. Eingaben. W 
Wolfsberger Eiſenwerks-Geſellſchaft. Cou— 
pons. Interims ſcheine. — 
Wohlthätigkeits-Anſtalten. 
Wohlverhaltungs-Zeugniſſe. 20“ 
Wollmarkt-Privilegien. Taxre. — 
Wohnzins-Quittungen für vom Militär requirirte 
Wohnungen. W — 
Würden-Taxen. FREE BE a 
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$, 7. C 80—82. 


$, 7. C. 80. 


$, 7. C. 83. J 
§. 84. D. a 


$. 92. 17. 


$,84. F. o. 4. d. e. 
§. 84. D. i. 
§. 84. D. a. 


9. 7. C. 75. 
$. 17. 2. 


$. 84. F. f. 
§. 81. 33. h, 


$. 84. F. c. 3. 


§. 7. C. 67. 8.84. 
F. d. e. 

0.7. C. 67. 84. 
D,a. F. d.e, 


$. 21. E. 35. 
§. 84. D. A, 


$, 82. 3. E. 81. 5 
a--d. 


§. 81.5. A.B.a—d, 


$. 92. 16. 
$, 85. C. a-c. 
$, 21. E. 29-34. 
$. 207. 1. 


$gB1. 22. a. 
$6. 156 — 159. 
220. 222. 


624 Materien: Inder, 


Zahlungs: Aufträge, weclelgerichtliche ä . 68.35. a. b 
Z3ahlungsbögen über Pacht- und Miethzinfe auf den 

Staats: und Fonds-Gütern, 2 . 6. 81. 25. a. 
Zahlungsbüchel der Braudſchaden⸗ Verſicherungi⸗ An⸗ 

ſtalten. — — ... 6.85. B. 10-12. 
Zehent-Faſſionen. . 0: 8.2 
Zehent. Zehent:Relutum. Ouittungen. . . + %81. 18. 


Zeihnungen als Beilagen. . — . 86,72. 60. d. 92.9. 
Zeitungs-Pränumerations-Quittungen der 
Poſtämter. er. 84 A. y. 
Zeitungs-Verleger. 5.86. C. 0. 
Zeugen: Ausfagen,articnlirte, rotofole darüber. $.43. b 
Zeugniffe, welche, ftämpelpfliktig find, — « 8.21. A 
» find an und für fih ſtämpelpflichig.. + 21. C. 
Was bloß ald Beftandtheil des Zeugniffes an- 


* 


zuſehen iſt. .. 8.21. D. 95. 4.4. 
Zeugniſſe, ſtämpelfreie. $8.81. 1. I-n, 
r 2.0. 1.2.4.0. 56,6. bb.cc. nn, qq. 53.11. a—e. 


27—30. a- e. 31. 33. 34. b. 42. 
Zeugniffe über den Inhalt fegtwilliger Anordnungen. 9.21. B. 4. 
Zigeuner. Begünftigung im Papflämel. +» +: TB. 
Zinfenvon Staatsfhulden. Quittungen. , « 9.81. 15. a—d, 
Zollbemeſſungen. Recurfe dagegen. } ; « 8.70. 9. b, 


Zoll-Reſtitutionen. Quittungen. * . 8. 81. 16. a. 
Zwangs=-Arbeitshaus, nied. öſterr. 0.0. 84. D. a. 
» » mähr. fchlef. i R — — e-f 


Deridtigungem 





Seite XVI, Ate Berufung v. 0.1... 48. 2. — 810.2. 


XXVI. ift zu Legaliſ. Gef. die Berufung des 8. 70, 11. hinmweggelaffen worden. 

XLITI. ift die nothwendige Cinklammerung der ten bis Tten Zeile von den Worten 
zuicht aber‘ bis „Deilitärperfonen‘ unterblieben. 

2. Abſ. ec. 1. ft. auf die Berg- — auf die, im ber Berg-. 

36. Abf. c. ift die Anführung des Hfkd. v. 4. Juli 1842, 3. 14,197. unterblichen, 

49, ift zu dem Erläuterungen der 88. 7 bis 9, C, 4 bis 59 die Hauptüberfchrift 
„Osittungen“ hinweggelaffen worden. 

50. Abſ. 10, I, ft. Hftd. vom 7, Suni 184. — vom 17, Juni 1841. 

72, 13te Zeile v. o. I. ſt. „nicht in Abfchlag gebracht werden, — nicht in An- 
fchlag gebracht werben, 

75, legte Zeile I. ft. 3. 13,194. — 15,19%, 

84, Nbf. 12. I. ft. 3. 29,264. — 39,264. 

8. Abi, 13. a. l. ſt. $. 84, A, — $. 84, A. w. 

85. Abſ. 14, Ste Zeile I. ft. Bemertung — Vormerkung. 

88, Abf. 25, I, ft. ohne den geringeren te Zeile v, u.) ac. — „oder ben gerin- 
geren ober größeren Bortheil, den fie nach ihren perfönlichen Verhältniſſen 
bamit erreichen kann, zu berüdfichtigen. 

99, Abſ. 6, a, I, ft. Judiciis del, m. vel. m. — jud, del. m, m. 

108, Ate 3. v. o. 1. ft. 3. Febr. 3. ꝛc. — 3. Fehr. 1843, 3. ir. 

130. find aus dem $. 50 nach „Gollegial-Gerichtsbehörbe‘ die Worte hinweggelaſſen 
„und dem Stämpel von 10 Er, für ben Bogen, wann fie bei einer audern 
Gerichtsbehörde“, 

172. legte 3. Abf. a. I. ft. 20. Juli 1843, — 20, Juli 1842, 

180, Abf, h. l. ft. die Verhandlungen über die Streitigkeiten, welche — die Ber- 
handlungen, welche über die Streitigkeiten. 

195. Teste 3. Abf. m. l. ft. 15. Sept. 1843. — 5. Sept, 1843, 

217. Abf. f. vorl, 3. 1. ft, 8, Aug. 1843. — 10, Aug. 1843, 

221. vorl, Z. l. ſt. 8. 81.5.6. — 5. 81.5. h. 

236, Abf, ee/z I. ft. 13. Juli 1841, — 13, Juli 1843, 

238, Abf, qg. I. it. 3. 22,203. — 3. 29,203. 

246, Abſ. e. I. ft. 20, Febr. 1833, — 20, Behr, 1843, 

248. 3.3, 1.3.1. ft. 26. Jänner 1810, — 26. Jänner 1844, 

254, dte 3. v. o. l. ft. 33,477, — 34,477. 

235, Abf, c. L ft. 40,713, — 50,713, 

297. Abf, a, I, it. 1. Behr, 1842, — 8, Behr, 1842. 

298, Abf, b, l. ft. und 45,581, — und vom 18. Jänner 1842, 3. 45,581, 

314, Auf, 4. 1, 3. 41,421, 

339, Abſ. 2, 1, ft, 53,831, — 43,831. 

340, Abſ. 1. I. ft. 9, Juli 1841. — 8, Juli 1841, 

340, Abſ. k. I. ft. und früher vom Juli. — und früher vom 8, Juli, 

364, Abf, 1. legte 3. ſ. ft. 7, Juni 1844, — 17, Juni 1844, 

361, Abf, 3. L. ft. 3. 46,057, — 46,051, 

400, Abf, 2, I, ft. 31,451, — 31,450, 

404, Abf, 1. 1. ft. 45,603. — 45,360. 

435, 2ter Abf. 7. Zeile l. ft. Abi, IT. Buhl, c.) — (Abſ. II. Buchſt. c.) 

619. Anm, 6, l. ſt. „Die ar ober SUR — die Mitſchuld oder Theilz 
nehmung. 

524, iter Abf, Das Eitat „S, Abſ. 3« it zu Löfchen, 

572, Das Hofkd. 3. 4,664 ift vom 4, März 1842 

589, Beſchwerden. l. ſt. 5. 53, — ©, 533, 

590, Blinden-Suftitute I, 8. 85, C. a—c. 
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